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VORWORT. 


Nicht  das  Erscheinen  eines  Werkes  über  Geschichte  und  Literatur 
der  Staatswissenschaften  bedarf  einer  Rechtfertigung;  wohl  aber  die  Art 
und  Form  des  gegenwärtigen  Buclies. 

Dass  unser  unermesslicher  Schriflenvorralh  kein  Werk  aufzuweisen 
hat,  welches  die  Geschichte  der  gesammten  Slaalswissenschaiten  nach  In- 
halt und  Umfang  genügend  dai'stellle,  ist  bekannt.  Wir  besitzen  Gutes 
nur  über  einzelne  Disciplinen,  und  zwar  über  die  Minderzahl  derselben. 
Selbst  die  blossen  Bücherverzeichnisse  sind  unvollständig.  Jeder  Versuch, 
diesen  Mängeln  abzuhelfen,  ist  also  an  sich  berechtigt. 

Allein  ist  es  nicht  eine  Fortsetzung,  wohl  gar  eine  Verschlimmerung 
des   Uebels,  wenn    in  den   der   öffentlichen  Benützung  und  Beurtheilung 
hiermit  übergebenen  Bänden    weder  eine  das  Ganze  umfassende  und  zu- 
sammenhängende Geschichte,   noch   auch   nur  eine  vollständige  Literatur« 
geboten  wird,  sondern  nur  eine  Sammlung  von  Monographieen  ?  —    Nun, 
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eine  Verschlimmerung  wolü  in  keinem  Falle,  indem  in  Ermangelung^  eines 
befriedigenden  Ganzen  eine  bessere  Behandlung  auch  nur  einzelner  Theile 
immerhin  ein  Schrill  vorwärts  ist  Dass  aber  das  Bedürfniss  auf  diese 
Weise  nichl  vollsländig  befriedigt  wird,  gebe  ich  gerne  zu. 

Der  Grund  aber,  warum  ich  mil  Bewusslsein  elwas  Unvollkommenes 
gebe,  ist  einfach  der,  dass  es  mir  persönlich  nicht  möglich  ist,  weiter  zu 
leisten.    Diess  aber  nach  zwei  Seilen  hin. 

Einmal  habe  ich  mich  nicht  mit  {illen  Zweigen  der  Staatswissen- 
schaflen  in  der  Art  beschäftigt,  dass  ich  in  jedem  derselben  ein  selbslstän- 
diges  und  Dritlefi  vorzulegendes  Urtheil  in  Anspruch  nehmen  mochte. 
Und  auch  das,  was  mir  voraussichtlich  an  Leben  und  Kraft  noch  beschie- 
den ist,  würde  zur  Ver\ollsländigung  nichl  ausreichen. 

Zweitens  steht  mir  in  unmittelbarer  Nähe  keine  so  vollkommene 
Büchersammlung  zu  Gebote,  dass  ich  hätte  nach  Belieben  und  mil  der  Ge- 
wissheit der  Vollständigkeit  jede  der  Staatswissenschaften  von  ihrem  Anfange 
an  durch  alle  Zeiten  und  bei  lülen  Völkern  verfolgen  können.  Ich  habe 
es  zwar  an  Ergänzungsbemühungen  nicht  fehlen  lassen.  Theils  bin  ich 
weit  und  breit  Freunden  und  Gönnern  mit  Bitten  um  Millheilungen  ihres 
Eigenthumes  oder  des  ihnen  anvertrauten  öfTentlichen  Gutes  lästig  gewor- 
den ;  (mögen  sie  nochmals  meine  Entschuldigung  und  meinen  Dank  freund- 
lich aufnehmen.)  Theils  habe  ich  mehrere  der  grossesten  Büchersaram- 
lungen  persönlich  besucht.  Allein  Beides  halle  doch  seine  Grenzen;  auch 
reicht  es  nichl  aus  zur  Anlegung  und  Ausführung  jeder  Arbeit. 

So  war  nur  die  Wahl :  entweder  Alles  zu  unterlassen ;  oder  zu  ge- 
ben, was  mir  eben  nach  Kräften  und  Verhältnissen  möglich  war.  Da 
habe  ich  denn  bedacht,  dass  niemals  das  Bessere  der  Feind  des  Guten 
sein  soll  Ich  glaubte,  einige  der  bisher  fühlbaren  Lücken  erträglich  aus- 
füllen zu  können,  und  erachtete  es  für  thörichl,  diess  zu  unterlassen,  weil 
ich  nicht  allen^ärts  denselben  Dienst  leisten  konnte.  —  Mögen  nun 
Andere  allmählich  das  noch  Fehlende  ergänzen,  und  das  Unzusammen- 
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hängende  verbinden.    Am   Ende   wird   denn   doch  das  Ganze   zu  Stande 
kommen. 

Die  verschiedenen  Abhandlungen,  welche  dieses  Werk  bilden, 
sind  nicht  alle  ganz  neu.  Einem  Theile  derselben  liegen  frühere,  von 
mir  an  verschiedene  Zeitschrillen  gegebene  Arbeiten  zu  Grunde.  Kein 
Stück  ist  aber  blos  wieder  abgedruckt;  und  es  bestehen  sogar  die 
Veränderungen  nirgends  nur  in  Zusätzen  und  Verbesserungen  einzelner 
Bestandüieile.  Wesentliche  Umarbeitungen  haben  alle  erhalten ;  und  in 
der  Regel  war  mir  der  ältere  Aufsalz  nur  der  erste  Gedanke,  der  jetzt 
zu  einem  andern  Zwecke  und  mit  sehr  erweiterten  Mitlein  umgearbeitet 
wurde.  Dadurch  sind  die  Iniheren  Abhandlungen  einer  Seils ,  und  zwar 
wohl  um  das  Mehrfache,  erweitert,  anderer  Seils  fast  in  demselben  Maasse 
zusammengezogen  worden;  so  dass  sie  jetzt  nach  Form  und  Inhalt  kaum 
mehr  an  den  Grundstock  erinnern.  Das  gegenwärtige  Buch  ist  somit  kei- 
neswegs eine  spätere  Sammlung  zerstreuter  Abhandlungen,  wie  sie  nicht 
selten  Schriftsteller  mit  Recht  oder  Unrecht  abdrucken  lassen ,  zur  leich- 
teren  Zugänglichkeil  und  damit  sich  eine  Uebersichl  über  ihre  Thätigkeit 
oder  ihre  Gedanken  bilde;  sondern  es  sind  neue  selbstständige  Arbeilen 
über  Gegenstände,  welche  früher  schon  denselben  Verfasser,  aber  zu  an- 
deren Zwecken  und  in  unvollkommenerer  Weise,  beschäftigt  hatten.  Pass 
gelegentlich  eine  frühere  Darstellung  beibehalten  wurde,  wo  auch  jetzt  noch 
der  Gedanke  richtig  und  die  Form  die  entsprechende  schien,  wird  man 
natürlich  finden.  Eine  Aenderung  wäre  in  solchem  Falle  eine  kindisch- 
nutzlose Mühe,  wo  nicht  gar  eine  bewusste  Verschlimmerung  gewesen. 

Ich  habe  in  einem  hlerargeschichtlichen  Werke  weder  für  meine 
subjective  politische  Ansicht  Anhänger  gewinnen,  noch  wissenschaftliche 
Lehren  ihrer  selbst  wegen  erörtern  wollen.  Allein  wenn  meine  Auffas- 
sung der  staatlichen  Leistungen  und^  Meinungen  Anderer  Einheit  haben 
sollte,  so  mussle  ich  selbst  von  einem  bestimmten  politischen  Stand- 
punkte ausgehen  und  diesen  folgerichtig  festhalten.  Auch  konnte  der 
Leser  mit  Recht  verlangen ,  dass  ich  meine  Grundanschauung  klar  aus- 
spreche, damit  er  von  vorne  herein  wisse,  wie  er   sich  zu  meiner  Dar- 
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Stellung  im  Ganzen  und  Einzelnen  verhalle.  Dogmatische  Salze  aber 
waren  ofl  unentbehrlich,  wenn  nicht  ein  Urlheil,  sei  es  über  eine  Rich- 
tung der  Wissenschaft  sei  es  über  einzelne  angeführte  Bücher,  in  der 
Luft  hängen  oder  ganz  unverständlich  sein  sollte.  Ich  hoffe,  in  beiden 
Beziehnngen  nicht  mehr  gcthan  zu  haben,  als  eben  nolhvvondig;  dass 
ich  aber  immer,  das  heisst  bei  Allem  und  bei  Allen,  sachliche  Zustim- 
mung finden  werde,  kann  ich  natürlich  nicht  hofTcn,  weil  es  unmöglich 
ist.  Ich  werde  mich  gerne  mit  der  Anerkennung  begnügen,  (welche  ich 
zu  verdienen  glaube,)  dass  ich  Gründe  zu.  meiner  Ansicht  habe,  und  nie- 
mals gegen  besseres  Wissen  und  aus  Nebenabsichten  Sätze  aufstelle. 

Heidelberg,  15.  März  1855. 
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EINLEITUNG. 


I. 

Gesichtspunkte. 


Die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  unterscheidet  sich  von  der  Ge- 
schichte aller  anderen  Wissenskreise  in  auffallender  und  wesentlich  bestim- 
mender "Weise. 

Allerdings  ist  die  Geschichte  jeder  Wissenschaft  ein  mehr  oder  we- 
niger wichtiges  Stück  der  Lebensgeschichte  des  ganzen  Menschengeschlechtes. 
Diess  aber  nicht  etwa  blos  desshalb,  weil  eine  "Wissenschaft  immer  auch  die 
Theorie  practischer  Lebensbeziehungen  ist,  sei  es  nun  des  Verhältnisses  zu  den 
tiber  uns  stehenden  Gesetzen  und  Mächten,  sei  es  des  Benehmens  von  Menschen 
gegen  ihres  Gleichen,  sei  es  endlich  der  Beherrschung  des  Stoffes;  und  weil 
somit  die  Geschichte  dieser  Wissenschaft  auch  die  entsprechenden  Phasen 
menschlichen  Handelns  erläutert.  Sondern  mehr  noch,  weil  eine  Wissenschaft 
ein  Theil  des  ganzen  geistigen  Seins  der  Menschen  ist,  ihre  Geschichte  also  ein  we- 
sentlicher Beitrag  zur  Entwicklung  des  menschlichen  Geistes  überhaupt.  Keine 
Lehre  steht  allein  und  nur  durch  sich  selbst  bedingt.  Zwar  sind  die  Einwir- 
kungen der  übrigen  geistigen  Eigenschaften  und  Zustände  von  verschiedener 
Macht  bei  den  einzelnen  Wissenschaften;  allein  in  jeder  spiegeln  sich  doch 
die  übrigen  Kräfte  und  deren  Bildungsstände  ab.  Ihre  Geschichte  kann  nicht 
vollständig  begriffen  werden  ohne  eine  Kenntniss  von  den  übrigen  Kreisen 
des  geistigen  Lebens,  und  sie  wirft  dagegen  wieder  Licht  auf  dieselben.  — 
Dennoch  bildet  in  der  Regel  die  Geschichte  einer  Wissenschaft  ein  zusammen- 
hängendes und  logisch  sich  entwickelndes  Ganzes.  Sie  beginnt  im  Zweifel  mit 
den  frühesten  Zeiten,  zu  welchen  unsere  Kenntniss  überhaupt  hinaufreicht,  ge- 
wöhnlich in  unscheinbaren  Anfängen;  und  von  diesem  Ausgangspunkte  schrei- 
tet sie  langsam  aber  unaufhaltsam  vorwärts.  Zuweilen  freilich  bleibt  eine 
Wissenschaft  völlig  stehen,  oder  sie  verläuft  sich  auch  wohl  vorüber- 
gehend in  eine  falsche  Bahn;  ihre  Kenntniss  mag  sogar  bestimmten  Vollmern 
nach  einer  grossen  zerstörenden  Weltbegebenheit  wieder  ganz  abhanden  kom- 
men.   Allein  immer  erhält  sich  irgendwo  auf  der  Erde  das  bereits  Gewonnene 
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^m  Leben  oder  in  Schriften,  und  \ras  einmal  als  vrahr  festgestellt  ist,  geht 
nicht  wieder  unter;  eine  schlechte  Richtung  wird  wieder  verlassen;  und  immer 
knüpft  sich  eine  neue  richtige  Thätigkcit  unmittelbar  an  das  letzte  wahre 
Ergebniss  an.  Man  sehe  die  Geschichte  der  Mathematik,  der  Astronomie, 
der  Heilkunde,  der  Volkswirthschaft ,  selbst  die  der  Philosophie,  welche  trotz 
alles  Auseinandergehens  der  Schulen  doch  eine  nothwendige  innere  Einheit  hat. 

Ganz  anders  bei  der  "Geschichte  der  Staatswissenschaften.  Hier  sind  die 
in  anderen  "Wissenschaften  nur  gelegentlich  und  erläuternd  eintretenden  Bezie- 
hungen zu  den  übrigen  menschlichen  Zustünden  und  Gedanken  nicht  blos  eine 
Ergänzung  des  eigenthümlichen  Inhaltes,  sondern  sie  sind  das  Wesen  selbst. 

Einerseits  ist  es  nämlich  ein  ewig  wahres  "Wort,  dass  der  Mensch  ein 
im  Staate  lebendes,  nur  in  ihm  gedeihendes  Geschöpf,  ein  \^dSov  noXttixoy 
sei.  Er  kann  weder  leiblich  bestehen  und  sein  Dasein  erhalten,  noch  geistig 
irgend  wie  sich  entwickeln  ausserhalb  des  einheitlichen  Organismus,  dessen  "Wesen 
die  Förderung  gemeinschaftlicher  Zwecke  ist,  d.  h.  ausserhalb  des  Staates; 
und  je  besser  der  Staat  eingerichtet  ist,  desto  mehr  gedeiht  auch  der  in  ihm 
lebende  Mensch  in  allen  seinen  Beziehungen.  Jenes  zeigen  am  besten  die  we- 
nigen unendlich  elenden  "Wesen,  welche  man  ohne  staatliche  Verbindung  ge- 
funden hat  in  einigen  der  entferntesten  und  wildesten  Länder.  Die  staatlosen 
Bewohner  des  Feuerlandes  oder  Australiens  sind  nicht  blos  in  beständigem, 
nicht  immer  siegreichem  Kampfe  mit  dem  Hungertode ;  sondern  sie  stehen  auch 
geistig  kaum  über  den  höheren  Gattungen  der  Thiere,  weil  ihnen  Schutz 
und  gegenseitige  Hülfe  fehlt.  Um  aber  zu  sehen,  wie  vollständig  das 
leibliche  und  geistige  Gedeihen  der  Menschen  Schritt  hält  mit  der  Ausbildung 
des  Staates,  stelle  man  neben  das  Behagen,  die  Kenntnisse  und  die  Sittlich- 
keit des  Engländers  die  Zustände  der  Angehörigen  von  Dahomey,  Persien  oder 
Russland;  man  halte  unser  jetziges  Sein  neben  das  unserer  eigenen  Vorältcrn 
in  den  mittelalterlichen  Staaten. 

Auf  der  andern  Seite  ist  es  eben  so  unläugbar,  dass  auch  solche  Kreise 
des  menschlichen  Handelns,  Wissens  und  Fühlens,  welche  nicht  unmittel- 
bar zu  dem  staatlichen  Organismus  gehören ,  vielfach  einen  Einfluss  desselben 
verspüren.  Und  zwar  diess  nicht  etwa  blos  mittelbar,  indem  der  Staat  für  den 
Denker,  den  Arbeiter,  den  Besitzenden  Sicherheit  schafft,  und  ilmen  damit  die 
"Verfolgung  und  den  Genuss  ihrer  verschiedenen  Beschäftigungen  ermöglicht; 
sondern  auch  geradezu,  und  zwar  selbst  in  mehr  als  P^iner  "Weise,  bald  auf 
günstige,  bald  auf  unliebsame  Art.  —  Der  Staat  bedarf  nämlich  vor  Allem 
vieler  und  verschiedener  geistiger  Kräfte  und  Kenntnisse,  so  wie  einer  grossen 
Menge  von  stofflichen  Erzeugnissen  und  von  Einrichtungen.  Durch  seine  Nach- 
frage weckt  er  die  schaffende  Kraft,  und  ist  somit  die  "N'cranlassung  von  Ausbil- 
dung in  Wissenschaften,  Künsten  und  Gewerben,  von  Erfindungen  und  Her- 
stellungen, wclciic  ohne  sein  "Verlangen  gar  nicht  entstanden  wären.  Es  ist 
diess  aber  von  um  so  grösserer  Bedeutung,  als  diese  Hervorrufungen  des  Staa- 
tes thcils  auch  auf  solchen  Entwicklungsstufen  der  "Völker  vorkommen,  wo  die 
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Bedürfnisse  und  Mittel  des  Volkes  selbst  noch  gering  sind  und  an  sich  schwach 
wirken  würden,  tbeils  nicht  selten  die  Forderungen  des  Staates  der  Thätigkeit 
eine  Richtung  geben,  welche  sie,  sich  selbst  überlassen,  nicht  einschlagen 
würde.  Es  leuchtet  nun  ein,  dass  diese  künstlichen  Steigerungen  je  nach  Um- 
ständen nützHch  oder  störend  sein  können.  —  Zweitens  erkennen  wenigstens 
die  meisten  Staaten  die  Yerpflichtung ,  zur  möglichst  allseitigen  Bildung  des 
Volkes  eigene  Vorkehrungen  zu  treffen,  und  diese  Schritt  halten  zu  lassen  mit 
den  in  Folge  erweiterter  geistiger  oder  gewerblicher  Entwicklungen  immer 
neu  entstehenden  Forderungen.  Diese  Unterrichtsanstalten,  Sammlungen,  Aus- 
stellungen u.  s.  w.  wirken  nun  aber  in  den  weitesten  Kreisen  der  menscldi- 
chen  Thätigkeit  und  Bildung,  auch  weit  über  den  Umfang  des  staatlichen  Le- 
bens hinaus.  Und  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es,  dass  auch  auf  die 
Richtung  und  den  Inhalt  der  entsprechenden  Thätigkeiten  sehr  bedeutend  ein- 
gewirkt wird  durch  den  vom  Staate  seinen  Eim'ichtungen  cingeflössten  Geist. 
Dieser  mag  der  richtige,  er  kann  aber  auch  verkehrt  und  verderblich  sein. 
Ein  schlechtes  Unterrichtssystem  z.  B.  hat  schon  mehr  als  Einem  Volke  auf 
Jahrhunderte  hin  geschadet.  —  Endlich  wirken  nothwcndig  die  grossen  staat- 
lichen Begebenheiten,  als  da  sind  Kriege,  innere  Umwälzungen,  Kämpfe  um 
das  Regierungsrecht,  mächtig  auf  die  gesammtcn  Zustände  der  Völker.  Häufig 
leider  störend  und  hemmend.  Man  denke  an  den  dreissigj ährigen  Krieg  in 
Deutschland ,  an  die  Religionskriege  in  den  spanischen  Niederlanden ,  an 
die  asiatischen  Weltstürme  und  an  die  Eroberungen  der  germanischen  Barbaren. 
Nicht  selten  rütteln  jedoch  auch  solche  tief  gehende  und  alte  Formen  zerbre- 
chende Bewegungen  die  sämuitlichcn  Kräfte  eines  Volkes  auf,  so  dass  sich 
noch  während  derselben  oder  doch  kurz  nachher  in  allen  Richtungen  der 
menschlichen  Thätigkeit  regeres  Leben  und  selbsständige  Kraft  zeigt.  So  in 
Deutschland  und  in  England  nach  der  Reformation,  in  Frankreich  nach  den 
inneren  Unruhen  im  siebzehnten  Jahrhundert  und  nach  der  grossen  Revolution. 
Aus  diesen  mächtigen  Wechselwirkungen  ergiebt  sich  denn  nun  zunächst 
die  eigenthümliche  Aufgabe  und  der  Inhalt  der  Staatswissenschaften  selbst. 
Die  wünschenswerthe  und  rechtlich  begründete  Beschaffenheit  des  Staates  ist 
nicht  etwa  nach  apriorischen  Gedanken  feststellbar,  sondern  sie  wird  vielmehr 
von  der  jeweiligen  geistigen,  wirthschaftUchen  und  geschichtlichen  Beschaffen- 
heit des  betreffenden  Volkes  vorgeschrieben.  Die  "Wissenschaft  vom  Staate 
muss  also  allen  begründeten  Forderungen  gerecht  werden,  welche  das  ver- 
schiedene, veränderliche  und  sich  ausdehnende  Leben  stellt.  Je  nach  der 
Bildungsstufe  der  Völker  und  somit  ihren  Lebenszwecken  bestimmen  sich  auch 
die  Aufgaben  und  Einrichtungen  des  Zusammenseins.  Jeder  Hauptauffas- 
sung des  menschhchen  Daseins  auf  der  Erde  entspricht  eine  eigene  Staats- 
gattimg; diese  aber  hat  ihre  Theorie.  Selbst  bei  Beharren  in  "Wesentlichem 
machen  sich  doch  neue  Grundsätze  und  Gestaltungen  Platz,  bisherige  ver- 
schwinden allmähUch  oder  nehmen  ein  gewaltsames  Ende.  Eine  einzige  Entdeckung 
kann  weitgreifende  Aenderungen  auch  im  Staate  veranlassen.      Für  diess  alles 


5  Gesichtsptinkte. 

ist  das  Gesetz  nnd  die  Beschränkung  auch  theoretisch  festzustellen.  Ein  neuer 
religiöser  Glaube  kann  die  ganze  bisherige  theoretische  Grundlage  des  Zusam- 
menlebens unmöglich  machen.  Die  allgemeine  Ueberzeugung  von  der  Zweck- 
mässigkeit einer  neuen  Staatsform  nöthigt  zu  deren  Einführung  und  dann  auch 
zu  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung.  Umgekehrt  aber  begicbt  es  sich  auch 
nicht  selten,  dass  eine  vom  Staate  zunächst  für  seine  Zwecke  getroffene 
Einrichtung  von  so  grossen  Wirkungen  auf  geistige  oder  stoffliche  Lebens- 
kreise ausserhalb  seines  Organismus  ist,  dass  er  sich  einer  nochmaligen  Prü- 
fung der  theoretischen  Richtigkeit  nicht  entziehen  kann.  Sollte  es  erst  nü- 
thig  sein,  Beispiele  solcher  Bewegungen  in  den  Staatswissenschaften  namhaft 
zu  machen?  Man  denke  nur  an  die  durchgreifenden  Umwälzungen,  welche 
das  bei  den  neueren  europäischen  Völkern  allmählig  entstehende  Gefühl  der 
natürlichen  Gleichheit  der  Menschen  in  dem  ganzen  Staatsrechte,  philosophi- 
schem sowohl  als  positivem,  hervorgebracht  hat  An  die  gänzlich  verschiede- 
nen Begriffsbestimmungen  vom  Staate,  welche  im  Gegensatze  mit  der  antiken 
Auffassung  die  mittelalterliche  Anschauung  eines  allgemeinen  christlichen  Welt- 
reiches, dann  aber  wieder  die  Reformation  durch  Auflösung  dieses  Gedankens 
erzeugte.  An  die  neueren  Theorieen  in  der  Volkswirthschaftslehre,  in  der  Po- 
lizeiwissenschaft, im  öffentlichen  Rechte,  welche  das  durch  steigende  Bevölke- 
rung, Drang  der  Mitwerbung  und  erleichterten  Verkehr  erzeugte  Verlangen 
nach  Gewerbefreiheit,  Bodenfreiheit,  Handelsfreiheit  hervorbrachten.  An  die 
jetzt  eben  sich  durcharbeitende  neue  Lehre  von  der  völkerrechtlichen  Auf- 
gabe des  Staates,  welche  lediglich  eine  Folge  der  allmählig  bei  den  gesittig- 
ten  Völkern  verbreiteten  Ilumanität  ist. 

Hieraus  erklärt  sich  denn  nun  aber  schliesslich  die  ganz  eigenthümliche 
Beschaffenheit  einer  Geschichte  der  Staatswissenschaften.  Dieselbe 
kann  immöglich  die  Schilderung  eines  sich  ruhig  und  aus  sich  selbst  folgerich- 
tig entwickelnden  Gedankenganges  sein,  oder  die  blosse  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Männer  und  Leistungen,  welche  durch  ihre  besondere  Bedeutung  je 
wieder  folgerichtig  um  einen  weiteren  Schritt  förderten.  Da  der  Gang  der 
politischen  Wissenschaften  mit  dem  ganzen  Leben  des  menschlichen  Geschlech- 
tes und  mit  der  natürlichen  Beschaffenheit  der  einzelnen  Völker  auf  das  engste 
zusammenhängt,  so  spiegelt  sich  in  ihm  auch  der  Verlauf  der  Weltgeschichte 
und  das  Wesen  der  verschiedenen  Nationalitäten  fortwährend  ab,  und  man  wird 
immer  wieder  zur  Schilderung  neuer  Theorieen  und  der  Entwicklung  ganz 
verschiedenartiger  Auffassungen  fortgerissen.  Kattlrlich  zeigt  sich  auch  hier 
ein  Weiterschreiten  von  einem  ersten  Gedanken  zu  seinen  Entwicklungen, 
eine  stufenweise  Berichtigung  von  Irrthüracrn,  die  schlicssliche  feste  Gewin- 
nung Ton  Grundsätzen  für  Denken  und  Handeln.  Ebenso  darf  man  sich  ohne 
Zweifel  mit  Recht  dem  tröstlichen  Gedanken  hingeben,  dass  im  Ganzen  das 
Menschengeschlecht  sich  zu  besseren  Zuständen  ausbildet  in  weiten  und  un- 
regelmässigen Spiralen;  und  insofeme  mögen  denn  auch  die  Staatswissenschaf- 
ten sich  im  Allgemeinen  zu  weniger  Unvollkommenem  emporarbeiten.     Allein 
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jene  raschen  und  unmittelbaren  Ausbildungen  bestehen  doch  immer  nur  inner- 
halb derselben  Phasen  staatlicher  Zustände  und  Anschauungen;  wenn  diese 
thatsächlich  anderen  Platz  machen,  fängt  auch  eine  neue  Theorie  an.  Es 
entsteht  also  besten  Falles  eine  Reihe  von  Ausarbeitungen  einzelner  Pro- 
bleme, aber  keineswegs  eine  Geschichte  des  Fortschreitens  von  einem  erwie- 
senen Satze  zum  nächsten  Folgesatze,  und  von  diesem  weiter.  Anders  die  Ge- 
schichte mathematischer  und  naturgeschichtUcher  "Wissenschaften,  welche  hinter 
eine  einmal  gewonnene  Stufe  nie  wieder  zurückzukehren  brauchen  und  welche 
keine  verschiedene  Wahrheit  in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern  haben;  an- 
ders die  der  politischen  Disciplinen,  welche  durch  den  Gang  der  äusseren  Bege- 
benheiten in  die  verschiedenartigsten  und  sich  wohl  geradezu  widersprechende 
Systeme  geworfen  werden,  und  welche  oft  zu  gleicher  Zeit  bei  verschiedenen  Völ- 
kern ganz  abweichende  Aufgaben  zu  lösen  haben.  Die  vermuthliche  allgemeine 
Hebung  des  gesammten  Menschengeschlechtes  und  die  damit  ebenfalls  fort- 
schreitende Ausbildung  der  Staatswissenschaften  schafft  aber  desshalb  eine 
geringe  Aenderung,  weil  jener  Vorschritt  ausserordentüch  langsam  geht,  in 
grossen  Abschnitten  dem  menschlichen  Auge  sogar  völlig  entschwindet,  sein  Plan 
unserer  Einsicht  noch  ganz  entzogen  ist,  imd  sich  somit  auch  aus  ihm  ein  deut- 
licher leitender  Gedanke  für  die  Einheit  der  staatswissenschaftlichen  Entwick- 
lung bis  jetzt  nicht  ergiebt. 

Aus  diesen,  wohl  unläugbarcn,  Thatsachen  ist  denn  nun  aber  ein  dop- 
pelter Schluss  zu  ziehen. 

Einmal,  —  und  diess  zur  Rechtfertigung  der  ganzen  Anlage  und  Beschaf- 
fenheit des  gegenwärtigen  Werkes ,  —  dass  eine  Reihenfolge  von  einzelnen 
monographischen  Abschnitten  aus  der  Geschichte  der  Staatswissenschaften  keine 
Zerstörung  eines  innern  organischen  Zusammenhanges  ist,  sondern  daraus 
nur    etwa  eine   stoffliche  UnvoUständigkeit  entsteht. 

Zweitens  aber,  dass  es  zweckmässig  ist,  einige  allgemeine  Gesichtspunkte 
festzustellen,  welche  dazu  dienen  können,  die  einzelnen  Entwicklungsphasen 
einer  Staatswissenschaft  oder  die  herausgegriffene  Schilderung  einer  solchen 
richtig,  und  namentlich  im  Verhältnisse  zu  den  übrigen  Theilcn  der  gesamm- 
ten Staatswissenschaften,  aufzufassen. 

Solcher  zurechtstellender  Gesichtspunkte  scheinen  es  nun  aber  nament- 
lich drei  zu  sein:  —  die  Erörterung  der  Umstände,  welche  in  einer  Wissen- 
schaft überhaupt,  und  in  einer  Staatswissenschaft  insbesondere,  emen  Fort- 
schritt der  bisherigen  Behandlung  bedingen;  —  die  Erörterung  der  Gründe, 
welche  bei  den  verschiedenen  Völkern  gerade  die  von  ihnen  thatsächlich  em- 
gehaltene  Richtung  der  Staatswissenschaften  bedingen;  —  endlich  ein  allge- 
meiner Ueberbhck  über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  sämmtUchen  Staatswis- 
senschaften, gleichsam  ein  kurzes  Inventar  ihres  Vermögens. 
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Die  Bedingungen  des  Fortschrittes  in  einer  Wissenschaft, 
namentlich  einer  Staatswissenschaft. 

Es  yräre  gleich  unrichtig,  anzunehmen,  dass  die  Ausbildung  einer  Wis- 
senschaft in  gleichmüssigem  Fhisse  und  mit  völlig  freiem  Willen  von  Seiten 
der  Arbeiter  vor  sich  gehe;  und  dass  das  Verdienst  regelmässig  einzelnen 
grossen  Denkern  zukomme. 

Was  das  erstere  betrifft,  so  zeigt  schon  eme  oberflächHche  Uebersicht 
über  die  Literatur  jedes  Faches,  dass  die  Vermehrung  der  Schriften  in  Zwi- 
schenräumen und  gleichsam  stossweise  geschieht,  so  dass  sich  nach  kürzerer 
oder  längerer  Ruhe  mit  einemmale  vielseitige  TLätigkeit  entwickelt.  Piötzüch 
wird  es  Sitte,  sich  mit  einem  Gegenstande  zu  beschäftigen ;  Kritiken  der  Grund- 
lagen, Systeme,  Monographieen  sprossen  in  Menge  auf.  Dann  tritt  wieder 
allmühhg  Stillschweigen  ein,  und  man  zehrt  von  dem  in  Menge  imd  mit 
Hast  Geleisteten. 

Diess  geschieht  aber  keineswegs  immer  in  Folge  eines  grossen  und  eine 
ganz  neue  Bahn  eröffnenden  Anstosses  durch  Einen  bedeutenden  Mann.  Al- 
lerdings kommen  auch  solche  Fälle  vor.  Ein  besonders  begabter  Geist  stellt 
einen  neuen  wichtigen  Gedanken  auf,  welcher  nun  im  Einzelnen  von  Anderen 
verarbeitet  und  weiter  gefördert  wird,  vielleicht  zu  einer  völligen  Umarbeitung 
des  bisherigen  Systemes  ftllirt.  Oder  ein  unermüdlicher  Forscher  hat  mit  lan- 
gem stillem  Fleissc'die  Thatsachen  gesichtet,  sie  systematisch  zusammenge- 
stellt, die  Schlüsse  gezogen,  und  so  die  Wissenschaft  wo  nicht  in  eine  ganz 
andere  Bichtung  gebracht,  so  doch  auf  eine  höhere  Stufe  der  Ausbildung 
gehoben.  Hier  zieht  sie  dann  aufs  Neue  die  Augen  auf  sich,  imd  auch  gerin- 
gere Kräfte  finden  sich  zu  helfender  und  theilweiser  Thätigkeit  gereizt.  Ein 
Keppler,  Grotius  oder  Hegel  hat  durch  seine  Einzelkraft  Wissenschaf- 
ten geschaffen  oder  ihnen  wenigstens  ganz  neue  Felder  geöffnet,  auf  welche 
nun  die  Bebauer  von  allen  Seiten  zuströmten.  Allein  weitaus  in  den  meisten 
Fällen  sind  die  Fortschritte  in  den  Wissenschaften  das  Ergebniss  von  äusse- 
ren oder  inneren  Verhältnissen,  welche  dann  freilich  von  ttichtiger  Kraft  be- 
griffen und  benutzt  wurden,  ohne  deren  Vorhandensein  die  neue  Arbeit 
nicht  unternommen  worden  wäre  und  vielleicht  nicht  hätte  unternommen  wer- 
den können. 

Es  lassen  sich  aber  leicht  viererlei  verschiedene  Entwicklungsbodingungen 
dieser  Art  auffinden. 

Entweder  hat  sich  nämlich  während  eines  langem  Stillstandes  der  Wis- 
senschaft allmählig  eine  Anzahl  von  Thatsachen  aufgesammelt,  welche  aus  den 
bisher  aufgestellten  Grundsätzen  nicht  genfigcnd  erörtert  werden  können;  sind 
Fälle  aufgefunden  worden,  welche  unter  die  Kategorieen  des  herrschenden 
Systemes  logisch  nicht  zu  bringe»  sind;  oder  sind  Fragen  entstanden,  welche 
die  jetzige  Lehre  nicht  zu  beantworten  im  Stande  ist.    Hier  drängen  denn  diese 
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Verlegenheiten  endlich  zu  der  Prüfung  des  ganzen  mssenschaftlichen  Stand- 
punktes, mit  ■welchem  man  sich  bis  jetzt  begnügte;  und  es  müssen  höhere 
oder  richtigere  Sätze  aufgefunden  werden,  durch  welche  auch  die  neueren  Auf- 
gaben zu  lösen  sind.  Die  "Wissenschaft  wird  also  bis  zu  einer  Stufe  geführt, 
auf  welcher  sie  die  bereits  vorliegenden  Thatsachen  wieder  beherrscht. 

Oder  aber  sind  in  einem  anderen  Zweige  des  menschlichen  "Wissens  und 
Denkens  Fortschritte  gemacht  worden,  welche  auch  auf  die  diesseitige  "Wissen- 
schaft ein  neues  Licht  werfen.  Es  erscheint  in  demselben  das  bisher  als  wahr  An- 
genommene als  unrichtig;  oder  es  stellt  sich  wenigstens  das  Bedürfniss  einer 
neuen  formellen  Behandlung  heraus.  Hierbei  ist  es  gar  nicht  einmal  nothwen- 
dig,  dass  die  cinfiusstibende  Wissenschaft  stofflich  verwandt  sei.  Theils  kön- 
nen zufällige  Berührungen  stattfinden;  hauptsächlich  aber  mag  die  Verän- 
derung der  bisherigen  Methode  nöthig  erscheinen  durch  einen  glücklichen  Vor- 
gang auf  anderem  Gebiete.  Man  denke  nur  an  den  grossen  Einfluss,  welchen 
ein  neues  philosophisches  System  auch  auf  solche  Fächer  ausübt,  mit  deren 
Stoff  es  sich  gar  nicht  beschäftigt.  Selbst  wenn  im  Inhalte  einer  Wissen- 
schaft keine  wesentlichen  Veränderungen  vorgegangen  sind,  kann  es  nöthig 
werden,  sie  formell  und  stofflich  mit  anderen  W^isseuskreisen  in  Einklang  zu  set- 
zen, nicht  nur  damit  sie  nicht  veraltet  und  geschmacklos  erscheine,  sondern 
damit  sie  verstanden  werde. 

Drittens  finden  wir,  dass  eine  gewaltige  Durchwühlung  der  gesammten 
menschlichen  Zustände  mittelst  tiefgehender  und  langwieriger  bürgerlicher  Unruhen, 
grosser  auswärtiger  Kriege  oder  Umgestaltungen  in  Religion  und  Kirche  auch 
ganz  ausserhalb  ihres  unmittelbaren  Gedankenkreises  eine  grosse  geistige  Be- 
wegung hervorzurufen  geeignet  ist,  und  somit  auch  eine  Steigerung  der  wis- 
senschaftlichen Thätigkeit  im  Gefolge  haben  kann.  Es  ist  diess  auch  ganz  begreif- 
lich :  theils  weil  so  grosse  Ereignisse  und  vielleicht  so  grosse  Nothstünde  den  Men- 
schen überhaupt  aufrütteln  und  alle  seine  Kräfte  ins  Spiel  bringen;  theils  weil 
in  solchen  Zeiten  kräftige  Naturen  aus  allen  Schichten  der  Gesellschaft  an  die 
Oberfläche  geworfen  und  in  Thätigkeit  versetzt  werden.  Von  diesen  in  un- 
gewöhnlicher Weise  und  Anzahl  lebendig  gewordenen  Geistern  kommen  dann 
immer  auch  einzelne,  alsbald  oder  später,  der  Wissenschaft  zu  Gute.  Sie  er- 
greifen diese  Wirksamkeit ,  wenn  diejenige ,  welcher  sie  anfänglich  und  zu- 
nächst zugewendet  waren,  aus  irgend  einem  Grunde  fehlt;  und  es  sind  natür- 
lich keine  gewöhnhchen  Menschen,  welche  sich  aus  dem  Getümmel  des  Lebens 
zum  stillen  Schaffen  wenden.  Auch  trägt  es  zu  höheren  Leistungen  in  solcher  Zeit 
und  kurz  nach  derselben  unzweifelhaft  bei,  dass  der  Maasstab,  welchen  man  an 
Leistungen  und  Erscheinungen  anlegt,  überhangt  ein  grösserer  geworden  ist. 
Unter  weltgeschichtlichen  Veränderungen  im  Leben  nehmen  sich  kleinüche  Ge- 
danken imd  schwächliche  Bücher  doppelt  kläglich  aus. 

Endlich  kann  der  ganze  Standpunkt  der  menschlichen  Gesittigung  ein 
anderer  geworden  sein.  Wenn  die  Auffassung  der  Gebildeten  von  der  Welt 
überhaupt,  namentlich  von  dem  sittlichen  Verhältnisse  des  Menschen  zu  derselben 
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im  Allgemeinen  nnd  zu  anderen  Menschen  insbesondere  sich  ändert,  so  werden  in 
allen  einzelnen  ethischen  Gebieten  die  intellectuellen  Standpunkte  und  die  prakti- 
Bchen  Forderungen  verrückt.  Früher  als  genügend  Erachtetes  erscheint  dann 
als  unfertig,  wohl  gar  als  roh  und  unwürdig;  neue  Pflichten  erfordern  aucheiuo 
Veränderung,  wo  nicht  völhge  Neugestaltung  der  Einrichtungen,  deren  Gesetze 
dann  gefunden  und  entwickelt  werden  müssen;  in  der  Regel  entstellt  wohl  ein 
Streit  mit  dem  Bisherigen,  welches  seine  innere  und  äussere  Berechtigung 
nicht  so  leichten  Kaufes  aufgeben  will,  und  also  kritisch  und  thatsäclüich  durch 
bessere  Leistungen  tiberwunden  werden  muss.  Diess  Alles  aber  ruft  eine  grosse 
Bewegung  in  der  Literatur  hervor,  und  bewirkt,  sei  es  positiv,  sei  es  wenig- 
stens negativ,  eine  fruchtbare  Förderung  der  Wissenschaft,  zuweilen  wohl 
einen  ganz  neuen  Lebensabschnitt  derselben. 

Die  Richtigkeit  dieser  Sätze  lässt  sich  denn  namentlich  an  der  Geschichte 
der  Staatswissenschaften  auf  das  anschaulichste  nachweisen. 

Nichts  wäre  ungerechter,  als  die  Behauptung,  dass  niemals  einzelne 
bedeutende  Männer  durch  ihre  persönlichen  Leistungen  grosse  Fortschritte  in 
den  politischen  Wissenschaften  bewirkt  haben.  Gerade  in  diesen  Fächern 
leuchten  bestimmte  Männer  als  Sterne  erster  Grösse;  und  es  sind  sogar  ganze 
Wissenschaften  durch  die  klare  Einsicht  und  tüchtige  Leistungen  Einzelner 
gegründet  worden.  Dürfen  doch  die  Staatsgelehrten  ihren  Stammbaum  hin- 
aufführen bis  auf  Piaton  und  Aristoteles;  auf  Jenen,  als  den  Begründer 
des  philosophischen  Staatsrechtes,  auf  Diesen,  als  den  Urheber  einer  systema- 
tischen Staatskunst.  Niemand  wird  (was  er  sonst  auch  von  dem  Inhalte  der 
Lehre  halten  mag)  Machiavclli  den  Ruhm  streitig  machen,  dass  durch 
ihn  die  Politik  einen  ganz  neuen  Inhalt  bekommen  hat;  und  man  darf  nur 
die  bis  auf  die  neueste  Zeit  herabreichendc  Reihenfolge  von  Gegnern,  Verthei- 
digem  •  und  Erklärern  betrachten ,  um  einen  Begriff  von  dem  Anstosse  zu 
erhalten,  welchen  dieser  Manu  den  Staatswissenschaften  gegeben  hat.  H.  Gro- 
tius  ist  der  unbestrittene  Gründer  des  wissenschaftlichen  Völkerrechtes.  Die 
Utopien  sind  Vielen  ein  Gegenstand  des  Lächelns  oder  Achselzuckens,  wäh- 
rend Andere ,  wohl  mit  mehr  Recht ,  in  denselben  eine  geistreiche  Form  des 
Widerspruches  gegen  bestehende  Missbräuche  und  falsche  gesellschaftliche  und 
staatliche  Auffassungen  sehen.  Wie  dem  immer  sei,  jeden  Falles  ist  Th.  Mo- 
rus  die  Erfuidung  der  ganzen,  immer  noch  bearbeiteten  Gattung  von  Staats- 
schriften einzuräumen.  Die  Gründung  des  Staates  auf  eine  Reihenfolge  von 
Verträgen  durch  H  ebb  es  hat  eine  fast  die  ganze  gesittigte  Erde  umfassende 
und  noch  immer  nicht  ganz  erloschene  Schule ,  hat  unzählige  Schriften  aller 
Art  henorgerufen ,  auf  Jahrhunderte  dem  philosophischen  Staatsrechte  eine 
Richtung  gegeben.  Welch'  mächtige,  günstige  sowohl  als  falsche,  Bewegung 
hat  Montesquieu  in  fast  allen  Staatswissenschaften  hervorgerufen!  Seine 
Lehre  von  der  Gcwaltentheilung  hat  die  tiefsten  und  nachhaltigsten  Wirkungen 
anf  philosophisches  nnd  positives  Staatsrecht,  auf  Staatskunst  und  Philosophie 
der  Geschichte  gehabt     Dass  A.  Smith  eine  neue  Theorie   der  politischen 
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Oekonomie  gegründet  hat,  weiss  jedes  Kind.  Achenwall  hat  den  Tact  ge- 
habt ,  für  die  Darstellung  der  staatlichen  Zustände  eine  abgerundete  Form, 
eine  Methode  und  einen  Namen  zu  finden,  damit  aber  die  immer  weiter  auf- 
blühende neue  Staatswissenschaft  der  Statistik  in  den  Kreis  der  übrigen  als 
ebenbürtig  eingeführt.  Eichhorn  tat  die  deutsche  Staats-  und  Kechtsge- 
ßchichte  wissenschaftlich  begründet;  K.  L.  von  Hall  er  ist  einer  alleinherr- 
Bchenden  staatsrechtlichen  Schule  keck  entgegengetreten  und  hat  wenigstens 
neben  ihr  einer  andern  Auffassung  Boden  verschafft.  Thierry  war  der 
Erste ,  welcher  das  richtige  Verständniss  über  die  Verhältnisse  verschiedener, 
durch  Eroberung  über  einander  geschichteter  Ra^en  gab;  und  er  hat  uns  dadurch 
auf  einen  ganz  neuen  Standpunkt  zur  Beurtheilung  mancher  Gesetzgebung  und 
Verfassungsgeschichte  gestellt;  Cormenin  ist  der  wissenschaftliche  Begründer 
des  Verwaltungsrechtes.  Und  so  wäre  noch  mancher  schöpferische  und  durch 
eigene  Kraft  mächtig  vorwärts  treibende  Mann  zu  nennen.  —  Ebenso  fehlt  es 
nicht  an  Männern ,  welche  sich  das  weniger  glänzende ,  allein  desshalb  nicht 
weniger  bedeutende  Verdienst  erworben  haben,  den  vorhandenen  Stoff  umsich- 
tig zu  sammeln,  die  Grundsätze  für  äussere  Gewältigung  und  Ordnung  aufzu- 
suchen, die  einzelnen  Fragen  zu  lösen,  die  Folgesätze  scharfsinnig  zu  ziehen; 
auf  solche  Weise  aber  eine  ganze  Wissenschaft  stofflich  und  grundsätzlich  in 
Einklang  zu  bringen.  Auch  sie  förderten  durch  ihre  einzelne  Thätigkeit  entschie- 
den, wenn  schon  mehr  durch  guten  Haushalt  als  durch  neuen  Erwerb.  Hier 
sind  z.  B.  J.  J.  Moser  und  Martens  zu  nennen,  welche  —  allerdings  auf 
verschiedene  Weise  —  das  positive  europäische  Völkerrecht  ausschieden  und  zu 
einem  Systeme  ordneten ;  ferner  K 1  ü  b  e  r,  der  nach  dem  Zusammensturze  der  frü- 
heren staatsrechtlichen  Zustände  und  Lehren  zweimal  das  übi'ig  gebliebene 
auffand  und  das  Neue  einreihte;  oder  Rau,  welcher  in  dem  ganzen  Gebiete 
der  politischen  Oekonomie  die  Grundsätze  musterte  und  richtig  stellte,  das 
System  ordnete  und  die  unübersehbare  Welt  von  Thatsachen  als  Belege  oder 
noch  zu  lösende  Aufgaben  unterbrachte. 

Es  fehlt  also,  wie  gesagt,  auch  in  den  politischen  Disciplinen  nicht  an 
Männern,  durch  deren  einzelne  Leistungen  die  Wissenschaft  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfange  gefördert  worden  ist.  Dennoch  darf  nicht  ihnen  allein, 
und  nicht  einmal  ihnen  hauptsächlich,  die  allmählige  Entwicklung  des  betref- 
fenden Wissenslcreises  zugeschrieben  werden. 

Vor  Allem  sind  selbst  diese  durch  ihre  Persönlichkeit  entschieden  her- 
vorleuchtenden Geister  keineswegs  ganz  auf  sich  selbst  gestellt  und  haben  nur 
der  eigenen  Kraft  ihre  Leistungen  zu  danken.  Auch  sie  hatten  grössten  Thei- 
les  Vorgänger,  durchderen  allerdings  noch  unreife  oder  vielleicht  selbst  fal- 
sche Gedanken  und  Forschungen  sie  aufmerksam  gemacht  und  unterstützt  wurden. 
So  gieng  dem  H.  Grotius  eine  Reihe  von  unvollkommenen  Versuchen  über 
Völkerrecht  voraus;  namentlich  aber  der  von  Albericus  Gentilis.  Mon- 
tesquieu ist  in  die  Fusstapfen  von  Vico  getreten.  Morus  hat,  wenn  auch 
nicht  den  Gedanken  des  Staatsromanes ,  so   doch  einen  grossen  Theil  des  In- 
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haltes  seiner  Vorschläge  Platon's  Staat  entnommen.  Dass  ganze  Schulen  von 
Nationalükonomen  vor  A.  Smith  bestanden,  war  längst  weltbekannt;  durch 
Roscher's  Forschungen  ist  jetzt  aber  auch  noch  nachgewiesen,  dass  ilim 
eine  bedeutende  Anzahl  längst  vergessener  Schriftsteller  in  einzelnen  der 
ihm  bisher  allein  zugeschriebenen  Lehren  vorangieg.  Haller's  Theorie  von 
der  patrimonialen  Gewalt  der  Fürsten  hatte  schon  Sir  R.  F  i  1  m  c  r  im  Wesentli- 
chen aufgestellt.  Vom  Domesday  Book  an  sind  bald  da  bald  dort  amtliche 
statistische  Arbeiten  unternommen,  und  tlberdies  vielfache,  freilich  unvollkom- 
mene ,  Privatarbeiten  über  staatliche  Zustände  seit  Contarini  und  den 
elzevirischen  Republiken  verfasst,  auch  mannchfach  tibcr  die  Bchandlungs- 
regeln  Meinungen  geäussert  worden,  ehe  Ach  enwall  eine  Theorie  aufstellte. 
Für  Eichhorn's  Staats-  und  Rechtsgeschichte  lag  die  Schwierigkeit  nicht  in 
dem  Mangel,  sondern  vielmehr  im  üeberflusse  von  Vorarbeiten. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Staatswissen- 
schaften ist  jedoch  ohne  Zweifel  das  Einti-eten  der  im  Vorstehenden  erwähn- 
ten fördernden  äusseren  Umstände  gewesen. 

Sehr  deutlich  lässt  sich  nämlich  vorerst  auch  auf  diesem  Gebiete  verfol- 
gen, wie  die  Literatur  einen  neuen,  zuweilen  selbst  das  Bedürfniss  über- 
steigenden Aufschwung  nimmt,  wenn  sich  während  einer  längern  Ruhe  der 
Stoff  angesammelt  hatte  und  eine  Anzahl  neuer  Fragen  entstanden  war.  So 
ist  es  sicherlich  diesem  Umstände  zuzuschreiben,  dass  in  unseren  Tagen  mit 
einem  Male  eine  ganze  Anzahl  von  Encyclopädieen  der  Staatswissenschaften 
aofschoss,  nachdem  lange  nichts  Erkleckliches  in  dieser  Beziehung  geschehen 
war.  C.  S.  Zachariä,  Schmitthenner,  Pölitz,  die  Herausgeber  der 
deutschen,  französischen,  englischen  Staatslexica  fühlten  zu  ungefähr  gleicher 
Zeit  die  Nothwendigkeit ,  im  Gesammtumfange  der  politischen  Disciplincn  auf- 
zuräumen und  die  gesammte  Wissenschaft  wieder  in  Einklang  zu  bringen  mit 
den  Thatsachen.  —  Im  Völkerrechte  war  seit  Jahren  das  Consulatwesen  ver- 
nachlässigt gewesen,  während  dasselbe  im  Leben  allmählich  eine  früher  ganz 
unbekannte  Ausdehnung  erlangt  hatte.  Durch  eine  Sturmäuth  von  Schriften 
aus  allen  Ländern  und  in  allen  Sprachen  ist  jetzt  das  Versäumte  reichlich  nach- 
geholt. —  Die  Geschichte  des  Völkerrechtes  und  seiner  Literatur  war  seit 
Omptcda  liegen  geblieben;  nun  traten  fast  gleichzeitig  MttUcr-JochmuB^ 
Wheaton,  Pütter,  endlich  Laurens  mit  seiner  Meisterarbeit  auf,  wobei  es 
dann  wieder  eine  Zeitlang  sein  Bewenden  haben  mag.  —  Die  freilich  nicht 
philosophische,  aber  praktisch  desto  wichtigere  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit 
der  Fürstenmässigen  hatte  seit  dem  altern  "Pütt  er  geruht;  seit  wenigen  Jah- 
ren ist  eine  ganze  Sammlung  von  Werken  entstanden,  welche  die  vielen  in- 
dessen aufgelaufenen  Fälle  und  Streitfragen  zu  gewaltigen  sucht,  und  den  gan- 
zen Gegenstand  in  ein  neues  (gleichgültig  jetzt  ob  richtiges)  Licht  stellt.  —  Die 
Verfassungsänderungen  in  Deutschland  und  Frankreich  sammt  den  durch  sie  er- 
zeugten Bergen  von  Gesetzen  und  Verordnungen  haben  allerwärts  Systeme  des 
positiven  öffentlichen  Rechtes  hervorgerufen,  welche  durch  wissensehaftlichere 
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Behandlung,  bewussten  politischen  Sinn  und  formellen  Geschmack  diesen  Zweig 
der  Staatswissenschaften  auffallend  weiter  geführt  haben.  Selbst  in  England 
war  es  nach  achtzigjährigem  zähem  Festhalten  nicht  mehr  möglich,  in  Biack- 
stone's  immer  wieder  uud  wieder  abgedrucktes  "Werk  die  sich  anhäufende 
Masse  des  Neuen  einzuschieben.  Selbst  Stephen's  künsthche  und  mühe- 
volle Mosaik  wollte  nicht  mehr  genügen.  Die  Noth  sprengte  endlich  die  alte 
Form,  und  nun  kommt  mit  einemmale  in  die  völlig  versteinerte  Wissenschaft  Le- 
ben und  Gedeihen.  Bowyer,  Creasy  und  Cox  treten  fast  ganz  gleich- 
zeitig mit  neuen  und  ganz  verschiedenartigen  Versuchen  hervor.  —  So  wird 
es,  man  darf  dies  voraussagen  ohne  Pi-ophetengabe  in  Anspruch  zu  nehmen, 
nicht  lange  mehr  anstehen,  bis  wir  umfassende,  die  zahllosen  neuen  Erfahrungen 
und  Fragen  berücksichtigende  Systeme  der  Politik  erhalten.  Es  muss  die  allmäh- 
lig  reich  ausgebildete  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  über  das  Fremdenrecht, 
diesem  seit  lange  vernachlässigten  Theile  des  Völkerrechtes  neue  genügende  Be- 
arbeitungen zuziehen.  Die  Menge  und  die  Verschiedenheit  der  Erfahrungen 
im  Auswanderungswesen  und  die  zahlreichen  sich  noch  als  ungelöst  darstellen- 
den Fragen  in  Beziehung  auf  dasselbe  müssen  bald  eine  gründliche  Bearbei- 
tung finden,  und  so  einen  Fortschritt  in  einem  sehr  vernachlässigten  Theile  der 
Staatswissenschaften  veranlassen. 

Ebenso  weist  die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  zahlreiche  Fälle 
auf,  in  welchen  die  auf  einem  sonstigen  Felde  geistiger  Thätigkeit  ent- 
standene Bewegung  auch  in  der  einen  oder  der  andern  der  politischen  Disci- 
plinen  Leben  erweckt  hat,  oder  in  welchen  wenigstens  der  in  einer  bestimm- 
ten einzelnen  Staatswissenschaft  aus  einem  ihr  eigenthümlichen  Grunde  ent- 
standene Fortschritt  Förderungen  auch  in  anderen  Schwesterwissenschaften 
hervorgerufen  hat.  —  Bei  neu  entstehenden  philosophischen  Systemen  ist  diess 
am  bemerkbarsten,  aber  auch  am  begreiflichsten ;  und  zwar  sowohl,  wenn  dieselben 
so  allgemeine  Sätze  aufstellen,  dass  sie  in  sämratlichen  Geistesgebieten  Einfluss 
ausüben,  als  wenn  nur  ihre  neue  Methode  wirkt.  Man  erinnere  sich  z.  B.  an  die 
neue  Umgestaltung,  welche  die  Kant' sehe  Philosophie  in  dengesammten  Staats- 
wissenschaften bewirkte,  nämlich  ausser  in  dem  allgemeinen  Staatsrechte  auch 
in  Form  uud  Inhalt  des  positiven  öffentlichen  Kechtes,  in  dem  Völkerrechte,  in 
einem  guten  Theil  der  Politik  und  ihren  zu  eigenen  Wissenschaften  ausgebilde- 
ten Unterabtheilungen,  wie  z.  B.  Polizeiwissenschaft.  Oder  man  denke  an  den 
Einfluss  der  Wolf  sehen  und  später  der  Hegel' sehen  Philosofhie. — Ebenso 
begreift  sich  allerdings  ganz  leicht,  wie  das  Beispiel  eines  glücklichen  Gedan- 
kens und  einer  tüchtigen  Ausführung  in  dem  einen  Fache  die  Lust  zu  ähnli- 
chen Arbeiten  in  verwandten  erweckt ;  allein  der  Erfolg  ist  doch  zuweilen  sehr 
auffallend.  Welche  Menge  von  Werken  über  die  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
der  verschiedensten  Länder  hat  nicht  z.  B.  Eichhorn  hervorgerufen!  Nicht 
etwa  blos  Nachahmungen  und  Modificationen  in  dem  Gebiete  des  deutschen 
allgemeinen  und  particularen  Rechtes,  sondern  auch  grössere,  dem  Stoffe 
nach    selbsständige ,      dem    Gedanken    nach     aber    abhängige   Werke    über 


f^  Gesichtspunkte. 

die  belgische,  die  französische,  die  slawische,  die  schweizerische  Staats« 
und  Rechtsgeschichte;  in  manchen  dieser  Kreise  selbst  zwei  und  drei  verschie- 
dene Arbeiten.  Kurz  eine  ganz  neue  Literatur.  —  Schon  weit  entfernter  lie- 
gen die  Gebiete,  und  doch  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  Beispiel  der  von 
den  Theologen  begonnenen  dogmengeschichtlichen  Monographieen  die  Veran- 
lassung auch  zu  den  in  der  Rechtswissenschaft  unternommenen  Schriften  die- 
ser Art  gegeben  hat. 

Noch  weit  auffallender  und  grossartiger  aber  ist  die  Erscheinung ,  wenn 
derAnstoss  durch  ein  breit  dazwischen  liegendes  Medium  erfolgt,  und  die  ver- 
anlassende Bewegung  zunächst  gar  nicht  wissenschaftlicher  Art  ist,  so  dass  sie 
nur  durch  die  allgemeine  Aufregung ,  in  welche  sie  die  Geister  setzt ,  auch  ein 
Aufleben  von  "Wissenschaften  veranlassen  kann.  Dass  aber  solche  Wirkungen 
durch  tiefeingreifende  und  lange  dauernde  Begebenheiten  verschiedener  spcci- 
fischer  Art  wirklich  erzeugt  werden,  lässt  sich  nicht  nur  in  bestimmten  einzel- 
nen Fällen  nachweisen,  sondern  es  ist  vielmehr  ein  allgemeines  durch  die  ganze 
Geschichte  gehendes  Gesetz.  Nur  ist  dabei  wohl  zu  beachten ,  dass  sich  die 
Thätigkeiten  auf  fremdartigem  Gebiete  nicht  alsbald  äussern  können.  Die 
Schwingungen  müssen  Zeit  haben,  um  sich  in  die  Ferne  fortzupflanzen ;  und  es 
zieht  auch  naturgemäss  der  Hauptgegenstand  der  Bewegung  gerade  die  rührig- 
sten Geister  zunächst  in  seinen  Kreis ,  so  dass  sie  für  andere  Thätigkeiten 
verloren  sind.  Zum  Beweise  der  Richtigkeit  dieser  Anschauungen  nehme 
man  z.  B.  die  drei  Perioden  der  Reformation  und  der  daraus  folgenden 
Kriege  namentlich  in  Frankreich*);  der  Auflehnung  des  englischen  Volkes  ge- 
gen die  Stuarts;  endlich  der  grossen  französischen  Umwälzung  und  des  aus 
ihr  entstandenen  Weltkampfes.  Dass  solche  Zeiten  grosse  Männer  und  zwar  in 
gehöriger  Anzahl  erwecken ,  welche  den  Forderungen  des  Lagers ,  des  Kabi- 
netes  und  der  Rednerbtlhne  gewachsen  sind,  ist  bekannt  genug.  Allein  man 
Übersicht  gewöhnlich,  welche  Folgen  die  allgemeine  und  gewaltige  Aufregung 
und  Durchrüttlung  auch  auf  den  stilleren  Gebieten  geistiger  Thätigkeit  hat.  Es 
ist  hier  nicht  Ort  und  Raum,  um  im  Allgemeinen  nachzuweisen,  welche  gün- 
stige Folgen  die  eben  genannten  drei  grossen  Begebenheiten  in  letzterer  Be- 
ziehung bei  den  betreffenden  Völkern  hatten,  so  also  z.  B.  den  Aufschwung  in 
der  Geschichtsschreibung,  in  der  Philosophie,  in  der  Dichtkunst,  in  den  stren- 
gen Wissenschaften;  allein  über  die  Folgen  für  die  Staatswiss'-nschaften  ist 
ein  Wort  zu  sagen.  —  Die  Reformation   war   ihrem  Wesen  nach   durchaus 


*)  Der  drelssigjährigc  Krieg  bat  allerdings  keine  solche  wohlüiätigen  niiltclbarcn  Fol- 
gen für  Deutschland  gehabt;  allein  diese  Erscheinung  ist  kein  Gegenbeweis  ge- 
gen den  aurgestelllcn  Satz.  Deutschland  ist  durch  diesen  schrecklichen  Krieg 
nicht  aorgeregt,  sondern  vielmehr  gänzlich  zu  Grunde  gcrichict  worden.  Es  be- 
durfte vieler  Jahre,  um  nur  wieder  das  Molhdürftige  zu  gewinnen  und  zu  ordnen. 
Da  blieb  denn  kein  Uebcrscbass  tn  geistiger  und  stofllichcr  Kraft  für  wissenschafl- 
licbcn  Aofsehwung. 
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nicht  staatlich ,   und  namentlich  zeigten  sich  die  deutschen  Reformatoren  poli- 
tischen Neuerungen  abgeneigt.     Dennoch   entwickelte    sich   aus  den  die  euro- 
päischen Staaten  bis   in  ihren  Grundfesten  aufwühlenden  Bewegungen,   welche 
in    Folge  der  Reformation  entstanden,   eine   ganz  neue  Gestaltung  der  politi- 
schen Wissenschaften.     An  die  Stelle  der  träumerischen  mittelalterlichen  Lehre 
vom  allgemeinen  christlichen  Weltreiche  mit  seinen  zwei  von  Gott  eingesetzten 
Häuptern  traten   vöHig  rationalistische   und  kritische  Untersuchungen  über  die 
letzten  Grundlagen  des  Staates  und  dessen  Zwecke,  über  die  Gründe  und  die 
Gränzcn  der  Rechte  der  Regierenden  und  der  Pflichten  der  Regierten,  über  die  Ei- 
genschaften der  verschiedenen  Regierungsformen.    Die  Politik  wurde,  auf  gleichen 
Grundlagen,  systematisch  ausgebildet.     Das  Völkerrecht  entstand,   ins  Leben 
gerufen  durch  das  Bedürfniss,  die  tiefe  Zerrüttung  der  Verhältnisse  unter  den 
unabhängigen  Staaten  auf  Grund  neuer  genügender  Sätze  zu  regeln,  indem  das 
mittelalterliche  Princip   des  Einen    grossen   christlichen  Reiches  durch  Zerstö- 
rung der  Glaubenseinheit  weggefallen  war.     Und  man  sehe  in  dieser  zahlrei- 
chen Literatur   nicht   etwa  nur  Gelegenheitsschriften,   welche  unmittelbar  auf 
die  vorUegenden  Umstände  berechnet  gewesen  wären,  und  wo  somit  von  einer 
blos   mittelbaren  Veranlassung  nicht  gesprochen  werden  könne.     Solcher  bio- 
ser Partheischriften,   welche  nur  auf  ein  practisches  Ziel  gerichtet,  und  deren 
Verfasser  von  jedem  Gedanken  an  Förderung  der  Wissenschaft  sehr  entfernt 
waren,  giebt  es  freilich  aus  dieser  Zeit  (z.B.  in  Frankreich  während  derLigue) 
eine    grosse  Menge.     Und  zwar   sind  sehr  bekannte  Bücher  unter  denselben. 
Hotmann's  Franco - Gallia ,   Languet's  Vindiciae  contra  tyrannos ,   B  o u- 
c  her 's    und  Rose's   wüthende  Angriffe   auf  Heinrich   HL.  von  liguistischer 
Seite  verdienen  keine  andere  Bezeichnung.  Allein  diese  Zeiten  trieben  auch  durch 
die  allgemeine  Nöthigung,   über  die  Gründe  und  Berechtigungen   der  mensch- 
lichen Dinge  naclizudenken ,  rein  wissenschaftliche  Werke   von  grosser  Bedeu- 
tung hervor.    Bodin,  de  Thou,  Montaigne,  H.  Grotius,  selbst  Bucha- 
nan,  Mariana  und  Botero  haben,   ohne  Beziehung  auf  bestimmte  Zwecke 
und   Begebenheiten,   theils  Wissenschaften   ganz  neu  begründet,  theils  andere 
wesentlich  umgestaltet  und  entwickelt.     Wenn  je  von  einer  unmittelbaren  Be- 
ziehung  zu  den  Tagesbegebenheiten   die  Rede   sein  sollte,   so   müssten   viel- 
mehr die  in  das  ruhige  Studium    des  einen  oder  des    andern  dieser  Männer 
widrig   eingreifenden  Ereignisse  erwähnt  werden,   welchen  zum  Trotze  er  zur 
Vollendung  seiner  Aufgabe   durch  inneren  Eifer  getrieben  ward.  —  Eben  so 
klar   liegt    die    allgemeine    aber  entfernte  Wirkung   des   engUschen  Freiheits- 
kampfes   für   die  Ausbildung  der  Staatswissenschaften  nahe.      Nichs   blos   die 
noch  jetzt  zu  den  wichtigsten  Werken  im  philosophischen  Staatsrechte  gehö- 
rigen Werke  von  Filmer,  Hobbes,  Locke,  Milton,  A.  Sidney  entstan- 
den während  dieser  Zeit  oder  kurz  nach  ihr;  sondern  es  wurden  damals  auch, 
was  gewöhnhch  unbeachtet  bleibt,  die  Grundlagen  der  engUschen  Staats-  tind 
Rechtsgeschichte  von  einer  grossen  Anzahl  tief  gelehrter  Männer  gelegt ,  z.  B. 
einem  Payne,  Spelman,  Twysden,  Madox,  Dugdale.    Die  angelsäch- 
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siscben  und  die  normannischen  Zustände,  Gesetze  und  Sprachen  wurden  von 
ihnen  erforscht;  die  Archive  mit  staunenswcrthem  Fleisse  ausgebeutet.  Aller- 
dings wurden  Mehrere  derselben  in  Freiheit  und  Gut  hart  berührt  durch  die 
Wechselfdllc  des  Streites;  allein  nicht  diese  Schicksale  und  Zwecke  riefen,  in 
der  Kegel  wenigstens ,  die  Arbeiten  hervor ;  sondern  sie  entstanden  vielmehr 
im  Gefängnisse  oder  in  einer  vom  Sieger  aufgedrungenen  tiefen  Zurückgezo- 
genheit. Die ,  allgemeine  geistige  Bewegung  trieb  diese  Männer  zu  einer 
Thätigkeit,  welcher  sie  sich  in  ruhigeren  Zeiten  wohl  kaum  zugewendet  hätten. 
Man  weiss  aus  der  Geschichte  ihres  Lebens,  wie  sie,  ursprünglich  ganz  ande- 
ren Beschäftigungen,  dem  Genüsse  grossen  Vermögens,  der  Leitung  der  ört- 
lichen Angelegenheiten  u.  s.  w.  zugewendet,  von  der  allgemeinen  Aufregung 
ergriffen  wurden ,  und  nun  das  Bedüfniss  einer  geistigen  Thätigheit  über  sie 
kam.  Ein  Blick  auf  das  gleichzeitige  Aufblühen  so  mancher  anderer  Zweige 
des  Wissens  und  Denkens  beweist  aber,  dass  diese  Beschäftigung  mit  dem 
Rechte  und  der  Geschichte  des  Staates  nur  ein  Theil  einer  grossen  allgemei- 
nen Lebendigkeit  war,  und  dass  sich  als  Folge  der  Kämpfe  in  der  Mitte  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  für  die  Engländer  nicht  blos  die  Erwerbung  bürger- 
licher Freiheit,  sondern  auch  ein  mächtiger  Fortschritt  in  den  Wissenschaften 
ergab.  —  Ganz  vor  Augen  liegt  die  Wirkung  der  französischen  Revolutionszeit 
auf  die  verschiedenen  Seiten  der  Staatswissenschaften  in  Frankreich  selbst 
und  in  den  übrigen  europäischen  Staaten.  Allerdings  ist  Vieles  unmittelbar 
hervorgerufen  durch  die  Tagesbegebenheiten  selbst,  deren  Bekämpfung,  Ver- 
theidigung.  Begreifung.  Anderes  ist  erzeugt  worden  durch  das  ebenfalls  un- 
mittelbare Bedürfniss,  die  neu  entstandenen  Gestaltungen  in  ihren  Grundsätzen 
und  ihren  Folgerungen  zu  verstehen,  der  Thatsachen  (wie  dies  oben  bereits 
angedeutet  wurde),  wieder  geistig  Herr  zu  werden.  Allein  diese  Erklä- 
rung reicht  bei  weitem  nicht  aus.  Nicht  nur  fällt  die,  zum  Theile  staunens- 
werthe,  Thätigkeit  in  so  vielen  anderen  Gebieten  des  Geistes  und  der  Einbil- 
dungskraft, welche  sich  bei  allen  gesittigtcn  und  also  aufregbaren  europäischen 
Völkern  in  dieser  Zeit  bemerklich  macht,  schon  dem  Stoffe  nach  gar 
nicht  unter  diese  Gründe;  sondern  auch  von  den  staatswissenschafthchen  Wer- 
ken sind  viele  und  ganze  Abtheilungen  in  gar  keinem  Zusammenhange  mit« 
Tages -Politik  und  Tages  -  Bedürfniss.  Die  Werke  der  Guizot,  Thicrr 
Tocqueville,  Palgrave,  Kemble,  Macaulay;  der  Eichhorn,  Ha 
Icr;  der  Romagnosi,  Sclopis,  Cibrario;  die  ganze  reiche  Literatur  de 
Volkswirthschaftslehre ;  die  Forschungen  von  Malthus,  Quetelct,  —  sie 
alle  sind  keine  Gelcgenhcitsschriftcn,  sondern  das  gleichzeitige  Erzeugniss 
eines  in  allen  Richtungen  und  bis  in  seine  Tiefe  geistig  aufgerüttelten  Ge- 
schlechtes. Ganz  falsch  aber  wäre  die  Ansicht,  diese  Arbeiten  als  die  Folge 
der  wieder  eingetretenen  Ruhe  zu  betrachten.  Aeusscro  Ruhe  und  Sicherheit 
ist  frciüch  eine  Bedingung  ungestörten  Forschcns  und  einer  allgemeinen  Theil- 
nahme  des  Volkes  an  einer  neuen  Schöpfung  oder  Entdeckung.  Allein  der 
Trieb  zum  Schaffen  ist  ein  Ergcbniss  der  früheren  Unruhe.    Man  sieht  die 
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Geistesblasen  erst  aufsteigen,  wenn  die  Durclirüttelung  aufgehört  hat;  allein 
hervorgerufen  sind  sie  durch  die  vorangegangene  heftige  Mischung  und  Be- 
wegung. 

Noch  ist  schliesslich  die  vierte  allgemeine  Ursache  einer  Steigerung  des 
wissenschaftlichen  Fortschrittes,  und  des  staatswissenschaftlichen  insbesondere, 
ins  Auge  zu  fassen.  Als  solche  ist  wesentlich  eine  Verändeining  in  dem  Stand- 
punkte der  allgemeinen  Gesittung  genannt  worden.  Dieser  Satz  bedarf  jedoch, 
ehe  zu  den  einzelnen  Belegen  übergegangen  wird,  einer  doppelten  Vorbe- 
merkung. —  Einmal  muss  zugegeben  werden,  dass  diese  Veranlassung  zur 
Entwicklung  der  Wissenschaften  nur  selten  eintritt.  Eine  Veränderung  der 
Lebensauffassung  ganzer  Völker  erfolgt  nur,  wenn  entweder  gewaltsam  eine 
ganze  gesellschaftliche  und  staatliche  Einrichtung  und  mit  ihr  die  bestehende 
Bildung  umgestosscn  und  durch  eine  neue  Ordnung  ersetzt  wird;  oder  aber 
wenn  eine  neue  religiöse  oder  philosophische  Lehre  sich  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Grundlagen  des  geistigen  Lebens  zu  setzen  weiss.  Beides  ist  nicht 
häufig.  Im  Ucbrigcn  kann  die  eine  und  die  andere  Ursache  in  sehr  verschie- 
nem  Umfange  wirken ;  entweder  weltgeschichtlich,  so  dass  sich  ihre  Folgen  über 
viele  Länder,  vielleicht  über  melu-ere  Erdtheile  ausdehnen,  oder  auch  nur  be- 
schränkt auf  ein  einzelnes  Volk.  Weitgreifende  Fälle  der  ersten  Art  sind  der 
Umsturz  des  römischen  Reiches  durch  die  Barbaren,  oder  die  muhamedani- 
schen  Eroberungen ;  im  kleineren  die  Unterwerfung  der  Angelsachsen  durch  die 
Normannen.  Grosse  Beispiele  der  andern  ^irt  aber  sind:  die  Verdrängung  der 
griechisch  -  römischen  Weltanschauung  durch  die  christliche ;  der  mittelalterlich- 
katholischen durch  die  Reformation,  der  christlichen  überhaupt  durch  die  kri- 
tische Verstandesphilosophie  des  achtzehnten  Jahrhunderts ;  als  ein  weniger  be- 
deutender Fall  mag  gelten  die  neueste  kircldiche  Reaction  innerhalb  beider  Con- 
fessionen.  —  Zweitens  aber  muss  gegen  das  Älissverständniss  Verwahrung  ein- 
gelegt werden,  als  wolle  behauptet  werden,  eine  jede  solche  Umgestaltung 
der  Gesittung  habe  auch,  namentlich  alsbald,  einen  Aufschwung  der  Wis- 
senschaften, und  gar  der  Staatswissenschaften  insbesondere,  im  Gefolge.  Es 
ist  vielmehr  wohl  denkbar,  und  ist  thatsächlich  schon  wiederholt  vorgekommen, 
dass  eine  vollständige  Barbarei  an  die  Stelle  einer  höhern,  wenn  schon  viel- 
leicht innerlich  ungesunden,  Bildung  tritt,  und  dann  sogar  jeder  Wissenschaft 
bei  diesem  Volke  für  Jahrhunderte,  wo  nicht  für  immer,  ein  Ende  macht. 
Noch  weniger  will  gesagt  werden,  dass  die  grössere  wissenschaftliche  Thätig- 
keit ,  welche  etwa  in  Folge  einer  veränderten  Gesittung  eintritt ,  gerade  im- 
mer ein  richtiger  Fortschritt  auf  richtiger  Bahn  sei.  Möglicherweise  kann  die 
neue  Gestaltung  eine  sittlich,  religiös  oder  intellectuell  imwünschenswerthe 
sein.  Der  behauptete  Satz  ist  vielmehr,  genau  festgestellt,  nur  der:  dass, 
wenn  ein  Volk,  nachdem  es  auf  eine  verschiedene  Gesittungsstufe  getreten 
ist,  wissenschaftlich  thätig  wird,  seine  neuen  Leistungen  ebenfalls  einen  von  dem 
Bisherigen  verschiedenen  Geist  zeigen;  und  dass  somit  in  solchem  Falle  auch 
eine  bemerkliclie  weitere  Entwicklung  (wenn  auch  nicht  gerade  eine  Verbesserung) 
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des  geistigen  Besitzes  eintritt.  Dieses,  aber  auch  nur  dieses,  wird  denn  ins- 
besondere von  den  Staatswissenschaften  behauptet.  —  In  dieser  Auffassung 
und  Beschränkung  genommen  werden  nun  aber  wohl  folgende  Fälle  als  be- 
zeiclmende  Beispiele  anerkannt  werden.  —  Als  die  klassische  Bildung  durch 
die  germanischen  Barbaren  zerstört  war,  bildete  sich  erst  sehr  spät  und  sehr 
theilweise  eine  neue  Wissenschaft.  Von  einem  alsbaldigen  Aufschwünge  durcli 
die  neue  Lehensauffassung  war  also  hier  keine  Rede.  Als  aber  doch  all- 
mühlig  wieder  eine  geistige  Bildung  entstand,  imd  namentlich  sich  auch 
schwache  Anfänge  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Staatsgedankens 
zeigten,  war  von  der  ganzen  griechisch-römischen  Auffassung  des  einheitlichen 
Zusammenlebens  keine  Spur  mehr  vorhanden.  Die  christliche  Weltanschauung, 
und  zwar  namentlich  in  ihrer  grossaitigen  aber  nebelartigen  mittelalterlichen 
Form,  beherrschte  jetzt  das  ganze  Leben,  und  gestaltete  durch  Aufstellung 
ganz  neuer  Lebenszwecke  und  durch  Annahme  neuer  beherrschender  Mächte 
die  Lehre  vom  Staate  in  allen  ihren  Theilen  völlig  verschieden.  Es  mag  da- 
bei ganz  dahin  gestellt  bleiben,  welche  dieser  beiden  Lehren  an  sich  richti- 
ger ist;  dass  aber  die  neue  Theorie  eine  mächtige  Erweiterung  und  Entwick- 
lung menschlicher  Gedanken  war,  darf  Keiner  läugnen.  —  Die  Giünde,  welche 
die  jetzige  specifische  Verstandes-  und  Sittliclüveits  -  Bildung  der  gebildeten 
Mittelstände  aller  europäischen  Völker  erzeugt  haben,  mögen  hier  imerörtert 
bleiben.  Uniäugbar  ist  die  Thatsache  der  weiten  Verbreitung  einer  Weltan- 
schauung, welche  mehr  auf  kritischem  Verstände  als  auf  Auctorität,  und  mehr 
auf  Sittengesetz  als  auf  religiösem  Glauben  mixt.  Diese  Lebensauffassung  hat 
denn  nun  aber  in  der  Wissenschaft  vom  Staate  die  Theorie  vom  modernen 
Rechtsstaatc  erzeugt,  und  ihr,  namentlich  in  der  besondem  Form  des  con- 
stitutionellen  Staates  oder  der  repräsentativen  Demokratie,  die  weiteste  Verbrei- 
tung und  vielseitigste  Ausbildung  verschafft.  Philosoplüsches  und  positives  Staats- 
recht sammt  der  ganzen  Verfassungs-  und  Verwaltungs-Politik  sind  in  dieser  Rich- 
tung völlig  umgestaltet  worden ;  die  Literatur  der  neuen  Schule  ist  unübersehbar. 
Diese  Welt-  und  Staatsauffassung  mag  nicht  die  beste  und  die  letzt  -  mögliche 
sein,  (wie  viele  ilirer  Anhänger  mit  bezeichnender  Selbstgenügsamkeit  und 
in  beschränktem  Spiessbürgcrthume  glauben):  aber  der  Aufschwung  der  Wis- 
senschaft auf  dieser  neuzeitlichen  Gesittungsstufe  ist  höchst  bedeutend  und 
ein  Gewinn  ftlr  alle  Zeiten.  —  Die  lebendigere  Theilnahme  an  dem  Loosc 
der  unteren  und  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  ist  eine  imverkennbare 
Aenderung,  welche  in  dem  europäischen  Leben  vor  sich  geht  Dieselbe 
hat,  in  Verbindung  mit  barbarischer  Genusssucht  und  wüstem  Neide ,  zu  gros- 
sen Verirrungcn  und  noch  grösseren  Gefahren  geführt;  allein  auch  in  den 
politischen  Wissenschaften  eine  mächtige  und  noch  lange  nicht  endigende 
Bewegimg  erzeugt.  Nicht  nur  hat  Alles ,  was  mit  dem  Armenwesen  irgendwie 
in  Vcrbindnog  steht,  ein  ganz  anderes  Leben,  eine  weit  höhere  Auffassung  er- 
halten; sondern  es  ist  durch  den  veränderten  Blick  und  das  regere  sittliche 
Gefühl  das  BedOrfniss  der  Begründung  und  Ausbildung  eines  ganz  neuen  Wis- 
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senschaftskreises ,  der  Gesellschaftswissenschaft,  erwacht,  dadurch  aber  ein 
Fortschritt  auch  für  die  Staatswissenschaften  im  engern  Sinne  angebahnt  wor- 
den, wie  er  ihnen  seit  Jahrhunderten  nicht  zu  Theil  geworden  ist.  Nichts  aber 
ist  wahrscheinlicher,  als  dass  ohne  die  Veränderang  in  der  Gesittung  auch 
die  Erweiterung  der  Wissenschaft  nicht  erfolgt  wäre. 

2. 
Von  den  Ursachen  der  verschiedenen  nationeilen  Ausbil- 
dung der  Staatswissenschaften. 

Schon  eine  flüchtige  Bekanntschaft  mit  der  staatswissenschaftlichen  Li- 
teratur der  verschiedenen  Völker  zeigt,  dass  diese  in  der  Bearbeitung  der 
politischen  Disciplinen  keineswegs  auf  derselben  Stufe  stehen.  Auch  wenn 
man  der  ungleichen  Ausdehnung  der  Nationalitäten,  mit  welcher  die  geistige 
Tliätigkeit  doch,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  in  Verhältniss  stehen  muss, 
Rechnung  trägt,  ist  doch  die  Abweichung  nach  Menge  und  Behandlungswcise 
sehr  bcmcrkenswerth.  Eine  genauere  Untersuchung  zeigt,  dass  kein  Zufall  hier 
obwaltet,  sondern  sich  ganz  genügende  bestimmende  Ursachen  dieses  Verhal- 
tens auffinden  lassen. 

Schon  die  in  den  vorstehenden  Betrachtungen  hervorgehobenen  Gründe 
einer  nur  stossweiscn  Entwicklung  geben  einige  Anhaltspunkte  zur'  Erklärung. 
Keineswegs  nämlich  haben  sich  bei  allen  Völkern  die  zu  erläuternden  und 
ordnenden  Thatsachen  in  gleichem  Maasse  aufgehäuft.  Der  staatliche  Lebens- 
gang des  einen  Volkes  ist  gleichmässiger  erfolgt,  als  der  eines  andern;  es  hat 
sich  also  auch  seltener  und  weniger  dringend  das  Bedürfniss  einer  Aufraffung 
zur  geistigen  Beherrschung  des  Stoffes  geltend  gemacht.  Es  sind  ferner  die 
verschiedenen  Völlicr  in  Beziehung  auf  Anlage  zu  eigener  philosophischer 
Spcculation  nichts  weniger  als  gleichmässig  begabt ;  es  tritt  also  auch  die 
Nothwendigkeit ,  die  Staatswissenschaften  nach  den  jeweiligen  allgemeinen 
Lebensauffassungen  umzubilden,  in  wesentlich  anderer  Häufigkeit  und  inne- 
rer Gewalt  auf.  Sodann  sind  die  allgemeinen  Lebensauffassungen  in  ver- 
schiedenen Zeitaltern,  von  Grund  aus  abweichend.  Je  nachdem  also  ein 
Volk  in  einer  bestimmten  Periode  seine  höchste  Blütlie  erreicht,  wird  auch 
seine  Behandlung  der  Staatswissenschaften  dadurch  wesentlich  anders  bedingt. 
Endlich  ist  ein  Volk  weit  beständiger  in  seiner  Gesittung ,  als  ein  anderes ; 
es  kann  sich  folglich  auch  weit  länger  mit  derselben  Theorie  der  staatUchen 
Zwecke  und  Mittel  begnügen. 

Ausserdem  wirken  auch  noch  weitere  theils  innere  theils  äussere  Ver- 
anlassungen und  Kräfte  zur  Erzeugung  einer  rationellen  wissenschaftUchen 
Thätigkeit. 

Vor  Allem  sind,  selbst  bei  den  europäischen  Völkern,  grosse  Unterschiede 
hl  der  natürlichen  geistigen  Begabung  unverkcimbar.  Niemand  wird  den  ro- 
manischen Völkern    eine  vorherrschende  Klarheit  des  Gedankens,,  einen  ent-^ 
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schiedencn  fciiicn  Scharfsinn  und  ein  grosses  Geschick,  in  der  Form,  ja  einen 
unwiderstelilichen  Drang  zu  künstlicher  Gestaltung  absprechen.      Die  germani- 
schen   Stumme    dagegen    Iiaben    eine    angeborene   Neigung    zum    grübelnden 
Nachdenken  über  die  letzten  Gründe  der  Dinge;    ein  Bedürfniss  zu  systemati- 
siren;  eine  Freude  an  gründlicher,    wenn  auch  vielleiclit  nicht  unmittelbar  an- 
wendbarer Gelehrsamkeit.      Diese    verschiedenen  Anlagen    bleiben  denn  non 
auch  sehr  sichtbar  in  der  staatswissenschaftlichen  Literatur  der  Italiener,  Spa- 
nier, Franzosen  einer,  und  der  Engländer,  Deutschen,  Holländer  anderer  Seits. 
Eine    andere  wichtige  Ursache    der  Verschiedenheit    sind  die  äusseren 
Schicksale  und  Lebensverhältnisse  der  Völker.  —  Ein  freies  staatliches  Leben, 
welches  die  öffentliche  Besprechung  allgemeiner  Angelegenheiten  gestattet  und 
eine  Theilnahmc    Vieler    an  demselben  verlangt,   ruft   nothwendig  auch   eine 
häufige  und  aus  abweichenden  Gesfchtspunkten  aufgcfasste  literarische  Behand- 
lung politischer  Fragen    hervor.      Es  bilden  sich  wohl  feststehende   politische 
Partbeien,  welche  einer  theoretischen  Begründung  ihrer  Forderungen  bedürfen. 
Wo  dagegen    die  Leitung   des  Staates   von  Wenigen,   in   der   Stille  des    Ka- 
binetes   und   ohne  Darlegung  der   Gründe    geschieht,    erlischt    (selbst  wenn 
das     Recht    der    Erörterung    den    Aussenstehenden    nicht    verkümmert    ist) 
Neigung     und    Beruf    zur    Beschäftigung     mit    Fragen ,     auf    welche    doch 
kein    Einfluss  zusteht.      Man   vergleiche ,    zum    Belege ,    die    in   Deutschland 
während  der  verhältnissmässig  kurzen  Theilnahme    und  des  vorübergehenden 
Glaubens    an    das  •  constitutionelle    System    so    zahlreich    erschienenen    Be- 
arbeitungen des  Landesstaatsrechtes  mit  dem  Wenigen,   was  im  Bundesrechte 
geleistet  worden  ist.     und   doch   war   für  Schriften  jener  Art  nur  eine   be- 
schränkte Wirksamkeit  zu  hoffen,    hier  aber  das  ganze  grosse  Vaterland  be- 
theiligt. —  Oder  es  kann  eine  tiefeingreifende  staatliche  Begebenheit  auch  wis- 
senschaftliche Erürtenuigen   herv'omifen.     Die  grosse  Mehrzahl  der  Sclu-iften, 
welche  in  solchen  Zeiten  imd  aus  Veranlassung  einer  solchen  Begebenheit  er- 
scheinen,   wird  sich  freilich  nur  au  das  Unmittelbare    und  für  das  Leben  Be- 
deutende halten ;  allein  einzelne  tiefere  Geister  fassen  doch  den  Grund  und  den 
Znsammenhang  der  Ereignisse  von  allgemeinem  Standpunhte  auf,  und  fördern 
so   die  Wissenschaft.     Die  englischen  Freiheitskämpfe,   die  französische  Revo- 
lution,   die  Empörung  der  nordamerikanischeu  Kolouiecn  haben  auch  für  die 
Theorie  und  Geschichte  der  Wissenschaft  bedeutende  Wirkungen   zurückgelas- 
sen.    Bei  langem  gleichförmigen  Fortspinnen  der   öffentlichen  Angelegenheiten 
ist  keine  solche  Veranlassung  zu  schriftstellerischer  Thätigkeit ,   imd  es  bleibt 
also  auch  die  politische  Literatur  und  Bildung  des  betreffenden  Volkes  zurück. 
—  Ein  durch  geographische  Lage  und  sonstige  Bedingungen    zu  grossem  Han- 
del  und  Gewerbe  berufenes  Volk  wird   die  Theorie  der  Volks-   und  Staats- 
wirthschaft  im  Zweifel  mehr  und  sachverständiger  ausbilden,  als  ein  ackerbau- 
treibendes oder  ein  Soldatenvolk.    Es  bedarf  hier  der  Beispiele  gar  nicht. 

Noch  unmittelbarer  wirkt  das,  freilich  mit  dem  vorangehenden  Punkte  in 
ei^pster  Terbindung  stehende,  Ifaasa  der  Berechtigung  eines  Volkes  zur  schrift- 
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stellerischcn  Beliandlung  staatlicher  Fragen.  Wo  durch  argwölmische  Gewalt- 
herrschaft eine  solche  Thätigkeit  gesetzlich  beschränkt  und  die  Hingabe  an 
dieselbe  gefilhrlich  gemacht  ist,  kann  die  Ausbildung  der  Staatswsscnschaft  ganz 
unterdrückt  werden.  Selbst  eine  frühere  Blüthe  dieses  Zweiges  der  Literatur 
oder  eine  besondere  Begabung  des  Volkes  zu  solchen  Untersuchuugen  vermögen 
das  allmählige  Verkommen  nicht  zu  hindern.  Welche  fast  vollstiindige  Stille  ist 
in  Spanien  und  Portugal  während  ganzer  Jahrliundertc  zu  Wege  gebracht  wor- 
den! Wie  wenig  durfte  Oesterreich  bis  auf  die  neueste  Zeit  Antheil  nehmen 
an  der  staatswissenschaftlichen  Thätigkeit  des  übrigen  Deutschlands!  Niemand 
wird,  wäre  auch  der  Bildungsstand  sonst  vorhanden,  eine  wesentliche  Berei- 
cherung der  politischen  Literatur  aus  Russland  erwarten.  Wie  wenig  aber  in 
solchem  Fiülc  nicht  etwa  andere  Ursachen  die  Schuld  an  der  Armuth  tragen, 
beweisen  oft  überraschend  die  zahlreichen  und  ausgezeichneten  Leistungen, 
welche  ein  sonst  stummes  Volk  in  solchen  Zweigen  der  Staatswssenschaft 
aufzuweisen  hat,  auf  welche,  als  weniger  für  das  Regicrungssystem  bedenklich, 
sich  das  Verbot  nicht  erstreckt,  oder  die  es  in  vorübergehenden  freiereu  Augen- 
blicken plötzlich  erzeugt.  Jene  freigegebene  Lehren  versehen  dann  fast 
den  Dienst  eines  Sicherheits - Ventiles ;  sie  zeigen  aber  auch,  wie  mächtig  das 
Ergebniss  der  freien  Kraft  wäre.  Die  zahllosen  italienischen  Schriften  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  überMüiizwesen  und  Bevülkeningsverhältuisse,  oder  die 
ungemeine  Rührigkeit  in  der  spanischen  staatswissenschaftlichen  Literatur  seit 
dem  Wegfalle  des  bleionien  Regierungssystemes  imd  der  jede  freie  Geistesre- 
gung erstickenden  Inciuisition  sind  sehr  sprechende  Beispiele  dieses  Verhältnis- 
ses. Vielleicht  ist  es  selbst  gerechtfertigt,  die  eben  jetzt  in  Frankreich  so 
auffallend  hervortretende  Beschäftigung  mit  dem  Verwaltnngsrechte ,  im  Gegen- 
satz gegen  das  Verfassungsrecht,  auf  die^e  Weise  zu  erklären. 

Schliesslich  ist  auch  noch  der  Einfluss  der  Bildungssysteme  auf  die  nationale 
Verschiedenlieit  der  staatswissenschaftlichen  Literatur  in  Betracht  zu  ziehen.  — 
Wo  die  Bildung  der  gelehrten  Stände  eine  streng  methodische  und  systema- 
tische ist,  da  wird  auch  die  Literatur  diesen  Stempel  tragen.  Die  Lehr- 
gebäude werden  geschickt  angelegt,  die  Aufstellung  aligemeiner  Grundsätze 
schulgerecht,  die  Ableitungen  der  Folgesätze  streng  logisch  und  gleichmässig  sein. 
So  denn  vor  Allem  in  Deutschland  und ,  wenn  gleich  schon  weniger  weil  auch 
die  Bedingungen  in  geringerem  INIaasse  verbanden  sind,  in  Frankreich.  —  Wo 
dagegen,  wie  in  England,  hauptsächlich  das  Leben  auch  in  staathchen  Dingen  bil- 
det; wo  dem  Einzehien,  ohne  methodische  Anleitung,  überlassen  bleibt,  in  den 
Thatsachen  sich  selbst  die  Gründe  aufzusuchen,  vom  Einzelnen  zum  Besondern 
mit  eigener  Zurechtfindung  mid  durch  eigene  Bemühung  aufzusteigen:  da 
erhält  auch  die  Literatur  einen  wesentlich  auf  die  Anwendung  berechneten 
Character,  uud  es  fehlt  an  Systemen  und  durchgearbeiteten  obersten  Grundsät- 
zen. —  Wo  endhch  die  phüosoplüsche  Bildung  sich  dem  mittelalterlichen  scho- 
lastischen Geiste  noch  nicht  hat  ganz  entwinden  können,  da  tragen  auch  die 
staatswissenschaftlichen    Schriften    diese  Fesseln.      Scharfsinnige    aber    gegen- 
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Btandslose ,  somit  nur  vcrwirronde ,  Bcgriffsspaltnngen ,  unzälibge  Einthcihmgcn, 
spitzfindige  blos  formolle  Begründungen  sind  die  J'olgen.  Selbst  die  begab- 
testen Italiener  haben  sich  dieser  Vorbildung  nicht  entziehen  können. 

Beliält  man  nun  diese  Gründe  verschiedener  Ausbildung  und  Leistung  im 
Auge,  so  ist  es  nicht  scliwer,  sich  von  dem  eigenthümlichen  Verhalten  der  ein- 
zelnen europäischen  Culturvölker  zu  den  Staats-wissenschaften  genügende  Re- 
chenschaft zu  geben. 

Keineswegs  reich  ist  die  Literatur  der  klassischen  Völker  des 
Altert h ums  an  staats-wissenschaftlichen  Arbeiten.  Die  Römer  sind  eigent- 
lich ganz  ausser  Frage,  da  das  Wenige,  was  Cicero  geleistet  hat,  nur  un- 
selbsständig  ist.  Allein  auch  die  Griechen  haben  zwar  einige  Meisterwerke 
geliefert,  jedoch  nur  Weniges  nach  Zahl  und  nach  Verschiedenheit  des  Ge- 
genstandes. Uebrig  geblieben  sind  uns  nur  Platon's  Darstellungen  des  höch- 
sten und  des  zweitbesten,  von  Menschen  etwa  noch  ausführbaren.  Staatsideales; 
die  scharfsinnigen  aristotelischen  Erörterungen  über  die  Vorzüge  und  Mängel 
der  verschiedenen  Staatsformen;  endlich  die  in  einen  Staatsroman  eingekleidete 
Verherrlichung  des  ritterlichen  Königthumes  von  Xcnophon.  So  weit  unsere 
sparsamen  Kachrichten  reichen,  scheinen  die  übrigen  hellcnis(;hen  Schriften 
über  staatliche  Dinge  mehr  beschreibender  als  eigeuthch  dogmatischer  Art  ge- 
wesen zu  sein.  Diese  verliältuissmüssig  geringe  wissenschaftliche  Beschäftigung 
mit  dem  eigentlichen  Mittelpunkte  des  ganzen  Lebens  dieser  Völker  ist  aller- 
dings eine  auffallende  Erscheinung;  doch  lässt  sie  sich  erklären.  Die  Römer 
waren  allerdings,  \Yie  nie  ein  anderes  Volk,  darnach  angethan,  die  Welt  zu  er- 
obern und  in  ihrem  Sinne  und  Voriheilc  zu  beherrschen ;  aber  sie  hatten  über- 
haupt wenig  Sinn  für  Wissenschaft,  und  am  wenigsten  fanden  sie  theoretische 
Betrachtungen  und  gnindsätzlichc  Vorschriften  da  an  der  Stelle,  wo  sie  im 
einzelnen  Falle  nach  der  Lage  der  Dinge  und  nach  den  Machtverhältnissen 
zu  handeln  gewohnt  waren.  Die  Beschränkung  der  griechischen  Staatswissen- 
ßchaft  aber  dürfte  sich  auf  zwei  Ursachen  zurückführen  lassen.  Einmal  waren 
sie  zn  sehr  in  ihren  eigenen  Lebensauffassungen  befangen  und  achteten  die 
Ansicliten  und  Einrichtungen  der  Barbaren  zu  geringe,  als  dass  sie  durch 
eine  gelehrte  Kenntniss  verschiedenartiger  Staatsgedanken  und  Einrichtungen 
zu  einer  wissenschaftlichen  Beherrschung  grossen  Stoffes  veranlasst  worden 
wären.  Sodann  aber  giengcn  sie  mit  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  in  dem  eigenen 
Staate  viel  zu  sehr  auf,  als  dass  ihnen  derselbe  ein  äusserer  Gegenstand  der 
Betrachtung  gewesen  wäre.  Gerade  weil  sie  blos  im  Staate  lebten,  fülüten  sie 
das  Bedürfnis»  einer  eigenen  Wissenschaft  desselben  nicht.  Nur  Piaton,  wel- 
cher über  alle  menschliclicn  Lebensbeziehungen  philosophirtc ,  Aristoteles, 
der  durch  ein  für  seine  Zeit  unbegreiflich  weites  Wissen  auf  den  Standpunkt 
kritischer  Umschau  gehoben  war,  und  der  mit  der  Demokratie,  in  welcher  er 
leben  sollte,  unzufrio<lcne  junkerliche  Xcnophon  fühlten  das  Bcdürfniss  einer 
eigenen  theoretischen  Behandlung  des  Staates.  Jeder  führte  es  nach  seiner 
Weise  ans;   bei  Allen  aber  zeigt  sich  unverwelklich  die  herrliche  hellenische 
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Natur:  Geist,  Scliarfsiim,  durchsichtige  Klarheit  und,  fast  vor  Allem,  Schön- 
heitssinn. 

Auch  die  Staatswissenschaft  des  Mittelalters  ist  bekanntlich  eine 
sehr  spärliche;  und  bei  ihr  lässt  sich  nicht  einmal  ein  Einfluss  der  verschie- 
denen Nationalitäten  nachweisen ;  etwa  mit  zwei  Ausnahmen.  Die  Regel  aber  ist 
leicht  begreiflich.  Was  von  Wissenschaft,  namentlich  aber  von  Staatswissen- 
schaft, vorhanden  war  und  sich  allraählig  wieder  aus  der  tiefen  Barbarennacht 
emporrang,  war  nicht  nationalen  Ursprunges,  noch  das  Eigenthum  eines  be- 
stimmten Volkes.  Es  beruhte  wesentlich  auf  einigen  Resten  klassischer  Bil- 
dung, zu  welclien  sich  alle  Lebenden  gleichmässig  verhielten ;  hauptsächlich  aber 
auf  der  allgemeinen  christliclien  Kirclie.  Ucberdiess  wurde  es  nur  von  den,  in 
allen  Ländern  gleichartigen,  Angehörigen  der  Kirche  gepflegt.  Eine  Stelle  des 
Aristoteles  wurde  mehr  oder  weniger  missverstanden,  je  nach  dem  Maasse  der 
persönlichen  Unwissenheit  des  Auslegenden;  diese  war  aber  nicht  durch  seine 
Abstammung,  sondern  durch  Fleiss,  Begabung  und  Lenigelegenheit  des  Ein- 
zelnen bestimmt.  Ebenso  wurde  die  Lehre  von  der  die  ganze  Christenheit 
umfassenden  dualistischen  Theokratie  verschieden  dargestellt,  je  nachdem  der 
Schriftsteller  weifisch  oder  gibellinisch  gesinnt,  aber  nicht  weil  er  ein  ita- 
lienischer oder  ein  steierischer  Mönch  war.  Die,  allmählig  allerdings  im- 
mer bestimmter  in  dem  Niedersschlage  der  Völkerwanderung  aus  einander 
tretenden  ,  Nationalitäten  sprechen  sich  als  geistige  Besonderheiten  in  dem  aus, 
was  ihnen  wirklich  cigenthümlich  war,  also  in  Sage  und  Dichtkunst,  Sitte  und 
Gesetz;  nicht  aber  in  der  Wissenschaft,  welche  noch,  so  weit  sie  überhaupt 
bestand,  Allen  gemeinsam  war.  —  Nur  zwei  Ausnahmen,  wie  gesagt,  las- 
sen sich  machen;  und  auch  diese  erst  gegen  das  Ende  des  Mittelalters.  Ein- 
mal nämlich  wird  wohl  Niemand  läugnen ,  dass  sichln  Machiavelli  die 
italienische  Natur  in  allen  ihren  guten  und  schlimmen  Eigenschaften  ab- 
spiegelt. Er  war  nicht  blos  das  Kind  seiner  Zeit,  sondern  vor  Allem  seines 
Volkes,  in  Scharfsinn,  Klarheit,  leidenschaftlicher  Vaterlandsliebe,  unbewnsstem 
Schönheitssinn,  aber  auch  in  Sinnlichkeit,  Treulosigkeit  und  Menschenverach- 
tung. Zweitens  aber  finden  wir  in  England  die  ersten  Versuche,  die  heimath- 
lichen  Staatsverhältnisse  in  einer  Weise  aufzufassen,  bei  welcher  bewusster 
staatsbürgerlicher  Sinn  und  Freiheitsgefühl  verbunden  ist  mit  strengster,  fast 
geschmackloser  Achtimg  vor  dem  positiven  Gesetze  und  Herkommen. 

Um  so  zahlreicher  und  bemerklicher  treten  uns  die  nationeilen  Eigenthüm- 
lichkeiten  in  der  unermesslichen  staatswissenschaftlichen  Literatur  der  neue- 
ren europäischen  Culturvölker  entgegen.  Es  mag  sein,  dass  die 
grosse  und  fabelhaft  benätzte  Erleichterung  des  persönlichen  Verkehres ,  die 
immer  allgemeinere  Verbreitung  der  hauptsächlichsten  Sprachen,  und  die 
hieraus  entstandene  Neigung  uud  Möglichkeit  des  Bekauntwerdens  mit  den 
geistigen  Arbeiten  anderer  Völker  allmählig  eine  grössere  Ausgleichung  der 
Stamraeseigcnheiten  in  Form  und  Stoff  der  Wissenschaften  anbahnen  werden: 
aber  bis  jetzt  haben  die  auf  die  verschiedenen  Völker  verschieden  einwirken- 
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den  inneren  und  äusseren  Entwickiungsursachen  ein  weites  Auseinandergehen 
derselben,  wie  fiberall,  so  auch  in  der  Bearbeitung  der  politischen  Wissenschaf- 
ten, bewirkt.  Weder  Zahl,  noch  Gegenstand,  noch  Bearbeitungsart  ist  gleich, 
und  die  hauptsächlichsten  europäischen  Nationen  stehen  somit  in  Beziehung 
auf  ihre  Literaturen  der  Staattwissenschaften  weder  nach  Menge  noch  nach 
Güte  auf  gleicher  Linie. 

Unzweifelhaft  nehmen  die  Engländer,  die  Franzosen  imd  die  Deutschen 
die  ersten  Plätze  ein.  Erst- in  zweiter  Reihe  folgen  die  Italiener;  und  noch 
weiter  zurück  hat  Jahrhunderte  langes  Missgeschick  die  Spanier  gestellt.  Die 
übrigen  Völker  können  in  einer  blos  übersichtlichen  Schilderung  übergangen 
werden.  Entweder  fehlt  es  ihnen  ganz  an  einer  eigenthümlichen  politischen 
Literatur,  wie  den  Slaven,  (denn  die  wenigen  Scliriften  vornehmer  Russen  und 
Polen  in  französischer  Sprache  sind  keine  eigene  Literatur;)  oder  sie  gehen 
auf  in  den  grossen  stammverwandten  Nationen.  So  die  deutschen  Schweizer 
in  den  Deutschen,  die  wälschen  in  den  Franzosen ;  die  Belgier  in  den  letzteren. 
Die  Holländer  und  Scandinaven  aber  lehnen  sich  wenigstens  enge  an  die  Deut- 
schen an,  was  Geist  der  Behandlung  und  Art  der  Kenntnisse  betrifft,  wenn  sie 
auch  zum  Theile  im  äussern  Leben  schroff  gegenüber  stehen.  Dass  sich  einst 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  eine  staatswissenschaftliche  Lite- 
ratur von  grosser  Eigenthümlickbeit  ausbilden  wird,  wenn  erst  die  beson- 
deren Einrichtungen  des  Landes  ilu'e  vollen  Wirkungen  werden  entwickelt  ha- 
ben und  die  gegenwärtig  noch  bunt  gemischten  Bestandtheile  der  Bevölkerung 
in  ihren  Nachkommen  zu  einen  neuen  gleichartigen  Masse  zusammengeflossen 
sind,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Bis  jetzt  ist  die  amerikanische  Lite- 
ratur und  Wissenschaft  nur  erst  eta  Zweig  der  englischen  Bildung. 

Es  ist  nur  einfache  Gerechtigkeit,  vor  Allem  der  Leistungen  der  Eng- 
länder in  den  Staatswissenschaften  zu  erwähnen.  Zwar  lässt  sich  nicht  ver- 
kennen ,  dass  in  der  englischen  Literatur  —  sei  es  nun  in  Folge  angebomer 
Geistesrichtung ,  sei  es  veranlasst  durch  die  im  Lande  übliche  Bildungsweise 
—  die  tiefere  philosophische  Begrtlndung  zurücktritt  gegen  die  Untersuchung 
der  näher  liegenden  und  für  das  Leben  unmittelbar  wichtigen  Fragen.  Auch 
ist  ein  grosser  Mangel  an  eigentlich  systematischen  Werken.  Allein  kein  an- 
deres Volk  hat  eine  so  unermessliche  Masse  von  Stoff  bearbeitet,  und 
keines  geht  wenigstens  vor  an  ernstlicher  gründlicher  Untersuchung ,  männli- 
cher Reife  dos  Urthciles  und  umfassender  Kenntniss  der  geschichtlichen 
Grundlagen  und  bezeichnenden  Vorgänge.  Wiederholte  durchgreifende  poli- 
tische Ereignisse  haben  eine  Erörterung  und  schliessliche  Feststellung  vieler 
Grundlagen  des  Staatslebens  veranlasst;  die  freie  Verfassung  erlaubt  nicht 
nur,  sondern  dringt  ununterbrochen  eine  unbesclu^nkte  Besprechung  aller  Ar- 
ten von  öffentlichen  Angelegenheiten  auf;  die  fabelhafte  Ausdehnung  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe,  der  Reichthum  des  Landes,  die  ungeheure  Staats- 
schuld, der  Besitz  von  Nebenländem  in  allen  Wcltüjcilen  und  unter  allen  Him- 
melsstrichen  erfordern  eine  gründliche  Untersuchung  sämmtlicher  in  die  poli- 
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tische  Oeconomie  einschlagenden  Fragen;  der  sitthche  und  wolilthätige  Sinn 
der  höheren  Klassen  fördert  die  Aufstellung  und  Prüfung  schwieriger  Auf- 
gaben der  öffentlichen  Hülfsthätigkeit;  der  grosse  Rath  der  Nation  endlich 
hat  die  vortreffliche  (xewohnheit,  in  wichtigen  und  zweifelhaften  Fragen  seinen 
Verhandlungen  die  Herbeischaffung  aller  einschlägigen  Thatsachen  und  der  Mei- 
nungen Sa,chverständiger  vorangehen  zu  lassen,  und  dieselben  dann  auch  zu  all- 
gemeinem Gebrauche  zu  veröffentlichen.  Auf  diese  Weise  ist  denn  eine 
staatswissenschaftliche  Literatur  entstanden,  welcher  die  leichte  und  angenehme 
Form,  in  Einzelnem  auch  die  letzte  philosophische  Begründung  abgehen  mag; 
welche  aber  an  Reichthum  von  Gedanken  und  Thatsachen  den  Schriften  aller 
anderen  Völker  vorgeht.  Wie  hoch  oder  wie  nieder  der  einzelne  Beurtheiler 
jene  Mängel  auch  anschlagen  mag,  darin  müssen  doch  alle  aufrichtigen  und 
voruitheilsfreien  Beobachter  übereinstimmen,  dass  man  aus  der  englischen 
staatswissenschaftlichen  Literatur  am  meisten  lenien  kann.  Diess  aber  ist  die 
Hauptsache,  wo  es  sich  von  der  Ordnung  des  Lebens  handelt.  —  Es  ist 
schwer,  mit  wenigen  Strichen  ein  getreues  Bild  zu  entwerfen,  theils  der  gros- 
sen Ausdehnung  des  Gebietes  wegen ,  theils  weil  der  eigenthümliche  Vorzug 
weniger  in  dem  Vorhandensein  einzelner  glänzender  und  einen  neuen  Abschnitt  be- 
gründender Werke  besteht  (obgleich  es  auch  an  solchen  nicht  fehlt),  sondern 
eben  in  der  pünktlichsten  Bearbeitung  der  Eijizelnheiten.  Doch  mag  Kachste- 
hendes einen  Begriff"  von  der  Eigenthtimlichkeit  geben.  —  In  der  allgemeinen 
Staatslehre  und  im  philosophischen  Staatsrechte  ist  die  englische  Literatur 
nicht  von  grosser  Bedeutung.  Zwar  haben  die  weltberühmten  Streitschriften 
von  Hobbc^Locke  und  Mi  1  ton  einst  den  Hauptaustoss  zur  Begründung 
der  Lehre  vom  Rechtsstaate  gegeben;  allein  ihre  Ansichten  sind  längst  über- 
holt und  berichtigt ;  und  überhaupt  ist  das  Gebiet  ein  imendlich  weiteres.  Was 
aber  in  viel  späterer  Zeit  Payne,  Godwin  und  Macintosh  einer  Seits, 
Burke  anderer  Seits  über  die  Grundlage  des  Staatsverbandes  uud  über  die 
Eigenschaften  der  verschiedenen  Verfassungen  vorgetragen  haben,  ist  nicht  so- 
wohl eine  ruhige  wissenschaftliche  Erörterung,  als  leidenschaftliche  Tagespoli- 
tik. Und  dass  auch  jetzt  noch  die  Engländer  diesen  philosophischen  Unter- 
suclhihgen  über  das  Wesen  uud  die  letzten  Zwecke  des  Staates  nicht  zuge- 
neigt sind,  mag  schon  daraus  erhellen,  dass  die  Frage  über  den  Begriff,  die 
Berechtigung  und  die  staatliche  Stellung  der  Gesellschaft,  —  eine  Frage,  welche 
auf  dem  Festlande  so  ernst  genommen  und  als  Aufgabe  für  tiefe  wissenschaft- 
liche Untersuchung  anerkannt  ist,  —  jenseits  der  Meerenge  nicht  die  mindeste 
Theilnahme  gefunden  zu  haben  scheint.  Merkwürdig  genug  ist  unter  diesen 
Umständen,  dass  der  Erfinder  des  neuzeitigen  oppositionellen  Staatsromanes 
ein  englischer  Staatsmann  war,  imd  dass  er  unter  semen  Landsleuteu  mehr- 
fache, freilich  zum  Theile  sehr  schwerfällige  Nachahmung  fand.  —  Im  posi- 
tiven Staatsrechte  des  Landes  beginnen  eben  jetzt  die  Versuche  einer  rich- 
tigen Systematisirung ;  und  man  hat  sich  unbegreiflich  lange  mit  Mangelhaftem 
begnügt.    Aber  desto  reicher  bedacht  ist  das  einheimische  Recht  schon  längst 
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an  geschichtlichen  Werken  (Urkundenforsclmngcn  sowohl  als  Bearbeitungen) 
und  an  Monograpliiccn.  Wie  die  Verfassung  des  Landes  nicht  das  Erzeug- 
uiss  eines  theoretischen  Gedankens  noch  ein  systematisch  ausgearbeitetes  Ge- 
bäude ist,  sondeni  ein  geschichtlich  entstandenes  und  durcli  unzählige  einzelne 
Vorgänge  und  Beschlüsse  allmählig  zusammengekommenes  Ganzes,  so  ist  auch 
die  staatsrechtliche  Literatur  zusammengesetzt  aus  vielen  einzelnen  Erörterun- 
gen und  Feststellungen.  —  Die  Bearbeitung  des  Völkerrechtes  durch  Englän- 
der ermangelte  bis  in  die  jtlngste  Zeit  brauchbarer  Systeme.  Doch  wird 
diess  jetzt  theils  mit  schnellen  Schritten  eingebracht;  theils  haben  schon  seit 
lange  diejenigen  Abschnitte,  welche  für  die  Engländer  die  meiste  prac- 
tische  Bedeutung  hatten,  nämlich  das  Seerecht  in  Krieg  und  Frieden 
und  die  internationalen  Verhältnisse  von  Privatpersonen,  treffliche  Bear- 
beitungen erhalten.  Der  reiche  diesen  Werken  zu  Grunde  gelegte  Stoff 
ist  anderwärts  lange  nicht  gehörig  benützt.  —  An  brauchbaren  allge- 
meinen Systemen  der  Politik  hat  die  Literatur  keines  Volkes  Ueberfluss ;  und 
so  mag  der  englischen  nicht  besonders  vorgeworfen  werden,  dass  auch  sie  nur 
ungenügende  Versuche  dieser  Art  hat.  Wohl  aber  mag  sie  sich  mit  allen  an- 
deren messen  in  der  Erörterung  einzelner  Theile  der  Staatskunst.  Hätte  sie 
auch  in  der  Politik  der  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  nichts  Weiteres  auf- 
zuweisen, als  die  Schriften  Bentham's,  so  gienge  sie  doch  hier  allen  anderen 
vor.  Dieser  ist  ohne  Zweifel  einer  der  selbstständigsten  Denker,  der  scharfein- 
nigsten  Analytiker,  der  folgerichtigsten  und  unerschrockensten  Schlusszieher, 
welche  je  in  irgend  einer  Wissenschaft  aufgetreten  sind.  Seine  Schwächen  kom- 
men hiergegen  nicht  viel  in  Betracht;  denn  die  zahlreichen  Wwke  des  uner- 
müdlichen Mannes  haben  mehr  Inhalt  und  geben  mehr  zu  denken,  als  ganze 
Bibliotheken  anderer  Autoren,  In  der  Lehre  von  dem  Armenwesen  stehen 
englische  Werke,  z.  B.  Eden,  Macfarlane,  die  Berichte  der  Armencom- 
mission  in  erster  Reihe.  Im  Postwesen  aller  gesittigten  Staaten  hat  Rowland 
Hill  durch  eine  kleine  Schrift  eine  vollständige  Umwälzung  hervorgebracht. 
Vortrefflich  ist  Brougham  über  Colonialpolitik ;  und  neben  ihm  noch  viele 
Andere.  Von  dem,  was  in  der  Bevölkerungslehre  von  den  Engländern  Malt  hus 
Godwin,  Alison,  Sadler,  Senior,  Wcyland,  Thornton  geleistet 
worden  ist,  hat  selbst  der  Unktmdigsto  eine  Nachricht.  Daneben  sind  noch 
die  unermesslichcn  Census  -  Arbeiten  und  die  jährlichen  Berichte  des  Zählungs- 
amtcs.  —  Diess  fülirt  denn  von  selbst  zu  den  Leistungen  auf  dem  Ge- 
sammtgcbicte  der  politischen  Ockonomie,  in  welchem  die  Engländer,  was  die 
Untersuchung  der  obersten  Grundsätze  und  die  allseitige  Bearbeitung  des  Stof- 
fes betrifft,  in  der  That  ohne  Nebenbuhler  sind.  Mau  denke  an  die  systema- 
tischen Hauptwerke  von  A.  Smith,  Ricardo,  Mill,  um  von  den  zahllosen 
Schriftätellem  zweiter  Linie  nicht  zu  reden;  an  die  tiefgedachten  Erörterungen 
über  die  Grundrente;  an  die  allgemeinen  Theorieen  der  Steuern  von  Tooko, 
M'Culloch,  Montgommery-Martin,  und  die  zahllosen  Besprechungen 
aller  einzelnen  Steuergattungen ;  an  die  ganze  Sammlung  von  klassischen  Schrif- 
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ten  über  Metall-  und  Papiergeld ,  Banken  und  Staatsschuld;  an  Babbage 
und  Ure  über  das  Fabrikwescn ;  an  Tookc's  Gcsclüchto  der  Preise,  Por- 
ter's  Fortschritt  der  Nation,  Torrens  und  ParneH's  Kritiken  des  gan- 
zen Finanzsystemcs,  Sinclair 's  und  Cohen 's  geschichtliche  Werke;  an  die 
hauptsächlich  von  Engländern  begründete  Pohtischc  Arithmetik;  an  die  Theo- 
rieen  des  Versicherungswesens  u.  s.  w.  Was  ist  gegen  diese  erdrückende 
Menge  trefflicher  stofflicher  Leistungen  die  Klarheit  der  Franzosen  auf  diesem 
Gebiete,  die  S3'stematik  und  die  Kritik  der  Deutschen,  der  giübclndc  Scharf- 
sinn der  Italiener,  wenn  diese  auch  alle  an  ihrer  Stelle  volles  Lob  verdienen  ?  — 
Endlich  haben  auch  die  Engländer  noch  in  den  geschichtlichen  Staats- 
wissenschaften Grosos  geleistet.  In  der  Statistik  sind  die  Werke  eines  Sin- 
clair, M'Culloch,  M'Gregor,  Marshall,  Montgommery-Mar- 
tin,  Portcr's  Tabellen,  Bowring's  Berichte  unübertroffen.  In  der  politi- 
schen Geschichte  endlicli  besitzen  sie  nicht  nur  einen  Gibbon,  Robertson, 
Hume,  Macaulay,  in  zweiter  Linie  einen  Coxe,  Adolphus,  Alison 
M  a  h  0  n,  sondern  auch  eine  kaum  übersehbare  Reihe  von  Denk^vürdigkeiten,  Brief- 
samnilungcn,  Reden,  Lebensgeschichten  ihrer  berühmten  Staatsmänner.  Wel- 
lington's  amtliche  Schreiben  allein  sind  ein  Schatz  von  geschichtlicher  und 
staatsmännischer  Belehrung. 

Ob  die  zweite  Stelle  in  der  Bearbeitung  der  Staatswissenschaften  den 
Deutschen  oder  den  Franzosen  gebührt,  darüber  mag  gestritten  werden.  Im 
Uebrigen  ist  die  Thätigkcit  der  Letzteren  die  ältere.  —  Unzweifelhaft  ist  den 
Franzosen  mehr  als  Eine  nationeile  Eigenschaft  verliehen ,  welche  sie  zu 
einer  erfolgreichen  Bearbeitung  der  Staatswissenschaften  geeignet  macht.  Sie 
haben  eine  geistreiche  Auffassung  der  Thatsachen;  Neigung  und  Geschick- 
lichkeit zur  Erforschung  allgemeiner  Giundsätze;  durchsichtige  Klarheit  der 
Gedanken  und  des  Ausdruckes ;  sie  wissen  besser,  als  irgend  ein  anderes  Volk, 
ein  Buch  zu  machen ,  d.  h.  es  einzuleiten ,  abzutheilen ,  abzurunden ,  den  rich- 
tigen Ton  der  Darstellung  zu  finden.  Frankreich  hat  ferner  ipächtige  staat- 
Uchc  Schicksaale  erlebt,  welche  wiederholt  alle  vorhandenen  Kräfte  in  Thätig- 
kcit brachten.  Von  diesen  mussten  denn  uothwendig  manche  auch  der  wis- 
senschaftlichen Untersuchung  politischer  Aufgaben  zufallen.  Endlich  waren 
die  äusseren  Verhältnisse  einer  freieren  Aeussening  nicht  immer  ungünstig, 
so  hat  z.  B.  die  Allgewalt  der,  zunächst  anderen  geistigen  Interessen  zuge- 
wendeten ,  rationalistischen  Bewegungen  in  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts wenigstens  einen  Theil  der  Hindernisse  beseitigt,  welche  sonst  einer  Be- 
sprechung poHtischer  Dinge  entgegengestanden  wären.  Und  unter  der  Restau- 
ration und  der  Julimonarchie  war  die  Wissenschaft  wenigstens  durch  Gesetze 
nicht  gehemmt.  —  Doch  hat  die  Münze  auch  eine  Rückseite.  Nicht  selten 
wird  von  dem  Franzosen  die  Sache  der  Form,  die  Wahrheit  der  Phrase ,  der 
Verstand  dem  Geistreichsein  geopfert.  Fremde  Zustände  und  Sprachen  sind 
ihm  im  Allgcmeiuen  wenig  bekannt ,  und  er  hat  auch  wenig  Geschick  oder 
Neigung,   sich  in  deren  Verständuiss  einzuleben.     Tiefe  philosophische  Auffas- 
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sung  ist  weit  seltner  vorhanden,  und  aucli  von  der  öffentlichen  Meinung  weit 
weniger  geachtet,  als  klare  logische  Richtigkeit  in  der  Darstellung  des  Näher- 
liegenden. Der  Franzose  fühlt  wenige  Achtung  vor  dem  geschichtlich  Berech- 
tigten und  ändert  leicht  nach  seiner  augenblicklichen  Ansicht  vom  Verständigen ; 
anstatt  einer  organischen  Entwicklung  begnügt  er  sich  mit  einer  formellen 
und  logisch  richtigen  Ordnung  der  Dinge.  Endlich  giengen  in  den  verhillt- 
nissmässig  kurzen  Zeitabschnitten ,  während  welcher  in  Frankreich  eine 
ungehinderte  Erörtennig  staatlicher  Grundsätze  und  P^reignisse  gestattet 
war,  die  Wogen  der  Partheileidenschaft  zu  hoch ,  als  dass  eine  unbefan- 
gene Erörterung  Aussicht  auf  vielen  Beifall  gehabt  hätte,  und  gewöhnlich 
Absicht  gewesen  wäre.  Welchen  Einfluss  nun  aber  diese  Mischung  von  gün- 
stigen und  ungünstigen  Umständen  auf  die  Gesammtleistung  der  Nation  in  dem 
Gebiete  der  Staatswissenschaften  hatte ,  deuten  die  nachstehenden  Bemerkun- 
gen wenigstens  an.  Die  weniger  reich  bedachten  Disciplinen  mögen  den  Rei- 
hen beginnen.  —  Am  unbedeutendsten  ist ,  was  Frankreich  für  die  Ausbildung 
der  Theorie  des  VölkeiTcchtes  geleistet  hat.  An  Untersuchungen  der  Grund- 
lagen fehlt  es  ganz ;  Systeme  sind  nm*  wenige  vorhanden,  und  diese  kaum  der 
Rede  werth ;  endlich  stehen  selbst  die  Monographieen  den  Ai'beiten  anderer 
Völker  nach.  Es  ist  nur  im  Seerechte,  im  interaationalen  Privatrechte,  end- 
lich in  Betreff  der  diplomatischen  Agenten ,  namentlich  der  Consuln .  Ausge- 
zeichneteres geschrieben.  W^ichtiger  allerdings  sind  die  geschichtlichen  ^Vrbeiten 
in  dem  Fache;  doch  ist  auch  hier  nicht  blos  viel  windiges  Gerede  (wie  z.  B. 
die  zahllosen  Sudeleien  Capefigue's);  sondern  es  lassen  sich  auch  an  manchen 
der  ernsthaften  Ai-beiten  grosse  Ausstellungen  machen.  Flassan's  Geschichte 
der  französischen  Diplomatie  ist  duich  Regieningsmissbrauch  verfälscht;  Gar- 
den giebt  blos  eine  Ueberarbeitung  eines  längst  bekannten  fremden  Werkes. 
Nur  Mignet's  grosse  Geschichte  der  französisch  -  spanischen  Verhältnisse  ist 
in  Stoff  und  Form  meisterhaft.  Rechnete  man  freilich  die  belgische  Literatur 
zu  der  französischen,  so  wtlrde  Laurens's  staunenswerthes  Werk  die  ganze 
Lflcke  füllen.  —  Eine  zweite  Disciplin,  in  welcher  die  französische  Literatur 
nicht  hersorleuchtet ,  namentlich  die  englische  bei  weitem  nicht  erreicht,  ist 
die  politische  Oekonomie  und  ihre  Anwendungen  auf  das  Staatsleben.  Allerdings 
sind  zahlreiche  Schriften  über  das  Handelssystem,  und  noch  mehrere  über  das 
physiokratische  System  vorhanden;  wie  dcmi  letzteres  hauptsächlich  in  Frank- 
reich ausgebildet  wurde  und  Anhänger  fand.  Auch  sind  mauchfache  ge- 
schichtliche Werke  theils  über  die  Nationalökonomie  im  Ganzen ,  theils  über 
einzelne  Abschnitte  und  Seiten  derselben,  theils  endlich  über  den  Staatshaus- 
halt Frankreichs  und  Englands  rühmlichst  zu  erwähnen.  Allein  der  franzö- 
sische Beitrag  zu  der  Ausbildung  der  richtigen  Lehre  besteht  doch  hauptsäch- 
lich nur  in  besserer  formeller  Anordnung  des  Systemcs ,  durchsichtig  klarer 
und  scharf  ausgeprägter  Darstellung ,  und  in  der  kritischen]  Besprechung  ein- 
zelner zweifelhafter  oder  anfänglich  falsch  festgestellter  Punkte.  Dabei  ist 
denn  namentlich  nicht  zu  übersehen,    dass   der  unzweifelhaft   scharfsinnigsten 
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Denker,  so  wie  die  reichhaltigsten  Darsteller  unter  den  in  französischer  Sprache 
Schreibendon,  nämlicli  Sismondi  und  Rossi,  nicht  einmal  geborene  Fran- 
zosen sind.  Es  ist  unläugbar,  dass  die  zahlreichen  der  Form  nach  vortreff- 
lichen französischen  Systeme  der  politischen  Oekonomie,  namentlich  die  Say- 
schen  Werke,  zur  allgemeinen  Bekanntschaft  mit  den  Grundsätzen  der  Staats- 
wirthschaftslehre  weit  mehr  beigetragen  haben,  als  die  schwerfiilligeren  und 
schwerer  verständUchen  der  Engländer ;  allein  die  wissenschaftliche  Kritik  muss 
doch  nach  grösserem  Maassstabe  messen.  Und  dass  weder  durch  die  Miss- 
verständuisse  und  Paradoxieen  Proudhon's  und  anderer  Socialisten,  noch 
durch  die  verkehrte  katholisirende  Richtung  Villeneuve's  die  Wahrheit  ge- 
fördert wurde ,  giebt  wohl  jeder  Unbefangene  zu.  —  Endlich  ist  noch  unter 
den  in  Frankreich  weniger  gediehenen  Staatswissenschafteu  die  Statistik  zu 
nennen.  Unzweifelhaft  ist  Dufau  ein  tüchtiger  Systematiker ,  hat  Ch.  Dupiu 
einzelne  Gedanken  geistreich  und  fleissig  durchgeftihrt ,  ist  Villerme  ein 
höchst  achtbarer  Forscher  und  Sammler,  u.  s.  w.:  allein  weder  nach  Umfang 
noch  nach  innernem  Reichthum  entspricht  die  französische  statistische  Literatur 
der  hohen  Bildungsstufe  des  Volkes.  Die  bedeutendsten  Leistungen  im  Fache 
bleiben  immer  die  von  der  Regierung  veranstalteten  amtlichen  Beschreibun- 
gen von  Gebietstheilcn  und  Tabellenwerke.  —  Wir  wenden  uns  zu  den  mit 
entschiedenerem  Glücke  und  Ruhme  von  den  Franzosen  geförderten  Staats- 
wissenschaften. Hier  ist  denn  vor  Allem  das  philosophische  Staatsrecht  zu  neji- 
nen,  in  dessen  Ausbildung  sich  die  ganze  Tliätigkeit  und  die  eigentliümlichen  Eigen- 
schaften des  französischen  Geistes  vollkommen  entwickelt  haben.  Viermal  hat  die 
Literatur  dieses  Faches  in  Frankreich  einen  besonderen  Aufschwung  genommen, 
und  zweimal  wenigstens  mit  weithin  reichender  Wirkung.  Zuerst  zur  Zeit  der  Re- 
ligionskämpfe im  sechzehnten  und  siebzehnten  Jahrhundert,  wo  der  Gnmd 
und  der  Inhalt  der  Regierungsrechte  und  die  Gränze  des  Unterthanen  -  Ge- 
horsams die  vielfachste  Erörterung  fand.  Zum  zweitenmale ,  als  gleichzeitig 
Montesquieu  und  Rousseau  die  letzten  Gründe  des  Staates,  seiner  Rechte 
und  seiner  Pflichten  untersuchten.  So  verschieden  ihr  Ausgangspunkt,  ihre 
Methode  und  ihr  Ergebniss  war,  so  hatten  sie  doch  Beide  einen  imer- 
messlichen  Einfluss  auf  die  Wissenschaft  und  auf  das  Leben.  Zum  drittenmale 
beim  Beginne  der  grossen  Umwälzung,  welche,  wenn  schon  in  geringerem 
Maasse  als  man  vermuthen  sollte ,  auch  zu  wdssenschafthchen  Erörterungen 
über  die  Eigenschaften  und  Grundsätze  der  beschränkten  Fürstenherrschaft 
und  der  Volksregierung  mittelst  gewählter  Stellvertreter  führte.  Endlich  zum 
viertenmale,  als  nach  der  Wiederkehr  der  Bourbone  einer  Seits  die  Theorie 
des  constitutionellen  Staates  in  Frankreich  für  das  ganze  europäische  Fest- 
land ausgearbeitet,  anderer  Seits  nach  jahrhundertlanger  entgegengesetzter 
Strömung  der  Versuch  wieder  gemacht  wurde,  die  staatlichen  Zustände  auf 
die  Lehren  der  cliristlichen  Religion,  insbesondere  in  ihrer  kathoUschen Form, 
zu  stützen.  Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  neben  diesen  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  viele  Staatsromane  herliefen,   und  dass  die  Wissenschaft 
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der  Gesellschaft  in  Frankreich  wenn  auch  nicht  die  richtige  Behandlung  so 
doch  den  ersten  gewaltigen  Anstoss  erhalten  hat.  Dass  in  diesem  glilnzend 
vertretenen  Theilc  der  französischen  staatswissenschaftliclien  Literatur  bis  zu 
den  letzten  Gränzen  des  philosophischen  Denkens  vorgedrungen  sei ,  wird  zwar 
wenigstens  der  Deutsche  nicht  zugeben:  allein  Niemand  kann  bestreiten,  dass 
Klarheit  der  Gedanken,  Bestimmtheit  des  Ausdruckes,  practischer  Sinn,  lo- 
gische Richtigkeit  des  Gedankenganges  und  Schönheit  der  Form  beneidenswerthe 
Vorzüge  der  französischen  staatsphilosopliischen  Schriften  sind.  —  Von  unglei- 
cherem Werthe,  aber  doch  im  Ganzen  von  gi'osser  Bedeutimg  sind  die  fran- 
zösischen Leistungen  im  Gebiete  des  positiven  Staatsrechtes.  Hier  hatten  die 
politischen  Verhältnisse  des  Landes  einen  sehr  ftlhlbaren  Einfluss.  Selbst 
unter  der  unbeschränkten  Monarchie  mochte  man,  je  nach  Beschaffenheit  der 
Zeiten,  recbtsphilosophische  Erörterungen  vei-suchen.  Sie  schienen  (freilich 
wohl  mit  Unrecht)  dem  herrschenden  Systeme  weniger  bedenklich.  Ein  ande- 
res war  es  aber  mit  den  Erörterungen  des  geltenden  Rechtes.  Solche  wur- 
den, unter  den  Bourbonen,  während  der  Republik  und  im  KaiseiTciche, 
nicht  nur  überhaupt  nicht  begünstigt,  so  weit  sie  Vcrfassungs-  und  Machtfra- 
gen betrafen,  sondern  sie  waren  jeden  Falles  nur  im  Sinne  der  Gewalt  gestal- 
tet. Daher  denn  aus  früherer  Zeit  nur  wenige  und  zum  Theile  sittlich  und 
politisch  höchst  verächtliche  Systeme  des  Verfassungsrechtes  vorhanden  sind 
(wie  z.  B.  Moreau's  Werke).  Mit  der  Restauration  änderte  sich  dieses 
zwar,  und  es  erschien  nun  auch  plötzlich  eine  grössere  Anzahl  von  tüchtigen 
Werken,  theils  in  systematischer  Form,  theils  als  Commentare  der  Ver- 
fassungs-Urkunde. Allein  auch  jetzt  wirkte  der  häufige  gewaltsame  Umsturz 
des  Bestehenden  lähmend.  Wie  konnte  eine  Bearbeitung  die  vollstän- 
dige Reife  erlangen,  wenn  sie  kurz  nach  einer  Neugestaltung  und  somit  vor 
vollständiger  Entwickelung  der  Grundsätze  unternommen  wurde,  wegen  ei- 
ner alsbald  folgenden  Wiederumänderung  aber  keine  Zeit  zu  Verbesserungen 
und  Fortsetzungen  erliielt?  Hatte  doch  z.  B.  Lafcrriere  in  jeder  der  vier 
Ausgaben  seines  Staatsrechtes  eine  andere  Verfassung  darzustellen?  Desshalb 
sind  denn  auch  die  Glauzpuncte  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  posi- 
tiven französischen  Staatsrechtes  das  Verwaltungsrccht  und  die  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  indem  diese  von  den  Aenderungen  wenig  oder  gar  nicht  be- 
rührt, auch  von  der  Macht  nicht  mit  Argwohn  betrachtet  wurden,  in  dem 
ersten  steht  Frankreich  unbedingt  allen  anderen  Ländern  voran.  Keine  Lite- 
ratur hat  im  Verwaltungsrechte  einen  solchen  Rcichthum  vortrefflicher  Erör- 
terungen der  obersten  Sätze,  systematischer  Bearbeitungen  des  ganzen  Stoffes, 
in  die  feinsten  und  gelehrtesten  juristischen  Untcrsnchimgen  eingehender  Mo- 
nographicen  aufzuweissen ,  wie  die  französische.  Diese  ganze  Abtlicilung  ist 
eine  wahre  Zierde  der  Rechtswissenschaft  überhaupt  Was  aber  die  rechts- 
gcschichtlichcn  Werke  betrifft,  so  ist  es  zwar  Deutschen  (Warnkönig  und 
Stein,  später  Schiffer)  ttberlassen  worden,  den  ganzen  Inhalt  und  Ver- 
lauf in  GesammtdarstcUungcn  zu    geben  ;    allein    die  Zahl  der   französischen 
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Werke  aus  älteren  und  neueren  Zeiten,  welche  einzelne  Zeitabschnitte  oder 
bestimmte  Theile  der  vaterländischen  Staatseinrichtuugen  und  Rechtszu- 
stände von  den  ältesten  Zeiten  an  geschichtlich  entwickeln,  ist  kaum  zu  über- 
sehen, und  es  sind  nicht  wenige  Meisterwerke  unter  denselben.  —  In  der 
Politik  hat  namentlich  das  weite  Gebiet  der  Polizei  die  Aufmerksamkeit  in 
Ansprach  genommen.  Wie  dieser  Theil  der  Innern  Verwaltungslehre  von  ei- 
nem Franzosen  (de  la  Mare)  wissenschaftlich  begründet  wurde:  so  nimmt 
bis  auf  diesen  Tag  die  Ausbildung  im  Ganzen  und  Einzelnen  iliren  Fortgang. 
Die  Medicinalpolizei  in  allen  ihren  Fragen,  das  Armenwesen,  die  Besserung  der 
Zustände  des  Proletariates,  die  Sittenpolizei,  die  Anstalten  für  Findlinge,  die 
Leihhäuser  einer  die  Sparkassen  anderer  Seits ,  und  noch  viele  andere  Fragen 
sind  von  französischen  Schriftstellern  reichlich,  zum  Theile  vortrefflich  behan- 
delt. Auch  können  im  Gebiete  der  Politik  die  zahbreichen  Arbeiten  über  das 
richtige  Strafsystem  und  Gefängnisswesen  und  die  sogenannten  politischen  Te- 
stamente nicht  unerwähnt  gelassen  werden.  —  Kaum  ist  es  endlich  nöthig, 
des  Reichthumes  der  französischen  Literatur  an  poütisch  -  historischen  Werken 
zu  erwähnen.  Yon  de  Thou  an  bis  auf  Guizot,  Thiers,  Villemain, 
Thierry,  Mignet  reisst  die  Reihenfolge  von  ausgezeichneten  Geschichts- 
schreibern nicht  ab,  welche  die  Staatenverhältnisse,  zunächst  Frankreichs 
dann  aber  auch  anderer  Länder,  wesentlich  im  Auge  haben.  Und  ebenso  be- 
kannt ist,  dass  Frankreich  das  eigentliche  Vaterland  der  persönlichen  Denk- 
würdigkeiten von  Staatsmännern  ist.  In  unseren  Büchersammlungen  stehen  die 
langen  Reihen  der  verscliiedenen  französischen  Memoii-ensammlungen  aus  allen 
Jahrhunderten  von  den  Kreuzzügen  herunter;  und  neben  ihnen  noch  eine 
ebenso  grosse  Anzahl  von  einzeln  erschienenen  bedeutenden  Schriften  solcher 
Art.  Man  denke  nur  z.  B.  an  die  Erzählungen  des  Herzogs  von  St.  Simon. 
Wie  viele  der  Haupt  führer  in  der  Revolution  und  der  ersten  unter  den  kai- 
serlichen Staatsmännern  und  Beamten  haben  Aufzeichnungen  über  das,  was 
sie  gethan  und  erlebt  haben,  hinterlassen!  Die  Denkwürdigkeiten  des  ver- 
bannten Imperators  selbst  und  seiner  Genossen  bilden  allein  eine  kleine  Bi- 
bliothek. Und  noch  sind  lange  nicht  alle  wii'klich  vorhandenen  Aufzeichnun- 
gen bereits  bekannt  gemacht.  Jetzt  ist  die  Reihe  an  den  Männern  der  Re- 
stauration und  an  den  Gehülfen  oder  Gegnern  Louis  Philipp's.  Wenn  ir- 
gend eine  Gattung  von  Schriftnn  acht  national  ist,  so  sind  es  französische 
staatliche  Denkwürdigkeiten;  ihr  stofflicher  Werth  für  die  Staatswissenschaften 
aber  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises. 

Sehr  verschieden  von  den  englischen  sowohl  als  den  französischen  Zu- 
ständen und  Eigenschaften  sind  die  der  Deutschen.  Verschieden  ist  daher 
auch  das  Wesen  der  staatswissenschaftüchen  Leistungen.  Der  Deutsche  hat 
Neigung  und  Anlage  zu  tieferer  pliilosophischer  Erforschung;  allein  weniger 
Geschick  zu  klarer  gemeinverständlicher  Ausprägung  der  Gedanken.  Er  hat 
in  allen  Wissenschaften  ein  unwiderstehliches  Bedürfniss  zu  systematisiren; 
ist  aber  bedenklich   in   kecker  logischer  Durchführung   der  Grundsätze.     Die 
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grössere  Vielseitigkeit  und  Gelehrsamkeit,  welche  ihm  sein  spruchwörtlich 
gewordener  Fleiss  und  seine,  alle  anderen  Völker  übertreflfende ,  Kenntniss 
fremder  Sprachen  und  Zustünde  verschafft,  bezahlt  er  theuer  durch  geringe- 
ren practischen  Blick  und  unentschiedenes  Urtheil.  Auch  in  der  "Wissenschaft 
ist  er  im  Ganzen  aufrichtig  und  ehrlich,  und  giebt  nichts  auf  blose  Form; 
dagegen  ist  er  auch  ungewandt  in  der  Darstellung  und  ermangelt  angebornen 
Schönheitssinnes.  Er  ist  mehr  verstündig  als  geistreich.  Endlich  ist  in 
Deutschland  auch  der  Einfluss  der  üusseren  Verhältnisse  auf  die  wissenschaft- 
liche Ausbildung  der  Staatswissenschaften  zu  allen  Zeiten  gar  sehr  aus  Gutem 
und  Schhmniem  gemischt  gewesen.  Günstig  war:  die  grosse  Mannichfaltigkeit 
der  staatlichen  Zustände,  welche  den  Blick  und  das  Wissen  erweiterte;  die 
beträclitliche  Anzahl  eigener  Lehrstühle  für  die  Staatswissenschaften  auf  den 
Hochschulen,  wodurch  vielen  Beruf  und  Mittel  zur  staatswissenschaftlichen 
Arbeiten  verschafft  ist;  die  fast  immer  bestehende  Möglichkeit,  in  irgend  ei- 
nem der  vielen  Staaten  freier  zu  reden  und  zu  schreiben.  Dagegen  wirkte  gar 
Manches  auch  nachtheilig.  Der  ganze  österreichische  Antheil  Deutschlands  war 
bis  in  die  neueste  Zeit  durch  sein  Regierungssystem  von  einer  freieren  Bewe- 
gung in  den  Staatswissenschaften  ausgeschlossen,  ihm  selbst  eine  Kenntniss 
fremder  Leistungen  sehr  erschwert.  Auf  einem  anderen  Theile,  namentlich 
den  geisthchen  Staaten,  lag  Jahrhunderte  lang  eine  böotische  Gedanken- 
nacht. Die  Vielheit  grösserer  und  mittlerer  Staaten  nimmt  noch  jetzt  für 
die  Bearbeitung  des  positiven  öffentlichen  Rechts  eine  grosse  Menge  von 
geistigen  Kräften  gleichzeitig  im  Anspruch,  während  bei  einheithcher  Gestal- 
tung Deutschlands  eine  und  dieselbe  Arbeit  Allen  genügen  könnte;  in 
den  kleinen  Staat ensplittem  aber  muss  jede  wissenschafthche  Behandlung 
unterbleiben  aus  Mangel  an  Arbeitern  oder  an  Lesern.  Hauptsächlich  aber 
hat  es  Deutschland  an  einem  grossen  gemeinschafthchen  Staatsleben  ge- 
fehlt; die  Nation  war,  mit  Ausnahme  weniger  unruhiger  Monate,  von  jeder 
Theilnahme  an  iliren  Angelegenheiten  ausgeschlossen:  dadurch  aber  wurde  sie 
nicht  nur  ärmer  an  Veranlassungen  zur  Durcharbeitung  wichtiger  staatlicher 
Fragen,  sondern  auch  an  einem  mächtigen  vaterländischen  Gcfülüe  und  an 
Gesinnung,  ohne  welche  auch  der  Wissenschaft,  vorab  der  staathchen,  die 
eigentliche  Lebensluft  mangelt  —  unmittelbar  auf  diese  Eigenthttmlichkeiten 
des  deutschen  Geistes  und  Wissens  ist  denn  vor  Allem  der  Rcichthum  an 
encyklopädischen  Schriften  zurückzuführen,  welche  das  Gesammtgebiet  der 
Staatswissenschaften  umfassen,  und  wie  sie  weder  an  Zahl  noch  an  Güte  ir- 
gend eine  andere  Literatur  aufzuweisen  hat.  Es  bestehen  kurze  Umrisse  und 
ausführliche  Werke ;  systematisch-  und  alphabetisch-geordnete  Schriften ;  fürAn- 
fänger,  für  Gelehrte,  für  das  grosse  Publicum.  Auch  ist  die  Mehi-zahl  der,  frei- 
lich unvollkommenen,  Werke  über  die  Geschichte  und  die  Literatur  der  Staats- 
wisscuschaften  von  Deutschen  verfasst  Auf  dieselben  Ursachen  zurückzufüh- 
ren ist  die  unübersehbare  und  die  grosse  innere  'Verschiedenheit  der  Bearbei- 
lungcn  der  philosophischen  Staatslehre   durch  Deutsche.     Dass  allerdings  zum 
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Theile  der  erste  Gedanke  dieser  Schulen  von  fremden  Denkern  überkommen 
ist,  darf  schon  desshalb  nicht  Wunder  nehmen,  weil  Deutschlands  geistige 
Blüthc  erst  weit  später  eintrat.  Allein  die  Deutschen  haben  durch  weitere 
Ausbildung  und  tiefere  Begründung  ihre  Schuld  redlich  abgetragen.  Wenn 
z.  B.  der  Gedanke  des  Rechtsstaates  der  Neuzeit  wesentlich  England  angehört : 
so  ist  er  nicht  nur  schon  durch  die  älteren  deutschen  philosophischen  Schulen 
aufgefasst  und  weiter  geführt  worden;  sondern  es  hat  namentlich  Kant  mit 
seinen  zahlreichen  Schülern  ihn  wissenschaftlich  vollständig  durchgearbeitet. 
Hall  er  hat  an  Fi  Im  er  einen  Vorgänger  gehabt ;  allein  er  übertrifft  denselben 
weit  an  Geist,  Gelehrsamkeit  und  allgemeinem  Unterblicke.  Dem  Stahl'schen 
christlichen  Staate  sind  nicht  nur  die  mittelalterlichen  theokratischcn  Lehren, 
sondern  zunächst  die  der  neueren  Franzosen  vorangegangen;  an  gründlicher 
philosophischer  Begründung,  kritischem  Scharfsinne,  überhaupt  au  wissenschaft- 
licher Bedeutung  steht  er  aber  hoch  über  allen  Vorgängern.  Und  völlig 
deutsches  Eigcnthum  sind  jeden  Falles  die  Staatslehren  von  Hegel,  Krause, 
Herbart;  eigenthümlich  die  Versuche,  die  verschiedenen  Staatsgedanken  ne- 
beneinander, jeden  in  seiner  beziehungsweison  Wahrheit  anzuerkennen;  end- 
lich ist  in  Deutschland  zuerst  die  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft  in  ihrer 
vollen  Bedeutung  an  sich  und  für  die  politischen  Disciplinen  erkannt  und  de- 
ren weitere  Ausbildung  angebahnt  werden.  Freiüch  wird  auch  nur  in  Deutsch- 
land, aus  Mangel  an  richtigem  politischem  Sinne,  als  bald  Missbrauch  mit  der 
neuen  Lehre  getrieben  zur  Galvanisiruug  längst  abgestorbener  Formen  des  Zu- 
sammenlebens, Und  dass  ein  grosser  Theil  der  rechtsphilosophischen  Schriften 
sehr  abstract  gehalten  und  nichts  weniger  als  leicht  verständlich  vorgetragen 
ist,  kommt  eben  auch  auf  Rechnung  deutscher  Art  und  Unart.  —  Einer  an- 
deren Seite  deutscher  Nationalität  verdankt  man  die  Blüthe  des  Völkerrechtes. 
Deutsches  Bedürfniss  nach  Systematik  hat  dem  positiven  Völkerrechte  zum  Da- 
sein als  eigene  Wissenschaft  verholfeu;  deutscher  Bekanntschaft  mit  fremder 
Literatur  und  Geschichte  ist  die  Sammlung  eines  reichen  Stoffes  für  dasselbe 
möglich  gewesen ;  und  deutsche  Systeme  waren  daher  auch  lange  die  einzigen  in 
der  ganzen  gesittigten  Welt  gebrauchten.  Aber  auch  das  philosophische  Völ- 
kerrecht, wenn  schon  von  einem  Fremden  geschaffen,  ist  hauptsächlich  in 
Deutschland  tiefer  begründet  und  in  wissenschaftUche  Form  gebracht  worden, 
und  so  wieder  zu  anderen  Nationen  zurückgekehrt.  Hat  doch  selbst Vattel 
seine  fast  gesetzgeberische  Bedeutung  nur  der  völligen  Beibehaltung  des  Kernes 
bei  geschickter  Ueberwindung  der  Form  unseres  Wolf  zuzuschreiben.  Und  wenn 
jetzt  wieder  eine  neue  Entwicklungszeit  für  das  Völkerrecht  angebrochen  ist,  so 
ist  es  ebenfalls  deutsche  Kritik  und  Philosophie,  welche  Nothwendigkeit  und 
Möglichkeit  nachweist.  —  Für  die  Gestaltung  des  positiven  Staatsrechtes  ver- 
steht sich  der  Einfluss  der  besonderen  inneren  und  äusseren  Ursachen  von 
selbst;  denn  dieses  ist  ja  die  nationellste  aller  Staatswissenschaften.  So  hat 
denn  vor  Allem  theils  die  Zersplitterung  des  Landes ,  theils  die  dreifache  völ- 
lige Umgestaltung  aller  staathchen  Zustände  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  eine 
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unübersehbare  Menge  von  Schriften  jeder  Ait  erzeugt.  Alle  einzelnen  Staa- 
ten verlangen  wo  möglich,  jede  grosse  Neugestaltung  fordert  unbedingt 
auch  eine  -wissenschaftliche  Bearbeitung  ihres  Rechtes.  So  hat  sich  denn  die 
Zahl  gleichzeitig  und  nach  den  verschiedenen  Zeitscliichten  gehäuft.  Das  Vor- 
handensein einer  Rechtsordnung  erst  für  die  Gesammtheit  und  dann  für  je- 
den einzelnen,  halb  oder  ganz  souveränen,  Bestandtheil  erzeugte  ein  dreifa- 
faches  deutsches  Staatsrecht;  eines  für  das  Reich  oder  den  Bund;  eines,  so 
weit  die  Einzelnstaaten  im  Inneren  gemeinschaftliches  Recht  haben;  end- 
lich die  Ordnung  des  jedem  dieser  Theile  Eigenthümlichen.  Da  femer  die 
deutschen  staatsrechtlichen  Zustände  vielfach  nur  geschichtlich  zu  begreifen 
sind,  so  ergiebt  sich  auch  ein  unabweisbares  Bedürfniss  rechtsgeschichtlicher 
Behandlung.  Die  Art,  wie  dasselbe  befriedigt  worden  ist  und  immer  noch 
berücksichtigt  wird,  ist  einer  unserer  literarischen  Glanzpunlite.  Endlich  muss 
das  Nebeneinanderbestehen  so  vieler  getrennter  Staaten  manche  Verwicklungen 
und  Reclitsstreitigkeiten  hervorrufen.  Eine  ihrer  Folgen  sind  zahlreiche  gründ- 
liche und  gelehrte  Rechtsausführungen.  Zusammen  aber  haben  diese  Gründe 
eine  Literatur  von  Systemen,  Monographieeu ,  geschichtlichen  Ausfühnmgen, 
Commentaren  der  Quellen  und  Dcductionen  zu  Wege  gebracht,  wie  sie  nacli 
Umfang  und  Inhalt  kein  anderes  Volk  aufzuweisen,  wie  sie  freilich  auch  kein 
anderes  zu  bemeistern  hat.  Und  daneben  konnte  deutsche  Gelehrsamkeit 
und  Vielseitigkeit  noch  Zeit  finden,  das  Recht  anderer  Staaten  dogmatisch 
oder  geschichtlich  zu  beai'beiten.  So  Englands,  Frankreichs,  Belgiens,  des 
klassischen  Alterthumes.  —  Nicht  in  demselben  Maasse  ausgezeichnet  sind  die 
deutschen  Leistungen  in  der  Politik,  der  Statistik  und  der  politischen  Ge- 
Bcliichte.  —  In  der  Politik  felilt  es  zwar  nicht  an  Untersuchungen  über  die 
Grundlagen,  namentlich  über  das  Verhältniss  der  Staatsklugheitslehre  zum 
Rechte,  und  an  Systemen.  Allein  keine  dieser  Schriften  hat  Epoche  gemacht, 
und  die  Mehrzahl  kann  geradezu  als  schwach  bezeichnet  werden.  Was  aber 
die  einzelnen  Theile  dieser  weitausgedchntcn  Wissenschaft  betrifft,  so  gebührt 
nur  in  der  politischen  Oekonomie  und  in  der  Polizeiwissenschaft  der  deutschen 
Literatur  eine  höhere  Stelle.  In  jener  sind  zwar  die  Deutschen  am  spätesten 
in  die  Reihen  getreten ,  und  es  ist  auch  keine  der  Ilauptschuleu  von  ihnen  ge- 
gründet worden;  sie  haben  jedoch  das  Versäumte  eingeholt  durch  Systemati- 
sirung,  Gelehrsamkeit  und  scharfe  Feststellung  der  Grundsätze.  Die  Abtheilung 
in  Volkwirthschaftslelire ,  Volkswirthschaftspflege  und  Staatshaushaltungslehrc 
ist  von  ihnen  ausgegangen;  und  wenn  auch  noch  der,  wie  es  allerdings  scheint 
nothwendige,  Unterschied  zwischen  der  Wirthschaftslehre  der  Einzelnen  und 
der  der  Gesellschaft  Eingang  findet,  so  ist  diess  ebenfalls  ein  deutscher  Gedanke. 
In  der  Finanrwissenschaft  hat  Bau  in  keiner  Literatur  einen  ebenbürtigen  Ne- 
benbuhler; Nebenius  nicht  in  der  Erörterung  des  Staatsschuldwesens.  Ebenso 
ist  die  S3r8tematisirung  der  Polizeiwissenschaft  wesentlich  von  Deutscheu  ver- 
sucht. Sowohl  der  Erörterungen  über  die  Grundlagen  als  der  Systeme  ist 
eine  grosse  Anzahl.     Von  den  einzelnen  Abtheilungen  der  Wissenschaft  aber 
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sind  die  Gesundheitspflege,  die  Theurungspolizei ,  namentlich  aber  die  Pflege 
des  gesammten  öffentlichen  Unterrichtes  von  der  Kleinkinderschule  bis  zur 
Universität  besser  bearbeitet,  als  irgendwo  sonst ,  wie  freilich  Deutschland  auch 
im  Leben  jedes  andere  Land  in  dem  letzteren  wichtigen  Theile  der  Staats- 
einrichtungen tibertrifft.  —  In  der  Statistik  ist  die  wissenschaftliche  Begrün- 
dung das  Werk  der  Deutschen.  Ferner  kann  ihnen  das  Verdienst  fleissiger 
Bearbeitung  der  Geschichte  und  Literatur  des  Faches  nicht  abgesprochen  wer- 
den. Endlich  sind  sowohl  von  vielen  deutschen  Regierungen  sehr  schätzens- 
wertlic  Beiträge  zur  Kcnntniss  ihrer  Länder  veröffentlicht,  als  von  Einzelnen 
reichhaltige  Zusammenstellungen  statistischer  Thatsachen  ausgegangen.  Allein 
im  Ganzen  fehlt  es  doch,  in  Folge  der  übeln  poütischen  Gestaltung  Deutsch- 
lands, an  einem  Mittelpunkte  der  amtlichen  Arbeiten,  welche  gerade  in 
der  Statistik  von  so  grosser  Bedeutung  sind;  und  die  Arbeiten  der  Privaten 
sind  weder  durch  die  Anschauungen  und  Kenntnisse,  welche  ein  grossartiger 
Welthandel  gewährt,  noch  durch  den  Reichthum  von  Nachrichten ,  wie  sie  den 
englischen  Parliamentspapiereu  für  die  dortigen  Verhältnisse  entnommen  wer- 
den können,  unterstützt.  —  Von  den  Bedingungen  einer  vollendeten  Leistimg 
im  Gebiete  der  politischen  Geschichte  ist  den  Deutschen  durch  die  Ungunst 
der  äusseren  Verhältnisse  die  eine  ganz  versagt,  die  Erfüllung  der  andern  we- 
nigstens sehr  selten  möglich.  Jene  ist  die  bildende  Umgebung  durch  ein  grossar- 
tiges staatliches  Leben;  diese  aber  die  eigene  Theilnahme  an  wichtigen  Bege- 
benheiten. Hierzu  kommt  noch,  dass  die  deutsche  Aristokratie,  welcher 
doch  in  der  Hauptsache  die  hohen  Aemter  zufallen ,  wenig  geneigt  und  geschickt 
ist  zu  schriftstellerischem  Auftreten;  und  dass  die  Archive  der  Regierungen 
unerbittlich  verschlossen  bleiben.  So  ist  denn  nicht  sowohl  zu  verwundem,  dass 
die  deutsche  Literatur  an  Meisterwerken  der  politischen  Geschichte  oder  auch 
nur  an  grossartigen  Stofi'mittheilungen  nicht  eben  reich  ist;  sondern  eher,  dass 
doch  noch  so  Gutes  besteht.  Raumer's,  Schlösser's,  Ranke's,  Sybel's, 
Häusser's  Werke  würden  jeder  Literatur  zur  Ehre  gereichen;  durch  Frie- 
drich den  Grossen,  Dohm,  Gagern,  Hormayer  ist  wenigstens  ein  Anfang 
von  staatsmännischen  Aufzeichnungen  eigener  Erlebnisse  und  Anschauungen  ge- 
macht; durch  die  Lebensschilderungen  preussischer  Staatsmänner  haben  Pertz, 
Droysen,  Varnhagen  einen  Schacht  von  politischer  Belehrung  erschlossen. 
Es  mag  wohl  mit  Wehmuth  erfüllen,  wenn  man  bedenkt,  was  hätte  aus 
der  italiäuischen  Wissenschaft  werden  können,  wenn  dem  schönen  Lande 
eine  tüchtige  staatliche  Gestaltung,  dem  hochbegabten  Volke  Zufriedenheit  und 
gesunde  politische  Erziehung  durch  Freiheit  imd  Macht  zu  Theü  geworden 
wäre.  So  aber  wurde  das  richtige  sittliche  Bewusstsein  und  das  erlaubte 
Selbstgefühl  verkehrt  in  Verbitterung ,  Schlauheit  und  kränklich  -  aufgereg- 
tes Anklammern  an  die  Nationatität ;  die  freie  Entwicklung  des  Gedankens 
unterdrückt  durch  bleierne  geistliche  und  weltliche  Gewalt;  die  Wissenschaft 
abgeschlossen  von  den  Leistungen  anderer  Völker,  und  ihr  die  Ueberschätzung 
des  Eigenen ,  Festhaltung  veralteter  Methoden  eingeflösst.  Hierzu  kömmt  noch 
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das  Hinderniss  eines  höchst  mangclliaftcn  Buclihamlcls ,  durch  dessen  Un- 
thätigkeit  und  Mangel  an  Organisation  liäufig  treffliclie  Leistungen  niclit  nur 
im  Auslande,  sondern  selbst  in  Italien  unzugänglich  und  unbekannt  blei- 
ben; femer  die,  freilich  durch  eigene  Schuld  des  Einzelnen,  geringe  Bekannt- 
schaft mit  den  nordischen  Sprachen.  Wenn  nun  trotz  solcher  Hindemisse  doch 
der  Geist  des  Volkes  sich'  Bahn  gebrochen  und  selbst  massenhaft  gearbeitet 
hat,  wo  es  irgend  gestattet  war;  er  in  einzelnen  Füllen  ein  blendendes  Licht 
bis  tlber  die  Berge  und  Meere  warf:  so  ist  es  höchst  ungerecht,  nur  die 
Unvollkommenheitcn  und  Lücken  hervorzuheben ;  zu  zeigen,  dass  hier  bald  nur 
ein  unverfolgter  Anfang  und  eine  Ruine,  bald  nutzloser  Ueberfluss  besteht; 
oder  die  südliche  Lust  zur  Uebertreibung  und  zu  breiter  Selbstgefälligkeit  der 
Rede  zu  tadeln,  ohne  in  die  andere  Waagschaale  auch  die  südliclic  Klarheit 
des  Geistes  und  die  Frische  der  Darstellung  zu  legen.  —  Uniäugbar  ist  al- 
lerdings in  einzelnen  Theilen  der  Staatswissenschaften  die  italienische  Literatur 
von  gar  keiner  Bedeutung.  So  namenthch  im  Völkerrechte,  wo  kaum  in  der 
neuesten  Zeit  einige  Systeme  auf  kantischer  Grandlage  erschienen,  und  aus- 
serdem höchst  sparsame  Monographieen  über  Seerecht,  internationales  Privat- 
recht  und  Consulatwesen  vorhanden  sind.  So  ferner  im  positiven  Staatsrechte, 
welches,  etwa  mit  Ausnahme  einiger  Bearbeitungen  der  neapolitanischen  und 
sardinischen  Verwaltungsrechte,  völlig  brach  liegt.  —  Dagegen  sind  schon  die 
Bearbeitungen  des  philosophischen  Staatsrechtes  von  grösserer  Bedeutung.  Ab- 
gesehen davon,  dass. die  staatsrechtlichen  Streitschriften  des  höheren  Mittelal- 
ters zum  bedeutenden  Theile  itaüenischc  Verfasser  haben,  sind  auch  in  der 
neuem  Zeit  einige  sehr  bedeutende  Männer  zu  nennen,  Vico  ist  einer  der 
selbstständigstcn  Denker  und  gi-össten  Gelehrten  aller  Zeiten  und  Völker. 
Wenn  er  auch  seine,  über  zu  allzuviele  Gegenstände  ausgedehnte,  Gedanken 
nicht  zu  einem  klaren  systematischen  Abschluss  bringt :  so  hat  er  doch  Geistes- 
blitze und  Wahrheitsahnungeif ,  welche  die  späteren  Ideen  Anderer,  freilich  mit 
Unrecht,  als  von  ilim  eingegeben  erscheinen  lassen.  Romagnosi  hat  seinen 
Scharfsinn  und  die  Eigenthümlichkeit  seines  Gedankenganges  auch  dem  philoso- 
phischen Staatsrechte  zugewendet.  Und  in  dem  zweiten  Viertel  dieses  Jahrhun- 
derts ist  sogar  eine  grössere  Anzahl  an  Systemen  der  Rechtsphilosophie  in 
Italien  erschienen.  Wenn  denn  auch  die  meisten  derselben  ohne  Eigenthüm- 
lichkeit, vielmehr  Nagzügler  der  kantischen  SchtUe  sind:  so  hat  doch  Italien 
auch  hier  gezeigt,  welche  geistige  Kräfte  es  besitzt,  freilich  auch  zum  Theile 
in  Folge  seiner  unseeligen  poUtischen  Zustünde  aus  seinem  Schoosse  wirft.  So 
neuerlichst  in  dem  ausführlichen,  wenigstens  in  einzelnen  Abtheilungen  sehr  ei- 
genthttmlichen ,  philosophischen  Staatsrechte  des  Marchese  Soria  de  Cris- 
paiL  —  Bei  weitem  der  Glanzpunkt  der  italiänischen  staatswisscnscbafllichen 
Literatur  ist  aber  die  Politik,  das  Wort  in  seinem  weitesten  Sinne  genommen. 
Jedem  drangt  sich  liier  natürlich  vor  Allem  der  Name  Machiavclli's  auf. 
Was  auch  immer,  vom  Sittichen  Standpunkte  aus,  nicht  nur  gegen  viele  ein- 
zelne Sätze,   sondern    gegen   die  ganze  Grundlage  seiner  Lehre  eingewendet 
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werden  nmss:  immer  bleibt  doch  dieser  grosse  Geist  unerreicht  an  Scharfsinn 
und  Menschciikenntniss.      Seine  Werke    sind    eine    unerschöpfliche    Fundgrube 
von  Gedanken;  und  seine  zahh-eichen  Gegner  übertreffen  ihn  zwar  an  humaner 
Biklung  und  löblicher  Gesmuung,    aber  Keiner,    selbst  Friedrich  IL   nicht 
erreicht  ihn   an  Verständniss  der  Aufgaben    und  an  titanischer  Kraft  des  Wil- 
lens.   Auf  ilm  sind  in  den  nächsten  Jahrhunderten  viele  seiner  Landsleute  ge- 
folgt,   welche   entweder  die  aristotelische  Politik   weiter    auslegten,    oder  sich 
Tacitus  zum  Text  nahmen,  endlich  die  geschichthchen  Vorfälle  ihrer  Zeit  und 
ihres  Landes    erläuterten.     Haben    sie   auch   die   Wissenschaft  niclit   wesent- 
lich  gefördert,    so    zeigt  sich  doch  die  reiche   Begabung  der  Nation  auch  bei 
ihnen.    Was   später  Filangieri  war  und  leistete,   ist  unter  den  gegebenen 
Umständen  staunenswerth ;  B  e  c  c  a  r  i  a  aber  hat  sich  den  Dank  der  Menschen- 
freunde   aller  Völker  erworben.      Und  an  Ricci   besitzt   jetzt  Italien   einen 
Schriftsteller,  welchem  kaum  einer  seiner  Zeitgenossen  an  Selbstständigkeit  der 
Gedanken  und  an  unverdrossenem  Scharfsinne    gleich   steht.     Namentlich  aber 
ist  es   das  Gcsammtgebiet    der  poUtischen   Ückouomie,    in    welchem   Italiener 
schon  in  Zeiten,  in  welchen  das  übrige  Europa   noch   tiefe  Nacht  bedeckte, 
nachsannen ,   Grundsätze  aufstellten*  und  Systeme   bauten.     Da  ihnen   hier  die 
Gewalt  nicht  hindernd  in  den  Weg  trat,  so  haben  sie  sich  bis  auf  die  neueste 
Zeit  an  Fragen  der  inneren  Wirthschaftspolitik,  und  was   damit  zusammenhängt, 
erprobt.  In  welchem  Umfange  diess  der  Fall  ist ,  beweist  schon  ein  Blick  auf  die 
fünfzig  Bände  der  Sammlung  C  u  s  t  o  d  i  s ;  und  doch  sind  hier  nicht  nur  sämmt- 
liche  Neueren,  sondern  auch  die  Früheren  zum  guten  Theile  übergangen.    Sind 
doch  z.  B.  noch  Gioja,   Fuoco,  Scialoja,  Bianchini  vorhanden.     Ueber 
ihren    Werth     aber    geben    Pecchio    und   Bianchini    (selbst    einer    ihrer 
tüchtigsten   Männer  des  Faches)  Auskunft.     Und    wenn    namentlich  Letzterer 
seine  Erümerung  und  sein  Lob  auch  auf  unbedeutendere  Leistungen  ausdehnt, 
so   findet   zwar   nicht    dem   Literarhistoriker,  wohl   aber   der   Italiener,   Ent- 
schuldigung.    Will  er  doch  durch  jedes  Mittel  die  in  der  That  eben  so  grosse 
als  unentschuldigbare  Unkenntniss  und  Unbekümmertheit  der  Gelehrten  jenseits 
der  Berge  bekehren.  —     Dass  das  staatskluge  ItaUen  lange  vor  allen  Anderen 
das  Bedüifniss  statistischer  Kemitnisse    hatte,    (wenn  es  auch  die  Wissenschaft 
selbst   nicht  gründete,)    ist   bekannt.     Wir    besitzen  jene   geistreichen,  wenn 
schon    etwas   wunderlichen,    Aufangsschriften ;     namentlich    aber    viele  Bruch- 
stücke  des  vortrefflichen  Stoffes,    welchen  Venedig  aus  den  Berichten  der  Ge- 
sandten in  seinen  Archiven  aufsammelte.     Und  bei  diesem  Anfange  ist  es  kei- 
neswegs geblieben.     Nicht   nur  hat   die  Theorie  der  Statistik  an  Gioja  ihren 
gründlichsten  Bearbeiter  erhalten;  sondern  es  bestehen  auch  fast  über  alle  ita- 
liänische  Staaten  vortreffliche  statistische  Arbeiten.  —    Dass  endlich  die  poüti- 
sche  Geschichte   in   dem  Vaterlande  der  MaclUav eil i,    Bentivoglio,   De- 
nina,  Giauone,    Cibrario,  Troja,  Bianchini,  Botta,  Coletta,  nicht 
brach  gelegen  hat,  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden. 

Die   staatswissenschaftliche  Literatur   der  Spanier   musste  als   die   bei 
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weitem  am  tiefsten  stehende  hinter  die  Leistungen  der  grösseren  europäischen 
Culturvölker  zurückgestellt  werden.  An  der  Thatsache  kann  kein  Zweifel  sein; 
allein  sie  ist  durch  Unglück  und  nicht  durch  Schuld  veranlasst.  Wenn  sich 
in  Spanien  die  Staatswissenschaften  nicht  reichlicher  und  reifer  entwickelt  haben, 
so  ist  nicht  nationeller  Mangel  an  den  nothwehdigen  Eigenschaften  der  Grund. 
Der  aufrichtige  Ernst ,  die  Ehrenhaftigkeit,  die  Zähigkeit  und  die  leidenschaftliche 
Vaterlandsliebe  des  Spaniers  machen  ilm  sogar  zur  tüchtigen  Bearbeitung  staatli- 
cher Fragen  besonders  geeignet.  Aber  der  entsetzliche  doppelte  Druck,  welcher 
Jahrhunderte  lang  auf  dem  grossartigen  Volke  lag,  und  allraählig  dasselbe  in  Macht, 
Vermögen ,  Bildung  und  Bedeutung  auf  die  tiefste  Stufe  heninterbrachte ,  Hess  ge- 
rade hier  am  wenigstens  etwas  aufkommen.  Wie  wäre  unter  der  weltlichen  Er- 
stickung eines  Philipp 's  II.  und  der  geistigen  eines  Tor  quem  ata  eine  wahre 
Erörterung  der  Probleme  des  Staates  und  der  Gesellschaft  möglich  gewesen?  Dass 
aber  Lust  und  Fähigkeit  etwas  Besseres  zu  leisten ,  vorhanden  waren  ,  beweist  die 
alsbaldige  Thiltigkeit,  so  bald  die  Zeiten  nur  etAvas  besser  waren.  Kaum  war 
unter  Karl  III.  vorübergehend  ein  vernünftigeres  Regierungssystem  ergriifen 
worden,  so  traten  auch  alsbald  zahlreiche  Schriften,  namentlich  im  Gebiete  der 
Volkswirthschaftspflege ,  an  das  Tageslicht.  Und  so  jetzt  wieder.  Sicherlich 
sind  die  Kriege  und  die  nicht  abreissenden  Unruhen,  welche  das  Land  durch- 
■wühlen,  seitdem  die  weltUche  und  die  geistliche  Gewaltherrschaft  schliesslich 
gebrochen  sind,  wenig  danach  angethan,  das  Emporblühen  der  Wissenschaften 
zu  fördern.  Dennoch  hat  sich  selbst  unter  diesen  ungünstigen  Umstünden  der 
Geist  des  Volkes  mächtig  aufgerafft,  sobald  ihm  Freiheit  gelassen  war;  und 
es  beweist  die  Menge  der  in  allen  Zweigen  der  Literatur  jetzt  erscheinenden 
spanischen  Schriften  entschiedene  Anlage  zu  Tüchtigem  und  weitverbreite- 
ten Willen  das  Versäumte  nachzuholen.  Und  wenn  sich  in  dieser  neuesten 
Literatur  überhaupt,  und  in  der  politischen  insbesondere,  bis  jetzt  noch  we- 
nige Selbstständigkeit  findet,  sondern  hauptsächlich  Ueborsetzungen  und  Nach- 
ahmimgen  fremder  Werke  erscheinen :  so  erklärt  sich  dieses  ganz  natürlich  aus 
dem  Bedürfnisse,  so  schnell  als  möglich  das  zu  bekommen,  was  die  weiter 
vorgeschrittenen  Völker  indessen  geschaffen  haben.  Ist  erst  dieser  Stand- 
punkt erreicht,- dann  ist  auch  die  Möglichkeit  zn  eigenen  Leistungen  gegeben; 
und  die  Thatkraft  des  Spaniers  lässt  mit  Sicherheit  auf  eine  grosso  Zukunft 
der  Wissenschaften  rechnen,  falls  dem  Lande  nicht  etwa  noch  weitere  allzu- 
schlimme Schicksale  beschieden  sind.  Jetzt  noch  ist  allerdings  die  spanische 
politische  Literatur  hinter  der  italienischen  zurück ;  allein  ob  auf  immer,  ist  eine 
andere  Frage.  Die  Einsicht  in  das  eigene  Zurückstehen  ist  eine  bessere  Vor- 
bedeutung baldigen  uod  vollständigen  Einholens,  als  Eitelkeit  und  überem- 
pfindliches NationalitätsgefOhl ,  welche  nur  zur  Vergötterung  des  bereits  vor- 
handenen geistigen  Besitzes,  wenn  er  auch  wenig  werth  ist,  und  zur  Zurückstos- 
sung  fremder  Leistungen,  nicht  aber  zum  Entschlüsse  des  Nacheifers  und  der 
Mitwirkung  führen.  Folgende,  freilich  wohl  unvollständige,  Bemerkungen  ge- 
ben wenigstens  einen  Begriff  von  dem,   was   die  Spanier  in  den  Staatswissen- 
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Schäften  zu  leisten  im  Stande  waren.  —  Im  philosophischen  Staatsrechte  ist 
zu  zwei  verschiedenen  Zeiten  ein  Anlauf.  Ein  Rest  altspanischer  Selbststän- 
digkeit macht  sich  geltend  bei  dem  (wegen  seiner  liguistischen  Vertheidigung 
der  Ermordung  eines  ketzerischen  Königes  im  Ganzen  falsch  beurtheilten)  Ma- 
riana und  bei  dem  edlen  Faxardo.  Jetzt  aber  liefern  Galiano,  Val- 
despina,  Cavalles  Systeme,  namentlich  des  allgemeinen  constitutionellen 
Staatsrechtes.  —  Das  positive  Staatsrecht  war  dogmatisch  früher  schlecht  ver- 
treten durch  Perez  Valiente,  und  nur  die  geschichtlichen  Arbeiten  über 
die  Cortes  so  wie  über  die  Fueros  der  baskischen  Provinzen  hatten  Werth. 
Jetzt  ist  ein  ganzer  Strom  von  Schriften  über  das  spanische  constitutionelle 
Recht,  namentlich  aber  auch  über  das  Verwaltungsrecht  entstanden.  Den  be- 
sten Klang  auf  letzterem  Felde  haben  namentlich  Zuniga  und  Colmeiro; 
Letzterer  ein  staatlich  vollständig  durchgebildeter  Gelehrter.  —  Um  das  Völ- 
kerrecht hatte  sich  Spanien  früher  hauptsächUch  durch  seine  prächtigen  Ver- 
tragssammlungen verdient  gemacht;  der  jüngste  Aufschwung  aller  geistiger 
Kräfte  der  Nation  hat  aber  auch  hier  viele  und  bedeutende  wissenschaftliche 
Früchte  getragen.  Völkerrechtliche  Systeme  haben  Pando  und  F errater 
geliefert;  über  Consulatrecht  hat  Riquelmc,  über  die  völkerrechtliche  Ver- 
hältnisse Spaniens  G  o  ii  i  geschrieben.  —  Von  den  verschiedenen  Zweigen  der 
Politik  ist  namentlich  die  Wirthschaftslehre  am  meisten  bearbeitet.  Seit  dem 
sechzehnten  Jahrhundert  finden  sich  Schriften  über  Landbau,  Münzwesen  und 
Handel  von  Alfredo  Herrer a,  Caranza,  Gonzalez,  Fonseca,  Gan- 
tozBcnites,  Ustariz,  Capmany,  Ortiz;  und  selbst  während  der 
schlechtesten  Zeiten,  oder  vielmehr  durch  dieselben  veranlasst,  haben  Spanier 
Kathschlüge  zur  "Wiederherstellung  des  Wohlstandes  und  der  Macht  ihres  Va- 
terlandes veröffentlicht.  So  im  sechzehnten  Jahrhundert  Olivarez  und  Pe- 
rez Herrera;  im  Laufe  des  siebzehnten  Moncada,  Navarrete,  Mar- 
tinez  de  la  Mata  und  Os  orio;  und  unter  Karl  HL  nimmt  diese  Literatur 
einen  so  bedeutenden  Aufschwung,  dass  Nachklänge  bis  in  die  Auflösung  aller 
Dinge  durch  den  französischen  Einfall  fortdauerten.  Li  dieser  Zeit  trat  Ulloa 
auf  mit  den  Vorschlägen  zur  Wiederaufbringung  der  Marine;  bekämpfte  Arri" 
quibar  von  Bilbao  die  Verurtheile  und  Missbräuche  in  allen  Theilen  der 
spanischen  Staats-  und  Volkswirt hschaft ;  schrieb  Sempere-Guarinos  die 
Geschichte  der  spanischen  Luxusgesetze,  und  Acevedo  die  der  Kolonialpolitik; 
suchten  Campomanes,  Ward  und  Jovellanos  die  Bildung  und  die  Ge- 
werbethätigkeit  des  Landes  zu  heben;  gab  Murioz  ein  System  der  politischen 
Oekonomie  heraus;  und  aus  dieser  Zeit  hauptsächlich  stammen  die  beinahe 
zweihundert  Abhandlungen  verschiedener  Verfasser  über  Verbesserung  spani- 
scher Zustände,  welche  Larrugos  (1789 — 1800  in  45  Bänden)  eammelte. 
In  den  letzten  Jahrzehnten  endhch  ist  eine  grössere  Anzahl  von  regelrechten 
Systemen  der  Volks-  und  Staatswirthschaftslehre  auf  dem  jetzigen  Stande  der 
Wissenschaft  entstanden;  namentlich  von  Villasantoro,  Mariano  Tor- 
rente,    Florez   Estrada,   Colmeiro.    —     Schliesslich  darf   nicht  über- 
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gangen  werden ,  dass  Spanien  mehrere  vortreflfliche  statistische  Werke ,  theils 
über  das  Mutterland  und  einzehie  Provinzen  desselben  (z.  B.  Valencia),  theils 
über  Koloniecn,  z.  B.  die  Philippinen,  besitzt. 

3. 

Der  gegenwärtige  Zustand  der  Staatswissenschaften. 

Wie  verschieden  nun  aber  auch  die  Leistungen  der  europäischen  Völker 
je  nach  ihren  inneren  Anlagen  und  ihren  äusseren  Schiclvsalen  sein  mögen: 
so  weit  gehen  sie  doch  nicht  aus  einander,  dass  nicht  die  gesammte  staats- 
wissenschaftliche Literatur  auch  als  ein  Ganzes  aufgefasst  werden  könnte ,  ja 
müsste.  Schliesslich  ist  doch  die  Gesittigung  aller  dieser  Nationen  eine  we- 
sentlich gleichartige;  und  somit  können  auch  die  Erzeugnisse  derselben  sich 
wohl  ergänzen  oder  denselben  Zweck  in  verschiedener  Weise  anstreben,  allein 
niemals  sich  gegenseitig  aufheben  oder  unverbindbar  neben  einander  stehen 
Der  Gebildete  eines  jeden  Volkes  wird  allerdings  durch  die  Schriften  seiner 
Landsleute  zunächst  angesprochen;  nicht  nur  weil  ihm  die  Sprache,  sondern 
noch  mehr,  weil  ihm  die  ganze  Auffassung  am  geläufigsten  ist.  Ebenso  fin- 
det sich  selbst  der  Gelehrte  in  den  im  eigenen  Lande  ausgeftlhrten  Arbeiten 
am  leichtesten  zurecht,  und  sie  ergänzen  am  unmittelbarsten  die  Lücken  seines 
eigenen  Wissens,  weil  er  in  seinen  eigenen  Forschungen  von  derselben  Grund- 
lage ausgieng,  seine  Methode  und  seine  Kategorieen  wesentlich  die  gleichen 
sind.  Allein  dessen  ungeachtet  schliesst  kein  geistig  höher  Stehender  mit  der 
Literatur  seines  Volkes  ab.  Durch  Kenntniss  fremder  Sprachen  oder  durch 
Uebersetzungen  sind  ihm  auch  die  Schriften  der  Ausländer  zugänglich ;  der 
wunderbar  in  einander  greifende  Buchhandel  macht  ihm,  in  der  Regel  wenigstens, 
die  in  fremden  Ländern,  selbst  Welttheilen,  erschienenen  Werke  erreichbar ;  die 
mehr  oder  weniger  von  der  seinigen  abweichende  Auffassung,  Behandlungsweisc 
und  nächste  Absicht  der  auswärtigen  Wissenschaftsgenossen  reizt  ihn  zum 
Nachdenken  und  Zurechtlegen.  So  entsteht  denn,  bei  richtiger  Behandlung,  ein 
wohl  geordneter  und  doch  weit  reicherer  Besitz,  als  er  im  Vaterlaude  hätte  er- 
worben werden  können.  Das  Gesammtergebniss  ist  allerdings  eine  Mosaik  und 
kein  aus  demselben  Blocke  gemeisseltes  Werk;  allein  es  ersetzt  durch  Far- 
benreichthum  und  Lebensfülle  reichlich  den  Mangel  an  naturwüchsigem  Zusam- 
menhange des  Stoffes.  Mit  Einem  Worte,  die  Weltliteratur  der  neuen  Gesit- 
tigung erstreckt  sich  auch  auf  die  Staatswissenschaften;  und  wie  sie  in  allen 
anderen  Zweigen  den  menschlichen  Wissens,  Denkens  und  Fühlens  immer  zahl- 
reichere Kenner   und  Anhänger  gewinnt,  so  auch  unter  den   Staatsgelehrten. 

Es  ist  demnach  so  möglich ,  als  hier  an  der  Stelle ,  die  Entwerfung  auch 
einer  Gesammtübersicht  über  die  slaatswissenschaftliche  Literatur  zu  versuchen, 
in  welcher  nur  die  Zweige  der  Wissenschaft,  nicht  aber  die  verschiedenen  natio- 
ncUen  Leistungen  unterschieden  werden ,  als  Stand  jeder  Disciplin  aber  die 
Summe  aller  irgendwo  in   der  gesittigten  Welt  ans  Licht  getretenen  Schriften 
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erscheint.  Und  wenn  allerdings  diese  Uebersicht  an  gegenwärtiger  Stelle 
nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  entworfen  werden  kann :  so  dient  sie 
doch  selbst  in  dieser  Zusammeudrängiing  zu  einiger  Zurechtfindung  in  dem 
allmählig  kaum  mehr  gewältigbaren  lieichthum  an  staatswissenschaftlichen 
Schriften  aller  Zeiten  und  Zungen ,  und  giebt  wenigstens  einen  allgemeinen  Be- 
griff von  der  ehrenwerthen  Stellung,  welche  die  Staatswissenschaft  im  Ganzen 
unter  den  Erzeugnissen  der  menschlichen  Geistesthätigkeit  und  den  Belehrungs- 
mitteln einnimmt.  Unvollkommenheit  der  Zeichnung  uud  IiTthümer  im  Urtheile 
wird  aber  gerade  der  Sachverständige  am  sichersten  entschuldigen  bei  der 
Unermcsslichkeit  des  Stofies  und  der  Unmöglichkeit  einer  Beherrschung  aller 
Theile  des  grossen  Ganzen  durch  eigene  selbsständige  Forschung. 

Es  ist  natürlich,  dass  mit  der  philosophischen  Lehre  vom  Staate 
begonnen  wird ;  der  Anschauung  der  Meisten  aber  wird  es  entsprechen ,  wenn 
hierbei  die  Literatur  der  allgemeinen  Staatslehre,  des  philosophischen  Staats- 
rechtes und  selbst  die  der  Gesellschaftswissenschaft  ungetrennt  bleiben,  (aller- 
dings im  Widerspruche  mit  streng  wissenscliafthcher  Behandlung).  —  Die  phi- 
losophische Grundlage  der  Staatswissenschaft  ist  nicht  nur  sehr  häufig,  sondern 
sie  ist  auch  am  längsten  bearbeitet ,  und  die  Ergebnisse  sind  ausserordentlich 
verschieden.  Mit  Piaton  beginnen  die  Versuche,  das  Wesen  des  Staates,  sei- 
nen letzten  Zweck,  die  hieraus  sich  ergebenden  Rechte  und  Pflichten  des  Or- 
ganismus und  seiner  einzelnen  Bestandtheile,  endlich  die  möglichen  Formen  der 
Gestaltung  zu  erforschen ;  und  noch  in  diesem  Augenblicke  ist  man  vielfach 
mit  der  Begründung  und  Ausbildung  beschäftigt.  Schon  diese  lange  Dauer  der 
Ai'beiteu  und  der  dadurch  bedingte  Durchgang  durch  ganz  verschiedene  Gesit- 
tigungen  der  europäischen  Menschheit  lässt  auf  grosse  Meinungsversclüedenheit 
in  der  Wissenschaft  schlicssen.  Und  dem  ist  denn  auch  in  der  That  so.  Nach 
einer  Arbeit  von  mehr  als  zweitausend  Jahren  ist  noch  nicht  entfernt  an 
einen  Abschluss  zu  denken.  Im  Gegentheile  gehen  die  Auffassungen  der  gegen- 
wärtigen Wissenschaft  weiter  auseinander,  als  die  zu  irgend  einer  vorangehenden 
Zeit,  und  ist  daher  auch  der  Streit  der  Meinungen  ein  verbreiteterer,  als  je :  so 
dass  es  fast  scheinen  möchte ,  als  sei  der  falsche  Gedanke  des  Schöpfers  der 
modernen  Rechtsstaatslehre,  den  Staat  aus  einem  bellum  omnium  contra  omnes 
hervorgehen  zu  lassen,  vom  Schicksale  gerächt  worden  durch  einen  allgemeinen 
Kriegszustand  unter  den  Staatsphilosophen.  Im  grossen  Ganzen  lassen  sich  drei 
bis  in  ihre  Grundauffassungeu  verschiedene  Abtheilungen  der  Lehre  und  der 
Literatur  unterscheiden ;  neben  ihnen  freilich  noch  manche  kleinere  Schulen.  — 
Im  klassischen  Altertlmme  Avard  der  Staat  als  Einheit  aufgefasst ,  in  welcher 
alles  Einzelne  und  jeder  Einzelne  aufzugehen  habe.  Diess  war  die  Einrichtung 
und  die  Forderung  des  Lebens ;  und  danach  auch  die  Lehre  der  Wissenschaft, 
welche  damals ,  wie  in  den  späteren  Zeitabschnitten ,  doch  nur  eine  idealisirte 
Ordnung  der  allgemeinen  Anschauung  Avar.  Eigentlich  hätte  also  diese  ganze 
Doctrin  mit  der  alten  Welt  erlöschen  sollen ;  allein  wunderbarer  Weise  fand  sie 
bei  dem  Wiedererwachen  einer  höheren  Bildung  im  späteren  Mittelalter  noch 


42  Gcsichlspanklo. 

ciumal  eifrige  Anhänger  unter  den  lediglich  dem  Studium  der  Alten  zugewen- 
deten Gelehrten.  Freilich  verschwand  dieses  neue  Lehen  bald  wieder,  da  es 
keinen  Boden,  sei  es  in  dem  allgemeinen  Volksbewusstsein,  sei  es  in  der  neuzei- 
tigen wissenschaftlichen  Auffassung,  fand.  Doch  hat  auf  diese  Weise  die  antike 
Staatsphilosophie  eine  doppelte,  durch  einen  weiten  Zwischenraum  getrennte 
Literatur  erhalten ;  die  eine  vergleichbar  einem  frühlichen  Pflanzenwuchse  unter 
günstigem  Himmel,  die  andere  einer  Sammlung  von  getrockneten  Krilutem. 
Einige  ganz  verspätete  und  nur  aus  grosser  Unwissenheit  herrührende  Anklänge 
während  der  französischen  Umwälzung  kommen  nicht  weiter  in  Betracht.  — 
Die  naturgemässe  Staatsphilosophie  des  Mittelalters  war  die  Theorie  eines  all- 
gemeinen christlichen  Weltstaates.  Was  die  Kirche  lehrte  und  alle  Welt  glaubte, 
suchte  die  Wissenschaft  zu  begründen.  Der  Schriften  dieser  Auffassung  sind 
nicht  eben  viele ;  allein  sie  behandeln  einen  dankbaren  Stoff  und  bewahren  auch 
noch  für  uns  einen  eigenen  poetischen  Duft.  Je  nachdem  sie  das  geistliche 
oder  das  weltliche  Schwert  höher  stellen,  zerfallen  sie  in  zwei  feindliche  Lager. 
Auch  diese  Lehre  ist  übrigens  nicht  ganz  abgestorben  mit  der  Zeit,  vor  wel- 
cher und  für  welche  sie  geschaffen  war.  Obgleich  in  der  ursprüngHchen  mittel- 
alterlichen Form  durch  kirchlichen  Abfall  und  durch  wissenschaftliche  Kritik 
gebrochen,  ist  eine  christlich  -  religiöse  Staatsphilosophie  immer  noch  vorhanden, 
und  es  sind  sogar  gerade  in  der  neueren  Zeit  sehr  entschiedene  Versuche  zu 
einer  den  jetzigen  Forderungen  der  Wissenschaft  und  des  Lebens  entsprechen- 
deren Wiederherstellung  gemacht  worden.  Diese  tragen  denn  theils  in  Frank- 
reich und  Oesterreich  eine  entschieden  katholische  Färbung;  theils  sucht  sie 
Stahl  mit  protestantischen  Ansichten  zu  vereinbaren.  Ob  und  auf  wie  lange 
diess  gelingen  wird,  steht  freilich  dahin.  —  Bei  weitem  den  grossesten  Raum  in 
der  Literatur  nimmt  jedoch  die  auf  blosse  Vcrstandesbcgriffe  und  namentUch 
auf  die  Forderung  möglichst  grosser  individueller  Freiheit  gebaute  neuzeitliche 
Lehre  vom  Rechtsstaate  ein.  Im  siebzehnten  Jahrhundert  in  England  begrün- 
det, ist  sie  noch  jetzt,  freilich  in  wesentlichen  Modificationen  imd  mit  Begünsti- 
gung verschiedener  Staatsformen,  bei  den  Völkern  europäischer  Gcsittigung 
weit  verbreitet.  Die  Zahl  der  Untersuchungen  über  die  Grundbegriffe,  der 
Systeme  und  der  Einzelnschriften  ist  hier  unberechenbar  gross,  in  England, 
Frankreich,  Italien  und  Deutschland.  Schon  die  eine  Abzweigung  der  Lehre, 
das  allgemeine  constitutionelle  Staatsrecht,  ist  zu  grösstem  Umfange  angeschwol- 
len. Da  diese  Auffassung  der  Wissenschaft  tief  in  das  Leben  eingedrungen  ist, 
und  häufig  den  neueren  Einrichtungen  zu  Grunde  liegt ,  so  hat  sie  ausser  der 
rein  wissenschaftlichen  Bedeutung  auch  noch  Halt  und  Verwendung  in  posi- 
tiven Verhältnissen.  Im  Uebrigen  soll  hiermit  allerdings  nicht  gesagt  scm,  dass 
Rcchtsstaatsphilosophio  gegenwärtig  ausschliesslich  in  der  Literatur  herrsche. 
Vielmehr  sucht  sich  einer  Seit«  neben  ihr  (ausser  der  eben  erwslhntcn  Erneue- 
rung positiv  -  religiöser  Begründung)  auch  die  Bezeichnung  des  Staates  als  einer 
blossen  Thatsache  und  eines  Machtverhältnisses  geltQnd  zu  macheu;  anderer 
Seils  besteht  eine ,  offenbar  erst  in  den  AnlUngcn  begriffene ,  aber  schon  über 
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verschiedene  Länder  verbreitete  Bemühung,  die  Gesellschaft  als  eine  vom 
Staate  wesentlich  verschiedene  Gestaltung  menschlicher  Verhältnisse  wissen- 
schaftlich aufzufassen.  Jene  Theorie  mag  nicht  viel  Aussicht  auf  grosse  Ver- 
breitung haben ;  aber  dieses  letztere  Unteraehmen  muss,  wenn  es  gelingt  —  wie 
dazu  alle  Aussicht  ist  —  ganzen  Theilen  der  bisherigen  philosophischen  Staats- 
lehre eine  wesentlich  andere  Gestalt  geben.  Endlich  ist  noch  zu  bemerken, 
dass,  im  Widerstreite  mit  dem  Ansprüche  der  Rechtsstaatsphilosophie  auf  al- 
leinige Wahrheit ,  eine  Anzahl  neuester ,  namentlich  deutscher ,  Staatsgelehrter 
den  einzelnen  Staats  -  Auffassungen  nur  eine  relative  Wahrheit  zugestehen  will, 
(insoferne  eine  solche  nämlich  einer  bestimmten  Gesittigungsstufe  des  Menschen- 
geschlechtes und  den  daraus  sich  entwickelnden  Lebenszwecken  entspreche,) 
und  dieselben  vielmehr  nur  als  Theile  eines  umfassenden  Ganzen  erkennt.  — 
Uniäugbar  bildet  die  Gesammtheit  der  staatsphilosophischen  Literatur,  (welche 
durch  manche  literargeschichtliche  Arbeiten,  zahllose  Streitschriften  und  das 
cigcnthümliclic  Geschlecht  der  Staatsromanc  noch  weiter  ausgedehnt  ist)  eine 
eindiTickmachende  Masse,  aus  welcher  viele  ttlchtige  und  einzelne  vortreff- 
liche Werke  hervorragen.  Sowohl  für  wissenschaftliche  Zwecke  als  bei  beab- 
sichtigter Benützung  für  das  Leben  besteht  die  Schwierigkeit  nicht  in  Auffin- 
dung irgend  eines  Schriftstellers ,  welcher  sich  mit  der  betreffenden  Frage  be- 
schäftigt hat,  als  vielmehr  in  der  Benützung  des  Tüchtigsten.  Liter arhist tische 
und  kritische  Wegweiser  sind  hier  somit  unentbehrlich.  An  einen  Abschluss 
in  der  Lehre  aber ,  und  somit  auch  in  der  Literatur ,  ist  noch  gar  nicht  zu 
denken ;  und  es  lässt  sich  überhaupt  bezweifeln ,  ob  jemals  in  dieser  Wis- 
se nschaft  ein  Sättigungspunkt  eintreten  kann,  da  voraussichtlich  von  Zeit  zu 
Zeit  immer  wieder  neue  Gesittigungsphascn  neue  Lebenszwecke ,  diese  aber 
andere  Forderungen  an  den  Staat  schaffen  werden,  welche  dann  ihrer  Seits  eine 
entsprechende  Bcgiündung  und  Entwicklung,  also  eine  neue  staatsphilosophische 
Lehre  nothwendig  machen.  Die  Staatsphilosophie  und  ihre  Lehre  wird  wohl  auch 
künftig  dem  Entwicklungsgange  des  Menschengescldechtes  folgen,  wie  sie  es 
bisher  gethan  hat. 

Weder  an  Menge  noch  an  innerer  Bedeutung  der  Werke  kann  mit  der 
Erörterung  des  Staatslebeus  vom  logischen  und  namentlich  vom  rechtlichen 
Standpunkte  aus  verghchen  werden  dessen  Bearbeitung  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  Sittenlehre.  Die  Staatsmoral  ist,  nicht  eben  zur  Ehre  unserer  W^issen- 
schaft  und  unseres  Lebens  sei  es  gesagt,  ein  sehr  wenig  bebautes  Feld.  Das 
Bewusstsein  einer  Verpflichtung  zu  rein  vernünftigem  Handeln  auch  in  staat- 
lichen Beziehungen  ist  zu  allen  Zeiten  ein  so  vereinzeltes  und  schwaches 
gewesen ,  dass  sich  das  Bedürfniss  einer  wissenschafthchen  Durchbildung  nur 
wenig  geltend  gemacht  hat.  Selbst  nach  der  Auffassung  der  meisten  Staats- 
gelehrtcn  besteht  eine  solche  Aufgabe  gar  nicht.  Mit  handgreiflichem  Verstösse 
gegen  die  Logik  wird  der  Staat  ausschliesslich  als  eine  Rechtsanstalt  und  le- 
diglich unter  Rechtsgesetzen  stehend  erklärt ,  weil  derselbe  allerdings ,  wie  jedes 
Verhältniss  von  Menschen  zu  Menschen,   auch  eine   rechtliche  Seite  hat.  — 
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So  ist  denn  liier  nur  von  einer  verhältuissmüssig  schwachen  Literatur  zu  bericli- 
ten.  Vor  Allem  von  einer  Anzahl  von  Schriften ,  welche  die  Bedeutung  des 
Sittengesetzes  für  das  Staatsicben  überhaupt  gi-undsätzlich  imtersuchen.  Theils 
bestehen  dieselben  aus  Erörterungen  überMachiavelli's  berüchtigte  Lehren; 
theils  fassen  sie  die  Frage  von  allgemeinem  Gesichtspunkte  auf.  In  beiden 
Gattungen  schlägt  Missverständniss  und  falsche  Schlussweise  vor.  —  Ein  eigens 
den  staatlichen  Verhältnissen  gewidmetes  System  der  Sittenlehre  besteht  nicht. 
Dagegen  finden  sich  allerdings  in  den  besseren  Systemen  der  philosophischen 
oder  der  reUgiösen  Sittenlehre  mehr  oder  weniger  ausführliche,  Abschnitte  über 
das  sittliche  Verhalten  des  Menschen  im  Staate;  und  einzelne  Wenige  gehen 
dabei  sogar  in  Besonderheiten  ein.  So  verdienstlich  nun  ohne  allen  Zweifel  diese 
Arbeiten  sind,  (namenthch  ist  hier  R  o  t  h  e  zu  nennen,)  so  ist  doch  einleuchtend, 
dass  durch  solche  gelegentliche  Berücksichtigung  völlig  Genügendes  nicht  er- 
reicht werden  kann.  Hierzu  bedürfte  es  der  Arbeit  eines  Staatskundigen,  wel- 
cher die  sämmtlichen  Verhältnisse  des  öffentlichen  Lebens  an  den  Maassstab  des 
Sittengesetzes  hielte ,  und  hier  nun  den  Unterschied  genau  erörterte  ,  welcher 
zwischen  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  und  denen  des  Rechtes  und  der  Po- 
htik  besteht.  Reifliche  geschichthche  Nachweisungen  hätten  Leben  und  unmit- 
telbare Anschauung  zu  geben,  und  es  Avären  die  politischen  Licblingssüuden  des 
Tages  1)esonders  zu  berücksichtigen.  Ein  solches  Werk  besteht  aber ,  wie  ge- 
sagt ,  bis  jetzt  gar  nicht.  —  Am  wenigsten  kann  dessen  Stelle  durch  die  einzige 
noch  übrige  Gattimg  von  Schriften  aus  dem  Gebiete  des  Staatsmoral  ersetzt 
wären,  nämhch  durch  tlie,  überdiess  nicht  in  grosser  Zahl  vorhandenen, 
Sammlungen  von  Lebensvorschriften  für  künftige  Regenten.  Abgesehen  nämlich 
davon ,  dass  (Uese  Regeln  in  jeder  Beziehung  nur  Bruchstücke  sind ;  dass  sie 
ferner  nicht  sowohl  auf  die  allgemeine  mcnscldiche  Sittenlehre  als  auf  eine  po- 
sitiv -  religiöse  gestützt  werden,  somit  jeden  Falles  nur  ftlr  den  Gläubigen  Wahr- 
heit enthalten:  haben  gerade  die  bekannteren  Schriftsteller  auf  diesem 
Felde  einen  höchst  verächtlichen  Sclavensinn  bewiesen.  Es  schmerzt ,  einen 
B  o  s  s  u  e  t  hier  in  erster  Reihe  nennen  zu  müssen. 

Glänzender  beweist  sich  unsere  Gesittigung  im  Völkerrechte.  Schon 
der  Gedanke  eines  für  sämmtliche  Staaten  aus  inheren  Gründen  gültigen 
Rechtssystemes ,  und  die  Bemühungen,  diesen  Vorschriften  durch  positive  Sat- 
zungen festen  Halt  und  äussere  Erkennbarkeit  zu  geben,  ist  ein  sehr  ehrenwer- 
ther  Beweis  vorgeschrittener  Gesittiginig.  Selbst  dem  Hellenen  noch  war  der 
Ausländer  ein  rechtloser  Barbar,  dem  Römer  ein  Feind.  Im  Mittelalter  aber 
liiuderte  einer  Seits  die  grossartige  aber  unpraktische  Annahme  eines  christ- 
lichen Weltstaates ,  anderer  Seits  die  Gewohnheit  roher  Selbsthülfe  die  Ausbil- 
«lung  von  Rechtsverhältnissen  zwischen  den  in  Raum  und  Zeit  zusammenleben- 
den Völkern.  Die  ganze  Auffassung  eines  Völkerrechtes  ist  eine  neuzeitliche, 
und  somit  auch  die  ganze  Literatur  des  Faches,  Als  eine  besondere  Elirc  ftl 
die  Wissenschaft  aber  ist  es  anzuerkennen ,  dass  in  diesem  wichtigen  Verhält* 
nissc  sie  es  war ,  welche  die  von  ihr  aufgefundenen  theoretischen  Gesetze  dem 
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Leben,  und  zwar  in  dessen  gewaltigsten  Machtäusserungen,  aufdrang,  nicht  aber 
wie  diess  sonst  gewöhnlich  der  Fall  ist ,  den  Stoflf  und  die  Richtung  von 
Aussen  zur  Verarbeiturg  empfieng.  Auch  verdient  sie  noch  das  Lob ,  bei  den 
ersten  Erfolgen  nicht  stehen  zu  bleiben,  sondern  sich  mit  der  steigenden  Hu- 
manität auch  noch  weiter  auszubilden.  Eben  jetzt  ist  das  Völkerrecht  in  der 
Entwicklung  begriflfen ,  an  die  Stelle  eines  Rechtsverhältnisses  zwischen  atomis- 
tisch  neben  einander  stehenden  und  selbstisch  nur  auf  sich  selbst  angewiesenen 
Staaten  ein  System  von  Rechtsregeln  zu  setzen,  welche  von  dem  Gedanken  einer 
gemeinsamen  Hülfe  zu  Erreichung  einer  höheren  Gesammtgesittigung  getragen 
sind.  —  Trotz  einer  kaum  erst  zweihundertjährigen  Dauer  ist  die  Literatur 
des  Völkerrechtes  nicht  nur  sehr  zahlreich ,  sondern  auch  mit  trefflichen  Lei- 
stungen geziert.  Jedes  der  gesittigten  europäischen  Völker  hat  seinen  Beitrag 
gegeben ;  und  wenn  die  Deutschen  längere  Zeit  den  anderen  voran  giengen, 
so  sind  sie  jetzt  wohl ,  selbst  im  Systeme ,  von  den  übrigen  mindestens 
erreicht.  Es  bestehen  gi'osse,  zum  Theile  von  den  Regierungen  selbst  veran- 
stalteten Vertragssammlungen ;  allmählig  sich  vermehrende  und  mehr  und  mehr 
Einsicht  gewährende  Mittheilungen  von  Staatsschriften ;  zahlreiche ,  bis  in  die 
jüngste  Zeit  herabreichende  Systeme  sowohl  des  philosophischen  als  des  posi- 
tiven Völkerrechtes ,  und  zwar  in  allen  Sprachen ;  vortreffliche  geschichtliche 
Arbeiten  sowohl  über  Einzelnes  als  über  die  Gesammtheit  der  völkerrecht- 
lichen Thatsachen  und  Schriften ;  endlich  Monographioen  fast  in  tibergros- 
Menge.  lieber  einige  besondei-s  häutig  zur  Anwendung  kommende  Leh- 
ren, wie  die  vom  Seerechte  in  Krieg  und  Frieden,  von  den  Rechten  der 
Neutralen ,  vom  internationalen  Privatrechte ,  sind  kleine  Bibliotheken  vor- 
handen. Mit  Einem  Worte ,  die  Bearbeitung  des  Völkerrechtes  ist  schon  in 
ihrem  jetzigen  Bestände  eine  Zierde  der  Staatswissenschaften ,  und  gereicht ,  als 
ein  durch  Arbeitsvereinigung  geschaffener  Besitz,  sämmtlichen  Cultunölkern 
Europa'«  und  Anierika's  zum  gemeinschaftlichen  Ruhme;  sie  ist  aber  auch  noch 
besonders  dadurch  erfreulich ,  dass  sich  in  allen  ihren  Aufgaben  ein  gesundes 
Leben  zeigt,  welches  wesentliche  Weiterförderung  im  Ganzen  und  im  Einzelnen 
verspricht.  Offenbar  hat  sie  ihre  höchste  mögliche  Stufe  noch  nicht  erreicht; 
allein  sie  ist  im  kräftigen  Streben  nach  immer  Besserem  begriffen,  und  wird 
daher  von  Jedem ,  welcher  Kopf  und  Herz  auf  dem  rechten  Flecke  hat ,  mit 
Theilnahme  verfolgt. 

Kaum  überschaubar  ist  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechtes, 
und  ohne  Zweifel  dasselbe  auch  wissenschaftlich  von  allen  politischen  Discipli- 
nen  am  meisten  durchgearbeitet.  Beides  erklärt,  sich  leicht.  Einer  Seits  ist  in 
jedem  Staate  das  Bedürfniss  einer  genauen  Feststellung  und  ins  Einzelnste  ge- 
henden Ausbildung  solcher  täglich  zur  Anwendung  kommender  Sätze  sehr 
gross.  Anderer  Seits  ist  die  Zahl  der  Reclitsgelehrten ,  somit  der  zu  einer  sol- 
chen Arbeit  Befähigten,  überall  bedeutend ;  auch  dabei  nicht  zu  übersehen,  dass, 
wenn  es  natürlich  auch  hier  zur  Erreichung  der  ersten  Stellen  grosser  und  so- 
mit  seltener  Eigenschaften  bedarf,   doch  schon  ein  gewöhnlicheres  Maass  von 
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Begabung  und  allgemeiner  Ausbildung  zu  ganz  brauchbarer  Bearbeitung  eines 
positiven  Rechtes  hini'eicht.  Wo  also  immer  das  Regierungssystem  die  Beschäf- 
tigung mit  dem  Landesstaatsrechte  gestattet ,  pflegt  es  an  Schriftstellern  über 
dasselbe  nicht  zu  fehlen ;  und  selbst  unter  beschränkenden  äusseren  Verhähuis- 
sen  sind  doch  Erörterungen  einzelner  unverfänglicher  Theilc  oder  eines  frem- 
den Rechtes  immer  noch  möglich.  Auf  diese  Weise  sind  wenige  Staaten,  deren 
Recht  überhaupt  eine  •wissenschaftlichen  Behandlung  verdient,  ohne  eine  solche 
geblieben ;  sei  es  nun  von  Einheimischen  oder  von  Fremden,  von  Gleichzeitigen 
oder  von  später  Lebenden.  Was  dabei  entfernter  Stehenden  an  unmittelbarem 
Verständnisse  abgeht,  können  sie  durch  eine  allgemeine  Uebersicht  und  grössere 
Unbefangenheit  ersetzen.  —  Schon  das  Recht  der  Staaten  des  Alterthumes  ist 
vielfach  bearbeitet.  Es  bestehen  mehrere  treffliche  Darstellungen  der  israeliti- 
tischen  Staatseinrichtungen;  wenigstens  Anfänge  einer  Kenntniss  des  Rechtes 
der  Hindu  -  Theokratie ;  vor  Allem  aber  zahlreiche,  gelehrte  und  scharfsinnige 
Arbeiten  über  das  öffentliche  Recht  der  Griechen  und  Römer.  Alle  europäischen 
Völker ,  vor  Allem  aber  die  Deutschen ,  haben  ihre  Beiträge  zu  dieser  letzteren 
Literatur  geliefert ;  und  einige  der  glänzendsten  Namen  in  der  Wissenschaft 
finden  sigh  auf  diesem  Felde.  —  Noch  zalilreicher  sind  die  Schriften  über  das 
Staatsrecht  des  Mittelalters.  Mag  auch  eine  Bearbeitung  des  muhamedanischen 
Rechtes  erst  in  Bruchstücken  vorhanden  sein:  so  ist  desto  mehr  geschehen  für 
genaue  Kemitniss  der  abendländischen  Staaten.  Allerdings  nicht  sowohl  in  die- 
sen frühen  Jahrhunderten  selbst ;  ihre  wissenschaftliche  Bildung  reichte  hierzu 
nicht  aus;  allein  um  so  mehr  in  der  neueren  Zeit  Die  Rechtszustände  des 
Mittelalters  sind  von  den  ersten  Gründungen  der  Barbaren  an  bis  zur  Entwick- 
lung des  neuzeitUchen  Rechtsstaates  reichlich  und  zum  Theile  meisterhaft  er- 
örtert, in  fortlaufender  geschichtlicher  Entwicklung,  als  geschlossenes  Ganzes 
zu  bestimmter  Zeit,  oder  in  Monographieen  und  Strcitsclu'iftcn.  So  das  früliere 
französische  Recht  unter  allen  drei  Köuigsgeschlechtern ;  das  Recht  der  .(\jigel- 
sachscn  und  das  der  normannischen  Erobenmg  in  England ;  Deutschlands  von 
Cäsar  und  Tacitus  an  bis  zum  Verfalle  des  Kaiserthums  und  der  staatsälmlichen 
Ausbildung  der  Landeshoheit ;  Spaniens,  namentlich  in  Betreff  seiner  baskischen 
Provinzen  und  Aragon's ;  der  itahenischen  freien  Städte  und  Aristokratieen ,  so 
wie  Neapels.  Und  jeder  Tag  bringt  noch  in  irgend  einem  Lande  ehien  Beitrag 
zur  genaueren  und  schärferen  Kenntniss.  —  Und  was  endlich  das  Staatsrecht 
der  Neuzeit  betrifft ,  somit  das,  wenigstens  in  seinen  letzten  Gestaltungen ,  un- 
mittelbar praktische ,  so  ist  liier  des  Guten  beinahe  zu  viel.  Dieser  Tbcil  der 
Literatur  ist  kaum  mehr  gewältigbar;  oft  schon  in  dem  einzelnen  Lande,  ge- 
schweige denn  in  seiner  Gesammthcit.  Frankreich  hat  sein  constitutionelles 
Staatssrccht ,  vorzüglich  aber  sein  Verwaltungsrecht,  in  zahlreichen  Schriften 
erörtert;  England  hauptsächlich  die  Verfassungsfragen;  in  Deutschland  ist  nicht 
nur  das  Recht  der  Einlicit,  —  so  weit  hier  Recht  und  Einheit  war  und  ist,  — 
in  drei  verschiedenen  Gestaltungen ,  so  wie  das  gemeinsame  öffentliche  Recht 
sämmtüchcr  einzelner  Staaten,   sondern  auch  noch  das  besondere  Recht  vieler 
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dieser  letztern  bearbeitet ;  und  zwar  in  allen  denkbaren  Formen ,  welche  eine 
wissenschaftliche  Erörterung  überhaupt  annehmen  kann.  Das  schweizerische 
Staatsrecht  ist  allmählig  dem  Bcdilrimsse  näher  gebracht.  Holland  und  na- 
mentlich das  junge  Belgien  leisten  das  in  kurzer  Zeit  und  in  kleinerem  Kreise 
MügUche;  Spanien  sucht  das.  lange  Versagte  durch  doppelten  Eifer  zu  erwer- 
ben ;  und  selbst  miter  dem  mehr  ausserhalb  der  grossen  staatlichen  Bewegung 
stehenden  Staaten  ist  kaum  einer,,  dessen  öffentliches  Recht  nicht  eine  Darstel- 
lung gefunden  hätte.  Viele  der  europäischen  Staaten  aber  werden  bereits  über- 
troffen durch  die  Vereinigten  Staaten,  deren  Bundesrecht  nicht  blos  von  einigen 
seiner  besten  eigenen  Kechtsgelehrten ,  sondern  auch  vielfach  von  Ausländern 
dargestellt  oder  kritisch  untersucht  ist.  Und  Niemand  kann  bezweifeln,  dass 
diese  Leistungen  nur  ein  erster  Anfang  dessen  sind,  was  von  Amerika  bei  län- 
gerer Ausbildung  der  Verfassungen  und  bei  der  auch  in  der  Rechtswissenschaft 
sichtbar  zunehmenden  Steigeiiing  höherer  Bildung  geschehen  wird.  —  Mit  Einem 
Worte ,  der  wissenschaftliche  Bestand  des  positiven  Staatsrechtes  ist  im  Ganzen 
ein  sehr  befriedigender ;  und  wenn,  wie  diess  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf, 
allerdings  auch  hier  sich  noch  Lücken  und  minder  gelungenere  Abtheilungen 
vorfinden;  oder  wenn  Veränderungen  in  den  Gesetzgebungen  auch  nicht  selten 
eine  Neubearbeitung  bereits  erörterter  Gegenstände  nötliig  machen ;  es  somit  für 
künftige  Bestrebungen  keineswegs  an  Stoff'  gebricht:  so  ist  doch  der  Grund 
trefflich  gelegt  und  gutes  Beispiel  in  Menge  gegeben. 

Schwierig  ist  es ,  eine  gedrängte  Rechenschaft  zu  geben  von  dem  gegen- 
wärtigen wissenschaftlichen  Zustande  der  Politik;  der  Umfang  ist  zu  gross 
und  der  Stoff'  zum  Theile  massenhaft.  Es  sind  blosse  Unterabtheilungen  als 
eigene  Wissenschaften  ausgebildet ,  wie  z.  B.  die  Polizei  -  und  die  Finanzwis- 
senschaft. In  anderen  Fällen  ist  die  Literatur  einer  einzelnen  Frage  so  zahl- 
reich ,  dass  selbst  im  engen  Kreise  wieder  gesondert  werden  muss  zur  Gewin- 
nung einer  klaren  Anschauung.  So  bei  der  Frage  über  das  beste  Strafsystem, 
wo  die  Schriften  über  die  Todesstrafe,  über  das  Gefängnisswesen,  über  die  Straf- 
kolonieeu  je  eigene  beträchtUche  Sammlungen  bilden.  Endlich  greift  eine  eigent- 
lich nur  zu  den  Vorkenntnissen  gehörige  Disciplin,  die  Volkswirthschaftslehre,  so  tief 
in  viele  pohtische  Fragen  ein,  und  sie  ist  durch  fehlerhafte  Systematik  der  Eng- 
länder und  Franzosen  so  unlösbar  mit  der  Hauptlehre  verflochten,  dass  sie  kaum 
beseitigt  werden  kann.  Mögen  denn  einige  Bemerkungen  über  den  Stand  der 
politischen  Literatur  im  Allgemeinen ,  und  dann  die  beispielsweiseu  Hervorhe- 
bungen einzelner  besonders  reichlich  bedachter  Fächer  nothdürftig  genügen.  — 
An  tüchtigen  Systemen,  welche  das  ganze  Gebiet  der  Staatskunst  umfassen, 
fehlt  es;  somit  an  Schriften,  welche  der  äusseren  und  der  inneren  PoHtik,  bei 
letzterer  wieder  der  Verfassungs-  und  der  gesammtenVerwaltungs- Politik  ihre 
richtige  Stellung  einräumten,  durchgreifende  Gnindsätze  für  alle  diese  Aufga- 
ben aufstellten,  und  wenigstens  einen  Begriff  von  dem  sachlichen  Inhalte  eines 
jeden  Haupt-  und  Nebentheiles  gäben.  Allerdings  sind  schon  im  siebzehnten 
Jahrhunderte  Versuche  dieser  Art  gemacht  worden,  und  hat  es  an  Nachfol- 
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gern  in  dem  grossen  Unternehmen  bis  heute  nicht  gefehlt;  allein  diese  Schrif- 
ten bleiben  samnitlicli  in  der  formellen  Anlage,  im  Stoffe  oder  in  der  Methode 
selbst  hinter  bescheidenen  Forderungen  zurück,  gewfihnlich  in  allen  zumal. 
Hier  ist  somit  noch  grosses  Verdienst  zu  erwerben,  falls  uicht  die  Lösung  der 
Aufgabe  tlberhaupt  tlberdie  menschliche  Kraft  geht.  —  Vieles  Geistreiche  und.Ge- 
lehrte  ist  geschrieben  über  die  dinglichen  und  geistigen  Grundbedingungen  des  staat- 
lichen Lebens  und  Gedeihens;  also  über  Lage,  Klima  und  IJodenbeschaffenheit  der 
Länder ;  über  psychologisch  wohlberechnete  Behandlung  der  Menschen ;  über  poli- 
tische Logik  oder  richtige  Beobachtung  der  Thatsachen  und  Verwendung  dersel- 
ben zu  Schlüssen;  über  gedeihliches  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche;  über 
die  zur  Ausführbarkeit  einer  bestimmten  Staatseinrichtung  nothwendigen  Vor- 
aussetzungen :  und  so  noch  über  manches  Andere.  Namentlich  haben  auch 
geistreiche  Staatsmänner  vielfach  die  Erfahnmgen  eines  viclbew^gten  Lebens 
in  kurzen  Sätzen  und  ohne  weiteren  Zusammenhang,  als  den  einer  einheitlichen 
subjectiven  Beobachtung,  mitgetheilt,  und  hieiliber  oft  goldene  Worte  gespro- 
chen. Aber  auch  hier  fehlt  es  bis  jetzt  an  einer  beherrschenden  Zusammen- 
fassung dieses  ebenso  zahlreichen  aJs  verschiedenartigen  Stoffes  zu  einer  Ge- 
sammtlehre  von  den  allgemeinen  politischen  Bedingungen.  —  Eine  nicht  nur 
reichliche  und  gründliche,  sondeni  auch  eine  mit  grossem  Aufwände  wissen- 
schaftlicher Bemühungen ,  formell  abgerundete  und  geordnete  Bearbeitung  hat 
die  "Wirthschaftslehre  gefunden.  Ein  spätes  Kind  der  Neuzeit  hat  dieselbe  be- 
reits drei  Haupt  schulen  durchlaufen  und  jede  denkbare  Art  von  Dai-stellung 
erfahren.  Von  den  Engländeni  ist  sie  sachlich  und  gründlich,  von  den  Fran- 
zosen klar,  von  den  Deutschen  logiscli  und  gelehrt,  von  den  Italienern  scharf- 
sinnig erörtert  worden  ;  Socialisten  und  Communisten  sind  gegen  ihre  Grundlagen 
Sturm  gelaufen.  Wir  besitzen  geschichtliche  Werke  von  grosser  Gelehrsamkeit 
über  die  Wirthschaft  des  Alterthumcs  und  des  JVIittelalters,  über  einzelne  wich- 
tige Vorfälle,  Anstalten  oder  Zweige  der  Volkswisthschaft.  Der  Systeme  giebt 
es  Dutzende  in  allen  Sprachen;  und  einzelne  Fragen,  z.  B.  über  Preis,  Rente, 
Erzeugungskosten ,  sind  mit  einer  Kraft  der  Abstraction ,  einer  mathematischen 
Schärfe  und  einer  Folgerichtigkeit  der  Schlussfolge  behandelt,  wie  sich  deren 
selten  eine  wissenschaftliche  Frage  zu  erfreuen  hat.  Und  dennoch  ist  es  höchst 
zweifelhaft,  ob  diese  so  fein  ausgearbeitc  Wissenschaft  den  richtigen  Weg  zur 
Wahrheit  eingeschlagen  hat .  oder  ob  wenigstens  ihre  Sätze  richtig  angewendet 
werden.  Es  ist  nämlich  wohl  keine  unbcgilindete  Forderung,  dass  entweder 
schon  die  Wissenschaft  nicht  blos  die  Arbeitskraft  des  Menschen,  sondern  auch 
dessen  Kecht  zu  geniessen  und  sein  Gefühl  für  Leiden  in  Berechnung  nehme; 
oder  dass  wenigstens  ihre  auf  das  Wirthschaftlichc  beschränkten  Lehren  nicht 
als  unbedingte  Gesetze  des  menschlichen  Handelns ,  sondern  eben  nur  als  die 
Erklänmg  der  sachlichen  Seite  der  Fragen  betrachtet  werden.  In  ihrer  ge- 
wöhnlichen gegenwärtigen  Auffassung  ist  die  Wissenschaft  keineswegs  schon 
bei  der  Vollendung  angekommen ;  vielmehr  stehen  ihren  Sätzen  andere  Ver- 
bindungen und  wirk.samc  Abänderungen  bevor,  wenn  sie  völlig  wahre  Voraus- 
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Setzungen  der  Staatskunst  werden  wollen.  —  Bei  keinem  Theile  der  Verwal- 
tungspolitik, ist  man  so  sehr  zu  der  Voraussetzung  einer  vollkommenen  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  berechtigt,  als  bei  der  Justiz  -  Politik ;  denn  nichts 
erscheint  natürlicher  als  dass  unter  den  vielen  Tausenden  von  rechtsgelehrten 
Schriftstellern  aller  Länder  sich  entsprechende  Kräfte  zur  Lösung  der  Frage- 
gefunden haben  werden,  auf  welche  Weise  die  Kechtspflege  am  besten  einzu- 
richten sei?  Und  dennoch  wäre  diese  Annahme  eine  unrichtige.  Allerdings 
sind  einzelne  Gegeastälide  sehr  vielfach  und  grtindlich  besprochen ;  so  z.  B. 
die  Codification ,  das  Strafsystem,  das  Geschwornengericht  u.  s.  w.  Allein 
nicht  nur  ist  anderen  ebenso  wichtigen  Punkten  diese  Aufmerksamkeit  nicht 
zu  Theil  geworden,  wie  z.  B.  der  Einrichtung  der  Gerichte,  der  Staatsanwalt- 
schaft, den  Sachwaltern,  der  ganzen  Präventiv-Justiz ;  sondern  es  fehlt  na- 
mentlich auch  gänzlich  an  einer  übersichtlichen  und  umfassenden  Zusammenar- 
beitung. Wir  besitzen  allerdings  J.  Bentham's  wundervolle  Schriften,  welche 
sich  über  den  grösseren  Theil  der  Justiz  -  Politik  erstrecken;,  allein  sie  sind 
doch  nur  lauter  Monographieen ,  durch  grosse  Sonderbarkeiten  entstellt,  über- 
diess  wesentlich  auf  englischeRechtszustände  berechnet.  —  Weit  vollkommener 
ist  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  der  Polizei.  Der  noch  immer  fortdau- 
ernde Streit  über  den  richtigen  Begriff  dieses  Theiles  der  Staatsthätigkeit  hin- 
dert weder  eine,  zum  Theile  fast  unabsehbare,  Menge  von  Schriften  über  ein- 
zelne Theile ,  noch  selbst  die  Entfernung  zahlreicher  Systeme.  Letztere  sind 
hauptsächlich  von  Deutschen  verfasst ;  an  den  Monographieen  aber  z.  B.  über  Be- 
völkerungslehre,  Gesundheitspflege,  Unterrichtswesen,  System  des  Grundeigen- 
thumes,  Armenversorgung,  Fabrikbetrieb,  Münze,  Banken,  Post  u.  s.  w.,  neh- 
men alle  gesittigtcn  Völker  lebhaften  Antheil.  Unzweifelhaft  ist  viel  Unbedeu- 
tendes unter  dieser  zahllosen  Menge  von  Büchern;  allein  auch  manches  Mei- 
sterwerk. Und  wenn  allerdings  noch  nicht  alle  Aufgaben  gelöst  sind,  so  beruht 
doch  ein  guter  Theil  unserer  Gesittigung  und  unseres  Wohlbefindens  auf  der 
Auffindnng  der  richtigen  Grandsätze  und  auf  der  ihnen  entsprechenden  Thä- 
tigkeit  in  polizeilichen  Dingen.  Alles  zusammen  genommen  möchte  kein  Theil 
des  gesammtcn  Schriftenthumes  einen  schlagenderen  Beweis  von  dem  hohen 
Stande  des  intellectuellen  Tbeiles  der  europäischen  Gesittigung  geben,  als  die 
Literatur  über  die  polizeiliche  Thätigkeit  des  Staates,  d.  h.  über  die  Anwen- 
dung der  staatlichen  Gesammtkraft  zur  Förderung  erlaubter  menschlicher 
Interessen,  welche  durch  die  vereinzelte  Anstrengung  der  zimächst  Betheiligten 
nicht  genügend  befriedigt  werden  könnten.  Schon  der  Gedanke  einer  solchen 
gemeinschaftlichen  Hülfe  ist  ein  Beweis  von  eben  so  viel  Verstand  als  Bildung ; 
dann  aber  sind  die  Untersuchungen  über  das  richtige  im  einzelnen  Falle  ein- 
zuhaltende Verfahren  ein  Schatz  von  Scharfsinn,  Gelehrsamkeit  und  Beobach- 
tung. Dass  unsere  Bildung  in  sittlicher  Beziehung  nicht  vollständig  auf 
derselben  Stufe  steht,  ist  allerdings  unzweifelhaft;  allein  diess  darf. nicht  hin- 
dern, das  wirkliche  Geleistete  anzuerkennen.  —  Auch  die  Finanz-Wissen- 
senschaft  gehört  zu  den  gut  und  reichlich  bearbeiteten  Theilen  der  Staats- 
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kunst.  Die  bis  in  das  siebzehnte  Jahrhundert  liinauf  gehenden  Anfänge 
versprechen  allerdings  wenig,  indem  sie  kaum  etwas  anderes  sind,  als  gnind- 
satzlose  und  unzusammenhängendc  Rathschläge  zur  Vermehrung  der  fürstlichen 
Einkünfte.  Älit  der  Ausbildung  der  Wirthschafslehre  begann  jedoch  eine  hö- 
here Auffassung  und  ein  allmühliges  Begreifen  des  Zusammenhanges  mit  dem 
gesammten  Volkswohlstände ;  und  so  entstanden  richtigere  Gnindsätze  und 
Systeme.  Jetzt  sind  nicht  nui*  die  Wirkungen  der  verschiedenen  Einnahme- 
quellen, namenthch  der  einzelnen  Steuerarten,  sondern  auch  die  Principien  einer 
geordneten  Verwaltung,  die  Ordnung  der  Ausgaben,  so  wie  das  Staatsschulden- 
wescn,  scharfsinnig  und  mit  reicher  statistischer  Gelehrsamkeit  untersucht. 
Es  bestehen  schöne  geschichtliche  Arbeiten  über  den  Staatshaushalt  verschie- 
dener Länder  und  Nachweisungen  über  bemerkenswerthe  positive  Einrichtun- 
gen.    Das  Lob  der  Systematisirung  aber  gebührt  vor  Allen  den  Deutschen. 

Noch  ist  übrig,  einen  Blick  auf  die  geschichtlichen  Staatswis- 
senschaften zu  werfen.  —  Von  einer  AVissenschaft  der  Statistik  kann 
erst  seit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  die  Rede  sein ,  wenn  den  Worten  nicht 
Gewalt  angethan  werden  soll.  Welcher  Art  die  Staats-  imd  Volksschilderungen 
hellenischer  Schriftsteller  waren,  ist  uns  unbekannt;  jedenfalls  haben  dieselben, 
da  sie  vöUig  verloren  gagangen  sind,  keinerlei  Einfluss  auf  die  spätere  Wissen- 
schaft üben  können.  Die  Römer  haben  wohl  nur  einige  Staatsarbeiten  zur 
Kenntniss  bestimmter  Verhältnisse  ihres  Reiches  unternommen.  Was  mu- 
hamedanische  Statthalter  über  ihre  Provinzen  oder  arabische  Reisende  als  ihre 
Erlebnisse  berichteten ,  ist  theils  kaum  Statistik ,  theils  hat  es  keinerlei  Ein- 
fluss auf  das  Abendland  gehabt.  Ebenso  sind  das  Domesdaybook ,  das  Land- 
buch des  dänischen  Waldemar,  ähnliche  andere  Arbeiten  bis  zu  den  Grundbü- 
chern der  Klöster  herab ,  nur  amtüche  Arbeiten  zu  practischen  Zwecken  ge- 
wesen und  geblieben.  Die,  allerdings  höchst  merkwürdigen,  Gesandtschaftsbe- 
richte der  Venetianer  blieben  Geheimniss;  die  von  Aeneas  Silvius  und 
Machiavelli  gemachten  kurzen  Schildeningen  von  Land  und  Leuten  in 
Deutschland  und  Frankreich  sind  ganz  unmethodisch.  Und  wenn  sich  nun 
allerdings  auch  von  Sansovino  und  Botero  an  die  vorläufigen  Schritte  imd 
dunklen  iUinungen  einer  eigenen  Wissenschaft  mehren ,  so  ist  diese  doch  vor 
Conring  nicht  mit  Bestimmtheit  ausgeschieden  und  in  ihrem  besonderen 
Zwecke  erkannt,  vor  A che n wall  sogar  nicht  mit  eigenem  Namen  bezeichnet 
worden.  Seit  dieser  Zeit  ist  sie  denn  freilich  riesenhaft  gewachsen;  und 
was  vor  hundert  Jahren  nicht  dem  Namen,  vor  zweihundert  Jalireu  nicht 
einmal  der  Sache  nach  bekannt  war,  ist  jetzt  ein  Bestandtheil  der  allgemeinen 
Bildung,  eine  uuerlässliche  Gnmdlago  staatsmännischer  Befähigung  und  eine 
weit  verbreitete,  auch  von  den  Regierungen  mit  Vorliebe  und  Opfern  geförderte 
Beschäftigung  gewoiden.  Zahlreiche  und  geistreiche  Schriften  übey  Zweck  und 
Methode;  literargeschichtliclic  Werke;  grosse  amtliche  Ai'beiten  verschieden- 
ster Art  in  fast  allen  Ländern;  umfassende  Handbücher,  Monographieen  über 
einzelne  Länder,  Gegenstände,  Einrichtungen;  Jahresberichte;  Fachzeitschriften 
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und  Bekanntmachungen  eigener  Gesellschaften,  bilden  bereits  einen  der  reich- 
sten Theile  der  staatswissenschaftlichen  Literatur,  bei  welchem  kein  irgend  gesittig- 
tesVolk  ganz  zurückbleibt.  Es  mag  dabei  manche  Spielerei,  unrichtige  Angabe 
und  geistlose  Aufzeichnung  nutzloser Thatsachen  mit  unterlaufen;  auch  ist  rich- 
tig, dass  die  statistische  Literatur  durch  die  beständige  Veränderung  der  staat- 
lichen Zustände  sehr  schnell  veraltet  und  daher  in  ermüdendem  und  kostspie- 
ligem Wechsel  begriffen  ist. '  Allein  zweierlei  grosse  Vortheile  sind  doch  un- 
läugbar  durch  diese  grosse  Thätigkeit  erreicht.  Einmal,  eine  viel  genauere 
Kenntniss  der  uns  umgebenden  staatlichen  Zustände ;  damit  aber  eine  bessere 
Grundlage  zu  Berechnungen  der  eigenen  und  der  fremden  Kräfte  und  Plane; 
eine  stehende  Aufmuntening  zur  Nachahmung  zweckmässiger  Einrichtungen  an- 
derer Staaten ;  eine  unerbittliche  und  unwiderlegliche  Ki-itik  falscher ,  eine 
sichere  Vertheidigung  richtiger  Grundsätze  und  Versuche ;  kurz :  Wahrheit  an- 
statt Selbsttäuschung  und  Vorspiegelung.  Zweitens,  ein  unschätzbares  Material 
für  künftige  Geschichtschrcibung.  Das  auf  dem  Bücherbrette  des  Privatmannes 
veraltende  statistische  Werk  wächst  in  einer  öffentlichen  Sammlung  in  die  Be- 
deutung einer  geschichtlichen  Quelle  hinein.  Wie  ganz  anders  stünden  wir,  um 
nur  diesen  hier  nächstliegenden  Gesichtspunkt  hervorzuheben,  in  den  sämmt- 
lichen  Staatswissenschaften,  wenn  uns  aus  allen  Gesittigungspcrioden  und  aus 
allen  Staatsgattungen  solche  umfassende  Kenntnisse  der  öffentlichen  Ein- 
richtungen imd  solche  zahllose  Nachweisungen  über  die  Ursachen  und  Wir- 
kungen von  Gesetzen  und  Handlungen  zu  Gebote  stünden ,  wie  sie  unsere 
Nachkommen  durch  die  jetzige  statistische  Literatur  über  unsere  Einrich- 
tungen, Versuche  und  Fehler  besitzen  werden,  und  wenn  wir  also  an  unsere 
Theorieen  so  zahlreiche  und  untrügliche  Maassstäbe  anlegen  könnten!  Dass 
die  Literatur  der  Statistik  niemals  zum  Abschlüsse  kommen  kann,  sondern  mit 
den  wechselnden  menschlichen  Zuständen  immer  Schritt  halten  und  an  den 
Veränderungen  sich  verjüngen  wird,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  wird 
nicht  sowohl  Verdienst  als  Bedürfniss  sein. 

Es  wäre  höchst  überflüssig,  erst  zeigen  zu  wollen,  dass  eine  grosse  Lite- 
ratur der  Staatengeschichte  besteht.  Kein  gebildetes  Volk  und  kein 
der  Barbarei  entwachsendes  Zeitalter  hat  es  an  Beiträgen  zur  Kenntniss  der  Be- 
gründung, der  Entwicklung  und  des  Verfalles  von  Staaten  fehlen  lassen.  Die  Reihe 
der  politischen  Geschichtschreiber  reisst  nicht  ab  von  den  grossen  Geschicht- 
schreibern des  Alterthumes  an  bis  auf  Clarendon,  Robertson,  Hume,  Ali- 
son,  MahonundMacaulay;  oderauf  deThou,  Retz,  Guizot,  Thierry, 
Mignet;  auf  Machiavelli,  Bentivoglio,  Guicciardini,  Davila, 
Botta  und  Coletta;  auf  KhevenhüUer,  Friedrich  U.,  Spittler, 
Ranke,  Schlosser  und  Häusser;  auf  Marshall,  Preston  und  Ban- 
cl-oft.  Nebenbei  sind  unzählige  Quellen  in  der  Form  von  Urkundensamm- 
lungeu,  Briefwechseln,  eigenen  Denkwürdigkeiten  berühmter  Feldherren  und 
Staatsmänner  oder  Lebensbeschreibungen  mitgetheilt.  Auch  lässt  sich  nicht 
verkennen,    dass  die  Regierungsform  der  neuzeitlichen  freieren  Staaten  durch 
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die  Verhandlungen  der  Parlamente  und  durch  die  Tagespressc  unschätzbare 
Beilrage  zur  Aufliellung  der  Wahrheit  zu  Tage  fördert.  Namentlich  stehen 
hier  England  und  die  Vereinigten  Staaten  voran ,  deren  staatliche  Geschichte 
denn  auch  vollkommen  durchsichtig  vorliegt.  Noch  freilich  ist  das  Wtinschens- 
werthe  und  Mögliche  nicht  tiberall  geleistet.  Die  Geschichte  ist  keineswegs  ein 
solcher  Liebling  der  Regierungen,  wie  die  Statistik.  Man  hat,  unlogisch  genug, 
.Abneigung  gegen  eine  offene  Darlegung  der  Ursachen  und  des  Herganges  der 
Begebenheiten,  während  doch  deren  Ergebnisse  ohne  Anstand  mitgetheilt  wer- 
den. Die  Archive  sind  selbst  in  Ländern,  welche  mit  beträchtlichem  Aufwände 
statistische  Behörden  unterhalten  und  grosse  Werke  durch  dieselben  bekannt 
machen  lassen,  in  der  Kegel  hermetisch  verschlossen;  und  die  Mittheilung  des 
selbst  Erlebten  ist  auch  keineswegs  bei  den  Staatsmännern  aller  Länder  eine 
häufige  Gewohnheit.  So  begiebt  sich  denn,  dass  nicht  nur  vieles  Wissenswerthe 
unbekannt  ist,  sondern  auch  manche  positiv  unrichtige  Annahme  für  Wahrheit 
gilt.  Allerdings  kann  in  öffentlichen  Sitzungen  nicht  verwaltet  werden ;  und  Je- 
der begreift,  dass  weder  die  Verhandlungen  mit  fremden  Mächten  anf  offenem 
Markte  vor  sich  gehen  können,  noch  die  bilhge  Rücksicht  auf  Andere  und  die  im 
eigenen  Volke  nötliige  Bewahning  des  Vertrauens  eine  alsbaldige  Veröffentlichung 
aller  Vorschläge  und  Mittheilungen  gestattet.  Aber  es  ist  auch  nicht  blos  müs- 
sige Neugierde ,  sondern  ein  in  wichtigen  Interessen  begründetes  Verlangen, 
den  wirklichen  Hergang  der  staatlichen  Begebenheiten,  ihre  Ursachen,  Schwie- 
rigkeiten und  Durchführungsmittel  zu  kennen ,  sobald  deren  volle  Aufdeckung 
mit  keinem  Nachtheile  mehr  verbunden  ist.  Kor  so  kann  sich  der  Staatsmann 
wirklich  bilden ;  und  nur  eine  auf  Kenntniiss  der  Thatsachcn  gegründete  öffentliche 
Meinung  hat  einen  Werth.  Wenn  aber  etwa  schlechte  Umtriebe  in  Aussicht 
auf  eine  einseitige  Enthüllung  ganz  unterbleiben,  so  ist  diess  ja  nur  um 
so  besser.  Dann  leistet  die  Furcht  vor  der  Geschichte  im  Grossen  denselben 
Dienst,  welcher  das  Bestehen  einer  Volksvertretung  im  engeren  Kreise  vor 
Allem  werthvoll  macht.  Haben  denn  aber  nicht  die  vom  Fehlem  Abgehaltenen 
selbst  den  grössten  Vortheil? 

Schliesslich  ist  noch  mit  einem  Worte  einer  Schriftgattung  Erwähnung 
zu  thun,  welche  zwar  wenigstens  nicht  zunächst  und  hauptsächlich  auf  die 
selbstständige  Bearbeitung  und  auf  Weiterförderung  der  einzelnen  Staatswissen- 
schaft berechnet  ist,  sondern  nur  auf  übersichtliche  ZusammensteUung  des  ge- 
sammten  neuesten  Standes  derselben ;  welche  aber  eben  dadurch  nicht  blos 
eine  Einleitung  zum  ersten  Studium  und  eine  bequeme  Uebersicht  gewährt, 
sondern  auch,  in  den  Händen  eines  tüchtigen  Mannes,  auf  Lücken  und  Wider- 
sprüche aufmerksam  macht  und  zu  einer  in  einander  greifenden  Ausbildung 
nOthigt.  Es  sind  diess  die  Encyclopädieen  der  Staatswissenschaf- 
ten. Solcher  besteht  eine  grosse  Zahl;  beinahe  sämmtlich  Werke  deut- 
scher Gelehrten  und  aus  neuerer  Zeit.  Sic  dclinen  sich  von  kurzen  Andeutim- 
gen  bis  za  bändcreichen  Werken  aus ;  die  einen  in  systematischer  Zosammen- 
stellung,  die  anderen  in  alphabetischer  Anordnung  des  Stoffes.    Ihr  Werth  ist 
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freilich  sehr  verschieden,  denn  es  ist  ein  grosser  Abstand  von  der  feinen  staats- 
männischen  Beherrschung  des  gesammten  Gebietes  durch  einen  Brougham 
und  der  geistreichen  Gelehrsamkeit  eines  C.  S.  Zachariä,  welche  auch 
dem  erfahrensten  Staatsmanne  zu  denken  geben,  bis  zur  oberflächlichen  Zufrie- 
denstellung halbgebildeter  Spiessbürger  durch  einen  Pölitz;  oder  von  dem  rei- 
chen Inhalte  des  Welcker' sehen  Staatslexicons  bis  zu  einem  blossen  Para- 
graphen-Verzeichnisse. Immer  aber  ist  das  Vorhandensein  zahlreicher  Schrif- 
ten dieser  Art  erfreulich,  weil  ein  Beweis  von  einem  weitverbreiteten  Bedürf- 
nisse umfassender  Kenntnisse  in  staatlichen  Dingen  und  von  vorgerückter  Aus- 
bildung der  einzelnen  Discipünen. 


E 

Die  literarischen  Hülfsmittel   einer  Geschichte  der 
Staatswissenschaften. 


Wäre  das  Wahrscheinliche  immer  auch  wahr,  so  würde  es  an  Werken, 
welche  die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  auf  eine  genügende  Weise 
behandeln,  nicht  fehlen.  Nichts  liegt  nämlich  naher,  als  die  Annahme,  dass 
die  Entwicklung  eines  so  wichtigen  und  in  mehr  als  Einer  Beziehung  anspre- 
chenden Thcilcs  der  menschlichen  Geistestliätigkeit,  wie  die  wissenschaftliche 
Bearbeitung  des  staatlichen  Lebens  jeden  Falles  ist,  von  Vielen  und  von  Ge- 
eigneten zum  Gegenstande  der  Forschung  und  Darstellung  werde  gemaclit  wer- 
den. Wenn  es  namentlich  richtig  ist,  was  im  Vorstellenden  mit  leichten  Stri- 
chen angedeutet  -mirde,  dass  die  Verschiedenheit  der  natüi'lichen  Anlagen  der 
Völker,  der  Begebenheiten  und  der  Einrichtungen  von  dem  wesentlichsten 
lEinflusse  auf  die  Schicksale  und  die  Beschaffenheit  der  staatlichen  Literatur 
ist:  so  sollte  man  glauben,  dass  die  Auffindung  der  Beziehungen,  die  Feststel- 
lung der  Gesetze  dieser  Erscheinungen,  endlich  die  Anwendung  der  allgemei- 
nen Sätze  zum  richtigen  Verständnisse  des  einzelnen  Buches,  hinreichenden 
Reiz  für  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  enthalten,  um  eine  zahlreiche  und 
eifrige  Thätigkeit  her\-oi-zurufen.  Sehen  wir  doch,  dass  Wissenschaftskreise, 
welche  für  die  Mehrzahl  der  Menschen  und  für  die  hauptsächlichsten  mensch- 
lichen Bestrebungen  und  Interessen  von  weit  geringerer  Bedeutung  sind,  und  zu 
deren  richtiger  Verfolgung  ein  geringeres  Maass  von  Umsicht  und  verschiedenarti- 
gem Wissen,  also  von  geistiger  Auf muntcnmg,  gehört,  (wiez.  B.Astronomie,  Ma- 
thematik u.  8.  w.),  vortreffliche  Geschichtschreiber  erhalten  haben.  —  Leider 
sind  alle  diese  Voraussetzungen  falsch.  Die  Geschichte  der  Staatswissenschaf- 
ten ist  weder  häufig,  noch,  was  mehr  zu  verwimdem  imd  zu  beklagen  ist, 
genügend  oder  gar  meisterhüft  bearbeitet.  Eir.zelnc  staatliche  Disciplinen,  na- 
mentlich das  Völkerrecht,  die  Volkswirthschaftslchre,  dos  philosophische  und 
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das  deutsche  Staatsrecht,  etwa  die  Statistik,  haben  Gcschichtschreiber  gefan- 
den, welche  in  liöhercm  oder  niederem  Grade  dem  Bedürfnisse  entsprechen; 
allein  nicht  nur  fehlen  bei  den  übrigen  Staatswissenschaften  selbst  diese  Ein- 
zelnarbeiten, sondern  vor  Allem  besteht  kein  Werk,  welches  die  Gesammtheit 
der  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Staatswissenschaften  irgendwie  brauchbar 
geschichtlich  entwickelte.  Sind  auch  einige  Schriften  vorhanden,  welche  eine 
solche  Absicht  an  der  Stime  tragen;  und  haben  femer  mehrere  der  allge- 
meinen oder  der  nationellen  Geschichten  der  Wissenschaften  und  Literaturen 
auch  den  Staatswissenschaften  einen  Platz  in  ihren  umfassenderen  Darstellun- 
gen eingeräumt:  so  werden  die  nachfolgenden  Bemerkungen  zeigen,  wie  wenig 
diess  dem  Zwecke  genügt.  Mit  Einem  Worte,  —  und  es  ist  hierüber  un- 
ter Sachverständigen  wohl  gar  keine  Meinungsverschiedenheit,  —  eine  gute 
Geschichte  der  Staatswissenschaften  besteht  bis  jetzt  in  keiner  Spra- 
che, aus  keiner  Zeit,  in  keiner  Form. 

Und  hieran  nicht  einmal  genug;  selbst  ein  weit  bescheidenerer  Anspruch 
wird  nicht  befriedigt.  Es  fehlt  nämlich  sogar  an  blossen  Bücherverzeicli- 
nissen,  falls  an  solche  irgend  ein  grösserer  Maassstab  angelegt  wird.  Aller- 
dings sind  auch  in  diesen  Beziehungen  einzelne  der  Staatswissenschaften  gün- 
stiger gestellt.  So  das  Völken-echt  durch  Ompteda  und  Kamptz;  das  deut- 
sche Staatsrecht  durch  Pütter  und  Klub  er,  .die  pohtische  Oekonomie 
(theilweise)  durch  Steinlein,  die  Statistik  durch  Lawätz  und  Mensel. 
Ebenso  bestehen  mehrere  Schriften,  welche  die  staatliche  Literatur  über- 
haupt vorzulegen  suchen,  wie  z.  B.  Ersch,  Woltersdorf,  Helwing  (um 
nur  die  Neueren  und  Neuesten  zu  nennen).  Allein  diess  Alles  genügt  lange 
nicht;  und  nicht  scheu  bedarf  es  der  müheseligsten  Forschungen,  um  Kennt- 
niss  von  dem  Bestände  eines  Theiles  der  staatswissenschaftlicheu  Literatur  zu 
erhalten.  Einmal  nämlich  sind  lange  nicht  in  allen  Zweigen  der  politischen 
Discipliuen  besondere  Bücherverzeichnisse  vorhanden;  sodann  sind  die  die 
bestehenden  nicht  selten  sehr  weit  hinter  der  jetzigen  Zeit  zurück,  zum 
Thcile  um  60  und  80  Jahre;  endlich  aber  sind  die  allgemeinen  Sammlungen 
ganz  unvollständig,  sei  es,  dass  sie  willkührlich  nur  die  ihnen  bedeutend  er- 
scheinenden Schriften  aufnehmen,  sei  es,  dass  sie  einen  ganz  kleinen  Zeitraum 
umfassen  oder  unvollendet  geblieben  sind.  Sicherlich  ist  nun  mit  der  blossen 
Kenntniss  von  Büchertiteln  an  sich  gar  wenig  en-eicht ;  und  es  mag  sogar  eine 
zu  grosse  Ausdehmmg  dieses  Wissens,  wenn  es  nicht  von  Kritik  und  Unter- 
scheidung des  Bessern  geleitet  ist,  mehr  schaden  als  nützen,  indem  nun  der 
Wald  vor  Bäumen  nicht  gesehen  wird:  allein  es  ist  doch  der  Mangel  an  ausrei- 
chenden Bücherverzeichnissen  zu  beklagen.  Theils  kann  natürlich  von  einer  rich- 
tigen Geschichte  der  Wissenschaft  nicht  die  Bede  sein  ohne  eine  sichere  Ue- 
bersicht  über  den  ganzen  vorhandenen  Stoff;  theils  ist  eine  vollständige  Bekannt- 
schaft mit  den  früheren  Bearbeitungen  eines  G6genstandes  in  tausend  Fällen 
des  wissenschaftlichen  und  des  thätigen  Lebens  unabweisbares  Bedürfniss.  Man 
kann  in   der  einen  wie   in   der  andern  Beziehung   den   bekannten  naiven  Satz 
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Cicero's  parodircn:  ad  consilium  de  republica  dandum,  primum  est  nosse 
rempublicam.  Kicht  also  blos  der  amtliche  oder  leidenscliaftlichc  Sammler  von 
Büchern  oder  der  gedankenlose  und  peinlich  genaue  Verzeichner  von  Namen  und 
Jahreszahlen,  sondern  auch  der  Mann  von  Geist  und  Wissenschaft  leidet  unter 
der  jetzigen  ünvollkommcnheit. 

Eben  aber,  weil  man  kennen  muss,  was  nun  einmal  vorhanden  ist  und 
wie  es  ist,  mag  mit  Recht  verlangt  werden,  dass  dem  durch  das  gegenwärtige 
Werk  gemachten  Versuche  zu  einer  theilweisen  Ausfüllung  der  bisherigen 
Lücken  eine  Mittheilung  über  die  früheren  Leistungen  gleicher  oder  ähnlicher 
Art  vorangehe.  Diese  Aufzählung  muss  einer  Seits  zur  Rechtfertigung  des 
neuen  Unternehmens,  anderer  Seits  —  bei  seiner  eigenen  Beschaffenheit  —  auch  zur 
Vervollständigung  dienen;  jeden  Falles  aber  auf  den  Standpunct  stellen,  von  wel- 
chem aus  die  einzelnen  folgenden  Abschnitte  zu  beurtheilen  sind.  Eine  Bcur- 
theilung  der  Vorgänger  und  beziehungsweise  Mitwerber  kann  wohl  als  bedenklich 
erscheinen.  Allein  sie  ist  Pflicht  gegen  die  Leser;  und  von  absichtlicher  Un- 
terschätzung fremden  früheren  Verdienstes  bewahrt  schon  die  einfachste  Klug- 
heit, von  Gewissen  und  Ehre  gai-  nicht  zu  reden. 

Um  unter  den  ziemlich  zahlreichen  und  verschiedenartigen  Büchern  Ordnung 
und  Uebersicht  zu  schaffen ,  ist  es  wohl  am'  rweckmässigsten ,  vor  Allem  die 
geschichtlichen  Bearbeitungen  von  den  blossen Büchcnerzeichnisscn  zu  trennen; 
bei  den  ersteren  wieder  die  allgemeinen  Literaturgeschichten,  welche  die  Staats- 
wissenschaften nur  als  einen  Theil  des  ganzen  menschlichen  Wissens  und  Den- 
kens behandehi,  zu  unterscheiden  von  den  eigens  für  jene  Disciplinen  bestimmten 
Werken;  bei  den  Bücherverzeichnissen •  aber  endlich  die  Werke,  welche  sämmt- 
liche  Staatswissenschaften  zu  umfassen  beabsichtigen,  denen  vorangehen  zu  las- 
sen, welche  nur  einen  Theü  derselben  begreifen.  —  Im  Uebrigeu  kön- 
nen hier,  und  zwar  in  beiden  Abtheilungen,  nur  solche  Werke  aufgeführt 
werden,  welche  wenigstens  einen  grösseren  Theil  der  Staatswis- 
senschaften begreifen.  Die  Geschichtschreibungen  und  Bücherverzeichnisse 
blos  einzelner  Disciplinen  müssen  deren  neuer  Bearbeitung  im  Verlaufe  die- 
ses Werkes  vorbehalten  bleiben.  Jetzt  würden  sie  durch  üeberladung  ver- 
wirren, während  sie  später  entweder  vermisst  oder  wiederholt  werden  müssten. 

L    Geschichte  der  Staatswissenschaften. 

1.    In  allgemeinen  Werken   über  Geschichte   der  Wissenschaften  und 

Literatur. 

Einige  der  Litcrarliistorikcr  haben  den  Staatswisscnschaftcm  gar  keine 
Stelle  in  ihren  Uebersichten  eingeräumt.  So  namentlich  Guingcn6  (Histoire 
litteraire  de  ritalie),  Berington  (Litcrary  history  of  the  middle  agcs),  und 
Mundt  (Allgemeine  Literatargeschichte).  Freihch  bezeichnend  genug  für  ihr 
Wissen  und  ihre  Auffassung.  Auch  die  grosse  Göttinger  Geschiihtc  der  Wis- 
senschaften hat  keine  für  die  pohtischcn  Disciplinen  bestimmte  Abtheilung.  — 
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Die  Mehrzahl  der  allgemeinen  Literaturgeschichten  enthält  dagegen  allerdings 
kurze  Abschnitte,  in  welchen  die  Staatswissenschaften  besprochen  werden.    Allein 
auch   bei  ihnen  geht   es   in  der  Regel  nicht   über  die  Nennung  einzelner  her- 
vorragender Namen  oder  gewisser  Jahreszahlen  hinaus,  so  dass  von  einer  Ein- 
sicht  in  die  Lehren    der  verschiedenen  bedeutenden  Schriftsteller  und  in    die 
Entwicklung  der  verschiedenen  Schulen,    oder  gar  von  dem  Begreifen  des  ge- 
genseitigen Einflusses  der  äusseren  Verhältnisse  auf  die  Wissenschaft  und  die- 
ser auf  die  staatlichen  Handlungen   gar  keine  Rede  sein  kann.    Diess  ist  denn 
namentlich   der  Fall  in   nachstehenden  Werken.    Andres  (Dell'  origine,  pro- 
gresso  e  stato  d'ogni  letteratura.  I — VII,  Parma,  17*V94,  4.)  giebt>  im  fünften 
Bande  seines  grossen  und  in  manchen  Beziehungen  schätzenswerthen  Unterneh- 
mens, einige  wenige  Nachrichten;    allein  sie  sind  äusserst  gedrängt  und  höchst 
vorsichtig.   Man  mag  diess  begreifen  und  entschuldigen,  aber  damit  wird  keine 
Befriedigung  erlangt.  —    Meusel  (Leitfaden  zur  Geschichte  der  Gelehrsam- 
keit. Lpz.,  1805)  widmet  zwar  den  Staatswissenschaften  in  jedem  Zeitabschnitte 
eigene  Kapitel;   es  sind  aber  dieselben   äusserst  kurz  und  dürftig.  —    Rou- 
joux   (Essai  d'une   histoire    des   revolutions   arrivees   dans  les  scienccs  et  les 
beaux  arts.  I — III.   Par.,  1811)  hebt  nur  ganz  einzelne  Männer  willkürlich  her- 
aus und  sucht  ihre  Leistungen  zu  bezeiclmen,    so   dass   es  nicht  nur  an  einer 
auch  nur   annähernden  Vollständigkeit,   sondern   überhaupt   an  Zusammenhang 
ganz  gebricht.    Kaum    ist  ein  anderer  Name  genannt,    als  H.  G  rot  ins,  Pu- 
fendorf,    Montesquieu,     Rousseau  und   Raynal  (!).  —      Wachler 
(Handbuch  der  Geschichte  der  Literatur.   I — IV,    SteBearb.,   Lpz.,  1833)  hat 
zwar  die  Staatswissenschaften  berücksichtigt ,  allein  er  giebt  fast  nur  Namen  und 
Büchertitel.    Es  ist  geradezu  unmöglich,  dass  auf  einigen  wenigen  Seiten  (Bd.  IV, 
S.  236  —  247)  die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  vom  fünfzehnten  bis  iiis 
neunzehnte   Jahrhundert   stofflich   irgendwie    brauchbar    dargestellt   werde.   — 
Endlich  mag  dieser  Gattung  von  Schriften  auch  noch  das  grosse  Werk  Lom- 
"bardi's  über  die  Geschichte  der  italienischen  Literatur  (Storia  dclla  letteratura 
italiana.  I— IV,    Modena,   1827  —  30.  4.)   angereiht    werden.    Er   beschäftigt 
sich  zwar  ziemlich  ausführlich   mit  den  berühmten  Rechtsgelehrten  seines  Vol- 
kes ,  und  sucht  in  deren  Reihen  auch  Solche  unterzubringen,  welche  den  Staats- 
wissenschaften im  weiteren  Sinne  zufallen,  wie  z.  B.  Verl,  Beccaria  u.  A.; 
allein   es    geschieht  auch   von   diesem  italienischen  Schriftsteller  mit  höchster 
Vorsicht  und  fast  verstohlen,  somit  ohne  eingehende  Entwicklung  und  freies 
Urtheil.    Nicht  einmal  die   so   zahlreichen  und  zum  Theile  höchst  ausgezeich- 
neten italienischen  Schriftsteller  über  Volkswirthschaft  erhalten  eine  Erwähnung. 
So  ist  denn  von   den  Universal -Literarhistorikern    nur   von  Morhof," 
Eichhorn  und  Grässe;  imter  den  Schriftstellern  über  die  Literargeschichte 
eines  bestimmten  Vollvcs  aber  nur  von  Tiraboschi  etwas  mehr  Belehrung  zu 
erhalten.     Jedoch  auch  von  diesen  nur  in  beschränktem  Maasse.  —    Morhof 
(Polyhistor  literarius,  ed.  4.  Lub.,  1747,  4.)  bewährt  auch  hier  seine  ungemeine 
Belesenheit;   und   noch  heute  ist   beachtenswerth,   was  er  über  ältere  Schrift- 
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Btcller  mittheilt.  Sclbststündige  Ansichten  aber  wird  von  ihm  Keiner  erwarten.  — 
Gedrängt  und  sehr  unvollständig,  aber  allerdings  mit  Vcrstündniss ,  reiflicher 
üeberleguug  und  von  allgemeinen  Gesichtspunctcn  ausgehend,  bespricht  J.  G. 
Eichhorn  (Literärgeschichte  der  drei  letzten  Jahrhunderte.  Gott.,  1814)  die 
Staatswissenschaften.  Entwicklungen  sind  in  den  engen  Gränzen  nicht  möglich; 
doch  ist  es  immerhin  schätzbar ,  was  der  tüchtige  Mann  auch  ausserhalb  seines 
eigentlichen  Faches  urtheilt  —  Mehr  Baum  hat  sich  Gr&sse  genommen, 
(Lehrbuch  einer  allgemeinen  Literar- Geschichte,  bis  jetzt  8  Bände,  Leipzig 
und  Dresden,  1837 — 53,)  und  sicherlich  manches  Gute  geleistet,  wenn  schon 
auch  mehr  als  Eine  bedeutende  Ausstellung  zu  machen  ist.  Lobenswerth 
ist  die  Arbeit  jeden  Falles  in  einer  Hauptbeziehung,  nämlich  hinsicht- 
lich der  grossen  Vollständigkeit  und  Genauigkeit  und  bequemen  Auffindbarkeit 
der  Bücherangaben.  Es  mag  zwar  darüber  gestiütten  werden,  ob  es  sich  mit 
der  richtigen  Auffassung  des  Geistes  und  der  Leistungen  eines  jeden  Zeitalters 
vertragt,  wenn  bei  der  ersten  Erwähnung  eines  Schriftstellers  oder  der  ersten 
Ausgabe  eines  Gesetzes  auch  sogleich  die  sämmtliche  sich  auf  sie  beziehende 
Literatur  bis  in  die  jüngste  Zeit  herab  angeführt  wird.  Offenbar  entsteht  näm- 
lich ein  falsches  Bild  von  der  Thätigkcit  der  späteren  Zeiten,  wenn  die  in  ihnen 
lebenden  Commeutatoren,  Widerleger,  Verfasser  von  Lebensgeschichten  u. s. w. 
übergangen  werden,  weil  sie  früher  bei  dem  Hauptschriftsteller  bereits  genannt 
sind ;  und  es  könnte  hier  nur  durch  Wiederholungen  geholfen  werden,  welche  aber 
natürlich,  als  ermüdend,  raumverderbend  und  in  manchen  anderen  Beziehungen 
zwecklos,  gewöhnlich  unterbleiben.  Auf  der  anderen  Seite  ist  aber  gar  nicht 
zu  läugnen,  dass  durch  diese  von  Grässe  angenommene  Zusammenstellung 
sehr  schützenswerthe  Uebersichten  über  den  gesammtcn,  einen  bestimmten  Mann 
oder  ein  wichtiges  Buch  betreffenden  Büchervorrath  entstehen.  (So  ist  z.  B. 
die,  Tld.  HI,  1,  S.  1195  gegebene  Machiavelli  -  Literatur  vorti-efflich).  Da  es 
nun  nicht  wohl  möglich  Avar,  die  beiden  Vorzüge  einer  höheren  geschichtlichen 
Wahrheit  nnd  einer  bequemen  bibliographischen  Vollständigkeit  in  demselben 
Werke  zu  vereinigen,  so  mag  man  sich  immer  zufrieden  geben  mit  der  zwar 
wissenschaftlich  weniger  bedeutenden,  dagegen  zu  manchen  Zwecken  bequemeren 
vom  Verf.  gewählten  Bearbeitungsweise.  Kaum  einverstanden  kann  man  da- 
gegen sein  mit  einigen  anderen  Eigenschaften  des  Werkes,  wie  sie  wenigstens 
in  den  Abschnitten  über  die  Staatswissenschaften  hervortreten.  Vorerst  wird  in 
der  Regel  eine  Bezeichnung  der  Bedeutung  der  angeführten  Schriften  vermisst. 
Mit  dem  Grundsatze  vollständiger  Zusammenstellung  wäre  nun  aber  eine,  wenn 
anch  kurze,  Beurtheilung  der  wichtigeren  Werke  gar  wohl  vereinbar  gewe- 
fien.  Die  Unterlassung  setzt  das  Werk  in  eine  tiefer  stehende  Gattung;  stel- 
lenweise selbst  zu  den  blossen  Bücherverzeichnissen.  Sodann  sind  ganze  Zeit- 
alter der  staatswissenschaftlichen  Literatur  sehr  vemachlftssigt;  vom  Alterthume 
erfährt  man  nur  Kamen;  und  im  Mittelalter  ist  zwar  das  Recht  sehr  ausführ- 
lich bedacht,  doch  steht  das  öffentliche  Recht  merklich  zurück.  Drittens  kann 
der  Geist  politischer  Unduldsamkeit,    tun  nicht  zu    sagen  Wegwerfung,  wel- 
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eher  in  dem  Werke  zuweilen  auf  die  verletzendste  Weise  hervortritt,  nur  mit 
Entrüstung  bezeichnet  werden.  Sicherlich  steht  es  einem  Literarhistoriker  frei, 
sich  im  Leben  der  Erhaltung  des  Bestehenden  zuzuneigen;  und  er  mag 
auch  die  einschlagenden  Theile  der  Wissenschaft  von  seinem  Standpuncte  aus 
beurtheileu.  Aber  eben  so  gewiss  muss  man  von  ihm,  und  von  ihm  zehenfach, 
verlangen,  dass  er  einsichtig  und  gerecht  genug  ist,  um  auch  die  von  ihm  nicht 
gebilhgten  Richtungen  in  ihrer  relativen  Berechtigung  und  Wahrheit  zu  erken- 
nen; und  unter  allen  Umständen  hat  er  die  Verpflichtung,  sich  nicht  zu  Ver- 
läumdungen  grosser  Männer,  deren  staatliche  Richtung  er  nicht  theilt,  him-eissen 
zu  lassen.  Hat  nun  aber  Grässe  diese  einfache  Forderung  der  Gerechtigkeit 
und  des  Anstandcs  erfüllt,  wenn  er  z.  B.  von  einem  Hugo  Grotius  sagt! 
„derselbe  sei  aus  niedriger  Speichelleckerei  gegen  die  damaligen  Gewalt- 
haber in  seinem  Vaterlande  gegen  seine  Ueberzeugung  als  Lobredner 
der  Volkssouveränität  aufgetreten?"  Welche  Aussicht  auf  fanatische  Verketze- 
rung der  neueren  und  neuesten  Schriftsteller  giebt  eine  solche  Gesinnung  nicht ! 
Endlich  noch  muss  der  allgemeinen  -geschichtlichen  Darstellung ,  wenigstens  in 
den  Abschnitten  über  Staatswissenschaft,  klares  Verständniss  des  Zusammen- 
hanges und  übersichtliche  Beherrschung  ganz  abgesprochen  werden.  Von  einer 
grösseren  allgemeinen  Auffassung  des  ganzen  Entwicklungsganges  ist  gar  keine 
Rede;  allein  selbst  in  den  vereinzelten  Bemerkungen  herrscht  eine  so  grosse 
Verwirrung,  dass  sie  sich  nur  durch  Mangel  an  eigener  Kenntniss  des  Gegen- 
standes erklären  lässt.  Mit  Einem  Worte  also :  die  grosse  Literargeschichte 
Grässe's  giebt  höchst  schätzenswerthe  Nachrichten  über  Bücher  und  Bücher- 
gruppen, allein  eine  auch  nur  die  massigsten  Ansprüche  befriedigende  Geschichte 
der  Staatswissenschafteu  enthält  sie  nicht.  —  Was  endlich  Tiraboschi  be- 
trifft (Storia  della  letteratura  italiaua) ,  so  befolgt  er  zwar  auch  die  von  den 
italienischen  Literarhistorikern  allgemein  angenommene  Eintheilung  der  Schrift- 
steiler über  bürgerliches  und  kirchliches  Recht ;  er  weiss  aber  die  bedeutenden 
Staatsgelehrten  gar  wohl  mit  unterzubringen.  Ueber  die  allgemeine  Richtung 
und  staatliche  Bedeutung  einer  Bewegung  drückt  er  sich  sehr  vorsichtig  aus, 
und  man  kann  nur  beklagen,  dass  der  in  anderen  Theilen  des  Werkes  so  leben- 
dig hervortretende  Geist  hier  zum  Schweigen  verurtheilt  ist;  allein  die  Mitthei- 
luugen  über  die  Lebensgeschichteu  der  Verfasser  und  die  Schilderungen  des  stoff- 
lichen Inhaltes  der  Bücher  sind  immerhin  sehr  schätzenswerth.  Was  dieser 
Mann  unter  günstigeren  Verhältnissen  auch  hier  geleistet  haben  würde,  beweisen 
am  besten  diejenigen  Abschnitte  seines  Werkes,  in  welchen  er  sich  frei  be- 
wegen konnte. 

2.  Eigene  Werke' über  Literargeschichte  der  Staatswissenscliaft. 

Nachweisungen  über  die  Entwicklung  der  Staatswissenschaften  im  Gan- 
zen und  über  einzelne  ausgezeichnete  Schriftsteller  und  deren  Werke  sind 
nun  aber  allerdings  den  allgemeinen  Literargeschichten  nicht  ausschliess- 
lich vorbehalten   geblieben.     Vielmehr  besitzen  wir  eine  ziemliche   Reihe  von 
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ßchriflen,  welche  diesen  Gegenstand  ausschliesslich  behandeln,  und  von  denen 
also  mit  Recht  ein  gründliches  Eingehen  in  den  Stoff  und  ein  besseres  Verständ- 
niss  des  Ganges  der  Dinge  verlangt  werden  mag.  In  wie  ferne  diese  Forderung 
befiriedigt  ist,  wird  sich  aus  der  nachstehenden  Aufftihning  und  Würdigung  der 
Werke  ergeben;  wobei  denn,  was  die  Vollständigkeit  betrifft,  vor  Allem  die 
Bemerkung  an  der  Stelle  ist,  dass  nicht  selten  Schriften,  welche  sich  wesent- 
lich die  Literargeschichte  nur  einer  einzelnen  Staatswissenschaft,  —  namenthch 
des  philosophischen  Staatsrechtes,  —  vorgesetzt  haben,  gelegentlich  auch  in  ver- 
wandte Gebiete  überschweifen  und  dadurch  die  systematische  Ausscheidung  er- 
schweren. Um  nun  nicht  später  in  Wiederholungen  zu  verfallen,  sind  in  der 
hier  folgende  Uebersicht,  ohne  Rücksicht  auf  (he  "Nielleicht  ungenaue  Titelbe- 
zeichnung, diejenigen  Arbeiten  aufgenommen,  welche  thatsächüch  einen  ausge- 
dehnteren Kreis  von  pohtischen  Disciplinen  berücksichtigen;  solche  dagegen, 
bei  welchen  nur  ein  gelegentUches  üeberschreiten  bei  wesentlichem  Festhalten 
einer  bestimmten  einzelnen  Wissenschaft  stattfindet,  werden  den  betreffenden  beson- 
deren Abschnitten  vorbehalten,  wo  sie  nachgesehen  werden  mögen.  Dabei  sei  denn 
namenthch  auf  die  Schriften  über  die  Geschichte  und  Literatur  des  philosophi- 
schen Staatsrechtes  (unten,  Abhandlung  lY)  aufmerksam  gemacht,  indem  der 
Natur  der  Sache  nach  gerade  hier  die  Ausscheidung  am  unsichersten  war. 

Den  Anfang  einer  eigenen  Literärgeschichte  der  Staatswissenschaften  machte 
der  gelehrte  Franzose  Gabriel  Naud6  (Naudaeus,  Bibliographia  politica. 
Zuerst  1633,  später  häufig;  z.  B.  Francof,  1673,  cura  H.  Conringii).  Am 
besten  würde  man  die  nicht  sehr  umfassende  Arbeit  mit  einem  Zeitschrift  -  Auf- 
satze vergleichen.  Es  wird  nämlich  in  umfassender,  freihch  nicht  besonders 
wolü  geordneter,  systematischer  Uebersicht  ein  Begriff  von  dem  Gange  und 
Stande  der  verscluedenen  Staatswissenscliaften  gegeben,  wie  sich  dieser  in  den 
Schriften  der  ausgezeichneten  Männer  abspiegelt.  Niemals  ist  allerdings  in  die 
Eigenthmtthchkeiten  oder  den  sonstigen  Lihalt  eines  Buches  näher  eingegangen; 
auch  sind  die  Bücher  nicht  mit  bibliographischer  Genauigkeit  angegeben :  allein 
es  sind  doch  überall  kurze,  schlagende,  im  Ganzen  nur  vielleicht  allzulobendc 
Urtheile  eingestreuet.  Die  Abhandlung  zeugt  von  emer  staunenswertlien  Bele- 
Ecnheit,  und  mag  noch  immer  benützt  werden,  um  die  ältere  Literatur  im  All- 
gemeinen kennen  zu  lernen.  Genaue  Einsicht  muss  freilich  auf  andere  Weise 
erworben  werden. 

Erst  nach  langer  Zwischenzeit  wurde  —  1767  —  ein  neuer  Versuch  ge- 
macht. Der  achte  Band  von  R^aTs  Science  du  gouvemement  (wovon  das  Nä- 
hcrc unten,  in  Abh.  II)  besteht  aus  einem  „Examen  des  principaux  ouvrages 
compoais  sor  des  matiöres  du  gouvemement.**  Die  Arbeit  kann  nur  als 
eine  misshingcne  bezeichnet  werden.  Die  Schriftsteller  sind,  von  den  Grie- 
chen an,  nach  Nationalitäten  eingetheilt,  und  dann  der  Zeitfolge  nach  aufge- 
fflhrt  Von  einem  Zusammenhange  im  Ganzen  oder  auch  nur  im  Einzelnen  ist 
aber  dabei  gar  keine  Rede ;  und  nur  in  so  ferne  hat  das  Buch  einigen  Wertb, 
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als  viele  nur  wenig  bekannte  Schriftsteller  aufgeführt  sind,  überdiess  immer  nä- 
here Auskunft  über  die  Lebensverhältnisse  der  Autoren  gegeben  sind. 

Zweifelhaft  mag  sein,  ob  D.  Nettelblad's  Initia  historiae  litterariae  juri- 
dicae  universalis  (Halae,  1764;  ed.  2,  1774)  hier  überhaupt  aufzuführen  seien. 
Das  an  sich  ganz  brauchbare  Buch  umfasst  eine  Geschichte  der  wissenschaft- 
lichen und  der  äusseren  Stellung  der  Rechtsgelehrten;  eine  innere  Geschichte 
der  Rechtswissenschaft  nach  den  Abtheilungen  des  Alterthuras,  des  Mittelalters 
und  der  neueren  Zeit;  endlich  ein,  durch  gelegentliche  Bemerkungen  erläutertes 
und  sehr  verständig  eingetheiltes,  Bücherverzeichniss.  So  weit  es  sich  also  auf 
rechtliche  Staatswissenschaften  erstreckt,  ist  es  allerdings,  und  zwar  mit  ent- 
schiedenem Lobe,  zu  nennen.  Allein  nicht  nur  fehlen  (bei  dem  festgestellten 
Zwecke  ganz  folgerichtig)  die  gesammten  politischen  und  geschichtlichen  Disci- 
plinen;  sondern  es  ist  auch  im  Rechte  hauptsächlich  auf  die  Bearbeitungen 
des  positiven  Gesetzes  Rücksicht  genommen.  —  Fast  nur  eine  Uebersetzung 
von  Nettelblad's  Werk  ist  König's  Lehrbuch  der  allgemeinen  juristischen 
Literatur,  LII.  Halle,  1745;  und  er  bedarf  solches  somit  einer  weiteren  Bespre- 
chung nicht. 

Nur  ein  Bruchstück  zwar,  allein  höchst  bemerkenswerth  nach  Geist  und 
Gelehrsamkeit,  ist  J.  W.  PI acidus  (Petersen),  Literatur  der  Staatslehre. 
Abthl.  1.  Strasbg.  (Suttg.),  1798.  Der  Verfasser  erörtert  die  Gi-undbegriflfe 
des  Staates  und  knüpft  au  die  einzelnen  Abschnitte  seine  Darstellungen  der  Li- 
teratur. Die  Bemerkungen  über  das  einzelne  Buch  sind  kurz,  aber  verständig 
und  schlagend;  namentlich  ist  auch  die  ältere  Literatur  wohl  bedacht. 

Ein  viel  gebrauchtes,  aber  doch  nur  zu  sehr  bedingtem  Lobe  berechtigtes 
Hülfsmittel  ist  F.  v.  Raum  er' s  Schrift:  „üeber  die  geschichtliche  Entwicklung  der 
Begriffe  von  Staatsrecht  und  Politik."  Lpz.,  1826;  2.  Aufl.,  1832.  Es  ist  dieselbe 
eine  nach  der  Zeitfolge  geordnete,  mit  den  Indiern  beginnende  und  bis  auf  St. 
Simon  herabgeiührte ,  kurze  Besprechung  der  berühmtesten  staatswissenschaft- 
liclien  Schriftsteller.  Ursprünglich  als  Aufsatz  für  eine  Zeitschrift  bestimmt  und 
nui'  wegen  angewachsenen  Unifanges  selbstständig  bekannt  gemacht,  trägt  die 
Arbeit  die  Spuren  ihrer  ersten  Bestimmung  sehr  sichtbar  an  sich.  Zum  ersten 
und  äusseren  Zurechtfinden  über  einzelne  Personen  und  Leistungen  wohl  brauch- 
bar, ist  sie  nach  ihrer  ganzen  Anlage  nichts  weniger  als  eine  vollständige  Ge- 
schichte der  Staatswissenschaften  oder  auch  nur  einer  bestimmten  Abtheilung 
derselben.  Die  Urtheile  bekunden  die  weitausgebreitete  Bildung  und  eine  billige 
Auffassung  des  Verfassers;  allein  sie  diingen  nicht  tief  unter  die  Oberfläche. 

G.  G.  Strelin's  „Versuch  einer  Geschichte  und  Literatui-  der  Staatswis- 
senschaft"   (Erl.,  1827)  ist  der  Rede  gar  nicht  werth. 

In  leicht  lesbarer  aber  oberflächlicher  Darstellung  hat  J.  Weitzel 
(Geschichte  der  Staatswisseuschaft.  I.  II.  Stuttg.  und  Tüb.,  1832—33)  ein  Bild 
von  Schriften  und  Ereignissen  gegeben.  Er  beginnt  mit  der  ältesten  Zeit  und 
führt  seine  Uebersicht  bis  zur  Wiedereinsetzung  der  Bourbone  heiiinter.  Der 
dritte,   zum   Abschlüsse  bestimmte    Band  ist    nicht  erschienen.    Die  Urtheile 
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sind  von  sehr  ungleicher  Richtigkeit  ,  indem  alle  Erscheinungen  vom  Stand- 
puncte  des  gemässigten  neuzeitigen  Liberalismus  aufgefasst  sind,  und  nur  diesem 
eine  innere  Berechtigimg  zugemessen  wird.  So  weit  also  ein  Werk  nach  seiner 
ganzen  Auffassung  des  Staates  und  nach  der  Zeit  seiner  Erscheinung  unter  jenen 
Gesichtspunct  moglicberweise  fällt,  mag  auch  der  dartlbcr  gefällte  Ausspruch 
ein  passender  und  gerechter  sein.  In  allen  anderen  Fällen  ist  das  feststehende 
Maass  ein  Procmstesbctt. 

"Weit  höher  in  wahrem  geschichtlichem  Verständnisse  und  wissenschaftli- 
chem Sinne  steht  eine  Arbeit  von  F.  Schmitt  he  nuer.  Sie  erschien  unter 
dem  Titel:  Ueber  den  Character  und  die  Aufgabe  unserer  Zeit  in  Beziehung 
auf  Staat  und  Staatswissenschaft.  Heft  1.  Vom  Staate  überhaupt  und  die  Ge- 
schichte seiner  "Wissenschaft.  Giessen,  1832.  Später  wurde  sie,  mit  geringen 
Ausdehnungen,  als  Buch  II.  dem  grösseren  "Werke  „Zwölf  Btlcher  vom  Staate" 
eingereiht.  —  Es  sind  kurze  geistreiche  Bemerkungen  tlber  die  Entwicklung 
der  Wissenschaft  und  über  einzehie  Schriftsteller;  unzweifelhaft  zu  dem  gcdie- 
gendsten  in  diesem  Fache  gehörig,  allein  weit  nicht  ausreichend  wegen  grosser 
Gedrängtheit  und  Beschränkung  auf  "Wenige. 

Unter  den  kaum  zählbaren  Schriften  tiber  staatswissenschaftliche  Ge- 
genstände von  C.  L.  G.  Pölitz  befindet  sich  auch  eine  der  Literatur  derselben 
gewidmete  Zeitschrift.  Es  ist  die  „Kritische  Uebersicht  der  "neuesten  Literatur 
der  Staatswissenschaften."  I.  IL  Lpz.,  1835.  Dem  Umfange  nach  unvollstän- 
dig und  zufällig,  im  Urthcüe  schwächlich  und  haltlos,  ist  das  Unternehmen  bald 
•wieder  dem  Tode  verfallen.    Von  Rechtswegen ;  und  ohne   Jemands  Schaden. 

Eines  nicht  ganz  verdienten  Rufes  geniesst  J.  Matter,  Histoire  des 
doctrines  morales  fet  politiques  des  trois  dernieres  siecles.  I  —  HI.,  Par.,  1836. 
(Auch  in  deutscher  Uebersetzung.)  Es  kann  dem  Buche  das  Lob  einer  fleissigen 
und  wohlgemeinten  Arbeit  nicht  versagt  werden.  Aber  als  uebersicht  tiber 
die  gesammten  Erscheinungen  auf  dem  sittlichen  und  staatlichen  Gebiete  ist  das 
"Werk  ungenügend  wegen  Mangels  an  dui'chschlagenden  Gedanken  und  an  fes- 
ter Zeichnung;  und  in  den  einzelnen  Abtheilungen,  so  z.  B.  namentlich  im 
philosophischen  Staatsrechte ,  muss  ihm  Lückenhaftigkeit  und  unklare  Vermi- 
schung mit  Fremdartigem  vorgeworfen  werden.  Den  Beifall  verdankt  es  also  wohl 
mehr  einer  gefälligen  Form ,  der  Mittheilung  mancher  in  Frankreich  weniger 
bekannten  Thatsachcn  und  einer  humanen  Gesinnung ,  als  gründlicher  Gelehr- 
samkeit imd  Kraft  des  Geistes. 

In  einer  kleineren  akademischen  Schrift  (De  litteratura  politica  medii  aeNi, 
Wratisl^  1834)  hat  der  für  die  "Wissenschaft  zu  frühe  gestorbene  J.  Schön 
einige  der  her\'orragendsten  staatlichen  Schriften  des  Mittelalters  besprochen. 
Es  geschiebt  jedoch  weder  in  gehöriger  Vollständigkeit,  noch  in  richtigem  Ver- 
ständnisse der  allgemeinen  Weltanschauung  jener  Zeit.  Die  Gerechtigkeit  ge- 
gen die  Schriftsteller  und  das  Begreifen  ihrer  Lehren  ist  offenbar  bedingt 
durch  ein    vollständiges  Eingehen   auf   den   Standpunkt  des   grossen   Christ- 


einer  Geschichte  der  Staatswissenschaften..  '  g3 

liehen  Weltreiches.  Hierzu  fehlte  nun  aber  Schön  entweder  das  Studium  oder 
der  Sinn. 

In  der  Form  ungeheuerlich  ,  dem.  Inhalte  nach  völlig  planlos  und  aus 
einer  Mischung  der  verschiedenartigsten  Dinge  bestehend  ist  die  sogenannte 
„Geschichte  der  Staatswissenschaft,  dargestellt  nach  den  wichtigsten  Entwicklun- 
gen derselben  in  Staat  und  Schule,  von  F.  J.  Buss",  Freiburg  und  Karlsruhe, 
1838.  Ursprünglich  zur  Vorrede  der  Uebcrsetzung  einer  kleinen  Schrift  des 
Strassburgers  Hepp  bestimmt,  wuchs  das  Werk  unter  der  JFeder  bis  zu  zwei 
Bänden  von  mehr  als  IGOO  Seiten  an,  und  bildet  jetzt  ein  unentwirrbarbares 
Gestrüppe  von  Literaturgeschichte  ,  politischer  Geschichte ,  (namentlich  Frank- 
reichs) Auszügen  aus  parlamentarischen  Verhandlungen,  und  sonst  noch  vielem 
Anderem.  Es  möchte  kaum  ein  ähnliches  Buch  in  irgend  einem  Theile  der 
Literatur  vorhanden  sein.  Ohne  ein  sehr  ausführliches  Inhaltsverzeichniss  wäre 
wohl  schon  der  Gedankengang  kaum  auffindbar,  am  wenigsten  aber  könnte 
in  diesem  Chaos  eine  bestimmte   Einzelnheit  aufgefunden  werden. 

Kurze  Characteristilven  einzelner  Hauptschriftsteller  in  erzwungenem  Zu- 
sammenhange giebt  endlich  noch:  J.  J.  Rossbach,  Die  Grundrichtungen  in 
der  Geschichte  der  Staatswissenschaft.    Erl.,  1848. 

II.     Bücherverzeichnisse. 

Ein  auch  nur  leidlich  vollständiges  Verzeichniss  des  gesammten  staats- 
wissenschaftlichen Büchervorrathes  ist  bis  jetzt  ein  frommer  Wunsch ;  und  leicht 
mag  sich  auch  ergeben,  dass  das  Bedürfniss  einer  solchen  Sammlung,  trotz 
seines  unläugbaren  Vorhandenseins,  niemals  wird  befriedigt  werden.  Ohne  eine 
langjährige  Benützung  grosser  Büchersammlungen  in  verschiedenen  Ländern  ist 
das  Unternehmen  nicht  zu  Stande  zu  bringen.  Wird  sich  aber  je  der  eifrige 
Mann  finden,  welcher  einer  am  Ende  doch  nur  geistlosen  Arbeit  ein  so  gi'osses 
Opfer  an  Zeit  und  Geld  brächte  ?  —  Zunächst  jeden  Falles  müssen  wir  uns 
mit  Stückwerk  begnügen,  welches  entwe der . zwar  die  gesammten  Staatswissen- 
schaften umfasst,  im  einzelnen  Fache  jedoch  mehr  oder  weniger  hinter  der  Voll- 
ständigkeit zurückbleibt ;  oder  aber  sich  auf  einen  Theil  der  politischen  Disci- 
phnen  beschränkt.  Kur  durch  eine  Verbindung  der  verschiedenen  mangelhaf- 
ten Hülfsmittel  mag  etwas  Genügendes  gewonnen  werden;  und  auch  dann  ist, 
bei  der  Beschaffenlieit  der  betreffenden  Werke,  noch  keineswegs  immer  für  eine 
Erreichung  des  Zweckes  einzustehen.  —  Im  Uebrigen  sind  die  vorhandenen 
Verzeichnisse  in  so  ferne  wesentlich  unter  sich  verschieden,  als  der  grössere 
Theil  derselben  lediglich  nur  den  Titel  von  Büchern  enthält,  ohne  alle  Bemer- 
kungen über  Umfang,  Inhalt,  äussere  Beschaffenheit  u.  s.  w.;  während  einzelne 
wenige  in  diesen  Beziehungen  aufzuklären  suchen.  Letztere  werden  natürlich 
desshalb  noch  lange  nicht  zum  Range  geschichtlicher  Werke  erhoben,  in- 
dem sie  lediglich  über  das  einzelne  Buch ,  und  zwar  in  der  Regel  ganz  Aeus- 
serliches,  berichten,  ohne  auch  nur  den  Versuch  einer  Verbindung  und  pragma- 
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tischen  Erklärung  zu  machen.    Es  wird  in  der  nachstehenden  Aufzählung  immer 
bemerkt  sein,  welcher  der  beiden  Gattungen  ein  Buch  angehört. 

1.  Büchen'erzeichnisse ,    welche   die  gesammten   Staatswissenscliafteu 

umfassen. 

BosiuSjA.,  De  prudentia  civili  comparanda  diatr.  isagog.,  sivc  bibliothcca 
politica  contractata  (angedruckt  der  Bibliographia  historico  -  politico  -  i)liilo- 
logica.    Germanop.,  1695). 

Eine  in  systcmalische  ,     freilich   wunderliche,    Ordnung  gebrachte  Einleitung   zur 
staalswisscDschaftlichcn  Bücherkunde.     Die  Titel  sind  nicht  bibliographisch  genau 
angegeben,  auch  nur  in  Auswahl ;   allein  es  sind  einzelne  ganz  brauchbare  Slit- 
theilungcn  über  die  Verfasser  eingestreuet.    Weniges,  aber  niclit  schlecht 
Woltersdorf,  E.  G.,  Jahrbuch  der  gesammten  Literatur  und  Ereignisse  be- 
treffend die  Erdbeschreibung,  Geschichte,  Wappen  -,  Milnz  -  und  Staatenkunde, 
die  Staatswissenschaft...  von  1822  —  25.    Berl.,  1826. 

Von  w^eilerem  Umfange,  als  zum  Vorüegenden  Zwecke  nöthig,  anch  sehr  voUslin- 
dig  in  allen  Sprachen;    dagegen  trostlos   unlogisch  in  der  Anordnung   und   von 
seltner  Urtheilslosigkcit  in   den  eigenen  Bemerkungen  des  Verfassers.     Mannich- 
fache Bemerkungen.    Wurde  nicht  fortgeselzt. 
Helwing,  E. ,   Jahresbericht  tibcr  die  staatswissenschaftliche  imd   cameralis- 
tische  Literatur  des  Jahres  1853.    Berl,,  1854. 

Früher  ward  in  den  Milthcilungen  des  prcussischen  statistischen  Bureaus   über   die 
neuen  Erscheinungen  in  der  Statistik  und  verwandten  Fächern  jährlich  berichtet. 
Vorstehendes  ist  eine  abgesonderte  und  vervollständigte  Zusammenstellung,  welche 
sich  über  die  Literatur  sämmtlicher  Culturvölker  erstreckt,   und  grosse  Vollstän- 
digkeit hat.     Weniger  löbhch  ist  System  und  Anordnung,  auch  das  Verhältniss 
zu  den  rechtlichen  Staatswissenschaflen  unklar.    Bemerkungen. 
Ausserdem  mögen  mit   Kutzen  die  Verzeichnisse  der  neu  erschienenen 
Werke  benutzt  werden,   welche  mehrere  Zeitschriften  regelmässig  liefern.    So 
namentlich    Gerstor  f's  Repertorium;     die  Berliner  Literatur -Zeitung;  Zar- 
nicke's  Centralblatt ;  vor  Allem  aber  die  Tübinger  Zeitschrift  für  diegesammte 
Staatswissenschaft,  welche  die  neue  Literatur  über  sämmtliche  Staatswissenschaf- 
ten seit  1844  systematisch  verzeichnet,   freilich  mit  wechselndem  Systeme  hin- 
sichtlich der  VoUsttlndigkeit.  —  Personalnachrichten  über  Schriftsteller  finden 
sich  bekanntlich  in  Joe  her 's  Gelehrten  -  Lexicon,  in  der  Biographia  britannica, 
der  Biographie  universelle  sammt  ihren  Fortsetzungen,  u.  dgl. 

2.  Bücherverzeichnisse,  welche  nur  einen  Theil  der  Staatswissenschafteu 

berücksichtigen. 

(Nenmann,  J.  F.  G.  de,)  Bibliotheca  juris  imperantium  qnadripartita,  sive  com- 

mentatio  de  scriptoribus,  quibus  sommi imperantcs  utuntur...  Korimbg.,  1727, 4. 

Umfust  das  gesammtc  üflentliche  Recht,  äusseres  und  inneres,  philosophisches  und 

positives-,  mit  vielem  Urthcilc  und  Geschicke  angelegt;  EintlicUung  nach  Fächern; 

genaue   Angabc   der  Bücher  und  viele  nützliche  Bemerkungen.     Ganz   gut  und 

noch  jetzt  brauchbar. 
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Barbosa  Machado,  Bibliotheca  lusitana.    Lisb.,  1759.  Fol, 

Giebt  (S.  578  fg.)  ein  Verzelchniss  der  portugiesischen  Schriltsleller  über  staats- 
■wissenschafllicho  Gegenstände.     Keine  weiteren  Nachweissungen. 

Bougine,  Handbuch  der  aUgemeinen  Literaturgeschichte.  I  —  VI.  Zürich, 
1790—1812. 

Bios  Schriftsteller- Vcrzeichniss,  nach  Zeitabschnitten  und  Fächern  cingctheilt. 

Antonius,  J.,  Bibliotheca  hispana  nova.   Matr.,  1789.  Fol.,  Bd.  II,  S.  601  fg. 
Nach  Vornamen    geordnetes    alphabetisches  Vcrzeichniss    der    spanischen    Schrift- 
steller.    Keine  Bemerkungen. 

Läwätz,  H.  W.,  Bibliographie  interessanter  und  nützlicher  Kenntnisse.  Halle, 
1790—95.  Bd.  I.,  1  und  2:  Statistik,  Politik  und  andere  verwandte  Gegen- 
stände. 

Begreift  in  zwei  sehr  starken  Bänden  nur  A  bis  Bergwerk;  so  weit  aber  höchst 
vollständig,  z.B.  mehr  als  2000  Schriflen  und  Abhandlungen  über  „Adel."  Weil- 
läufige Auszöge  aus  fremden  Reconsionen. 

Ersch,  J.  S.,  Literatur  der  Jurispnidenz  und  Politik,  mit  Einschluss  der  Ca- 
meralwissenschaften ,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  auf  die  neueste  Zeit. 
Neue  Ausg.  von  J.  Ch.  Koppe.   Lpz.,  1823. 

Umfasst  die  gesammlen  dogmatischen  Staatswissenschaflen,  Systematische ,  fast 
allzu  sehr  ausgearbeitete  Eintheilung;  innerhalb  der  einzelnen  Ablhcilung  An- 
ordnung nach  der  Zeitfolge.  Nur  in  Deutschland  erschienene  Bücher;  diese  abtr 
ziemlich  vollhändig  (3268  Nummern  Jurisprudenz  und  1S84  PoUük).  Gute  und 
mehrfache  Inhaltsverzeichnisse;  keinerlei  Bemerkungen.  Ganz  brauchbar  in  sei- 
nem Kreise  und  für  seine  Zeit. 

Enslin,  Th.  Ch.  F.,  Bibliotheca  juridica,  oder  Verzelchniss  aller  brauchbaren 
. . .  von  1700 — 1823  in  Deutschland  erschienenen  "Werke  in  allen  Theilen  der 
Rechtswissenschaft  und  deren  Httlfswissenschaften.  Berl.,  1824.  —  Zweite 
gänzlich  umgearbeitete  Aufl.  von  W.Engelmann.  1750 — 1839.  Lpz.,  1840. 
—  Supplementheft,  1839—1848.    Das.,  1849. 

Lediglich  alphabetisches  Vcrzeichniss  nach  Gutdünken  ausgewählter  Bücher;  sehr 
abgekürzte  Titel.  Mehr  zu  buchhändlerischcn,  als  zu  gelehrten  Zwecken  brauch- 
bar.   Keine  Bemerkungen. 

Schletter,  H.  Th. ,  Handbuch  der  juristischen  Literatur  in  systematisch- 
chronologischer Ordnung  von  der  Mitte  des  vorigen  Jahrh.  bis  1840.  Lpz., 
1840;   2te  (?)  Aufl.    Lpz.,  1851. 

Zunächst  allerdings  nur  die  rechtlichen  Staatswissenschaflen  (besonders  gut  das 
Völkerrecht);  doch  auch  Abschweifungen  in  die  Politik;  12,436  Nummern.  Nur 
deutsche  Literatur;  keine  Bemerkungen. 

Walther,  0.  E. ,  Handbuch  der  juristischen  Literatur  des  19.  Jahrhunderts. 
Weimar,  1854. 

Die  Abtheilungen  alphabetisch  geordnet;    in   ilinen    die  Bücher  nach  der  Zeilfolge. 
Nicht  blos  Rechtswissenschaft,    sondern  auch  ein  grosser  Thcil  der  Politik.     Nur 
im    deutschen   Buchhandel   befindliche    Bücher.     Keine  Bemerkiuigen.    Ziemlich 
vollständig. 
V.  Mo  hl,   Slaatswissenichaft  I.  5 
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Höchst  wünschcnswerth  waren  Verzeichnisse  der  französischen  und  der 
englischen  staatswissenschaftlichen  Literatur.  Bei  dem  gänzlichen  Mangel  sol- 
cher Werke  bleibt  jedoch  nichts  übrig,  als,  mit  ebenso  vieler  Mühe  wie  ge- 
ringer Aussicht  auf  Vollständigkeit,  die  einschlagenden  Bücher  aus  den  allgemei- 
nen bibliographischen  Hülfsmitteln  dieser  Völker  zusammen  zu  suchen.  —  Für 
die  französische  Literatur  ist  diess,  wenigstens  was  neuere  Schriften  betrifft,  am 
sichersten  zu  bewerkstelligen  mittelst  der  Bibliographie  de  la  France, 
von  welcher  jährlich  ein  mit  gutem  Sachregister  versehener  Band  erscheint. 
Aeltere  Werk^  mögen  etwa  in  Brunet,  Manuel  du  libraire  (£d.  3, 1821,1 — IV, 
Suppl.,  1834,  I— 111);  oder  in  Guerard,  La  France  litteraire  (1827  —  39, 
I — X);  spätere  auch  noch  in  des  Letzteren  France  litt,  contemporainc  (seit  1842, 
bis  jetzt  4  Bde.)  gefunden  werden.  —  Weit  schwieriger  ist  diess  bei  engli- 
schen Schriften.  Das  einzige  umfassende  Bücherverzeichniss,  der  sog.  London 
catalogue  ofbooks  (von  welchen  je  nach  einigen  Jahren  eine  neue  fort- 
gesetzte Ausgabe  zu  erscheinen  pflegt,  die  letzte  1851,)  hai  zwar  ein  Sachregi- 
ster :  allein  die  Titel  sind  oft  bis  zum  Unkenntlichen  abgekürzt ;  es  ist  nur  neuere 
Literatur;  und  blos  die  in  London  erschienenen  Bücher  sind  aufgenommen. 
R.  Wall's  Bibliographia  britannica  (Edinb.,  1824,  I — IV)  ist  zuverlässig,  allein 
lange  nicht  vollständig.  Noch  mögen  allerdings  über  staatsrechtliche  Schriften  die 
„Catalogues  of  Law-books"  zu  Käthe  gezogen  werden,  welche  von  einzelnen  mit 
dieser  Art  von  Schriften  sich  befassenden  Buchhändlern  von  Zeit  zu  Zeit  heraus- 
gegeben werden  (wie  z.  B.^von  Maxwell  and  son):  allein  es  ist  diess  ein  sehr 
dürftiger  Ersatz. 

Aehnliche  ungenügende  Auskunft  über  die  italienische  Literatur  ge- 
währt die  in  Mailand  erscheinende  „Bibliografia  italiana",  über  die  belgische 
die  in  Brüssel  herauskommende  „Bibliographie  de  la  Belgique",  seit  1854  aber 
das  „Journal  de  1'  imprimerie  et  de  la  librairie  en  Belgique";  über  die  hol- 
ländische die  Amsterdamer  „Lijst  van  nieuw  outgekomen  boeken";  über  die 
dänische  endlich  die  „Dansk  Bibliographie"  in  Koppenhagen.  - 
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DIE    STAÄTSWISSENSCHAFTEN 


UND 


DIE    GESELLSCHAFTSWISSENSCHAFTEN. 


Die  Ausbildung  eines  "Wissenschaftskreises  pflegt  allerdings  geschichtlich 
nicht  mit  der  scharfen  logischen  Feststellung  des  zu  Grunde  liegenden  Ge- 
sammtbegriffes  oder  mit  der  bestimmten  Abgrenzimg  gegen  verwandte  Gebiete 
zu  beginnen.  Sowohl  das  Bedürfniss  als  die  Möglichkeit  dieser,  keineswegs 
immer  leichten,  Unternehmungen  macht  sich  erst  fühlbar,  wenn  eine  grössere 
Anzahl  von  Gedanken  und  Thatsachen  bereits  erwogen  und  zurecht  gelegt  ist, 
einzelne  Lehren  durchgearbeitet  sind,  die  Beziehungen  zum  Leben  nach  allen 
Seiten  liin  klarer  werden.  Paun  erst,  aber  dann  allerdings  auch,  entstellt  die 
subjective  Nothwendigkeit  abzuschliessen  und  abzugränzen,  die  wissenschaftliche 
Aufgabe,  das  Fremde,  also  verschiedenartigen  Grundsätzen  folgende,  auszu- 
scheiden; die  practische  Forderung,  deu  ganzen  Stoff  zu  gewältigen,  damit 
keine  Lücke  gelassen  werde  und  man  sich  nicht  mit  dem  beschäftige,  was  ei- 
gentlich anderen  Männern  und  Lehren  zukömmt. 

Nicht  selten  tritt  das  deutliche  Be\\Tisstsein  des  gemeinschaftlichen  Be- 
griffes, und  folgUch  des  Inhaltes  und  Umfanges,  einer  Wissenschaft  erst  spät 
ein.  Namentlich  kann  es  sich  begeben,  dass  ein  ganzes  fremdartiges  Gebiet 
lange  nicht  ausgeschieden  wird;  sei  es  nun  wegen  Mangels  an  Schärfe  in  den 
obersten  Begriffen,  wodurch  die  Möglichkeit  einer  Zusammenfassung  verschieden- 
artiger Thatsachen  und  Lehren  entsteht,  sei  es,  weil  einem  Gegenstande  über- 
haupt keine  Aufmerksamkeit  zugewendet  wird,  und  somit  auch  sein  Wesen  un- 
erforscht bleibt.  Letzteres  ist  aber  gar  wohl  möglich,  selbst  bei  sehr  wich- 
tigen Beziehungen  des  Lebens  oder  bei  ganzen  Provinzen  der  Geisteswelt. 
Plötzlich  mag  dann  ein  neuer  Gedanke  oder  ein  bisher  nicht  gefühltes  practi- 
sches  Bedürfniss  die  schlummernden  Kräfte  wecken  und  als  Gährungsstoff  und 
Sonderungsgrund  wirken. 

Ist  nun  aber  das  Bedürfniss  einer  bestimmten  Ausscheidung  und  Ab- 
grenzung entstanden,  dann  muss  solche  freilich  auch  mit  Umsicht  und  Sorg- 
falt vorgenommen  werden;  denn  es  begreift  sich  leicht,  dass  eine  Wissenschaft 
weder  dem  Inhalte  noch   der  Form   nach  zur  Vollendung  kommen  kann,   so 
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lange  sie  keine  sachliche  Einheit  hat  und  es  nngewiss  ist,  welche  Gegenstände 
sie  in  den  Kreis  ihrer  Erörterungen  zu  ziehen  hat.  Namentlich  ist  weder  eine 
logisch- richtige Untcrabthcilung  und  Ordnung  der  einzelnen  Bestandtheilc  mög- 
lich vor  einer  Grenzbestimmung  und  Bcsitzreglung ;  noch  kann  die  Geschichte 
der  Wissenschaft  bewusst  imd  kritisch  oder  auch  nur  stofflich  und  bibliogra- 
phisch richtig  entworfen  werden,  so  lange  ganz  Verschiedenartiges  neben-  und 
durcheinander  läuft. 

An  einem  solchen  Wendepunct  ist  gegenwärtig  die  Staatswissen- 
Bchaft  angekommen.  Dass  der  Staat  der  einheitliche  Organismus  des  Gesammt- 
Volkslebens  sei,  und  somit  die  ihn  begreifende  und  auslegende  Wissenschaft 
der  Wissenschaft  des  Einzellebens  gegenüberstehe,  war  klar  und  anerkannt, 
seitdem  überhaupt  die  menschlichen  Beziehungen  in  ihrem  Wesen  begriffen  und 
logisch  entwickelt  werden.  Staats -Recht  und  Privat  -  Recht ;  Staatsfinanzen  und 
Privathaushalt;  Staatsgeschichte  und  Lebensbeschreibung  werden  seit  Jahrtau- 
senden als  verschiedenartige  Kreise  des  Denkens  und  Wissens  betrachtet  und 
behandelt.  Es  ist  also  auch  völlig  überflüssig,  diese  im  allgemeinen  Bewusst- 
sein  längst  eingebürgerten  Begriffe  hier  noch  einmal  zu  erörtern,  um  sich  und 
Anderen  über  die  Abgrenzung  der  Staatswissenschaft  nach  dieser  Seite  hin  klar 
zu  sein.  Anders  verhält  es  sich  mit  einer  Ausscheidung  des  Staats-  und  des 
Gesellschaftslebens  und  mit  der  genauen  Begriffsbestimmung  und  Grenzabste- 
ckung der  beiderseitigen  Wissenschaften.  Erst  jetzt  nämlich  ist  diese  möglich, 
dadurch  aber  auch  Bedürfniss  geworden.  Seit  ganz  Kurzem  ist  man  zu  der 
deutlichen  Erkeimtniss  gekommen,  dass  das  gemeinschaftliche  Leben  der  Men- 
schen keineswegs  im  Staate  allein  besteht,  sondern  dass  zwischen  der  Sphäre 
der  einzelnen  Persönlichkeit  und  der  organischen  Emhcit  des  Volkslebens  eine 
Anzahl  von  Lebenskreisen  in  der  Mitte  hegt,  welche  ebenfalls  gemeinschaftliche 
Gegenstände  zum  Zwecke  haben,  nicht  aus  dem  Staate  und  durch  ihn  entstehen, 
wenn  sie  schon  in  ihm  vorhanden,  von  höchster  Bedeutung  für  Wohl  und 
Wehe  sind.  Diese  beiden  Kreise  von  Gedanken  und  Lehren,  welche  seit  mehr 
als  zweitausend  Jahren  als  gleichartig,  höchstens  als  Theil  und  Ganzes  erschie- 
nen, haben  sich  also  als  wesentlich  verschieden  erwiesen,  und  müssen  auch 
abgesondert  behandelt  werden ,  so  dass  sie  künftig  als  getrennte  aber  gleichbe- 
rechtigte Abtheilungen  des  menschlichen  Wissens  neben  einander  bestehen. 

Es  ist  diess  einer  der  Fälle,  in  welchen  das  Leben  die  Wissenschaft  in 
Bewegung  gebracht  hat.  Die  Thatsache  der  verschiedenen  Gattungen  von  Le- 
benskreisen bestand,  seitdem  Menschen  zusammengetreten  waren.  Es  bedurfte 
zur  Erkenntniss  und  Unterscheidung  nur  eines  klaren  Blickes.  Aber  eben  die- 
ser fehlte.  Die  Wissenschaft  blieb  blind,  obgleich  von  Piaton  an  die  ausser 
dem  Staate  seiende  Gemeinschaftlichkeit  vielfach  geahuct  und  unklar  besprochen 
wurde,  und  namentlich  eine  Anzahl  eigenthtimlichcr  und  wunderlicher  Geister 
dieses  Verhftitniss  bald  dichterisch  spielend  behandelte,  bald  in  zornigem  Ge- 
gensatze gegen  die  wirklichen  Zustände  geltend  zu  machen  suchte.  Es  er- 
schienen diese  Schriften  der  Beachtung  ernsthafter  Gelehrter  und  verständiger 
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Staatsmänner  gleichmässig  unwürdig,  nur  etwa  als  ein  Zeitvertreib  in  müssigen 
Stunden  brauchbar.  Da  wurde  denn  endlich  das  Wort  Gesellschaft  ausge- 
sprochen. Zuerst  vx)n  Schwärmern  und  ihren  Schülern;  dann  aber  allmälig 
auch  auf  der  Rednerbühne ,  in  der  Schenke  und  in  den  heimlichen  Versamm- 
lungen Verschworener;  es  ward  in  entsetzlichen  Strassenschlachten  als  Banner 
vorangetragen.  Jetzt  öffneten  sich  plötzlich  die  Augen.  Die  gänzliche  Nicht- 
beachtung schlug  in  maasslosen  Schrecken  um,  so  dass  nun  das  früher  ganz 
unbekannte  Wort  als  Medusenhaupt  dient,  welches  die  Freihoitsgewohnlieiten 
und  Forderungen  der  Gebildeten  und  Gemässigten  versteinert,  und  in  einem 
sonst  mit  verständigem  Freiheitsmaasse  nicht  einmal  zufriedenen  Lande  eine 
sonst  unbegreifliche  Willkürherrschaft  möglich  macht.  Di?  Gährung  auf  dem 
Markte  und  in  der  Hütte  hat  aber  auch  bald  eine  zahlreiche  Literatur  her- 
vorgerufen. Ein  Theil  derselben  war  freilich  nur  zur  Verbreitung  und  Steige- 
rung wilder  Urawälzungsplane,  wo  nicht  räuberischer  Theüungsgelüste  bestimmt ; 
Andere  aber  haben  sich  die  verständige  und  nicht  blos  berechtigte  sondern 
dringend  nothwendige  Aufgabe  gestellt,  den  Begiiff,  das  vom  Staate  und  von  der 
einzelnen  Lebenssphäre  verschiedene  Dasein,  die  Bedürfnisse,  die  Gegenwart 
und  die  Zukunft  der  Gesellschaft  zu  erörtern.  So  ist  durch  That  und  Schrift 
ein  ganz  neuer  Gegenstand  des  Bewusstseins,  WoUens  und  Denkens  entstanden. 
Wag  anfangs  völlig  unklar ,  selbst  widersinnig  erschien,  hat  allmälUig  Gestaltung 
und  relative  Berechtigung  bekommen,  und  tritt  in  seinen  Gegensätzen  mit  Ver- 
wandtem aber  doch  Verschiedenem  immer  deutlicher  hervor.  Noch  haben  sich 
nicht  alle  Bearbeiter  der  Staatswissenschaft  entschliessen  können,  die  Berech- 
tigung der  neuen  Gestaltung  der  Dinge  zuzugeben;  allein  viele  der  wirklich 
Stimmberechtigten  sind  einverstanden  mit  der  Nothwendigkeit  der  Trennung 
von  Staat  und  Gesellschaft,  und  folglich  mit  einer  Sonderurig  ihrer  wissen- 
schaftlichen Gebiete  und  Systeme. 

Während  also,  freilich  wunderlich  genug,  bis  in  die  neueste  Zeit  Einsicht 
und  Willen  theilnahmlos  vorübergiengen ,  ist  jetzt  eine  neue  grosse  Aufgabe 
entstanden.  Die  Wissenschaft  der  Gesellschaft  ist  zu  begründen  und  zu  entwi- 
ckeln; namentlich  aber  auch  ihre  Grunze  gegen  die  Staatswissenschaft  festzu- 
stellen. Diess  hat  aber  nicht  nur  Bedeutung  für  die  Gesellschafft,  sondern 
fast  eben  so  sehr  auch  für  den  Staat  und  seine  Lehre.  Theils  kann  jetzt  hier 
ausgeschieden  werden,  was  bisher  an  Fremdartigem  mitgeschleppt  wurde; 
theils  wird  eine  ganze  Reihe  von  pracüschen  Fragen  nun  erst  ihre  richtige 
Lösung  finden. 

Es  möchte  nun  scheinen,  als  genüge  es  für  den  Zweck  des  gegenwärtigen 
Werkes,  —  welches  nur  Beiträge  zur  Geschichte  der  staatlichen,  nicht 
aber  auch  die  der  socialen  Wissenschaften  beabsichtigt,  —  ganz  im  Allge- 
meinen Kenntniss  zu  nehmen  von  dieser  Aenderung  in  der  Behandlung  der 
Staatswissenschafteu ,  so  dass  eine  sichere  Absteckung  des  zu  durchwandernden 
Gebietes  möglich  werde  und  ein  Standpunct  gewonnen  sei  zur  Beurtheilung 
mancher  bisheriger,  nothwendig  verworrener,  Lehren.    Allein  eine  genauere  Er- 
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wägung  zeigt,  dass  bei  dem  jetzigen  Stande  der  neuen  Disciplin  eine  blosse 
Anwendung  ihrer  Ergebnisse  so  kurzer  Hand  nicht  stattfinden  kann,  sondern 
vielmehr  vor  Allem  selbsttliätig  eigene  Untersuchungen  angestellt  und  auf  eigene 
Verantwortung  Anhaltspunkte  gewonnen  werden  müssen. 

Noch  stehen  nämlich  die  Ansichten  über  die  Gesellschaft  und  ihre  Wis- 
senschaft selbst  bei  Denen ,  welche  die  Nothwendigkeit  der  neuen  Wissenschaft 
anerkennen,  keineswegs  fest.  Soll  eine  sichere  Gnmdlage  für  Abgränzung 
und  Urtheil  gewonnen  werden,  so  muss  man  seinen  Weg  noch  selbst  suchen 
und  die  Gränzpfühle  im  Verlaufe  des  Vordringens  einschlagen.  Nur  dann  ist 
man  sicher,  nicht  durch  Führer,  welche  unter  sich  selbst  uneinig  sind,  auf  Ab- 
wege verlockt  zu  werden. 

Für  das  weite  Ausholen  ist  übrigens  eine  Entschädigung  noch  darin  zu 
finden,  dass  bei  den  Untersuchungen  über  die  Gesellschaftsfragen  Meinungen 
und  Schriften  besprochen  werden,  welche  vielfach  auch  in  die  Staatswissen- 
schaften einschlagen  und  die  spätere  Beurtheilung  dieser  sehr  erleichtem. 

I. 

Bisheriges  Verhalten  der  Wissenschaft  zu  der  Lehre  von 

der  Gesellschaft. 

Wie  es  sich  auch  mit  der  schliesslichen  Annahme  verhalten  mag,  im- 
mer ist  es  billig  und  klug,  der  eigenen  Erörterung  eine  Untersuchung  dessen 
vorangehen  zu  lassen,  was  von  Anderen  bezüglich  der  Ergründung  des  wahren 
Verhältnisses  der  Gesellschaft  geschehen. ist. 

Hier  ist  denn  vor  Allem  nöthig,  erst  die  Auffassung  der  ültem  Schule 
genau  in  Erinnerung  zu  bringen ,  also  die  Lehre  Derjenigen ,  welchen  der 
ganze  Gedanke  der  GeseUschaft  noch  unbekannt  war  oder  auch  noch  jetzt 
eine  Thörheit  ist. 

Ihnen  ist  bei  der  wissenschaftlichen  Beschäftigung  mit  dem  menschlichen 
Zusammenleben  der  Staat  der  einzige  Gegenstand  der  Thätigkeit;  sein  Begriff 
ihr  Mittelpunkt.  Die  Entwcklung  dieses  Begriffes  geschieht  aber  in  zwei  wesent- 
lich verschiedenen  Beziehungen,  woraus  eine  innere  Eintheilung  des  Stoffes  und 
die  Abtheilung  in  verschiedene  DiscipUnen  hervorgeht 

P^inmal  nämlich  sucht  tnan  den  Staat  als  Organismus  zu  bezeichnen  imd 
zu  beweisen.  Hierbei  wird  davon  ausgegangen,  dass  im  Staate  zweierlei  Ver- 
hältnish.c  bestehen,  deren  richtige  Auffassung  und  Ordnung  zuerst  eine  ge- 
trennte Betrachtung  und  Entgegensetzung,  dann  aber  eine  Vereinigung  zu 
einem  organischen  Gangen  erfordere.  Diese  Verhältnisse  sind  einer  Seits  die 
des  einzelnen  Mitgliedes  des  Staates,  welches  in  diesem  Vereine  und  durch 
denselben  einen  bestimmten  Lebenszweck  zu  erreichen  hat,  hierbei  nun  aber 
unter  allen  Umst&nden  und  in  allen  Staatsgattungen  und  Formen  als  wesent- 
lich gehorchend  gegen  den  obersten  Willen  gedacht  und  in  dieser  Beziehung 
erörtert    wird,    in    bestimmten   Unterarten   des    Staates    daneben   noch    als 
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theilnehmend  an  der  Bildung  und  Uebung  des  obersten  "Willens  erscheint, 
und  hier  denn  auch  in  dieser  zweiten  Beziehung  darzustellen  ist.  Ande- 
rer Seits  wird  der  Begriif  des  obersten  "Willens  und  Handelns,  also  der 
Staatsgewalt,  sowohl  nach  Gegenstand  und  Umfang,  als  nach  Recht  und 
Pflicht  festgestellt,  und  in  seiner ,  möglichen  oder  wirklichen ,  persönlichen  Er- 
scheinung, in  seinen  verschiedenen  Organe  nund  deren  Beziehungen  zu  einander 
entwickelt.  Aus  sachlicher  und  formeller  Ineinanderfügung  beider  Hauptrich- 
tungen des  Staatsbegriffes  entsteht  dann  der  Organismus  des  Ganzen,  die  Ein- 
heit in  der  Vielheit;  namentlich  aber  werden  die  Lehren  von  dem  Staatszwecke, 
von  der  Staatsgewalt  und  ihren  Trägern,  vom  Staatsbürgerrechte,  von  der 
Ordnung  der  Staatsbehörden  und  dem  Inhalte  imd  der  Weise  ihres  Handelns 
hier  entwickelt. 

Zweitens  aber  wird  das  "Wissen  und  Denken  vom  Staate  nach  grossen 
gemeinsamen  Beziehungen  geordnet.  So  also  vor  Allem  die  Kenntniss  der 
Thatsachen  getrennt  von  der  Entwicklung  von  Lehren.  Beides  aber  wieder 
nach  genaueren  Unterscheidungen.  Bei  den  Thatsachen  wird  die  Erzählung 
des  Geschehenen  gesondert  von  der  Schilderung  des  Zuständlichen  (Staatsge- 
schichte, Statistik).  Die  Lehre  aber  ist  unterschieden,  je  nachdem  sie  von 
dem  Standpuncte  des  Rechtes,  der  Sittlichkeit  oder  der  Klugheit  ausgeht  (öffent- 
liches Recht,  Staatssittenlehre,  Politik).  Hier  nun  aber  wird  wieder  nicht  blos 
jede  einzelne  Disciplin  nach  den  obigen  orga'nischen  Bestandtheilen  des  Staates 
eingetheilt;  sondern  namentlich  das  öffentliche  Recht  noch  in  mehrere  grosse 
"Wissenschaften  zerlegt,  je  nachdem  die  Rechtsvorschriften  das  innere  Leben 
des  einzelnen  Staates,  oder  das  Zusammenleben  in  Raum  und  Zeit  von  meh- 
reren unabhängigen  Staaten  betreffen,  (Staatsrecht  und  Völkerrecht) ;  bei  beiden 
aber  wohl  unterschieden,  ob  die  Vorschriften  aus  Vemunftgründen  oder  aus 
dem  Ausspruche  einer  anerkannten  Gewalt  abgeleitet  werden  (philosophisches 
und  positives  Staats  -  oder  Völker-Recht). 

Ueber  den  so  gezogenen  Kreis  geht  man  bei  dieser  Auffassungsweise  nicht 
hinaus  (vgl.  die  nachfolgende  Abh.  über  Encyklopädieen  und  Systeme  der  Staats- 
wissenschaften);  häufig  nicht  einmal  so  w'eit.  Und  es  weichen  in  dieser  Behand- 
lung auch  die  verschiedenen  Schulen  der  Rechtsgelehrten  und  Philosophen 
nicht  von  einander  ab.  Der  Streit  unter  ihnen  betrifft  die  Fragen  über  den 
Zweck  des  Staates,  über  die  rechtliche  Erklärung  seiner  Entstehung,  über  die 
besten  Formen  und  Einrichtungen;  allein  darüber  sind  sie  alle  einig,  dass 
Gegenstand  der  politischen  "W^issenschaften  nur  einer  Seits  der  Einzelne  und 
seine  Ansprüche  oder  Pflichten,  anderer  Seits  die  Verhältnisse  der  Gesammt- 
kraft  seien.  Daran  denkt  Niemand,  dass  zwischen  diesen  beiden  und  wohl 
imterschieden  von  ihnen  noch  ein  ganzes  weites  Gebiet  menschlicher  Zustände 
liegt,  welches  ebenfalls  seine  Gesetze  hat,  somit  eine  Erforschimg  und  Ord- 
nung derselben  verlangt;  und  dessen  Aufnahme  in  den  Kreis  der  Wissenschaf- 
ten vom  menschlichen  Leben  nicht  nur  diese  umfänglich  vollendet,  sondern 
auch  den  bisher  behandelten  Theilen   erst  ihre  richtige  Stellung  zu  einander. 
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den  Thcilen  selbst  aber  ihre  wahre  Begründung  giebt.  Die  gesellschaft- 
lichen Zustünde  werden  hier  weder  an  sich,  noch  in  ihren  Beziehungen  zum 
Staate  ergründet  und  geordnet. 

Aus  dieser  Vernachlässigung  lässt  man  sich  nicht  einmal  aufstören 
durch  einige  in  der  That  sehr  bedeutende  Winke,  und  tritt  selbst  vor  augen- 
scheinlichen Folgewidrigkeiten  nicht  zurück.  Umsonst  rückt  die  mächtige  Ge- 
staltung der  Kirche,  —  welche  denn  doch  nicht  aus  dem  Staate  stammt, 
nicht  in  ihm  aufgeht,  und  deren  formelle  und  materielle  Einreibung  un- 
möglich ist  füi*  die  gewöhnliche  Anschauung,  —  das  Bedürfniss  einer  richtigen 
Auffassung  der  thatsächlichen  Zustände  nahe.  Ohne  Erfolg  ist  ferner  das  bei 
den  meisten  Völkern  bemerkliche  Bestehen  von  Ständen,  welche  offenbar 
nicht  blos  eine  Staatseinrichtung  sind,  sondern  noch  ausserhalb  des  Staates  in  den 
manchfachsten  rechtlichen,  sittlichen  und  wirthschaftlichcn  Beziehungen  stehen. 
Nicht  zum  Nachdenken  bringt  die  seit  Jahrhimderten  allmählig  entstandene 
Menge  von  Utopiccn  aller  Art,  welche  doch  oben  die  Eigenthüralichkeit 
haben,  dass  sie  grosse  Aendeningen  menschlicher  Gesammtzustände  empfehlen, 
für  die  gar  kein  Raum  im  Kreise  des  Staatslebcns  ist.  Vergebens  endlich 
will  sich  die  National-Oekonomie  in  kein  logisches  System  der  Staatswis- 
senschaften bringen  lassen;  während  sie  doch  in  ihrer  hohen  Wichtigkeit  be- 
steht, und  nothwendig  auch  irgendwie  ihre  richtige  Stelle  haben  muss.  Der 
Blick  bleibt  umwölkt,  das  Urtheil  stumpf. 

Der  sächliche  Beweis  dieser  Anklage  ergiebt  sich  bei  jedem  Blicke  in 
die  Literatur. 

Von  selbstständigen  Schriften  über  Gesellschaft  ist  in  den  älteren 
Schulen  des  philosophischen  Rechtes  bis  herunter  zu  der  Kant'schen  gar  nicht 
die  Rede.  In  dieser  ganzen  Literatur  giebt  es  nicht  ein  einziges  Werk,  wel- 
ches die  ausser  dem  Zwecke  und  dem  Organismus  des  Staates  stehenden  Le- 
benskreise in  ihrem  Wesen  zu  erfassen,  sie  als  ein  Ganzes  zu  denken  versucht 
hätte.  Allerdings  finden  sich  zuweilen  (und  namentlich  unter  den  Anhängern 
Kant's  noch  bis  in  ziemlich  neue  Zeit)  einzelne  Schriften,  welche  den  Namen 
„Gesellschaft"  an  der  Stime  tragen;  allein  sie  verstehen  ganz  Anderes  darun- 
ter. Zuweilen  wird  damit  die  Thatsache  und  die  Nothwendigkeit  des  geselli- 
gen Lebens  der  Menschen  überhaupt  bezeichnet,  d.  h.  also  ihr  räumliches  Zu- 
sammensein, die  Verschiedenheit  ihrer  Anlagen  und  Bedürfnisse,  und  die  daraus 
entstehenden  Beziehungen  aller  Art  ').  Diess  ist  aber  ein  viel  weiteres,  ganz 
unbestimmtes  Verhältniss,  welches  erst  in  seine  Theilo  und  Verhältnisse  zer- 
legt werden  muss,  wenn  darüber  etwas  Nutzbares  soll  ausgesagt  werden  kön- 


1)  Man  sehe  z.  B.  Brown,  Considc'rations  rar  Ics  rapporU,  qui  lient  Hiomme  cn 
»ociiii.TniA.  par  Donnant  Par.,  an.  VIII. —  Reinhard,  Ph.  Ch.,  Versuch  einer 
Theorie  des  gescIlschalUicben  Menachen.  Lpz.,  1797.  —  F.  Bnchholz,  Hcrmei 
oder  über  die  Natur  der  Geselltchaft    Tob. ,  1810. 
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nen.  Es  begreift  z.  B.  den  einzelnen  Staat,  die  internationalen  Zustände,  die 
Lebenssphäre  des  Individuums;  endlich  freilich  auch  noch  die  Gesellschaft. 
In  anderen  Fällen  wird  das  Wort  Gesellschaft  einfach  für  gleichbedeu- 
tend mit  Staat  genommen,  namentlich  wo  es  sich  von  einer  Besprechung  der 
Zwecke  des  Staates  und  der  Bestandtheile  der  Staatsgewalt  handelt  *).  Hier 
findet  denn  eine  offenbare  Verwechslung  von  Worten,  wo  nicht  von  Begriffen 
statt.  —  Den  Beweis  aber;  dass  es  nicht  etwa  nur  an  der  Schärfe  des  Aus- 
druckes fehlt,  dagegen  der  Gegenstand  wohl  bekannt,  der  Begriff  gefasst  wird, 
liefert  Schlözer's  Allgemeines  Staatsrecht.  Dieser  geistreiche  Schriftsteller 
hat  in  der  kleinen  Schrift  '*)  mit  einer  Art  Sehergabc  den  Begriff  der  Ge- 
sellschaftswissenschaft so  ziemlich  aufgefasst  und  in  einigen  Hauptlinien  unter 
dem  Namen  „Metapolitik"  gezeichnet.  Allein  es  war  diess  ein  vorübergehendes 
Meteor,  ohne  alle  weitere  Folgen,  unverstanden  von  Allen.  Ja  man  darf  be- 
haupten, unverstanden  von  Schlözer  selbst,  der  nirgendwo  anders  diesen  flüch- 
tigen Gedanken  weiter  verfolgt,  oder  auch  nur  die  Tragweite  und  Bedeutung 
desselben  geahntet  zu  haben  scheint.  Es  war  eben  noch  kein  Sinn  und  Ver- 
ständniss  für  das  ganze  Verhältniss  vorhanden. 

So  ist  denn  kein  Wunder,  dass  die  Gesellschaft  auch  nicht  einmal  gele- 
genheitlich und  als  Nebenpunkt  in  den  zunächst  staatswissenschaftlichen 
Werken  der  älteren  Schule  behandelt  wird.  Auch  hier  ist  durchweg  entweder 
völlige  Vernachlässigung  oder  höchstens  vorübergehende  und  verkehrte  Er- 
wähnung. —  Offenbar  sind  es  aber  zwei  Gattungen  von  Schriften,  in  welchen  das 
Verhältniss  des  Staates  zur  Gesellschaft  richtig  und  gründlich  hätte  behandelt 
werden  sollen,  nämlich  die  Systeme  oder  auch  Monographieen  des  philosophi- 
schen Staatsrechtes,  sodann  die  encyklopädischen ,  die  gesammtc  Staatswissen- 
schaft umfassenden  Werke.  Allein  auch  diese  beide  lassen  im  Stiche,  und 
zwar  in  allen  Schulen  und  bei  allen  Völkern. 


1)  So  u.  A.  Dauray  de  Brie,  Theorie  des  lois  sociales.  Par.,  an.  XII. — Viel.  Gaste  1, 
H.  de,  De  la  sociele  et  du  gouvernement.  I.  II.  Par.,  1834.—  von  Lavergne  Pe- 
guilhen,  Grnndzüge  der  Gesellschafswissenschafl,  I.  II.  Königsb.,  1839  —  41. — 
Rosmini  di  Serbati,  La  societä  e  il  suo  line.  Milano,  1839. —  Lauter  Werke, 
welche  sich  lediglich  im  Kreise  des  Staates  bewegen.  Merkwürdig  sind  aber 
besonders:  Ch.  Wolffen's  Vcrnünflige  Gedanken  von  dem  gesellschaftlichen  Le- 
ben der  Menschen.  Halle,  1721.  Hier  fasst  der  berühmte  Philosoph  die  Sache 
zunächst  ganz  richtig  an,  indem  er  die  kleinsten,  zur  Ergänzung  des  Individuums 
dienenden  Kreise  bespricht,  als  die  Ehe,  die  Familie  u.  s.  w. ;  allein  anstatt  nun 
zu  den  eigentlich  gesellschaftlichen  Vereinen  überzugehen,  springt  er  mit  cinem- 
malc,  unter  Anwendung  der  Hobbes'schen  Furchltheorie,  in  den  Staat  und  dessen 
verschiedene  Formen  und  Rechtsbeziehungen  über.  Trotz  des  richtigen  aber  un- 
deutlichen Gefühles,  dass  gewisse  von  dem  Leben  des  Einzelnen  und  dem  der 
Gesammtheit  verschiedene  naturwüchsige  Verbindungen  bestehen,  verfehlt  er  also 
gerade  diese. 

2)  Ueber  dieses  mehrfach  interessante  Schriftchen  s.  Weiteres  unten,  Abh.  li. 
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Wie  es  mit  den  EncyklopUdicen  beschaffen  ist,  wird  in  der  folgenden 
Abhandlung  besprochen  werden.  Hier  nur  so  viel.  So  sehr  manche  Ver- 
fasser solcher  Scliriften  das  Bedürfniss  haben,  alle  Vorkenntnisse  und  Htilfs- 
w'issenschaften  zur  Eenntniss  zu  bringen,  so  besprechen  sie  doch  nicht  die  Ge- 
sellschaft ^),  Selbst  C.  S.  Zachariä,  dessen  eigcnthümlichera  und  scharf- 
sinnigem Geiste  die  Brechjing  einer  neuen  Bahn  so  leicht  gewesen  wäre,  streift 
da,  wo  er  -von  den  unmittelbaren  Grundlagen  der  Staates  spricht  (Vierzig  Bü- 
cher vom  Staate,  2te  Aufl.,  Bd.  III,  S.  29  fg.)  zwar  gelegentlich  nahe  an  der 
"SValirheit  her;  allein  alsbald  wirft  er  sich  wieder  in  falsche  "Wege,  indem  er 
nach  einigen  ziellosen  Bemerkungen  über  Familie  und  Gemeinde  alsbald  die 
politischen  Partheien  ins  Auge  fasst.  Und  ebenso  zählt  zwar  Schmitthen- 
ner  (Zwölf  Bücher,  Bd.  I,  S.  201  fg.)  die  manchfachen  Gliederungen  auf,  in 
welche  seiner  Ansicht  nach  ein  Volk  zerfällt,  spricht  dabei  von  Gesellschaft, 
und  führt  das  eine  und  das  andere  Merkmal  eines  gesellschaftlichen  Kreises 
richtig  auf;  allein  das  ganze  Verhält niss  ist  ihm  verschwommen  imd  unklar 
und  es  bleibt  der  Gedanke  unverstanden  und  imbenützt. 

Eben  so  tritt  im  philosophischen  Staatsrechte  von  allen  Seiten  der  Man- 
gel entgegen.  —  Bei  den  englischen  Begründern  der  Rechtsstaats -Lehre  ist 
überall  nur  von  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Persönlichkeit  oder  des  ge- 
sammten  Volkes  zum  Staate  die  Rede ;  nur  auf  deren  Willen  und  Uebertragung 
wird  der  Staat  gegründet.  So  gross  auch  bei  der  kirchlichen  Beimischung  der 
dortigen  Wirren  die  Veranlassung  gewesen  wäre,  auf  die  ausserstaatlichfe  Ge- 
staltung des  Lebens  Rücksicht  zu  nehmen,  so  wenig  ist  doch  von  Gesellschaft 
die  Rede,  sei  es  bei  H  o  b  b  e  s,  bei  L  o  c  k  e  oder  bei  S  i  d  n  e  y.  Und  völlig  auf  dieser 
Grundlage,  wenn  schon  mit  manchfachen  Modificationen,  sind  die  übrigen  Staats- 
rechtsschriftsteller dieses  Volkes  stehen  geblieben;  Blackstone  und  De 
Lolme  so  gut  als  Bentham  und  Godwin.  —  Ebenso  die  Franzosen.  Man 
beginne  mit  Montesquieu.  Sicherlich  war  er,  wenn  irgend  Jemand  aufge- 
fordert, jene  naturwüchsigen  Organismen  der  menschlichen  Gemeinschaft  zu 
erforschen,  welche  jeden  Falles,  was  auch  immer  ihre  näheren  Beziehungen 
zum  Staate  sein  mögen ,  für  den  Geist  der  Gesetze  von  höchster  Bedeutung 
sind.  Allein  er  denkt  gar  nicht  an  diese  Auffassung.  Auf  die  Formen  des 
Staates  stellt  er  seine  ganze  Wissenschaft,  und  selbst  bei  der  Untersuchung 
des  Principes  der  verschiedenen  Staatsformen,  die  ihn  fast  nothwendig  auf  die 
Gesellschaft  und  auf  ihre  sachlichen  und  geistigen  Folgen  führen  musste,  geht 
er  an  dieser  ganzen  Welt  von  Thatsachen  und  Ideen  vorüber  und  stellt  sich 
mit  einigen  falsch  zugespitzten  Sätzen  zufrieden.  So  Vieles  aber  seine  Erläu- 
teret und  Widersacher  ziuusetzen,  zu  tadeln,  zu  ändern  haben:  dieser  Grund- 


1)  Der  aasfQbrlichc  Artikel  der  S(aa(«lcxicons  (von  Ro(lcck)  iQber  „GcsclUchan  und 
Gcscllschaflsrcchl"  ist  eine  wunderliche  und  haltlose  Verroischnng  von  Staats-  and 
privatrecbtlicben  Sätzen. 
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fehler  fällt  weder  Tracy,  noch  Ancillon,  noch  Comte  auf.  Ebenso  we- 
nig hat  J.  J.  Rousseau  die  Wahrheit  gesehen;  er,  welcher  den  „Gesell- 
schafts" -  Vertrag  zum  Gegenstande  eines  weltberühmten,  weltumwälzenden 
"Werkes  machte.  Gerade  aus  diesem  sogenannten  Gesellschafts -Vertrage  er- 
hellt, dass  sein  Verfasser  dem  Gedanken  der  Gesellschaft  ganz  fremd  geblie- 
ben ist.  Schon  längst  ist  bemerkt  worden,  dass  das  Buch  hätte  als  die  Lehre 
vom  Staats  vertrage  bezeichnet  werden  müssen.  Rousseau  ist  es  vor  Al- 
len, welcher  den  Staat  unmittelbar  aus  dem  Willen  der  Einzelnen  hers-orgehen 
lässt,  dessen  Berechtigung  lediglich  in  den  Verabredungen  der  Einzelnen  er- 
kennt, und  ilim  Pflichten  nur  gegenüber  ven~  diesen  anweist.  Keine  wesentlich 
verschiedene  Auffassung  haben  die  übrigen  der  Revolution  vorangehenden 
oder  ihre  Sätze  ausbildenden  französischen  Staatsrechtslehrer.  Nur  den  Staat 
sehen  Sieyes  und  Lanjuinais  undB.  Constant. — Nicht  besser  hat  unsere 
ältere  deutsche  Rechtsphilosopliie  das  Wahre  zu  finden  gewusst,  obgleich  we- 
nige Uebereinstimmnng  unter  den  verschiedenen  Schulen  derselben  herrscht. 
Es  ist  unnöthig,  erst  zu  erwähnen,  dass  Pufendorf  nichts  von  Gesellschaft 
weiss.  Aber  auch  Kant  und  seine  so  zahlreichen  und  viel  verzweigten  Nach- 
folger im  Naturrechte  erkennen  bei  ihrer  Lehre  von  dem  Rechtszwecko  des 
Staates  und  bei  der  Vertragstheorie  von  der  Staatsgründung  nirgend  die  ge- 
sellschaftlichen Organismen.  Auch  hier  werden  nur  die  Einzelnen  und  der 
Staat  gedacht  und  behandelt.  Diessgeht  völlig  gleichmässig  durch  diese  ganze 
Literatur,  wie  die  Schriften  von  Gros,  Krug,  Hufeland,  Tieftrunk,  Rot- 
teck, Welcker,  mit  Einem  Worte  die  sämmtlichen  wissenschaftlichen  Er- 
zeugnisse der  altliberalen  Rechtsgelehrten  zeigen.  —  Endlich  ist  noch  bei  den 
italienischen  Schriftstellern  über  philosophisches  Staatsrecht  sehr  viel  von  Ge- 
sellschaft die  Rede ;  allein  entweder  ist  diess  lediglich  ein  anderer  Ausdruck 
für  den  Staat  selbst,  wie  z.  B.  bei  Baroli,  Rosmini  u.  A.,  oder  aber  sie 
unterscheiden  allerdings,  wie  Romagnosi,  die  Gesellschaft  vom  Staate,  ver- 
stehen dann  aber  unter  ersterer  die  Gesammtheit  des  imorganisirlcn  Volksle- 
bens im  Gegensatze  gegen  die  zu  dessen  Leitung  nöthigen  Einrichtungen,  also 
den  Inhalt  oder  Stoff  im  Gegensatze  gegen  die  Form  des  Staates.  Ihnen  ist 
die  Gesellschaft  so  wenig  ein  von  der  Sphäre  der  Staatsthätigkeit  verschie- 
denes Feld,  dass  sie  vielmehr  gerade  der  Gegenstand  jener  ist. 

Von  der  älteren  Schule  ist  also  in  Beziehung  auf  die  Gesellschaft  und 
ihre  Wissenschaft  lediglich  nicht  <zu  lernen. 

Ganz  anders  stellt  sich  freilich  die  Sache ,  wenn  man  sich  nun  wen- 
det zu  den  zahlreichen  Neueren,  welche ,  —  wie  so  verschieden  sie  auch 
sein  mögen,  — 'wenigstens  das  Gemeinschaftliche  haben,  dass  sie  die  Gesellschaft 
als  etwas  vom  Staate  verschiedenes  deutlich  erkennen,  und  Wesen,  Gesetze  und 
Folgerungen  dieses  Zustande»  zu  erforschen  suchen.  Hier  besteht  also  der 
Gedanke,  hier  sind  Bemühungen  der  Ergründung  und  Ordnung,  hier  ist  we- 
nigstens die  Möglichkeit  einer  Belehrung.  Und  wird  diese  nicht  zu  Theile,  so 
ist  jeden  Falles    nicht  das   völlige  Vorübergehen   an    der   Wahrheit    Schuld 
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daran,   sondern  es   kann   nur  an  einer  falschen  Auffassung    und  Behandlung 
liegen. 

Leider  ist  denn  nun  aber  wirklich  diese  falsche  Auffassung  da.  Mau 
mag  es  gerne  mit  der  Neuheit  und  der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  entschuldi- 
gen :  allein  es  ist  unmöglich  ,  sich  nach  ernster  Prüfung  gegen  die  Ueberzeu- 
gung  zu  verschliessen,  dass  auch  die  bisherigen  ausdrücklichen  Beschäftigungen 
mit  der  Gesellschaft  noch  nicht  zur  richtigen  Erkenntniss  des  Gegenstandes 
an  sich,  noch  wcm'ger  zu  einer  anzuerkennenden  und  ausgebildeten  Lehre  von 
den  Einzelnheiten  geführt  haben.  An  Begabung  und  Willen  hat  es  sicherlich 
bei  diesen  Versuchen  nicht  gefehlt;  allein  es  hat  diesen  bis  jetzt  kein  guter 
Stern  geleuchtet.  Die  Minena  ist  diessmal  wenigstens  nicht  auf  Einen  Schlag 
vollständig  gerüstet  aus  eines  Jupiters  Haupt  gesprungen. 

Es  lassen  sich  drei  wesentlich  verschiedene  Gattungen  der  neueren 
Sehriften  über  die  Gesellschaft  unterscheiden.  —  Die  Einen,  und  es  ist  diess 
bei  weitem  die  grösste  Zahl,  beabsichtigen  eine  practische  Umgestaltung  der 
bei  den  christlich  -  gesittigten  Völkern  bestehenden  GeseDschaft.  Sie  sind  ilirem 
Wesen  und  Willen  nach  keine  Social  -  Pliilosophen ,  sondern  socialistische  Par- 
theigänger. Hauptaufgabe  ist  ihnen  die  Entwerfung  und  Forderung  von  Pla- 
nen für  neue  Organisationen  des  wirklichen  Lebens;  mit  theoretischer"  Be- 
grflndung  beschäftigen  sie  sich  nur,  um  auch  die  Gebildeten  zu  gewinnen,  und  zur 
Erlangung  eines  Anscheines  von  innerer  Nothwendigkeit.  —  Eine  zweite  Klasse 
von  Schriften  besteht  aus  geschichtlichen  und  kritischen  Betrachtungen  dieser 
socialistischen  Werke  und  Plane.  Selbstständige  Ansichten  über  die  Gesell- 
schaft imd  deren  Wissenschaft  sind  ihnen  etwa  nur  in  so  ferne  Bcdürfniss,  als 
solche  den  ersten  Faden  für  die  Darstellung  der  Eiuzellieiten  und  eine  Grund- 
lage für  die  Kritik  gewähren.  —  Endlich  aber  besteht ,  drittens ,  eine  Anzahl 
von  pliilosophischen  Köpfen ,  welche  im  Verfolge  ihrer  Forschungen  über  die 
menschlichen  und  namentlich  staatlichen  Zustände  zu  der  Ueberzeugung  gelangt 
sind ,  dass  eine  vom  Staate  verschiedene  Organisation  der  Menschen ,  eine 
eigene  Gesellschaft,  besteht,  und  welche  nun  versuchen,  den  wissenschaftlichen 
Gedanken  folgerichtig  mit  ihrem  sonstigen  Systeme  und  wahr  an  sich  festzu- 
stellen.   Letztere  liefern  die  eigentlich  wissenschafthchen  Arbeiten. 

In  eine  ausführliche  Aufzählung  und  Würdigung  der  gesammten  socia- 
listischen und  commuuistischen  Literatur  hier  einzugehen,  ist  un- 
möglich. Es  ist  aber  glücklicher  Weise  auch  unnüthig  für  den  gegenwär- 
tigen Zweck.  Hier  handelt  es  sich  nicht  davon,  die  mehr  oder  minder  ver- 
werflichen Plane  zu  kennen,  mit  welcher  die  Partheien  die  bestehende  Welt  um- 
wühlen  wollen ,  sondern  nur  davon ,  was  sie  beigetragen  halten  zur  Auffindung 
des  Gedankens  der  Gesellschaft.  Diess  nun  ist  als  Anstoss  viel,  als  Ergebiüss 
wenig  und  falsch.  —  Bekanntlich  zerfallen  die  Socialisten  in  drei  grosse  Ab- 
thcilungen,  deren  Bestandtheile  allerdings  in  Einzelnlieitcn  auseinander  gehen, 
welche  aber  doch  im  Wesentlichen  Je  Einen  bestimmten  Grundgedanken   ha- 
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ben.  Die  Saint-Simonisten  wollen  jedem  Menschen  die  Stellung  anwei- 
sen, wolche  ihm  durch  seine  natürlichen  Anlagen  gebühre;  ausserdem  Jedem 
aus  einem  gemeinschaftlichen  Vermögen  die  Arbeitsmittel  liefern ,  welche  er 
nach  seiner  Stellung  und  seiner  Thätigkeit  in  derselben  bedürfe  und  verdiene. 
Die  Schüler  Fourier's  versprechen  ein  äusserlich  und  innerlich  glückseliges 
Leben  durch  Gemeinschaftlichkeit  desselben,  zweckmässige  Veilheilung  und  Ab- 
wechslung der  Arbeit  und  hohe  Verzinsung  des  von  Jedem  zur  Gesammtwirth- 
schaft  eingeschossenen  Kapitales.  Die  Communisten  endUch  beabsichtigen 
völlige  Gleichheit  der  Leistungen,  der  Genüsse  und  der  Stellung  zn  bewerk- 
stelligen durch  Aufhebung  alles  Einzelneigenthumes  und  völliges  Aufgehen  der 
Persönlichkeit  in  der  Gesammtheit  *).  Dass  hierbei  die  Einen  (die  Gleichheits- 
Communisten)  ihren  Zweck  durch  gleichen  Zwang  Aller  zur  Arbeit ,  die  Ande- 
ren (die  Freiheits  -  Communisten)  durch  vollständige  Entfesslung  von  allen 
Banden  und  Hindernissen,  Dritte,  (K.  Owen)  durch  gegenseitige  Liebe  und  Un- 
terstützung erreichen  wollen ,  ist  in  der  Hauptsache  gleichgültig.  —  Alle  diese 
Plane  gehen  ,  wie  man  sieht ,  gemeinschaftlich  hervor  aus  dem  Missvergnügen 
mit  dem  vielfachen  Elende  des  menschlichen  Lebens.  Alle  haben  femer  die 
gemeinsame    (freilich  verschieden  von  jeder  Partei  aufgefasste)  Ueberzeugung, 


1)  Es  ist  zu  einer  richtigen  Würdigung  der  socialistischen  Literatur  durchaus  über- 
flüssig, die  unübersehbare  Menge  von  Schriften  aller  Art  zu  kennen,  welche  diese, 
zum  grossen  Theilc  von  Literaten  geführten,  Partheien  aus  ihren  Kratern  ausge- 
worfen haben.  Das  Meiste  ist  Nachahmung  und  Schund.  Bekanntschaft  mit  eini- 
gen der  Hauptschriften  reicht  völlig  aus  zur  Einsicht  der  Hauptgedanken;  das 
Weitere  hat  mehr  ein  hiteresse  für  den  Pathologen,  als  für  den  Staatsmann.  So 
genügt  es  denn  fplgende  zu  nennen:  —  1)  Saint-Simonismus.  Exposition 
de  la  doclrine  de  St.  Simon.  1.  IL  Paris,  1830;  Carnot,  Resume  du  pre- 
mier  volume  de  lExposiüon.  Par.,  1830.  —  2)Fourierismus.  Fourier, 
Ch.,  Oeuvres  completes.  I  — VI.  Par.,  1840  —  46;  Consid^rant,  V.,  Desünee 
sociale.  I.  IL  Par.,  1837;  Lee  hevalier  J.,  Etudes  sur  la  science  sociale.  Theorie 
de  Ch.  Fourier.  Par.,  1834;  Mn'e  Gatti  de  Gamond,  Fourier  et  son  Systeme. 
Ed.  2.  Brux  ,  1841;  J.  A.  Key,  Theoria  et  praüque  de  la  science  sociale,  I  —  III. 
Par.  et  Leipz. ,  1842.  —  3)  Communismus.  H.  Cabet,  Voyage  en  Icarie. 
Ed.  2.  Par.,  1842;  Blanc,  L. ,  L'orgaiüsation  du  travail.  Ed.  5.  Par.,  1840; 
Grün,  K.,  Die  sociale  Bewegung  in  Frankreich  und  Belgien.  Darmst.,  1&45;  De- 
zamy,  Der  Sieg  des  Sociahsmus  über  den  Jesuiüsmus,  übers,  von  WeUer.  Lpz., 
1845;  Proudhon,  Qu'est-ce  que  la  propriele?  Par.,  1840;  Ders. ,  Systeme 
des  contradictions  economiques,  ou  philosophie  de  la  misere.  L  U.  Par.,  1846; 
C.  Ch.  Plank,  Katechismus  des  Rechts.  Tüb.  1852.  —  Ausführlichere,  mit  kri- 
tischen Bemerkungen  begleitete  Verzeichnisse  der  sociahslischen  Literatur  sind  zu 
finden  bei  Fourncl  H.,  Bibhotheque  St.  Simonienne.  Par.,  1833;  Stein,  Socia- 
lismus  und  Communismus,  2te  Aufl.,  S.  574  fT.;  Reybaud,  Etudes  s.  1.  refor- 
mateurs,  Anhang  zu  Bd.  L  (ed.  5,  S.  409  ff.);  Biedermann,  Vorlesungen  über 
Socialismus,  S.  124  ff.  Die  Bewegung  des  Sociahsmus  und  Humanismus.  Reper- 
torium  der  socialen  Literatur.    Bautzen,  1848. 
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dass  jeder  Mensch  einen  gleichen  Anspruch  auf  Lebensgenuss  habe.  Endlich 
sind  alle  ebenniässig  der  Ansicht,  dass  mit  bioser  Verbesserung  der  Formen 
imd  Einrichtungen  des  Staates  nicht  geholfen  sei,  vielmehr  die  Verhältnisse 
der  zusammenlebenden  Menschen  tiefer  erfasst  und  in  ihrem  letzten  Grunde 
geändert  werden  müssen ,  wenn  es  besser  werden  solle.  Mit  Einem  Worte : 
alle  drei  beabsichtigen,  jeder  freilich  in  seiner  Weise,  die  Verbesserung  der  G  e- 
s  eil  Schaft.  —  In  dieser  Hervorhebung  der  ausserstaatlichcn  menschlichen 
Gemeinschaft  liegt  nun ,  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus,  das  Verdienst, 
Allein  es  beschränkt  sich  dasselbe  auch  hierauf.  Sieht  man  nämlich  auch  ganz 
ab  von  der  mehr  als  zweifelhaften  Voraussetzung  der  natürlichen  menschlichen 
Gleichheit  und  von  den  Folgesätzen  hieraus ;  übergeht  man  femer  auch  völlig 
die  zum  Theile  thöricht  -  unmögüchen ,  zum  Theile  imsittlichen ,  zum  Theile  die 
menschliche  Persönbchkeit  ganz  zerstörenden  Mittel,  durch  welche  die  Beglück- 
ungsplane durchgesetzt  werden  sollen :  so  ist  schon  die  Grundansicht  der  So- 
cialisten  von  der  Gesellschaft  eine  falsche.  Alle  drei  Secten  sehen  in  der  Ge- 
sellschaft nur  das  wirthschaftliche  Leben  der  Völker,  und  seiner  Verbes- 
serung bringen  sie  alles  Sonstige  zum  Opfer.  Wenn  sie  dabei  auch  etwa  noch 
andere  Seiten  der  menschlichen  Verhältnisse  berühren,  so  geschieht  es  doch 
nur,  weil  diese,  sei  es  als  Ursache,  sei  es  als  Folge,  mit  der  Güterwelt  und 
dem  Genüsse  zusammenhängen.  Diess  ist  nun  aber  nicht  nur  einseitig,  sondeni 
es  verfälscht  den  ganzen  Gesichtspunkt.  (Es  wird  diess  weiter  unten  näher 
gezeigt  werden.)  Wer  daher  auf  dem  Standpunkte  der  Socialisten  stehen 
bleibt  hinsichtlich  des  Begriffes  der  Gesellschaft,  wird  es  wissenschaftlich  auf 
diesem  Felde  nimmermehr  zu  etwas  Tüchtigem  bringen.  Nochmals,  man  ist 
ihnen  nur  den  Anstoss  zum  Nachdenken  schuldig. 

Die  Wahrheit  dieser  Behauptung  erprobt  sich  alsbald  im  Guten  und 
Schlimmen  bei  der  zweiten  Gattung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Schrif- 
ten, nämlich  bei  den  Geschichtschreibern  und  Kritikern  der  socia- 
listischen  Schriften  und  Pläne.  Dieselben  sind  allerdings  durch  ihren  Gegen- 
stand auch  zu  weiterem  und  selbstständigem  Nachdenken  über  die  Frage  der 
Gesellschaft  veranlasst  worden.  Nur  bei  einer  eigenen  Ansicht  hatten  sie  ja 
eineji  Standpunkt  zur  Auffassung  und  Ordnung  der  Tbatsachen  und  einer  Be- 
gründung ihres  Urtheilcs.  Dass  hieraus  Gewinn  entstanden  ist,  soll  nicht  ge- 
l&Qgnet  werden;  waren  es  doch  besonnene  und  unterrichtete  Männer,  welche 
diese  Forschungen  anstellten.  Aber  es  haben  sich  auch  diese  Kritiker  und 
Literarhistoriker  sämmUich  dazu  verleiten  lassen,  die  Gesellschaft  ^lur  als  den 
wirthschafilichen  Organismus  des  Zusammenlebens  aufzufassen.  Sie  bekämpfen, 
zum  Theile  mit  grossem  Scharfsinne  und  Glück,  die  unhaltbaren  ökonomischen 
Sätze  und  J*läne  der  Socialisten ;  sie  gehen  auch  wohl  auf  die  sittliche  und 
philosophische  Grundanschauung  ein,  aus  welcher  diese  Forderungen  stammen, 
so  wie  auf  die  staatlichen  Folgen  ihrer  Durchführung:  aber  keiner  derselben 
erhebt  sich  zu  einer  freien  vollen  Auffassung  der  Frage ,  trotz  dem,  dass  erst 
auch  dann  die  Kritik  recht  siegreich  und  fruchtbar,  die  Uebersicht  beherrschend 
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gewesen  wäre.  Diess  ist  natürlich  zunächst  bei  Denen  der  Fall,  deren  Ab- 
sicht gar  nicht  über  eine  leicht  verständliche  Berichterstattung  von  Thatsachen 
und  Meinungen  und  eine  kurze  Kritik  derselben  vom  Standpunkte  der  be- 
stehenden Ansichten  und  Einrichtungen  liinausgeht,  wie  diess  unter  den  Fran- 
zosen Eeybaud  und  Sudre  ^),  die  Engländerin  Henne  11  '),  von  Deut- 
schen aber  Biedermann  ^)  gethan  haben.  Aber  selbst  Stein  *),  der 
Hauptschriftsteller  dieser  Gattung,  geht  in  seiner  Auffassung  der  Gesellschaft 
nicht  über  den  wirthschaftlichen  Organismus  dT!s  Yolkes  liinaus.  Es  ist  diess 
in  der  That  zu  beklagen.  Niemand  hat  grösseres  Verdienst  um  das  Verständ- 
niss  der  socialistischen  Gedanken  und  Bestrebungen  unserer  Zeit,  als  Stein. 
Ihm  wohnt  das  wissenschaftliche  Bedürfniss  eines  philosophischen  Eindiingens 
und  eines  selbstständigen  Begreifens  der  Frage  in  hohem  Grade  bei;  und  es 
kann  ihm  eine  geistreiche  und  folgerichtige  Durchführung  seiner  Ansicht  sicher- 
lich nicht  abgesprochen  werden.  Aber  geheftet  an  den  engen  Ausgangspunkt 
der  von  ihm  geschilderten  und  zum  Tlicile  widerlegten  socialistischen  Sekten 
schliesst  er  mit  allen  diesen  Gaben  und  Leistungen  doch  nicht  die  volle  Wahr- 
heit auf  ^). 

Die  nächste  Verpflichtung  zu  einer  befriedigenden  Lösung  der  Aufgabe 
hätten  allerdings  diejenigen  Schriftsteller  gehabt,  welche  sich  die  wissenschaft- 
liche Ergründung  des  gesammten  Wesens  der  Gesellschaft  und  die  Ausbildung 
der  Wissenschaft  von  derselben  zum  ausdrücklichen,  wo  nicht  zum  alleinigen 
Ziele  setzten.  Sie  wenigstens  brauchten  sich  nicht  durch  Vorgänger  beirren 
und  beengen  zu  lassen ,  und  sie  sollte  die  umfassende  Betrachtung  der  ver- 
schiedenen Seiten  und  Zustände  des  menschlichen  Zusammenlebens  auf  die 
rechte  Spur  bringen.  Allein  auch  keinem  von  ihnen  gelang  die  Erreichung 
des  Zieles  vollständig,    so  bedeutenden  Namen  wir  unter   denselben  begegnen. 


1)  Reybaud,  L.,  Eludes  sur  les  Reformateurs  ou  Socialisles  modernes.  I.  II.  Ed.  2. 
Par.,  1849.  12.  —  Sudre,  A.,  Hisloire  du  Comraunisme ,  ou  refutalion  hislorl- 
que  des  ulopies  socialistes.     Ed.  4.     Par.,  1850. 

2)  (Hennell,  Maria.)  An  outline  of  the  various  social  syslems  and  communilies, 
which  have  bcen  founded  on  the  priaciple  of  co-operation.    Lond.,  1844. 

3)  Biedermann,  C,  Vorlesungen  über  den  Socialismus  und  sociale  Fragen. 
Leipzig,  1843. 

4)  Stein,  L. ,  der  Socialismus  und  Kommunismus  des  heutigen  Frankreichs.  I.  U. 
2te  Ausg.  Lpz.,  1848.  —  Ders. ,  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in  Frankreich. 
I— III.  Lpzg.,  1850. 

5)  Unter  den  kritischen  Beurtheilern  der  socialistischen  Lehren  nimmt  einen  hohen 
Standpunkt  ein:  Hildebrand,  Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zu- 
kunft. Bd.  L  Frankf.,  1848.  Es  kommt  jedoch  diese  vortreffli«he  Arbeit  hier  nicht 
in  Betraclat,  da  der  Verfasser  auf  die  ganze  Frage  von  der  Gesellschaft  gar  nicht 
eingeht,  sondern  die  Lehren  der  Socialisten  ledighch  hinsichthch  ihrer  -wirthschaft- 
lichen Wahrheit  prüft. 

V.  Mohl,  Staatswissenschaft  I.  Q 
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Es  ist  diess  um  so  mehr  zu  verwundern  und  zum  Vorwurfe  zu  machen,  als 
in  der  That  schon  vor  vielen  Jahren  ein  genialer  Mann  den  richtigen  Weg 
zeigte.  Schon  oben  ist  vorläufig  der  Metapolitik  von  Schi öz er  erwähnt 
worden  *).  Der  Name  war  verfehlt,  die  Darstellung  wunderlich;  allein  die 
wenigen  Gedanken,  welche  hingeworfen  werden  über  die  innere  Nothwendig- 
keit  bleibender  Gestaltungen  der  Menschen  um  den  Mittelpunkt  gemeinschaft- 
hcher  Interessen  und  Bedürfnisse  ihrer  Natur,  sind  von  überraschender  Rich- 
tigkeit. Sclüözer  war  bei  diesem  Geistesblitze  sechzig  Jahre  seiner  Zeit 
und  sich  selbst  voran.  Niemand  hat  ihn  verstanden;  er  selbst  hat  nichts  aus- 
geführt. —  Gehen  wir  ins  Einzelne. 

Es  ist  in  der  That  schwer  zu  sagen,  ob  man  das,  was  Hegel  zur  Aus- 
bildung der  Lehre  von  der  Gesellschaft  gcthan  hat,  mehr  ein  Verdienst  oder 
mehr  emen  Schaden  nennen  soll.  Auf  der  einen  Seite  ist  unläugbar,  dass  un- 
ter der  langen  Kant'schen  Alleinherrschaft  vollkommene  Stille  und  gänzliches 
Misskennen  war;  und  dass  erst,  als  Hegel  das  Wesen  und  die  Genesis  des 
menschlichen  Zusammenlebens  geistreicher  und  weiter  auffasste,  Wort  und  Be- 
griff der  Gesellschaft  in  die  politischen  Wissenschaften  als  etwas  bestimmt 
Gedachtes  und  vom  Staate  Verschiedenes  eingeführt  wurde  ').  Damit  aber 
war  ein  grosser  Anstoss  gegeben;  auch  ist  von  da  an  der  Gedanke  nicht  wie- 
der untergegangen.  Auf  der  andern  Seite  ist  eben  so  unbezweifelt ,  dass 
Hegel  selbst  das  Wesen  keineswegs  erfasst  hat.  Er  setzt  nämlich  zwischen 
das  Individuum  (bei  ihm  als  Familie  gefasst)  und  den  Staat  die  Gesellschaft, 
d.  h.  die  Vielheit  neben  einander  lebender  und  gegenseitig  ihren  Zwecken 
dienender  Familien^  und  für  diesen  Zustand  der  Entwicklung  sucht  er  denn 
auch  die  Gesetze  nach  den  drei  Beziehungen  der  Wiithschaft,  des  Rechtes,  und 
der  Polizei  und  Kon)oration,  Hier  scheint  denn  also  in  der  That  das  gesell- 
schaftliche Moment  zur  Geltung  zu  kommen,  und  nur  etwa  in  der  Art  der 
Behandlung  u.  s.  w.  eine  Abweichung  und  Verbesserung  erforderlich  zu  sein. 
Allein  es  scheint  auch  nur  so.  Die  Hegersche  „bürgerliche  Gesellschaft" 
ist  kein  wirkliches  Leben,  kein  ausser  dem  Staate  stehender  Organisnnis ;  son- 
dern es  ist  nur  ein  Theil  eines  logischen  Processes,  welcher  angestellt  wird, 
um  mittelst  des  in  dieser  Schule  einmal  angenommenen  Verfahrens  durch  Satz 
und  Gegensatz  zu  einer  Ausgleichung  zu  kommen.  Nicht  der  Staat  wird  hier  nö- 
thig,  weil  die  Gesellschaft  in  bestimmter  Weise  ist;  sondern  umgekehrt,  um  zu 
dem  voraus  für  gut  befundenen  Bogriffe  des  Staates,  nämlich  „Wirklichkeit 
der  sittlichen  Idee"  in  dialektischem  Wege  zu  kommen,  muss  für  die  Einzeln- 
hcit  oder  Familie  erst,  ein  Gegensalz  gefunden  werden.     Dazu   kömmt  noch, 


1)  Schlfizcr,    A.  L,    Allgemeines   Staalsrecbl  und  Staatsvcrfassungslclirc.    Gullg., 
1793.  Kl.  8. '  Pic  MclapoUlik  steht  S.  31—78. 

2)  H c g el ,  G.  W. T., GrundliDicn  der  Philosophie  des  RccbU.  Herausgegeben  von  Gans. 
2te  Aufl.    Berlin,  1840. 
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dass,  selbst  wenn  die  ganze  Methode  zugegeben  wird,  sehr  Wesentliches  gerade 
gegen  den  auf  solche  Weise  bestimmten  Gegensatz  einzuwenden  ist.  Was 
Gesellschaft  genannt  wird,  ist  nichts  weiter,  als  die  Gesammtheit  der  noch 
manchfach  rohen  und  materiell  unrichtigen  Forderungen  an  die  menschliche 
Gemeinschaft,  deren  Verklärung  und  Richtigstellung  dann  der  Staat  genannt 
wii"d.  Daher  denn  auch  in  dieser  „Gesellschaft"  auf  der  einen  Seite  dreierlei 
verschiedenartige  Dinge  bunt  durch  einander  gemischt  sind,  nämlich :  blosse  Be- 
ziehungen des  Einzelnen,  wirklich  gesellschaftliche  Organismen  und  formelle 
Staatseinrichtungen;  anderer  Seits  ganz  willkürlich  dem  Staate  Eimchtungen 
und  Zwecke  abgenommen  werden,  welche  ihm  wesentlichst  gehören.  Die  wirk- 
liche ,  objective  Natur  ist  somit  ganz  beseitigt  zu  Gunsten  eines  blos  formalen 
Verfahrens,  und  es  wird  an  der  sehr  nahe  liegenden  Wahrheit  künstlich  vor- 
beigegangen ^). 

Wie  viel  nun  aber  diese  Irrthümer  des  grossen  Meisters  geschadet  haben, 
sieht  man  am  besten,  wenn  man  die  späteren  Versuche*  das  Richtige  zu  finden, 
vor  sich  vorübergehen  lüsst.  Sie  laufen  in  so  vcrscliiedcnen  Richtungen  aus- 
einander, dass  sie  schwer  unter  Uebersichtspunkte  zu  bringen  sind;  und  doch 
gehen  sie  silmmtlich  mehr  oder  weniger  irre.  Diess  aber  wäre  wohl,  wenig- 
stens unter  den  Deutschen,  nicht  geschehen,  wenn  Hegel  einen  richtigen 
Grund  gelegt  hätte. 

Ein  Theil  der  auf  ihn  folgenden  Schriftsteller  hat  das  ganz  richtige  Ver- 
ständniss  gehabt,  in  der  Gesellschaft  mehr  als  ein  blos  dialcctisches  Element 
zu  suchen,  ist  aber  dabei  in  den  entgegengesetzten  Fehler,  nämlich  in  das  rein 
Stoffliche,  namenUich  -das  Wirthschaftliche ,  verfallen.  —  So  fasst  vor  Allem, 
wie  wenn  absichthch  verkehrt,  Eisenhart  '*)  die  Frage  auf.  Ihm  besteht 
der  Staat  aus  einer  Anzahl  von  „Urgemeinwesen" ;  diese  aber  werden  als  gleich- 
bedeutend genommen  .mit  den  Ständen ;  als  Grund  und  als  Unterscheidung  der 
letzteren  gilt  die  Arbeitstheilung ;  der  Zweck  des  Ganzen  aber  ist  Veredlung 
des  natürlichen  Menschen  zum  idealen.  Hier  ist  denn  zwar  anzuerkennen, 
dass  der  Gedanke  von  naturwüchsigen  kleineren  Lebenskreisen  festgehalten  ist : 
allein  falsch  ist  es ,  sie  als  unmittelbare  Theile  des  Staates  zu  betrachten ; 
falsch  die  Gleichstellung  derselben  mit  den  Ständen;  falsch  vor  Allem  deren 
ausschliessliche  Begründung  auf  die  verschiedenen  Arten  der  Beschäftigungen.  — 
Eine   ähnUche  Auffassung  findet  bei  A.  Winter  statt  ').     Auch  ihm  ist  die 


1)  Am  ausführlichsten  ist  diese  Hegersche  Auffassung  zu  finden  in  Eiselen's 
Handbuch  der  Slaalswisscnschaflen.     S.  über  dasselbe  Näheres  unten,  Abb.  II. 

2)  Eisenhart,  G.,  Pliilosophic  des  Staates,  oder  allgemcme  Socialtheorie.  I.  II. 
Lpzg.,  1843. 

3)  Winter,  A.,  Die  Volksvertretung  in  Deutschlands  Zukunft.  Göttg.,  1852.  —  Ueber 
dieses  bedeutende  Buch  wird  in  anderen  Beziehungen  nnten,  Abs.  V,  berichtet 
werden.  . 
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Gliederung  der  Gesellschaft  gleichbedeutend  mit  der  Eintheilung  der  Menschen 
in  verschiedene  Berufskreise  und  Berufsstündc.  Zwar  fasst  er  diese  nicht  in 
dem  grob  stofflichen  Sinne;  er  berücksichtigt  auch  die  Genossenschaften  der 
Gelehrten  und  der  Geistlichen,  neben  denen  der  Gewerbetreibenden  imd  der 
Landwirthe ;  ebenso  gicbt  er  Genossenschaften  der  Künstler,  Beamten,  Kriegs- 
leute zu.  Allein  immer  bleibt  diess  doch  eine  einseitige  und  ungenügende 
Begreifung  des  reichen  Inhaltes  der  Gesellschaft;  und  zum  Theile  führt  es 
zu  offenbar  Unrichtigem,  wie  z.  B.  bei  der  Auffassung  der  kirclilichen  Organi- 
sation des  Volkes  blos  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Beschäftigung  der  Geist- 
lichen. —  Endlich  ist  selbst  A.  Widmann  *)  wenigstens  mit  der  einen  Seite 
seiner  Theorie  dei;  Gesellschaft  hierher  zu  zählen.  Dieser  Schriftsteller  geht 
nämlich  zwar  von  der  ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dass  die  Gesellschaft  zwischen 
dem  Einzelnleben  und  der  staatlichen  Einheit  liege,  und  dass  das  gemeinschaft- 
liche Interesse  das  organisirende  Princip  der  Gesellschaft  sei.  Allein  er  fin- 
det dennoch  das  richtige  Gesetz  der  Gesellschaft  und  deren  Begriff  nicht;  und 
zwar  aus  zwei  Gründen.  Einmal  fasst  er  den  Menschen  nur  von  der  Seite 
seiner  Geuussfähigkeit  auf,  die  sittliche  und  verständige  Natur  desselben  ganz 
übergehend.  Dadurch  wird  er  denn  aber,  fast  möchte  man  sagen  wider  sei- 
nen Willen,  zur  Beschränkung  der  Gesellschaft  auf  das  sachliche,  das  wirth- 
schaftliche  Gebiet  gedrängt.  Sodann  aber  verwirrt  er  sich,  (was  freihch  hier- 
mit nicht  zusammenhängt,)  in  ein  unlösbares  IiTsal  durch  die  Annahme  einer 
ursprtinglichen  Gleichheit  der  Menschen,  welche  angeblich  der  thatsächlichen 
Ungleichheit  entgegensteht.  Der  beständige  Kampf  dieser  beiden  Zustände 
führt  aber  zu  dunkehi  und  vöUig  hohlen  Gegensätzen ;  während  doch  die  Auf- 
gabe nur  die  ist,  die  menschlichen  Zustände  zu  begreifen,  wie  sie  eben  sind. 
Auf  diese  Weise  geht  Geist  und  Nachdenken  nutzlos  unter  in  gegenstandsloser 
Geistesgymnastik. 

Eine  zweite  Kategorie  der  neueren  Untersuchungen  über  das  Wesen  der 
Gesellschaft  bilden  diejenigen,  welche  —  immer  im  Bedürfnisse  eines  wirklichen 
Inhaltes  —  den  Grundgedanken,  nämlich  die  Verschiedenheit  des  Staates  und 
der  Gesellschaft,  zu  viel  aus  dem  Auge  verlieren,  und  der  letzteren  eine  un- 
mittelbare staatliche  Aufgabe  setzen.  Hierher  gehören  Herbart,  Stahl  und 
Liebe,  freilich  Staatsgelehrtc ,  welche  in  ihren  sonstigen  Anschauungen  und 
Absichten  weit  auseinander  gehen.  —  Der  Erstere  war  in  seinen  Untersuchun- 
gen über  praktische  Philosophie  *)  dem  richtigen  Begriffe  der  Gesellschaft  so 
nahe,  dass  es  schwer  war,  den  bereits  gehobenen  Schatz  wieder  in  die  Tiefe 
sinken  zu  lassen,  oder  richtiger  gesprochen,  den  schon  festgestellten  Gedanken 
wieder  zum  unfassbarem  zu  verflüchtigen.     Uerbart  findet,  vollkommen  rich- 


1)  Widmann,  A.,  die  Gesetze  der  socialen  Bewegung.    Jena,  1851. 
3)  Herbart,  J.  F.,  Allgemeine  praktische  Philosophie  (in  den  Sämmthcben  Werken 
herausgegeben  von  Hartenstein,    Bd.  Vlilj. 
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tig,  das  Wesen  der  Gesellschaft  in  dem  vereinigten  und  bestimmten  Willen 
Mehrerer  zu  einem  gemeinschaftlichen  Zwecke ;  er  sieht,  ganz  richtig,  ein,  dass 
die  verschiedenen  menschlichen  Zwecke  Gegenstand  eines  gemeinsamen  Willens 
sein  können.  „Wie  viele  mögliche  Gesammtzwecke,  so  viele  mögliche  Gesell- 
schaften;  nicht  nur  überhaupt,  sondern  für  einen  Jeden.  Es  kann  also  Einer 
in  mehreren  Gesellschaften  zugleich  sein,  sofern  er  nämlich  die  Leistungen, 
welche  ihm  für  das  gemeinsame  Werk  einer  jeden  obliegen,  ohne  Verwirrung 
zu  vollbringen  vermag."  Allein  die,  in  solcher  Allgemeinheit,  selbst  erfahrungs- 
gemäss,  nicht  gegründete  Forderung  einer  zwingenden  Macht  einerseits,  und 
andererseits  das  Verkommen  der  specifischen  Verschiedenheit  der  Gesellschaft 
von  blos  vorübergehendem  Zusammenwirken  und  von  der  Einheit  des  ganzen 
Volkslebens,  führen  ilm  nun  von  der  Erreichung  der  vollen  Wahrheit  wieder 
völlig  ab.  Anstatt  diese  Macht,  wo  sie  nöthig  ist,  für  jede  einzelne  Gesell- 
schaft in  ihrer  eigenen  Organisation  zu  suchen,  entdeckt  er  sie  nur  im  Staate, 
und  löst  die  Gesellschaften  auf  in  Bestandtheilc  des  Staatsorganismus.  Und 
anstatt  die  wesentliche  Eigenschaft  des  grossen  und  bleibenden  gemeinschaft- 
lichen Zweckes  Vieler  festzuhalten,  verschwimmt  ihm  der  Begriff  in  den  alles 
Zusammenlebens.  Während  er  also  doch  einerseits  einsieht,  dass  „ein  Staat 
entsteht,  der  eine  Menge  kleiner  und  verschiedenartiger  Gesellungen  in  sich 
fasst",  ist  doch  sein  Schlusssatz,  dass,  „wenn  der  Staat  überhaupt  soll  als  be- 
seelte Gesellchaft  gedacht  werden,  die  von  mancherlei  Willkühr  (?)  herrührenden, 
neben  und  durch  einander  liegenden  Gesellungen  sich  auflösen  müssen  in  die 
Articulation  der  beseelten  Gesellschaft",  also  des  Staates.  Auf  diese  Weise  geht 
also  die  anfänglich  ganz  richtige  Begreifung  wieder  verloren,  wie  ein  Nebelbild.  — 
Stahl  ist  auch  in  seinen  Erörterungen  über  die  Gesellschaft*)  geistreich  und 
umsichtig ;  allein  dass  er  das  Kichtige  gefunden  habe,  ist  entschieden  in  Abrede  zu 
stellen.  Diess  aber  ist  um  so  wunderbarer,  da  auch  er  der  richtigen  Auffassung 
nahe  genug  war,  und  ihn  die  Absicht,  ein  zum  Voraus  feststehendes  Ergebniss 
zu  begründen,  nicht  wohl  zu  falschen  Beweisführungen  veranlassen  konnte. 
Seine  Grundansicht  vom  Staate  als  eine  Gottesordnung  für  die  zeitigen  und 
äusseren  Verhältnisse  des  Menschen  liess  ihm  nämlich,  vollkommen  freie  Hand 
in  Beziehung  auf  die  Auffassung  der  menschlichen  Zustände.  Er  war  keines- 
wegs genöthigt,  von  dem  Kreise  und  Zwecke  des  Einzelnen  alsbald  zu  der 
diesen  entsprechenden  Gesammthcit  überzuspringen.  Und  so  fasst  er  denn  al- 
lerdings auch  als  die  „Elemente  des  Staates"  die  Gemeinden,  die  Stände  und 
die  Genossenschaften;  dabei  ausdrücklich  erklärend,  dass  diese  Erscheinungen 
ihr  eigenes  Princip  haben,  welches  nicht  dasselbe  mit  dem  des  Staates  sei. 
Man  sollte  also  meinen,  die  volle  klare  Wahrheit  sei  liier  erkannt.  Allein 
dem  ist  doch-  nicht  so.  Stahl  sieht  in  diesen  Organismen  nur  „ergänzende 
Glieder  des  Staates";   sie  werden  ihm  vom  Staate  beherrscht.    Er   stellt  also 


1)  S.  Rechtsphilosophie,  Bd.  II,  1,  S.  294  fg.  der  2len  Auflage. 
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die  Sache  geradezu  auf  den  Kopf.  Anstatt  zu  erkennen,  dass  der  Staat  die 
Aufgabe  hat,  die  Zwecke  der  Gesellschaft  zu  erfüllen  und  deren  natürliche  Un- 
vollkommenheiten  zu  verbessern,  ist  ihm  im  Gegcntheile  die  Gesellscliaft  ein 
dienender  Aushelf  für  den  Staat;  wobei  aber  unbegi'eiflich  bleibt,  warum  denn 
der  Staat,  der  ja  doch  „alle  Verhiiltnisse  des  zeitlichen  Daseins  umfasst,"  nicht 
auch  dieses  ganz  in  sich  aufnimmt.  —  Was  aber  Liebe')  betrifft,  so  unter- 
scheidet er  zwar  ganz  richtig  die  eigenthümlichen  Lebenskreise,  in  welchen  be- 
sondere menschliche  Zwecke  von  einem  Thcile  des  Volkes  betrieben  werden, 
vom  Staate;  allein  es  läuft  ein  doppelter  schiefer  Gedanke  mit  unter.  Einmal 
ist  ihm  der  Staat  nicht  die  vereinigende  Einheit;  sondern  nur  ein  besonderer 
Kreis  derselben  Art  und  Bedeutung,  dessen  eigenthümliche  Aufgabe  das  Recht 
ist.  Und  zweitens  geht  er  von  dem  Gedanken  der  Ai-beitstheilung  bei  dem 
einzelnen  Kreise  aus.  Jeder  besorgt  einen  Theil  des  gesaramten  Zweckes  der 
Gesellschaft,  und  es  sind  ihm  dazu  bestimmte  Mitglieder  ausschliesslich  zuge- 
wiesen. Ersteres  heisst  nun  aber,  Staat  mid  Gesellschaft  gleichmüssig  verken- 
nen; das  Andere  spricht  gegen  die  vielseitige  Natur  jedes  einzelnen  Menschen 
und  gegen  die  thatsächlich  gleichzeitige  Theilnahme  der  Meisten  an  mehr  als 
Einem  Lebenskreise. 

Offenbar  der  Wahrheit  am  nächsten  von  Allen,  und  namentlich  weit  näher 
als  Hegel,  sind  H.  Ahrens  und  der  Italiener  G.  Ricci.  —  Nachdem  jener 
ausgezciclmete  Schüler  der  Krause'schen  Philosophie  schon  in  einer  früheren 
Sclirift  den  fiTiwilligen  Gesellschaften  und  dem  Vereinigungsrechtc  eine  ganz 
eigenthümliche  und  hochwichtige  Stellung  im  Staate  eingeräumt  hatte,  vielleicht 
mit  nicht  ganz  richtigem  Sinne  für  das  Ausführbare,  ist  er  in  einem,  frei- 
lich bis  jetzt  erst  begonnenen,  neuen  Werke  einen  grossen  Schritt  weiter  ge- 
gangen ').  Hier  aber  ist  denn  unbedingt  anzuerkennen ,  dass  er  den  vollen 
freien  Begriff  der  verschiedenen  organischen  Lcbcnskrciso  und  ihr  wahres  Ver- 
hältniss  zum  Staate  gefasst  hat.  Allein  unglücklicherweise  ist  man  dennoch 
auch  jetzt  noch  mit  ihm  noch  weit  vom  Ziele.  Wenn  man  nämlich  auch  über 
Minderwichtiges  oder  zunächst  hierher  nicht  Gehöriges  nicht  streiten  will,  so 
ist  doch  das  schliessliche  Ergebniss  ein  schiefes  und  dadurch  verwirrendes. 
Alircns  giebt  nämlich,  nachdem  er  mit  grossem  Scharfsinne  die  menschlichen 
Lebenszwecke  als  nothwendige  Bildungskräfte  der  Gesellschaft  nachgewiesen 
hat,  eine  Aufzählung  der  verschiedenen  Organisationen  des  Zusammenlebens; 
dabei  lösst  er  nun  aber  gerade   die  Gesellschaft  aus,  und  stellt  vielmehr  die 


1)  Liebe,  F.,  Der  Gnindadcl  und  die  neuen  Verfassungen.  Braunscbw.,  1844.  Man 
sehe  nainenüich  S.  142,  207.  244. 

2)  Das  frühere  hier  crw&hntc  Werk  ist:  Ahrens,  H.,  Conrs  de  droit  nalorcl.  Par., 
ed.  2,  1844  (in  deutscher  vom  Verf.  selbst  umgcarbcileler  t'cbersctzung:  Das  Na- 
turrecht. Wien,  1851);  dos  neuere  dagegen:  Die  orgaaiscbc  Slaalulcbrc  Bd.  I. 
Wien,  1850.  Ucbcr  die  encyklopädiscbc  Bedeutung  der  letzteren  Schrift  s.  die 
nächste  Abhandlong. 
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Kerne  der  verschiedenen  gesellschaftlichen  Gliederungen,  als  eine  Reihe  von 
Zwecken  für  alle  jene  Organisationen  hin  ^).  Er  zerschlägt  also  in  dem  Au- 
genblicke der  Gewinnung  seines  Werkes  dasselbe  selbst  in  Stücke ,  und  wirft 
diese  störend  in  andere  Gebilde  hinein.  —  Was  aber  Ricci  betrifft,  so  hat 
derselbe  in  einem  ausführlichen  Werke,  welches  jedoch  seiner  Seits  wieder 
nui'  die  theoretische  Emleitung  zu  einer  grossen  geschichtlichen  Arbeit  ist  ■*), 
die  Beziehungen  der  einzelnen  gesellschaftlichen  Kreise,  ganz  besonders  aber 
der  Gemeinde,  zum  menschlichen  Leben  überliaupt  und  vor  Allem  zum  Staate 
vortrefflich  erörtert.  Sieben  vom  Verf.  angenommene  besondere  Kreise  (unita 
genannt)  werden  in  allen  möglichen  Verhältnissen  zum  Einzelleben,  zur  Gesitti- 
gung  und  Wirthscliaft ,  endlich  zum  inneren  und  äusseren  Staatsleben  betrach- 
tet, hierbei  aber  kaum  übersehbar  reiche  Gedanken  entwickelt.  Es  giebt  in 
der  ganzen  zunächst  in  Frage  kommenden  Literatur  kein  Buch,  in  welchem 
eine  solche  Menge  des  Wissens,  so  viele  neue  Gesichtspunkte  und  eine  so 
kräftige  Durchführung  des  Gnnulgcdankens  zu  treffen  wäre.  Und  dennoch 
giebt  es  wenigstens  nicht  cUe  ganze  Wahrheit.  Ganz  richtig  ist  die  Erkenntniss 
des  Vorhandenseins  einzelner  mehr  oder  wenig  selbstständiger  und  organisirter 
Bestandtheile  des  Gesammtlcbens;  allerdings  die  Grundlage  der  ganzen-  Lehre, 
und  somit  die  Hauptsache.  Aber  unmöglich  kann  man  einverstanden  sein  mit 
der  Aufstellung  der  sieben  „Einheiten".  Patrizische  Familie,  Stamm,  Kaste, 
Korporation,  Lehre,  Bezirk  und  Gemeinde,  gehören  logisch  nicht  derselben 
Gattung  von  Erscheinungen  an ;  und  ihre  Aufzählung  ist  lange  nicht  ei-schöpfend. 
Die  richtige  Begriffsbestimmung  des  gesellschaftlichen  Kreises,  und  somit  der 
Gesellschaft  selbst,  kann  diesen  verschiedenartigen  inid  sieh  zum  Theile  offenbar 
fremden  Einzclnheitcn  nicht  entnommen  werden.  Hieraus  mag  denn  nun  aber, 
zweitens,  kommen,  dass  Ricci  diese  einzelnen  „Einheiten"  nicht  als  eine  Ge- 
sammtheit  auffasst,  sie  gar  nicht  mit  einem  Gcsammtnamen  bezeichnet,  und 
sie   nicht  ihrem  gemeinschaftlichen  Wesen    dem  Staate   und  dem  individuellen 


1)  Es  crhelll  diess  am  dcullichsten  aus  seinen  eigenen  Worten  (a.  a.  0.,  S.  77): 
„ so  erhallen  wir  folgende  zwei  mit  cmander  zu  verbindende  Reihen: 

/     1)  Religion, 

1)  Menschheits-Vorcin,  \  l      2)  Sittlichkeit, 

2)  Völker-Verein,         /     von    denen  jedes   Glied      1     3)  Wissenschaft, 

3)  Volk,  {      und  Alle  im  organischen      1     4)  Erziehung, 

-  4)  Gemeinde,  /     Vereine     sich    ausbilden     \     5)  Kunst  (schöne), 

5)  Familie,  \     müssen  für  j     6)  Industrie  (agricole  und 

6)  Einzelner,  /  f  gewerbUchc), 

^      7)  Recht." 

2)  Ricci,  G. ,  Del  Municipio,  considcralo  conic  unita  elementare  della  cittä  e  na- 
zione  Ilaliana.  Livor.,  1847.  Der  Gegenstand  des  erst  beabsichtigten  grossen 
Werkes  ist  eine  Gescliichlc  des  Einflusses  der  Gemeinden  auf  das  gesammte  Leben 
Italiens. 
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Dasein  gegenüberstellt.  Nun  ist  aber  ein  solches  einheitliches  Begreifen  die 
unerlÄsslichc  Bedingung  einer  Gesellschaftswissenschaft  und  der  klaren  Formu- 
limng  des  Verhaltens  zu  den  übrigen  menschlichen  Lebenskreisen.  DerGnuid- 
gcdanke  ist  somit  richtig;  allein  das  darauf  zu  errichtende  Gebäude  ist  ein  un- 
verbundener  Haufe  verschiedenartigen,  theils  köstlichen,  theils  ganz  unbrauch- 
baren Materiales  geblieben. 

Somit  führen  denn  die  bisherigen  philosoplüscheh  Untersuchungen  über 
den  Begiiff  der  Gesellschaft  eben  so  wenig  zu  einem  genügenden  Ergebnisse, 
als  die  wilden  Plane  der  Socialisten  oder  die  Bemerkungen  der  sich  zu  enge 
an  ihre  Schritte  heftenden  Kritiker;  und  es  bleibt  nichts  übrig,  als  den  Ver- 
such zu  machen,  dui*ch  eigene  Forschung  das  Wahre  zu  finden. 

n. 

Begriff  der  Gesellschaft. 

Ueber  den  bei  der  folgenden  Untersuchung  einzuschlagenden  Weg  kann 
nicht  wohl  ein  Zweifel  sein.  Es  handelt  sich  nicht  davon,  irgend  einen  Zu- 
stand aus  allgemeinen  Vernunftgründen  zu  finden  und  zusammenzubauen;  son- 
dern davon ,  einen  angeblich  in  der  Wirklichkeit  vorhandenen ,  allein  früher 
nicht  gehörig  beachteten  und  in  seiner  Eigenthüralichkeit  noch  nicht  scharf 
aufgcfassten  Zustand  zu  erkennen.  Hierzu  ist  der  einzig  richtige  Weg  die  Be- 
obachtung dieser  Wirklichkeit  des  menschlichen  Zusammenlebens. 

Stellen  wir  nun  aber  eine  solche  an,  so  finden  wir  bei  jedem  Volke, 
sei  im  Uebrigen  seine  Gesittung  und  seine  RegieruDgsform  welche  sie  wolle, 
drei  zwar  verschiedene,  sicli  jedoch  berührende  imd  selbst  theilweise  in  ein- 
ander eingreifende  Zustande  *). 


1)  Es  mag  mit  Fug  gefragt  werden,  ob  denn  ausser  diesen  drei  Beziehungen  des 
menschlichen  Zusammenlebens  keine  weiteren  bestehen;  und  ob  nicht,  wenn 
dem  so  wäre,  erst  durch  deren  gleichzeitige  Erforschung  die  volle  Wahrheit  sich 
ergeben  könne?  ünläugbar  sind  nun  allerdings  neben  den  Lebenskreisen  der 
einzelnen  Persönlichkeit,  der  Gesellschaft  und  des  Staates  auch  noch  andere 
Verhältnisse  von  Menschen  zu  Menschen  vorhanden,  und  unter  diesen  manclifach 
wichtige.  So  namentlich  die  Familie,  der  Stamm,  die  Staatengesell- 
schaft. Dennoch  genügt  es  zu  dem  vorliegenden  Zwecke  an  den  Erörterungen 
jener  obigen  drei,  weil  die  anderen  zur  Begrciföng  des  Wesens  der  GesellschaÜ 
und  des  Staates  an  sich ,  und  ihres  Verhältnisses  zu  einander  nichts  beitragen, 
somit  ihre  Beiziehung  nur  störend  für  die  Ucbersicht  und  Durchsicht  wSre.  —  Was 
nämlich  die  Familie  betrilTl,  so  ist  sie  doch  nur  eine  Potenzirung  der  Persön- 
lichkeit. .\uch  ihr  Leben  ist,  gegen  Aussen,  ein  selbstisches,  jede  (Familien-) 
Einzclnheit  abschliessendes;  sie  bezieht  die  Aussenwclt  zurück  auf  sich.  Im  Innern 
aber  ist  es  lediglich  nur  ein  System  von  erlaubt  selbstischen  Einzelnhcitcn.  Mit 
ganz  richtigem,  wenn  schon  vielleicht  dunkelm,  Gefühle  wird  daher  auch  die 
Familie  im  Privatrechlc,   in  der  Sittenlehre  o.  s.  w.    mit  dem  Persönlichkeits  -  Le- 
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Zunächst  die  Vielheit  der  in  Eaum  und  Zeit  neben  einander  bestehenden 
einzelneu  Persönlichkeiten  und  ihrer  Verhältnisse  zu  glei- 
chen Persönlichkeiten.  —  Was  hier  vor  Allem  auffallt,  ist  die  grosse 
Verschiedenheit  der  Erscheinungen.  Verschieden  sind  nämlich,  theils  nach  Na- 
turgesetzen theils  aus  geschichtlichen  Gründen,  die  unmittelbaren  Lebensauf- 
gaben; verschieden  die  Mittel,  welche  den  Einzelnen  zu  Erreichung  ihrer 
Zwecke  zu  Gebote  stehen;  verschieden  endlich  nach  Zahl  und  Art  die  Bezie- 
hungen, in  welche  Jeder  zu  anderen  Individuen  sich  gesetzt  hat  oder  gesetzt 
worden  ist.  Es  sind  liier  neben-  und  durcheinander:  die  Verhältnisse  von 
Mann  und  Weib,  Greis  und  Kind,  Ehegatten  und  Unverheirathetem,  Vater  und 
Sohn,  Reich  und  Arm,  geistig  und  köii)erlich  Beschäftigtem,  Arbeitgeber  und 
Aibeitnehmer ,  Käufer,  Pachter,  Erbe  u.  s.  w.;  und  von  diesen  Verhältnissen 


benskrcisc  vermischt  und  gemcinschafllich  behandelt.  Die  sittliche  und  wirth- 
schadlicbe  Gesundheit  des  Familienlebens  ist  freilich  auch  für  den  Staat  von  gros- 
sem Werlhe,  und  er  hat  seiner  Seils  durch  Gesetze  darauf  einzuwirken: 
allein  es  ist  damit  nicht  anders ,  als  mit  den  richtigen  Zuständen  der  ganz  einzelnen 
Persönlichkeilen,  die  auch  von  Werlh  für  den  Staat  sind.  Ebenso  verhält  sie 
sich  zu  der  Gesellschaft,  in  deren  verschiedenen  Kreisen  sie  nirgends  mit  einem 
eigenlhümlichcn,  daher  auch  besondere  Folgen  erzeugenden  Leben  auftritt,  sondern 
nur  als  eine  verstärkte  Persönlichkeit.  —  Der  Stamm,  d.  h.  eine  Mehrzahl  von 
Personen  und  Familien,  welche  von  gleicher  Abstammung  sind,  sich  somit  als 
Verwandte  betrachten ,  in  Folge  gemeinsamer  physiologischer  Eigenschaften  und 
geschichtlicher  Erlebnisse  gleiche  Sitte  haben,  ist  allerdings  eine  Gestallung  von 
Wichtigkeil.  Allein  er  geht  je  nach  seinen  äusseren  Verhältnissen  entweder  im 
Staate  auf,  oder  erscheint  unmittelbar  als  gesellschaftliches  Moment,  so  dass  er 
eine  eigene  Sichung  im  Leben  nicht  einnimmt.  Ersteres  ist  der  Fall,  wenn  der 
Stamm  selbslständig  besteht,  wo  er  sich  dann,  wenn  schon  vielleicht  unvollkom- 
men, staathch  einrichtet.  Das  andere  tritt  ein,  wenn  er  gemischt  mit  anderen 
Stämmen  zu  einem  grösseren  Ganzen  gehört,  in  diesem  aber  nach  dem  Momente 
der  Race-Verschiedcnheit  einen  gesellschaftlichen ,  leicht  sehr  wichtigen ,  Kreis 
bildet.  —  Ueber  die  Bedeutung  der  Staaten  Verbindungen,  sei  es  dass  sie 
als  höhere  staatliche  Einheiten  ,  nämhch  als  Bundesstaat  oder  als  Staatenbund,  or- 
ganisirt  sind ,  sei  es  dass  sie  sich  nur  völkerrechtlich  zu  einander  verhalten ,  ist 
nicht  nölhig  erst  zu  reden.  So  wichtig  diese  Verbindungen  sind,  und  so  grosse 
Aufgaben  für  die  Entwicklung  der  Menschheit  hier  noch  zu  erfüllen  sein  mögen:  so 
liegen  sie  doch  ganz  jenseits  der  Grenzen  der  jetzigen  Untersuchung,  welche  nur  das 
richtige  Wesen  und  Verhällniss  von  Gesellschaft  und  Einzelnstaat  feststellen  will  — 
Nur  eine  BcgrifTsverwirrung  aber  ist  es,  wenn  auch  noch  Gemeinde  und  Volk 
als  eigenthümliche  Vereine-  neben  Gesellschaft  und  Staat  aufgeführt  werden.  Er- 
sterc  ist  wesentlich  eine  gesellschaflliche  Geslallung,  deren  sich  aber  der  Staat  zu 
seinen  Zwecken,  oft  über  die  Gebühr,  zu  bemächtigen  pflegt.  Nach  ihrem  eige- 
nen Leben  gehört  sie  der  Gesellschaft,  als  Verwallungs-Bezirk  und  -Organ  dem 
Staate  an.  Das  Volk  aber  ist  ja  nichts  anderes,  als  eben  das  Subject  des  Staates. 
Wie  kann  da  von  einer  abgesonderten  inhaltlichen  Betrachtung  die  Rede  sein? 
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kommt  jedem  Einzelnen  jiach  Art  und  Ncbcncinandcrstellung  so  Verschiedenes 
zu,  dass  sich  kaum  zwei  Persönlichkeiten  vollkommen  gleichen.  —  Dennoch 
ist  diese  Verschiedenheit  kein  grundsatzloses  Gemenge.  —  Vorerst  zerfallen 
diese  vielen  Einzelnen  denn  doch  in  eine  Anzahl  von  Kategorieen  nach  natür- 
lichen Beschaflfenheiten ,  Thätigkeitcn  und  Verhältnissen  zur  Gütcrwclt.  So- 
dann sind  auch  die  möglichen  Beziehungen  der  Einzelnen  zu  den  Einzelnen 
unter  gewisse  allgemeine  Gesichtspunctc  zu  bringen.  Allein  die  Hauptsache  ist, 
dass  alle  diese  zahlreichen  Erscheinungen  schliesslich  auf  einem  einzigen  Grund- 
gedanken ruhen,  nämlich  auf  dem  des  vernünftigen  Auslebens  der  Persönlich- 
keit nach  Maassgabe  der  gegebenen  Möglichkeiten.  Wie  auch  immer  die  äus- 
seren Zustände  des  Einzelnen  sein  mögen ,  so  sind  doch  Alle  darin  gleich,  dass 
Jeder  seinen  eigenen  Lebenszweck  zu  erfüllen  hat,  und  nicht  etwa  blos  um 
Anderer  willen  und  lediglich  als  Mittel  für  deren  Zwecke  vorhanden  ist;  und 
darin,  dass  er  diesen  Lebenszweck  nicht  vereinzelt  erreichen  kann,  sondern 
mit  Anderen  dazu  in  Verbindung  treten  muss.  Hieraus  ergeben  sich  denn  für 
Jeden  Ansprüche  und  für  Jeden  VeiTflichtungen ;  und  zwar,  je  nachdem  ein 
Standpunkt  eingenommen  wird,  religiöser,  sittlicher  oder  rechtlicher  Art.  Es 
möchte  auf  den  ersten  Blick  unmöglich  scheinen,  die  Gesetze  aufzufinden  und 
zu  überblicken,  welche  so  unzählige  verschiedene  Verhältnisse  regeln,  und 
noch  dazu,  wie  eben  bemerkt,  aus  verschiedenen  Standpunkten.  Allein  die 
Erfahrung  beweist,  dass  es  keineswegs  so  sehr  schwer  ist,  und  dass  mit  der 
Entwicklung  und  Vermehrung  der  zu  leitenden  Verhältnisse  auch  die  Vollstän- 
digkeit der  Regeln  Scliritt  halten  kann.  Es  wird  diess  nämlich  möglich  ge- 
macht durch  die  oben  angedeuteten  Kategorieen,  in  welche  sich  die  Zustände 
und  die  Verbindungen  der  Persönlichkeiten  theilen,  und  ftlr  deren  jede  einzelne 
das  Gesetz  zu  fin(ien  ist.  So  ist  denn  namentlich  vom  Rechtsstandpunkte  aus 
nicht  nur  die  Entwerfung  eines  Systemes  von  regelnden  Sätzen,  welche  aus 
obersten  Vcmunftbegriffen  abgeleitet  werden,  keine  allzuschwierige  Aufgabe; 
sondern  es  werden  auch  bei  jedem  irgend  gesittigten  Volke  für  alle  Rechts- 
verhältnisse der  Persönlichkeiten  die  nöthigcn  Vorschriften  alünählig  durch  eine 
äussere  Auctorität  aufgestellt,  sei  es  durch  blose  Gewohnheit  oder  durch  einen 
ausdrücklichen  Ausspi-uch  einer  dazu  für  befugt  erklärten  Behörde.  Wir  finden 
also  bei  dem  Einblicke  in  das  Leben  der  Nationen  die  so  buute  und  reiche 
Sphäre  der  einzelnen  Persönlichkeiten  und  der  gegenseitigen  Verhältnisse  dieser 
einzelnen  Persönlichkeiten  mehr  oder  weniger  wohl  geordnet,  oder  wenigstens 
durch  richtige  Anwendung  von  möglichen  imd  vorhandenen  Gesetzen  ordenbar. 
Eine  zweite  uns  überall  entgegentretende  Erscheinung  ist  ein  Organis- 
mus von  Einrichtungen,  welcher  je  eine  Anzalü  von  einzelnen,  in  einem  bc- 
grünzten  Räume  zusammenlebenden  Persönlichkeiten  zu  einer  mit  einem  Ge- 
sammtwillen,  einer  Gesammtkraft  versehenencn  und  gemeinsame  Zwecke 
verfolgenden  Einheit  verbindet.  Diess  geschieht  nicht  etwa  nur  selten,  zufällig 
und  vorübergehend;  sondern  wo  in  irgend  einer  Erdgegend,  zu  irgendeiner 
Zeit  die  Menschen  sich  über  einen  blos  thicrischcu  Zustand  erhoben  haben, 
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sehen  wir  sie  in  solchen  engen  Vereinen.  Nirgends  findet  man  die  Einzelnen 
nur  in  den,  oben  geschilderten,  Verhältnissen,  welche  aus  der  Selbstsucht  und 
Selbstständigkeit  der  Persönlichkeit  entstehen;  und  wenn  je  irgendwo  eine 
Einheit  durcli  äussere  Gewalt  oder  innere  Zerwürfniss  in  Stücke  geschlagen 
wird,  vereinigen  sich  alsbald  die  Bestandtheile  zu  neuen  Organismen.  Men- 
sdicn  können  ohne  eine  solche  Einheit,  d.  h.  ohne  Staat,  nicht  bestehen; 
nicht  mit  Unrecht  hat  man  sie  „staatliche  Thiere"  genannt.  Es  ist  auch 
dieses  Gesammtleben  so  wenig  ein  Widerspruch  mit  den  Gesetzen  und  den 
Rechten  der  einzelnen  Persönlichkeit,  dass  diese  vielmehr  erst  hierin  Schutz 
und  Ordnung  für  ihr  erlaubtes  Einzelndascin  findet.  —  An  dem  Begreifen 
dieser  Allgemeinheit  können  auch  die ,  allerdings  grossen ,  Verschiedenheiten 
nicht  irre  machen,  welche  uns  die  Staaten  zeigen.  Dieselben  weichen  zwar 
(aus  geschichtlichen,  geographischen  und  noch  anderen  Gründen)  in  der  Zahl  der 
Theilnchmer  und  der  Grösse  ihrer  Wohnbezirke,  so  wie  in  den  Formen  des 
Einheitsorganismus ,  in  den  verfolgten  Zwecken  und  in  den  angewendete»  Mit- 
teln sehr  von  einander  ab;  allein  es  ist  das  innerste  Wesen  überall  dasselbe, 
und  eine  genauere  Aufmerksamkeit  findet  leicht  das  Gemeinschaftliche  in  dem 
Wechselnden.  —  Vor  Allem  liegt  es  schon  in  dem  Begriffe  der  Einheit,  dass 
sich  überall  die  Staaten  in  doppelter  Richtung  gestalten.  Thcils  gegen- 
über von  allen  Fremden,  d.  h.  der  Gcsammtheit  nicht  Angehörigen;  theils 
gegenüber  von  den  einzelnen  Persönlichkeiten  des  eigenen  Kreises.  Nur 
auf  diese  Weise  sind  sie  ja  selbstständig  und  wirksam.  —  Grosse  Uebercin- 
stimnnuig  herrscht  somit  unter  den  Staaten  im  Verhältnisse  zu  dem  Fremden, 
Nichtthcilhaber.  Das  ursprüngliche  und  zunächst  liegende  Verhalten  ist  ein 
verneinendes  und  sich  abschliessendes.  In  diesem  Zustande  sondern  alle 
Staaten  die  eigenen  Theilnchmer  und  das  Stück  Erdoberfläche,  auf  welchem 
diese  wohnen,  scharf  ab  von  allem  nicht  dazu  Gehörigen.  Sie  setzen  sich  ihre 
eigenen  Zwecke,  unbekümmert  um  das,  was  der  Fremde  in  seinem  Kreise 
erstreben  mag.  Sie  ordnen  ihren  Organismus  und  die  Art  der  Wirksamkeit 
desselben  nur  nach  ihrem  Willen.  Ihre  Berührungen  mit  Anderen  sind  wesentlich 
feindseclig  und  nur  etwa  durch  Waffenruhen  unterbrochen;  hostis  und  exte- 
rn s  sind  sich  deckende  Begriffe.  Die  Geschichte  zeigt  aber,  dass  selbst  in- 
nerlich hochgebildete  und  blühende  Völker  Jahrhunderte  lang  in  diesem  ersten 
Zustande  bleiben  können.  Erst  eine  zweite,  höhere  Ausbildungsstufe  ist  es, 
wenn  sich  selbststähdige  Staaten  in  denjenigen  Beziehungen,  in  welchen  sogar 
grosse  zur  Einheit  gebrachte  Menschenvereine  sich  nicht  genügen,  sondern 
einer  Mitwirkung  anderer  gleichzeitiger  Vereine  bedürfen,  mit  solchen  ver- 
ständigen. Hier  entstehen  denn  Verhältnisse,  welche  denen  unter  einzelnen 
Persönlichkeiten  analog,  allein  lange  nicht  so  verwickelt  und  zahlreich  sind. 
Verabredungen  und  Urkunden  über  diese  Berührungen  bestehen  in  entsprechen- 
den Mengen  und  in  allerlei  Formen ;  im  Nothfallc  wird  aus  der  Natur  der 
Sache  Beweis  geführt.  Alles  ist  jedoch,  nur  Ausnahme  von  der  Verneinung 
und  Abweisung.    Erst  auf  einer  dritten,  höchsten  Entwicklungsstufe   erkennen 
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die  einzelnen  Staaten  die  sittliche  und  sachliche  Nothwendigkeit  eines  die  gc- 
sammte  Menschheit  umfassenden  Gesammtlebens,  und  somit  die  rechtliche  Ver- 
pflichtung, durch  die  einzelne  Handlung  und  durch  stehende  Anstalten  zu  der 
Ordniug  und  Zweckerreichung  desselben  beizutragen.  Die  letztere  Auffassung 
setzt  so  viele  Erfahrung  und  Gcsittigung  voraus,  dass  selbst  jetzt  noch  kaum  die 
ersten  Anfange  der  Ausfttlirung  bestehen,  ja  selbst  die  Wissenschaft  erst  be- 
ginnt, das  Recht  und  die  Pflicht  eines  solchen  kosmolitischen  Völkerrechtes  zu 
erstreiten  *).  —  Schwieriger  ist  die  Auffindung  des  Gemeinsamen  in  der  nach 
Innen  gekehrten  Seite  der  Staaten,  doch  ist  auch  sie  aufzufinden.  Hier  ist 
denn  die  Thätigkeit  eine  wesentlich  gestaltende  und  positive,  und  wir  finden 
uns  am  leichtesten  zurecht,  wenn  wir  die  Hauptgesichtspunkte  des  Einheitsor- 
ganismus hervorheben.  —  Vor  Allem  begegnen  uns  die  Feststellungen  tiber 
den  Zweck  der  Vereinigung.  Dieselben  sind  sehr  verschieden  in  den  verschie- 
denen Staaten.  Die  einen  lassen  sich  den  Zweck  geben  durch  einen  unwider- 
stehlichen höheren  Willen,  sei  es  einen  göttlichen,  sei  es  einen  menschlichen; 
bei  anderen  hat  er  sich  geschichtlich  und  allmählig  ausgebildet;  dritte 
endlich  haben  sich  den  Zweck  des  gemeinsamen  Lebens  nach  freier  überlegter 
Wahl  gesetzt,  und  vielleicht  nach  Befinden  wiederholt  geändert.  Bald  sind 
diese  Zwecke  ausdrücklich  ausgesprochen  und  bestimmt  formulirt;  bald  rauss 
man  sie  erst  durch  Schlüsse  darstellen.  Und  überall  hängen  mit  diesen 
obersten  Zwecken  wieder  verschiedenartige  Gnindsätze  und  Einrichtungen  zur 
Vertheidigung  imd  Ausführung  zusammen,  welche  mit  ihnen  die  Verfassungen 
oder  Gi-nndgesetze  bilden.  Allein  so  bunt  diess  Alles  auch  erscheinen  mag,  so 
ist  doch  kein  Staat  ohne  seine  bestimmte  Giimdlage;  und  es  ist  ein  falscher 
Sprachgebrauch  oder  eine  Gedankenlosigkeit,  von  verfassungslosen  Staaten  zu 
reden.  —  Ein  zweites  in  jedem  Staate  geordnetes  Verhältniss  sind  die  Bezie- 
hungen der  Einheit  zu  den  einzelnen  Theilhabem  (den  oben  geschilderten  Per- 
sönlichkeiten). Allerdings  beweist  das  thatsächliche  Vorhandensein  dieser  be- 
sonderen Existenzen,  dass  ihre  Selbstständigkeit,  die  Verfolgung  ihrer  verschie- 
denen Lebenszwecke  und  das  eigenthümliche  Verhalten  eines  jeden  Einzelnen 
keineswegs  aufliört  im  Staate;  allein  es  steht  doch  Jeder  mit  der  Einheit  in 
sehr  engen  und  mannigfachen  bleibenden  Beziehungen,  so  dass  er  wesentlich 
in  den  grossen  Organismus  einbegriffen  ist.  Es  lassen  sich  namentlich  dreierlei 
Beziehungen  dabei  unterscheiden.  Einmal,  in  wie  ferne  der  Einzelne  zu  der 
Bildung  des  Gcsammtwillens  beiträgt.  Diese  Mitwirkung  ist  äusserst  verschie- 
den in  den  verschiedenen  Staaten:  mittelbar  und  unmittelbar;  nur  bei  einem 
Factor  des  Willens,  oder  allgemein;  von  Seite  Aller  oder  nur  einzelner  Be- 
gOnstigter.  Zweitens  besteht  das  Verhältniss  des  Gehorsams  gegen  den  Gesammt- 


1)  Näheret  über  diese  glänze  Ansicht  ualcn  in  Abh.  VI.  Ausrührlicher  habe  ich 
meine  Auflassung  —  freilich  zunächst  nur  hinsichUich  der  Verpflichtung  zu  ciaer 
Wehre chls Ordnung  —  entwickelt  in  der:  „Revision  der  völkerrechtlichen  Lehre 
vom  Asyirccbtc,"  in  der  Tab.  Zeitechr.  für  Staalsw.,  1854,  H.  3  und  4. 
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willen.  Es  verstellt  sich,  dass  in  allen  Staaten  der  Einzelne  dem  Gesammt- 
willen  gehorchen  muss,  sonst  ■wäre  dieser  ja  nicht;  allein  es  findet  dicss  nicht 
nur  in  verschiedenem  Maasse  imd  in  mancherlei  Form  statt,  sondern  haupt- 
sächlich ist  darin  ein  grosser  Unterschied,  wie  weit  sich  der  Gesammtwille  der 
verschiedenen  Staaten  in  die  Verhältnisse  und  Zwecke  der  einzelnen  Persön- 
lichkeiten mischt.  Drittens  steht  der  Staat  im  Verhältnisse  zu  den  Einzelnen 
hinsichtlich  der  Ausführung  des  Gesammtwillens.  Er  kann  natürlich  nur  durch 
Personen  liandeln;  diese  aber  sind,  wie  schon  ein  flüchtiger  Bhck  in  die 
Wirklichkeit  zeigt,  auf  sehr  verschiedene  Weise  die  Organe  des  Gesammtwil- 
lens. Zum  Theile  freiwillig,  zürn  Theile  genöthigt;  nur  wenige  besonders  Er- 
lesene, oder  alle  Taugliche  in  der  Reihenfolge  oder  nach  sonstiger  Ordnung; 
blos  ausführend,  oder  verweisend  und  überlegend.  —  Eine  dritte  Ilauptthätig- 
keit  jedes  Staatslebens  im  Innern  ist  endlich  die  Bestimmung  und  Ordnung 
der  verschiedenen  Organe,  welche  zur  Durchführung  des  Gesammtwillens  nöthig 
sind;  also  die  Bestellung  und  Einrichtung  der  Staatsbehörden.  Es  darf  nicht 
wundern,  wenn  auch  hier  wieder  eine  grosse  Manchfaltigkeit  sich  darbietet 
Die  verschiedenen  obersten  Staatszwecke  bringen  natürlich  auch  verschiedene 
Mittel  mit  sich;  und  überdiess  ist  bei  den  hier  allein  vorliegenden  Zweck- 
mässigkeitsfragen  eine  breite  Möghchkeit  der  Wahl.  Aber,  wie  immer  dieses 
Alles  geordnet  sein  mag,  eine  dem  Zwecke  des  bestimmten  Staates  entspre- 
chende Organisation  der  Gesammtgtwalt  findet  sich  überall  als  ein  wesent- 
licher Bestandtheil  des  staatlichen  Lebens.  —  So  sehen  wir  also  den  Staat  zu 
allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  trotz  grosser  Bildsamkeit  gleichartig  im 
innersten  Wesen.  Die  Einheit  des  Zusammenlebens  ist  möglich  und  nothwen- 
dig  durch  die  Gleichheit  der  menschlichen  Natur  und  durch  die  Ueberein- 
stimmung  der  Bedürfnisse  auf  derselben  Entwicklungsstufe ;  die  Verschiedenheit 
in  Zwecken  und  Formen  dieser  Einheit  aber  wii'd  erzeugt  durch  die  Vielseitig- 
keit und  Entwicklungsfähigkeit  der  menschUchen  Anlagen.  Sowohl  die  Ab- 
schliessung  der  einzelnen  PersönUchkeiten  in  erlaubter  Selbstsucht,  als  ihr 
Aufgehen  in  einer  Allgemeinheit  sind  logische  Folgen  unveränderlicher  Gesetze 
der  geistigen  und  körperlichen  Welt.  Dass  übrigen  der  Staat  und  seine  Ein- 
richtungen, wie  jedes  andere  menschhche  Verhältniss,  von  verschiedenen  Stand- 
punkten, nämlich  vom  religiösen,  vom  sittlichen,  vom  rechtlichen  und  vom 
wirthschaftlichen ,  aufgefasst  und  geftlhrt  werden  kann,  bedarf  nicht  erst  der 
Bemerkung. 

Bis  hierher  kann  ein  ernsthafter  Zweifel  über  die  richtige  Auffassung  der 
Wirkhchkeit  nicht  stattfinden.  Es  ist  aber  auch  geringes  Verdienst  dabei:  die 
beiden  einander  entgegengesetzten  Erscheinungen  des  Einzelnlebens  und  des 
Einheitsorganismus  liegen  allzudeutUch  vor.  Anders  verhält  es  sich  jedoch 
mit  dem  di-itten  Verhältnisse,  dessen  Beobachtung  jetzt  obhegt.  Theils  die  weit 
grössere  materielle  Verschiedenheit  seiner  Gegenstände,  theils  die  oft  ver- 
schwommenen Formen  seiner  Gestaltungen,  endhch  das  nicht  seltene  Hintiber- 
greifen in  die  Sphären  des  Einzelnlebens  oder  des  Staates,  machen  die  Auffas- 
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sung  weit  schwieriger.  So  zwar,  dass  das  Ganze  bisher  auch  in  der  Wissen- 
schaft entweder  ganz  unbeachtet  gelassen,  oder  fälschlich  als  unter  den  beiden 
anderen  Seiten  des  Zusammenlebens  begriffen  betrachtet  wurde.  Dennoch  kann 
ein  unbefangener  und  aufmerksamer  EinbUck  in  die  Wirklichkeit  zum  Ziele 
ftüiren.  —  Halte  man  sich  nur  zunächst  an  die  Thatsachen ;  die  Erklärung  wird 
sich  von  selbst  geben.  Dieser  Thatsachen  aber  sind  manche  und  mancherlei. 
Eine  Erscheinung,  welche  uns  bei  allen  europäischen  Völkerschaften  ent- 
gegentritt, ist  die  der  verschiedenen  Stände,  d.  h.  grösserer  oder  kleinerer 
Anzahlen  von  Personen,  deren  gemeinschaftUche  Lebensaufgabe  die  Verfolgung 
einer  der  grossen  menschlichen  Beschäftigungen  ist,  und  welche  in  Folge  des- 
sen in  vielen  Beziehungen  gemeinschaftUche  Verhältnisse  imd  vor  Allem  gleiche 
Rechtsverhältnisse  haben.  Es  ist  wahr,  der  Staat  hat  sich,  und  zuweilen  in 
sehr  bedeutenden  Beziehungen,  dieser  Stände  bemächtigt,  dieselben  auch  von 
semer  Seite  und  für  seine  Zwecke  geordnet  und  benützt,  so  dass  sie  unter 
seinen  Gesetzen  und  Einrichtungen  eine  Stelle  einnehmen,  und  auch  die  Rechte 
des  Einzelnlebens  hierdurch  berührt  werden.  Allein  in  diesen  staatlichen  und 
gesetzhchen  Beziehungen  geht  das  Verhältniss  keineswegs  auf;  sondern  es  sind 
auch  ganz  abgesehen  von  jenen,  unberührt  durch  sie,  und  nicht  entsprossen 
aus  ilmen ,  vielfache  und  wichtige  Erscheinungen  da,  nämlich :  genossenschaft- 
liches Leben,  gemeinsame  Interessen,  gleiche  Gewohnheiten,  Sitten,  Gefühle; 
dem  gemäss  aber  auch  sehr  bemerkbare  Folgen  für  Genossen  und  Ungenossen. 
Es  ist  eine  Zusammenschaarung  und ,  gegen  Dritte ,  eine  Absonderung  auch 
ganz  ausserhalb  der  staatlichen  Organisation;  wenn  schon  in  so  ferne  durch 
diese  verstärkt,  als  sie  den  erzeugendjen  Zustand  äusserhch  befestigt.  Man 
nehma^nnr  z.  B.  den  Adel,  die  GeistUchkeit,  die  Handwerker  und  die  Bauern; 
selbst  in  ihren  jetzigen,  durch  den  neuen  Staatsgedanken  und  durch  die 
Leidenschaft  der  Gleichheit  verflachten  Zuständen,  naracntlicli  aber  in 
der  froheren  reichen  Gliederung  und  starren  Absondwung.  Und  wäre  es 
niclit  sowohl  um  einen  Bpweis  aus  der  uns  nahe  hegenden  Wirklichkeit, 
als  vielmehr  um  ein  in  stärksten  Zügen  hervortretendes  Beispiel  zu  thun, 
so  könnten  die  erbUchen  Kasten  Hindostans  angeführt  werden,  wo  die  engste 
Beschränkung  auf  eine  ganz  einzelne  Art  der  Beschäftigung  durch  die  Geburt 
auferlegt  ist,  und  sie  sich  mit  Nothwendigkeit  von  Geschlecht  zu  Geschlechte 
fortpflanzt.  Hier  treten  natürlich  sowohl  die  Folgen  der  Gemeinschaftlichkeit 
als  die  der  Abschlicssung  von  allen  Uebrigen  im  höchsten  Grade  henor,  und 
geben  der  ganzen  Bevölkerung  ein  ebenso  mauchfachcs,  als  in  jeder  einzelnen 
Form  unzerstörbares  Gepräge.  Die  Erfährung  zeigt,  dass  selbst  die  tiefsten 
politischen  Erschütterungen,  die  gräulichsten  Zerstörungen,  jahrhundertelange 
Herrschaft  Fremder  und  nach  fremdartigen  Gesetzen  und  Bogriffen  Regierender 
dieses  undurchdringUclie  Gewebe  von  Sitten  und  Interessen  nicht  zerstören 
können.  Weltreiche  gehen  über  solclic  Zustände  lüu,  ohne  sie  anders  als  auf 
der  Oberfläche  anzugreifen.  Wohl  zum  uuläugbarcn  Beweise,  dasa  sie  ausser 
dem  Staate  sind. 
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Eine  andere  ebenfalls  sehr  allgemeine  Erscheinung  ist  das  Gemeinde- 
lebcn.  Allerdings  hat  jetzt  der  Staat  die  Gemeinden  seinem  Organismus 
als  unterstes  Glied  eingereiht,  und  bentitzt  überdies  die  Vorsteher  dersel- 
ben vielfältig  geradezu  als  seine  Beamte.  Allein  nicht  nur  war  diess  keines- 
wegs immer  so ;  sondern  auch  jetzt  noch  ist  die  Gemeinde  nichts  weniger  als 
nur  ein  Verwaltungsbezirk.  Selbst  jetzt  noch  hat  sie  ein  reiches  selbstständi- 
ges Leben  mit  einer  ganzen  Reihe  von  Folgen.  Das  dauernde  Zusammensein 
Vieler  an  demselben  Orte  und  das  nahe  an  einander  Gedrängtsein  derselben 
erzeugt  Bedürfnisse  und  Interessen,  welche  einer  Seits  in  vereinzelten  und 
vorübergehenden  Zuständen  gar  nicht  bestehen,  oder  jeden  Falles  nicht  be- 
friedigt werden  könnten;  die  aber  anderer  Seits  mit  der  Einheit  des  Staatsge- 
dankens und  mit  seinem  Organismus  gar  nichts  zu  thun  haben.  So  die  Er- 
leichterung des  täglichen  Verkehres  ;  die  Annehmlichkeit  der  Benutzung  öffent- 
licher, Allen  zugänglicher  Anstalten;  die  Verschönerung  der  Umgebungen;  die 
gemeinschaftliche  Anschaffung  von  Kunstgegenständen ,  Vergnügungen ,  Bil- 
dungsmittcln.  Die  gemeinschaftliche  Thätigkeit  für  alle  diese  Dinge  bildet 
ein  eigenes,  auf  örtlicher  Grundlage  ruhendes  genossensehaftliches  Leben. 
Es  sind  hier  Verdienste  erwerbbar ;  bilden  sich  Partheien ;  es  ist  Kampf  und 
Versöhnung ;  es  sind  örtliche  Sitten ,  üeberlieferungen ,  Lasten  und  Freuden. 
Diess  Alles  aber  läuft  völlig  imabhängig  neben  deni  Staate ,  seinen  Forderun- 
gen und  Leistungen  her ,  und  lässt  ebenso  die  einzelne  Persönlichkeit  in  ihrem 
engen  selbstgczogencu  Kreise  walten.  Es  ist  also  in  der  Gemeinde  eine  Ge- 
nossenschaft eigener  Art,  welche  ihren  eigenen  Gesetzen  folgt ;  welche  ihre,  oft 
sehr  beträchthchcn,  Folgen  für  die  Genossen  und  für  Fremde  hat;  und  welche 
im  Staatslehen  keineswegs  aufgeht. 

In  manchen  Ländern  sehen  wir  die  wichtigsten  Gestaltungen  in  Folge 
des  Zusammenlebens  verschiedener  Racen.  Am  auffallendsten  sind  die  Er- 
scheinungen da,  wo  jede  Race  ihren  eigenen  unverwischbaren  fremden  Typus 
hat;  oder  da,  wo  —  vielleicht  in  früher  Zeit  und  mit  längst  eingetretener 
staatlicher  Ausgleichung  —  ein  fremder  Stamm  erobernd  eindrang  und  sich 
zwischen  die  ursprünghchen  Bewohner  setzte.  Hier  finden  wir  das  festeste 
Zusammenhalten  jeder  Race  ,  bei  der  schärfsten  Unterscheidung  von  den  an- 
deren. Selbst  kaum  erkennbare  Spielarten  bilden  ilire  eigenen  Genossenschaf- 
ten. Und  zwar  gehen  die  Folgen  dieser  natürlichen  Venvandtschaften  nicht 
selten  bis  in  das  Innerste  des  Lebens.  Wir  finden  da  hochmüthige ,  imüber- 
steigbare  Sonderung;  bittern  Hass  der  Zurückgesetzten;  völlige  Verschieden- 
heit der  Lebenszwecke  und  des  Bewusstseins;  die  abweichendsten  Sitten.  Ein 
Stamm  versagt  oft  dem  andern  die  Anerkennung  als  Menschen.  Und  so  we- 
nig geht  diess  vom  Staate  aus  oder  hängt  mit  ihm  nothwendig  zusammen,  dass 
es  selbst  seinen  ernstesten  Gesetzen  nicht  gelingt  eine  Aussöhnung  und  Gleich- 
heit zu  bewerkstelligen.  Es  ist  ein  mächtiger,  oft  höchst  gewaltthätiger  Zu- 
stand ;  welcher  allerdings  auch  den  Staat  vielfach  berührt ,  aber  in  "deinem  in- 
nersten Wesen  ganz  ausser  der  politischen  Einheit,  eigentlich  im  Widerspruche 
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mit  ihr,  besteht.  Man  sehe  z.  B.  das  Nebeneinanderbestehen  der  weissen  und 
scliwarzen  Kace  auch  in  den  Nichtsclavenstaaten  Amerika's ;  das  der  angel- 
sächsischen und  der  keltischen  Race  in  Irland ;  das  der  Hindu  und  der  Mongo- 
len; der  Russen  und  der  Polen;  man  denke  an  die  Juden;  an  die  tlberra- 
schende  Einsicht,  welche  Thierry's  Scharfsinn  in  die  Zustünde  der  europä- 
ischen Bevölkerungen  nach  den  grossen  Race  -  Eroberungen  eröffnet  hat.  In 
allen  diesen  Verhältnissen  ist  mehr  als  der  Staat,  anderes  als  der  Staat. 

Unmöglich  können  in  unserer  Zeit  diejenigen  Gestaltungen  übersehen 
werden,  welche  aus  den  Verhältnissen  zur  Arbeit  und  zum  Besitze  her- 
rühren. Also  die  gemeinsamen  Zustände  und  Interessen ,  damit  aber  auch  die 
Genossenschaften,  der  Arbeiter,  der  Unternehmer,  der  Kapitalisten; 
oder  Derer,  welchen  der  grosse  Grundbesitz  zusteht,  sodann  der  Päch- 
ter xmd  der  kleinen  Wirthe.  Sind  es  doch  gerade  die  in  diesen  Lebens- 
kreisen immer  deutlicher,  zum  Theile  zum  Entsetzen  drohend,  hervortretenden 
Erscheinungen,  welche  uns  auf  die  Natur  und  die  Macht  gemeinschaftlicher 
Zustände  aufmerksam  gemacht  haben.  —  Niemand  ist  z.  B.  mehr ,  welcher 
wähnt,  die  ganzen  Verhältnisse  imd  die  volle  Bedeutung  der  fabrikarbeitenden 
Bevölkenmg  zu  begreifen ,  wenn  er  sich  über  den  landesüblichen  Miethvertrag 
und  dessen  etwaige  nähere  Bestimmungen  für  die  Fabriken ,  und  anderer  Seits 
über  die  Theihiahme  der  Arbeiter  am  Wahlrechte  zu  Ständeversammlungen, 
über  ihre  Abgaben  und  ihr  gesetzliches  Heimatlu-echt  unterrichtet  hat.  Wir 
wissen  jetzt  Alle^  dass  der  diesen  Millionen  gemeinsame  Zustand  auch  bei 
ihnen,  und  zwar  weit  über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  hinaus,  eine  Ge- 
meinschaftlichkeit der  Lebensweise,  der  Lcbeusanschauungcn ,  der  Interessen, 
der  Leidenschaften,  eine  Uebereinstimmung  in  Sitten  und  Lastern,  ein  gleiches 
Verhalten  gegen  andere  Lebenskreise  im  Volke  erzeugt  hat.  Wir  wissen  jetzt 
Alle,  dass  durch  diese  so  weit  verbreitete  Eigenthümlichkeit  ein  ganz  neues 
Element  in  das  öffentliche  Leben  gekommen  ist,  zum  grüssten  Theile  unseelig 
in  allen  seinen  Beziehungen  und  Folgen  für  die  zunächst  Betheiligten,  und  uu- 
seelig  für  die  Anderen;  wie  es  aber  immer  sei,  ganz  unabhängig  von  der 
Staatsform,  und  nur  ganz  äusserlich  bis  jetzt  erreichbar  von  den  Staatsge- 
setzen. —  Oder  aber  ist  es  nöthig,  einen  nicht  ganz  Unkundigen  erst  aufmerksam 
zu  machen,  dass  z.  B.  die  Verhältnisse  Englands  nicht  allein  aus  dem  Organis- 
mus und  Mechanismus  seiner  Staatseinrichtuugen  begriffen  werden  können; 
sondern  dass  unter  Anderem  der  Einfluss,  welchen  die  mächtige,  ihre  eigenen 
Interessen  festhaltende,  durch  ihre  Sitten  weit  und  breit  einflussreiche  Genos^ 
senschaft  der  grossen  Grundcigcnthümer  ausübt,  somit  eine  in  keiner  Parla- 
mentsacte  vorgeschriebene  Ordnung,  wohl  zu  beachten  ist?  Muss  jetzt  noch 
Jemand  erst  darüber  belehrt  werden,  dass  die  Bildung  eines  Volkes  von  fast 
lauter  kleinen  Grundeigenthümem  die  Zustände  in  Frankreich  bestimmt,  mögen 
die  Staatseinrichtungen  diese  oder  jene  sein? 

Mit  leichter  Mühe  fände  man  wohl,  einmal  aufmerksam  gemacht  auf  diese 
Art  von  Verhältnissen,  noch  weitere  Lebenskreise  auf,  in  welchen  gemeinsame 


Begriff  der  Gesellschaft.  97 

Zustände  ausserhalb  des  Staates  bestehen  und  wirken;  so  z.  B.  die  Genossen- 
schaften, welche  sich  aus  dem  Bekenntnisse  zu  derselben  Religion  ergeben, 
oder  welche  aus  dem  Besitze  höherer  Bildung  im  Gegensatze  gegen  die  Un.- 
wissenden  entstehen,  u.  s.  w.  Eine  weiter«  Ausführung  wäre  jedoch  ermüdend 
und  nutzlos,  da  die  bisherigen  Beispiele  schon  vollkommen  hinreichen,  um  das 
Dasein  dieses  dritten  Bestandtheiles  des  menschlichen  Zusammenlebens  und 
dessen  Erscheinungen  nachzuweisen.  Vielmehr  ist  es  jetzt  an  der  Zeit  zu  im- 
tersuchen,  welches  die  wesentliche  Eigenthümlichkeit  dieser  Verhältnisse  ist, 
und  welchen  Gesetzen  sie  folgen. 

Hier  ist  nun  unschwer  zu  zeigen,  dass  allerdings  die  bisher  näher 
beschriebenen  oder  angedeuteten  Verhältnisse  gemeinschaftliche  bezeichnende 
Merkmale  haben. 

Vorerst  sind  die  Ursachen ,  welche  diesen  Zuständen  zu  Grunde  liegen, 
dauernder  Art.  Nur  wo  eine  Kraft  längere  Zeit  hindurch  wirkt,  kann  sie 
sich  in  ihren  Folgen  entwickeln  imd  befestigen.  '  Ein  schnell  vorübergehender 
Umstand  kann  allerdings  auch  sehr  wichtige  Folgen  haben;  allein  er  wird  keine 
bleibenden  Wirkungen,  keinen  Zustand  liinterlassen. 

Zweitens  sind  die  Ursachen  dieser  Zustände  von  grösserer  Bedeu- 
tung, entweder  geistiger  oder  sachlicher.  Nur  wo  wichtige  Interessen  vorlie- 
gen, können  sich  auch  weit  verbreitete  imd  dauernde  Folgen  daran  knüpfen, 
namentlich  die  dabei  Betheiligten  zu  einem  gemeinsamen  und  starken  Bewusst- 
sein  verbinden,  kann  sich  überhaupt  das  ganze  Verhältniss  abheben  von  der 
allgemeinen  Ordnung  der  Dinge.  Je  grösser  das  Interesse  ist,  je  tiefer  und 
weiter  es  das  ganze  Leben  der  Betheiligten  umfasst ;  desto  fester  und  be- 
wusster  tritt  auch  das  Gefühl  der  Gemeinsamkeit  und  desto  schärfer  die  Ab- 
scheidung von  den  Ungenossen  hervor.  Es  kann  diess  so  weit  gehen,  dass 
sich  die  Betheiligten  vorzugsweise  nur  in  diesem  Zustande  fühlen  und  denken, 
mit  Hintansetzung  sonstiger  menschlicher  imd  staatlicher  Verhältnisse. 

Drittens  ist  allgemeinere  Verbreitung  eine  nothwendige  Bedin- 
gung. \ycnn  auch  ein  dauerndes  und  wichtiges  Interesse  besteht,  aber  nur  für 
"Wenige,  so  mag  die  Beachtung  desselben  für  die  Wissenschaft  und  für  das 
staatliche  Handeln  immer  nöthig  sein ;  allein  es  bildet  sich  daraus  keiner  der 
auffallenden,  wcithinwii'kcnden  eigenen  Lebenskreise. 

Eine  vierte  Eigenthümlichkeit  dieser  an  ein  mächtiges  Interesse  anschies- 
senden  natürlichen  Krystallisationen  ist,  dass  sie  für  die  Betheiligten  durch- 
aus nicht  unverträglich  sind  mit  der  gleichzeitigen  Theil- 
nahme  an  anderen  ähnlichenGenossenschaften.  Mehr  als  Ein  In- 
teresse kann  für  den  Menschen  zu  gleicher  Zeit  von  Wichtigkeit  sein  und  seine 
Einwirkungen  auf  ihn  geltend  machen.  Allerdings  mögen  sich  in  solchen  Fäl- 
len die  beiderseitigen  Folgen  mehr  oder  weniger  zersetzen  und  umändern,  und 
es  kann  die  Beurtheilung  und  Behandlung  verschlungener  Zustände  schwürig 
werden;  allein  eine  ausschliessliche  Bemächtigung  der  Persönlichkeit,  wie  sie 
in  vielen  Staats  -  und  Rechtsverhältnissen  stattfindet,  tritt  nicht  nothwendig  ein. 
Fünftens  ist  zu  bemerken,   dass  die  einzelnen  von  uns  in's  Auge  gefass- 
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ten  Zustande  sich  hinsichtlich  ilires  Umfanges  keineswegs  nach  den  politi- 
schen Abgrenzungen  richten.  Ihr  Grund  ist  ein  Interesse.  So  weit  nun  dieses 
wirklich  reicht ,  so  weit  müssen  auch  die  Folgen  desselben  sich  entwickeln. 
Bald  wird  also  der  Umfang  des  gemeinschafthchen  Verhaltens  sich  nur  auf 
einen  Theil  eines  einzigen  Staates  beschränken,  bald  wird  dasselbe  über  Welt- 
theile  sich  erstrecken.  Allerdings  mögen  in  letzterem  Falle  die  besondern 
staatlichen  Verhältnisse,  absichtlich  oder  zufällig,  in  den  einzelnen  Ländern 
einwirken  und  verschiedene  Abschattungen  des  Zustandcs  erzeugen;  ebenso  ist 
wohl  möglich,  dass  bei  so  grosser  Ausdehnung  das  erzeugende  Interesse  nicht 
überall  gleich  stark  ist,  und  sich  somit  auch  ohne  äussere  Einwirkung  ein 
örthch  verschiedenes  Verhalten  ergiebt:  allein  die  Befreiung  von  künstlicher 
Eingrenzung  bleibt  doch  bezeichnendes  Merkmal. 

Endlich  ist,  sechstens,  noch  als  ein  bedeutendes  Merkmal  hervorzuheben, 
dass  diese  natürlichen  Gemeinschaften  keineswegs  einer  förmlichen  Orga- 
nisation zu  ihrer  Vollendung  und  ihrem  Bestehen  nothwendig  bedürfen,  und 
sogar  in  der  Regel  eine  solche  entbehren.  Eben  darin  besteht  ja  ihre  Eigen- 
thümlichkeit ,  dass  sich  bestimmte  Zustände  natürlich  entwickeln  aus  grossen 
gemeinschaftlichen  Interessen.  Es  ist  kein  Einzelner,  oder  eine  bestimmte  Ge- 
walt, welche  sich  etwas  vorsetzt,  einen  absichtlichen  Zweck  mit  entsprechen- 
den Mitteln  zu  erreichen  sucht,  zu  dem  Ende  das  unter  seine  Absicht,  als  Ge- 
genstand oder  Mittel  Fallende  zusammcnfasst ,  ordnet,  ihm  äusserliche  Ge- 
setze giebt;  sondern  es  sind  nur  logische  und  psychologische  Folgen  einer 
Thatsache,  wobei  es  für  die  Folgen  ganz  gleichgültig  ist,  woher  diese  letz- 
tere stammt.  Hiermit  soll  übrigens  keineswegs  gesagt  sein,  dass  diese  ge- 
meinsehafthchen  Interessen  -  Zustände  einer  Organisation  gar  nicht  fähig  seien» 
Im  Gegentheile  können  sie  erfahrungsgemäss  sowohl  von  den  Betheiligten 
selbst,  als  vom  Staate  eine  mehr  oder  weniger  vollständige  äussere  und  be- 
wusste  Ordnung  erhalten.  Allein  so  tief  eingreifend  auch  eine  solche  Orga- 
nisation sein  mag,  so  bleibt  sie  doch  nur  ein  zufälliges  Beiwerk,  welche  die 
eigentliche  Natur  des  betreffenden  Lebenskreises  nicht  verändert. 

Sind  nun  aber  die  im  Vorhergehenden  aufgeführten  Merkmale  richtig,  — 
und  es  scheint  in  der  That  nicht  möglich,  ihr  Vorhandensein  in  Abrede  zu 
ziehen,  —  so  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  man  es  hier  mit  einer  eigenen 
Art  von  Zuständen  zu  thun  hat,  und  dass  die  geschilderten  Genossenschaften 
weder  in  den  Lebenskreis  der  einzelnen  Persönliclikeiten ,  noch  in  den  Staat 
eingereiht  werden  können. 

Von  dem  Leben  der  Persönlichkeiten  unterscheiden  sie  sich  nämlich 
wesentlich  darin,  dass  in  jenem  immer  der  Selbstzweck  eines  einzelnen  Men- 
schen der  Mittelpunht  ist,  alles  nur  im  Verhältnisse  zu  diesem  aufgefasst  wer- 
den darf;  während  in  diesen  im  Gegentheile  eine  grössere  Anzahl  von  Per- 
sonen  zu  gleicher  Zeit  von  einer  gemeinsamen  Ursache  übereinstimmende  Ein- 
wirkungen aufiiimmt,  aber  auch  zu  übereinstimmendem  Handchi  bewogen  wird. 
Das  Wesen  des  Persönlichkeits -Lebens  ist  selbstisches  Zurückbeziehen  auf  sich; 
du  Wesen  dieser  naturwüchsigen  Genossenschaften  Ausdehnung  und  Gemein- 
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schaftlichkeit.  —  Im  XJebrigen  sei  hierbei  zwei  Missverständnissen  vorgebeugt. 
Einmal  nämlich  darf  keineswegs  das  Persönliclikeits- Leben  als  gleichbedeutend 
genommen  werden  mit  vollständiger  Vereinzelung,  und  das  jener  Genossenschaf- 
ten als  Vielfachheit  der  Verhältnisse.  Nichts  ist  richtiger,  als  dass  der  Mensch 
nie  ganz  vereinzelt  bestehen  kann;  ein  in  diesem  Sinne  aufgefasster  Naturzu- 
stand ist  etwas  durchaus  Unmögliches.  Desshalb  besteht  denn  auch  das  Ein- 
zelnleben zum  grössten  Theile  aus  Verhältnissen  des  Individuums  mit  an- 
deren Menschen.  Und  nichts  hindert  auch,  dass  der  Einzelne  selbst  mit  zahl- 
reichen Anderen  solche  Verhältnisse,  welche  gegenseitig  ihre  besonderen  Zwecke 
fördern,  eingehe ;  die  grössere  Zahl  zerstört  ja  den  persönliclien  Mittelpunkt 
keineswegs.  Allein  auch  die  reichsten  Beziehungen  der  Persönlichkeit  führen 
alle  wieder  auf  das  eigene  Ich  zurück;  während  die  Beziehungen  der  fragli- 
chen Genossenschaften  in  dem  gemeinschaftlichen  Zustande  zusammentreflfen. 
Zweitens  soll  nicht  behauptet  sein ,  dass  nicht  auch  in  den  Genossenschaften 
das  einzelne  Mitglied  seinen  eigenen  Vortheil  habe  und  verfolgen  könne.  Die 
Veranlassung  der  ganzen  Gemeinschaftlichkeit  ist  ja  ein  für  die  sämmtlichen 
Genossen  gleiches  wichtiges  Interesse.  Allein  es  verhält  sich  wesentlich  anders 
mit  diesen ,  als  mit  den  aus  der  Persönlichkeit  entspringenden  Forderungen 
und  Aneignungen.  Während  nämlich  bei  letzteren  ausschliesslich  ein  Gewinn 
für  den  betreffenden  Einzelnen  verfolgt  wird,  kann  der  Genosse  eines  Interesse- 
Vereines  seinen  besondern  Zweck  nur  dadurch  erreichen,  dass  er  vor  Allem  den 
gemeinschaftlichen  Vortheil  erstrebt,  von  welchem  aus  dann  auch  auf  ihn  das  Ge- 
wünschte zurückströmt.  So  z.  B.  ein  Adeliger,  welcher  seine  Standesehre  mög- 
lichst hoch  zu  stellen  strebt;  oder  ein  Geraeindegenosse,  der  zunächst  für  sich 
eine  Verschönerung  der  Umgegend  wünscht;  oder-  das  Mitglied  einer  unter- 
drückten Race ,  der  eine  Gleichheit  in  Anspruch  nimmt.  Die  Folgen  dieser 
Verschiedenheit  sind  nun  aber  höchst  bedeutend.  Bei  den  Genossenschaften 
nützt  die  Selbstsucht  yedes  Einzelnen  nothwendig  der  Gesammtheit,  und  die 
auf  solche  Weise  entstehenden  vielen  gleichzeitigen  oder  sich  folgenden  Förde- 
deruugen  sind  eine  grosse  Kraftquelle  für  das  Gemeininteresse.  Die  nur  an 
sich  ziehenden  Handlungen  der  Einzelnen  aber  lassen  besten  Falles  alle  Uebri- 
gen,  selbst  wenn  sie  in  gleicher  Lage  sind,  angefordert;  vielleicht  schaden  sie 
ihnen  geradezu  durch  Vorwegnahme. 

Noch  deutlicher  aber  springt  der  Unterschied  zwischen  den  natürlichen 
Genossenschaften  und  dem  Staate  und  dessen  Anstalten  in  die  Augen.  Und 
zwar  lässt  sich  dieser  Unterschied  sowohl  begrifflich  klar  darstellen,  als  in  der 
Wirklichkeit  an  äusseren  Merkmalen  unzweifelhaft  erkennen.  —  In  ersterer 
Beziehung  ist  es  blos  nöthig ,  den  Satz  im  Auge  zu  behalten ,  dass  der  Staat 
die  Verwirklichung  des  Einlieitsgedankens  im  Volke  ist  Nicht  nur  die  Staats- 
gewalt im  Ganzen  und  die  über  das  gesammte  Volksleben  sich  erstreckenden 
Anstalten  sind  somit  die  äusseren  Erscheinungen  und  Organe  dieses  Gedan- 
kens ;  sondern  auch  die  zu  einzelnen  Zwecken  bestimmten,  somit  lediglich  einen 
Theil  der  Mitglieder  und  ihrer  Zwecke  berührenden  Thätigkeitsäusserungen 
des  Staates  haben  ausschliessend  diese  Gnmdlage  und  Berechtigung.    Sie  sind 
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Nachliülfc  im   Einzelnen  aus   dem  Gesichtspunkte  und   Interesse  der  Einheit. 
Bei  den  aus  besonderen  Interessen  hervorgehenden  Genossenschaften  ist  nun 
aber  gerade  das  Gegentheil  der  Fall ;   sie  haben  immer  nur  einen  fragmenta- 
rischen Lebenszweck  zum  Gegenstande.     Und  selbst  wenn   sie  sich  räumlich 
oder  nach  der  Zahl   ihrer  Genossen  noch  so  weit  ausdehnen,   so  behalten  sie 
doch  diesen  beschränkten  somit   von  dem  des  Staates  im  Grundsatze  verschie- 
denen, Charakter.    Wenn  sich  somit  auch  der  Staat,  und  die  Interessen  -  Genos- 
senschaften inhaltlich   nicht  widersprechen,   weil  beide  Organismen  zu  Er- 
füllimg  der  Zwecke   derselben   Subjecte  sind :    so    haben  sie   doch   wesentlich 
verschiedene  Begründung  und  Richtung,  und  ein  Zusammenwerfen  der  natürli- 
chen Genossenschaften  mit  den  Staatseinrichtungen  ist  eine  grosse  Verkennung 
des  beiderseitigen  Wesens.  —  Das  äusserliche  Unterscheidungszeichen  aber  be- 
steht darin,  dass  auch  die  in  das  Einzelnste  heruntersteigenden  Staatsanstalten 
durch  die  Staatsgewalt  selbst  oder  vermöge  eines  nachweisbaren  Auftrages  von 
ihr  errichtet  und  mit  Gesetz,  Gegenstand  und  Umfang  ihrer  Thätigkeit  versehen 
sind ;  während  die  Interessen-Genossenschaften  unabhängig  von  dem  Staate  und 
seinem  Willen,  sondern  aus  den  natürlichen  Beziehungen  der  Menschen  zu  ge- 
wissen Thatsachen  entstehen  und  bestehen.     So    weit   der  Staat   glaubt   seine 
Wirksamkeit  und  seinen  Organismus  ausdehnen  zu  können  und  zu  sollen,  so- 
weit geht   er  auch  in  der  That;    was  er  nicht  schafft   oder    ausdrücklich   an- 
nimmt, gehört  ihm  auch  nicht  an.     Es  entscheidet  also  hier  einfach  die  That- 
sache.  —  In  beiden  Auffassungen   darf  es  nicht  stutzig  machen,    dass  —  wie 
bereits  bemerkt  —  die  natürlichen  Genossenschaften  auch  eine  förmliche  Orga- 
nisation haben    können ,    oder  dass   der  Staat  solche  Genossenschaften    durch 
Gesetze  mehr  oder  weniger  eingreifend  berührt.     Das  Recht  zu   einer   eige- 
nen Organisation  hat  ja  nicht  etwa  blos  der  Staat,  sondern  jeder  an  sich  da- 
zu fähige  und  zum  Bestehen  berechtigte  menschliche  Verein,     Der   Staat   hat 
nur  das  Recht  und  die  Pflicht,   Organisationen,  welche  mit  den  Einheitszwe- 
cken oder  mit  der  Gleichberechtigung  coexistirender  Privaten  unvereinbar  wä- 
ren,    zurechtzurücken.     Was  aber   das  staatliche  Eingi*eifen  betrifft,    so  mag 
der  Staat  in  einer  natürlichen  Interessegenossenschaft   entweder  rechtswidrige 
oder  gemeinschädliche  Auswüchse  bemerken,  und  solchen  mit  Recht  und  nach 
Pflicht  entgegentreten;  oder  aber  er  kann  eine  solche  Genossenschaft  tauglich 
zur  Unterstützung  seiner  eigenen  Zwecke  finden,  und  sie,   soweit  hierzu  nöthig, 
in  Anspruch  nehmen  und  ordnen.     In  dem  einen  wie  in  dem  andern   Falle 
bleibt  jedoch  die  Genossenschaft  in  ihrem  Wesen ;  und ,   soweit  sie    nicht  be- 
rührt ist  durch  den  Staat,   ausserhalb  desselben,  und  lebt  ihr  eigenes  Leben. 
Offenbar  ist   es  hier  nicht  anders,   als   im  Verhältnisse  des  Staates  zu    einer 
cinzefaicn  Persönlichkeit. 

Es  ist  somit  erwiesen,  dass  diese  Interessen  -  Genossenschaften  ein  eigen- 
thflmliches,  weder  mit  den  PersOnlichkeitszuständen ,  noch  mit  der  staat- 
lichen Einheit  zu  verwechselndes  und  zu  verbindendes  menschliches  Vcrhältniss 
sind.  In  diesem  Falle  ist  dann  aber  auch  nöthig,  dass  ihnen  eine  eigene 
Bezcichnang  werde.     Man  hat  hierzu  das  Wort  Gesellschaft  gewählt. 
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Und  wenn  es  auch  in  so  ferne  vielleicht  nicht  passend  ist,  als  auch  noch  an- 
dere Verhältnisse  damit  bezeichnet  werden,  namentlich  ein  streng  juristisches 
und  ein  blos  auf  den  Umgang  bezügliches :  so  ist  es  doch  bereits  so  allgemein 
in  allen  europäischen  Sprachen  angenommen,  dass  eine  Aenderung  nur  neue 
Verwirrung  erzeugen  könnte.  Gesellschaftliche  Lebenskreise  sind  also 
die  einzelnen,  je  aus  einem  bestimmten  Interesse  sich  entwickelnden  natürlichen 
Genossenschaften,  gleichgültig  ob  förmlich  geordnet  oder  nicht;  gesellshaft- 
liche  Zustände  sind  die  Folgen,  welche  ein  solches  mächtiges  Interesse  zu- 
nächst für  die  Theilnehmer,  dann  aber  auch  mittelbar  für  die  Nichtgenossen 
hat ;  die  G  c  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  endlich  ist  der  Inbegriff  aller  in  einem  bestimmten 
Umkreise,  z.  B.  Staate,  Welttheile,  thatsächlich  bestehenden  gesellschaftlichen 
Gestaltungen. 

Schhesslich  bedarf  es  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  die  aus  diesen 
Interessen  sich  entwickelnden  gesellschaftlichen  Zustände  keineswegs  immer  und 
überall  gleicharlig  sind,  vielmehr  die  Gesellschaft  bei  demselben  Volke  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  bei  verschiedenen  Völkern  einen  so  abweichenden  Cha- 
rakter hat,  dass  sie  kaum  je  in  zwei  Fällen  völlig  gleich  ist.  Es  sind 
namentlich  drei  Ursachen,  welche  diese  Verschiedenlieit  erzeugen.  Einmal 
sind  die  thatsächliclien  Zustände  der  Völker  unter  sich  sehr  abweichend,  und 
ist  deshalb  auch  die  Zahl  der  auf  sie  wirkenden  Interessen  keineswegs  immer 
und  überall  die  nämliche.  Zweitens  kann  ein  Interesse,  wenn  es  auch  vor- 
handen ist,  bei  zwei  verschiedenen  Völkern  oder  bei  demselben  Volke  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  einen  sehr  verschiedeneu  Grad  von  Intensität  oder  von  Aus- 
dehnung haben.  Danach  werden  denn  auch  die  entsprechenden  gesellschaftli- 
chen Gestaltungen  schwach  und  klein,  oder  innerlich  und  äusserlich  mächtig 
sein.  Endlich  können  sich  die  Motive  zu  gesellschaftlichen  Zuständen  auf  die 
manchfachste  Weise  miteinander  verbinden  und  durchkreuzen.  Jedes  Interesse 
kann  mit  einem  oder  mehreren  anderen  gleichzeitig  vorhanden  sein  bei  einer 
Anzahl  von  Menschen.  Hieraus  entstehen  Zustände  und  Folgen,  welche  von 
den  ursprünglichen  und  einfachen  sehr  verschieden  sind.  Nicht  nur  Steigerun- 
gen oder  Schwächungen,  sondern  auch  Verquickungen  und  ganz  neue  Verhält- 
nisse treten  zu  Tage.  —  Ein  Versuch,  alle  möglichen  oder  auch  nur  die  in 
der  Erfahrung  wirklich  erschienenen  Verschiedenheiten  aufzuzählen  und  zu  be- 
stimmen, wäre  daher  eben  so  end-  als  zwecklos.  In  jedem  concreten  Falle 
bleibt  billigerweise  Erkenntniss  und  Beurtheiluug  einer  richtigen  Beobachtung 
und  scharfsinnigen  Auffindung  der  Ursachen  imd  Folgen  überlassen  '). 


1)  Vorstehende  Entwicklung  des  Begriffes  der  Gesellschaft  ist  von  mir  im  WesentL- 
chen  zuerst  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  Staatsw.,  1851,  H.  1,  veröffentlicht 
worden.  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  haben  sich  auch  —  ohne  dass  ich  jedoch 
Kcnntniss  davon  gehabt  hätte  —  zwei  österreicliische  Gelehrte  mit  der  Frage  be- 
schäftigt; nämlich  v.  Hasner  in  der  Abliandlung:  Das  Verhällniss  der  socialen 
zur  Staatstheorie,  in  Haimerrs  Magazin  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft,  1850, 
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in. 

Das  Verhältniss  der  Gesellschaftswissenschaften  zu  den 
Staatswissenschaften. 

So  bald  feststeht,  dass  die  Gesellschaft  ein  eigenthümliches  menscliliches 
Verhältniss  ist,  ist  auch  die  Möglichkeit  einer  eigenen  wissenschaft- 
lichen Auffassung  derselben  erwiesen ;  und  so  bald  erhellt ,  dass  dieses  Ver- 
hältniss ein  wichtiges  ist,  liegt  die  theoretische  und  praktische  Nothwendig- 
keit  einer  solchen  Bchandhmg  zu  Tage.  Mit  anderen  Wortcu :  wenn  wirklich 
im  Zusammenleben  der  Menschen  ein  weitverbreiteter,  einflussreicher  und  be- 
ständiger Zustand  besteht,  welcher  weder  zu  dem  Lebenskreise  der  einzelnen 
PersönUchkeiten,  noch  anderer  Seits  zu  dem  des  Staates  gehört:  so  kann  und 
muss  sein  Wesen  begriffen,   mtlssen  die  Gesetze,  welche  seine  Entstehung  und 


Bd.  T,  S.  56  fg.,  und  M.  Heyssler:    Die  Geseilschafl  und  ihre  Stellung  im  Sy- 
steme des  Rechts,    das.,    Bd.  11,    S.  388  fg.      Unsere  Auffassung  ist   keineswegs 
dieselbe  ;    allein   in  dem  Hauptpunkte,  nämlich    in  der  Begreifung  der  Geseilschafl 
als  einer  zwischen  dem  Leben  des  Individuums  und  dem  des  Staates  in  der  Mitte 
hegender  Sphäre,  stimmen  wir  übercin.     Da  wir,  wie  gesagt,  von  einander  nichts 
wussten ,    so  mag   doch  immerhin    dieses  Zusammentreffen  als  einige  Vermutlmng 
der  Wahrheit  gellen.  —  Im  Uebrigen  ist  die  Ansicht  der  beiden  Gelehrten  genauer 
folgende:     Hasner  versteht  unter  Gesellschaft  die   „unmittelbaren  anorganischen 
Beziehungen  atomislischer  Personen",  somit  die  naturwüchsigen  aber  nicht  formell 
geordneten ,   noch  sich   als  besondere^   wissenden  Gestaltungen    des  Lebens   nach 
Interessen  und  Rechten.     Er  verlangt  daher,   dass  „die  Gesellschaft  weder  neben, 
gegenüber,  noch  über  dem  Staate ,  sondern  i  n  ihm  betrachtet  werde"  ;    und    ihm 
ist  die  Gesellschaftswissenschaft  kein  eigener  selbstständiger  Kreis,  sondern  nur  ein 
bisher  vernachlässigter  Stoff  der  Staats  Wissenschaft.    Heyssler   dagegen  fasst   die 
Gesellschaft  als  das  Yolk,  d.  h.  als  „das  volksmässig  zusammenhängende  und  ge- 
schlossene Ganze"    auf,    in   dessen  Schoos  das  ganze  Leben  vor  sich  geht     Ihm 
ist  CS  die  Grundlage  (das  „basische  Gebiet"),    auf  welcher  einer  Scits  das  verein- 
zelte Leben  des  Individuums ,    anderer  Seits   das  umfassende  und   einseitUche  des 
Staates  sich  entwickelt.     Er  fasst  das  Gebiet  ihrer  Thätigkeit  als    ein  sowohl   von 
dem  der  Person,  als  dem  des  Staates  verscliiedenes  auf,  und  verlangt  daher  auch  eine 
eigene  GesellschanswisscnschafI ,   zunächst  ein  GcscUschaflsrecht.     Der  Unterschied 
zwischen  diesen ,    unter  sich  frciUch  auch  nicht  gleichen ,  Ansichten  und  der  mei- 
nigen   besteht   somit   darin ,    dass    von  jenen   die  Gesellschaft    als   ein    mit    dem 
menschlichen  Bestandtbeile    des  Staates  gleichbedeutendes,    zwar  formloses,  aber 
gleichförmiges  Ganzes  crfasst  wird;    von  mir  dagegen  als  eine  Vielheit  ganz  ver- 
schiedenartiger kleiner  Kreise  innerhalb  des  Volkslebens,  deren  Krystallisationskcrn 
ein  den  Genossen  gemeinscbafUicIics  Sonderintcressc  ist    Es  ist  nicht  an  mir,   ein 
scbliessliehes  Urtheil  über    diese  Meinungsverschiedenheit   zu  fallen;   allein    darauf 
moM  ich  jeden  Falls  bioweiten  ,   dass  beide  abweichende  Ansichten  die  thatsäch- 
lich  unläugbar  vorhandenen  naturwüchsigen  und    zum  Thcilc  vollkommen    organi- 
»irten  engeren  Lcbcn-skreise  ganz  übersehen.    Damit  aber  ist  offenbar  die  Aufgabe 
wenigstens  nicht  vollständig  gelöst. 
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seine  Entwicklung  bedingen,  erforscht,  die  Folgerungen,  welche  sein  Dasein  für 
die  Betheiligten  und  für  die  ausser  ihm  stehenden  Lebenskreise  hat,  gezogen 
werden ;  und  zwar  abgesondert  von  der  wissenschaftlichen  Behandlung  anderer 
Verhältnisse  des  menschlichen  Zusammenlebens.  Ausserdem  ist  möglich  und 
nothwendig,  dass  auch  das  geschichtliche  Wissen  über  den  Gegenstand  durch 
Forschung  und  Ordnung  zum  Bewusstsein  gebracht  werde. 

Eben  so  klar  ist,  dass,  wenn  die  im  Vorstehenden  entwickelten  Ansichten 
über  Gesellschaft  richtig  sind,  damit  auch  nicht  nur  die  systematische  Ordnung 
und  der  Umfang  der  Gesellschaftswissenschaft,  sondeni  auch  deren  Verhältniss 
zu  der  Staatswissenschaft  gegeben  ist. 

Geht  man  nämlich  von  der  doppelten  Annahme  aus : 

erstens,  dass  auch  die  Gesellschaft  von  sämmtlichen  verschiedenen 
Standpunkten  aufzufassen  und  wissenschaftlich  zu  behandeln  ist,  von  welchen 
überhaupt  die  Verhältnisse  des  menschlichen  Zusammenlebens  betrachtet  wer- 
den können,  also  vom  Standpunkte  des  Rechtes,  der  (philosophischen  und  reli- 
giösen) Sittlichkeit  und  der  Zweckmässigkeit,  und  dass  hierbei  die  Vorschriften 
für  das  Verhalten  von  der  Erzählung  der  geschichtlichen  Thatsachen  zu  tren- 
nen sind; 

zweitens,  dass  zwar  auch  bei  der  Gesellschaftswissenschaft  au  und  für  sich 
zweierlei  Behandlungsarten  erlaubt  sind,  nämlich  eine  organische,  welche  in 
der  Reihenfolge  eines  passenden  Systemes  die  einzelnen  Punkte  immer  voll- 
ständig nach  allen  obigen  Beziehungen  abhandelt,  und  sie  somit  einen  um  den 
andern  wissenschaftlich  erschöpft;  und  eine  äusserlich  ordnende,  welche 
die  aus  der  jemaligen  einseitigen  Festhaltuug  Eines  der  Standpunkte  entstehen- 
den Disciplincn  in  einer  logischen  Ordnung  zu  einem  gegliederten  und  ebenfalls 
erschöpfenden  Ganzen  zusammenstellt ;  dass  aber  die  letztere  Behandlungs weise 
für  die  meisten  Zwecke  die  bequemere  und  somit  vorzugsweise  zu  wäh- 
lende ist : 

so  ergiebt  sich  von  selbst  für  ein  vollständiges  äusserlich  ordnendes  Sy- 
stem der  Gesellschaftswissenschaften  nachstehendes  Schema : 

I.  Allgemeine  Gjesellschaftslehre,  d.  h.  Begründung  des  Begrif- 
fes der  Gesellschaft,  ihrer  allgemeinen  Gesetze,  ihrer  Bestandtheile, 
ihrer  Zwecke,  endlich  ihres  Verhältnisses  zu  anderen  menschlichen 
Lebenskreisen. 

n.  Dogmatische  Gesellschaftswissenschaften. 
1)  Gesellschafts-Rechtswissenschaft. 

a)  Philosophisches  Gesellschafts-Recht. 

b)  Positives  Gesellschafts-Recht  (möglicherweise  wieder  in  doppel- 
ter Weise  bearbeitet,  nämlich  entweder  als  ein  allgemeines 
positives  Recht,  oder  als  das  Recht  der  Gesellschaft  in  den 
Grenzen  eines  einzelnen  bestimmten  Staates). 

Beide  Seiten  des  Gesellschaftsrechtes  ausgebildet  nach  den  drei  Richtun- 
gen: des  inneren  Rechtsverhältnisses  der  Gesellschaft,  also  der  einzelnen  Ge- 
sellschaftskreise zu  einander  und  derselben  gegen  ihre  einzelnen  Genossen;  des 
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Rechtsverhältnisses  der  Gesellschaft  zu  den  ihr  fremden  Persönlichkeiten ;  end- 
lich des  Rechtsverhältnisses  der  Gesellschaft  zum  Staate. 

2)  Gesellschafts-Sittenlehre. 

3)  Gescllschafts  -  Zweckmässigkeitslehre  (sociale  Politik). 
Organisation  oder  freie  Genossenschaft;  Lehre  von  den  IVIittelu  zu 
Erreichung  der  Zwecke  des  einzelnen  Gesellschaftskreises,  im  Innern, 
gegenüber  von  fremden  Einzelnen,  im  Verhältnisse  zum  Staat. 

111.   Geschichtliche  Gesellschaftswissenschaften. 

1)  Geschichte  der  Gesellschaft  und  ihrer  Kreise. 

2)  Statistik  der  Gesellschaft. 

Was  aber  das  Verhältniss  dieser  Gesellschaftswissenschaft  zu  der  Staats- 
wissenschaft betrifft,  so  besteht  zwar  eine  nahe  uud  vielfache  Berührung  beider 
Kreise,  oft  eine  Parallelisimng  derselben  und  gegenseitige  Aufklärung;  aber 
auch  eine  völlige  Trennung.  Es  mag  sich  bei  einer  genauem  Untersuchung  finden, 
dass  von  den  bisher  in  den  Bereich  der  Staatswissenschaft  gezogenen  Gegen- 
stände einige  an  die  Gesellschtswissenschaft  abzugeben  sind;  in  anderen  Punk- 
ten wird  sich  die  bisher  angenommene  Lehre  von  den  Aufgaben  des  Staates 
durch  die  Geltendmachung  der  Gesellschaft,  als  einer  eigenen  Gestaltung  des 
menschlichen  Zusammenlebens,  materiell  anders  gestalten:  allein  im  Wesent- 
lichen wird  durch  das  Entstehen  der  neuen  Disciphnen  nichts  an  der  Art,  der 
Zahl  und  dem  Zusammenhange  der  Staatswissenschaften  geändert.  Eben  weil 
der  Staat  ein  von  der  Gesellschaft  völlig  geschiedener  Lebenskreis  ist,  bleibt 
auch  seine  wissenschaftliche  Bearbeitung  und  ihr  System  unberührt  *). 

Ergebnisse  für  den  Inhalt  der  Staatswissenschaften,  somit 
für  die  Kritik  derselben. 

Mit  einer  solchen  Unberührt  heit  im  Ganzen  und  Aeusserlichen  ist  denn 
aber  freihch,  wie  oben  angedeutet,  eine  materielle  Aenderung  eiuzehier  bisher 
angenommener  Sätze  und  selbst  ganzer  Beweisführungen  in  den  Staatswissen- 
schaften wohl  vereinbar.  Welche  Wahrheiten  für  die  Gesellschaftsverhältnisse 
sich  aus  der  selbstständigen  Aufstellung  einer  socialen  Wissenschaft  ergeben, 
ist  hier  nicht  der  Ort  weiter  zu  erörtern  *).  Wohl  aber  passt  es  sich,  und  wird 
CS  die  im  Verfolge  dieses  Werkes  abzugebende  Beurtheilung  staatswissenschaft- 
licher Leistungen  erleichtem ,  wenn  die  ftlr  das  Innere  der  Wissenschaften  aus 
der  Anerkennung  der  Gesellschaft  sich  ergebenden  hauptsächhchsten  Folgen 
kurz  angedeutet  werden. 


1)  Ucbcr  die  ricbltgc  Einlbeilung  und  Ordnung  der  Wisscnschancn  s.  die  nächste 
Abhandlung  über  die  Encykiopädiccn  und  Systeme  der  StaatswisscnschaHcn. 

2)  Eine  kurze  Andeutung  der  lür  die  Gesellschaft  sich  ergebenden  Sätze  ist  von 
mir  versucht  in  einer  ersten  Bearbeitung  des  gegenwärtigen  Thcma's,  welche  in 
der  Tübinger  Zeitschrift  für  StaatswisscnschaAea  Jahrg.  1851  eingerückt  ist.  8- 
dieselben  $.58—65. 
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Die  Folgen  sind  doppelter  Art.  Einmal  müssen  manche  Gegenstände, 
welche  bisher  unangefochten  als  Theile  der  Staatswissenschaften  galten,  bei  einer 
richtigen  Beschränkung  des  Staatsbegriffes  gänzlich  wegfallen  und  an  die  Ge- 
sellschaftswissenschaften überlassen  werden.  Zweitens  aber  sind  auch  materielle 
Aenderungcn  nöthig  in  staatlichen  Lehren, 

Gänzliches  Ausfallen  tritt  hauptsächlich  ein  beim  Eeclite,  bei  der  Po- 
litik und  bei  den  geschichtlichen  Disciplinen. 

Im  öffentlichen  Rechte  sind  die  an  die  Gesellschafts-Wissenschaft  abzu- 
tretenden Materien :  der  grösstc  Theil  des  Rechtes  der  Stände ;  des  Rechtes  der 
Gewerbegenossenschaften;  endlich  des  Kirchenrechtes.  Ist  es  nämlich  logische 
Noth wendigkeit,  dass  die  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaftskreise,  soweit  sie 
nicht  ausdrücklich  durch  Staatsgesetze  geregelt  sind,  auch  nur  von  der  Rechts- 
wissenschaft der  Gesellschaft,  und  nicht  von  der  des  Staates,  abgehandelt  wer- 
den: so  ergiebt  sich,  dass  von  den  drei  genannten  Gegenständen  gerade  das 
Wesentliche  und  Innere  im  Staatsrechte  nicht  ferner  behandelt  werden  darf. 
Freilich  mit  einem  Unterschiede.  Für  das  philosophische  Staatsrecht  bleibt 
alsbald,  ausser  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  den  der  Gesellschaft  zu  ge- 
währenden Schutz  und  über  die  unter  ihren  verschiedenen  Kreisen  zu  haltende 
Ordnung,  nur  noch  dann  ein  Gegenstand  der  Erörterung,  wenn  der  Staat  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Einheitsgedankens  in  die  Zwecke  und  Formen 
des  einen  oder  des  andern  der  drei  Zustände  eingreifen  muss.  (Eine  Frage, 
deren  nähere  Untersuchung  hier  viel  zu  weit  führen  würde.)  Im  positiven 
Staatsrechte  dagegen  wird  zunächst  noch  manches  Weitere  berücksichtigt  wer- 
den müssen,  da  bei  der  bisherigen  Unklarheit  über  das  Wesen  und  die  Be- 
fugnisse der  Gesellschaft  die  Staatsgesetzgebung  Vieles  ordnete,  was  eigentlich 
nicht  ihres  Amtes  war.  Allein  wie  dem  auch  sein  mag,  so  viel  ist  z.  B.  un- 
zweifelhaft, dass  das  ganze  innere  Kirchenrecht  nicht  mehr  unter  den  schielen- 
den Begriff  des  öffentlichen  Rechtes  fallen  darf,  sondern  als  Theil  des  Staats- 
kirchenrechtes nur  das  Staatskirchenrecht  im  engsten  Sinne  des  Wortes  gerecht- 
fertigt erscheint. 

Noch  bedeutender  sind  die  Ausfälle  in  der  Staatsklugheit.  —  Hier 
ist  vor  Allem  die  Volkswirthschaftslehre  in  ihrem  ganzen  Umfange  aus  den 
Staatswissenschaften  weg-  und  den  Gesellschaftswissenschaften  zuzuweissen.  Es 
fordert  diess  die  einfachste  Logik.  Diese  Wissenschaft  hat  nämlich  unbestritte- 
ner Weise  die  Aufgabe,  die  Lehren  von  dem  Güterwesen  zu  entwickeln,  wie 
sich  diese  aus  der  Natur  des  Menschen  und  aus  seinem  Verhältnisse  zu  den 
Sachen,  und  zwar  ohne  alles  Zuthun  des  Staates,  ergeben.  Es  ist  die  Wirth- 
schaftslehre  ausserhalb  des  Staates;  wie  die  Volkswirthschaftspflege  und  die 
Finanzwissenschaft  Wirthschaftslehren  im  Staate  sind.  Hier  ist  nun  also  eben 
so  einleuchtend,  dass  die  Unterbrigung  einer  solchen  Disciplin  bei  den  Staats- 
wissenschaften ein  innerer  Widerspruch  ist,  als  ihre  Einweisung  bei  der  Wis- 
senschaft von  der  Gesellschaft  folgerichtig  erscheint.  —  Zweitens  aber  hat  sich 
die  Staatspolitik  nicht  weiter  zu  bekümmern  um  die  Einrichtungen  sämmt- 
licher  gesellschaftlicher  Kreise,  soweit  es  sich  nur  von  der  Erreichung  der  be- 
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sonderen  Zwecke  derselben  bandelt  Hir  bleibt  nur  die  zweckmässige  Rege- 
lung der  Verbältnisse  dieser  Kreise  zum  Staate,  und  die  Erörterung  der  Frage, 
welche  Einwirkungen  der  Staat  im  Interesse  der  Einheit  und  als  Gesammtkraft 
auf  die  Gesellschaft  und  ihre  einzelnen  Gestaltungen  auszuüben  hat.  Immer- 
hin also  noch  sehr  Bedeutendes! 

Dass  sich  Geschichte  und  Zustandsschilderung  in  eine  staat- 
liche und  in  eine  gesellschaftliche  Hälfte  zu  spalten  haben,  bedarf  wohl 
nicht  erst  eines  Beweises.  Beide  können  bei  einer  solchen  Scheidung  an  Ueber- 
sichtlichkeit  und  Einheit  nur  gewinnen.  Bereits  hat  eine  eigene  Literatur  an- 
gefangen sich  zu  bilden,  welche  geschichtliche  Entwicklungen  oder  die  statisti- 
sche Schilderung  einzelner  gesellschaftlicher  Zustände  zum  Gegenstande  hat, 
und  die  schon  jetzt  höchst  bedeutende  Arbeiten  in  sich  begreift  '). 


1)  Es  kann  nicht  die  Absicht  sein,  die  Schriften  sämmllich  aufzuzählen,  weiche  ein- 
zelne gesellscbafüiche  Zustände  geschichtlich   oder  statistisch  schildern.    Nicht  nur 
sind  ihrer  sehr  viele,  und  darunter  manche  schlechte  oder  zu  bestimmten  Zwecken 
verfälschte;  sondern  es  würde  überhaupt  eine  solche  Ausdehnung  den  Zweck  der 
vorUegenden  Aufgabe  überschreiten.     Um    jedoch    durch  Thatsachen   den  Beweis 
zu  Uefern,  dass  der  Gedanke  der  Gesellschaft,  auf  richtige  Weise  aufgefasst,  auch 
in  dieser  Richtung  ein  fruchtbarer  ist,  mag  an  einzelne  der  ausgezeichneten  Arbei- 
ten erinnert  werden.  —  1.  Statistische  Werke.    Ein  umfassendes  Feld  hat  sich 
gewählt  und  vortreffliche  Arbeiten  daraufgeliefert:  H.  W.  Riehl.   ,JDie  bürgerliche 
Gesellschaft."     Stuttg.  u.  Tüb.,    1S51;    und    „Land   und  Leute."     Sluttg.    u.  Tüb., 
1854,    (auch  als  Bd.  I    einer:    Naturgeschichte   des  Volkes.)     Im    crsteren  Werke 
giebt  er  in  geistreicher  Schilderung  und  mit  feiner  Beobachtung    den  Zustand   eini- 
ger   der    bedeutendsten  gesellschafthchen  Gestaltungen  der  Gegenwart,  namentlich 
Deutschlands.     Die  Bauern,  die  Aristokratie ,  das    Bürgerthum    und    das  Proletariat 
werden  gezeichnet;    die  drei  ersten  in  ihren  guten  und  ihren  verkommenen  Thei- 
Icn,  das  letztere  als  der  faule  Niederschlag  aller  übrigen.     Man  mag  in  Beziehung 
auf  Manches   andere  Ansichten    haben;   allein  in    dem  gefälligen  Gewände    einer 
leichten    Darstellung   ist    mehr    politische    Weisheit    und    mehr    Stoff   zum    Nacii- 
denken    für    den    Gesetzgeber    und    Staatsmann,     als   in    vielen   sehr  ernsthaften 
dicken   Büchern.      Das     spätere    Werk    enthält  in   ähnlichem    Geiste    die    Schil- 
derungen    von    Zuständen    in      mehreren     Theilen    Deutschlands     und    in     ver- 
scttiedcnen    Schiebten   seiner    Bevölkerung,       Es   greift    viel   weiter     aus ;     allein 
die   Frage     ist     freilich:     ob    nicht    hier   Ueberfeinerung    der    Bemerkungen    und 
Absichtlichkeit     der    Beobachtungen     zuweilen    hervortritt     und    den     stofliichen 
Nutzen  in  eine  Freude  an  der  gelungenen  Form  verflüchtigt.   —    Eine  Reihe  von 
anderen  Schriften  hat  die  Schilderung  des  wirthschaftlicbcn,  sidlichen,  körperlichen 
und  intellectuellcn  Zustandes  der  arbeitenden  Klassen  zum  Gegenstande.    Also  die- 
ses nach  allen  Seiten  hin   furchtbare    Problem  unserer  Zeil,    dessen  Lösung  eben 
•o  noth wendig  ist  als  sie  unmöglich  scheint;  und  bei  welcbcai  sich,  wenn  irgend- 
wo ,    herausstellt ,    dass    umfassende  menschliche   Verhältnisse  bestehen    können, 
welche  aus    dem  Staate    und  seinem  Zwecke  nicht  hervorgehen,    durch    dessen 
Gesetze,  Formen  und  Schicksale  kaum    berührt    werden,    durch    ihn   allein   nicht 
verbesserbar   sind.     Es  zeichnen  sich  hier  aber  besonders  aus:     Villermtf,   De 
ViUA  pbysiqne  et  moral  des  ottTriers,  in  den  M^m.  de  l'Acad.  des  scienc.  mor.  et 
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"Wichtiger  noch  und  überdiess    schwieriger  durchzuführen  ist  die  zweite 
der  oben  bezeichneten  Aufgaben,  nämlich  die  Vornahme  der  Aenderungen 


pol.,  Stir.  II,  Bd.  II,  S.  329  fg.;  Engels,  W.,  Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
England.  Lpz.,  1845;  Enquete  sur  la  condition  des  classes  ouvrieres  et  sur  le 
travail  des  enfans.  I — III.  Brux.,  1846 — 50.  Insbesondere  aber  noch  über  die  Zu- 
stände der  Kinder  dieser  Klasse:  Homer,  L,  On  the  employment  of  children 
in  faclories.  Lond. ,  1840;  Dupin,  Ch.,  Du  travail  des  enfans.  1.  11.  Par.,il840; 
Reports  on  the  cmploynieut  of  women  and  children  in  agricullure.  Lond.,  1843; 
Ducpctiau  X,  C. ,  De  la  condition  physique  et  moralc  de  jetlncs  ouvriers.  L  11. 
Brox.,  1845.  Welche  unübersehbare  Masse  von  Thatsachen,  freilich  zum  grossen 
Theile  cnlsetzhchcn  Thatsachen,  ist  hier  mitgethcilt!  Villerrae  durchwandert 
ganz  Frankreich ,  um  in  jedem  grösseren  Gewerbeorte  die  Zustände  der  von  ihrer 
Handarbeit  lebenden  Klassen  kennen  zu  lernen.  Engels  schildert  aus  eigner 
Ansicht  die  furchtbare  Noth  und  Verkommenheit  eines  Theils  der  englischen  Ar- 
beiter, namentlich  in  den  BaumwoUcnwerkstäUen  ;  und  mögen  auch  die  Farben  stark 
aufgetragen,  mag  nur  die  schhmme  Seile  herausgekehrt  sein:  immer  bleibt  ein  Bild, 
welches  wohl  geeignet  ist,  zum  Nachdenken  und  zur  Furcht  zu  bringen.  Ducpc- 
tiaux's  ruhige,  lleissige,  kennlnissreiche  Menschenliebe  hat  ein  vortrellliches  Werk 
über  die  entsetzliche  Misshandlung  und  Vernachlässigung  des  nachwachsenden  Ge- 
schlechtes einer  zahlreichen  Gesellschaftsklasse,  und  über  die  Abhülfemittel  zu 
Wege  gebracht.  Die  beiden  amtUchen  Untersuchungen  nnd  Berichte,  namentUch 
der  belgische,  strotzen  von  sicheren,  wohlgeprüften  Thatsachen,  und  machen  dem 
Geiste  der  anordnenden  Regierungen  und  dem  Eifer  der  Ausführenden  gleich 
grosse  Ehre.  Wie  viele  dieser  Forschungen  und  Mittbeilungen  -wären  nun  aber 
■wohl  gemacht  worden,  wenn  nicht  überhaupt  die  Gesellschaft  und  ihre  Zustände 
theoretisch  und  praclisch  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zögen,  wenn  der  frühere 
ausschhessliche  Standpunkt  des  Staates  und  seiner  Statistik  festgehalten  bhebe?  — 
Eine  mit  dem  vorstehenden  Gegenstande  verwandte,  aber  doch  nicht  mit  ihm 
zusammenfallende,  Aufgabe  lösen  die  Schriften  über  den  Pauperismus.  Als  Bei- 
spiele seien  genannt:  Enquete  sur  le  paupcrisme  dans  le  Canton  de  Vaud.  Laus., 
1841.  Das  Ergebniss  amthcher,  in  alle  Einzelnheiten  eingehender  Untersuchungen; 
wohlüberlegte  Verbesserungs-Vorsclriäge.  Buret,  E. ,  De  la  misere  des  classes 
laborieuses  en  Angleterre  et  en  France.  L  II.  Par.,  1841;  Kleinschrod,  C.  Tb., 
Der  Pauperismus  in  England.  Nach  amtlichen  Quellen  bearbeitet.  Regensb. ,  1845. 
Zwei  übersichtliche  und  fleissige  Darstellungen  eines  Gegenstandes  von  riesen- 
grossem  Umfange  und  beständigem  Wechsel  der  Zustände;  das  französische  von 
weiterem  Umfange  und  grösserer  Lebendigkeit;  das  deutsche  besonnener  in  den 
Verbesserungsvorschlägen  und  von  gesundcrem  Urtheile.  Ducpetiaux,  C,  Me- 
moire s.  1.  pauperisme  dans  les  Flandres.  Brux. ,  1850.  Eine  der  ihr  zu  Theile 
gewordenen  akademischen  Krönung  würdige  Darstellung  einer  trostlosen  Seile  der 
belgischen  Gesellschaft.  Theils  eigene  Beobachtung  eines  grossen  Sachkundigen; 
theils  gestützt  auf  die  unübertrofi'enen  statistischen  Arbeiten  der  Regierung.  — 
2.  Geschichtliche  Werke.  Wohl  wäre  man  berechtigt,  die  Meisterwerke 
Guizot's  über  die  Geschichte  der  europäischen  Gesittigung,  so  wie  Thierry's 
über  die  normannische  Eroberung  Englands  und  über  die  Anfänge  des  Franken- 
reiches  hierherzurechnen.  Sie  vor  Allen  haben  das  Verständniss  aufgeschlossen 
über  das  innere  Leben  der  neuren  Völker,    ihre  geistigen  Bestrebungen   und   die 
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in  bisher  als  richtig  angenommenen  Lehren.  Hier  liisst  sich  denn  allerdings 
das  Einzelne  aus  der  Vogelperspcctive  einer  allgemeinen  Betrachtung  nicht 
mit  Sicherheit  und  Vollständigkeit  erkennen;  und  erst  eine  genaue  Durchar- 
beitung der  gesammtcn  Staatswissenschaften  in  diesem  Sinne  kann  die  Gegen- 
stände und  die  Art  der  Aenderung  genau  kund  geben.  Doch  mögen  schon  jetzt 
folgende  wichtigere  Puncte  bezeichnet  werden: 

Vor  Allem  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  allgemeine 
Staatslehre  durch  die  Entwicklung  und  Feststellung  der  Gesellschaft  viel- 
fach und  tief  berührt  wird.    Kaum  eine  ihrer  hauptsächsichsten  Aufgaben  kann 


daraus  sich  ergebenden  Geslaltungcn ,  über  das  Verhältniss  verschiedener  Racen 
in  demselben  Staate.  Allein  wenn  man  auch  hiervon  abseben  will,  weil  die 
Trag^veite  dieser  Geschichten  eine  grössere  ist:  so  sind  doch  Schriften  vor- 
handen, deren  Zweck  bewusst  und  ausschliesslich  ein  gesellschaftlicher  ist  Bis 
jetzt  minder  an  Zahl  und  vielleicht  auch  an  Gehalt  als  die  statistischen,  liefern  doch 
auch  sie  schon  einen  schönen  Anfang  eines  sehr  ^vichtig  gewordenen  Zweiges  der 
Gesciüchte  öfTentlichcr  Zustände.  Zum  Beispiele:  Granier  von  Cassagnac,  A., 
Geschichte  der  arbeitenden  und  der  bürgerlichen  Klassen.  A.  d.  Franz.  Braunschw., 
1839.  Unzusammenhängend,  mehr  um  Eindruck  als  um  Wahrheil  bemüht;  allein 
voll  geistreicher  Bemerkungen  und  einzelner  bedeutender  Thatsachen.  —  Bensen, 
H.  M.,  Die  Proletarier.  Eine  historische  Denkschrift.  Stutig.,  1847.  Eine  gedrängle 
aber  sachreiche,  verständige  und  ruhige  Geschichte  der  unteren  Klassen  von  den 
Aegyptem  bis  auf  die  Gegenwart.  Vielleicht  zu  viel  Absicht  und  Hinführung  auf 
eigene  Verbesscrungsplane.  —  Moreau  Christophe,  L.  M.,  Du  problcme  de  la  mi- 
»ere  et  de  sa  Solution  chez  les  peuples  anciens  et  moderne.  1 — III.  Par. ,  1851. 
Eine  fleissige  und  gelehrte  Arbeit;  mit  den  Römern  beginnende  und  durch  das  Mit- 
telalter bis  zur  Gegenwart  fortschreitende  Geschichte  der  armen  Volksklassen.  Mit 
vollkommener  Kenntniss  des  Gegenstandes  und  der  belreflendcn  Literatur  verfassl. 
Schmidt,  C,  Essai  bistorique  sur  la  societ(^  civile  dans  le  monde  Romain  et  sur 
sa  transformation  par  le  Christianismc.  Slrasb. ,'1853.  Gelehrte,  aber  einseitige 
Schilderung  einiger  der  gesellschaftlichen  Kreise  der  antiken  Völker,  sammt  der 
Geschichte  ihrer  Zsrsetzung  und  Verbesserung  durch  die  christliche  Wellanschau- 
ung. Mehr  vom  sitlUchen ,  als  vom  staatlichen  oder  rechtlichen  Standpunkte.  — 
Mundt's  Geschichte  der  Gesellschaft,  Berl.,  1844,  ist  hohles  Gerede  ohne  Plan 
und  Verständniss.  —  Wer  dem  oben  aufgestellten  Begriffe  der  Gesellschaft  we- 
nigstens in  so  ferne  nicht  beistimmt,  als  er  auch  die  Familie  noch  als  einen 
gesellschaftlichen  Kreis  betrachfet,  (nicht  blos,  wie  hier  geschehen  ist,  als  eine 
Steigerung  der  Persönlichkeit  und  als  eine  Grundlage  der  Gesellschaft,)  mag  noch 
weitere,  zum  Tbeile  sehr  bedeutende,  geschichlUche  Werke  hierher  zählen.  So 
namentlich  die  beiden  Arbeiten  von  E.  Laboulaye:  Histoirc  de  la  propri(t6 
fondcrc  en  OccidenL  Par.,  1839;  and  Rccherches  sur  la  condition  civile  et  poUtique 
des  fcmmcs  dcpuis  les  Romains  jusqo'  ä  nos  jour.  Par.,  1843.  Ferner:  L.  J. 
Koenigswarter,  Hisloire  de  Torganisaiion  de  la  famille  cn  France.  Par.,  1851. 
Drei  vom  französischen  Institute  gekrönte  Werke,  welche  gründliche  Gelehrsamkeit 
mit  Klarheit  der  Darstellung  und  tiefem  Verständnisse  des  Gegenstandes  vorbinden. 
R.  Bosse's  „Familienleben"  (Stuttg.  und  Tüb.,  1835)  ist  ein  zielloses  Gemenge 
von  Thatsachen  und  Bemcrkoogcn,  unter  welchen  allerdings  auch  geistreiche  sind. 
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vollständig  auf  die  bisherige  Weise  gelöst  werden.  —  Gleich  der,  bisher  schon 
so  viel  bestrittene  und  gequälte,  Begriff  des  Staates  wird  durch  die  An- 
erkennung der  Gesellschaft  betroffen.  Die  Auffassung  des  Staates  als  eines 
Aggregates  atomistischer  Einzelner  ist  fortan  in  jeder  Modificirung  unmög- 
lich gemacht.  Wie  auch  das  Verhältniss  des  Staatsgedankens  zu  den  Menschen 
bestimmt  werden  mag,  die  grosse  gesellschaftliche  Gliedeiung  derselben  kann 
nicht  ausser  Acht  bleiben.  Und  überdiess  drängt  die  Verschiedenheit  und 
Zerfahrenheit  dieser  GUederung  das  Merkmal  der  Einheit  des  Volkslebens  im 
Staate  weit  mehr  in  den  Vordergrund,  als  dieses  früher  der  Fall  war.  —  Bei 
der  Lehre  von  dem  Staatszwecke  steht  zwar  in  so  ferne  eine  materielle 
Veränderung  nicht  in-  Aussicht ,  als  theils  die  den  verschiedenen  gesellschaftli- 
chen Kreisen  zu  Mittelpunkten  dienenden  Interessen  schon  bisher  bei  der  Er- 
wägung der  dem  Staate  anzuweisenden  Thätigkeitsrichtung  berücksichtigt  wur- 
den, (freilich  zunächst  nur  mit  Beziehung  auf  die  Einzelnen;)  theils  auch 
bei  voller  Anerkennung  der  Gesellschaft  der  Staat  sich  doch  keineswegs  des 
Verhältnisses  zu  den  Einzelnen  ganz  entschlagen  kann  und  soll.  Allein  den- 
noch bleibt  auch  diese  wichtige  Lehre  nicht  unberührt.  Einmal  wird  nämhch 
jeden  Falles  der  Staatszweck  erweitert  durch  die  auch  auf  die  Gesellschaft 
auszudehnende  Ecglung  und  Hülfe.  Und  zweitens  wird  die  bisher  so  schwierige 
Frage,  woran  der  bei  der  Mehrzahl  eines  Volkes  vorherrschende  Lebenszweck 
sicher  erkannt  werden  könne,  durch  Hinweisung  auf  die  freiwillig  an  die 
wichtigsten  Interessen  anschiessenden  Krystallisationen  sehr  vereinfacht.  — 
Endlich  ist  die  Anerkennung  der  Gesellschaft  für  die  Richtigstellung  der  Lehre 
von  der  Entstehung  des  Staates  eine  grosse  Hülfe.  Dieselbe  ist  nämhch, 
einer  Seits,  völhg  unvereinbar  mit  der  Annahme  des  sog.  Naturstandes  in  der 
Bedeutung  eines  unverbundenen  und  unter  sich  feindseligen  Haufens  von  Ein- 
zelnen; auf  der  andern  Seite  giebt  sie  die  Möglichkeit,  in  Einklang  mit  Ge- 
schichte und  Begriff,  wenigstens  in  gewissen  Fällen  die  Gründung  eines  Staates 
durch  freie  Uebereinkunft  zu  erweisen.  So  fehlerhaft  es  nun  auch  wäre,  nur 
diese  einzige  Art  der  Staatsentstehung  als  möghch  und  erlaubt  zu  bezeichnen: 
so  ist  es  doch  ein  entschiedener  Gewinn,  das  Recht  des  menschlichen  freien 
Willens  vertheidigen  zu  können  gegen  den  hochmüthigen  Vorwurf  der  geschicht- 
lichen Unwahrheit  und  anthropologischen  Unmöglichkeit.  —  Jeder  Sachver- 
ständige sieht  auch  ohne  weitere  Ausführung,  welche  bedeutende  Folgen  diese 
Aenderungen  in  den  Grundlagen  aller  Staatswissenschaften  für  eine  Menge  von 
Einzelnfragen  haben. 
/  Für   das  Staatsrecht   ergiebt  sich  hauptsächlich   die  Nothwendigkeit, 

zwischen  die  Lehre  von  der  Staatsgewalt  und  ihrem  Organismus,  und  die  Lehre 
von  den  staatsbürgerhchen  Rechten  und  Pflichten  der  Einzelnen,  einen  neuen 
Abschnitt  einzuschieben,  in  welchem  das  ganze  Verhältniss  des  Staates,  d.  h. 
der  Einheitsgewalt,  zu  den  verschiedenen  gesellschafthchen  Gestaltungen  vom 
rechtlichen  Standpunkte  erört  wird.  Diess  muss  in  zwei  verschiedenen  Bezie- 
hungen geschehen.  Vorerst  ist  überhaupt  grundsätzlich  festzustellen,  auf  welche 
Weise  der  Staat  sich  zu  den  Zwecken  und   etwaigen  Organisationen  der  Ge- 
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Seilschaft  zu  verhalten  hat,  sei  es  fördernd,  beschränkend  oder  ändernd.  So- 
dann muss  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  zwischen  den  einzelnen  ge- 
sellschaftlichen Kreisen  Verhaitniss,  Ordnung  und  Recht  zu  wahren,  entwi- 
ckelt werden.  Es  ist  zwar  bisher  schon  das  Eine  und  das  Andere  gelegentlich 
und  fragmentarisch  geschehen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Kirchen  oder  einzelner 
Stände;  allein  es  fehlte  nicht  nur  an  Vollständigkeit,  sondern  auch  vor  Allem 
an  einem  durchgreifenden  Grundsatze  und  an  dem  klaren  Bewusstsein ,  dass  es 
sich  hier  von  einem  eigenthümlichen  Bestandthcile  des  menschhchen  Zusammen- 
lebens handle.  Täuscht  nicht  Alles,  so  wird  man  durch  die  Entwicklung  dieser 
neuen  Lehre  zu  richtigen  Ergebnissen  in  einigen  Fragen  gelangen,  welche  jetzt 
grosse  und  unerspriessliche  Mühe  machen.  Es  ist  diess  das  Verhaitniss  vom 
Staat  zur  Kirche,  das  Vereinsrecht  und  die  Organisation  der  Gewerbe,  nament- 
lich des  Fabrikwesens. 

Von  den  politischen  Disciplinen  endlich  möchte  vorzugsweise  die  Po- 
lizeiwissenschaft durch  die  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Gesellschaft 
Veränderungen  erleiden.  Wenn  nämlich  auch  bisher  schon  die  den  gesell- 
schaftlichen Kreisen  zu  gewährende  Unterstützung  in  den  Bereich  dieser  Dis- 
ciplin  gezogen  ward:  so  muss  doch  nicht  nur  in  den  leitenden  Grundsätzen 
hierauf  mehr  als  bisher  Rücksicht  genommen  werden;  sondern  es  werden  sich 
auch  in  den  einzelnen  Lehren  bedeutende  Unterschiede  ergeben.  Jeden  Falles 
muss,  je  nachdem  der  Staat  es  mit  einem  Interesse  zu  thun  hat,  wel- 
ches als  Mittelpunkt  einer  organisirten  gesellschaftlichen  Genossenschaft  dient, 
oder  mit  einem  solchen,  welches  nur  bei  unverbundenen  Einzelnen  zu  Tage 
kommt,  der  Umfang  und  die  Kraft  der  Unterstützung  eine  verschiedene  sein. 
Ausserdem  aber  wäre  es  möglich,  dass  die  Erörterung  des  rechtlichen  Ver- 
hältnisses des  Staates  zu  der  Gesellschaft  den  erstem  zu  einer  andern  Art  von 
Wirksamkeit  gegen  diese,  als  gegenüber  von  den  Einzelnen  berechtigte;  und 
dass  also  auch  hierdurch  die  materielle  Wirksamkeit  der  Polizei  theilweise  eine 
andere  wflrde. 

Es  wäre  eine  grosse  Selbsttäuschung,  zu  glauben,  dass  die  im  Vorstehen- 
den erörterte  Auffassung  von  Staat  und  Gesellschaft  alsbald  werde  allgemein 
gebilligt  und  angenommen  werde.  Der  älteren  Schule  der  Staatsgelehrtcn  (und 
auch  sie  zählt  noch  manche  Anhänger)  ist  die  ganze  Frage  der  Gesellschaft 
eine  Thorheit;  von  den  Beweglicheren  aber  wird  zunächst  Jeder  bei  seiner 
eigenen  Ansicht  verharren.  Allein  das  Gesagte  wird  wenigstens  bewiesen  haben, 
dass  die  als  die  richtige  behauptete  Theorie  nicht  leichtfertig  aufgestellt,  tind 
nur  aus  Lust  zu  Tadel  und  Besserwissen  aufrecht  erhalten  wird.  Gründe  we- 
nigstens darf  sie  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

Wie  dem  aber  sei,  jeden  Falles  ist  dieses  der  Standpunkt,  welcher  in  den 
nun  folgenden  Erörterungen  über  die  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswis- 
senschaften, vorkommenden  Falles,  wird  eingehalten  werden. 
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Vorbemerkungen. 

1.     Bedeutung  der   Encyklopädieen. 

Encyclopädieen  werden  von  dem  Gelehrten  vom  Fache  selten  viel  berück- 
sichtigt. Man  überlässt  sie  den  Anfängern  und  Aussenstehenden,  und  benützt 
sie  selbst  nur  gelegentlich  zu  einem  ersten  Nachschlagen.  Kaum  gilt  die  Abfas- 
sung einer  solchen  Ucbersicht  über  ein  Wissenschaftsgebiet  als  eine  passende 
Arbeit  für  einen  tüchtigen  Mann. 

Mit  Unreclit.  Nicht  nur  sind  jene  Gebrauchsarten  nach  Zweck  und  prac- 
tischer  "Wirksamkeit  nicht  zu  verachten  oder  der  Wissenschaft  unwürdig,  und 
ist  die  Eutwerfung  einer  guten  Encyclopädie  heineswegs  eine  leichte  literarische 
Aufgabe ;  sondern  es  dienen  auch  die  Werke  dieser  Art  der  tieferen  Bearbei- 
tung und  dem  Mann  vom  Faclie  in  mehreren  bedeutenden  Beziehungen. 

Zunächst  ergiebt  sich  aus  ihnen  am  leichtesten  die  Einsicht  in  die  ver- 
hältnissmässige  Ausdehnung,  Wichtigkeit  und  Durchbildung  der  einzelnen  Dis- 
ciplinen ,  kurz  in  ihr  Verhältniss  zu  einander.  Sie  bewahren  also  vor  Ueber- 
schätzung  und  unverhältnissmässiger  Vertiefung;  machen  aufmerksam  auf  die 
noch  weniger  bearbeiteten  oder  sonst  wie  zurückgebhebenen  Theile. 

Dann  ist  eine  Encyclopädie  eine  sichere  Veranlassung  zur  folgerichtig 
vollständigen  Durchführung  eines  neuen  Grundgedankens  der  Wissenschaft  durch 
alle  ihre  Theile ;  und  dienet  überdiess  zu  einer  praktischen  Erprobung  desselben. 

Ferner  geben  Encyclopädieen  aus  den  verschiedenen  Zeiten  die  beste  Be- 
lehrung über  den  zur  Zeit  ihrer  Abfassung  in  dem  ganzen  Wissenschaftskreise 
vorhandenen  Stand  der  Kenntnisse  und  Meinungen,  so  wie  der  vorhandenen  Li- 
teratur. Es  darf  nämlich  vorausgesetzt  werden,  dass  ein  irgend  gelungenes 
Werk  dieser  Art  ein  Spiegel  eben  dieses  Standes  ist.  ' 

Endlich  und  hauptsächlich  aber  nöthigt  eine  Encyclopädie  zu  einer  Prü- 
fung des  Gegenstandes  der  ganzen  Wissenschaft,  weil  sich  nur  daraus  der  Um- 
fang und  die  Abgränzuug  gegen  andere  Wissenskreise  ergiebt;  nicht  minder 
zu  einer  guten  System atlsirung  der  einzelnen  Theile ,  damit  Alles  untergebracht 
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und  leicht  aufgefunden  werden  kann.  Sic  führt  also  zn  einer  klaren  Ein- 
sicht in  den  Organismus  des  Ganzen. 

Aus  diesen  Gründen  werden  denn  auch  in  den  gegenwärtigen  Beiträgen 
zu  einer  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenscliaften  die  Encyclopüdieeu' 
und  Gesammtsystcme  nicht  übergangen;  und  aus  dem  letzten  Grunde  insbeson- 
dere werden  sie  sogar  vorangestellt. 

Ist  dem  aber  also,  so  kann  auch  über  die  dieser  Ucberschau  zu  gebende 
Ausdehnung  kein  Zweifel  sein.  Sämmtliche  Gründe  für  die  Auffülirung  spre- 
chen zu  gleicher  Zeit  ftlr  möglichste  Vollständigkeit.  Desshalb  werden  denn 
nicht  etwa  blos  die  neuesten  Schriften  genannt  scyn;  sondern  es  dürfen 
auch  ältere  Werke  nicht  übergangen  werden,  wenn  schon  von  einer  practischen 
Brauchbarkeit  derselben  nicht  mehr  die  Bede  sein  kann.  Ebenso  sind  nicht 
blos  die  ausführlichen  Darstellungen  zu  berücksichtigen ,  indem  auch  in  den 
kürzeren  Einleitungen  sich  der  Stand  oder  wenigstens  das  System  der  Wissen- 
schaften abspiegelt.  Eine  Frage  konnte  nur  sein,  ob  alphabetisch  geordnete 
Werke  Beachtung  verdienen,  indem  gerade  dio  Uebersicht  und  Vergleichung 
ihnen  abgeht.  Es  schien  jedoch  gerathener,  auch  sie  kurz  zu  characterisiren 
weil  der  materielle  Inhalt  mancher  derselben  von  grosser  Wichtigkeit  ist.  — 
Wenn  aber  hauptsächlich  deutsche  Werke  genannt  werden,  so  rührt  dieses 
nicht  von  einer  absichtlichen  Vernachlässigung,  noch  hoffentlich  von  Unkennt- 
niss  fremder  Literatuicn  her;  sondern  von  der  beinahe  ausschhesslichen  Beschäf- 
tigung der  deutschen  Staatsgelehrten  mit  systematischen  üebersichten  über  die 
Staatswissenschaften.  Sind  die  Deutschen  ja  doch  hier,  wie  überall,  vorzugs- 
weise die  Systematiker;  während  Engländer  und  Franzosen  mehr  in  der  ersten 
Aufstellung  von  Gedanken  und  in  tüchtigen  Monographieen  glänzen. 

2.      Forderungen    an   eine  Encyclopädie   der   Staatswissen- 
schaften. 

Ein  alsbaldiges  Eintreten  in  die  Aufzählung  und  Beurtheilung  der  einzel- 
nen Werke  würde  entweder  Undeutlichkeit  oder  Wiederholungen  zur  Folge  ha- 
ben. Auch  hat  der  Leser  das  Recht  zu  wissen,  von  welcher  Grundlage  ausge- 
gangen ist  bei  den  Beurtheilnngen  der  einzelnen  Werke.  Es  werden  daher 
zun&chst  diejenigen  allgemeinen  Sätze  vorausgeschickt,  welche  zur  Verständi- 
gung über  den  Gedanken,  den  Inhalt  und  die  Ordnung  einer  solchen  Gesammt- 
darsteUung  nothwendig  scheinen. 

a)  Der  Umfang. 

Eine  Encyklopädie  ist  weder  ein  blosses  Bnichstttck  einer  Wissenschaft, 
noch  ist  sie  ein  Zusammengewürfeltes  von  allem  Wissenswerthen  und  noch  eini- 
gem Andern ;  sondern  bei  ilir  kömmt  es  vorzugsweise  darauf  an,  den  Kreis  der 
darzustellenden  Wissenschaft  vollkommen  richtig  zu  ziehen.  Eine  Encyclopädie 
der  Staatswissenschaften  hat  also  alle  diejenigen  einzelnen  Systeme  von  Kennt- 
nissen zu  umfassen,   deren  Mittelpunkt  und  wesentlicher  Gegenstaiid  der  Staat 
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ist ;  alle  anderen  "Wissenskreise  aber  auszuschliessen ,  welche  das  Begreifen  des 
ganzen  Staates  oder  eines  seiner  Theile  nicht  beabsichtigen.  Mit  anderen  Wor- 
ten:  alle  Staatswissenschaften,  und  nur  Staatswissenschaften. 

So  einfach  und  einleuchtend  diess  nun  auch  ist,  so  oft  und  grob  wird 
doch  dagegen  gefehlt;  und  zwar  nach  zwei  Seiten  hin. 

Offenbare  Lücken  sind  nämlich  in  folgenden  Fällen.  —  Einmal ,  wenn 
die  geschichtlichen  Staatswissenschaften,  wie  doch  so  häufig  geschieht, 
übergangen  werden.  Die  Thatsachen ,  und  zwar  sowohl  in  ihrer  genetischen 
Entwicklung  als  in  gleichzeitigem  Nebeneinandorliegen  und  gegenseitigem 
Durchdringen ,  sind  doch  schliesslich  immer  die  Grundlage ,  der  Gegenstand 
und  die  Probe  aller  theoretischen  Staatsweisheit;  und  die  Wissenschaften  von 
den  staatlichen  Thatsachen,  d.  h.  die  Staatsgeschichte  und  die  Statistik,  gehö- 
ren somit  wesentlich  in  den  Kreis  der  Staatswissenschaften.  Allerdings  kann 
davon  keine  Ecdc  sein,  den  gesammten  materiellen  Inhalt  derselben  in  eine 
Encyklopädie  aufzunehmen,  indem  eine  Entwicklung  in  wirklich  belehrender 
Ausführlichkeit  allen  irgendwie  verfügbaren  Raum  übersteigen  würde,  eine 
Weltgeschichte  oder  Statistik  „in  einer  Nuss"  aber  nur  für  Kinder  von  Nutzen 
sein  kann.  Allein  um  so  gewisser  muss  der  Werth  und  die  Benützung  der 
geschichtlichen  Kenntnisse  für  den  Staatsmann  nachgewiesen,  der  Begriff  und 
die  richtige  Methode  der  Auffindung  und  Darstellung  des  Vergangenen  und 
des  Gegenwärtigen,  der  verhältnissmässige  Werth  der  verschiedenen  Quellen 
erörtert,  Nachricht  von  der  Geschichte  und  Literatur  dieser  Disciplinen  gege- 
ben werden.  —  Femer  ist  es  sicherlich  nicht  zu  billigen,  wenn  das  positive 
Staatsrecht  keine  Beachtung  findet.  Niemand  kann  doch  einer  systema- 
tischen Entwicklung  der  aus  dem  Rechtsleben  eines  bestimmten  Staates  sich 
entwickelnden  Sätze  die  Eigenschaft  einer  Wissenschaft,  und  zwar  einer  Staats- 
wissenschaft, streitig  machen.  Und  es  ist  eine  ganz  eigenthümliche  Logik, 
einen  Bestandtheil  in  der  Darstellung  eines  Ganzen  völlig  zu  übergehen,  weil 
er  sehr  umfangreich  ist.  Nur  ist  auch  hier  eine  geschickte  Behandlung  nö- 
thig.  In  einer  Encyklopädie  ist  allerdings  eine  irgendwie  vollständige  Darstel- 
lung dqr  positiven  Bestimmungen  sämmtlicher  bis  jetzt  in  die  Erfahi'uug  ge- 
tretener Staaten  undenkbar.  Selbst  in  einem  ungewöhnlich  umfassenden  Werke 
würden  diese  Hunderte  von  Rechtssystemen  unmöglich  Platz  finden.  Und  wer 
würde  der  Ermüdung  einer  solchen  Masse  von  gleichgültigen  und  oft  zufälli- 
gen Einzelnheiten  widerstehen?  Allein  nicht  nur  kann  und  soll  jeden  Falles 
die  richtige  Methode  der  Behandlung  eines  positiven  Staatsrechtes  erörtert, 
das  Verhältniss  zu  den  übrigen  Staatswissenschaften  festgestellt  werden,  (bei- 
des keine  so  einfachen  Dinge,  als  sie  Manchem  etwa  scheinen  möchten,  und 
überdiess  von  täglicher  wichtiger  Anwendung;)  sondern  es  ist  immerbin  die 
Frage ,  ob  nicht ,  wenigstens  in  einem  ausführlichen  encyclopädischen  Werke, 
von  den  verschiedenen  Gattungen  und  Arten  der  Staaten  je  Ein  Beispiel  in 
kurzer  und  geistreicher  Derstellung  gegeben  werden  kann.  Sehr  mit  Unrecht 
würde  man  wenigstens   einer  solchen  Bilderreihe   den  Vorwurf  machen ,   dass 
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nur  ein  Ziegel  von  dem  Hause  als  Probe  zu  Markte  getragen  werde.  Jedes 
einzelne  Beispiel  vräre  ein  in  sich  abgeschlossenes,  belehrendes  Ganzes,  mit 
welchem  man  sich  wohl  begnügen  könnte  bei  der  einleuchtenden  Unmöglich- 
keit noch  "Weiteres  zu  leisten.  Allein  zuzugeben  ist  freilich,  dass  diese  Bil- 
derreihe mit  Geschick  und  Geist  entworfen  werden  müsste,  somit  nicht  eben 
von  Jedem  mit  GlQck  unternommen  würde  *).  —  Endlich  kann  die  wissenschaft- 
liche Erörterung  des  menschlichen  Lebens  im  Staate  nicht  als  eine  nach  allen 
Seiten  vollendete  betrachtet  werden,  so  lange  dieses  nicht  auch  von  dem 
Standpunkte  des  Sittengesetzes  gewürdigt  und  durchforscht  ist.  Nur  sel- 
ten zwar  ist  bis  jetzt  der  Gedanke  einer  Staatesittenlelire  gefasst,  und  noch 
seltener  eine  solche  in  den  Kreis  der  Staatswissenschaften  aufgenommen  wor- 
den ^) ;  allein  es  kann  doch  kein  Zweifel  darüber  sein ,  dass  wenn  überhaupt 
der  Mensch  in  seinen  Verhältnissen  zu  anderen  Menschen  nicht  blos  nach  den 
Kegeln  des  äusserlich  erzwingbaren  Rechtes,  sondern  auch,  darüber  hinaus,  nach 
den  Geboten  der  freien  Sittlichkeit  zu  handeln  hat ;  dieses  auch  in  den  so  wich- 
tigen und  zahlreichen  Verhältnissen  des  Staatslebeus  der  Fall  ist.  Ein  Staats- 
oberhaupt hat  z.  B.  nicht  blos  die  rechtliche  Vei'ptiichtung  der  Einhaltung  der 
Verfassung  und  Gesetze ,  nicht  blos  das  Recht ,  in  gewissen  Fällen  allein  oder 
mit  Zuziehung  anderer  Factoren  des  Staatswillens  zu  handeln:  sondern  er  hat 
auch  die  sittliche  Pflicht,  eifrig,  wehlwoUend,  geduldig,  guten  Lebenswandels 
zu  sein ;  er  soll  auch  muthig  handeln ;  im  Kothfalle  eine  schwere  Verantwort- 
lichheit auf  sich  nehmen.  So  stehen  auch  die  Bürger,  die  Beamten,  die  Volks- 
vertreter, die  Geschworenen  u.  s.  w.  unter  rein  sittlichen,  Ober  das  starre 
Reeht  weit  hinausgehenden  Gesetzen.  Dieses  sittliche  Leben  im  Staate  lässt  Dun 
aber  nicht  nur  eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  zu;  sondern  es  fordert  sie 
sogar  mit  Nothwendigkeit  zur  Erzeugung  eignes  klaren  Bewusstseins ,  zur 
Gewinnung  einer  vollständigen  Uebersicht  und  zur  Feststellung  sicherer  Grund- 


1)  Wie  eine  Aufnahme  der  geschichüichen  Staatswissenschanen  und  des  positiven 
Staatsrechtes  nicht  vorzunehmen  ist,  davon  giebt  Pölitz  in  seinen  Slaatswisaen- 
schaAcn  im  L.  uns.  Z.  ein  Beispiel.  Einer  Seils  versucht  er  den  ganzen  Stoff  zu 
geben  und  füllt  einige  Bände  mit  unentwickehcn  Stückwerken;  andererseits  reisst 
er,  von  der  Unermesslichkeit  seiner  eigenen  Aufgabe  erschreckt,  willkürlich  nur 
einzelne  Zustände  als  Gegenstand  der  Schilderung  heraus.  So  in  der  politischen 
Geschichte  nur  diq  Erzählung  von  dem  sog.  europäischen  Staatensysteme  ;  im  Staats- 
rechte ausschliesslich  die  neuen  scbrinUchen  Verfassungen,  die  er  dann  dutzend- 
weise in  .auszögen  hintereinander  auflTöhrL 

2)  Die  Staatsgclehrten  werden  in  dieser  Beziehung  von  den  Philosophen  und  Theolo- 
gen beschämt,  von  welchen  die  besseren  Schriflsteller  über  Sittenlehre  das  sittliche 
Leben  im  Staate  nicht  zu  Obergeben  pflegen.  Man  sehe  z.  B.  Rothe's  Theolo- 
gische Ethik  Wiltenbg.,  1845.  Bd.  11,  S.  730  fg.;  Hirsch er's  ChristUche  Moral, 
6te  Aufl.,  Tab.  Ib51,  Bd.  111,  S.  693  fg.  Wenn  in  diesen  Werken  zuweilen  die 
richtige  Kenntniss  der  staaüicbcn  Einrichtungen  und  Fragen  vcrmisst  wird,  so  ist 
diest  eben  ein  Grund  weiter  ffir  den  Publicislen,  zu  thun  was  seines  Amtes  ist 
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Sätze.  Ein  System  der  Staatswissenschaften  ohne  eine  Staatssittenlehre  ist 
nicht  blos  logisch  unvollständig,  sondern  auch  ungenügend  für  das  Leben.  Nur 
auf  einem  groben  Missvciständnisse  aber  würde  die  Einwendung  beruhen,  dass 
durch  die  Aufnahme  rein  sittlicher  Lehren  das  Wesen  des  Rechtes  im  Staate 
verwischt  und  verkannt  werde.  Nicht  von  einer  unjuristischen  Behandlung  des 
Rechtes  handelt  es  sich  ja,  —  dieses  soll  vielmehr  ganz  in  seiner  Eigenthümlich- 
keit  und  Folgerichtigkeit  bestehen  bleiben  — ;  sondern  von  einer  davon  ganz  ge- 
trennten ,  auf  ihren  eigenen  Grundsätzen  ruhenden  und  in  ihrem  eigenen  Kreise 
sich  haltenden  Sittenlehre  für  das  rechtlich  bereits  geordnete  Leben  im  Staate. 

Nicht  minderem  Tadel  unterliegt  aber  auf  der  andern  Seite  die  Aufnahme 
von  Fremdartigem,  d.  h.  von  solchen  Wissenschaften,  welche  sich  nicht 
mit  dem  Staate  beschäftigen.  Mag  es  auch  sein,  dass  eine  Bekanntschaft 
mit  ihnen  bei  dem  Studium  der  Staatswissenschaften  vorausgesetzt  werden  muss, 
oder  dass  sie  im  Staate  und  mit  Hülfe  desselben  getrieben  werden ,  und  seinen 
Beamten  stofflich  unentbehrlich  sind:  so  werden  sie  docli  dadurch  nicht  selbst 
zu  Staatswissenschafteu.  Nur  solche  aber  können  Aufnahme  finden  sowohl 
nach  den  Gesetzen  des  Denkens,  als  nach  denen  der  Zweckmässigkeit.  Es  werden 
aber  in  zwei  verschiedenen  Richtungen  Verstösse  gegen  diese  klare  Regel  ge- 
macht. 

Einige  Verfasser  von  Encyklopädieen  sind  nämlich  in  die  gedankenlose 
Verwirrung  vci-fallen,  eine  Anleitung  zur  allseitigen  Bildung  eines  Welt-  und 
Staatsmannes  für  gleichbedeutend  zu  erachten  mit  einem  Systeme  der  Staats- 
wissenschaften. Zu  den  Kenntnissen  und  Fertigkeiten,  welche  einem  solchen 
Manne  gebühren,  gehören  nun  allerdings  unter  Anderem  auch  Bekanntschaft 
mit  Sprachen,  ritterliche  Körpcrübimgen ,  Uebersicht  über  das  Handels-  und 
das  Kirchen  -  Recht  u.  s.  w.  Allein  sind  diessS-taats  Wissenschaften?  Und 
ist  eine  Belehrung,  wie  ein  junger  Manu  seine  Zeit  nützlich  zuzubringen,  sich 
zu  öffentlichen  Geschäften  brauchbar  und  im  geseUigen  Umgange  beliebt  und 
geachtet  machen  kann,  eine  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften?  Das  phi- 
losophische Staatsrecht,  die  französische  Grammatik  und  die  Reitkunst  können 
unmöglich  Theile  Eines  Wissenschaftskreises  sein.  Kniggc's  Umgang  mit  Men- 
schen und  Story's  internationales  Privatrecht  ergänzen  einander  nicht. 

Eine  zweite  falsche  Behandlung  aber  ist  es,  wenn  —  wie  gar  nicht  selten 
geschieht  —  zwar  der  Begriff  einer  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften  im 
Ganzen  richtig  aufgefasst  und  eingehalten  ist,  dennoch  aber  einzelne  Disciplinen 
aufgenommen  werden,  welchen  eine  schärfere  Kritik  einen  wesentlich  staatlichen 
Inhalt  nicht  zuzuerkennen  vermag.  Dem  ist  jeden  Falles  so  bei  dem  philo- 
sophischen Privatrechte  und  der  Nationalökonomie  im  eugern 
Sinne  des  Wortes;  theilweise  wenigstens  bei  der  sogenannten  Culturwissen- 
schaft;  und  es  muss  auch  behauptet  werden  von  den  Gesellschaftswis- 
senschaften, wie  sich  diese  in  der  jüngsten  Zeit  zu  entwickeln  begonnen 
haben.  —  Bei  dem  natürlichen  Privatrechte  bedarf  es  in  der  That 
nur  der  Nennung  des  Namens,  um  den  Beweis  als  geführt  betrachten  zu  kön- 
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wen.  Nur  dann,  wenn  das  philosoplusche  Staatsrecht  oder  Völkerrecht  in 
seinen  letzten  Gnindgedankcn  gar  nicht  erwiesen  oder  in  seinen  Folgesätzen 
nicht  dargestellt  werden  könnte  ohne  Vorausschickung  des  philosophischen  Pri- 
vatrechtes, wäre  die  Aufnahme  des  letztem  unter  die  Staatswissenschaften  ge- 
rechtfertigt. Allein  dem  ist  nicht  so.  Kennen  muss  allerdings  der  zu  den 
Staatswissenschaften  Herantretende  die  allgemeinen  BcgriiTc  von  Recht,  sowie 
das  aus  Vemunftbegriffen  sich  ableitende  System  von  Eechtssätzen  über  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  mcnschhchcn  Persönlichkeit;  allein  das  Staats-  und 
das  Völkerrecht  beginnen  erst,  wo  jenes  aufliört,  und  sie  setzen  es  ohne  wei- 
teres als  zugegeben  voraus.  Desshalb,  weil  in  einem  vollständigen  Systeme 
des  philosophischen  Rechtes  überhaupt  das  natürliche  Privatrecht  dem  Staats- 
und dem  Völkerrechte  vorangeht,  ist  noch  keineswegs  erstcres  eine  Staatswis- 
senschaft. —  Bestreitbarer  mag  die  Verweisung  der  Nationalökonomie 
aus  der  Reihe  der  Staatswissenschaften  scheinen,  wie  sie  denn  auch  die  mei- 
sten Systeme  der  letzteren  wirklich  aufnehmen,  und  sie  wohl  gar  zu  den  wich- 
tigsten Bestandtheilen  des  Gesammtkreises  rechnen.  Es  kömmt  hier  zunächt 
darauf  an,  in  welchem  Umfange  diese  Wissenschaft  genommen  wird.  Versteht 
man  darunter  ein  Lehrgebäude  der  gesammten  politischen  Oekonomie  im  Sinne 
der  Franzosen,  somit,  ausser  der  Darstellung  der  Grundlehren  tlbcr  das  Güter- 
wesen der  Einzelnen,  der  Gesellschaft  und  des  Gesammtvolkcs,  auch  die  Nach- 
weisung der  Einwirkung  des  Staates  auf  sie,  und  umgekehrt:  so  ist  die  Natio- 
nalökonomie eine  Staatswissenschaft,  deren  Grundlagen  freilich  weiter,  als  das 
nächste  Bedürfniss  geht,  ausgeführt  sind.  Allein  wird  nach  der  in  Deutsch- 
land allgemein  und  sicherlich  mit  Recht  herrschenden  Ansicht  die  Wirthschafts» 
lehre  in  die  drei  getrennnten  Wissenschaften  der  Volkswirthschaftslehre ,  der 
Volkswirthschaftspflege  und  der  Finanzwissenschaft  getheilt :  so  gehören  offenbar 
nur  die  beiden  letzteren  in  ein  System  der  Staatswissenschaften,  und  zwar  beide 
als  untergeordnete  Tlieile  der  Politik.  Die  Lehre  vom  Gut,  Werth,  Preis, 
Kapital,  Theilung  und  Zusammenlegung  der  Arbeit,  Verhältniss  der  verschie- 
denen Wirthschaftsarten  zu  einander  u.  s.  w.  sind  soweit  entfernt,  den  Staat 
zum  Mittelpunkte  zu  haben,  dass  sie  vielmehr  in  gar  keiner  Beziehung  zu  ihm 
stehen.  Und  selbst  wenn  die  Volkswirthschaftslehre,  wie  wohl  sehr  zu  wünschen 
ist,  mehr  als  bisher  Rücksicht  nähme  auf  die  gesellschaftlichen  und  auf  die 
sittlichen  Beziehungen,  würde  sie  dadurch  noch  nicht  zur  Staatswissenschaft; 
sondern  lieferte  nur  reichlichere  und  wichtigere  Grundsätze  für  die  beste  Ord- 
nung der  sachlichen  Unterlage  des  Staates ,  und  möchte  damit  auch  den  Weg 
zu  Sätzen  bahnen,  welche  seiner  Zeit  in  einer  der  Staatswissenschaften  ihre 
Stelle  finden.  Angenommen  zum  Beispiele,  es  würde  der  Volkswiithschaftslehre 
die  Lösung  der  weltgeschichtlichen  Aufgabe  gelingen,  die  Arbeit  in  ein  richtiges 
und  zufriedenstellendes  Verhältniss  zum  Kapitale  und  zur  Einsicht  zu  bringen : 
so  wäre  diess  zunächst  keine  Staatseinrichtung.  Ja  es  kann  ohne  Paradoxic 
behauptet  werden,  dass  die  neuen  Zustände  in  demselben  Verhältnisse  besser 
wären,-  als  sie  sich  ohne  alle  Beihilfe  des  Staates  im  Leben  erhalten  konnten.  — 
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"Was  die  Culturwissenscliaft  betrifft,  so  mag  es  immerliin  eine  schöne 
Aufgabe  sein,  die  sämmtlichen  zur  Förderung  der  menschlichen  Gesittigung 
dienenden  Mittel  in  ein  organisches  Ganzes  zu  vereinigen ;  und  es  lässt  sich  ohne 
Zweifel  von  einer  richtigen  und  geistreichen  Durchführung  dieses  Gedankens  auch 
für  die  Thätigkeit  des  Staates  reicher  Gewinn  ziehen.  Allein  unmöglich  kann  die 
ganze  Entwicklung  dieser  Lehre  in  den  Staats  Wissenschaften  Platz  greifen. 
So  weit  es  sich  von  der  Bildung  in  der  Familie,  von  der  Selbsterziehung  des 
Einzelnen,  von  den  Methoden  des  Lehrens  und  Lernens  handelt,  soweit  ferner 
die  innere  Wirksamkeit  der  Kirche  Gegenstand  der  Erörterung  ist,  bleibt  ja 
der  Staat  ganz  ausser  Frage.  Es  hat  also  auch  die  Staatswissenschaft  nur 
die  Ergebnisse  dieser  Forschungen  in  so  weit  anzuerkennen,  oder  vielmehr 
vorauszusetzen,  als  sie  die  Form  und  den  Inhalt  der  positiven  oder  negativen 
Thätigkeit  des  Staates  zur  Förderung  der  geistigen  Pei*sönlichkeit  der  Bürger 
bestimmen.  So  wenig  Architectur  und  Wogbaukunde  Theil  der  Staatswissen- 
schaften sind,  weil  der  Staat  Brücken  und  Strassen  baut:  eben  so  wenig  kön- 
nen Pädagogik,  Sitten-  und  Glaubenslehre  oder  Aesthetik  aufgenommen  wer- 
den, weil  der  Staat  in  der  Lage  ist,  Schulen  und  andere  Bildungsmittel  zu  er- 
richten. —  Was  endlich  die  Aufnahme  der  Lehre  von  der  Gesellschaft 
imter  die  Staatswissenschaft  betrifft,  so  mag  dieselbe  bis  in  die  jüngste  Zeit 
herunter  Erklärung  und  Entschuldigung  finden.  Erst  seit  Kurzem  ist  ja  die 
Wissenschaft  überhaupt  zu  der  Erkenntniss  gekommen,  dass  zwischen  den  Le- 
bensbeziehungen der  einzelnen  Persönlichkeit  und  dem  einlieitlichen  Leben  einer 
Gcsammtheit  im  Staate  ein  eigenthümliches  reiches  Gebiet  menschlicher  Zu- 
stände, nämlich  der  aus  der  Interessengemeinschaft  entstehende  Organismus 
oder  die  Gesellschaft,  liege.  Bis  dahin  konnte  die  gelegentliche  Berücksichti- 
gung von  Fragen,  welche  sich  auf  diesen  zwischenliegenden  Kreis  bezogen, 
sogar  als  eine  stoffliche  Bereicherung  der  verschiedenen  Staatswissenschaften 
erscheinen.  Es  mögen  also  auch  die  älteren  Werke  wegen  eines  solchen  Ver- 
laufens  in  Fremdartiges  nur  bedingungsweise  getadelt  werden.  Allein  seitdem 
jener  wichtige  Schritt  zur  richtigeren  Begreifimg  der  menschlichen  Verhältnisse 
geschehen  ist ,  kann  eine  Vermischung  von  Staats  -  und  von  Gesellschaftswissen- 
schaften mu'  als  eine  logische  Verwirrung  und  als  ein  Hindemiss  einer  richtigen 
Ausarbeitung  der  für  die  Gesellschaft  zu  findenden  Lehre  betrachtet  werden. 
Bei  dem  jetzigen  Stande  der  Wissenschaft  giebt  es  keinen  grösseren  Fehler, 
als  eine  Vermischung  von  Gesellschafts-  und  von  Staatswissenschaften,  und 
keinen  sichereren  Beweis  von  subjectivem  Zurückbleiben.  Es  ist  vielleicht  noch 
zu  frühe,  eigene  Encyklopädien  der  Gesellschaftswissenschaften  zu  bearbeiten; 
allein  diese  Zeit  wird  kommen,  und  jeden  Falles  muss  schon  jetzt  die  Staats- 
wisseuschaft  ihrer  Seits  rein  ausgeschieden  und  abgesondert  behandelt  werden  ^). 


1)  Ueber    das  ganze  Yerhällniss  der   Slaatswissenscliafl  zur    Gesellschaft   und  ihrer 
Wissenschaft  siehe  man  die  voranstehende  erste  Abhandlung. 


120  ^^  Encyklopädieen  und  Systeme  der  Staatswissenschaften. 

b)   Die  Methode. 

Ein  für  die  Beurtheilung  der  vorhandenen  Encyklopädieen  der  Staats- 
wissenschaften kaum  minder  bedeutender  Punkt  ist  die  richtige  Methode  der 
Behandlung.  —  Genauer  betrachtet  löst  sich  diese  Frage  in  drei  verschie- 
dene auf:  welcher  Grundgedanke  kommt  bei  einer  systematischen  Anordnung 
zur  Anwendung?  was  ist  von  einer  blos  alphabetischen  Vertheiluug  de»  Stoffes 
zu  halten?  ist  etwa  vor  bestimmten  logischen  Fehlern  zu  warnen? 

Bezüglich  der  ersten  Frage  leuchtet  ein,  dass  sich  der  staatliche  Ge- 
sammtstoff  auf  zwei  verschiedene  Arten  ordnen  und  übersichtlich  darstellen 
lÄsst.  Einmal  mögen  die  verschiedenen  Wissenschaften,  welche  den  Hauptbe- 
ziehungen des  Staates  entsprechen  und  sich  daher  auch  als  einzelne  Lehrge- 
bäude ausgebildet  haben,  in  ihrer  Einheit  und  Absonderung  belassen  und  nur, 
ins  Kleine  gezeichnet,  nach  einer  äusserlichen  logischen  Ordnung  aneinander 
gereiht  werden.  Es  werden  also  zuerst  den  dogmatischen  Staatswissenschafton 
die  geschichtlichen  gegenübergestellt.  Die  erstercn  zerfallen  dann  wieder  in 
das  öffentliche  Recht,  in  die  Staatssittenlehre,  und  in  die  Staatskunst.  Im 
Rechte  wieder  wird  das  Staatsrecht  vom  Völkerrechte  getrennt  gehalten ,  und 
bei  beiden  das  philosophische  dem  positiven  Rechte  vorangestellt.  Bei  den  ge- 
schichtlichen Disciplinen  aber  stehen  Geschichte  und  Statistik  neben  einander. 
Oder  aber  mag,  zweitens,  die  Uebersicht  über  das  gesammte  staatliche  Wissen 
80  gegeben  werden,  dass  unter  Einhaltung  irgend  eines  Systemes  des  Staatslebens 
jeder  einzelne  Punkt  nach  allen  denkbaren  Beziehungen  erörtert  und  folglich 
die  Lehre  von  demselben  vollständig  erschöpft  wird.  Wenn  also  z.  B.  das  Ver- 
hältniss  des  Staatsoberhauptes  zur  Rechtspflege  zu  erörtern  ist,  so  wird  diese 
Materie  der  Reihe  nach  aus  dem  Gesichtspuncte  des  philosophischen  und  des 
positiven  Staatsrechtes,  des  philosophischen  und  des  positiven  Völkerrechtes, 
der  Sittenlehre,  endlich  der  Staatskunst  erörtert,  und  ausserdem  aus  der  Staa- 
tengeschichte und  aus  der  Statistik  das  hier  Einschlagende  beigebracht.  In 
derselben  Weise  bildet  jeder  einzelne  Gegenstand  eine  nach  allen  Seiten  hin 
vollständige  Monographie.  —  Weit  aus  in  der  Regel  sind  die  bisherigen 
Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  nach  der  erstgenannten  Methode  be- 
arbeitet; allein  diess  beweist  natürlich  noch  keineswegs  die  ausschliessendc 
oder  auch  nur  vorzügliche  wissenschaftliche  Berechtigung  derselben.  Vielmehr 
zeigt  eine  genauere  Prüfung,  dass  die  zweite  Behandlungsart  (sie  mag  die  or- 
ganische genannt  werden  im  Gegensatze  der  blos  ausser  lieh  ordnen- 
den) ebenfalls  eigenthümliche  Vorzüge  hat.  Allerdings  gewährt  nämlich  die 
Znsammenbtollung  ganzer  geschlossener  Staatswissenschaften  den  Vortheil,  theils 
eine  Anleitung  zum  besondem  Studium  jeder  derselben  zu  geben;  theils  das 
richtige  gegenseitige  Verhältniss  der  grossen  Beziehungen  des  Staatslebens  (des 
Rechtes,  der  Sittenlehre,  der  Klugheit,  des  Innern  und  des  Aeussem)  nachzu- 
weisen; theils  endlich  immer  eine  ganze  Reihcfolge  von  Gedanken  in  ihrer  Ab- 
leittug  von  einem  obersten  Satze  und  in  ihrer  logisch  nothwendigen  Verbindung 
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zum  Bewusstsein  zu  bringen ,  dadurch  aber  auch  zu  richtigem  Weiterschliessen 
zu  befähigen.  Anderer  Seits  ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  dass  eine  voll- 
ständige Abhandlung  jeder  staatlichen  Frage  vor  Einseitigkeit  der  Auffassung 
und  Vorwitzigkoit  des  Urtheiles  bewahrt.  Eine  solche  allseitige  Behandlung  ent- 
spricht der  Natur  der  Dinge  mehr,  als  eine  künstliche  Trennung  der  verschie- 
denen Beziehungen  und  eine  Behandlung  derselben  in  gesonderten  Wissenschaf- 
ten. Der  Organismus  des  Staatslebens  wird  als  ein  Ganzes  aufgeführt  und  wie- 
der organisch  gegeben.  —  Aus  allem  diesem  ergiebt  sich  denn  wohl,  dass  jede 
der  beiden  Anordnungen  an  sich  zulässig  ist ;  dass  sich  aber  der  Verfasser  einer 
Encyklopädie  der  Staatswissenschaften  bei  der  formellen  Anlage  seines  Werkes 
alsbald  über  seinen  besondern  Zweck  uud  über  den  von  ihm  gewünschten  Le- 
serkreis ganz  klar  sein  muss.  Will  er  hauptsächlich  eine  Einleitung  in  ein 
späteres  gründliches  Studium  der  Staatswissenschaften  geben,  so  hat  er  die 
äusserlich  ordnende  Methode  zu  wählen.  Immerhin  mag  dann  auch  sein  Buch 
dazu  dienen,  über  den  neuesten  wissenschaftlichen  Stand  dieses  oder  jenes  Ab- 
schnittes der  einzelnen  staatlichen  Disciplin,  über  ihre  Entwicklungsge- 
schichte und  Literatur  eijie  vorläufig  genügende  Belehrung  zu  geben.  Ist  da- 
gegen sein  Ehrgeiz  darauf  gerichtet,  jede  wichtige  Frage  des  staatlichen  Lebens 
in  ihren  sämmtlichen  Beziehungen  und  den  aus  deren  Wechselwirkung  sich  er- 
gebenden Modificationcn  für  den  bereits  Eingeweihten  darzulegen;  will  er  fal- 
sche Ansichten  ,  welche  aus  einseitigen  Auffassungen  entstanden  sind ,  bekäm- 
pfen; will  er  einen  freien  staatsmännischeu  Blick  ausbilden:  so  hat  er  sein 
Werk  nach  der  organischen  Methode  anzulegen.  Je  nach  dieser  Wahl  wird 
aber  natürlich  auch  der  Inhalt  des  zu  Gebenden  manchfach  verschieden  sein. 
Im  ersten  Falle  ist  es  mehr  die  Aufgabe,  die  allgemeinen  Giimdbegriffe  uud 
deren  logische  Entwicklung  darzustellen,  ferner  die  Geschichte,  den  Bücher- 
Yorrath,  kurz  das  Aeussere  der  Wissenschaften;  im  andern  Falle  sind  dagegen 
hauptsächlich  die  practischen  Folgesätze  und  die  Streitfragen  zu  erörtern.  Jede 
der  beiden  Behandlungsarten  hat  offenbar  ihre  eigcnthümlichen  Schwierigkeiten; 
doch  dtirfte  eine  organische  Encyklopädie  eine  umfassendere  Uebersicht,  ein 
richtigeres  Bewusstsein  des  ganzen  staatlichen  Lebens  und  ein  practisch  richti- 
geres Urtheil  voraussetzen;  kurz  nur  von  Männern  von  höheren  Gaben  mit 
Glück  unternommen  werden  können.  Die  beiderseitigen  Behandlungen  verhalten 
sich  fast  wie  Anatomie  und  Physiologie. 

Ueber  den  Zweck  blos  alphabetisch  geordneter  Handbücher  ausführlich 
zu  sprechen,  ist  wohl  nicht  nöthig.  Ihr  Wesen  besteht  in  einer  Auflösung 
einer  Wissenschaft  oder  einer  sonstigen  Masse  von  Kenntnissen  in  eine  An- 
zahl von  grösseren  und  kleinereu  Aufsätzen,  welche  je  Einen  Gegenstand  ab- 
gesondert besprechen,  und  in  der  ledighch  äusserlichen  Aneinanderreihung  der- 
selben nach  der  alphabetischen  Reihenfolge  ihres  Schlagwortes.  Diese  Auf- 
sätze mögen,  je  nach  dem  Gegenstände  und  nach  dem  Umfange  des  Werkes 
von  kurzen  Worterklärungen  aufsteigen  bis  zu  cigeutüchen  Mouogi-aphieen ; 
und  natürlich  ist  denn  auch  der  Werth  und  die  Benützung   sehr  verschieden 
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je  nach  dem  Inhalte  und  Umfange.  Da  nun  aber  in  einer  solchen  Sammlung 
die  Auffindung  einer  gewünschten  Auskunft  viel  leichter  und  schneller  bewerk- 
stelligt wird  als  durch  Nachschlagen  in  einem  systematisch  angelegten  Werke, 
und  tlberdiess  dort  oft  an  Einem  Orte  zusammengefasst  ist,  was  im  Systeme 
an  verschiedenen  Stellen  zerstreut  steht:  so  hat  das  Bedürfniss  einer  schnellen 
und  übersichtlichen  Belehnmg  solche  alphabetisch  geordnete  Werke  in  allen  Wis- 
senschaften hervorgerufen  und  den  gut  bearbeiteten  gewöhnlich  eine  sehr  grosse 
Verbreitung  verschafft.  Nicht  blos  das  grosse  Publicum  benutzt  sie,  sondern 
auch  der  Mann  vom  Fache  zur  ersten  und  vorläufigen  Zurechtfindung.  Ihre 
Einrichtung  gewährt  überdiess  noch  die  Möglichkeit,  verschiedene  Verfasser 
an  einem  und  demselben  Werke  Aiitheil  nehmen  zu  lassen,  damit  aber  für 
alle  einzelnen  Fragen  Arbeiten  besonders  Sachverständiger  zu  erhalten.  Es 
ist  somit  gegen  gi-ündlich  gearbeitete  und  verständig  eingerichtete  Werke  sol- 
cher Art  an  sich  gar  nichts  einzuwenden;  und  unzweifelhaft  können  auch  die 
gesammten  Staatswissenschaften  mit  Nutzen  und  Bequemlichkeit  auf  solche 
Weise  aufgelöst  und  in  einzelnen  nnzusammenhängeuden  Aufsätzen  dargeboten 
werden.  Aber  freiUch  darf  der  Werth  solcher  Sammlungen  nicht  überschätzt 
werden,  und  nimmermehr  kann  die  ganze  encyclopädische  Literatur  einer  Wis- 
senschaft nui"  aus  ihnen  bestehen.  Sie  gewähren  keinen  Ueberblick  über  das 
ganze  Gebiet,  kein  Verständniss  des  inneren  Organismus  der  Wissenschaft,  keine 
Einsicht  in  die  gesammten  Folgerungen  aus  einem  Grundsatze;  sie  können 
nicht  zur  Einleitung  in  das  Studium  xmd  nicht  zum  Rückblicke  über  dasselbe 
dienen.  Sie  könen  also  nur  neben  systematischen  Bearbeitungen  zugelassen 
werden,  so  dass  eine  gegenseitige  Ergänzung  Beider  entsteht. 

Was  aber  endlich  die  Frage  nach  etwaigen  logischen  Lieblingssünden 
betrifft,  so  zeigen  allerdings  äusserlich  ordnende  Systeme  der  gesammten  Staats- 
wissenschaften gar  nicht  selten  solche,  und  es  ist  daher  eine  allgemeine  War- 
nung vor  denselben  ganz  an  der  Stelle.  So  gewiss  nämlich  eine  Encyclopädie 
der  bezeichneten  Art  die  Aufgabe  hat,  alle  Wissenschaften,  welche  den  gemein- 
schaftlichen Gegenstand ,  den  Staat ,  von  einem  eigenthümlichen  Standpunkte 
behandehi,  auch  einzehi  als  Ganze  aufzufassen  und  darzustellen:  so  fehlerhaft 
ist  es,  wenn  ein:;elne  Abtheilungen  einer  solchen  Einheit  herausgerissen  tnd 
als  gleichberechtigte  Wissenschaften  dargestellt  werden.  Solches  Verfahren  ist 
nicht  nur  unh)gisch  und  also  verwh-rend,  sondern  es  kann  auch  zu  stofflich  fal- 
scher Auffassung  des  Inhaltes  und  Zusammenhanges  verleiten.  Natürlich  macht 
es  dabei  keinen  Unterschied ,  ob  etwa  eine  solche  fälschUch  zur  eigenen  Wis- 
senschaft gemachte  Abtheilung  mehr  oder  weniger  häufig  auch  abgesondert  be- 
arbeitet und  hierbei  mit  einem  eigenen  Namen  versehen  worden  ist.  Als  Mo- 
nographie mag  jeder  Abschnitt,  jeder  einzelne  Satz  einer  Wissenschaft  behan- 
delt werden;  allein  dadurch  wird  er  noch  nicht  zur  eigenen  Wissenschaft, 
Derogero&ss  kann  es  denn  nur  als  Gedankenlosigkeit  und  Verwirrung  bezeich- 
net werden,  wenn  z.  B.  dem  Völkerrechte  ein  Staatenrecht  und  eine  Diplomatie 
als  gleichartige  Wissenschaften  zur  Seite  gesetzt  werden;  wahrend  solche  doch 
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handgreiflich  nur  Kapitel  des  Völkerrechts  über  Krieg  und  Frieden  und  über 
das  Gesandtscbaftswesen  sind.  Oder  wenn  der  Politik  eine  Polizeiwissenschaft, 
eine  Finanzwissenschaft  beigeordnet  werden;  statt  dass  solche  nur  als  einzelne 
Theile  eines  einzelnen  Theiles  der  Politik ,  nämlich  der  Verwaltungs  -  Politik, 
aufgefasst  sein  sollten.  Felilcr  dieser  Art  geben  von  vorne  herein  ein  gerechtes 
Yorurtheil  gegen  die  Befähigung  eines  Schriftstellers.  Wie  mag  scharfes  Den- 
ken im  Stofflichen  und  in  Einzelnfragen  von  Solchen  envartet  werden,  welche 
nicht  einmal  gegen  so  plumpe  Fehler  in  der  formalen   Anordnung  sicher  sind? 

c)DcrSlaatsbegriff. 

Ein  weiterer  höchst  wichtiger  Punkt  ist  die  Ansicht,  welche  hinsichtlich 
des  Staatsbegriffes  festgehalten  und  durchgeführt  wird.  Es  fällt  in  die 
Augen,  dass  wenn  nur  Ein  Zweck  des  Staates  als  erlaubt  und  als  sittlich  und 
rechtsphilosophisch  begründbar  angenommen  ist,  auch  das  Gesammtsystem 
der  Staatswissonschaften  sich  sehr  vereinfacht.  Es  giebt  dann  nur  Einen  Begriff 
vom  Staate,  und  die  einzelilen  Verschiedenheiten  in  Gestaltung  und  Form  sind 
unwesentlich  und  äusscrlich.  Nicht  nur  das  philosophische  Staatsrecht  und  die 
Staatssittcnlehre  haben  danii  blos  diesen  Einen  Gedanken  zu  entwickeln ;  son- 
dern auch  die  Staatskunst  kann  nur  die  Aufgabe  haben,  die  Mittel  zur  zweck- 
mässigen Dui-chführung  dieses  einzig  richtigen  Staates  aufzufinden.  Und  selbst 
auf  das  positive  Staatsrecht  wird  diese  Ansicht  in  so  ferne  von  grossem  Ein- 
flüsse sein,  als  die  in  der  "Wirklichkeit  vorgekommenen  Staatseim-ichtungen, 
welche  nicht  unter  den  einzig  richtigen  Begriff  passen,  als  wesentlich  verfehlte 
und  tadelnswerthe  Zustünde  abgefertigt  und  bei  Seite  gelassen  werden  können 
und  müssen.  Höchstens  machen  die  Unterarten  des  Einen  Staates  eine  parallel 
laufende  Behandlung  einzelner  Fragen  nöthig;  vorausgesetzt  dass  nicht  etwa 
die  ausschliesscnde  Anerkennung  des  einzigen  Gedankens  sogar  bis  zu  der  Bil- 
ligung auch  nur  eines  einzigen  Ausdruckes  desselben ,  d.  h.  Einer.  Staatsform 
getrieben  wird.  —  Ist  dagegen  der  Verfasser  einer  Encyklopädie  der  Staatswis- 
senschaften der  Ansicht,  dass  der  durch  das  einheitliche  Zusammenleben  zu 
fördernde  Lebenszweck  je  nach  Geschichte,  äusserer  Lage  und  Gesittigungs- 
stufe  des  einzelnen  Volkes  ein  wesentlich  verschiedener  sein  kann,  und  dass  je- 
der solcher  Zweck,  sobald  er  nur  einer  Seite  der  Menschennatur  wirklich  ent- 
spricht, vollkommen  berechtigt  ist;  muss  er  folglich  die  Möglichkeit  verschie- 
dener gleich  erlaubter  Staatsgattungen  neben  einander  zugeben:  so  ist  auch 
seine  Aufgabe,  eine  vollständige  Ucbersicht  über  die  gesammten  Staatswissen- 
schaften zu  liefern,  eine  unendlich  weiter  gesteckte.  Er  muss  nun  nicht  nur 
im  philosophischen  Staatsrechte  diese  verschiedenen  Grundgedanken  in  getrenn- 
ten, neben  einander  gestellten  Systemen  entwickeln;  in  der  Staatssittenlehre 
auf  die  verschiedenen  Aufgaben  Rücksicht  nehmen;  im  positiven  Staatsrechte 
die  in  die  Wirklichkeit  eingetretenen  Beispiele  verschiedener  Gattungen  und 
Ai-ten  von  Staaten  schildern:  sondern  es  bekommt  auch  seine  Darstellung  der 
Staatskunst  eine  ganz  veränderte  Gestalt.    Dass  nicht  dieselben  Mittel  zur  Er- 
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reichnng  verschiedener  Zwecke  gleich  gut  benützt  werden  können ,  ist  einleuch- 
tend ;  und  wenn  auch  ohne  Zweifel  bei  mancherlei  untergeordneten  öffentlichen 
Anstalten  der  oberste  Grundsatz  des  Staates  keine  verschiedene  Einrichtung 
veranlasst,  so  ist  dieses  doch  um  so  sicherer  gerade  bei  den  wichtigsten  und 
wesentlichsten  Fragen  der  Fall,  namentlich  bei  fast  allen  Verfassungspunkten. 
Selbst  das  Völkerrecht  dürfte  bei  einer  vollständigem  Durchbildung  durch  diese 
Verschiedenheit  der  Staatsbcgriflfe  und  obersten  Zwecke  mehr  berührt  werden, 
als  bis  jetzt  wohl  in  der  Regel  angenommen  wird. 

Darüber ,  welche  dieser  beiden  Ansichten  als  die  richtige  anzuerkennen 
ist,  kann  nun  aber  wohl  kein  Zweifel  sein.  —  Wenn  es  nämlich  die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  ist,  die  wirkliche  Natur  der  Dinge  zu  ergründen  und  die 
richtigen  Folgesätze  aus  den  obersten  erkennbaren  Wahrheiten  abzuleiten  :  so  ist 
auch  damit  gesagt,  dass  dieselbe  nicht  berechtigt  ist,  unter  verschiedenen 
Möglichkeiten  oder  gar  Thatsachen  nur  Eine  beliebige  aufzugreifen  und  sie, 
mit  gänzlicher  Beiseitlassung  der  übrigen,  für  die  allein  vorhandene  zu  erklä- 
ren ,  und  nur  sie  zu  erörtern.  Ein  solches  Verfahren  ist  freilich  einfach  und 
bequem ;  allein  es  ist  unwahr,  und  führt  zu  Einseitigkeiten ,  wo  nicht  zu  po- 
sitiven Fehlern.  So  denn  auch  in  den  Staatswissenschaften.  Der  Staatsge- 
lehrte" ist  weder  berechtigt,  gerade  sein  Ideal  vom  Staate  als  die  einzige  Mög- 
lichkeit, noch  den  Staat,  in  welchem  er  zufällig  lebt,  als  die  einzige  Wirklich- 
keit zu  erklären.  Allerdings  erfordert  jede  Bildungsstufe  ihren  Staat,  und  nur 
dieser  ist  für  sie  berechtigt ;  allein  eben  aus  demselben  Grunde  und  mit  dem- 
selben Rechte  haben  andere  Bildungsstufen  und  daraus  sich  ergebende  Lebens- 
ansichten Ansprüche  auf  andere  Staatsbegritfe  und  Staatseimichtungen.  Eine 
vornehme  Nichtbeachtung  der  letzteren  ist  Beschränktheit,  eine  grundsätzliche 
Verwerfung  aber  Ungerechtigkeit.  Der  Staatsgelehrte  zeigt  sich  auf  einer  sei- 
nen Stoff  beherrschenden  Höhe  nur,  wenn  er  jeden  der  verschiedenen  Staats- 
gedanken in  seiner  psychologischen  Begründung  begreift,  und  jedem  das  ihm 
zugehörige  Feld  der  Walirheit  zuweist').     Namentlich  aber  in  einer  Encyklo- 


1)  Es  ist  in  der  That  schwer,  sich  einiger  Ungeduld  hinsichtlich  der  beständig  wie- 
derkehrenden Begriffsverwirrung  über  das  Wesen  oder  (was  offenbar  dasselbe  ist) 
den  Zweck  des  Staates  zu  erwehren.  Man  sollte  doch  in  der  That  endlich  be- 
greiflich machen  können,  dass  Diejenigen,  welche  die  Möglichkeit  verschiedenar- 
tiger Staatszwecke  annehmen,  weder  behaupten,  dass  in  demselben  concretcn 
Staate  mehrere,  sich  widersprechende  und  gegenseitig  aufhebende  Zwecke  neben- 
und  durcheinander  bestehen  können ,  noch  auch  bestreiten ,  dass  in  der  Consc- 
quenz  einer  jeden  Weltanschauung,  also  auch  eines  jeden  besonderen  philoso- 
phischen Systenics,  nur  ein  einziger  solcher  Zweck  liege,  und  also  von  den  An- 
hftngem  dieser  Auffassung  auch  nur  dieser  als  der  richtige  erkannt  werden  könne 
and  dörfc;  sondern  dass  sie  vielmehr  nur  der  Ansicht  sind,  es  könne  and  mässc 
auch  der  Organismas  des  Zusammenlebens  eines  Volkes  einen  verschiedenen 
Zweck  haben,  wenn  in  dem  Leben  selbst,  und  somit  auch  dem  Zusammen- 
leben der  Menschen,  ein  verschiedener  vemünlUgcr  Zweck  verfolgbar  sei;  und  es 
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pädie ,  d.  h.  in  einem  vollständigen  Inbegriffe  aller  Staatslehren ,  muss  es  die 
Aufgabe  sein ,  sämmtlichc  staatsrechtliche  uud  politische  Systeme  in  logisch- 
richtiger Neben  -  und  Unterordnung  darzustellen.  Eine  Beschränkung  auf  nur 
Eine  Ideenreihe  liefert  nur  ein  Bruchstück. 

d)   Die  Ordnung  des  Stoffes. 

Sind  die  vorstehenden  Sätze  richtig,  so  ergiebt  sich  von  selbst,  welches 
die  richtige  formelle  Ordnung  des  Stoffes  ist. 

Eine  organische  Encyklopädie  des  Wissens  vom  Staate  beginnt  na- 
türlich mit  der  allgemeinen  Grundlehre   von  dem  Begriffe ,  dem  Zwecke ,    dem 


sei  der  Umstand,  dass  ein  gewisser  Begriff  in  ein  bestimmtes  philosophisches  Sy- 
stem passe,  noch  keineswegs  ein  Beweis,  dass  er  unter  allen  Verhähnissen  eine 
unwandelbare  Richtschnur  für  das  Leben  und  Handeln  sei.  Auch  wäre  es  wahr- 
lich Zeit,  das  stumpfe  Missverständniss  aufzugeben,  als  schhcssen  die  Vcrtheidiger 
mehrfacher  möglicher  Slaatszwecke  aus  der  blossen  Thatsache  der  verschieden- 
artigen geschichtlichen  Slaatszuslände  und  Staatszwecke  unmittelbar  auf  die  in- 
nere Bereclitigung  eines  jeden  derselben;  Während  sie  doch  diese  Thatsachen  nur 
als  einen  Fingerzeig  betrachten,  dass  von  jeher  und  überall  unter  den  Välkern 
verschiedene  Ansichten  über  Lebensglück  und  Lebensaufgabe  geherrscht  ha- 
ben ,  hiervon  aber  ganz  verschieden  die  Frage  ist,  welche  von  diesen  manchfa- 
chen  thatsächUchen  Lebensauffassungen  als  eine  in  sich  berechtigte ,  d.  h.  ver- 
nünftige, erkannt  werden  kann?  Es  ist  also  handgreiflich,  dass  der  ganze  Streit 
über  notliwendige  Einheit  oder  mögliche  Vielheit  des  Staatszweckes  sich  ledigUch 
darum  dreht:  ob  jeder  Mensch,  und  somit  auch  jede  Anzahl  von  Menschen,  auf 
jeder  Stufe  der  Gesiltigung  und  in  jeglichen  inneren  und  äusseren  Zuständen  eine 
und  dieselbe  Lebensaufgabe  zu  verfolgen  hat,  und  unsittlich,  unverständig  und 
gottlos  handelt ,  wenn  er  diese  nicht  ausschiiessUch  und  vollslänhig  verfolgt ;  oder 
ob  sich  nicht  vielmehr  vernünftigerweise  die  Lebenszwecke  je  nach  dem  Vorwie- 
gen einer  der  geistigen  Eigenschaften  und  nach  dem  jeweiligen  thatsächUch  ver- 
schiedenen Gesittigungsstufen  und  äusseren  Verhältnissen  der  Menschen  und  der 
Völker  modificiren ,  dann  aber  auch  eine  Verschiedenheit  der  Förderungsmitlel, 
unter  Anderem  also  auch  des  Staates,  logisch  nothwendig  ist?  Dieser  letzteren 
Ansicht  bin  nun  allerdings  auch  ich,  in  Gesellschaft  von  Welcker,  Duden,  Voll- 
graff,  Bluntschü  u.  A.,  und  wir  stützen  uns  dabei  auf  die  Vielseitigkeit  der  mensch- 
hchen  Natur,  auf  die  Verschiedenheit  der  Gesittigungszuslände  der  Völker,  auf  die 
durch  alle  Zeitalter  sich  erstreckenden  Thatsachen.  Keineswegs  aber  können  wir 
uns  widerlegt  halten  durch  die  auf  offenbarsten  Missverständnissen  beruhenden 
Gründe,  wie  sie  vorgebracht  sind  vonMurhard,  Zweck  des  Staates  (Gott.,  1832) 
und  E.  Wipp  er  mann,  üeber  die  Natur  des  Staates  (Gott.,  1844).  Beweist  nicht 
schon  die  grosse  Anzahl  der  in  diesen  beiden  Schriften  beigebrachten  Auffassun- 
gen der  verschiedenen  Schriftsteller  und  Schulen,  dass  es  dem  Menschen  gar 
wohl  mögUch  ist,  sich  für  das  Zusammenleben  im  Staate  wesentUch  abweichende 
Aufgaben  zu  denken?  Wenn  aber,  warum  sollen  die  bei  näherer  Prüfung  ver- 
ständigen, d.  h.  einem  wirklichen  Bedürfnisse  des  Menschen  entsprechenden,  nicht 
als  relativ  und  zeitweise  berechtigt  anerkannt  werden? 
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Ursprange  des  Staates.  Von  hier  schreitet  sie  fort  zu  der  Erörterung  der 
Staatsgewalt,  der  inneren  und  äusseren  Souveränctät  des  Gesetzes,  der  Gränzen 
des  Befehles  und  des  Gehorsams.  Hierauf  ist  das  Wesen  der  verschiedenen 
Gattungen  von  Staaten  und  ihrer  Arten  zu  erörtern.  Endlich  wird  das  ge- 
sammte  innere  und  äussere  Leben  der  Staaten  durchgegangen,  wobei  bezüg- 
lich des  ersteren  die  Verfassung  und  ihre  Einrichtungen  von  der  Verwaltung 
und  ihren  einzelnen  Zweigen,  also  der  Rechtspflege,  der  Polizei,  dem  Kriegswe- 
sen und  dem  Staatshaushalte ,  zu  unterscheiden  sind.  In  allen  Abschnitten  des 
ganzen  Systemes  aber,  es  sei  hierauf  ebenfalls  aufmerksam  gemacht,  ist  jeder 
einzelne  Punkt  von  sämmtlichen  Seiten  zu  betrachten ,  bei  welchen  überhaupt 
eine  wissenschaftliche  Auffassung  des  staatlichen  Lebens  möglich  ist.  Also 
vom  Standpunkte  des  Rechtes ,  der  Sittenlehre,  der  Klugheit ;  ausserdem  ge- 
schichtlich und  statistisch. 

Als  eine  vollständige  und  logisch  richtige  äusserliche  Anordnung  der 
gesammten  Staatswissenschaften  mag  aber  folgende  Zusammenstellung  gelten: 

L    Allgemeine  Staatslelire  *). 

n.    Dogmatische  Staatswissenschaften. 

1)  Oeffentliches  Recht. 

A.  Staatsrecht : 

a)  philosophisches, 

b)  positives  (Patriarchie ;    Patrimonialstaat ;  Theokratie;   antiker 
Staat;  der  Rechtsstaat  der  Neueren;  Despotie). 

B.  Völkerrecht: 

a)  philosophisches, 

b)  positives  (europäische). 

2)  Staatssittenlehre. 

3)  Staatskunst.  (Stoffliche  Grundlagen;  politische  Psychologie;  innere 
Staatskunst  —  also  Verfassungs  -  imd  Verwaltungs  -  Politik,  letztere : 
Organisationslehre,  Justiz  -  Politik,  Polizeiwissenschaft,  Finanzwissen- 
ßchaft;  —  auswärtige  Politik.) 

HI.     Historische  Staatswissenschaften. 

1)  Staatengeschichte. 

2)  Statistik. 


1)  Et  ist  allerdings  gebräuchlicher,  die  allgemeine  Lehre  vom  Staate,  also  von  seinem 
Begri/Te,  Zwecke,  Ursprünge,  seinen  tellurischcn  Beziehungen ,  Gallungen  und  Ar- 
ten u.  s.  w.,  in  dem  philosophischen  Staatsrechte  vorzutragen;  allein  es  lässtsich 
mit  Grund  dagegen  doppeltes  einwenden.  Einmal  logisch ,  dass  das  Staatsrecht 
erat  eine  der  Folgen  des  gegründeten  und  richtig  bcgriflcnen  Staates  ist,  und  es 
•omH  gegen  eine  richtige  Einthcilung  verstösst ,  eine  allgemeine  Grundlehrc  aus- 
■ehUeaattch  bei  der  Entwicklung  einer  einzelnen  Folgerung  vorzutragen.  Zwei- 
tens aioOlich,  weil  bei  solcher  Stellung  es  das  Ansehen  gewinnt,  und  auch  hünflg 
so  aufgefasst  wird,  «la  ob  der  Staat  lediglich  eine  Rccbtsanstalt  teL 
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3.     Eintheilung  der   literargeschichtlichen  Uebersicht. 

Die  Ausführlichkeit  der  vorstehenden  allgemeinen  Bemerkungen  wird 
gerechtfertigt  erscheinen^  wenn  man  bedenkt,  dass  durch  sia  ein  sicherer  Stand- 
punkt zu  einer  bündigen  und  doch  begründeten  Beurtheilung  der  einzelnen 
Schriften  gewonnen  ist.  Selbst  Solchen,  welche  nicht  allen  vorgetragenen  Sät- 
zen beistimmen,  wird  es  zum  Vortheile  gereichen,  dass  sie  den  Grund  und  die 
Ausdehnung  der  abweichenden  Ansicht  kennen ,  indem  sie  nur  um  so  leichter 
das  eigene  Urtheil  feststellen  können. 

Ehe  jedoch  wirklich  zu  dieser  Einzeln -Besichtigung  geschritten  wird, 
muss  erst  noch  eine  Verständigung  über  die  Art  und  Weise  der  Vornahme 
stattfinden.  Dartiber,  dass  eine  Vertheilung  des  vorliegenden  Schriftenvor- 
rathes  nach  Katcgorieen  nöthig  ist ,  kann  bei  deren  grossen  Zahl  und  wesent- 
lichen Verschiedenheit  allerdings  kein  Zweifel  sein.  Eine  Vorführung 
blos  nach  der  Zeitfolge  vermöchte  nimmermehr  eine  geordnete  Ueber- 
sicht zu  gewähren.  Eine  solche  Reihenfolge  würde  von  einem  bändereichen 
Werke  zu  einem  kleinen  Compendium  oder  blossen  Parapraphen  -  Verzeichnisse, 
von  einer  strenge  wissenschaftlichen  Arbeit  zu  einer  für  das  grosse  Publicum 
bestimmten  Darstellung,  von  einem  Systeme  zu  einem  Wörterbuche  übersprin- 
gen, auf  diese  Weise  aber  eher  verwirren,  als  den  vergleichlichen  Werth  ken- 
nen lehren..  Aber  nicht  eben  leicht  ist  die  positive  richtige  Anordnung  zu 
finden.  Von  verschiedeneu  Schulen  oder  bezeichnender  Auffassung  je  nach 
Zeitabschnitten  ist  nichts  zu  bemerken ;  eine  innere  Geschichte  hat  diese  Art 
von  schriftstellerischer  Thätigkeit  nicht.  Es  scheint  somit  immerhin  noch  fol- 
gende Eintheilung  die  beste  zu  sein :  Vor  Allem  sind  die  systematischen  Werke 
jeder  Art  zu  scheiden  von  den  blos  alphabetisch  geordneten.  Sodann  werden 
die  systematischen  wieder  zerlegt  in  die  beiden  Arten  der  blos  äusserlich  ord- 
nenden und  der  organisch  entwickelnden.  Endlich  noch  zerfallen  die  äusserlich  ord- 
nenden in  die  drei  Gruppen  der  grösseren  Werke  von  vorherrschend  wissen- 
schaftlicher Haltung ;  der  ausführlicheren  Werke  von  gemeinfasslicher  Richtung; 
schliesslich  der  blossen  Uebersichten.  Mag  auch  diese  letztere  Dreitheilung 
nicht  auf  das  Wesen  gehen ,  so  ist  sie  doch  für  practische  Zwecke  tauglich ; 
und  wenn  etwa  eine  Schrift  auf  der  Gränze  zweier  Abtheilimgen  steht,  so  wird 
die  besondere  Würdigung  derselben  einer  irrthümlichen  Auffassung  vorbeugen. 

I. 

Systematische  Encyklopädieen. 

1.   Aeusserlich  geordnete. 
A.   Grössere  Werke  von  vorherrschend  wissenschaftlicher  Haltung. 

Billig  wird  begonnen  mit  der  Klasse  von  Schriften,  welche  nicht  blos 
einen  Umriss  der  einzelnen  Staatswis^enschaften  und  ihrer  Zusammenfügung  geben, 


l(2g  Die  Encyklopädieen  und  Systeme  der  StaaUwissenschaHea 

sondern  welche ,  und  zwar  mit  wissenschaftlicher  Absicht ,  den  Inhalt  derselben 
ausführlicher  darlegen.  Sie  stehen  voran ,  weil  sie  als  geistige  Aibeit  die  be- 
deutendsten sind;  und  überdiess  trifft  es  sich,  auffallend  genug,  dass  gerade  ein 
solches  Werk  die  ganze  Literatur  der  staatswissenschaftlichen  Encyklopädieen 
der  Zeit  nach  eröffnet. 

Wir  mtlssen  bis  in  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  herunter  stei- 
gen, ehe  wir  einer  Schrift  begegnen,  welche  eine  Darstellung  sämmtlicher 
einzeln  ausgebildeter  Staatswissenschaften  unternimmt.  Diese  Verspätung  darf 
nicht  Wunder  nehmen.  Von  der  Ausarbeitung  einer  Encyklopädie  kann  erst 
dann  die  Rede  werden,  wenn  wenigstens  der  grössere  Theii  der  zu  einem  Wis- 
senskreise gehörigen  Disciplinen  angebaut  und  zu  einem  gewissen  Grade 
von  Reife  gefördert  ist.  Erst  jetzt  kann  nämlich  ein  Bedtlrfniss  nach  Ueber- 
sicht  und  Einleitung  eintreten.  Nun  war  aber  eine  solche  Ausbildung  der 
Staatswissenschaften  allmählig  gegen  die  genaamte  Zeit  hin  gewonnen.  Das 
moderne  pliilosophische  Staatsrecht  war  durch  die  Engländer  während  ihrer 
Kämpfe  im  17.  Jahrhundert  gegründet  worden;  das  Völkerrecht  hatten  Grotius 
und  J.  J.  Moser  nach  seinen  zwei  Auffassungen  geschaffen;  das  positive  Staats- 
recht kam  immer  mehr  in  Blüthe ;  die  politische  Oekonomie  zählte  sogar  schon 
mehrere  Schulen ;  die  Staatengcscbichte  und  Statistik  hatten  ihre ,  wenn  schon 
nach  rohen  und  unklaren,  Anfänge  als  Erzählungen  der  „Staatshändel"  und 
„Staatsmerkwürdigkeiten"  gefunden.  Es  war  also  jetzt,  aber  auch  jetzt  erst, 
an  der  Zeit,  zusammenfassen  und  neben  einander  zu  stellen. 

Der  Beginn  auf  dem  neuen  Felde  war  ein  glücklicher.  Nachdem  nämlich 
die  —  wie  es  scheint  ziemlich  rohen  —  Plane  unausgeführt  geblieben  waren,  welche 
von  Ludwig  Le  Roy  im  16.,  Vincenz  Cabot  im  17.  Jahrhiuiderte  gefasst  worden 
waren ,  unter  den  Deutschen  aber  E.  Gerhard  (Einleitung  in  die  St.  Lehre. 
1716)  nur  ein  nach  Form  und  Inhalt  barbarisches  Gerede  vorgebracht  hatte: 
trat  Gaspar  von  Real  nach  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  mit  einem 
höchst  ausführlichen  Werke  henor,  welches  die  gesammten  Staatswissenschaften 
^u  umfassen  bestimmt  war.  Weniges  dürfte  uns  jetzt  zu  wünschen  übrig  sein, 
wenn  die  späteren  Schiiftsteller,  je  nach  dem  Stande  der  Wissenschaft,  in  dem- 
selben Maasse  vorgeschritten  wären,  wie  hier  gut  angefangen  wurde.  Allein 
dem  ist  freilich  nicht  so.  Sind  auch  mehrere  der  späteren  wissenschaftlichen 
Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  bedeutenden  Lobes  würdig,  so  ist  doch 
das  Ideal  einer  solchen  Schrift  noch  lange  nicht  erreicht  worden. 

Der  Bericht  über  die  einzelnen  Leistungen  wird  diess  des  Näheren  aus- 
weisen. 

R6al  eröffnet  sein  Werk  ')  mit  der  Bemerkung,  dass  in  Frankreich  all- 


])  R^al,  Gasp.  de,  (Grand  S^nt'chal  de  Forcalquicr,)  La  Science  du  Goureraemcnt. 
1 — YIIL,  Aix-la-Chapelle,  1751— 1"64.  4».  Es  besteht  auch  eine,  wcni^leas  theil- 
ireUe,  deatacbe   Uebertelzung  des  Werke*  u.  d.  T. :    Die  8laat«kunst;  oder  voll- 
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gemeine  nnd  tiefe  Unwissenheit  in  den  Staatswissenschaften  herrsche.  Es  be- 
stehe keine  Akademie  der  politischen  Wissenschaften;  das  von  SuUy  empfoh- 
lene statistisclie  Bureau  sei  nicht  ausgeführt;  von  Lehrstühlen  des  Staatsrechtes 
und  Völkerrechtes  wisse  man  nichts.  Je  mehr  Eun  aber  die  Nation  natürliche 
Anlagen  besitze,  desto  gefährlicher  sei  eine  solche  Unkenntniss.  Als  einziges 
Abhülfemittel  erscheine  ihm  ein  W^crk,  welches  die  sämmtlichen  staatlichen 
Kenntnisse  in  sich  vereinige  und  somit  leichte  Gelegenheit  zum  Studium  dar- 
biete. Sein  Zweck  ist  somit  nicht  blos  eine  Constatining  oder  Förderung  der 
Wissenschaft ;  sondern  er  ist  auch  dem  unmittelbaren  Leben  zugewendet.  Jedoch 
hebt  der  Verf.  nicht  etwa  auf  die  Belehrung  der  studirenden  Jugend  ab,  son- 
dern vielmehr  auf  die  W^eiterbildung  der  durch  Amt  oder  Geburt  zu  höherem 
staatlichen  Einflüsse  Bestimmten.  Diese  Absicht  sucht  er  aber  zu  erreichen 
(hirch  eine  Einleitung  in  die  Regierungskunst,  welche  etwa  die  jetzige  allgemeine 
Staatslehre  vertreten  mag,  ferner  durch  Darstellungen  des  philosophischen  und 
des  positiven  Staatsrechtes ;  des  Völkerrechtes ;  der  Politik ;  einer  Statistik  der 
internationalen  Beziehungen ;  durch  ein  sehr  ausführlichen  Schriftsteller- Verzeich- 
niss ;  endlich  noch  durch  eine  Darstellung  des  ganzen  philosophischen  Naturrechtes 
und  des  Kirchenrechtes.  Es  wäre  unbillig,  bei  dem  ersten  Versuche  alsbald  auch  die 
höchsten  Forderungen  der  Kritik  geltend  zu  machen ;  und  geradezu  ungerecht 
den  Verf.  darüber  zu  tadeln,  dass  er  den  Stand  der  Wissenschaften  zu  seiner 
und  nicht  zu  unserer  Zeit  darstellt.  W^enn  daher  auch,  unzweifelhaft,  das 
natürliche  Privatrecht  und  das  Kirchenrecht  keine  Aufnahme  hätten  finden  sol- 
len, dagegen  eine  Berücksichtigung  der  Staatssittenlehre  an  der  Stelle  gewesen 
wäre ;  wenn  ferner  die  Staatengeschichte  und  die  Statistik  nur  in  Bruchstücken 
und  namentlich  ohne  Berücksichtigung  der  leitenden  Grundsätze  Aufnahme  ge- 
funden liaben;  wenn  sodann  die  innere  Pelitik  nach  Vollständigkeit  und  Rich- 
tigkeit Manches  zu  wünschen  übrig  lässt ;  und  wenn  endlich  die  Bibliographie 
gar  viele  Irrthümer  enthält:  so  ist  doch  auf  der  andern  Seite  anzuerkennen, 
dass  mehrere  Abtheilungen  sehr  gut  oder  doch  wenigstens  ganz  anerkennens- 
werth  bearbeitet  sind,  so  namentlich  das  Völkerrecht,  die  äussere  Politik  und 
die  statistischen  und  geschichtlichen  Bruchstücke,  so  weit  sie  gehen.  Es  darf 
ferner  nicht  übersehen  werden,  dass  die  ganze  politische  Oekonomie  zur  Zeit 
der  Abfassung  des  Werkes  noch  sehr  im  Argen  lag;  ebenso  die  Polizeiwissen- 
schaft; für  die  Statistik  aber  kaum  Name,  Zweck  und  Gränze  gefunden  war.  Nie- 
mand wird  sich  freilich  jetzt  mehr  beigehen  lassen ,  die  Regieruugswissenschaft 
Real's  zum  Leitfaden  seiner  staatlichen  Ausbildung  zu  nehmen  oder  überhaupt 
dieselbe  viel  zu  gebrauchen,  (etwa  das  Völkerrecht  abgerechnet);  allein  in  der 
Literaturgeschichte  wird  sie  immer  einen  guten  Namen  behalten,   als  ein  Werk, 


ständige    und    gründliche    Anleitung    zur  Bildung    kluger    Regenten ,   geschickter 
Staatsmänner   und    rechtschaffener    Bürger.     A.    d.  Franz.    des    Herrn   von    Real 
übers,  von  J.  P.  Schulin.  I— VI.,  8.  Frankf.,  1762—1767.     In  der  Uebersetzung 
fehlt  der  7te  und  8te  Bd.  der  Urschrift 
▼.  Mo  hl,  StaatswUsenschaft  I.  9 
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welches  nicht  nur  eine  neue  und  nützliche  Art  von  Schriften  zuerst  eröffnete, 
sondern  auch  nach  der  grösseren  Hälfte  des  Inhaltes  seinem  Verfasser  alle 
Ehre  macht. 

Diess  ist  um  so  fester  auszusprechen,  als  sich  auf  der  von  K6al  betre- 
tenen Bahn  fast  ein  halbes  Jahrhundert  laug  nicht  einmal  ein  Nachfolger,  viel 
weniger  ein  Verbesserer  zeigte.  Tauchten  auch  gegen  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts einige  kurze  Skizzen  von  staatswissenschaftlichen  Encyklopädieen  auf, 
(sie  werden  weiter  unten  besprochen  werden),  so  war  doch  von  einem  aus- 
führlichen Werke  keine  Eede.  Und  als  sich  endlich  der  Unternehmer  eines 
solclien  fand,  war  er  weit  entfernt,  die  unermesslichen  Fortschritte,  welche 
so  manche  Zweige  der  Staatswissenschaften  in  der  zweiten  Hälfte  des  18. 
Jahrhunderts  gemacht  hatten,  zu  einer  entsprechenden  Werthsteigerung  seines 
Werkes  zu  benutzen;  ja  er  bewies  sich  seinem  Vorgänger  nicht  einmal 
ebenbürtig.  So  umfangreich  nämlich  auch  das  Handbuch  der  Staatswissen- 
schaft von  Voss  ^)  ist,  so  kann  es  sich  doch  weder  in  der  Fülle  des  In- 
haltes, noch  in  der  klaren  Ordnung  der  Bestandtheile ,  noch  endlich  in  der 
gefälligen  Form  mit  Real's  Werk  irgend  messen,  und  Manches  ist  in  der 
That  gar  zu  ungeschickt  angelegt.  Ganz  übergangen  ist  z.  B.  die  allgemeine 
Staatslehre,  die  Staatsmoral,  das  Völkerrecht;  und  auch  die  Statistik  scheint 
keinen  Theil  des  Planes  gemacht  zu  haben.  Dagegen  ist  das  philosophische 
Staatsrecht  ohne  Zweck  und  Sinn  in  eine  Urgeschichte  des  Staates  und  in  ein 
allgemeines  Staatsrecht  gespalten;  ebenso  die  Politik  auf  eine  höchst  wunder- 
liche Weise  in  einen  theoretischen  Theil  und  in  eine  Anwendung  dieser  Leh- 
ren, eine  sogenannte  Staatspraxis ;  der  Staatshaushalt  in  eine  Kameral-  und  eine 
Finanzverwaltung.    Die  vollendetste  Verwinimg   aber  herrscht  hinsichtlich  des 


1)  Voss,  Chr.  Dan.,  Handbuch  der  allgemeinen  Staatswissenschaft,  nach  Schlözer's 
Gnindriss.  I— VI.  Lpz.,  1796—1802.  Bd.  1:  Philosophische  Urgeschichte  des  Staates. 
Allgemeines  Staatsrecht.  Bd.  11  u.  111 :  Theoretische  Politik.  Bd.  IV :  Slaatsgeschäftcn- 
lehre.  Bd.  V  u.  VI:  Einleitung  in  die  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissen- 
schaft. —  Die  VoUendung  der  letztern  Abtheilung  hätte  voraussichtlich  zur  Herab- 
führung auf  die  neueste  Zeit  viele  Bände  erfordert,  indem  die  beiden  vorhandenen 
nur  Staaten  des  Alterthumcs  bis  herunter  zum  attischen  enthalten.  Nicht  recht 
begreiflich  ist,  wie  Voss  von  seinem  Handbuche  behaupten  kann,  dass  dasselbe 
nach  Schlözer's  Grundriss  (richtiger :  nach  dessen  Allgemeinem  Staatsrechte. 
GfitÜDgen,  1793)  bearbeitet  sei.  Einmal  ist  diese  kleine  geistreiche  Schrift  be- 
kanntlich nur  ein  Fragment,  welches  lediglich  die  Lehre  von  der  Gesellschaft 
ond  das  allgemeine  Staatsrecht  gicbt,  und  somit  für  die  Hauplbcstandtheilu  dos 
Denen  Werkes  gar  keinen  Anhaltspunkt  liefert;  zweitens  ist  der  von  Schlözer 
angedeutete  Plan  seiner  Encykl.  der  Staatswissenschaft  ein  ganz  anderer  and  (mit 
Atunabmc  der  l'ebergehung  des  Völkerrechtes  und  der  Aufnaiime  der  sogenann- 
ten lietapolitjk ,  d.  h.  der  GesoUschafLslchre)  weit  richtigerer;  drittens  hat  Voss  den 
Gedanken  der  Gesellscbaflswissenscbaft  gar  nicht  einmal  begrifTen,  sondern  an 
deren  Bleue  ein  Kapitel  des  Staatsrechtes  als  eigene  Wiscenschaft  angeführt. 
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positiven  Staatsrechtes  und  der  Staatengeschichte.  Beide  werden  nämlich  zu 
einer  Art  von  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  bedeutendsten  Völker  zusam- 
mengeworfen, welche  dann  aber  wieder  nur  eine  Einleitung  zur  Literatur  der 
Staatswissenschaften  sein  soll!  Was  aber  die  materielle  Ausfülirung  betrifft, 
so  streiten  sich  geistlose  Nüchternheit  und  erdrückende  Breite  um  den  Vor- 
rang. Von  einer  Berück.siclitigung  verschiedener  Staatsgattungen  ist  keine 
Rede;  eine  durch  Vertrag  zu  Stande  gebrachte  Rechtsschutzanstalt  ist  der  ein- 
zige als  zulässig  erklärte  und  ausgebeutete  Gedanke.  Nie  stüsst  man  auf  eine 
höhere  Ansicht  vom  Staatsleben  oder  auf  eine  eigenthümliche  Idee.  Die  Ur- 
theile  sind  stumpf  und  schwankend.  In  der  Polizei  und  in  der  Finanzwissen- 
schaft ist  die  vollendetste  Unklarheit  über  die  Gränzen  und  den  Zweck  dieser 
verschiedenen  Zweige  der  Staatsthätigkoit,  über  die  tauglichen  Mittel  im  ein- 
zelnen Falle,  über  die  Verbindung  zu  einem  Ganzen.  Nimmt  man  nun  dazu 
noch  die  unangenehme  pedantische  Form  des  Vortrages,  namentlich  die  uner- 
trägliche Einthcilung  und  Abtheilung  jedes  Punktes  bis  ins  verdoppelte  hebräi- 
sche Alpliabet  herunter:  so  ergiebt  sich  ein  veinirtheilender  Ausspruch  über 
das  Werk  von  selbst.  .Es  mag  immerhin  sein,  dass  der  Verf.  in  vielen  Fällen 
eine  leidliche  Kenntniss  der  staatsrechtlichen  Ansichten  hat,  wie  solche  durch 
die  französische  Umwälzung  allgemeiner  verbreitet  worden  sind ;  auch  ist  zuzu- 
geben, dass  er  im  Allgemeinen  ein  gewisses  breites  Wohlwollen  zeigt  und  den 
Staat  möglichst  nützlich  machen  möchte:  allein  diese  guten  Eigenschaften 
sind  nicht  hinreichend,  um  das  bleierne  Erzeuguiss  über  dem  Wasser  zu  hal- 
ten. Mit  Recht  ist  es  nicht  nur  von  dem  jetzigen  Geschlechte  ganz  verges- 
sen; sondern  schon  die  Zeitgenossen  des  Verf.'s  haben  kein  Verlangen  nach 
der  Vollendung  des  Buches  getragen.    ' 

Wieder  gieng  ein  Menschenalter  darüber  hin,  ehe  eine  neue  umfas- 
sende Gesammtdarstellung  der  staatlichen  Disciplinen  erschien.  Diessmal  ver- 
floss  es  aber  glücklicherweise  nicht  unbenutzt.  Vielmehr  ist  der  Uebergang 
von  der  Voss'schen  unglücklichen  Arbeit  zu  K.  S.  Zachariä's  Vierzig  Büchern 
vom  Staate  *)  ein  Genuss,   wie  ihn  ein  Uebergang  aus  der  Dunkelheit  zum 


1)  Zachariä,  K,  S. ,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  I  —  V.  Stuttgart  und  Heidelberg, 
1820—1832.  Bd.  I:  Einleitung  in  die  Staatswissenschaft,  Buch  1  —  14;  Bd.  II: 
Verfassungslehre,  Buch  15-20;  Bd.  III— V:  Regierungslehre,  Buch  21—40  (Orga- 
nisation, Rechtspflege,  PoHzei,  politische  Oekonomie,  beide  letztere  BegrilTe  im 
weitesten  Sinne  genommen).  —  Kurze  Zeit  nach  Beendigung  des  Werkes  erschien 
jedoch  unter  demselben  Titel  (Heidelberg,  1839 — 1843,  in  VII  Bänden)  eine  völ- 
lige Umarbeitung  desselben.  Bd.  I:  Vorschule  der  Staatswissenschaft,  Buch  1—6; 
Bd.  II;  Allgemeine  politische  Nalurlehre,  Buch  7 — 14;  Bd.  III:  Verfassungslehre, 
Buch  15—18;  Bd.  IV- VII:  Regierungslehre,  Buch  19—40  (Organisation,  Rechts- 
pflege, Polizei,  Völkerrecht,  politische  Oekonomie  —  übrigens  nicht  unter  diesen 
Benennungen  aufgeführt  und  auch  zum  Theile  aus  einander  gerissen).  Mit  vollem 
Rechte  nennt  Z.  die  zweite  Ausgabe  eine  „Umarbeitung."  Die  beiden  Werke  sind' 
nicht  nur  in  Form  und  EintheUung,  sondern  auch  im  Inhalte  vielfach  verschieden. 
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Lichte  verschafft.  Hier  ist  das  Ergebniss  der  von  einem  geistreichen  Manne 
während  eines  langen  Lebens  mit  ungewöhnlichem  Eifer  gemachten  Studien 
niedergelegt;  und  zwar,  da  sich  der  Verfasser  bei  dieser  Arbeit  nicht  von  der 
"Wahrheit  ablenken  liess  zu  Gunsten  eines  practischen  Zweckes,  das  volle  und 
wirkliche  Ergebniss.  "Wenige  Tage  vor  seinem  Tode  beendigte  Z.  das  letzte 
Bändchen  dieses  seines  publicistischen  Hauptwerkes;  es  ist  also  dasselbe  in 
der  That  sein  wissenschaftliches  und  politisches  Testament,  wie  er  es  ge- 
wünscht hatte.  Es  soll  hier  kein  Todtengericht  gehalten  werden;  und  es 
bleibt  also  ununtersucht  und  unbeurtheilt,  was  der  Verfasser  erstrebt,  wozu  er 
seine  zähe  Kraft,  sein  grosses  Talent,  sein  reiches  Wissen  und  sein  langes 
Leben  verwendet  hat,  uud  vielleicht  hätte  verwenden  mögen;  allein  das  vorlie- 
gende Buch  kann  in  der  That  nickt  richtig  aufgefasst  werden ,  als  vom  Stand- 
punkte der  Persönlichkeit.  Zachariä  spricht  in  einer  seiner  Schriften  (al- 
lerdmgs  zunächst  in  Beziehung  auf  diese)  dili  "Wunsch  aus,  seinen  Landsleu- 
ten zu  leisten,  was  Machiavell  in  seinen  Erörterungen  über  Livius  gewährt 
habe.  Es  ist  diess  ein  merkwürdiges  Beispiel,  wie  wenig  auch  der  geist- 
reichste Mensch  sich  selbst  kennt.  Mit  Machiavell's  klassischer  Ruhe  und 
durchsichtiger  Tiefe  hatte  Z.'s  geistige  Natur  auch  nicht  die  entfernteste  Aehn- 
lichkeit.  Dagegen  liegt  ein  anderer  Vergleich  sehr  nahe,  der  nämlich  mit 
Montesquieu.  Bei  Beiden  ist  ein  umfassendes  und  gründliches  "Wissen;  bei 
Beiden  glänzender  Scharfsinn  und  funkelnder  Geist;  bei  Beiden  Scheue  vor 
schwerfälliger  Auseinandersetzung,  vielmehr  Neigung  zu  scharfgeschliffenen 
Spitzen  und  blendenden  Streiflichtem;  bei  Beiden  auf  "Wirkung  berechnete 
"Wunderlichkeit,  Paradoxie  und  selbst  Geziertheit.  Auch  von  Zachariä's  Haupt- 
werke gilt,  dass  es  vielfach  „de  l'esprit  sur  les  lois"  ist.  —  Eine  ausführliche 
Besprechung  des  vorliegenden  "Werkes  oder  gar  der  Einzelnhciten  desselben  würde 
zu  weit  führen;  allein  wenigstens  einige  zerstreuete  Bemerkungen  mögen  dazu 
beitragen,  einen  Begriff  von  den  Eigeuthümlichkeit  der  Vierzig  Bücher  Za- 
chariä's und  der  Art  ihrer  Leistungen  zu  geben.  Von  selbst  versteht  sich 
dabei  wohl,  dass  die  zweite  Bearbeitung  zu  Grunde  gelegt  wird;  einige  An- 
deutungen über  das  Verhältniss  der  beiden  Ausgaben  zu  einander  sind  bereits 
gegeben.  —  Als  die  her^•orragendste  Eigenschaft  des  Verf.'s  erscheint  der 
grosse  Umfang  seiner  Kenntnisse  und  die  geistvolle  Anwendung  derselben  auf 
die  Staatslehre.  Nicht  nur  ist  keine  der  Staatswissenschaftcu  selbst,  deren  er 
nicht,  wenigstens  in  ihren  Grundlagen  und  Hauptfragen,  Herr  wäre;  sondern, 
auch  in  entfernt  liegenden  "Wissenskreisen   zu  Hause,    findet   er   in   denselben 


Die  Ergebnisse  weiterer  Stndicn  und  einer  staatlich  sehr  bewegten  Zeil  sind  der 
Umarbeitung  in  reicher  Fälle  einverleibt,  und  gestalten  zum  Thcilc  Lehrsfttze  und 
Urtbeilc  wesentlich  anders.  Dann  aber  haben  sich  auch  die  Eigcnlhömlichitcitcn 
des  Verf.s,  namentlich  seine  Neigung  zum  AuiTalicnden  und  Geistreich-Bizarren, 
mit  dem  Alter  gesteigert;  so  dass  die  erste  Ausgabe  merklich  einlacber  und  an- 
•prachsloser  gehalten  ist. 
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Stoff  zu  Vergleichen,  zu  überraschenden  Uebersichten ,  zur  Warnung  vor  Ein- 
seitigheit. Er  steht  auf  diese  Weise  beherrschend  über  seinem  Stoffe  und 
nöthigt  auch  den  Leser,  das  Staatsleben  nur  als  eine  der  Erscheinungen  des 
Weltalls  aufzufassen.  Selbst  die  neuesten  Richtungen  in  der  Wissenschaft, 
wie  z.  B.  die  Unterscheidung  zwischen  Gesellschaft  und  Staat,  die  Zukunft 
des  Vereinsprincipes ,  die  Steigerung  des  Völkerrechtes  zum  Weltstaatenrecht, 
sind  von  dem  Greise  nicht  unbeachtet  geblieben;  und  wenn  sie  auch,  wie  na- 
türlich, seine  Ansicht  eines  ganzen  Lebens  nicht  mehr  vollständig  durchdrin- 
gen und  organisch  umwandeln  konnten,  so  fühlt  er  doch  derenBedeutung  und 
weist  klar  darauf  hin.  Es  Hesse  sich  vielleicht  in  dieser  Beziehung  eine 
Vergleichung  mit  dem  Kosmos  von  A.  Humboldt  anstellen.  Nicht  minder  be-- 
merkenswcrth  ist  die  Ruhe  und  die  Reife  des  Urtheiles.  Auf  dem  hohen  gei- 
stigen Standpunkte,  welchen  der  Verf.  einnimmt,  ist  ihm  die  verhältnissmässige 
Berechtigung  der  verschiedenen  Ansichten  einleuchtend,  und  er  erkennt  auch 
bei  dem  Gegner  das  Richtige  an.  Allerdings  wird  auf  diese  Weise  sein  Werk 
weder  eine  starre  logische  Entwicklung  einer  bestimmten  philosophischen 
Grundlehre,  noch  eine  systematische  Partheianweisung;  aber  der  Leser  wird 
sich  bewusst,  welche  kaum  gewältigbare  Menge  von  Ideen  und  Richtungen  in 
dem  Staatsleben  möglich  und  sogar  vorhanden  ist,  was  denn  nicht  nur  auch 
seiner  Seits  eine  grössere  Billigkeil  des  Urtheiles  über  Menschen ,  sondern  auch 
eine  freiere  staatsmäunische  Ansicht  über  die  Dinge  zur  Folge  haben  muss. 
Es  ist  schon  viel  gewonnen,  wenn  man  die  Leser  dahin  bringt,  dass  sie  nicht 
ganz  ununtersucht  wegwerfen,  was  zufällig  nicht  in  ihr  enges  System  passt. 
Uebrigens  hätte  der  Verfasser  dieser  Seite  seiner  Arbeit  noch  mehr  Werth 
geben  können,  wenn  er  auch  noch  andere  Staatsgattujigen ,  z.  B.  den  Glau- 
bensstaat, den  Patrimonialstaat,  regelmässiger  imd  organischer  aufgenommen 
hätte.  Eben  so  ergötzlich  als  zum  eigenen  Nachdenken  auffordernd  ist  die 
Fülle  der  gelegentlich  geäusserten  Gedanken ,  der  witzigen  Anspielungen ,  der 
Anführungen  von  klassischen  Stellen  und  geschichtlichen  Zügen.  Es  ist  sogar 
des  Guten  nicht  selten  zu  viel  gethan,  und  wird  zuweilen  anstatt  eines  tüch- 
tigen Grundes,  der  auch  fleckt,  eine  quere  Frage,  eine  Hinweisung  auf  eine 
Analogie,  ein  geistreicher  Scherz,  eine  Auecdote  hingeworfen.  Ganz  wie  Mon- 
tesquieu. —  Natürlich  haben  diese  Eigenschaften,  so  selten  und  glänzend  sie 
sein  mögen,  auch  ihre  Schattenseiten,  namentlich  in  einer  systematischen  Ar- 
beit. Vor  Allem  ist  die  Lehre  keineswegs  immer  klar  und  durchsichtig  genug. 
Theils  ist  Zachariä  wohl  überhaupt  kein  Meister  in  der  Aufstellung  scharfer 
Begriffsbestimmungen  und  oberster  Grundsätze,  sondern  mehr  in  der  Feinheit 
der  Gedankenanatomie.  Theils  aber  bilden  zuweilen  die  vielerlei  gelegentlich 
und  aus  verschiedenen  Standpunkten  geäusserten  Bemerkungen  ein  wahres  Ge- 
strüppe von  Ideen;  die  Fasern  liegen  nicht  alle  nach  Einer  Richtung  und  las- 
sen sich  also  auch  nicht  zu  einem  Faden  verspinnen,  ehe  nicht  das  Abwerg 
mit  kritischer  Hechel  bei  Seite  geschafft  ist.  Denken  wird  man  und  muss  man 
viel  bei  dem  Buche;  aber  es  ist  schon  nicht  leicht,  sich  des  Systemes  des  Verf.'s 
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mit  hellem  Bewusstsem  zu  bemächtigen,  und  noch  schwerer,  es  mit  dem 
eigenen  zusammenzuhalten.  Sodann  hat  das  Bestreben  nach  Eigcnthümlichkeit 
zu  manclier  schiefen  Darstellung  geftlhrt,  und  zwar  von  der  Anlage  des  ganzen 
Werkes  an,  bis  herunter  zum  einzelnen  Satze  und  Worte.  So  hat  z.  B.  der 
Gedanke  und  die  Benennung  der  „Naturlehre  des  Staates"  sicherlich  etwas 
Eigenthümliches,  und  es  hat  sich  auch  Zachariä  offenbar  grosse  Mühe  gegeben, 
diesen  Abschnitt  geistreich  und  blendend  darzustellen.  Allein  eine  unbefangene 
Betrachtung  zeigt  nicht  nur,  dass  gar  manches  Schaumgold  dabei  ist,  wie 
2.  B.  die  Herbeizichung  von  Chemie,  Mechanik,  Biologie,  was  alles  nur  auf 
Wortspiele  und  gezierte  Geistreichheit  hinausläuft;  sondern  auch,  dass  die 
Hauptsache  dieser  sogenannten  Naturlehre  nichts  ist,  als  die  längst  bekannte 
Theorie  der  Statistik.  Warum  nun  diese  aus  ihrer  richtigen  Stelle  im  Sy- 
steme der  Staatswissenschaften  nehmen,  und  selbst  ihren  Namen  mit  einem 
andern,  im  Grunde  doch  falschen,  vertauschen?  Warum,  noch  schiefer,  die 
ganze  staatliche  Geschichte  auf  das  gezwungenste  hier  unterstecken,  weil  die 
Natur  des  Menschen  seine  Geschichte  bestimme?  Warum  endlich  gar  die 
Staatsklugheit  als  einen  Theil  der  Naturgeschichte  behandeln,  weil  Einsicht  in 
die  Gesetze  der  Natur  (?!)  und  deren  zweckmässige  Anwendung  Klugheit  sei? 
Das  heisst  doch  in  der  That  geistreich  bis  zur  Wirkung  des  Gegentheiles  sein. 
Endlich  ist  die  materiell  bedeutendste  Eigcnthümlichkeit  des  Werkes,  die  Ver- 
mischung des  Verwaltungsrechtes  und  der  Politik ,  doch  wohl  auch  hauptsäch- 
lich der  Bemühung  um  Absonderlichkeit  zuzuschreiben.  Wenigstens  ist  der 
angeführte  Grund  ihrer  Einlieit,  —  nämlich  dass  da  Recht  vorhanden  sei,  wo  nur 
Ein  möglicher  Weg  zum  Ziele  bestehe,  Politik  aber  da,  wo  eine  Wahl  unter 
mehreren  voriiege,  —  so  wenig  schlagend  und  auf  das  innere  Wesen  eingehend, 
dass  ein  Mann,  wie  Zachariä,  gewiss  denselben  an  sich  nicht  als  genügend 
erachtet  hatte.  Kurz,  es  giebt  wohl  wenige  Schriften ,  über  welche  man  so 
schwer  mit  seinem  Urtheile  fertig  werden  kann,  wie  die  vorliegende.  Doch 
ist  so  viel  jeden  Falles  gewiss,  dass  sie  ein  merkwürdiges  und  geistig  bedeu- 
tendes Werk  ist.  Kann  auch  nicht  erwartet,  ja  nicht  einmal  gewünscht  wer- 
den, dass  Anfänger  in  den  Staatswissenschaften  sich  derselben  als  Leitfadens 
bedienen;  ist  sie  femer  für  den  Mann  vom  Fache  kein  richtiges  Spiegelbild 
des  staatlichen  Wissens  und  Denkens  zu  einer  bestimmten  Zeit:  so  wird  sie 
dennoch  immer  eine  Fundgrube  von  Gedanken  sein,  und  um  so  höher  ge- 
schätzt sein,  je  gebildeter  der  Leser  selbst  ist.  Wenn  ein  Staatsgclchrter 
Gefahr  länft,  im  Schulstaube  zu  ersticken  oder  durch  die  geistlose  Uebung 
des  gewöhnlichen  Lebens  stumpf  zu  werden,  so  greife  er  zu  Zachariä's  Vierzig 
Bflchcm,  und  er  wird  durch  diesen  Schaumwein  aufgeregt  und  selbst  gegcistigt 
werden.  Die  Frage  des  Verf.'s  auf  dem  Titelblätter  an  omnis  moriar?  kann 
also  mit  grosser  Bestimmtheit  verneint  werden. 

Erfreulich  ist,  dass  gleich  wieder  das  der  Zeitfolge  nach  nächste  grössere 
Werk  als  ein  bedeutendes  bezeichnet  werden  kann.    Es  ist  diess  nämlich  Rot- 
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teck's  Lehrbuch  des  Vernunftrechtes  und  der  StaÄtswissenschaften  *).  Von 
einer  Innern  Aehnlichkeit  mit  dem  bisher  besprochenen  Buche  ist  freilich  keine 
Rede,  wie  diess  schon  die  ganze  Persönlichkeit  der  Verfasser  mit  sich  brachte. 
War  es  Zachariä  um  Vielseitigkeit,  um  Gedankenfülle  und  um  die  schlagende 
Wendung  der  Rede  zu  thun:  so  Rotteck  um  die  Aufmuntenmg  zur  Hand- 
lung, und  zwar  in  bestimmtest  vorgezeichnetcr  Richtung.  Die  rechtlichen  und 
politischen  Ansichten,  welche  er  auf  der  Rednerbühne  in  der  Anwendung  auf 
den  einzelnen  kleinen  Staat  und  auf  eine  bestimmte  Frage  durchzusetzen 
bemüht  war,  wollte  er  durch  ein  umfassendes  System  der  Staatswissenschaften 
zur  Ueberzeugung  in  weitern  Kreisen  bringen.  Diess  hat  er  denn  auch  gelei- 
stet, und  zwar  mit  Glück.  Nicht,  als  ob  das  Buch  in  allen  Beziehungen  ein 
Meisterwerk  wäre;  dazu  fehlt  es  an  Einfachheit  der  Anlage,  an  Vollständigkeit, 
an  Unbefangenheit,  vielleicht  zuweilen  au  sachlicher  Kenntniss.  Noch  weniger, 
als  wenn  man  mit  allen  einzelnen  Sätzen,  ja  mit  ganzen  Richtungen  Rotteck's 
einverstanden  sein  könnte ;  dazu  war  er  viel  zu  sehr  Mann  der  Parthei.  Allein 
es  ist  ein  Werk  aus  Einem  Gusse,  voll  von  Verstand,  Zweckbewusstsein  und 
tüchtigem  Willen.  Oft  fordert  es  allerdings  den  Unbefangenen  zum  Wider- 
spruche heraus ;  allein  es  nöthigt  zum  eigenen  Denken,  und  belohnt  dasselbe.  — 
Die  formelle  Eintheilung  des  Rotteck'schen  Werkes  ausführlich  zu  besprechen, 
dürfte  überflüssig  sein.  Ein  Blick  auf  sie  zeigt,  dass  sie  viele  Fehler  hat;  das 
Organisationstalent  scheint  nicht  imter  den  Eigenschaften  des  Volkstribuns  ge- 
wesen zu  sein.  Ist  er  doch  nicht  im  Stande  gewesen,  das  von  ihm  selbst  ganz 
richtig  Erkannte  im  Systeme  gehörig  unterzubringen.  So  z.  B.  das  philoso- 
phische Privatrecht,  das  er  ausdrücklich  als  Staatswissenschaft  verwirft  und 
dann  doch  aufnimmt;  das  Völkerrecht,  welches  er  als  Theil  des  öffentlichen 
Rechtes  erklärt  und  bei  der  Politik  untersteckt;  der  wunderliche  Unterschied 
zwischen  materieller  und  ökonomischer  Politik,  wie  wenn  ökonomisch  nicht  so- 
gar vorzugsweise  materiell  wäre.  Und  so  noch  Vieles,  auch  im  Einzelnen. 
Was  aber  den  Inhalt  betrifft,  so  muss  man  freilich  die  Vorzüge  nicht  da  su- 
chen, wo  sie  nicht  liegen,  und  auch,  nach  der  Persönlichkeit  des  Verfassers, 
nicht  liegen  können.    Rotteck  war  weder  ein  speeulativer  Philosoph,  noch  hatte 


1)  Rotteck,  C.  von,  Lehrbuch  des  Vernunftrechts  und  der  Staalswissenschaften. 
I— IV  Stultg.,  1829—1835.  Von  den  beiden  ersten  Bänden  erschien  eine  2te  un- 
veränderte Ausg.  im  J.  1840.  —  Die  Eintheilung  des  Werkes  ist  folgende: 
Bd.  1:  Vernunftrecht;  Bd.  II— IV:  Theoretische  Staatslehre  oder  MetapoUtik  (.Staats- 
metaphysik; Staatsphysik;  Allgemeines  Staatsrecht).  Practische  Staatslehre  oder 
Politik.  Formale  Politik:  (Constitutionslehre ;  Organisationslehre;  Allgemeine  Re- 
gierungslehre). Materielle  PoUlik:  (Justiz;  Polizei;  auswärtige  Angelegenheiten). 
Oekonomische  Politik:  (Staats-Nationalökonomie;  Finanzwissenschaft;  Militärwe- 
sen). —  Der  ganze  geschichtliche  Theil  der  Staatswissenschaften ,  nach  Rotteck 
zerfallend  in  Alterthumskunde,  Staatengeschichte  und  Statistik,  ist  nicht  aufge- 
nommen, als  zu  weit  führend;  das  Völkerrecht  ist  unter  der  materiellen  Politik 
abgehandelt. 
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er  in  der  Mehrzahl  der  theoretischen  Staatswissenschaften  bedeutende  sclbst- 
ständige  Studien  gemacht.  Von  einem  Unterschiede  zwischen  Gesellschaft  und 
Staat  licss  er  sich  nicht  träumen :  und  auch  die  Aufnahme  der  Sittenlehre  unter 
die  Staatswissenschaften  war  für  ihn  weder  wissenschaftliches  noch  lebendes 
Bedflrfniss.  Ihm  genügte  die  Feststellung  der  Rechtsseite  im  Staatsleben,  na- 
mentlich in  ihrer  freiheitlichen  Entwicklung.  Somit  ist  von  ihm  weder  eine 
neue  Staatsphilosophic  zu  verlangen,  er  steht  vielmehr  einfach  auf  dem  Kant'- 
schen  Standpunkte ;  noch  auch  eine  eigenthtimliche  Auffassung  und  Neugestaltung 
einzelner  Disciplincn,  er  nimmt  sie  im  Wesentlichen,  wie  er  sie  in  den  besten 
ihm  bekannten  Bearbeitungen  Anderer  findet.  Sein  Verdienst  besteht  vielmehr 
in  der  unverrückbaren  Festhaltung  seines  Staatsideales  durch  alle  Beziehungen 
hindurch  und  in  allen,  auch  den  einzelnsten,  Fragen.  Durch  seine  character- 
voUe  Gesinnung,  welche  subjective  Einheit  in  das  Gewirre  von  streitenden  An- 
sichten bringt,  und  eine  wenigstens  den  Verf.  nie  verlassende  Entscheidung  an 
die  Hand  giebt,  wird  das  Werk  eindrucksvoll  und  belehrend.  Und  zwar  nicht 
etwa  blos  in  der  Richtung,  welche  für  Rotteck  die  allein  wichtige  war,  nämlich 
in  der  einer  practischen  Ueberzeugung  und  dadurch  befestigten  Entschliessung 
zum  Handeln;  sondern  auch  in  rein  wissenschaftlicher  Auffassung.  Mag  näm- 
Kch  diese  einseitige  Hen'orhebung  des  modernen  Rechtsstaates  auch  eine  den 
Reichthum  der  staatlichen  Wissenschaft  lange  nicht  erschöpfende  sein:  so  ist 
es  doch  immerhin  wichtig  zu  sehen,  wie  sich  diese  eine  Ansicht,  auf  das 
Folgerichtigste  bis  in  ihre  Spitzen  ausgebildet,  durch  das  Gesammtgebäude  der 
staatlichen  Disciplinen  ausprägt.  Allerdings  ist  von  einer  solchen  Arbeit  bis 
zu  einer  allumfassenden  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften  noch  ein  sehr 
weiter  Weg:  aber  so  weit  sie  geht,  verdient  sie  Anerkennung  auch  von  Sol- 
«hen,  welche  den  practischen  Standpunkt  des  Verf.'s  nicht  theilcn. 

Es  mag  zweifelhaft  sein,  ob  das  zunächst  zu  nennende  Werk,  die  allge- 
meine Staatslehre  von  ICckendahl  *)  zu  den  vorzugsweise  wissenschaftlichen 
Encyklopädieen  zu  rechnen  ist,  oder  nicht  vielmehr  zu  denjenigen,  welche  Ge- 
meinfasslichkeit  beabsichtigen.  Doch  ist  jeden  Falles  die  ganze  Haltung  eine 
sehr  ernste;  und  wenn  auch  wenig  von  den  Streitfragen  der  Schulen  und  von 
Büchcrgelehrsamkeit  die  Rede  wird :  so  wendet  sich  doch  der  Verfasser  nur  an 
die  höhere  Bildung.  Das  Ausgezeichnetste  an  dem  Buche  ist  unstreitig  die 
Gesinnung.  Es  wird  mit  Wärme  der  mögliclusten  Ausdehnung  der  gesetzlichen 
Freiheit  und  der  Anerkennung  der  menschlichen  Würde  das  Wort  gesprochen, 
nnd  mit  Folgerichtigkeit  in  dieser  Richtung  das  Kötbige  vom  Staate  verlangt. 
Weniger  zu  rühmen  ist  das  staatsmännische  Vcrständniss  der  Fragen  und  der 
aschliche  Umfang  der  Leistungen.  In  jener  Beziehung  erhebt  sich  der  Verfasser 
nicht  Aber  die  Anschauungsweise  der  gewöhnlichen  liberalen  Schule,  welche  nur 
ihren  sogenannten  Vemunftstaat  anerkennt,  den  Staat  auf  ausdrücklichen  Ver- 
trag grflndet  u.  s.  w.     Alle  anderen  Gesittigungsstufen,  LebciiÄZweckp  und  diesen 


1)  Eekendahl,  D.  G.  von,  Allgemeine  StaaUlehre.  I— IIL   Neust,  a.  0.,  1833—35. 
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entsprechende  Gestaltungen  des  Zusammenlebens  werden  ganz  übersehen  oder 
für  Barbarei  und  rohe  Gewalt  erachtet.  Dem  Umfange  nach  aber  ist  diese  en- 
cyklopädische  Darstellung  sehr  ungenügend,  indem  sie  nicht  nur  die  geschichtlichen 
Staatswissenschaften ,  sondern  auch  Alles ,  was  sich  auf  die  Verhältnisse  zum 
Auslande  bezieht,  Recht  sowohl  als  Staatskunst,  gänzlich  übergeht,  und  selbst 
in  der  inneren  Verwaltungslehre  nur  Einzelnes  giebt. 

Den  Schluss  der  grösseren  wissenschaftlichen  Encyklopädieen  •)  bilden 
mehrere  Werke,  welche  bis  jetzt  nur  Bruchstücke  geblieben  sind. 

Das  erste  derselben  sind  die  Zwölf  Bücher  vom  Staate  von  Schmitt- 
henner*),  deren  Vollendung  der  Verfasser  nicht  erlebte.  Das  Werk  versprach 
eine  gelehrte  deutsche  Arbeit  im  besten  Sinne  des  Wortes  zu  werden.  Sind 
nämlich  die  charactcristischen  Merkmale  einer  solchen  Bearbeitungsweise:  ern- 
stes Zurückgehen  auf  philosophische  Grundansichten ;  grosse  Gelehrsamkeit  und 
regelmässige,   abc     durchaus  nicht   eitle  Belegung  derselben  durch  fortlaufende 


1)  Vielleicht  wird  hier  die  Aufliihrung  der  „Geschichte  und  des  Systemes  der 
Staats  Wissenschaften"  von  F.  J.  Buss  und  G.  Ph.  Hepp,  1— III,  Freibg. ,  1839, 
vermisst.  Allein  dieses,  in  mehrfacher  Beziehung  merkwürdige.  Buch  gehört  nicht 
unter  die  Encyklopädieen  der  St.  W.  Der  eigenüiche  Kern  desselben,  nämhch  die 
geistreiche  Schrift  von  Hepp,  ist  lediglich  ein  philosophisches  Staatsrecht,  wie 
denn  der  Verf.  selbst  die  im  J.  1833  erschienene  Urschrift  keineswegs  ein  System 
der  St.  W. ,  sondern  ,, Essai  sur  la  th(5orie  de  la  vie  sociale  et  du  gouverncment 
representatif'  genannt  hai  Die  abentheuerliche  Vorrede  von  Buss  aber,  welche 
auf  1608  Seiten  ein  Buch  von  kaum  500  Seiten  einleitet,  ist  eine  durchaus  unver- 
arbeitete und  ungleichartige  Masse  von  allerlei  Stoff  zu  einer  Geschichte  und  Li- 
teratur der  Staatswissenschaften  und  der  staatlichen  Begebenheiten  der  jüngsten 
Zeit,  und  als  solche  bereits  oben,  S.  62,  beurtheilt.  —  Auch  sei  hier  gerecht- 
fertigt, wanim  die  Schriften  von  Behr  keine  Aufnahme  finden.  Dieselben  zu- 
sammen umfassen  allerdings  einen  grossen  Theil  der  Staatswissenschaften;  allein 
keine  einzelne  derselben  ist  eine  Encyklopädie  derselben.  Das  System  der  allge- 
meinen Staatslehre  (Bambg.  u.  Würzbg.,  1804)  ist  philosophisches  Recht;  das  Sy- 
stem der  angewandten  allgemeinen  Staatslehre  (I — 111,  Frankf.,  1810)  und  der 
Neue  Abriss  der  St.  W.  Lehre  (Bambg.  und  Würzbg.,  1816)    enthält  blos  PoUlik. 

2)  Schmitthenner,  Fr.,  Zwölf  Bücher  vom  Staate,  oder  systematische  Encyklo- 
pädie der  Staatswissenschaften.  Bd.  1,  2te  Aufl.,  und  Bd.  111.  Giessen,  1839 — 43. 
—  Bd.  I.  enthält  Buch  1—5,  nämlich:  Einleitung;  Geschichte  der  Staatswissen- 
schaften; Ethnologie;  Natunecht;  Nationalökonomie.  Bd.  111.  ist  das  7te  Buch: 
Allgemeines  Staatsrecht.  Zurück  geblieben  sind  zufolge  einer  Bemerkung  im  3ten 
Bande :  Theorie  derCultur;  Völkerrecht;  Staatswirthschafl ;  Pohzei  undPoliük.  (Eine 
Eintheilung,  welche  jedoch  nicht  ganz  übereinstimmt  mit  dem  in  der  Einleitung 
entwickelten  Begriffe  der  Slaatswissenschaflen.)  —  Die  Bezeichnung  des  ersten 
Bandes  als  2te  Aufl.  bezieht  sich  nur  auf  die  beiden  ersten  Bücher,  welche  den 
Inhalt  einer  frühem  Arbeit  des  Verf.'s  wiedergeben,  nämhch  der  im  J.  1832  er- 
schienenen Schrift:  Ueber  den  Character  und  die  Aufgabe  unserer  Zeit  in  Bezie- 
hung auf  Staat  und  Staatswissenschaft.  Heft  1.  Vom  Staate  überhaupt  und  Ge- 
schichte seiner  Wissenschaft. 
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Bücheranffthrnngen ;  einfache  und  klare  Entwicklung  des  Gedankenganges  ohno 
Flitter  lind  Geistreichthun ;  kurz  Gründlichkeit,  wissenschaftliches  Streben  und 
sittliche  Würde :  so  findet  sich  dieses  Alles  in  den  vorliegenden  grösseren  Bruch- 
stttcken.  Die  NichtvoUendung  aber  ist  um  so  mehr  zu  beklagen,  als  ein  be- 
deutender Theil  des  Mitgetheilten  nicht  einmal  Staats  Wissenschaft  ist,  diese 
vielmehr  erst  geliefert  werden  wollte.  Die  P^thnologie  des  Vcrf.'s  ist  nämlich 
nichts  anderes,  als  eine,  ziemlich  unvollständige,  Gesellschaftswissenschaft. 
Dass  Naturrecht ,  d.  h.  natürliches  Privatrecht,  eine  contradictio  in  adjecto  für 
ein  System  der  Staatswissenschaft  ist ,  bedarf  keines  Beweises.  Und  wanim  auch 
die  Nationalökonomie,  so  weit  sie  Volkswirthschaftslehre  ist,  nicht  in  ein  solches 
System  gehört,  Avurde  oben  bereits  besprochen.  Während  also  die  Ungunst 
des  Schicksals  die  Hauptsache  vorenthält,  ist  zum  grossen  Theile  Ueberflüssiges 
und  Ungeeignetes  gegeben.  —  Es  wäre  ohne  Zweifel  ungerecht,  das  allgemeine 
Staatsrecht,  welches  vollendet  vorliegt,  nicht  als  eine  tüchtige  Arbeit  anzuer- 
kennen. Klarheit,  Ruhe,  Umsicht,  Sach-  und  Bücherkenntniss  sind  unläugbar, 
und  sind  schöne  Eigenschaften.  Aber  verschwiegen  darf  doch  nicht  werden, 
dass  Schmitthenner  sich  wohl  nicht  ganz  klar  darüber  war,  ob  er  ein  ge- 
schichtlich -  oder  ein  philosophisch  -  allgemeines  Staatsrecht  liefern  wollte ;  und 
dass  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  der  Kreis  von  ihm  zu  enge  gezogen 
wurde.  Die  staatlichen  Ansichten  und  Einrichtungen  der  klassischen  Völker 
des  Alterthums  und  der  Germanen  sind  keineswegs  gleichbedeutend  mit  allge- 
meinem Staatsrechte. 

Ebenfalls  unvollendet  geblieben  ist  die  Philosophie  des  Staates  von  E  i- 
senhart').  Der  Verfasser  ist  der  Ansiclit,  eine  wesentlich  neue  Begriffs-  und 
Zwecks -Bestimmung  des  Staates  aufgefunden  zu  haben,  welche  er  systematisch 
durch  das  Gesammtgebiet  der  Staatswissenschaften  durchzuführen  unternimmt. 
Es  ißt  ihm  nämlich  der  Staat  der  freie,  arbeitstlieilige,  aber  auf  natürlicher 
Einheit ,  nämlich  auf  Volksthum ,  beniheade  Verein  der  Menschen  zu  gegen- 
seitiger Förderung  ihrer  Idee  überall  und  in  jeglicher  Weise.  Die  Ableitung 
dieses  Begriffes  aber  geschieht  mittelst  einer  weit  ausholenden  Anknüpfung  an 
Oken'sche  Naturphilosophie.  —  Der  Versuch  hat  nicht  viel  Erspriessliches 
geliefert.  In  dem  Grundgedanken  selbst  ist  in  der  That  nicht  viel  Nenes. 
Sieht  man  nämlich  ab  von  den  naturphilosophischen  Spielereien  (denn  was  an- 
deres sind  die  Vcrgleichungen  mit  Wurzel ,  Stengel ,  Blatt  und  Blume ,  mit 
Kiemen,  Leber  und  Knochen?),  so  sind  nur  zwei  Merkmale  des  Begriffes  an- 
ders, als  in  den  gewöhnlichen  Definitionen  vom  Staate.    Es  ist  dieses  die  An- 


])EiteDhBrt,  H.,  PfaOoaophie  6m  SiMtes  oder  allgemeine  SooiaHheorie,  1.  II. 
Lpz.,  1843—44.  Der  2te  Band  fflhrt  «och  noch  deo  besondcm  Tild:  Positives 
System  der  VolkswirUischafl  oder  ökonomische  Soelaltheorie.  —  Rückständig 
•cheinco  f^eblieben  za  sein  eine  Philo«o|»hl«  de*  Rechte«  uad  eine  Cotarwissen- 
tchaft. 


Grössere  Werke  von  wissenschaftlicher  HaUung.  |39 

nähme,  dass  der  Mensch  im  Bürger  ganz  aufgehe,  indem  alle  menschliche 
Zwecke  im  Staate  und  nur  durch  denselben  Befriedigung  finden  sollen;  sodann 
die  Berücksichtigung  der  Arbeitstheilung.  Was  nun  aber  jene  erste  Annahme 
betrifft,  so  ist  sie  weder  neu,  noch  richtig.  Nicht  nur,  weil  bekanntlich  der 
ganze  antike  Staat  mit  seiner  Philosophie  wesentlich  auf  diesem  Gedanken  be- 
ruht, ausserdem  er  auch  in  der  jüngsten  Zeit,  im  Gegensatze  gegen  den  Begriff 
des  Rechtsstaates,  manchfach  geltend  gemacht  worden  ist,  so  z.  B.  von  Stahl. 
Unrichtig  aber  ist  der  Satz  aus  doppeltem  Gnmde.  Einmal,  weil  die  Per- 
sönlichkeit des  Menschen  missachtet  ist ,  der  Mensch  einer  seiner  eigenen  Schö- 
pfungen zum  Opfer  gebraclit  werden  soll.  Zweitens,  weil  das  ganze  Dasein  der 
Gesellschaft  dabei  übersehen  wird.  Eigenthümlich  dem  Verfasser  ist  dagegen 
allerdings  die  Aufnahme  des  Merkmales  der  Arbeitstheilung  in  den  Staatsbe- 
griff. Allein  es  ist  sehr  zu  fürchten,  dass  ihn  kein  guter  Genius  bei  der  Gut- 
heissung dieses  Einfalles  imd  bei  der  Uebcrschätzung  seiner  möglichen  Bedeu- 
tung leitete ;  und  es  ist  wirklich  schwer  einzusehen,  wie  von  hier  aus  eine  Um- 
gestaltung der  ganzen  Staatswissenschaft  ausgehen  soll.  Vorerst  muss  durchaus 
widersprochen  werden,  dass  die  naturwüchsige  Gestaltung  des  menschlichen 
Zusammenlebens ,  die  Gesellschaft ,  aufgehe  in  den  wenigen  vom  Verfasser  her- 
vorgehobenen Ständen.  Jene  Gestaltung  ist  weit  reicher  und  vielartiger.  So- 
dann kann  auch  nicht  zugegeben  werden,  dass  eine  Eintheilung  in  Stände 
gleichbedeutend  mit  Arbeitstheilung  sei.  Der  Begriff  des  Standes  liegt  in  der 
Verschiedenheit  des  Rechtes  und  nicht  in  der  der  Arbeit ;  und  ein  Blick  in  die  Ge- 
schichte der  Staatseinrichtungen  zeigt,  dass  Gleichberechtigte  sehr  verschiedene 
Arbeit,  Gleicharbeitende  sehr  verschiedene  Berechtigungen  haben  können. 
Ferner  ist  bei  Arbeitstheilung  und  ihrer  Bedeutung  für  den  Staatsbegriff  doch 
im  besten  Falle  blos  von  einem  VoUziehungsmittcl  die  Rede,  welches  über 
Zweck  und  Richtung,  also  über  die  Hauptsache  des  Staatslebens  nicht  das 
Mindeste  entscheidet,  die  obersten  Grundsätze  gar  nicht  berührt.  Eine  Um- 
bildung der  gesammten  Staatswissenschaft  von  diesem  Standpuncte  aus  ist  so- 
mit ganz  ausser  Frage,  denn  es  ist  ja  gar  kein  Grundsatz  vorhanden,  welcher 
diese  Wirkung  haben  könnte.  Endlich  ist  Arbeitstheilung  keineswegs  das  ein- 
zige ,  oder  auch  nur  das  wesentlichste  Mittel  zu  Erreichung  der  menschlichen 
Zwecke.  Arbeitsvereinigung  ist  eben  so  nöthig  und  wirksam.  Und  würde  etwas 
ohne  Kapital,  ohne  Intelligenz,  ohne  Benützung  der  Naturkräfte  u.  s.  w.  er- 
reicht werden  können?  Das  neue  Merkmal  im  St^atsbegriffe  dürfte  somit 
nicht  viel  glückUcher  gewählt  sein,  als  wenn  man  sagen  wollte,  der  Staat  sei 
ein  durch  Benützung  von  Dampfkraft  seine  Zwecke  fördernder  Verein.  — 
Und  so  zeigt  denn  auch  die  Ausführung  des  Verfassers  selbst  die  Unfruchtbar- 
keit des  Grundgedankens.  Von  einer  Umgestaltung  der  Staatswissenschaften 
und  einer  Durchdringung  derselben  mit  dem  Principe  der  Arbeitstheilung  ist 
lediglich  nichts  zu  sehen.  In  der  Hauptsache  werden  einfach  Bruchstücke  aus 
einem  gewöhnlichen  Systeme  der  Staatswissenschaften  geliefert,  bei  welchen 
mancherlei  kritische  Ansichten  und  Excurse  des  Verfassers   den  Hauptinhalt, 
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jeden  Falles  das  Bemerkenswertheste  bilden.  Eine  Erschöpfung  des  Stoffes, 
wie  er  längst  für  die  Wissenschaft  gewonnen  ipt,  scheint  nicht  einmal  in  dem 
Plane  des  Verfassers  gelegen  zu  haben.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  wohl 
nicht  nöthig,  in  eine  genauere  Prüfung  des  Inhaltes  der  Bruchstücke  und 
Andeutungen  einzugehen. 

Die  bisherige  Ueberschau  hat  ohne  Zweifel  die  Richtigkeit  des  Urtheiles 
bestättigt,  dass,  trotz  mancher  Versuche,  das  Ideal  einer  die  politischen  Disci- 
plinen  äusserlich  ordnenden ,  ausführlichen  und  in  wissenschaftlichem  Geiste  ge- 
haltenen Encyklopädie  noch  nicht  erreicht  sei.  Es  fehlt  noch  ein  Werk,  welches 
den  Staat  in  seiner  weltgeschichtlichen  Vielseitigkeit  auflfasst,  die  Wissenschaft 
von  dessen  Wesen  und  Leben  von  verwandten  Wissenskreisen  bewusst  und  klar 
abscheidet,  jede  einzelne  der  specifisch  staatlichen  Disciplinen  in  ihrer  Voll- 
ständigkeit und  auf  dem  Standpuncte  ihrer  richtigsten  Entwicklung  darstellt, 
das  Ganze  aber  logisch  untadelhaft  zu  einer  Einheit  ordnet.  Ein  solches  Werk 
liefern  uns  nicht  Real's  schätzenswerthe  aber  veraltete  Anfangsarbeit;  nicht  die 
Bruchstücke  oder  sonst  verunglückten  Versuche  von  Voss,  Schmitthenner  und 
Eisenhart;  nicht  die  einseitige  tendentiöse  Arbeit  Rottecks,  oder  der  flache 
Liberalismus  Eckendahl's;  nicht  Zachariä's  Geistreich thun  und  Zerfahrenheit. 
Die  Aufgabe  mag  eine  schwierige  sein,  aber  sie  geht  nicht  über  das  mögliche 
Maass  des  Wissens  und  der  Geisteskraft;  und  es  muss  daher  immer  nach  der 
Erreichung  gestrebt  und  auf  das  Gelingen  gehofft  werden.  Wünschenswerth  aber 
wäre  sicherlich,  wenn  auch  ausser  den  Deutschen  die  Staatsgelehrten  anderer 
Völker  um  den  Kranz  rängen,  damit  der  Versuch  nicht  blos  in  Einer  Art  ge- 
macht würde.    Ein  Erfolg  würde  um  so  wahrscheinlicher. 

Nicht  dem  Umfange  und  dem  Gegenstande ,  wohl  aber  der  Behandlungs- 
weise  Und  dem  Zwecke  nach  verschieden  von  den  bisher  besprochenen,  wesent- 
lich wissenschaftlichen  Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  sind 

B.    die  Werke    von  gemeinfasslicher  Haltung. 

Es  sind  nämlich  hierunter  solche  Arbeiten  verstanden,  deren  Absicht 
auf  eine  Belehrung  des  grossem  gebildeten  Publikums  gerichtet  ist,  und  wel- 
che somit  weder  auf  eine  neue  Untersuchung  der  Gnindbegriffe  oder  der  Streit- 
fragen, noch  auf  eine  kritische  Erörterung  der  Meinungen  ihrer  Vorgänger, 
kurz  auf  keine  Fördenmg  oder  auch  nur  Darstellung  der  Wissenschaft  als 
solcher  abheben ;  sondern  welche  in  möglichst  übersichtlicher  Form ,  in  einfa- 
cher nnd  gemeinverständlicher  Sprache  und  etwa  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung der  gerade  obschwebendcn  Tagesfragen  die  feststehenden  Ergebnisse 
vortragen.  Natürlich  wird  ein  Mann  von  Geist  auch  bei  einem  solchen  Vor- 
trage gelegentlich  neue  Gedanken  äussern,  ein  Gelehrter  eine  eigene  tiefere 
Untersuchung  raitthcilcn:  allein  es  ist  diess  doch  lediglich  nur  Zufall,  und 
wird  wohl  von  dem  zimächst  vorhandenen  Leserkreise  nicht  einmal  recht  ge- 
würdigt. Die  Aufgabe  ist  übrigens  nichts  weniger  als  eine  leichte.  Jedes 
gute  Werk  dieser  Art  muss  eine  dogmatische  und  eine  polemische  Seite  haben. 
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Eine  dogmatische,  in  so  ferne  die  für  das  bürgerliche  Leben  nöthige  Summe 
von  Kenntnissen  vorgetragen  wird;  eine  polemische,  um  die  im  Volke  ver- 
breiteten irrthümlichen  Ansichten  und  Richtungen  zu  beseitigen.  Namentlich 
der  letztere  Zweck  erfordert  Kenntniss  des  Lebens  und  gesundes  politisches 
Urtheil;  und  macht  es  auch  wünschenswerth ,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  immer 
wieder  neue  Schriften  solcher  Art  erscheinen,  und  jedes  Volk  seine  eigene, 
auf  seine  Bedürfnisse  berechnete  Belehrung  erhalte.  Wenn  nämlich  auch 
die  Wahrheit  nur  Eine  ist,  so  sind  die  Irrthümer  wechselnd  und  verschieden. 
Es  wäre  somit  ein  sehr  grosser  Fehler,  wenn  man  die  Abfassung  einer 
solchen  Schrift  vielleicht  gar  für  eine  des  tüchtigen  Mannes  vom  Fache  un- 
würdige Arbeit  erachtete.  Eine  Vereinigung  der  schweren  Kunst  gemeinver- 
ständlich und  doch  gründlich  und  ansprechend  darzustellen,  mit  einer  voll- 
ständigen Beherrschung  des  Standes  der  Wissenschaft  und  einer  genauen 
Kenntniss  des  Lebens,  möchte  sogar  nur  selten  vorkommen. 

Diess  mögen  denn  auch  die  Gründe  sein,  warum  der  bis  jetzt  vorlie- 
gende Schriftenvorrath  nach  Zahl  und  Inhalt  dem  Bedürfnisse  wenig  ent- 
spricht. Wir  haben  nämlich  nur  vier  Werke,  drei  deutsche  und  ein  englisches, 
welche  sich  eine  ausführliche  gemeinfassliche  Belehning  über  Wissen  und  Le- 
ben des  Staates  in  zusammenhängender  Darstellung  vorgesetzt  haben;  und  von 
diesen  sind  die  vaterländischen  fast  ausschliesslich  zu  tadeln,  das  fremde  we- 
nigstens nur  bedingt  zu  loben. 

Die  deutschen  auf  Gremeinverständlichkeit  berechneten  Schriften  sind  die 
„Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit"  von  Pölitz  *),  die  „Populäre 
Staatswissenschaft"  von  Ungewitter  '),  und  die  „Grundzüge  der  Staatswis- 
senschaft" von  Struve  *). 

Es  war  eine  Art  Ereigniss,  als  Pölitz  mit  seinem  bändereichen  Werke 
hervortrat.  Und  in  der  That  war  der  Zeitpunkt  der  Herausgabe  glücklich 
gewählt.  Gerade  zu  Anfang  der  zwanziger  Jahre  war  in  Deutschland  ein  viel- 
fach gefühltes  praktisches  Bedürfniss  zu  befriedigen.  In  einer  Eeihe  kleiner 
und  mittlerer  Staaten  waren  Volksvertretungen  eingeführt  worden;  in  anderen 
bereitete  mau  sich  dazu  vor.     Ueberhaupt  war  ein  regeres  staatliches  Leben 


1)  Pölitz,  K.  H.  L.,  Die  Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit.  I — V.  Leipzig, 
18*Vi4.  (Bd.  I:  Natur-  und  Völle erre cht ;  Staat-  und  Staatsrecht.  Staatskunst 
Bd.  II:  Volkswirthschafl ;  Staatswirthschaft  und  Finanzwissenschaft;  Polizeiwissen- 
schaft. Bd.  III:  Geschichte  des  europäischen  Staatssystems.  Bd.  IV:  Staatenkunde 
und  posit.  Staatsrecht.  Bd  V:  practisches Völkerrecht;  Diplomatie;  Staalspraxis).  Eine 
zweite  Auflage  erschien  in  den  Jahren  1827 — 1828.  Ein  kurzer  Auszug  aber  aus  dem 
grössern  Werke  ohne  irgend  eine  Abweichung  oder  Eigenthümlichkeit  ist:  Pö- 
litz, Grundriss  für  encyklopädische  Vorträge  über  die  gesammten  Staatswissen- 
schaften.    Leipzig,  1825. 

2)  Ungewitter,  F.  G.,  Populäre  Staatswissenschaft  oder  staatswissenschaflliches 
Handbuch  .  .  .     Halle,  1845. 

3)  Struve,  G.  von,  Grundzüge  der  Staatswissenschaft.    I — IV.  Mannh.,  1847---4S. 
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unter  den  Gebildeten  und  Halbgebildeten  erwacht.  Eine  grosse  Anzahl  von 
Männern  also,  welche  keinerlei  staatswissenschaftliche  Studien  gemacht  hatten, 
war  jetzt  in  der  Lage,  über  die  verschiedenartigsten  staatlichen  Fragen  ein 
Urtheil  haben,  wold  gar  eine  Entscheidung  abgeben  zu  wollen  und  zu  sollen. 
Für  solche  war  denn  ein  Werk,  welches  die  Ergebnisse  der  Wissenschaft  auf 
^saeiiifassliehe  Weise  darlegte,  ein  wahres  Bedtlrfniss.  Pölitz  hatte  das  Ver- 
dienst, dieses  einzusehen,  und  die  schnelle  und  weite  Verbreitung,  welche  sein 
ausführliches  Werk  fand,  beweist,  dass  sein  Versuch  wenigstens  zum  Theilo 
genügte.  Eine  verständige  Prüfung  zeigt  jedoch,  dass  dieser  Beifall  in  der 
Thtt  wohlfeil  verdient  wurde.  Es  ist  wahr  und  ist  anzuerkennen,  dass  PöliU 
in  übersichtlicher  Form  und  gemeinverständlicher  Sprache  die  landläufigen 
Ei^ebnisse  der  verscldedenen  Staatswissenschaften  gab.  Zahlreiche  Bücher- 
verzeichnisse zeigten,  wo  noch  Weiteres  und  Tieferes  zu  fiudeu  sei.  Er  ver- 
breitete sich  über  alle  Staatswissenschaften  und  nalim,  mit  wenigen  Ausnah- 
men, nur  solche  in  sein  System  auf.  Namentlich  aber  stellte  er  sich  in  sei- 
nen Lehren  imd  Beurtheilungen  folgerichtig  auf  den  Standpunkt,  welchen  wohl 
die  übergrosse  Mehrzahl  seiner  Leser  verlangte,  nämlich  auf  den  eines  gemäs- 
sigtett  constitutionellen  Liberalismus.  Es  waren  die  Staatswissenschaften  im 
Lichte  jener  Zeit,  freilich,  muss  man  auch  beifügen,  in  der  selbstzufriedenen 
Beschränktheit  derselben.  —  Aber  auf  dieses  bescheidene  Maass  muss  sich 
denn  nun  das  Lob  auch  durchaus  beschränken.  Pölitz  hat  schwer  gefehlt  und 
grosse  Unfähigkeit  bewiesen  in  dem,  was  er  gab,  und  in  dem,  was  er  unter- 
liess.  Verfehlt  ist  die  Darstellung  sowohl  hinsichtlich  der  formellen  Anord- 
nung, als  hinsichthch  des  Inhaltes.  Was. nämlich  jenen  betrifft,  so  hat  er  das 
vorhandene  staatliche  Wissen  strenge  eingetheilt  in  die  gewöhnlichen  Schul- 
disciplinen.  Abgesehen  nun  von  unstreitigen  logischen  Verstössen  in  dieser 
Anordnung ,  so  ist  offenbar  für  den  Zweck  einer  Belehrung  des  grösseni  Pub- 
likums eine  solche  Eintheilung  verkehrt.  Dieser  Leserkreis  wollte  nicht  wis- 
sen, wie  sich  im  Jahre  1823  die  Wissenschaft  der  Polizei,  des  Völkerrechts 
u.  s.  w.  ausgebildet  hatten,  sondern  sie  wollten  erfahren,  welche  Lehren  und 
Gedanken  über  die  innere  Verwaltung  oder  das  auswärtige  Staatenvcrhältniss 
bestehen.  Hier  war  also  eine  Eintheilung  nach  Gegenständen,  nicht  eine  An- 
einanderreihung von  Wissenschaften  die  richtige  Form.  Allein  noch  viel  grös- 
seren Tadel  verdient  die  sachliche  Mittelmässigkeit  und  trostlose  Schwach- 
herzigkeit des  Inhaltes.  Niemand  wird  von  einem  Manne  von  des  Verfassers 
mittclrnftssiger  Geisteskraft  verlangen,  dass  er  hätte  seiner  Zeit  voraneilen, 
z.  B.  eine  Ahnung  von  der  Gesellschaft  haben  oder  auch  nur  seinen  dürren 
kant'schen  Kecht«staudpunkt  verlassen  sollen ;  aber  eine  tüchtige  Beherrschung 
des  Stoffes,  ein  selbststftndiges  Urtheil,  ein  höherer  Ueberblick  über  das  Ge- 
flMnügeUtt,  «ii4  daher  eine  geistreiche  Auffassung  des  Lebens  und  der  Lehre 
wären  gerade  in  einer  gcmeinfasslichen  Bearbeitung  sehr  an  der  Stelle  ge- 
wesen. Von  allem  diesem  ist  nun  aber  gerade  das  Gegentheil.  Pölitz  war, 
etwa  die  Geschichte  ausgenommen,  nur  Dilettant  in  den  staatlichen  Wissen- 
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Schäften;  eine  weiche  Wohlmeinenheit  diente  ihm  anstatt  eines  scharfen  Ur- 
theiles;  von  einem  geschichtsphilosophischen  Ueberblicke  über  die  verschie- 
denen Staatsgattungen  und  deren  Formen  als  den  Ausdrücken  und  Mitteln 
grosser  Lebensansichten  hatte  er  keine  Ahnung,  befangen  in  beschränkter  Be- 
wunderung der  konstitutionellen  Monarchie,  in  der  „wir  es  so  herrlich  weit 
gebracht"  *),  und  deren  Anpreisung  und  Kräftigung  ihm  nicht  etwa,  wie  Rot- 
teck, ein  Mittel  zu  Erfolgen  im  Leben,  sondern  in  der  That  naive  Bewun- 
derung des  Höchsten  der  menschlichen  Weisheit  war.  Das  Staatsleben  ist 
ihm  nur  der  Ausdehnung  nach ,  nicht  aber  nach  Inhalt  und  Zweck ,  reichhal- 
tig und  gross.  So  hat  er  denn  nur  mittelmässiges  Futter  für  die  Mittelmäs- 
sigkeit,  eine  Theorie  der  flachsten  Spiessbürgerei  zu  Wege  gebracht.  Hiermit 
ist  denn  aber  auch  zugleich  gesagt,  wo  er  durch  Unterlassen  sündigte.  Die 
ganze  kritische  Seite  seiner  Aufgabe  hat  er  gar  nicht  begriffen.  Von  der  Be- 
kämpfung falscher  und  schädlicher  Tagesrichtungen,  von  der  Widerlegung 
verderblicher  Lehren,  von  einer  Anleitung  zu  selbstständigem  Denken  ist  gar 
keine  Rede.  Wie  hätte  ihm  auch  nur  der  Gedanke  an  eine  solche  Aufgabe 
kommen  können  ?  Wandelten  doch  er  und  seine  Leser  bereits  „im  Lichte" 
ihrer  Zeit !  —  Unter  dieeeu  Umständen  ist  es  in  der  That  als  ein  Beweis 
eines  Fortschrittes  in  staatlicher  Einsicht  anzusehen,  dass  das  anfangs  so  viel 
gepriesene  und  gebrauchte  Buch  bereits  gänzlicher  Vergessenheit  und  Miss- 
achtung anheimgefallen  ist. 

Nicht  einmal  diesen  vorübergehenden  Beifall  haben  Ungewitter's  und 
Struve's  oben  bereits  angegebene  Bücher  gefunden.  Und  zwar  mit  vollem 
Rechte.  —  Es  ist  kaum  möglich,  ein  glatteres  Gerede,  eine  unwürdigere  Hal- 
tung, eine  dürftigere  Kenntniss  zu  finden,  als  der  Erstgenannte  zu  Markte 
bringt.  Oberflächlichkeit  und  Geistlosigkeit  streiten  sich  um  den  Vorrang,  die 
Gemeinverständlichkeit  aber  wird,  wie  es  scheint,  darin  gesucht,  dass  einzelne, 
an  sich  ganz  unbedeutende  jüngste  Tagesbegebenheiten  breit  und  leidenschaft- 
lich besprochen  werden.  Weder  ein  Zweck,  noch  eine  passende  Leserklasse 
ist  für  ein  solches  Machwerk  zu  ersinnen;  jedes  weitere  Wort  darüber  aber 
wäre  Zeitverderb.  —  Was  aber  Struve  betrifft,  so  ist  das  nicht  umfangrei- 
che Buch  ein  trauriger  Beweis,  wie  der  anfänglich  wohl   gesinnte  und  weder 


1)  Ein  Beispiel  statt  hunderter.  Pölitz  wollte,  sehr  mit  Recht,  in  dem  positiven  Staats- 
rechte eine  Reihe  von  Bildern  bemerkenswerther  Staatseinrichtungen  geben  als 
Belege  der  Ausführung  der  Theorie  und  zur  Vermehrung  der  Kenntnisse  seiner 
Leser.  Was  nun  aber  gab  er  ?  Nur  Skizzen  solcher  Staaten,  welche  in  den  letz- 
ten Jahrzehnten  eine  schrifüiche  Verfassung  erhalten  hatten!!  Also  den  nämlichen 
Grundgedanken  in  rein  unerträglicher  Wiederholung  hundertfach ,  alle  übrigen 
Staatsformen  gar  nicht.  Wie  ganz  anders  geistreich  wusste  schon  Real  und  Jetzt 
Brougham  diesen  Theil  der  Aufgabe  zu  lösen.  AUein  freilich  die  Einrichtungen 
von  Athen,  von  Venedig ,  von  Aegypten ,  der  normannischen  Lehensmouarchie  in 
England  waren  nicht  „im  Lichte  unserer  Zeit"  entworfen  und  ausgebildet,  wie  die 
von  Lippe-Detmold  oder  Schwarzburg-Rudolstadt. 
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geistlose  noch  unwissende  Mann  durch  Vei-folgungen  und  eigene  Ueberspan- 
nung  immer  weiter  vom  verständigen  zum  wahnsinnigen  Volksredner  und  tol- 
len Aufruhrer  getrieben  worden  ist.  Diese  „Grundzüge  der  Staatswissenschaft" 
sind  auf  der  Grenzscheide  seiner  Ansichten  und  Handlungen,  zum  grossen 
Theile  im  Gefängnisse,  verfasst  worden,  und  sie  tragen  die  Spuren  des 
letzten  Ueberschlagens  ganz  deutlich  an  sich.  Während  der  Anfang  noch 
ganz  leidlich  nihig  und  selbst  von  wissenschaftlicher  Haltung  ist,  geht  das 
Ende  in  die  wüthendsten  Ausfälle  gegen  die  Tagesbegebenheiten  und  deren 
Tri^er  tlber.  Jeder  neue  Gegenstand  und  jede  neue  Staatswissenschaft  ist  ein 
verändertes  Thema  zu  gleichen  Ausbrüchen.  Näheres  über  den  Inhalt  und 
die  aufgestellten  Ansichten  zu  sagen,  ist  unter  diesen  Umständen  und  bei  den 
bekannten  Gesinnungen  des  Verfassers  völlig  überflüssig.  Gemeinverständlich 
ist  das  Buch  allerdings  hinreichend;  am  meisten  in  der  zweiten  Hälfte. 

Glücklicher  in  ihrem  populären  staatswissenschaftlichen  Werke  sind 
die  Engländer  gewesen,  während  ihnen  doch,  begreiflich  genug,  jedes 
streng  wissenschaftliche  System  der  Staatswissenschaft  fehlt.  Es  ist  kein  ge- 
ringerer Mann  als  Lord  Brougham  '),  welcher  sich  die  Aufgabe  gesetzt  hat, 
unter  allen  Klassen  seiner  Landsleute  eine  genauere  Kenntniss  der  staatlichen 
Begriffe  und  Kenntnisse  zu  verbreiten.  Diese  Absicht  führt  er  aber  auf  eine 
ganz  eigenthümliche  Weise  aus.  Nur  in  geringerem  Umfange  nämlich  giebt  er 
Erörterungen  theoretischer  Grundsätze;  in  der  Hauptsache  beschäftigt  er  sich 
mit  der  Darstellung  und  Kritik  positiver  Staatseinrichtungen ;  auch  führt  er 
keineswegs  sein  eigenes  System  der  Staatswissenschaften  gleichförmig  nach  allen 
Theilen  aus,  sondern  nur  soweit  ihre  Belehrung  nothwendig  scheint.  Sein 
System  ist  nämlich  folgendes.  Er  theilt  vor  Allem  die  Staatswissenschaften  in 
die  beiden  grossen  Zweige  der  Innern  und  der  äussern  Politik  ab.  Jede  der- 
selben zerfällt  er  dann  wieder  in  mehrere  Uuterabtheiluugen.  Die  innere  Po- 
litik begreift  als  erste  Hälfte  1)  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die  Natur, 
die  Entstehung  und  den  Zweck  der  Staaten  überhaupt  (das  philosophische 
Staatsrecht),  und  2)  die  Schilderung  und  Erklärung  der  verschiedeneu,  wirk- 
lich in  die  Erscheinung  getretenen  Staatseini'ichtungen  (das  positive  Staats- 
recht und  die  Verfassungspolitik) ;  als  zweite  Hälfte  aber  die  politische  Oeko- 
nomie  (Verwaltungslehre,  Vcrwaltungspflege  und  Finanzwissenschaft)  sammt 
politischer  Arithmetik  (und  Statistik).  Als  eine  Art  von  Anhang  der  innem 
Politik  besteht  noch  die  Rechtswissenschaft,  welche  die  allgemeinen  Grundsätze 
der  bürgerlichen  Gesetze  entwickelt  (philosophisches  Privatrecht   und  Justiz- 


1)  Brougham,  Henry  Lord,  PoUUcal  philosophy.  I— IIL,  Lond.,  1844.  (Under  (he 
supcrintcndcncc  of  thc  Society  for  (he  ditTusion  of  uscful  knowledge).  Bd.  I: 
Allgemeines  Staatsrecht  und  Monarchieen  ;  Bd.  II :  AristokraÜecn ;  Bd.  III :  Demo- 
kratieen  und  gemischte  Rcgierungaformen.  —  Das  Werk  erschien  in  einzelnen 
HeAen  seit  dem  Jahre  1840,  hat  zuletzt  aber  gemcinschalUicbc  Kcgis(er,  Ti(el  u. 
t.  w.  erhalten. 
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Politik).  Die  äussere  Politik  ist  einer  Seits  Völkerrecht,  anderer  Seits 
internationale  Politik.  Von  allen  diesen  Disciplinen  wird  nun  aber  ausführ- 
lich nur  der  erste  Theil  der  innern  Politik  dargestellt,  und  der  Rest  entweder 
ausdrücklich  von  näherer  Besprechung  ausgeschlossen,  wie  namentlich  die 
ganze  äussere  Politik  und  die  Rechtswissenschaft,  oder  doch  nur  in  Einleitun- 
gen und  gelegentlichen  Excursen  berücksichtigt.  Es  ist  somit  das  Werk  nicht 
nur  nach  einem  wunderlichen  logischen  Plane  angelegt,  sondern  von  dieser 
Anlage  auch  nur  wieder  ein  Bruchstück.  Aber  so  wie  es  nun  einmal  ist,  und 
so  weit  es  geht,  ist  es  ein  merkwürdiges  und  zum  Theile  ein  vortreffliches  Buch. 
—  Um  in  der  Beurtheilung  gerecht  zu  sein,  muss  freilich  wohl  unterschieden 
werden  zwischen  dem  positiven  und  dem  speculativen  Theile  der  Arbeit.  Der 
erstere  überwiegt  weit  an  Umfang  und  W^erth.  —  Durch  die  Aufstellung  ei- 
ner grossen  Gallcrie  positiver  staatsrechtlicher  Zustände  aller  Zeiten  und  Län- 
der hat  nämlich  Lord  Brougham  eine  Aufgabe  gelöst,  welche  von  den 
wenigsten  Bearbeitern  eines  Gesammtsystemes  der  Staatswissenschaften  auch 
nur  versucht,  und  von  diesen  Wenigen  sehr  schlecht  behandelt  worden  ist. 
In  dieser  Beziehung  ist  sein  Werk  jeden  Falles  eine  Bereicherung  der  Lite- 
ratur, sowie  ein  beachtenswerther  Vorgang  für  künftige  Encyklopädieen.  Und 
zwar  bleibt  es  diess,  wenn  auch  eine  nähere  Prüfung  zu  mancherlei  Wünschen 
und  Ausstellungen  Veranlassung  geben  sollte.  (So  ist  z.  B.  die  Darstellung 
der  deutschen  Verfassungen  mangelhaft  und  selbst  unrichtig.)  Der  Verfasser 
hat  jeden  Falles  thatsächlich  den  Beweis  geliefert,  dass  es  einem  Manne  von 
Geist  und  von  ausgedehnten  Kenntnissen  möglich  ist,  eine  belehrende  und  an- 
regende Uebersicht  über  die  positiven  Zustände  der  Staaten  aller  Zeiten  und 
verschiedener  Formen  und  Zwecke  zu  geben,  ohne  durch  Wiederholungen  zu 
ermüden  oder  durch  allzugrosse  Abkürzungen  die  eigentliche  Einsicht  zu  ver- 
krüppeln. Duixh  geschichtliche  Entwicklungen  und  vielfach  eingestreute  poli- 
tische Erörterungen  wird  die  Trockenheit  der  positiven  Gesetzgebungen  ge- 
schickt unterbrochen.  Einzelne  Staaten  sind  so  ausführlich  und  namentlich 
geschichtlich  so  gründlich  erörtert,  dass  die  einschlagenden  Abschnitte  des 
Werkes  füglich  als  bedeutende  Monographieen  gelten  können.  So  z.  B.  Russ- 
land, vor  Allem  aber,  wie  freilich  leicht  begreiflich,  England  ').  An  vielen 
Stellen  tritt  die  ausgedehnte  persönliche  Bekanntschaft  des  Verfassers  mit 
Ländern  und  Menschen  sehr  vortheilhaft  hervor;  nirgends  riecht  seine  Dar- 
stellung nach  der  Lampe.  In  einer  grossen  Anzahl  von  eingestreuten  Erör- 
terungen und  Einleitungen  zeigt  sich  glänzender  Scharfsinn  imd  frischeste  Ge- 
simdheit  des  Gedankens;  und  Jeder  wird  der  klaren  Menschenkenntniss ,  der 
scharfen  Logik  und  dem  staatsmännischen  Ueherblicke  aufrichtige  Bewunde- 
rung zollen.     So  ist  namentlich  vortrefflich,  was  gesagt  ist  über  den  Nutzen 


1)  Es  ist  denn  auch  in  der  That  dieser  Abschnitt  des  Werkes  als  eine  eigene  Schrift 
erschienen  unter  dem  Titel:  British  Constitution  by  H.  Lord  Brougham,  Lond,, 
Knight,  1844. 

y.  Mohl,  Staatswissenschaft  I.  JQ 
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und  die  Nachthoilc  von  Parteieon  im  Staate;  über  die  guten  und  schlimmen 
Seiten  der  Aristokratie;  über  die  gegenseitige  Beschränkung  unabhänjrigor 
Factoren  des  Staatswillens ;  über  die  Nichtigkeit  überktinstlicher  Wahleinrich- 
tangen.  Goldene  Worte  für  jeden  Staat  mit  Volksvertretung  sind  es,  welche 
das  Wesen  und  die  Bedingungen  dieser  Einrichtungen  erörtern;  und  es  ist 
nicht  möglich,  beherrschender  über  die  bedeutendsten  Streitfragen  des  konsti- 
tutionellen Staatsrechtes  zu  reden,  also  über  mittelbare  oder  unmittelbare 
Wahlen,  über  die  Bedingungen  der  activcn  und  passiven  Wahlfühigkeit ,  über 
geheime  Abstimmung,  Zweikammersystem,  Presseinfluss  und  Pressunfug  u. 
8.  w.  Hier  ist  der  Verfasser  völlig  auf  seinem  Felde,  und  er  zeigt  tiberall 
den  in  grossartigen  Verhältnissen  und  in  Parteikämpfen  gewiegten  Staatsmann, 
den  bedeutenden  Gelehrten  und  den  talentvollen  juristischen  Logiker.  —  Weit 
weniger  gelungen  ist  das  Werk,  so  weit  es  sich  vom  rein  Wissenschaftlichen 
handelt;  vielmehr  treten  hier  zwei  bis  drei  Grundfehler  entgegen.  Der  erste 
derselben  besteht  in  der  mangelhaften,  sagen  wir  es  offen,  in  der  flachen  Be- 
greifung der  Verschiedenheit  der  Staaten,  Für  Lord  Brougham  besteht,  wie 
auch  die  ganze  Eintheilung  des  Buches  zeigt,  der  Unterschied  der  Staaten 
lediglich  in  der  alten  Dreitheilung  nach  der  Zahl  der  Regierten,  welcher  er 
dann  noch  die  „gemischte  Regierungsform"  beigiebt.  Mit  Ausnahme  des  Ge- 
dankens der  Volksvertretung  steht  er  also  noch  ganz  auf  dem  Standpunkte 
Herodot's,  Von  einem  Verständnisse  der  wesentlich  verschiedenen  Grund- 
gedanken der  Staaten,  welche  doch  wahrlich  so  gar  nicht  das  nämliche  sind 
mit  den  blosen  Formen  und  Zahlen,  ist  gar  keine  Rede,  Allerdings  ist  der 
berühmte  Staatsmann  viel  zu  scharfsinnig  und  gelehrt,  als  dass  er  nicht  im 
einzelnen  von  ihm  gewählten  Beispiele  auf  diese  Grundverschiedenheiten  auf- 
merksam wäre.  Allein,  beherrscht  durch  seine  mechanische  Eintheilung,  stellt 
er  sie  in  den  Hintergrund;  sie  sind  ihm  nur  Thatsachen,  wie  zehn  andere 
auch.  So  werden  denn  also  theils  Beispiele  von  ganz  verschiedenen  Staaten 
durch  und  neben  einander  geschildert,  tlieils  die  leitenden  Ideen,  wo  nicht 
ganz  übersehen,  so  doch  nicht  an  die  Spitze  gestellt.  Unter  den  unbeschränkten 
Monarchieen  kommen  also  z.  B.  Despotieen,  Patriarchieen ,  Feudalstaaten,  un- 
beschränkte Einherrschaften  der  Rechtsstaatsgattimg,  selbst  Theokratieen  neben 
einander  vor.  Bei  den  Aristokratieen  werden  die  antiken  Staaten  unbedenklich 
unter  die  neueren  Feudal-  oder  Rechtsstaaten  gemischt.  Dass  aber  unter  die- 
sen Umstünden  von  einer  scharfen  Hervorhebung  der  Grundgedanken  nur  zu- 
fällig und  unbewusst  die  Rede  sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Damit 
aber  sind  sie  natürlich  auch  für  den  Leser  nicht  eigentlich  belehrend.  Be* 
kanntschaft  mit  deutscher  Wissenschaft  hätte  vor  diesem  grossen  Fehler  be- 
wahren können.  —  Eine  zweite,  freilich  nicht  so  gewichtige,  Ausstellung  ist  in 
der  Richtung  zu  machen,  dass  sich  Lord  Brougham  in  der  Beurtbeilung  der 
staatlichen  Zustände  allzu  häufig  auf  den  Standpunkt  gegenwärtiger,  namentlich 
englischer,  TagCbfrogcn  stellt,  diesen  wenigstens  vorzugsweise  hervorhebt.  Na- 
mentlich ist  ihm    Überall  ein  Hauptgesichtspunkt,  ob  die  Menge  gehOrig  ge- 
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schützt,  die  öffentliche  Meinung  beachtet  sei.  Hierunter  leidet  nun  aber  an 
sich  die  gegenständliche  Vollständigkeit  der  Schilderung ;  und  ausserdem  wird 
das  "Wesen  der  Sache  nicht  selten  verfälscht.  Unmöglich  kann  in  jeder  Staats- 
gattung jener  Gesichtspunkt  der  Avichtigste  oder  auch  nur  ein  richtiger  sein. 
So  z.  B.  in  einer  Theokratie,  in  einem  Patrimonialstaate.  Endlich  lässt  es  sich 
nicht  anders,  als  oberflächlich  und  unphilosophisch  bezeichnen,  wenn  der  letzte 
Grund  aller  staatlichen  Einigung,  ja  des  Rechtes  selbst,  lediglich  in  der  Ntitz- 
lichheit  (expediency)  gefunden  wird.  Ein  solcher  schwankender,  jeder  sittlichen 
Tiefe  entbehrender  Begriff  giebt  weder  in  der  Wissenschaft  noch  im  Leben  einen 
Halt.  —  Somit  hat  denn  Lord  Brougham  ein  Werk  geliefert,  welches  zu  be- 
deutenden und  manchfachen  Ausstellungen  alle  Veranlassung  giebt,  das  aber 
auf  der  andern  Seite  Gutes  und  selbst  Vortreffliches  in  reichem  Maasse  gewährt. 
Es  ist  kein  unbedingtes  Meisterstück ;  allein  vielfach  nützlich  und  seinem  Zwecke 
angemessen,  und  jeden  Falles  den  deutschen  ähnlichen  Werken  weit  überlegen. 

Also  auch  hier  sind  noch  reichliche  Lorbeeren  zu  pflücken. 

Grösser  ist  der  Besitz  wenigstens  nach  der  Zahl  in  der  nun  zu  betrach- 
tenden Abtheiluug,  nämlich  bei 

C.    den  kürzeren   Uebersichten. 

Es  begreift  sich  diess  auch  leicht.  Theils  ist  es  eine  weniger  mühevolle 
Arbeit,  nur  eine  Skizze  zu  entwerfen;  theils  gehört  zu  einem  Umrisse  keine 
gleichmässige  Bekanntschaft  mit  dem  Inlialte  sämmtlicher  Staatswissenschaften; 
theils  vervielfältigt  das  Bedürfuiss  einer  Unterlage  für  akademische  Vorträge 
die  Schriften  solcher  Art. 

Die  Schilderung  des  einzelnen  in  diese  Klasse  gehörigen  Buches  darf 
ohne  Zweifel  eine  kürzere  sein.  Nicht  etwa ,  weil  nicht  auch  hier  der  Meister 
sich  zeigen  und  vielfach  nützlich  sein  könnte;  sondern  weil  in  dem  engeren 
Baume  für  die  Ausführung  materieller  eigener  Ansichten  nur  wenige  Gelegen- 
heit ist,  und  das  Hauptverdienst  in  der  allgemeinen  Auffassung  und  in  der 
formellen  Anordnung  der  Materien  bestehen  muss.  Ueber  diese  aber  lässt  sich 
in  Kurzem  berichten. 

Es  mag  Wundei-  nehmen ,  dass  beinahe  ein  halbes  Jahrhundert  verfloss, 
seitdem  Real  sein  gi-osses  Werk  über  die  gesammten  Staatswisseuschaften  be- 
kannt gemacht  hatte,  bis  Jemand  auf  den  Gedanken  kam,  eine  gedrängtere 
und  für  das  erste  Studium  taugliche  üebersicht  zu  geben.  Dennoch  ist  diese 
Erscheinung  zu  erklären.  Es  braucht  lange  Zeit,  bis  in  die  herkömmliche  Art 
des  Unterrichtes  eine  Acndening  eingeführt  wird;  und  bis  dahin  sind  auch 
Einleitungsschriften  überflüssig.  In  den  Staatswissenschaften  namentlich  be- 
durfte es  der  Anregung  von  Achenwall  und  der  Rührigkeit  und  des  Einflusses 
von  Schlözer,  so  wie  der  damaligen  Stellung  der  Göttinger  Hochschule,  um  ein 
systematisches  Studium  einzuführen.  Damit  war  aber  auch  erst  das  BedürMss 
von  Lehrbüchern  geweckt. 

10* 
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Auch  hier,  wie  hei  den  umfassenden  Systemen,  war  gleich  der  Anfang 
ein  Tielversprechender.  Es  war  nämlich  Schlözer,  welcher  die  erste  Schrift 
dieser  Art  entwarf  *).  Allerdings  hat  er  seinen  Plan  nur  zum  geringsten 
Theile  selbst  durchgeführt;  allein  auch  so  ist  dieses  Bruchstück  von  grosser 
Bedeutung.  Nicht  nur  war  der  Gedanke  der  compendiarischen  Darstellung  an 
sich  gegeben ;  sondern  der  geistreiche  Mann  warf  auch  in  der  kurzen  Einleitung 
und  Uebersicht,  welche  er  voranschickte,  einen  überraschend  hellen  Blick  über 
das  gesammte  Gebiet.  Eine  viel  spätere  Zeit  sogar  hat  ihn  erst  vollkommen 
verstanden.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  er  mit  klarer  Logik  die  geschicht- 
lichen und  die  dogmatischen  Staatswissenschaften,  bei  den  letzteren  aber,  in 
der  Hauptsache  wenigstens,  die  einzelnen  Theile  richtig  trennte  und  zusammen- 
stellte, ahnete  er  bereits  die  Wissenschaft  der  Gesellschaft  und  legte  sie  unter 
dem,  freilich  falschen,  Namen  der  Metapolitik  in  kurzen  geistreichen  Umrissen  dar. 

Man  brauchte  somit  nur  auf  der  begonnenen  Bahn  fortzuschreiten,  um 
Genügendes  zu  leisten.  Allein  die  Nachfolger  reichten  lange  nicht  an  den  Vor- 
gänger heran ,  und  es  dauerte  sehr  lange ,  bis  etwas  Tüchtiges  geleistet  wurde. 
Nicht  etwa,  dass  es  an  Bewerbern  gefehlt  hätte.  Im  Gcgentheile  es  folgten, 
nachdem  der  Anstoss  gegeben,  kürzere  Darstellungen  und  Systeme  der  Staats- 
wissenschaften in  rascher  Folge;  aber  sie  sind  zum  grossen  Theile  ohne  Bedeu- 
tung, zuweilen  völlig  venmglückt. 

Kaum  etwas  anderes,  als  ein  Plagiat  von  Schlözer  ist  gleich  die  nächste, 
ohne  Name  des  Herausgebers  erschienene,  Schrift  *).  Mit  Ausnahme  eines 
vollkommenen  Missverstehens  der  sog.  Metapolitik ,  welche  hier  unter  die  Ver- 
fassungslehre gebracht  ist,  wird  lediglich  nur  ein  ausgeführteres Inhaltsverzeich- 
niss  der  von  Schlözer  blos  im  Allgemeinsten  angedeuteten  Hauptstückc  gege- 
ben; nicht  immer  mit  gesunder  Logik.  Ein  Zweck  der  Schrift  ist  kaum  einzu- 
sehen; von  einem  Nutzen  ohnedem  nicht  die  Rede. 

Noch  weniger  zu  loben  ist  eine  kurz  darauf  erschienene  Schrift  von  R  ö  s- 
ßig*).  Der  Verfasser  wollte  nicht  blos  das  Skelett  eines  Sytcmes,  sondern 
auch  den  gedrängten  Inhalt  der  einzelnen  Wissenscheften  geben.    Aber  kläglich 


1)  Schlözer,  A.  L. ,  Allgemeines  Staatsrecht  und  Staatsverfassungslehre.  Voran: 
Einleitung  in  alle  Staatswissenschaften.  Encyldndädic  derselben.  Metapolitik. 
GötL,  1763.  (Der  Schmutztitel  lautet:  Staats-Gclahrtheit  nach  ihren  Haupttheilcn, 
im  Auszug  und  Zusammenhang.  Erster  Theil:  Einleitung.  Encyklopädic.  Meta- 
pohük.  Staatsrecht,  und  von  Rcgieruugs- Formen).  Laut  der  Vorrede  sollte  ein 
2lcs  Bändchen  die  Staats-Kunsl,  ein  Stes  die  Statistik,  ein  4te8  die  Staatsgcscbichtc 
liefern.     Diese  sind  aber  nicht  erschienen. 

2)  Erste  Grundzfigc  eines  Versuches  über  die  Staalswisscnscbafl ,  nebst  einer  Vorbe- 
reitung mit  Röcksicht  auf  die  jetzigen  Zeiten,  s.  1.,  1795.  (Am  Ende  des  Schrift- 
cbcns  unterzeichnet  der  Verfasser:  J.  K.  v.  H — h.  Der  Name  war  nicht  zu  er- 
kunden.) 

3)  Rössig,  C.  G.,  Entwurf  einer  Encyklopädie  und  Methologic  der  gesaromten 
Slaatswisse&fchaftcn  und  Ihrer  Hülfsdisciplinen.    Leipzg.,  1797. 
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ist  beides  missrathen.  Am  Systeme  taugt  nichts,  als  dass  es  die  Staatswissen- 
schaften gegenständlich  richtig  ausscheidet;  dagegen  ist  die  Eintheilung  oder 
vielmehr  die  Zersplitterung  derselben  (in  23  verschiedene  Disciplinen)  völlig  un- 
sinnig, die  Reihenfolge  aber  jeder  Spur  von  Logik  haar.  Auch  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  dass  Rössig  zuerst  die  Gedankenlosigkeit  hat,  die  sog.  Hülfs- 
wissenschaften  und  sogar  mittelbare  Hülfswissenschaften ,  beizuziehen.  Der  In- 
halt ist  gänzlich  null.  Es  wird  z.  B.  die  Gesetzgebungspolitik  mit  20 — 30  Zei- 
len, die  Finanzwissenschaft  etwa  mit  dem  Doppelten  abgefertigt ;  und  dieses  We- 
nige enthält  nur  leere,  fast  kindische  Phrasen. 

Sehr  mit  Unrecht  würde  man  den  nächsten,  nach  einigem  Zwischenräume 
folgenden,  Schriftsteller,  Butte  nämlich,  in  die  Klasse  der  gedanken-  und 
kenntnissleeren  Nachbeter  und  Bücherverfertiger  setzen.  Aber  dennoch  hat 
auch  er  nichts  Brauchbares  zustande  gebracht;  nur  liegt  der  Fehler  in  entgegen- 
gesetzter Richtung.  Butte  gehört  zu  den  übelberathenen  deutschen  Gelehrten, 
welche  bei  jeder  Gelegenheit  und  ohne  Gelegenheit,  vor  Allem  aber  ohne  ei- 
gentliches speculatives  Talent,  in  metaphysische  Höhen  aufsteigen,  dabei  voll- 
kommen den  Boden  der  Thatsacheu  und  die  Magnotnadel  des  gesunden  Men- 
schenverstandes verlieren,  und  so  mit  vieler  Anstrengung  und  ehrlichem  Streben 
nur  zu  unklaren  Phrasen  oder  inhaltslosen  Spielereien  kommen.  Diess  ist  ihm 
denn,  wie  anderwärts,  auch  bei  seiner  tabellarischen  Darstellung  der  Staats- 
wissenschaften ^)  begegnet,  welche  von  Diagrammen,  Linien,  Kolumnen,  neu- 
geprägten Worten  u.  s,  w.  starrt,  aber  nichts  enthält  und  nichts  erklärt. 

Nüchtern  und  verständig,  aber  auch  sehr  beschränkt  nach  Inhalt  und 
Umfang  ist  ein  Schriftchen  von  Seeger  ').  Ihm  sind  Statistik  und  politische 
Geschichte  keine  Staatswissenschaften;  ebenso  Politik  eine  Kunst  und  Ein- 
gebung des  Genius;  so  dass  ihm  nur  zwei  Haupttheile  der  staatlichen  Wissen- 
schaft bleiben:  die  Lehre  von  den  Staatszwecken,  und  die  Lehre  von  den 
Mitteln  zu  Erreichung  dieser  Zwecke,  welche  denn  wieder  zerfällt  in  Staats- 
verfassungslehre und  Staatsverwaltungslehre.  Letztere  theilt  er  sodann  in  die 
Lehre  von  den  einzelnen  Mitteln :  Sicherheits-,  Wohlstands-  und  Bildungspoli- 
tik, und  in  die  Lehre  von  den  Mitteln  der  Mittel:  Finanzlehre  und  Beamten- 
lehre. —   Inhalt  ist  fast  gar  keiner,  das  Ganze  nur  ein  Vorlesungs  -  Programm. 

Tief  in  völlige  Geistlosigkcit  und  Vei'wirrung  fällt  ein  Mann  zurück,  des- 
sen sonstige  Leistungen  etwas  Besseres  erwarten  Hessen.    Es  ist  diess  Jacob  3); 


1)  Butte,  W.,  General-Tabelle  der  Staatswissenschaft  und  Landwissenschafl.  Landsh., 
1804,  eine  Tabelle  in  gr.  Fol.  —  Nur  dein  Namen  nach  gehört  zu  den  liier  zu 
besprechenden  Schriften  desselben  Verf.'s  „Entwurf  seines  systematischen  Lehr- 
buches auf  der  Grundlage  seiner  General-Tabelle  "  Landsh.,  1808.  Es  ist  diess  le- 
dighch  eine  philosophisch-gezierte,  mit  allerlei  gutem  und  schlechtem  Fremdartigen 
aufgeblasene  Einladung  zu  Vorlesungen. 

2)  Seeger,  F.,  Entwurf  der  Staats  Wissenschaft.    Heidelberg,  1810. 

3)  Jacob,  V.,    Einleitung   in  das  Studium  der  Staatswissenschaften.    Halle,  1819. 
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welcher  zu  denen  gcliört,  die  sich  nicht  einmal  zu  einem  klaren  Bewusstscin 
ihrer  Aufgabe  durchzuarbeiten  vermögen.  Abgesehen  von  allerlei  abgeschmack- 
ten Anhängseln  über  Benützung  der  Universitätsferien  u.  dgl.,  und  einer,  fast 
ein  Drittheil  des  Buches  einnehmenden,  Einleitung  über  sogenannte  Hülfswis- 
senschaften,  als  da  sind  Sprachen,  Zeichnen,  Naturgeschichte,  ist  ihm,  dem 
langjährigen  Lehrer  von  Staatswissenschaften,  gar  nicht  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen, was  eine  Staatswissenschaft  ist.  Er  theilt  sie  ein  in  juristische  "Wis- 
senschaften und  in  politische.  Jene  sind  nun  aber  nicht  etwa  die  Wissen- 
schaften von  der  rechtlichen  Seite  des  Staatslebens,  sondern  vielmehr  diejenigen 
rechtswissenschaftlichen  Fächer,  welche  der  Staatsmann  zu  wissen  braucht,  also 
römisches  Recht,  Lehenrecht,  Civilprocess  u.  s.  w.!  Unter  den  politischen 
Disciplinen  kömmt  dagegen  wieder  das  Strafrecht  vor.  Diese  Gedankenlosig- 
keiten können  aber  um  so  weniger  Verzeihung  finden,  als  auch  der  Inhalt  so 
leer  als  möglich  ist. 

Etwas,  jedoch  nicht  viel,  besser  ausgefallen  ist  eine  Schrift  von  Kron- 
burg *).  Zu  loben  ist  der  grössere  materielle  Inhalt,  die  Tüchtigkeit  der  Ge- 
sinnung ,  die  Klarheit  der  Darstellung ;  zu  tadeln  aber  einer  Seits  die  Aufnahme 
mancher  angeblicher  Staatswissenschaften,  welche  gar  keine  sind,  (wie  z.  B. 
einer  kurzen  Darstellung  des  römischen  Privatrechtes,  der  Kriegskunst  und  ei- 
ner Anweisung  zur  formellen  Besorgung  der  Staatsgeschäfte;)  anderer  Seits  die 
völlige  Uebergehung  des  positiven  Staatsrechtes  und  der  gesammten  geschicht- 
lichen Disciplinen,  sowie  die  verhältnissmässig  grosse  Zurücksetzung  des  philo- 
sophischen Staatsrechtes.  Die  Kenntnisse  des  Verfassers  in  den  von  ihm  be- 
handelten Gegenständen  sind  anerkennen swerth;  allein  von  eigenen  bedeutenden 
Gedanken,  von  einer  geistreichen  Auffassung  des  Ganzen  oder  einzelner  wich- 
tiger Theile  ist  nichts  zu  finden.  Zu  lernen  ist  somit  Mancherlei  aus  dem 
Buche;  allein  weder  hat  es  die  Wissenschaft  irgendwo  gefördert,  noch  wird  es 
wohl  einen  Leser  lebhaft  anregen  und  für  Studium  oder  Leben  begeistern. 

Dass  Pölitz  neben  seinem  ausführlichen  Werke  auch  ein  kleines  Lehr- 
buch der  Staatswissenschaften  geschrieben  hat,  wi^de  bereits  oben  (Seite  141, 
Note  1)  bemerkt.  Es  wird  zur  Bezeichnung  des  Werthes  dieser  Schrift  genü- 
gen, zu  bemerken,  dass  sie  lediglich  ein  kurzer  Auszug  aus  den  ..Staatswissen- 
schaften im  Lichte  unserer  Zeit"  ist.  Vielleicht  würde  sich  wegen  der  Einfach- 
heit der  Darstellung,  des  im  Ganzen  richtigen  Umfangs  und  der  reichen  Lite- 
ratur das  Buch  zur  Grundlage  von  Vorlesungen  eignen,  wäre  nicht  zu  besorgen, 
dass  die  Flachheit  der  ganzen  Ansicht  und  die  geringe  Veranlassung  zum 
Selbstdenken  die  Anfänger  von  vorne  herein  verderbe.  Eine  Encyklopft die  soll 
die  geistige  Quintessenz  und  nicht  das  abgestandene  imd  schaale  caput  mortuum 
einer  Wissenschaft  enthalten. 


1)  Kronbarg,  Frb,  v.,  Encyklopädic  und  Methodologie  der  practischen  fltoattlehre 
nach  den  neuesten  Ansichten  der  berühmtesten  Schriflstellcr  dargcstcDt  und  er- 
gäozt    Dresden,  1821. 
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"Wie  ein  Riese  ragt  aus  dieser  trostlosen  Mittelmässigkeit  Hegel  hervor  *). 
Auch  wer  seiner  Schule  nicht  angehört,  imd  mit  Methode  so  wie  mit  Einzeln- 
heiten des  vorliegenden  Werkes  nicht  einverstanden  ist,  muss  eingestehen,  dass 
hier  hohe  geistige  Kraft,  geniale  Selbstständigkeit,  beherrschender  Ueberblick, 
Fülle  an  Stoff  entgegentritt,  Vorzüge  und  Fehler  sind  gleich  grossartig.  Es 
ist  natürlich  nicht  die  Aufgabe,  hier  eine  Entwicklung  und  Kritik  der  Hegel- 
schen  Rechts-  und  vStaatslehre  zu  geben;  vielmehr  genügt  es  zu  begreifen, 
welche  Stelle  in  den  Encyklopüdieen  der  Staatswissenschaften  die  kurze  Skizze 
des  grossen  Meisters  einnimmt.  Hier  ist  denn  nun  die  Hauptsache,  dass  Hegel 
zuerst  die  Lebenskreise  der  Persönlichkeit  (von  ilim  gleich  in  der  Familie  auf- 
gefasst),  der  Gesellschaft  und  der  Volkseinheit  im  Staate  unterscheidet,  und 
jedem  dieser  Kreise  seine  eigenen  "Wissenschaften  zuweist.  Er  trägt  also  die 
Lehre  von  der  Ehe,  der  väterlichen  Gewalt,  dem  Privateigenthum  als  Wissen- 
schaften der  Persönlichkeit  vor;  die  Volkswirthschaft,  die  Rechtspflege,  die 
Polizei  und  die  Korporationen  sind  die  Gegenstände  seiner  Gesellschaftswissen- 
schaften; dem  Staate  endlich  theilt  er  das  äussere  und  das  innere  Staatsrecht 
und  die  Weltgeschichte  zu.  Mag  nun  auch  liievon  Manches,  Vieles  sogar,  zu 
tadeln  sein;  ist  es  z.  B.  kaum  ein  halbwahrer  Gedanke,  die  Rechtspflege  und^ 
die  Polizei  nur  bei  der  Gesellschaft  zu  behandeln,  oder  kann  das  Zusammen- 
werfen von  Politik  und  Recht  nimmermehr  gebilligt  werden;  ist  es  unläugbar, 
dass  der  ganze  dialectische  Process  folgewidrig  aufhört  bei  dem  internationalen 
Leben:  so  bleibt  doch  immer  das  grosse  Verdienst  des  Ginmdgedankens.  Nui* 
unter  der  Bedingung  einer  scharfen  Unterscheidung  der  verschiedenen  Lebens- 
kreise von  der  einzelnen  Persönlichkeit  bis  zum  Völkerstaate  kann  Ordnung  in 
die  Einthcilungen  und  Zutheilungen,  richtiger  Inhalt  in  die  Grundsätze  gebracht 
werden.  Das  Verlassen  eines  starren,  theils  beengenden,  theils  zu  Schiefem 
führenden  Schulsystemes ;  die  vollständige  und  allseitige  Behandlung  jedes  Le- 
benskreises und  seiner  besondem  Wissenschaften;  die  richtige  Begrenzung  und 
Ausbildung  der  einzelnen  Disciplin  sind  dann  nur  secundäre,  wenn  schon  sehr 
wichtige  Aufgaben  und  Verdienste.  Mit  Einem  Worte,  Hegel  hat  allerdings 
selbst  ein  vollkommenes  System  der  Staatswissenschaften  nicht  geliefert ;  aber  er 
hat  den  einzig  richtigen  Weg  gezeigt,  welcher  dazu  führt. 

Dass  dieser  Weg  bis  jetzt  so  wenig  eingeschlagen  wurde,  ist  in  der  That 
nicht  löblich,  kaum  begreiflich.  Zeigt  doch  gleich  die  nächste  zu  nennende 
Schrift ,  ein  von  E  i  s  e  1  c  n  entworfenes  System  ^),  wie  Vieles  liier  eiTcicht  wer- 
den kann,  selbst  bei  mangelhafter  Ausführung.  Es  beruht  nämlich  diese  Dar- 
stellung der  Staatswissenschaften  wesenthch  auf  Hegel'scher  Grundlage ;  doch 
ohne  sklavische  Nachahmung.    Weder  bildet  die  Dreitheilung  in  Recht,  Mora- 


1)  Hegel,  G.  W.  F.,  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechtes,  oder  Naturrecht  und 
Staatswissenschaft  im  Grundrisse.  Berlin,  1S20.  2te  Aufl.  Herausg.  von  Gans, 
Berl.,  1840. 

2)  Eiselcn,  J.  F.  G.,  Handbuch  des  Systems  der  Staatswissenschaften.   BresI,  1821« 
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liUit  und  Sittlichkeit  das  Gerüste,  noch  die  nach  Familie,  Gesellschaft  und 
Staat;  sondern  es  wird  nur  Gesellschaft  und  Staat  einander  entgegengesetzt, 
und  auch  mancher  einzelnen  Lehre  eine  verschiedene,  wohl  richtigere,  Stellung 
gegeben.  So  z.  B.  der  Rechtspflege  und  der  Polizei  beim  Staate  und  nicht 
bei  der  Gesellschaft.  Anderes  ist  vollständiger  und  stofflialtiger  als  bei  Hegel. 
Die  Entwicklung  im  Einzelnen  ist  gedankenreich  und  selbstständig;  die  Beweis- 
führung streng  wissenschafUich ;  Annahmen  und  Gedanken  werden  einer  genauen 
Kritik  unterworfen  und  nur  dann  aufgenommen,  wenn  sie  in  die  strenge  geord- 
nete Entwicklung  passen.  Es  handelt  sich  nirgends  von  einem  Durchschlüpfen 
zwischen  Ja  und  Nein,  Weiss  und  Schwarz;  sondern  der  aus  den  Vordersätzen 
folgende  Schluss  wird  gezogen,  mag  er  einer  Ansicht  oder  einem  Interesse  des 
Tages  schmeicheln  oder  nicht.  Leider  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  dem 
Leser  das  Verständniss  durch  Schwerfälligkeit  der  Darstellung  und  Ungelenkig- 
keit  der  Sprache  sehr  mühseelig  gemacht  wird.  Während  es  bei  allen  practi- 
schen  Wissenschaften  (und  zu  diesen  gehören  denn  doch  sicherlich  die  staat- 
lichen) offenbar  um  die  Ergebnisse  zu  thun  ist,  Methode  und  formale  Beweis- 
führung aber  nur  Mittel  zur  Herstellung  objectiver  Wahrheit  sein  können  und 
sollen:  wird  dieses  Verhältniss  hier  umgedreht.  Daraus  wii'd  denn  ein  Buch, 
welches  wohl  von  einer  philosophischen  Schule  anerkannt  werden  kann,  dagegen 
schwach  in  das  Leben  eingreift  und  dui'ch  starren  Formalismus  seinem  Zwecke, 
der  ersten  Anleitung  von  Anfängern,  selbst  entgegentritt.  Diess  ist  nun  aber 
wirklich  Schade  bei  einer  tüchtigen,  gewissenhaften  Ai'beit.  Und  hat  sich 
nicht  eine  auf  solche  Weise  umpanzerte  Philosophie  den  Vorwurf  zu  machen, 
dass  sie  selbst  die  grosse  Masse  der  zwar  gebildeten,  aber  nicht  an  Schulformeln 
gewöhnten  Leser  der  flachen  und  geistlosen,  aber  begreifbaren  Gemeiuschriftstel- 
lerei  in  die  Arme  wirft?  —  Zur  Verständigung  über  den  Inlialt  werden  nach- 
stehende Bemerkungen  genügen.  Derselbe  zerfällt  in  Erörterungen  über  gesell- 
schaftliche Lehren  und  in  eine  üebersicht  über  die  sämmtlichen  Staatswissen- 
schaften, mit  Ausnahme  der  geschichtlichen.  Die  Üebersicht  ist  im  Wesent- 
lichen richtig  geordnet,  giebt  gleichförmige  kurze  Skizzen  der  verschiedenen 
Disciplinen,  und  auf  sie  finden  die  vorstehenden  anerkennenden  Bemerkungen 
hauptsächlich  Anwendung.  Weniger  möchte  sich  zum  Lobe  der  Gesellschafts- 
Lehre  sagen  lassen.  Abgesehen  nämlich  auch  von  der  Frage,  ob  die  Wissen- 
schaft von  der  Gesellschaft  überhaupt  in  ein  System  der  Staatswissen- 
•  Schäften  gehört,  ist  Mangel  an  einer  organischen  Auffassung  und  an  Voll- 
stfindigkeit  sehr  ftüilbar.  Kurz:  das  Buch  ist  eine  tüchtige  und  ehrenwerthc 
Arbeit;  allein  als  eine  durchaus  gelunge  Einleitung  in  die  Staatswissenschaften 
kann  es  nicht  bezeichnet  werden. 

Vergnügen,  aber  auch  Traner  erweckt  eine  kleine  Schüft  von  Schön*). 


1)  Schön,   J. ,   Die    StMtfwiwenschaft,  geschichtsphilosophisch    begründet     Bresl., 
1831. 
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Sie  ist  die  Erstlingsarbeit  eines  Mannes,  dessen  früher  Tod  ein  Verlust  für 
die  Staatswissenschaften  war,  und  welcher  eines  glücklicheren  Looses  würdig 
gewesen  wäre.  Von  einem  Meisterwerke  kann  allerdings  nicht  die  Rede  sein. 
Nicht  nur  ist  dem  Verfasser  der  umfassendere  Standpunkt  Hegel's  nicht  ver- 
ständlich geworden ;  sondern  es  ist  auch  in  seinem  engeren  Kreise  das  System 
lange  nicht  vollständig,  indem  nicht  nur  die  geschichtlichen  Staatswissenschaf- 
ten sondern  sogar  die  gesammten  positiven  Rechte  fehlen,  und  überhaupt 
ausschliessend  der  Rechtsstaat  ins  Auge  gefasst  ist.  Wohl  aber  ist  die  Arbeit 
voll  Frische  und  gedankenreich;  eine  Menge  von  wichtigen  Fragen  ist  knrz 
angedeutet;  der  Verf.  denkt  selbst  und  macht  den  Leserdenken.  Schön  wäre 
der  Mann  gewesen,  welcher  bei  längerem  Leben  und  dadurch  ermöglichter 
tieferer  und  allseitiger  Ergründung  der  Staatswissenschaften,  des  Standes  ihrer 
Ausbildung  und  des  theoretischen  und  practischen  Bedürfnisses  einer  üeber- 
siclit  tadelloses  Handbuch  hätte  liefern  können. 

Wesentlich  verschiedene  Eigenschaften  characterisiren  die  ähnliche  Ar- 
beit von  Bülau  ^).  Seine  Absicht  war  weder  eine  tiefere  philosophische  Be- 
gründung der  Wissenschaft,  noch  eine  geistreich-flüchtige  Beleuchtung  einzel- 
ner wichtiger  Fragen;  sondern  eine  verständige  Begränzung  und  Ordnung  der 
einzelnen  Disciplinen  und  eine  gedrängte  Uebersicht  über  ihren  materiellen 
Inhalt.  Beides  ist  denn  auch  in  anerkennenswerthem  Grade  gelungen.  Die 
Ausscheidung  und  Gliederung  der  Staatswissenschaften  ist  richtig,  mit  Ausnahme 
weniger  untergeordneter  Punkte.  Der  Inhalt  zeugt  von  umfassender  Bekannt- 
schaft mit  der  Literatur,  namentlich  der  neuern,  und  mit  den  von  dieser,  so 
wie  durch  das  staatliche  Leben  unserer  Tage  aufgeworfeneu  Fragen.  Wenn 
daher  die  Schrift  auch  vom  strengwissenschaftlichen  Gesichtspunkte  nicht  von 
Bedeutung  ist,  so  mag  sie  doch  ohne  Zweifel  Solchen,  welchen  es  mehr  um 
einen  allgemeinen  Ueberblick  zu  thun  ist,  als  die  beste  der  vorhandenen  ge- 
nannt werden. 

Nur  weniger  Worte  bedarf  es  endlich  noch  zur  Werthbezeichnung  der 
kleinen  kritischen  Schrift  von  Diederichs  '*)  und  der  kurzen  Skiagraphie  von 
Rinne  ^),  der  beiden  jüngsten  in  die  vorliegende  Abtheilung  einschlagenden 
Schriften.  —  Die  erstere  enthält,  ausser  einer  hier  nicht  weiter  zu  besprechen- 
den Erörterung  volkswirthschaftlicher  Lehren,  eine  Beurtheilung  einiger  frü- 
herer Systeme  der  Staatswissenschaft,  und  daraus  hervorgehend  den  Vorschlag 
einer  eigenen  Eintheilung.     Unzweifelhaft  ist   manche  richtige  Bemerkung  ge- 


1)  Bülau,  F.,  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften.    Lpz. ,  1832. 

2)  Diederichs,  F.  F.  A.  von,  Die  Systeme  der  Staatswissenschaften  von  Say, 
Jacob  und  Pölitz  .  .  .  vergleichend  und  kritisch  neben  einander  gestellt.  Köln, 
1833. 

3)  Rinne,  J.  G. ,  Die  Staatswissenschaftcn  nach  geschichtlicher  Ansicht  neu  ent- 
wickelt und  begründet.     Eine  Skizze.    Berl,  1835. 
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macht;  allein  dass  dem  Verf.  die  eigentlichen  Fragen,  um  welche  es  sich  han- 
delt, gar  nicht  einmal  klar  geworden  sind,  beweist  schon  der  Umstand,  dass 
seine  Polemik  gegen  die  unbedeutendsten  und  handgreiflich  unzulänglichsten 
Schriftsteller  gerichtet,  dagegen  z.  B.  Hegel's  nicht  mit  einem  "Worte  gedacht 
ist.  Auf  solche  Weise  war  der  Sieg  allerdings  leicht,  allein  um  so  weniger 
fruchtbar.  Der  Versuch  des  eigenen  Systemes  ist  ganz  misslungen,  denn  die  Ueber- 
sicht  ist  weder  vollständig  noch  logisch  richtig.  —  Rinne  dagegen  ist  der 
Ansicht,  dass  die  Politik  die  Weiterbildung  des  Rechtes  zur  Aufgabe  habe, 
und  dass  die  Wissenschaft  des  Rechtes  (folglich  auch  die  Politik)  auf  das  bei 
dem  einzelnen  Volke  zu  bestimmter  Zeit  bestehende  Recht  zu  beschränken 
sei.  Demgemäss  giebt  er  denn  Entwürfe  für  die  Anlegung  und  Bearbei- 
tung der  wichtigsten  politischen  Wissenschaften ,  diese  aufgefasst  von  dem 
„europäisch-germanisch-gemeindeutschen"  Standpunkte,  und  bei  jeder  geschicht- 
lich bis  in  die  ältesten  Zeiten  zurückgehend.  Inhalt  haben  diese  Entwürfe 
gar  keinen  ,  indem  sie  nm*  aus  Kapitel  -  zum  Thcile  selbst  nur  aus  Buch- 
Uebei^schriften  bestehen,  welchen  gelegentlich  ein  Wink  oder  ein  Selbstlob  bei- 
gefügt ist;  die  logischen  Schematc  aber  sind  ganz  unwissenschaftlich  und 
halten  sich  enge  an  die  rohe  Wirklichkeit.  Was  soll  man  zu  solcher  ge- 
spreizten Nichtigkeit  sagen?  Wo  ist  da  eine  neue  Begründung  der  Staatswis- 
senschafteu,  oder  auch  nur  ein  klares  Bewusstsein  von  ihrem  Wesen? 

Solches  ist  unser  Gesammtvermögen  an  kürzeren  Bearbeitungen;  und  ist 
nicht  die  ganze  vorstehende  Auffassung  und  Beurtheilung  völlig  irrig,  so  ist 
dieser  Besitz  allerdings  nicht  reich,  und  steht ,  wenn  irgendwo ,  gerade  in  die- 
ser Schriftengattung  noch  ein  bedeutendes  Verdienst  zu  erwerben.  Namentlich 
als  Grundlage  für  Vorträge  auf  den  Hochschulen  würde  eine  tüchtige  syste- 
matische Uebersicht  der  Staatswissenschaften  mit  Freude  aufgenommen  werden, 
und  mOsstc  grosse  Verbreitung  finden.  Der  Vortheil  lüervon  bestünde  aber 
nicht  etwa  blos  in  der  nächstliegenden  Bequemlichkeit  und  Fördeiiing,  sondern 
besonders  auch  darin,  dass  ein  häufig  und  mit  Erfolg  getriebenes  Studium 
die  Staatswissenschaften  selbst  immer  mehr  zu  Ansehen  brächte.  Nur 
vom  Denken  und  Wissen  kann  aber  die  Heilung  unserer  gesellschaftlichen 
und  staatlichen  Uebel  ausgehen,  mag  dieses  nun  die  ohne  ihr  Verdienst, 
auf  kurze  Zeit  und  zu  so  grossem  Unheile  zur  Herrschaft  gelangte  Unwis- 
senheit einsehen,  oder  nicht.  Das  Sprüchlein  des  schwedischen  Staatskanzlers 
ist  allerdings  geschichtlich  wahr;  allein  die  Folgen  liegen  uuch  zu  Tage,  und 
eben  die  Thatsache  muss  geändert  werden,  wenn  es  besser  werden  soll. 

Aber,  diese  Frage  liegt  allerdings  nahe,  ist  nicht  vielleicht  dem  Be- 
dürfnisse bereits  Genüge  geleistet  durch  diejenigen  Schriften,  welche 
als  organisch  entwickelnde  Encyklopädieen  den  blos  äusscrlich  geordneten 
gegenüber  gestellt  wurden?  Haben  sich  nicht  vielleicht  gerade  die  bedeu- 
tenderen M&nner  die  schwierigere  Aufgabe  vorgesetzt?  —  Bis  vor  Kurzem 
wäre  diese  Frage  auf  das  entschiedenste  zu  verneinen  gewesen ;  und  auch  jetzt 
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noch  ist  dio  Beziehung,    wenigstens    was  den  Erfolg  der  Leistungen  betrifft, 
zweifelhaft. 

2.   Die  organisch  entwickelnden  Werke. 

An  älteren  Werken,  welche  nicht  die  verschiedenen  Staatswissenschaften 
aneinander  reihen,  sondern  das  gcsammte  staatliche  Leben  in  seinem  Organis- 
mus zu  begreifen  und  jeden  einzelnen  Theil  alsbald  nach  allen  seinem  Seiten 
und  Beziehungen  darzustellen  suchen,  besitzen  wir  nur  drei;  und  diese  sind 
vollständig  verunglückt.  Es  sind  diese  nämlich  zwei  deutsche  Schriften  von 
Rösling  *)  und  Lips  '*),  und  eine  französische  von  Fritot  »).  —  Die 
beiden  erstgenannten  gehen  zwar  von  der  richtigen  Ansicht  aus,  dass  der 
Zweck  (oder  die  Zwecke)  des  Staates  dessen  Wesen  und  die  einzelnen  zu 
seiner  Darstellung  in  der  Wirklichkeit  nothwendigen  Anstalten  und  Bestim- 
mungen bedinge,  und  dass  somit  die  Staatsteleologie  die  Grundlage  einer  or- 
ganischen Staatswissenschaft  sei.  Allein  die  Ausführung  dieses  Gedankens 
ist  bei  beiden  sehr  schwach  ausgefallen.  Von  einer  höheren  Ansicht  über  die 
verschiedenen,  Kreise  des  menschlichen  Lebens  und  damit  von  einer  richtigen 
Feststellung  der  specifischen  Sphäre  des  Staates  ist  gar  nicht  die  Rede. 
Ebenso  entgeht  den  Verfassern  die  wesentliche  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Staatsgattungen  und  ihrer  durchgreifenden  Folgen.  Aber  auch  im  engern 
Kreise  zeigen  sie  sich  gar  zu  ungenügend.  —  Rösling  verläuft  sich  in  eine 
magere  Aufzählung  von  Einzelnheiten,  über  welcher  er  die  Begründung  und  Gel- 
tendmachung der  Hauptsätze  fast  ganz  aus  den  Augen  verUert.  Namentlich  tritt 
die  Idee  des  Rechtes,  obgleich  natürlich  auch  seiner  Ansicht  nach  die  Grund- 
lage für  das  Zweckmässige,  kaum  dann  und  wann  erkennbar  hervor.  Von 
einer  Benützung  der  geschichtlichen  Staatswissenschaften  ist  ohnedem  gar  nicht 
die  Rede.  Somit  schrumpft  am  Ende  das  Ganze  in  eine  ziemlich  stoffleere 
und  auf  falsche,  weil  viel  zu  grosse,  Grundlage  gestellte  Staatskunst  zu- 
sammen. —  Lips  aber  ist  nicht  nur  so  kurz,  dass  beinahe  jeder  eigentliche 
Inhalt  fehlt;  sondern  es  ist  auch  die  Anordnung  des  Systemes  ganz  wunder- 
lich und  eher  geeignet  zu  verwiiTcn  als  zui'echtzusetzen.  Und  dass  in  einer 
solchen  organischen  Encyklopädie ,  mit  offenbarer  Verlassung  jedes  leitenden 
Gedankens,  auch  noch  die  Hülfswissenschaften  und  die  Wissenschaften  zweiten 


1)  Rösling,  J.  C.  H.,  Die  Wissenschaft  von  dem  einzig  richtigen  Staatszwecke,  oder 
was  soll  der  Staat,  was  muss  er  sein  und  wie  muss  er  handeln.  Als  Grundlage 
und  Einleitung  zu  allen  theoretischen  und  practischen  Slaatswisschaflen  systema- 
tisch dargestellt.     Erl.,  1811. 

2)  Lips,  A.,  Die  Staatswissenschaflslehre ,  oder  Encyklopädie  and  Methodologie  der 
Staatswissenschaft.    Leipz.  und  Erl,  1813. 

3)  Fritot,  A.,  Science  du  publiciste,  ou principes  elemcntaires  du  droit considere  dans 
ses  principales  divisions.    T.  I— XI.    Par.,  1820—23. 
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Ranges  oder  National-Wissenschaften  (!!)  Aufnahme  finden  konnten,  darf  wohl 
Staunen  erwecken.  —  Und  nicht  eben  besser  ist  dem  französischen  Schrift- 
steller die  Lösung  der  Aufgabe  gelungen;  nur  trügt  freilich  hier  die  Enge  des 
Raumes  keine  Schuld.  Der  Plan  Fritot's  war,  nach  vorgängiger  Feststel- 
lung der  allgemeinsten  rechtlichen,  sittlichen  und  religiösen  Grundsätze  des 
menschlichen  Zusammenlebens  die  Einrichtungen  zu  erörtern,  welche  am 
sichersten  zur  Erreichung  des  wünschenswerthen  Zustandes  in  den  inneren 
und  auswärtigen  staathchcn  Beziehungen  führen  kann.  Auch  sollten,  in  einer 
dritten  Abtheilung,  die  sämmtlichen  französischen  Einrichtungen  von  ihrem 
Entstehen  an  kritisch  untersucht  werden  vom  Standpunkte  der  gewonnenen 
theoretischen  Ergebnisse.  Obgleich  nun  glücklichei-wcise  letztere  Drohung  nicht 
zur  Ausführung  gekommen  ist,  so  darf  doch  schon  eine  Durchlesung  der  vor- 
handenen eilf  Bände  als  ein  für  gewöhnliche  menschliche  Kraft  unmögliches 
Unteniehmen  bezeichnet  werden.  Der  Verfasser  meint  es  herzlich  gut;  auch 
hat  er  allerlei  gelesen:  aber  man  müsste  wohl  weit  umher  suchen,  ehe  man 
in  irgend  einem  Fache  wieder  eine  Schrift  fände,  welche  in  gleichem  Maasse 
geistlose  Breite,  Schwäche  des  Gedankens,  Abgeschmacktheit  der  Form  dar- 
böte. Ein  Beispiel  statt  aller.  Bei  der  Erörterung  der  zweckmässigsten  Re- 
gierungsform zählt  der  Verfasser  sechsundzwanzig  verschiedene  gemischte 
Staatsarten  auf,  von  welchen  die  erste  der  „aristo-oligo-theo-dcmokrati-despo- 
tische"  Staat  ist;  und  diese  zum  Theile  völlig  imgeheuerlichen  Zusammen- 
setzungen werden  dann  einzeln  besprochen.  Mit  einer  solchen  organischen 
Darstellung  der  Staatswissenschaften  konnte  nun  freilich  Niemjyid  gedient  sein. 

Erfreulich  ist  es  daher,  dass  es  sich  hinsichtlich  dieser  seit  Langem  be- 
merkten und  beklagten  Armuth  in  neuerer  Zeit  allmählig  zum  Besseni  wendet. 
Und  zwar  durch  das  Verdienst  deutscher  Gelehrter. 

Den  ersten,  allerdings  nicht  ganz  gelungenen,  Versuch  hat  Uagen 
in  Königsberg  gemacht  ^).  Er  versuchte  eine  Einleitung  in  das  Studium  der 
Staatswissenschaften  durch  eine  organische  Darstellung  des  Staatslebeus  in  en- 
gerem Räume  und  doch  mit  stoffhaltiger  Fülle  zu  geben.  Die  Darstellung  ist 
einfach  und  klar;  auch  dürfte  kein  wesentlicher  Theil  übergangen  sein.  Es  ist 
nur  zu  bedauern,  dass  zwei  verschiedene  Zwecke  zu  gleicher  Zeit  erreicht 
werden  sollten;  nämlich  einer  Seits  die  obengenannte  übersichtliche  Darlegiuig 
der  Wissenschaft  selbst,  anderer  Seits  aber  eine  Anweisung  zur  Erwerbung  der 
ftlr  einen  bestimmten  Zweig  des  Staatsdienstes  erforderlichen  verschiedenartigen 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten.  Hierdurch  entsteht  nicht  nur  eine  Unklarheit  über 
die  Gränzen  uud  den  Inhalt  der  Staatswissenschaften,  sondern  es  wird  auch  der 
Verfasser  veranlasst  in  mehreren  Richtungen  zu  weit  auszugreifen,  und  Kennt- 
nisse mit  hereinzuziehen,  welche  zwar  wohl  für  die  Ausfüllung  einer  bestimmten 
StcUong  im  Leben  nützlich  sein  mögen,   mit  dem  Begreifen  des  staatlichen  Lc- 


1)  Hagen,  K.  H.,  Von  der  Staatslehre  und  von  der  Vorbereitung  zum  Staatsdienste. 
Königsb.,  1839. 
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bens  aber  lediglich  nichts  zu  thun  haben;  so  z,  B.  wirthschaftliche  Disciplinen 
in  weiter  Ausdehnung,  und  selbst  die  Gegenstände  der  allgemeinen  menschlichen 
Bildung.  Encyklopädie  und  Hodcgetik  lassen  sich  allerdings  in  Einer  Schrift 
vereinigen;  allein  in  ganz  getrennten  Abtheilungen. 

Wissenschaftlich  richtiger  und  bedeutender -sind  die  neuesten  Leistungen. 
Es  haben  sich  nämUch  zwei  geistreiche  Schriftsteller,  Ahrens  *)  und  Stein  ^), 
die  Aufgabe  gestellt,  den  Staat  als  einen  Theil  des  ganzen  menschlichen  Lebens 
aufzufassen,  dann  aber  auch  ihn  selbst  in  seinem  Organismus  zu  begreifen  und 
darzustellen.  Und  wenn  bis  jetzt  auch  erst  die  Anfänge  der  beiden  Werke 
erschienen  sind,  und  es  sich  daher  noch  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen  lässt,  ob 
und  wie  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  das  Ziel  erreicht  werden  wird:  so  ist 
doch  ein  Anfang  gemacht. 

Ahrens  hat  jeden  Falles  das  grosse  Verdienst,  das  Verhältniss  des  Staa- 
tes zu  den  Lebenskreisen  der  einzelnen  Persönlichkeit  und  der  Gesellschaft 
scharf,  deutlich,  geistreich  zu  entwickeln.  Es  scheint  allerdings  eine  Unmög- 
lichkeit, dass  die  Wissenschaft  jemals  wieder  nach  solchen  handgreiflich  richtigen 
Grundlagen  und  Zusammenstellungen  zurückkehren  könne  zu  der  kahlen  Auf- 
fassung des  kantischen  Rechtsstaates  oder  zu  dem  Sprunge  einer  Begründung  des 
Staates  aus  dem  Einzelnwillen  der  Individuen.  Allein  erst  die  weiteren  Theile  des  Wer- 
kes, welche  die  Stellung  des  Staates  zur  Gesellschaft  und  sein  eigenes  organisches 
Leben  entwickeln  sollen,  werden  ein  Urtheil  über  die  errungene  Ausbildungs- 
stufe gestatten.  So  viel  kann  übrigens  schon  jetzt  gesagt  werden,  dass  der 
Verf.  keineswegs  verlaufen  wird  in  Wissenschaften,  welche  dem  Staatsleben 
nicht  angehören.  Ob  er  aber  auch  alle  Seiten  dieses  letztem  berücksichtigt, 
z.  B.  die  geschichtliche  und  die  internationale,  lässt  sich  nicht  mit  derselben 
Sicherheit  behaupten.  Das  bis  jetzt  Mitgetheilte  ist,  stofflich,  hauptsächlich  von 
Werth  für  die  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft,  und  ist  daher  auch  an  einer 
andern  Stelle  dieser  Blätter  (s.  oben  Abh.  II,  S.  86)  besprochen  worden. 
Ganz  ohne  Zweifel  und  Einwendungen  bleibt  hierbei  der  Leser  allerdings  nicht. 
Schlüsslich  sei  die  Anei-keunuug  nicht  versagt,  dass  die  Sprache  des  Werkes,  wenn 
schon  streng  wissenschaftlich  gehalten,  doch  einfach  und  verständlich  ist,  und 
dass  nicht  der  Schein  tiefer  Philosophie  durch  räthselhafte  und  schwerfällige 
Worte  erschlichen  werden  wül.  Der  Verf.  hat  einen  Beweis  der  Wahrheit  ge- 
liefert, dass  wer  deutlich  denkt  auch  deutlich  sprechen  kann. 

Nicht  sowohl  einen  wesentlich  verschiedenen  Standpunkt ,  als  eine  andere 
Behandlungsart  hat  Stein  ergriffen.  Er  geht  von  dem  Satze  aus,  dass  das 
menschliche  Leben  in  Beherrschung  der  Thatsachen  durch  die  Persönlichkeit 
zu  Zwecken  der  letztern  bestehe.    Hieraus  ergiebt  sich  ihm  denn  nun  eineVÖr- 


1)  Ahrens,  H.,  Die  organische  Staatslehre  auf  philosophisch-anthropologischer  Grund- 
lage. Bd.  I.   Die  pliilos.  Grundlage  und  die  allgemeine  Staatslehre.  Wien,  1850. 

2)  Stein,  L.,  System  der  Staatswissenschaft.  Bd.  I.    Statistik.  Populationistik.    Volks- 
wirthschaftslehre.    Stuttg.  u.  Tüb.,  1852. 
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Wissenschaft  und  eine  wirkliche  Staatswissenschaft.  Jene  ist  ihm  nämlich 
theils  'die  Lehre  von  den  Thatsachen,  Statistik;  theils  die  Lehre  von  der  Per- 
sönlichkeit, Populationistilf.  Die  wii-kliclie  Staatswissenschaft  aber  ist  wieder 
eine  drcigctheiltc :  1)  die  Lehre  vom  Güterwesen,  oder  die  Unterwerfung  des 
Natürlichen  unter  die  Persönlichkeit;  2)  die  Lehre  von  der  Gesellschaft,  oder 
der  Einfluss  des  Güterbesitzes  auf  die  Ordnung  und  Entwicklung  der  Persön- 
lichkeiten; 3)  die  eigentliche  Stsatswissenschaft ,  die  Einheit  der  Einzehien.  In 
dem  bis  jetzt  allem  vorliegenden  Bande  sind  erst  die  beiden  Vonvissenschaften 
und  die  Lehre  vom  Güterwesen  enthalten.  Auch  hier  wäre  also  ein  abschliessen- 
des Urtheil  voreilig;  doch  drängen  sich  schon  jetzt  einige  schwere  Bedenken 
auf.  Der  Verf.  scheint  nämlich  theils  viel  zu  viel ,  theils  viel  zu  wenig  zu  ge- 
ben. Einer  Seits  nämlich  ist  es  doch  kaum  mit  richtiger  Logik  vereinbar,  ein 
System  der  Staatswissenschaft  zu  entwerfen,  in  welchem  die  „wirkliche"  Staats- 
wissenschaft nur  eine  Hälfte,  und  in  dieser  wieder  die  „eigentliche"  StW.  nur 
ein  Dritttheil  bildet.  Mit  anderen  Worten,  es  schweift  das  Werk  weit  über 
seine  richtigen  Gränzen  aus.  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Inhalt  des  mensch- 
lichen Lebens  an  sich  und  in  der  Gesellschaft,  so  wie  im  Staate  offenbar  viel 
zu  enge  gefasst,  wenn  dasselbe  nur  als  Einwirkung  auf  die  äussere  Natur  und 
deren  Rückwirkung  begriffen  wird.  Diess  ist  nur  ein  einzelnes  Verhältniss  und 
noch  dazu  ein  untergeordnetes;  nicht  ein  Zweck,  sondern  nur  ein  Mittel.  Eine 
Folge  dieser  engen  Auffassung  ist  nun  aber,  dass  der  Verf.  für  die  Beziehun- 
gen des  Menschen  zum  Menschen  und  für  dessen  Streben  und  Leben  in  der 
geistigen  und  sittlichen  Welt  keine  Stelle  und  keine  Lehre  hat.  Alles  geht 
ihm  eigentlich  in  der  poütischen  Oekonomie  auf.  Nur  das  Wirthschaftliche 
sieht  er  in  der  Gesellschaft  und  im  Staate,  lieber  das  Ungenügende  dieser  Auf- 
fassung kann  nun  aber  wolU  gar  kein  Streit  sein,  und  es  ist  der  That  zu  be- 
dauern, dass  Stein  durch  seine,  an  sich  so  verdienstlichen,  socialistischen 
Arbeiten  zu  dieser  Einseitigkeit  verleitet  worden  ist.  Dass  sein  System  der 
Staatswissenschaften  nach  dem  Umfange  und  Inhalte  empfindlich  darunter  leiden 
wird,  ist  eine  logische  Nothwendigkeit.  Hiermit  sind  Verdienste  in  der  Dar-» 
Stellung  der  Wirthschaftslchre  wohl  vereinbar;  und  es  ist  namentüch  nicht  zu 
läugnen  ,  dass  die  in  dem  Werke  durchgeführte  neue  Eintheilung  der  National- 
ökonomie in  eine  Güterlchre,  eine  Wirthschaftslehre  und  eine  Volkswirthschafts- 
Ichre  ein  bedeutender  Gedanke  Ist,  welcher  eine  ernstliche  Erwägung  verdient. 
Darin  aber  war  der  begabte  Verf.  jeden  J'allcs  sein  eigner  schlimmster  Feind, 
dass  er  seine  Sätze  in  eine  ganz  ungeniessbare  und  nur  zu  oft  völlig  unver- 
sUndliche  scholastische  Sprache  hüllt.  Selbst  wenn  es  wahr  wilre,  was  dahin 
gestellt  bleiben  mag,  dass  die  Aufgabe  der  Deutschen  in  der  Wissenschaft  ency- 
klopädischer  Umfang  und  innere  Ordnung  des  Einzelnen  sei,  die  der  Franzosen 
Darstellong,  der  Engländer  aber  Anwendiujg:  so  muss  feierliche  Verwahrung  da- 
gegen eingelegt  werden,  dass  damit  gleichbedeutend  ein  Recht  oder  gar  die 
Pflicht  der  Deutschen  sei,  unverständlich  zu  sprechen.  Im  Gegentheile  ist  es 
Becht  und  Pflicht,  bei  jeder  Gelegenheit  die  Lehre  zu  predigen,  dass  tmsere 
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Nationallitcratur  nie  zur  vollen  Anerkennung  und  Wirksamkeit  gelangen  kann, 
solange  sie  nicht  die  barbarische  Geschmacklosigkeit  unserer  angeblich  philoso- 
phischen Sprachweise  ablegt.  Auch  in  einer  Encyklopädie  kann  und  soll  ver- 
ständlich gesprochen  werden;  auch  eine  Ordnung  des  wissenschaftlichen  Stof- 
fes kann  und  muss  begreifbar  sein. 

IL 

Alphabetische  Encyklopädieen. 

Spät  erst,  nachdem  längst  Versuche  in  allen  anderen  Gattungen 
staatswissenschaftlicher  Encyklopädieen  gemacht  waren,  tauchte  der  Gedanke 
der  Behandlung  in  der  Art  und  Ordnung  eines  Wörterbuches  auf.  Allerdings 
waren  längst  allgemeine,  d.  h.  sämmtliche  Wissenszweige  umfassende,  alphabe^ 
tische  Encyklopädieen  vorhanden,  wie  z.  B.  die  gi-osse  französische,  einige  eng- 
lische, das  deutsche  Conversations - Lexicon  sammt  seinen  Nachahmungen,  in 
welchen  dann  unter  anderen  auch  politische  und  staatswissenschaftliche  Artikel 
aufgenommen  waren.  Es  gab  ferner  alphabetisch  geordnete  Bücher,  deren  In- 
halt wenigstens  einen  Theil  der  Staatswissenschaften  in  sich  begriff,  wie  na- 
mentlich die  unübersehbare  Krünitz'sche  ökonomische  Encyklopädie*),  nnd 
Sachwörterbücher  über  Rechtsgegenstände*).  Allein  in  allen  diesen  Schi'iften 
war  schon  an  sich  keine  Vollständigkeit  in  staatlichen  Artikeln  erstrebt  und 
das  Gelieferte  überdiess  unter  einer  Masse  fremdartigen  Stoffes  versteckt.  Eine 
Beschränkung  einer  Seits  und  eine  Vollständigkeit  anderer  Seits  war  .eine  ein- 
leuchtende Verbesserung ;  und  so  erschien  denn  auch,  nachdem  nur  erst  der  Anfang 
gemacht  war,  in    kurzer  Zeit  eine  giössere  Anzahl  von  Büchern   dieser  Art. 

Der  erste  Versuch  allerdings  fiel  schlecht  aus.  Der  Unternehmer  war 
der  Aufgabe  nicht  gewachsen,  was  um  so  übler  wii-ken  musste,  als  er 
die  Bearbeitung  sämmtlicher  Artikel  selbst  übernahm.  So  ist  denn  in  der 
That  Hart  leb  en's  Geschäftslexicon  3)  ein  klägliches  Erzeugniss,  in  welchem 
sich  Oberflächlichkeit  und  Geistlosigkeit  um  den  Vorrang  streiten ,  das  Noth- 
wendige  tibergangen ,  völlig  Unbedeutendes  und  blos  Vorübergehendes  bespro- 
chen ist.    Kein  Wunder,  dass  es  bei  dem  ersten  Bande  blieb. 


1)  Die  in  die  Staatswissenschaften  einschlagenden  Artikel  sind  in  den  jetzt  mehr  als 
zweihundert  betragenden  Bänden  dieses  ungewältigbaren  Buches  sehr  ungleich 
verlheilt  und  von  sehr  verschiedenem  Werthe.  Namentlich  sind  Bd.  162  —  167 
fast  ansschliesslich  mit  staatswissensehafllichen  Abhandlungen  gefüllt. 

2)  Das  bei  weitem  bedeutendste  Werk  dieser  Art  ist  das  von  Weiske  im  J.  1838 
begonnene  und  bis  zum  Sien  Bande  gediehene  „Rechts -Lexicon" ,  in  welchem 
eine  ziemliche  Anzahl  sehr  tüchtiger  und  ausführlicher  Arbeiten  aus  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Rechtes  gegeben  ist.  So  z.  B.  die  Artikel  von  R  5  s  s  1  e  r  über 
österreichisches  und  von  Jacobson  über  preussisches  Recht. 

3)  Hartleben  Th. ,  Geschäftslexicon  für  deutsche  Landstände  u.  s.  w.  Bd.  I. 
A  — G.    Lpz.,  1824. 
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Ganz  anders  -war  der  Erfolg ,  als  der  Gedanke  einige  Jahre  später  von 
Männern  aufgenommen  wurde,  welche  mit  an  der  Spitze  der  Staatsgelehrten 
ihres  Vaterlandes  standen,  das  Werk  nach  einem  wohl  tiberlegten  Plane  un- 
ternahmen und  sich  der  Mithülfe  anderer  tüchtiger  Kräfte  versicherten.  Nun 
gelaug  es  nicht  nur ,  sondern  wiu'de  sogar  eine  Erscheinung  von  grosser  Be- 
deutung. Dieses  Werk  ist  aber  das  Staatslexicon  von  Rotteck  und  Wel- 
cker*).  Hier  wird  denn  in  der  That  das  Gesammtgebict  des  staatlichen  Le- 
bens und  Wissens,  in  alphabetisch  geordnete  Artikel  aufgelöst,  abgehandelt. 
Selten  sieht  man  sich  vergeblich  nach  einer  verstandiger  Weise  zu  erwartenden 
Auskunft  um,  und  ein  nicht  geringer  Theil  der  Artikel  ist  sehr  gut  gearbeitet, 
während  unbedeutende  Lückenbüsser  so  selten  vorkommen,  als  bei  einem 
Werke  dieser  Art  irgend  ei-wartet  werden  kann.  Nur  etwa  in  den  letzten 
Bänden  ist  ein  Eilen  zum  Schlüsse  bemerkbar.  Zum  Theile  dehnen  sich  die 
Artikel  bis  zu  kleinen  Monographieen  aus  und  sind  sichtbar  das  Ergebniss  lan- 
ger und  giündlicher  Studien.  Obgleich  von  vielen  verschiedenen  Theilnehmern 
zu  Stande  gebracht,  fehlt  dem  Werke  doch  keineswegs  innere  Einheit;  nament- 
lich hat  es  eine  ganz  bestimmte  staatliche  Haltung,  die  der  liberalen  Opposi- 
tion. Es  ist  aber  dieses  dadurch  bewerkstelligt,  dass  die  leitenden  staatsrecht- 
lichen und  politischen  Artikel  ausschliessend  von  Schriftstelleni  dieser  Farbe, 
namentlich  von  den  beiden  Herausgebern  selbst,  herrüliren;  während  diejenigen 
Mitarbeiter,  welche  von  der  genannten  Richtung  mehr  oder  weniger  ent- 
fernt waren,  die  politisch  gleichgültigeren,  also  entweder  rein  wissenschaftlichen 
oder  wenigstens  den  Tagesfragen  nicht  venvandten,  Gegenstände  übernahmen. 
Die  Darstellung  ist  durchaus  auf  das  höher  gebildete  Publikum  berechnet,  und 
selbst  streng  wissenschaftliche  und  gelehrte  Ausführungen  sind  nicht  vermieden ; 
deutliehe  und  gemeinverstündige  Sprache  wird  selten  oder  nie  vermisst.  —  Al- 
lerdings sind  diesen  Vorzügen  auch  Mängel  beigemischt;  doch  sind  sie  verhält- 
nissmässig  nicht  zahlreich  noch  bedeutend.  Vor  Allem  hält  sich  das  Werk 
keineswegs  immer  im  Kreise  des  staatlichen  Lebens.  Es  begreift  nament- 
lich manche  und  zum  Theile  sehr  ausführliche  Artikel  aus  der  Geschichte  und 
der  Dogmatik  des  Rechtes,  besonders  des  gemeinen  deutschen  Privatrechtes. 
Dass  solche  nicht  zum  Plane  passen,  ist  einleuchtend.  Zweitens  ist  manchen 
Arbeiten  zu  viel  gelehrter  Apparat,  in  Noten  namentlich,  beigegeben.  In  einem 
Werke  dieser  Art  sind  nur  die  Ergebnisse  der  Forschungen  mitzutheilen ; 
eine  Besprechung  von  Controversen  und  eine  vollzählige  Aufführung  der  Beleg- 
stellen passen  mehr  für  Fachzeitschriften  oder  für  gelehrte  Werke.  Uebcrdiess 
entsteht  dadurch  eine  Ungleichheit  in   der  äussern  Erscheinung  der  einzelnen 


4)  Staatslexicon  oder  Encyklopfidie  der  Staatswissenschaften  in  Verbindung  mit  vie- 
len der  angcsebensteo  Publicisten  Deutschlands  herausgegeben  von  C  v.  R  o  t- 
teck  und  C.  Wclcker.  lle  Aufl.  Bd.  I— XV.  und  Suppl.  Bd.  I— IV.  Altona, 
1834  —  1845;  —  2te  AuQ.,  Bd.  I  —  XII,  1845—48.  Die  Supplemente  der  ersten 
Auflage  sind  der  zweiten  einverleibt 
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Artikel.  Nützlich  ist  nur  eine  summarische  Aufführung  der  benützten  und  em- 
pfehlenswerthen  Literatur;  aus  ihr  kann  der  Minderunterrichtete  ersehen,  was 
er  bei  genauerem  Eingehen  zu  lesen  hat,  der  Sachkundige  aber,  ob  die  rech- 
ten Quellen  benützt  sind.  Drittens  wäre  zuweilen  eine  gedrängte  Beweisfüh- 
rung anstatt  einer  oratorischen  Stelle  zweckmässig.  Abgesehen  von  der  Ge- 
schmaksfrage  ist  eine  ruhige  Haltung  jeden  Falles  viel  überzeugender.  Endhch 
wäre  es  für  den  bleibenden  Werth  des  Werkes  zuträglich  gewesen ,  wenn  die 
Besprechung  blosser  Tagesfragen  hätte  unterlassen  werden  können.  Allerdings 
hätte  das  Unternehmen  damit  einen  guten  Theil  seiner  practischen  Wirkung 
verfehlt ;  aber  es  würde  dagegen  jetzt  auch  manchen  bereits  ganz  veralteten  und 
einige  übereilte,  einseitige  und  leidenschaftliche  Artikel  nicht  enthalten.  Nur 
aus  Ausführungen  über  Gegenstände  von  bleibender  Bedeutung  bestehend,  hätte 
es  auch  in  allen  seinen  Urtheilen  Anspruch  auf  bleibenden  Werth.  —  Allein, 
mag  auch  das  Staatslexicon  dem  gemeinen  Schicksale  meuschücher  Werke  nicht 
entgangen  sein,  so  bleibt  es  doch  immer  ein  ehrenhaftes  Denkmal  deutschen 
Wissens  und  Wollcns  in  staatlichen  Dingen  um  die  Mitte  des  1 9  ten  Jahrhunderts; 
und  überdiess  auf  lange  hin  ein  nützüches  Handbuch  für  gelehrte  und  für  prac- 
tische  Zwecke. 

Die  Bedeutsamkeit  des  Buches  und  der  Richtigkeit  seines  Grundgedankens 
ergiebt  sich  namentlich  aber  auch  aus  den  zahlreichen  Nachahmungen ,  welche 
es  alsbald  theils  ausserhalb  Deutschlands,  theils  im  eigenen  Vaterlande  fand. 
Allerdings  weichen  die  Nachtreter  in  einzelnen  Eigenschaften  ab ,  und  nament- 
lich suchen  sie  sich  in  das  Kürzere  zu  ziehen ;  allein  sie  befolgen  doch  sämmt- 
lich  dieselbe  Methode,  sind  von  gleichem  Geiste  beseelt,  und  es  ist  mehr  als 
zweifelhaft,  ob  sie  überhaupt  je  entstanden  wären  ohne  den  Vorgang  des  Staats- 
lexicous.  Dass  sie  zum  Theile  ihre  Schuld  durch  eine  bittere  Kritik  abzu- 
tragen suchen,  ist  ganz  in  der  Ordnung. 

Der  Zeit  der  Erscheinung  nach  geht  ein  französisches  Werk  voran.  Es 
ist  diess  das  „Dictionnaire  politique",  welches  von  dem  Abgeordneten  Garnier 
Pages  unternommen,  aber  erst  nach  seinem  Tode  vollendet  worden  ist*).  Die 
Aehnlichkeit  mit  dem  deutschen  Vorbilde  ist  unverkennbar,  sowohl  was  den 
Zweck  als  was  die  Ausführung  betrifft.  Wesentlichere  Unterschiede  bestehen  nur 
darin,  dass  ein  weit  heftigerer  Oppositionsgeist  durch  das  Werk  geht;  dass  die 
einzelnen  Artikel  weit  kürzer  gehalten  sind  als  in  dem  deutschen  Werke ,  dem 
es  auch  an  Umfang  bei  weitem  nicht  gleichkommt;  endlich  dass  nirgends 
auf  gelehrte  Ausführimgen  abgehoben  ist.  Es  wird  hier  keine  Sammlung  von 
Monographieen  gegeben ,  sondern  nur  ein  Handbuch  zum  Nachschlagen  für  die 


1)  Dictionnaire  politipue;  Encyclopedie  du  langagc  et  de  la  science  poliliques,  redi- 
gee  par  une  reunioa  de  Deputes,  de  publicisles  et  de  Journalisles,  avec  une  intro- 
duclion  de  Garnier  Pages.  Pubi.  par  E.  Duo  lere  et  Pagnerre.  2de  ed„ 
Par.,  1843 

V.  Mohl,   Staatswissenschaft  I.  W 
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erste  Zurechtfindung.  Nicht  nur  war  so  die  Arbeit  eine  leichtere,  sondern  es 
mochte ,  bei  geringerem  Preise ,  auf  eine  grosse  Verbreitung  gerechnet  werden. 

Aehnlicher  Art,  jedoch  nach  der  Eigenthümlichkeit  des  Volkes  verschie- 
den gehalten,  ist  ein  um  dieselbe  Zeit  erschienenes  englisches  Werk,  nämlich  das 
unter  der  Leitung  der  Gesellschaft  füi-  Verbreitung  nützlicher  Kenntnisse  be- 
arbeitete „Political  dictionary"  *).  Es  umfasst  das  gesammte  staatliche  Leben, 
jedoch  mit  sehr  vorwaltender  Beziehung  auf  englische  Zustände;  und  die  Ab- 
sicht ist,  eine  zwar  gedrängte,  aber  grtindlich  gearbeitete  und  für  die  practischen 
Vorljommenheiten  wenigstens  zunächst  genügende  Belehrung  zu  geben.  Diess 
ist  denn  nun  auch  in  sehr  preiswürdiger  Art  gelungen.  Die  Mitarbeiter  sind 
nicht  genannt ;  allein  sie  sind  offenbar  mit  grosser  Sorgfalt  ausgewählt  worden, 
und  das  "Werk  lässt  namentlich  was  Kenntniss  der  Geschichte  und  des  positiven 
Rechtes  von  England  betrifft,  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig.  Sehr  selten  wird 
man  sich  in  einer  einschlägigen  Frage  vergebens  um  Auskunft  umsehen,  und 
oft  sind  die  Artikel  wirklich  trefflich  gearbeitet.  Dass  häufiger  und  tiefer  in 
privat-  und  strafrechtliche  Gegenstände  eingegangen  wird,  als  der  Titel  des 
Werkes  rechtfertigt ,  mag  an  sich  ein  Fehler  sein ;  allein  er  kommt  festländi- 
schen Lesern  ganz  gut  zu  Statten.  Propaganda  für  eine  bestimmte  politische 
Parthei  wird  nicht  gemacht ,  doch  ist  allerdings  ein  freisinniger  Constitutiona- 
lismus  Grundansicht  und  Voraussetzung,  Mit  Einem  Worte ,  es  ist  dieses  eng- 
lische Staats  -  Wörterbuch  eine  sehr  gelungene,  ehrenwerthe  und  nützliche  Arbeit. 

Auch  in  Deutschland  selbst  fand  das  „Staatslexicou"  bald  Nachahmungen, 
welche  die  Verschiedenheit  hauptsächlich  in  einen  geringem  Umfang  und  in  Ver- 
meidung eigentlich  gelehrter  Arbeiten  und  ihrer  Hülfsmittel  zu  legen ,  damit 
aber  für  einen  weniger  gebildeten  und  zahlreicheren  Leserkreis  zu  wirken  such- 
ten. —  Die  erste  derselben  ist  das  „Populäre  Staatslexicon"  herausgegeben  von 
dem  Pseudonymen  Hermann  vom  Busche  (Prof.  Baumstark  in  Freiburg 
i.  B.)*).  Es  wäre  ungerecht  zu  läugnen,  dass  im  Allgemeinen  der  Zweck 
einer  ktlrzeren,  gemeinfasslichen  und  doch  nicht  oberflächlichen  Belehrung  er- 
reicht ist  Es  ist  für  den  höhern  Bürgerstand  berechnet,  und  stellt  sich,  im 
Wesentlichen ,  auf  den  Standpunkt  der  jetzt  sogenannten  altliberalen  Parthei ; 
allerdings  nicht  ohne  einige  Schwankungen  im  Sinne  der  im  Fortschreiten 
der  Arbeit  sich  geltend  machenden  politischen  Strömungen.  Die  Artikel  er- 
strecken sich  auf  sämmtliche  Theile  des  staatlichen  Lebens  und  Wissens ,  na- 
mentlich auch  auf  Geschichte  und  Statistik,  sind  gut  geschrieben,  und  zeugen, 
wenn  auch  nicht  eben  immer  von  eigenem  selbststilndigem  Studium  des  betref- 
fenden Gegenstandes,   so  doch  von  einer  verständigen  Benutzung   der  besten 


1)  Political  Dicüonary,  forming  a  work  of  universal  rcference,  bolh  consUtuUonxü  and 
legal.    1.  IL    Lond,  1845.  46.    8. 

2)  Hermann  vom  Busche,  Populäres  Staatslexicon  in  Einem  Bande.  Staatswis- 
senschafUiches  Handbuch  der  politischen  Aurklärung.  Im  Vcrciue  mit  Andern 
herausgegeben.    Stultg.,  1852.    Lex.  8.  (Bcgonnca  schon  1846). 
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Arbeiten  Anderer.  Es  ist  somit  zwar,  wozu  es  auch  wohl  nicht  bestimmt  war, 
kein  Abschnitt  machendes  Werk ;  aber  immerhin  ein  anständiges  und  für  Viele 
nützliches  Unternehmen.  Von  Mitarbeitern  ist  der  Herausgeber  nur  ausnahms- 
weise unterstützt  gewesen. 

Noch  kürzer  und  somit  stoffärmer,  ferner  auf  eine  noch  tiefere  Bil- 
dungsstufe berechnet  ist  ein  von  R.  Blum  begonnenes,  nach  seinem  Tode 
von  Gleichgesinnten  zu  Ende  geführtes  Handbuch  *).  Dem  Umfange  nach 
geht  dasselbe  nicht  selten  über  den  richtig  gezogenen  Kreis  des  staatlichen 
Lebens  hinaus ;  inhaltlich  aber  giebt  es  in  der  Regel  kaum  etwas  mehr  als 
eine  Worterklärung  oder  eine  auf  das  äusserlichste  beschränkte  geschichtliche 
Nachweisung,  Nur  da,  wo  eine  Gelegenheit  ist,  Ansichten  der  demokratischen 
Parthei  auszusprechen,  wird  in  die  Sache  eingegangen,  aber  allerdings  mehr 
mit  Behauptungen  als  mit  umsichtigen  oder  gar  unpartheiischen  Gründen.  Zu 
den  staatswissenschaftlichen  Arbeiten  ist  das  Buch  somit  nicht  wphl  zu  rech- 
nen; dagegen  kann  ihm  das  Zeugniss,  für  den  practischen  Zweck  der  Be- 
stärkung und  Vorbereitung  der  demokratischen  Parthei  gut  berechnet  zu  sein, 
nicht  versagt  werden. 

Im  höchsten  Grade  unbedeutend  und  kaum  für  ganz  Ununterrichtete  von 
irgend  einem  Nutzen  ist  endlich  noch  Hoffmann's  politisches  Taschenwör- 
terbuch ■*).  Hier  ist  man  vöUig  an  den  Gränzen  dessen  angekommen,  was  noch 
Literatur  genannt  werden  mag;  und  wahrlich  nicht  in  dieser  Weise  ist  eine 
nicht  zu  Vieles  und  nicht  zu  Weniges  voraussetzende  und  leistende ,  leicht  zu- 
gängliche, für  das  erste  Bcdürfniss  einer  Belehrung  genügende  alphabetische 
Anordnung  des  staatlichen  Wissens  zu  erreichen. 


Welches  ist  denn  nun  aber  das  Ergebniss  dieser  ganzen  Aufzählung  un- 
seres Besitzes  an  Encyclopädieen  der  Staatswissenschaften  ? 

Ohne  Zweifel  hat  man  sich  fast  in  jedem  Zweige  der  Literatur  bei  einer 
Gesammtschau  mit  Mühe  und  selbst  mit  Abneigung  durchzuarbeiten  durch  gar 
Vieles  Unbedeutende  und  Misslungene.  Der  guten  Werke  sind  es  überall  nur 
wenige  ;  ganz  vollkommen  ist  kaum  irgendwo  eines;  man  muss  also  zufrieden 
sein,  wenn  die  Leistungen  nur  nicht  gar  zu  weit  zurück  geblieben  sind  hinter 
dem,  wus  eine  richtige  Erkenntniss  der  Aufgabe  und  eine  billige  Forderung  an 
menschliche  Kräfte  als  nöthig  und  möghch  erscheinen  lässt.  —  So  denn  auch 
hier.  Die  grosse  Mehrzahl  der  Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  und 
zwar  sowohl  der  systematischen  als  der  alphabetischen,  der  äusserlich  ordnen- 
gen und  der  organisch  darstellenden,  der  umfasenden  wie  der  kurzen,  ist 
höchstens  Mittelgut,  viele  sind  vollkommen  unbrauchbar.     Ein  nach  allen  Sei- 


1)  R.  Blum,    Volkslhümliches  Handbuch  der  Staalswissenschaften   und    (?)  Politik. 
Ein  Slaatslcxicon  für  das  Volk.    I.  H.     Lpz.  1848-51. 

2)  Hoffmann,    C.   F,    K. ,    Vollständiges    politisches    Taschenwörterbuch.       Lpz., 
1849,     16. 

U  ♦ 
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ten  hin  vollendetes  Meisterwerk  besteht  gar  nicht ,  d.  h.  ein  solches ,  welches 
das  Lehen  der  Menschen  im  Staate  in  seinem  ganzen  Umfange,  nur  in  diesem, 
mit  vollkommener  Kenntniss  aller  Zweige  des  einschlägigen  Wissens,  mit  be- 
herrschendem Ueberblicke  und  in  verständiger  Form  und  Sprache  darstellte. 
Und  selbst  der  nur  im  Wesentlichen  gentlgenden  Arbeiten  sind  nicht  viele. 

Aber  der  letzteren  sind  doch  wenigstens  einige  vorhanden ,  und  zwar  von 
verschiedener  Art  und  geeignet  zu  verschiedenem  Gebrauche.  Das  wunderliche, 
aber  stoff-  und  gedankenreiche  Werk  K.  S.  Zachariä's  ist  eine  reiche  Quelle 
der  Belehrung  und  des  Nachdenkens  ftlr  den  ausgebildeten  und  seines  ürthciles 
so  wie  seiner  formellen  Uebersicht  sicheren  Mann.  Hegel  hat  uns,  wenn  schon 
wohl  auf  falschem  Wege,  auf  einen  hohen  Punkt  geführt,  von  welchem  auf  die 
verschiedenen  Reiche  der  Staatswissenschaft  ein  geistiger  Ueberblick  möglich 
ist.  Es  ist  nnn  an  uns,  den  ganz  richtigen  Standpunkt  und  den  besten  Weg 
dahin  ausfindig  zu  machen.  Die  organische  Staatslehre  von  Ähren s  ver- 
spricht die  erste  sichere  Einsicht  in  die  Wechselverhältnisse  der  Gesellschaft 
und  des  Staates.  Brougham  ist  eine Fundgi-ube  gesunder  Ansichten  und  ken- 
nenswerther  Thatsachen.  In  dem  grossen  deutschen  Staatslexicon  findet 
sich  leicht  zugängliche,  reiche  Belehrung  tiber  Einzelnes.  Endlich  giebt  das 
englische  Werk  gleicher  Art  gründlich  und  ehrenhaft  Auskunft  über  Man- 
ches,  was  auf  dem  FestlandcL  eben  nicht  Viele  wissen  möchten. 

Noch  erfreulicher  aber  ist  wohl  der  Blick  in  die  Zukunft.  Im  gegen- 
wärtigen Augenblicke  ist  ein  Hauptwendepunct  in  den  Staatswissenschaften  ein- 
getreten. Wenn  nämlich  einer  Seits  die  richtige  Auffassung  von  den  mehreren 
möglichen  Staatszwecken  und  von  der  daraus  hervorgehenden  Grundverschie- 
denheit der  Staatsgattungen  mehr  und  mehr  Wurzel  fasst;  anderer  Seits  sich 
der  Begriff  der  Gesellschaft  als  einer  von  dem  Staate  verschiedenen  Lebens- 
sphäre erst  ganz  klar  entwickelt  hat ,  in  Folge  dessen  aber  die  Gesellschafts- 
wissenschaften ausgeschieden  und  ausgebildet  sein  werden;  wenn  durch  beide 
Verbesserungen  Vieles  bis  jetzt  Unklare  und  Unlösbare  in  der  Stellung  und 
in  der  Aufgabe  des  Staates  sich  von  selbst  aufhellt  und  ordnet,  (und  diess 
Alles  wird  und  muss  kommen):  dann  ist  es  auch  Zeit,  die  Encyklopädie  der 
Staatswissenschaften  wieder  vorzunehmen  und  die  neuen ,  negativen  und  positi- 
ven, Errungenschaften  einzutragen.  Dann  werden  wir  hoffentlich  auch  endlich 
die  beiden  Werke  erhalten,  welche  uns  bis  jetzt  noch  in  billiger  Vollendung 
fehlen.  Erstens,  eine  kurze,  für  den  Anfänger  brauchbare,  klare  und  stofflich 
richtige  Uebersicht  über  das  Gesammtgebiet  des  Staates  und  der  dasselbe  be- 
arbeitenden Wissenschaften.  Zweitens  aber ,  ein  ausführliches  Werk  für  den 
ausgebildeten  Staatsmann,  welches  den  organischen  Zusammenhang  aller  Theile, 
die  Manchfachheit  der  bei  jeder  staatlichen  Handlung  und  Einrichtung  mög- 
licher Standpunkte,  endlich  die  gegenseitige  Ejjiwirkung  der  berechtigten  mensch- 
lichen Zwecke  und  Kräfte  entwickelt.  Der  Ruhm ,  welcher  für  die  Lösung  der 
einen  nnd 'der  andern  Aufgabe  zu  gewinnen  steht,  wird  kein  geringer  sein. 
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Die  zünftige  Wissenschaft  pflegt  sich  wenig  zu  kümmern  um  die  zahl- 
reichen Versuche,  eine  Lehre  im  Gewände  der  Erzählung  darzustellen.  Kaum, 
dass  man  in  einer  Uebersicht  über  den  vorhandenen  Schriftenvorrath  solche 
Bücher  gelegentlich  aufführt;  mit  ilirem  Inhalte  bereichert  sich  aber  weder  das 
Dogma,  noch  lebt  die  Kritik  davon. 

So  denn  auch  in  der  Staatswissenschaft.  Es  giebt  eine  ziemliche  Reihe 
von  Schriften,  welclie  es  unternehmen,  die  Frage,  wie  ein  Staat  am  gerechte- 
sten und  zweckmässigsten  einzurichten,  die  Gesellschaft  auf  zuträgliche  "Weise 
zu  ordnen  sei,  durch  die  Schilderung  eines  erdichteten  Ideales  zu  beantworten. 
Allein,  mit  einziger  Ausnahme  der  Utopia  des  Kanzlers  Monis  ist  von  diesen 
Büchern  in  der  Regel  selten  die  Rede.  Und  wenn  sie  je  genannt  werden,  so 
geschieht  es  ohne  tieferes  Eingehen  in  ihren  Zweck  und  Inhalt,  und  häufig  so, 
dass  sich  eine  gänzliche  Unbekanntschaft  selbst  mit  ihrem  Aeussern  daraus  ab- 
nehmen lässt  *). 


1)  Selbst  in  solchen  Schriften,  welche  eine  unmittelbare  Aufgabe  zu  eingehender 
Würdigung  der  dichterischen  Staats-Ideale  hatten,  findet  sich  Oberflächhchkeit  und 
Mangel  an  Verständniss.  So  enthalten  die  wenigen  Blätter,  welche  Reybaud, 
fitudes  sur  les  rcformateurs,  den  „socialen  Ulopieen"  und  (im  Anhange  zum  zwei- 
ten Bande)  Harrington's  Oceana  widmet,  ^^^  ciß  oben  hinfahrendes,  verwirrtes 
Gerede  und  ein  Gemenge  nijt  ganz  Verschiedenartigem.  Und  wenn  von  Sudre, 
Hisloire  du  Communisme,  so  wie  in  dem  vierten  Bande  der  Scritti  inedili  von 
Romagnosi  und  im  Socialisme  dcpuis  l'anliqulte  von  Thonissen  Morus, 
Campanella  und  Morelly  etwas  sorgfälliger  behandelt  werden,  so  ist  dage- 
gen von  allen  übrigen  Schrinstellern  dieser  Art  keine  Rede.  Auch  Dunlop, 
Hislory  of  fiction,  Bd.  IH,  S.  132  fg.  erörtert  den  Gegenstand  nur  ungenügend  und 
ohne  eigenthches  Verständniss.  Ganz  verkehrt  ist  es  aber  gar ,  wenn  St.  John 
in  der  Einleitung  zu  seiner  Ucbersetzung  der  Utopia  und  Neuen  Atlantis  (Lond., 
1850)  das  Wesen  und  den  Werth  der  dichterischen  Slaalsgebilde  in  der  geschick- 
ten Zusammenstellung  wirklicher  irgendwo  in  der  Welt  schon  \o  gekommener 
Einrichtungen  findet,  und  ihre  Verfasser  mit  Landschaftsmalern  vergleicht,  welche 
aus  lauter  einzelnen  Wirklichkeiten  schönere  Bilder  zusammensetzen.  Am  besten 
ist  noch  G.  C.  Lewis,   Treaüse  on  the  methods  of  observaüon  and  reasoning  in 
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Diess  ist  sicherlich  nicht  zu  billigen. 

Schon  im  Allgemeinen  ist  es  nicht  vernünftig,  einen  Gedanken  desshalb 
unbeachtet  zu  lassen,  weil  er  nicht  schulgerecht  entwickelt  und  bewiesen,  son- 
dern in  einem  Bilde  verkörpert  ist.  Wo  liegt  denn  das  üebel,  wenn  eine 
gefällige  Dichtung  einige  Lehren  mit  Fleisch  und  Blut  bekleidet,  damit  man 
deutlicher  sehe  und  gleichsam  mit  erlebe,  was  sie  beabsichtigen  und  bewirken? 
Nattirlich  muss  bei  der  AnwenduDg  auf  das  wirkliche  Leben  mit  grosser  Um- 
sicht und  richtigem  ürtheile  verfahren  werden.  Allein  dieselbe  Schwierigkeit 
ist  bei  allen  ideellen  Vorbildern,  mögen  sie  nun  streng  dogmatisch  gehalten 
oder  in  das  Gewand  einer  Dichtung  gehüllt  sein  *). 

Dann  aber  sind  gerade  bei  Staatsromanen  noch  besondere  Gründe  der 
Beachtung.  —  Einmal  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  dieselben  wesent- 
lich oppositionell  und  reformatorisch  sind.  Wenn  nämlich  ein  staatlich-dich- 
terisches Bild  Bedeutung  haben  soll ,  so  muss  es  die  Entfernung  der  Wirklich- 
keit von  einem  Ideale  anschauUch  hervortreten  lassen.  Diess  mag  nun  aller- 
dings auf  verschiedene  Weise  geschehen.  Entweder  können  nämlich  bestehende 
Einrichtungen  der  ihnen  in  der  Wirklichkeit  anklebenden  Mängel  entkleidet  und 
in  tadelloser  Vortrefflichkeit  dargestellt,  durch  den  Contrast  also  die  Lücken 
und  Fehler,  wie  sie  erfahrungsgemäss.sind,  hervorgehoben  werden.  Oder  aber 
mag,  und  wohl  mit  noch  mehr  Erfolg,  der  Dichter  au  der  Stelle  der  bestehen- 
den mangelhaften  Zustände  ganz  anderartige  Einrichtungen  und  deren  Wir- 
kungen als  irgendwo  bestehend  schildcru.  Wie  aber  immer  der  Gedanke  aus- 
geführt ist,  immer  sind  solche  Verbesserungsplane  einer  Prüfung  werth.  Füh- 
ren sie  nämlich  auch  keineswegs  unmittelbar  zu  Aenderungen  (zum  Theile 
sind  sie  ja  ganz  verwerflich  und  widersinnig),  so  dieneu  sie  doch  dazu,  das 
bestehende  Leben  scharf  begreifen  und  beurtheilen  zu  lernen.  —  Sodann  ist 
zu  bedenken,  dass  die  politischen  Eomane  sich  in  der  Regel  nicht  blos  auf 
dem  staatlichen  Gebiete  halten,  d.  h.  nur  ändere  Gestaltungen  der  Staats- 
maschine vorschlagen,  sondern  dass  sie  sich  vielmehr  vorzugsweise  mit  gesell- 


polilics  (Lond.,  1852),  wo  bei  der  Besprechung^  des  Werlhes  von  idealen  Vor- 
bildern für  die  practiscbc  Staalskunst  (Bd  II,  S.  236  fg.)  ein  bedeutender  Thcil 
der  ätaatsromanc  an^^erülut  und  zum  Theile  gewürdigt  wird.  Die  Gleichheit  des 
Gegenstandes  erzeugt  zwischen  einigen  Abschnitten  der  gegenwärtigen  Abhand- 
lung and  der  Darstellung  von  Lc\vis  eine  ziemliche  Aebnhchkcit.  Die  Selbst- 
ständigkeit meiner  Anschauung  ergicbt  sich  übrigens  schon  daraus,  dass  meine  erste 
Arbeit  über  die  Staatsromanc,  die  Grundlage  der  gegenwärtigen ,  bereits  im  Jahr- 
gang 1845  der  Tab.  Zeitschr.  f.  d  Staatsw.  abgedruckt  ist.  Und  auch  die  hier 
vorliegende  Bearbeitung  war  vollendet,  als  Lcwis's  Werk  erschien.  Ich  verdanke 
ihm  nur,  aur  einige  untergeordnete  Zusätze  aufmerksam  gemacht  worden  zu  sein. 
1)  Ueber  das  Verhäitniss  von  Vorbild  und  Wirklichkeit  in  der  Staatskunst  sind  äus- 
serst verständige,  wenn  schon  etwas  breite,  Regeln  bei  Lewis,  a.  a.  0.,  Bd.  II, 
8.  203  fg. 
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schaftlichen  Veränderungen  beschäftigen.  Solche  sind  theils  ein  dankbarerer 
dichterischer  Stoff,  als  ein  Organisations-Edikt;  theils  werden  Menschen  von 
vorherrschender  Einbildungskraft,  wenn  sie  sich  einmal  mit  Verbesserungen  der 
menschlichen  UnvoUkommenheiten  beschäftigen,  natui'gemäss  gar  leicht  auch 
zur  Heilung  der  gesellschaftlichen  Gebrechen  geführt,  deren  sie  so  viele  zu 
sehen  glauben. 

Namentlich  dieser  letztere  Grund  ist  es,  welcher  den  Staatsromanen  eben 
jetzt  eine  besondere  Bedeutung  giebt.  In  einer  grossen  Zahl  derselben  sind 
ganz  andere  Grundlagen  und  Gestaltungen  des  Eigenthums,  der  Ehe  und  Fa- 
milie, der  Erziehung  u.  s.  w.  geschildert,  als  die  wir  in  unserer  jetzigen  Ge- 
sellschaft sehen  und  üben.  Nun  aber  ist  gerade  die  Gegenwart  von  ähnlichem 
Gedanken  durchdrungen  und  bewegt.  Und  zwar  sind  es  nicht  blos  besonders 
weiche  Gemüther  oder  übermässig  aufregbare  Phantasieen ,  welche  durch  ihren 
Schmerz  über  das  vielfache  menschliche  Elend  so  weit  getrieben  werden;  noch 
auch  blos  rohe  Communisten,  welche  im  Neide  und  Hasse  einer  ungünstigeren 
Lebensstellung  alles  Höhere  zu  sich  herabzureissen  trachten:  sondern  es  ist 
sehr  allgemein  das  dunkle  Gefühl  verbreitet,  dass  „etwas  verfault  sei  in  Dä- 
nemark" ;  dass  die  Grundlagen  unserer  jetzigen  Gesittigung  und  Gesellschaft 
neben  dem  Guten  und  Schönen  auch  unendhches  Elend  tragen,  wo  nicht  gar 
selbst  erzeugen ;  dass  also  eine  Hülfe  durch  irgend  eine  durchgreifende  Neue- 
rung nothwendig  sei.  Die  Wenigsten  allerdings  lassen  sich  durch  dieses  un- 
behaghche  Gefühl  und  durch  die  Furcht  vor  einer  schwarzen  Zukunft  bis  zur 
Billigung  der  verschiedenen  socialistischen  Systeme  führen.  Allein  kein  Den- 
kender kann  sich  dem  Grübeln  über  so  manche  ungelöste  Aufgabe,  dem  Nach- 
denken über  die  Abstellung  grosser  und  immer  mehr  drohender  Uebelstände 
entziehen;  keiner  dem  Zweifel,  ob  die  jetzige  Ordnung  der  Dinge  die  allein 
mögliche,  ob  sie  wenigstens  die  richtigste  sei?  In  einer  solchen  Zeit  ist  es 
denn  in  der  That  von  Wichtigkeit,  zu  wissen,  was  über  diese  grossen,  noch 
unbeantworteten  Fragen  Andere  schon  fi-üher  gedacht  und  gesagt  haben.  Das 
entmuthigende  Gefühl  der,  bis  jetzt  wenigstens  entschieden  vorhandenen,  Un- 
fähigkeit zu  wirklich  ausführbaren  und  gründlich  helfenden  Vorschlägen  muss 
jeden  Falles  das  Bedürfniss  einer  Ratheinholung  erwecken.  Dass  die  in  Frage 
stehenden  Schriften  zum  grossen  Theile  schon  aus  früherer  Zeit  sind,  kann 
kein  Grund  der  Nichtbeachtung  sein.  Die  Gesellschaft  beruht  auf  den  Kräften 
und  Bedürfnissen  der  Menscheunatur;  diese  aber  werden  nur  zum  Theile  durch 
die  Bildungsstufe  eines  Volkes  geändert,  und  viele  Interessen  bleiben  zu  allen 
Zeiten  dieselben.  Die  Lösung  einer  gesellschaftlichen  Frage  veraltet  also  nicht 
leicht.  Sodann  trägt  es  sich  nicht  selten  zu,  dass  ein  Gedanke,  welcher  lange 
keinerlei  Anklang  und  Verbreitung  fand,  mit  einemmale  in  seiner  Bedeutung 
erkannt  wird,  weil  er  jetzt  erst  in  die  Richtung  der  Bestrebungen  und  Bedürf- 
nisse fällt.  Noch  weniger  darf  natüriich  der  allerdings  häufig  sehr  geringe 
poetische  Werth  der  Erfindung  und  Einkleidung  von  einer  Beachtung  abhalten. 
Mag  die  Aesthetik  nach  Belieben  über  diese  Seite  der  Staatsromane  ihr  hoch- 
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nothpeinliches  Halsgcricht  halten;    politisch  kann  der  Werth  .ein   ganz  an- 
derer sein. 

So  erscheint  denn  wohl  der  Versuch,  die  Literatur  der  Staats- 
Rom  an  e  in  einer  Literärgeschichte  der  Staatswissenschaften  möglichst  voll- 
Btändig  *)  zu  behandeln,  und  von  jeder  Schrift  die  Richtung,  den  wesentlich- 
sten Inhalt  und  den  Werth  der  Ausführung  kurz  zu  bezeichnen,  als  ein  be- 
rechtigter. Hinsichtlich  der  Ausführung  aber  genügt  eine  doppelte  Vorbemer- 
kung. —  Einmal,  dass  nicht  blos  die  Darstellungen  völlig  ersonnener,  in  der  Wirk- 
lichkeit gar  nicht  vorhandener  Einrichtungen,  sondern  auch  diejenigen  dichteri- 
schen Gebilde  aufgenommen  sind,  welche  nur  eine  Ideahsirung  bestehender 
staatlicher  und  gesellschaftlicher  Zustände,  z.  B.  die  Lebensgeschichte  eines 
erdichteten  Musterkönigs  unternehmen.  Mögen  letztere  auch  weniger  die  Neu- 
gierde reizen,  und  kann  zu  ihrer  Schaffung  ein  geringeres  Maass  von  Einbil- 
dungskraft und  Gedankeneigenthümlichkeit  hinreichen :  so  haben  doch  auch  sie 
die  bezeichnende  und  belehrende  oppositionelle  Richtung  und  veranlassen  zur 
Prtlfung  der  Wirklichkeit.  Nur  erschien  es  zuträglich  für  die  Gewinnung  einer 
klaren  Uebersicht  und  zur  Ermöglichung  eines  Nachweises  über  den  Zusam- 
menhang der  verschiedenen  Werke  unter  sich,  die  beiden  Gattungen  von  Staats- 
romanen gesondert  zu  betrachten.  —  Zweitens  war  es  unzweifelhaft  zur  Ein- 
haltung einer  richtigen  Grenze  nüthig ,  darauf  zu  sehen,  dass  nur  solche  Dich- 
tungen als  Staatsromane  aufgeführt  wurden,  welche  die  Schilderung  eines  idea- 
len Gesellschafts-  oder  Staatsiebons  zum  Gegenstande  haben,  sei  es  nun,  dass 
sie  die  Form  einer  Reisebeschreibung,  einer  statistischen  Schilderung  oder 
einer  Lebensgeschichte  tragen.  Es  bleiben  somit  einer  Seits  alle  Schriften 
ausgeschlossen,  welche  die  staatliche  und  gesellschaftliche  Einrichtung  dogma- 
tisch behandeln;  anderer  Seits  Dichtwerke,   welche  zwar  Staatsbegebenheiten 


1)  Für  absolute  Vollständigkeit  vermag  ich  freilich  nicht  einzustehen.  Tticils  ist  es 
möglich,  dass  mir  das  eine  oder  das  andere  Buch  ganz  entgangen  ist;  thcils  aber 
hat  es  mir  nicht  gelingen  wollen,  einige  Schriflen  zu  Gesichte  zu  bekommen, 
welche  ich  als  einschlagig  angerührt  finde.  Diese  sind:  Doni,  L  mundi  cclesti, 
terrcslri  c  infernali  dcgli  academici  Pellegrini,  1552—53  In  2  Bänden  Quart,  und 
ib'iS  in  Lyon  in  französischer  Uebersctzung  erschienen;  und  die  .,Rf publique  des 
Cessaris",  welche  in  der  MiUc  des  verflossenen  Jahrhunderts  in  London  erschie- 
nen fein  soll.  Sehr  mit  Vorbedacht  habe  ich  dagegen  eine  Reihe  von  Schriften, 
welche  man  häufig  unter  den  Staatsromanen  aufführt,  übergangen,  weil  ich  mich 
bei  eigener  Einsicht  derselben  überzeugte ,  dass  sie  unter  diesen  Begriff  lediglich 
nicht  fallen.  Diess  ist  namentlich  der  Fall  bei  Soriman's  Reisen  des  Heinrich 
Wcnton  nach  Australien,  Barclay 's  Argenis,  Bodin's  Büchern  vom  Staate, 
Gualdi's  Republica  di  Lesbo,  Hall's  anderer  Welt,  der  Insel  Felsenburg, 
Mandeviilc's  Bienenfabel,  Lawrence 's  Empire  des  NaTrs ,  Sultan  Peter  der 
Unaussprechliche,  La  Röpubliquc  universelle  und  Mayern's  Dia-Na-Sore.  Wie 
man  aber  gar  Hcinse's  Ardinghcllo  je  hat  zu  dieser  Scbriflengaltaog  rechnen 
können,  ist  ganz  unbegreiflich. 
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erzählen,  allein  in  irgend  einer  andern  Absicht,  als  der,  ein  politisches  Ideal 
zu  schaifen.  Epische  oder  dramatische  Darstellungen  geschichtlicher  Vorfälle 
und  merkwtlrdiger  Charactere  mögen  von  grossem  künstlerischen  und  psycho- 
logischen Werthe  sein,  allein  ftlr  die  Staatswissenschaft  haben  sie  keine  Be- 
deutung. 

I. 

Die  Schilderungen  frei  geschaffener  staatlicher  und 
gesellschaftlicher   Zustände. 

Wo  von  Staatsromanen  die  Rede  ist,  wird  gewöhnlich  mit  den  Schriften 
Platon's  begonnen.    Diess  ist  aber  nur  sehr  bedingungsweise  richtig. 

Vor  Allem  ist  es  zur  Gewinnung  des  ersten  Anknüpfungspunktes  noth- 
wendig,  sogar  noch  weiter,  nämlich  bis  zu  Sokrates  ')  zurückzugehen.  Wenn 
auch  unsern  Alterthumskennem  diese  Auffassung  bis  jetzt  fremd  ist,  und  es  ge- 
wagt für  einen  Laien  in  diesem  Fache  erscheinen  mag,  eine  eigene  Ansicht 
aufzustellen :  so  kann  doch  einem  aufmerksamen  Beobachter  die  Thatsache 
nicht  entgehen,  dass  ungetähr  gleichzeitig  zwei  Schüler  von  Sokrates,  Piaton 
und  Xenophon,  sich  mit  Staatsidealen  beschäftigt  haben.  Dass  diess  nun 
aber  nicht  blos  ein  Zufall  ist,  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Erscheinung  auf 
einen  triftigen  Grund  zurückgeführt  werden  kann,  also  sich  als  logisch  nolh- 
,  wendig  darstellt.  Der  Geist  der  sokratischen  Philosophie  war  ein  wesentlich 
kritischer,  der  Zweck  derselben  die  Herbeiführung  einer  wissenden  Sittlich- 
keit ').     Ein  solcher  musste  auch  die  Berechtigung  der  staatlichen  und  gesell- 


1)  Allerdings  führl  Aristoteles,  Polit.,  II,  8,  einen  noch  altern  Philosophen,  Hippo- 
damus  von  Milet,  einen  Zeitgenossen  von  Pcricles,  als  denjenigen  an,  •welcher 
sich  zuerst  mit  der  Entwerfung  eines  Slaatsideals  beschäftigt  habe.  Allein  theils 
ist  nicht  einmal  sicher,  ob  er  seine  Gedanken  auch  nur  niederschrieb;  Iheils  ge- 
hört sein  Erzeugniss  jeden  Falles  nach  Allem,  was  Aristoteles  davon  sagt,  weder 
zu  der  Gattung  der  Slaalsromane,  noch  auch  nur  zu  den  eigentlichen  Spekula- 
tionen über  Staat  und  Gesellschaft.  Hippodamus  war  Baumeister  und  halte  aus- 
gezeichneten Sinn  für  Symmetrie;  wie  er  denn  zuerst  regelrechte  Stadtpläne  ent- 
warf. Diese  Anschauung  trug  er  dann,  scheint  es,  auch  auf  die  Staatseinrichtungen 
über,  indem  er  ebenfalls  einen  systematischen  und  symmetrischen  Plan  zu  einer 
Verfassung  entwarf:  Zehntausend  Bürger,  eingetheilt  in  drei  Stände;  das  Land 
vertheih  in  drei  Gattungen  von  Besitzern ;  drei  Arten  von  Gesetzen;  Ein  oberster 
Rath  u.  s.  w.  Aristoteles  würdigt  den  Plan  einer  ausführlichen  Beurthcilung,  auf 
welche  er  kaum  einen  Anspruch  halle.  Derselbe  erinnert  lebhaft  an  die  unzäh- 
ligen in  unserer  Zeit  aufgestellten  Verfassungs-Vorschläge,  welche  freilich  nicht 
in  die  Wirklichkeit  traten,  desshalb  aber  doch  nichts  weniger  als  Slaalsromane 
waren.  Man  vergleiche  J.  A.  St.  John's  Einleitung  in  die  üebersetzung  der 
lllopia  (Lond.,  1850)  S.  XXXI  fg. 

2)  Vergl.  Brandis,  Handbuch  der  Geschichte  der  griechisch-römischen  Philosophie, 
Bd.  II,   Abthl.  1,   S.  65  fg. 
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schaftlichen  Zustände  der  Wirklichkeit  einer  Prüfung  unterwerfen.  Diese  Prü- 
fung konnte  aber  nicht  umhin,  in  den  hellenischen  Staaten,  namentlich  in  der 
athenischen  Demokratie,  viel  tadelns-  und  ändemswerthes  zu  finden;  und  es 
ist  auch  nach  Allem,  was  wir  von  der  sokratischen  Lehre  wissen,  höchst 
wahrscheinlich,  dass  sie  —  unbeschadet  des  praktischen  Gehorsams  des  Stif- 
ters gegen  die  bestehenden  Gesetze  —  in  der  That  staatliche  Verbesserungs- 
wünsche aussprach.  Es  mag  nun  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Schüler  es 
nicht  gerathen  fanden,  mit  unmittelbarem  Tadel  und  Aenderungsvorschlägen 
vorzutreten;  oder  ob  die  künstlerische  hellenische  Natur  eine  grössere  Befrie- 
digung in  der  Aufstellung  ideeller  Gebilde,  und  somit  in  nur  mittelbarer  Kri- 
tik, fand.  Genug,  die  zwei  grössten  dieser  Schüler,  so  verschieden  sie  auch 
sonst  von  einander  waren,  und  so  gewiss  kein  Zusammenhang  unter  ihnen  be- 
stand, stellten  Staatsideale  auf.  Allerdings  jeder  in  seiner  Art  und  nach  seiner 
Lebensanschauung.  Piaton  versprach  sich  Besserung  der  Wirklichkeit  von 
einer  Geistesaristokratie,  Xenophon  vom  Ideale  eines  Monarchen.  Aber  auf 
sokratischer  freier  Untersuchung  des  Bestehenden  ruhten  Beide ;  und  es  ist  so- 
mit theils  ungeschichtlich,  nur  bis  Piaton  zurückzugehen  bei  der  Geschichte  des 
Staatsidealismus,  theils  ist  es  ungerecht,  nicht  auch  Xenophon's  Erwälmung 
zu  thun.  Letzteres  aber  ist  doppelt  so  in  einer  Geschichte  der  Staatsromane, 
da  gerade  Xenophon  in  seiner  Cyropädie  ein  Werk  dieser  Art  (wenn  auch  nur 
in  der  Form  einer  idealisirten  Wirklichkeit)  geliefert  hat,  während  die  Schrif- 
ten Platon's  gar  nicht  in  diese  Klasse  gehören. 

Diess  führt  aber  zu  der  zweiten  Einwendung  gegen  die  Anknüpfung  der 
Staatsromane  an  Piaton,  in  der  Art,  wie  sie  gewöhnlich  geschieht.  Es  ist 
nicht  richtig,  Piaton  als  den  Verfasser  des  ersten  Staatsromanes  darzustellen. 
Er  giebt  allerdings  in  zweien  seiner  Werke  dogmatische  Kegeln  für  ideelle 
Staatszustände,  aber  kein  dichterisches  Bild.  In  den  zehn  Büchern  vom 
•Staate  ist  auch  nicht  entfernt  von  der  Schilderung  eines  bestimmten  erson- 
neuen  Staates  die  Rede;  sondern  der  grosse  Weltweise  setzt  einfach  auseinan- 
der, welcherlei  gesellige  und  staatliche  Einrichtungen  ihm  als  die  vorzüglich- 
sten erscheinen.  In  den  Gesetzen  aber  wird  zwar  der  in  allen  Einzelheiten 
ausgearbeitete  Plan  einer  Verfassung  und  Verwaltung  für  eine  nicht  vorhan- 
dene Kolonie  der  Kreter  in  Vorschlag  gebracht:  allein  auch  hier  ist  keine 
dichterische  Schilderung  eines  Zustandes,  sondern  Lehre  und  Vorschrift  '). 

Dennoch  muss  auch  die  gegenwärtige  Darstellung  der  Staatsromane  auf 
Piaton  Rücksicht  nehmen;  und  zwar  gerade  bei  der  Abtheilung,  welche  die 
Schilderung  ganz  imaginärer  staatlicher  und  gesellscliaftlicher  Zustände  umfasst, 
während  Xenophon  unten  an  die  Spitze  der  Schöpfer  idealisirter  Wirklichkeiten 
zu  stellen  ist.    Aber  jene  Anknüpfung  ist  nur  eine  stoffliche.     Hat  nämlich 


1)  N&here  Angaben  über  die  Ausgaben ,  Ucbcreelzungcn  und  Bearbeitungen  der  pla- 
tooüchen  SchriAcn  t.  anlen,  in  Abs.  IV. 
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auch  Platon  keinen  Staatsroman  verfasst,  so  hat  doch  der  Reichthum  der  in 
seinen  dogmatischen  Schriften  enthaltenen  Gedanken  oft  und  unverhüllt  den 
späteren  Staatsdichtern  aushelfen  müssen ;  so  dass  die  zum  Tlieile  ganz  aus- 
schweifenden platonischen  Ansichten  von  Familie,  Ehe  und  Eigenthuni  in  der 
Eegel,  wenn  schon  etwas  abgesüsst,  der  Kern  der  gesellschaftlichen  Phantasie- 
Gebilde  bis  auf  diesen  Tag  sind.  Es  ist  völlig  unmöglich,  den  eigenen  schö- 
pferischen Werth  der  späteren  Staatsromane  zu  beurtheilen,  ohne  ein  deut- 
liches Bewusstsein  jener  Ideen. 

Bekanntlich  muss  denn  nun  aber  unterschieden  werden  zwischen  dem 
Staatsmuster,  welches  Platon  in  dem  Staate  aufstellt,  und  dem,  welches  die 
Gesetze  geben.  Das  hohe  Ideal,  welches  in  dem  erstgenannten  Werke  aufstellt 
ist,  wird  in  der  späteren  umfassenden  Darstellung  als  unerreichbar  erkannt  und 
mit  einem  niederer  stehenden  vertauscht  *).  Man  hat  sich  viele  Mühe  gege- 
ben, die  beiden  Ansichten  unter  sich  und  mit  der  Gesammtlehre  von  Platon 
in  Einklang  zu  bringen.  Diess  ist  für  gegenwärtigen  Zweck  überflüssig.  Hier 
genügt,  dass  beiderlei  Ideen  als  platonische  gegolten  und  auf  die  spätere  Li- 
teratur gewirkt  haben.  Und  eben  desshalb  ist  auch  der  Streit**),  ob  die  Ge- 
setze von  Platon  selbst  oder  von  einem  seiner  unmittelbaren  Schüler  alsbald 
nach  seinem  Tode  verfasst  seien,  völlig  müssig.  Selbst  wenn  sie  unächt  wä- 
ren, (was  kaum  glaublich  ist,)  haben  sie  doch,  für  acht  angesehen ,.  gerade 
denselben  Einfluss  gehabt.  —  Beide  sind  daher  gleichmässig ,  aber  geschieden, 
in  Erinnerung  zu  bringen. 

In  dem  Staate  führt  Platon  den  Gedanken  durch,  dass  er  ein  Gegen- 
bild der  sittlichen  Vollkommenheit  der  Einzehien  sein  müsse.  Wie  denn  nun 
aber  diese  Vollkommenheit  in  vollendeter  Harmonie  aller  Theile  und  Eigen- 
schaften bestehe,  so  also  auch  das  Ideal  des  Staates  in  durchgängiger  Einheit, 
mit  einem  Worte  in  der  Abwesenheit  aller  Selbstsucht.  Demgemäss  muss  der 
Zweck,  der  Wille  und  das  Glück  des  Einzelnen  imbedingt  dem  Zwecke,  dem 
Willen  und  dem  Glücke  der  Gesammtheit  untergeordnet  werden.  Jeder  darf 
nur  das  gemeinschaftliche  Gute  im  Auge  haben.  Um  aber  diesen  Gemeinsinn 
zur  Herrschaft  zu  15ringen,  schlägt  er  hauptsächlich  drei  Einrichtungen 
vor.  Zunächst  soll  die  Regierung  den  Philosophen  gehören.  Zweitens  werden 
die  bürgerlichen  Stellungen  und  Dienste  nur  den  dazu  Geeigneten  übertragen. 
Zu  dem  Ende  wird  unterschieden  zwisehen  den  Vollbürgem  (Wählern)  und 
den  niederen  Ständen  der  Handwerker  und  Landleute;  die  ersteren  werden 
durch  passende  Erziehung  taughch  gemacht,  und  zwar  nicht  blos  die  Männer, 
sondern  auch  die,  von  Natur  eben  so  fähigen,  Weiber.  Drittens  ist  Gemein- 
schaft  der  Weiber,   Kinder  und  Güter  empfohlen,   so  dass  „Jedem  nur  sein 


1)  Nach  einer  Aeusserung  Platon's  selbst  (Leg.,  Lib.  5)  hatte  er  im  Sinne  noch  ein 
drittes,  der  Wirklichkeit  abermals  näher  gerücktes  Staatsgebäude  zu  entwerfen,  wel- 
ches denn  aber  nicht  mehr  zu  Stande  gekommen  ist. 

2)  S.  hierüber  Zeller,  E. ,  Platonische  Studien,    Tüb.,  1839. 
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Körper  ausschliesslicli  gehört."  Hiermit  sei  die  Veranlassung  zu  Streitigkeiten 
und  Processen  beseitigt,  die  Sorge  für  Kinderversorgung,  die  Niederträchtigkeit 
gegen  Reiche.  Nebenbei  ^Ycrden  noch  bestimmte  Altersgrenzen  gesetzt,  inner- 
halb deren  allein  Kindererzeugung  stattfinden  darf;  unerlaubt  erzeugte  oder 
missgeborene  Kinder  werden  beseitigt.  Von  mijiderer  Wichtigkeit  sind  die 
Vorschläge  hinsichtlich  der  Kriegfühning  u.  dgl.  In  Einzelnheilen  über  Ver- 
fassung und  Verwaltung  geht  Piaton  in  diesem  Werke  nicht  ein,  sich  mehr 
einer  künstlerischen  Darstellung  mid  philosophischen  Eutwicklung  allgemeiner 
Grundsätze  und  Grundbegriffe  üherlassend,  und  die  Fragen  nach  der  Ausfüh- 
rung, etwas  wohlfeil,  damit  beseitigend,  dass  sich  diese  Alles  schon  finden 
werde,  wenn  nur  ei-st  die  Philosophen  herrschen. 

Anders  ist  die  Behandlung  in  den  Gesetzen.  Hier  wird  der  Grundge- 
danke bis  in  die  feinsten  Einzcluheiten  verfolgt  und  ein  ganzes  System  von 
Verfassungs-  und  Verwaltungs  -  Verordnungen  gegeben.  Aber  dieser  Grundge- 
danke selbst  ist  ein  wesentlich  verschiedener. 

Vollkommenste  Gemeinschaft  von  Weibcni,  Kindern,  Gut  und  Habe  ist 
zwar  auch  hier  als  Ideal  gesetzt;  aber  als  ein  unerreichbares.  Es  sei  dieser 
Zustand  nur  für  Götter  und  Göttersöhne.  Der  zweitbeste,  für  Menschen  allein 
mögliche,  Staat  muss  sich  mit  dem  Grundsatze  der  Gleichheit  innerhalb  einer 
festbestimmten  Ordnung  begnügen. 

Demnach  ist  vor  Allem  die  Zahl  der  Bürger  genau  bestimmt  (auf  5040). 
£bcnso  gross  ist  die  Zahl  der  Häuser  und  der  Grundbesitzer,  welche  nach 
Grösse  und  Güte  verschieden,  dem  Werthe  nach  aber  gleich  sind.  Ein  solches 
Familiengut  ist  untheilbar  und  unveräusserlich;  die  jüngeren  Söhne  werden, 
freiwilhg  oder  von  Staatswegen,  in  kinderlosen  Familien  untergebracht,  müssen 
im  schlimmsten  Falle  auswandern.  Die  Töchter  erhalten  keine  Mitgift,  ausser 
wenn  sie  als  einzige  Kinder  die  Landstelle  erben;  dant  aber  sind  sie  wo  mög- 
lich an  einen  Verwandten  zu  verheirathen.  üeber  Testamente  sind  ausführliche 
Bestimmungen  getroffen,  berechnet  auf  Erhaltung  der  Landstelle  in  der  Fami- 
lie. Gänzlich  ausgestorbene  Famiüen  werden  durch  Einwanderungen  ergänzt. 
Damit  aber  die  Vermögensgleichheit  nicht  durch  bewegliche  Habe  umgangen 
werde,  ist  einmal  bestimmt,  dass  Keiner  weniger  als  seine  Landstelle  besitzen 
dürfe,  und  Keiner  mehr,  als  den  vierfachen  Verth  derselben;  zweitens  aber 
ist  die  Erwerbung  beweglichen  Vermögens  sehr  erschwert.  Kein  Bürger  darf 
von  Gewerben  oder  A'ithhandel  Nutzen  ziehen;  Kapitalverborgungen  sind  zwar 
nicht  verboten ,  allein  die  llückzahluug  ist  in  den  freien  Willen  des  Schiüdners 
gestellt;  Niemand  darf  anderes  Geld  besitzen ^  als  eine  Landesmünze,  und  nur 
der  Staat  hat  einen  Geldvorrath  für  Kriege  und  zu  Reisen  der  Bürger,  welchen 
er  daraus  Vorschüsse  macht.  Da  denn  doch  aber  durch  die  unvermeidliche 
Verschiedenheit  des  beweglichen  Besitzes  einige  Ungleichheit  entsteht,  so  sind 
vier  Schatzungs-Kkissen  eingerichtet,  deren  einer  jeder  Bürger  zugethcilt  wird, 
und  welche  in  verschiedenem  Maassc  an  der  Staatsregicrung  Theil  nehmen. 
Bettler  werden  nicht  geduldet,  sondern  Landes  verwiesen. 
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Viele  Sorgfalt  wird  angewendet,  um  den  Bürger  tüchtig,  volkseigenthüm- 
lich  und  ehrenhaft  zu  machen.  —  Hieher  gehören  schon  die  Bestimmungen 
über  die  Ehen.  Männer  dürfen  nur  zwischen  dem  25sten  und  35sten  Jahre 
heirathen,  Frauen  zwischen  dem  18ten  und  20sten;  zur  Unehre  aber  gereicht 
eine  Verschiebung  über  diese  Zeit.  Eine  unfruchtbare  Ehe  wird  nach  zehn 
Jahren  getrennt;  zur  Aufsiclit,  dass  die  Ehegatten  in  den  ersten  zehn  Jahren 
der  Ehe  nichts  unternc];men,  was  die  Erzeugung  schöner  Kinder  hindern 
möchte ,  sind  erfahrene  Frauen  von  der  Obrigkeit  bestellt:  Unfolgsame  werden 
der  Volksversammlung  angezeigt  und  für  unehrenhaft  erkläit.  Gegen  Unzucht 
bestehen  strenge  Gesetze.  —  Selbst  die  Verheii'atheten  speisen  oflFentlich.  — 
Die  Erziehung  aller  Kinder  ist  gemeinsam;  die  hauptsächlichsten  Lehrgegen- 
stände aber  sind  Musik  und  Gymnastik,  doch  sind  Kenntnisse  nicht  ganz  aus- 
geschlossen. Auch  die  Mädchen  werden  in  den  Waffen  geübt.  Die  Jugend  ist 
der  strengsten  Aufsicht  unterworfen,  und  jeder  Bürger  hat  das  Recht  und  die 
Pflicht  der  Züchtigung.  —  Aller  gemeine  Gelderwerb  ist  von  den  Bürgern 
ferne  zu  halten.  Handwerke  und  Kramerei  dürfen  sie  gar  nicht  treiben,  als 
hinreichend  mit  dem  Staate  bcscliäftigt,  und  weil  dergleichen  Hanthiruug  ihrer 
unwürdig  ist;  nur  ihre  Felderzeuguisse  mögen  sie  verkaufen.  Zui-  groben  Ai'- 
beit  und  zu  den  häuslichen  Diensten  sind  die  Sklaven  bestimmt;  zum  Betriebe 
der  zwar  an  sich  verächtlichen,  doch  nothwendigen,  Gewerbe  die  Fremden 
und  die  Freigelassenen.  Jene  werden  auf  zwanzig  Jahre  angenommen,  nach 
deren  Ablauf  sie  etwa  auch  auf  Lebenslang  geduldet  werden  mögen;  ebenso 
ihre  Söhne,  bei  welchen  vom  löten  Jahre  an  gerechnet  wii'd.  Wenn  ein 
Fremder  die  dritte  Vermögensklasse  eiTeicht  hat,  wir4  er  unerbittlich  ausge- 
trieben. —  Auch  Reisen  sind  sehr  erschwert.  Vor  dem  40sten  Jahre  sind  sie 
den  Bürgern  ganz  untersagt ;  später  aber  nur  zu  öffentüchen  Zwecken,  nämlich 
zu  Gesandtschaften,  zu  den  hellenischen  Gesammtfesten  und  zur  Beobachtung 
auswärtiger  Einrichtungen  gestattet.  Von  Reisen  der  letzteren  Art  ist  der  Ver- 
sammlung der  Gesetzesaufseher  Bericht  zu  erstatten.  Fremde  Reisende  werden 
nur  zugelassen  zum  Handel,  zum  Kunstgenüsse,  als  Gesandte,  endlich  als  Er- 
forscher der  diesseitigen  Gesetze.  Alle  werden  an  bestimmten  Orten  unterge- 
bracht; die  letzteren  hoch  geehrt. 

Vielfache  imd  strenge  Vorschriften  sind  vorgeschlagen,  um  Pöbelhaftig- 
keiten  und  Vermögens  -  Unordnungen  zu  verhindern,  welche  aus  der  freien 
Mitwerbung  und  überhaupt  aus  der  Willkühr  in  Handel  und  Wandel  entstehen 
möchten.  So  ist  denn  einer  Seits  die  Einfuhr  von  Luxus-Gegenständen,  an- 
derer Seits  die  Ausfuhr  von  Lebensnothwendigkeiten  ganz  verboten.  (Andere 
Waaren  zahlen  dagegen  weder  Einfuhr-  noch  Ausfuhrzoll.)  Für  jede  Art  von 
Bedürfniss  ist  einmal  im  Monate  Markt,  wo  sich  Jeder  versehen  mag;  der 
Verkäufer  aber  hat  sich  wohl  zu  hüten,  seine  Waaren  höher  zu  bieten,  als  er 
sie  etwa  ablassen  will,  denn  kann  er  sie  nicht  um  sein  erstes  Ausgebot  ver- 
kaufen, muss  er  sie  wieder  nach  Hause  nehmen.  Verfälschte  Waaren  werden 
weggenommen,  und  füi-  jede  Drachme  des  geforderten  Preises  erfolgt  ein  Gei- 
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seihieb.  "Wenn  ein  Bürger  eine  Verfälschung  bemerkt  und  nicht  angibt,  wird 
er  ehrlos.  Anpreisen  der  Waare  zieht  Stockstreiche  nach  sich ,  die  jeder  fiber 
dreissig  Jahre  alte  Bürger  alsbald  ertheilen  mag.  Von  den  Erzeugnissen  des 
Feldbaues  soll  Yj  an  die  Freien,  V,  an  die  Sklaven,  ^/^  an  die  Fremden  ab- 
gelassen werden,  und  zwar  an  die  beiden  ersteren  je  nach  den  Bedürfnissen 
des  Einzelnen.  !^amhandel  wird  so  wenig  als  möglich  geduldet;  jeden  Fal- 
les nur  bei  festen  Preisen,  welche  einen  billigen  Gewinn,  aber  nicht  weiter, 
gestatten.  Kein  (fremder)  Gewerbender  darf  mehr  als  Ein  Geschäfte  zu  glei- 
cher Zeit  betreiben.  —  Zur  Ordnung  des  Feldbaues  bestehen  eine  Menge 
genauer  Vorschriften. 

Die  dem  Staate  nöthigen  Abgaben  werden  theils  nach  dem  Vermögen, 
theils  nach  dem  Jahresertrage  der  Landstelle  geleistet,  und  zwar  wird  jähriich 
das  Verhältniss  von  beiden  bestimmt.  Zu  dem  Ende  haben  die  Feldaufseher 
über  die  Beschaffenheit  der  Aemdte  zu  berichten. 

"Wenig  Einenthümliches  bietet  die  Verfassung  und  Verwaltung.  Es  sind 
wesentlich  hellenische  Einrichtungen,  nämlich  eine  leitende  Behörde  von  33 
Männern  zwischen  50  und  70  Jahren ;  ein  Rath  von  360  Mitgliedern,  zu  Vier- 
theilen aus  den  vier  Vermögensklassen  .genommen,  und  je  monatweise  zu  einem 
Zwölftel  im  Dienste;  eine  Versammlung  von  Gesetzes-Aufsehern  zum  Schutze 
der  Verfassung.  Ausserdem  einzelne  Beamte  aller  Art:  Stadtaufseher,  Markt- 
herren, Kriegsbefehlshaber,  Feldvögte,  Priester  u.  s.  w.  Sämmtliche  Organe 
der  Gemeinheit  werden  theils  durch  Loos,  theils  durch  Walil  bezeichnet;  von 
Erbrechten  oder  sonstiger  Bevorzugung  ist  keine  Rede. 

Diess  ist  der  wesenthche  Inhalt  der  berühmten  platonischen  Schriften 
über  die  wünsch enswerthe  Gestaltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und  des 
Staates ;  und  vollständig  gerechtfertigt  wird  nun  die  Behauptung  sein ,  dass  mit 
diesen  Lehren  und  Vorschlägen  die  Reihe  der  Staatsromane  nicht  formell  er- 
öffnet werden  dürfe. 

"Wahr  dagegen  ist,  dass  Platon's  Staatsphilosophie  die  Veranlassung  zu 
solchen  Schriften  gab;  und  zwar  wesentlich  zu  derjenigen  Gattung,  welche 
mittelst  der  Schildenmg  völlig  ersonnener  Zustände  und  Erzeugungen  anzuregen 
sucht.  Nichts  ist  auch  in  der  That  begreiflicher  bei  einem  geistreichen  und 
phantasievollen  Volke.  Die  neuen  Lehren  hatten  grosse  Aufmerksamkeit  er- 
regt, bei  Manchen  Beifall  gefunden.  Eine  Ausführung  in  der  Wirklichkeit  war 
aber  selbstredend  ausser  Frage.  Keiner  konnte  hoffen,  einen  platonischen 
Staat  mit  leiblichen  Augen  zu  schauen.  Sehr  nahe  lag  daher  der  Gedanke, 
ihn  wenigstens  in  einem  dichterischen  Bilde  vor  das  geistige  Auge  zu  rücken 
und  sich  so  daran  zu  ergötzen. 

Es  scheint ,  dass  dieser  Literaturzweig  zur  Zeit  Alexanders  d.  G.  begann, 
und  zwar,  wie  diess  bei  einer  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Neuerung 
häufig  geschieht,  alsbald  in  mehrfachem  Anbaue.  Es  werden  uns  nicht  weniger 
als  vier  Schriftsteller  ans  dieser  Zeit  genannt,  welche  die  Beschreibung  erson- 
nener Volker  und  Staaten  gegeben   haben.    Keines  dieser  Werke  ist  freilich 
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unmittelbar  auf  uns  gekommen;  doch  lassen  sich  folgende  Andeutungen  über 
ihren  Inhalt  zusammenlesen. 

Hekatäos  von  Abdera  gab  eine  Schilderung  des  glücklichen  und  un- 
schuldigen Volkes  der  Hyperboräer.  Sie  wohnen  nach  ihm  in  einem  frucht- 
baren Lande ,  unter  beständig  mildem  Himmel,  ohne  Mühe  und  ohne  Krieg,  in 
beständigem  Wohlbefinden  '). 

Etwa  zu  gleicher  Zeit  beschrieb  Jambulos  eine  Insel  im  äthiopischen 
Meere,  vier  Monate  Segelfahrt  entfernt.  Auch  hier  war  Milde  der  Witterung 
und  freiwillige  Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Die  Bewohner  waren  Riesen  und 
lebten  150  Jahre,  ohne  Krankheit  und  Beschwerde.  Unter  ihnen  bestand 
Weiber-  und  Gütergemeinschaft;  die  Kinder  wurden,  als  der  Gesammtheit  ge- 
hörig, öffentlich  erzogen.     Daher  kein  Streit  und  Verbrechen**). 

Die  Insel  Panchaia  im  fernsten  Osten  schilderte  Euhemeros,  wie  es 
scheint  zu  einem  religiös -poHtischen  Zwecke'). 

Endlich  verschmähte  selbst  Theopomos,  der  eruste  Geschichtschreiber 
Philipp'«  von  Macedonien,  nicht,  eine  Sammlung  wunderbarer  Erzählungen  von 
fremdartigen  Zuständen  (unter  dem  Titel  Qavfjaffia)  zu  machen,  aus  welcher 
ein  angebliches  Gespräch  zwischen  Silenos  und  Midas  auf  uns  gekommen  ist. 
Dasselbe  liefert  die  Sclilderung  eines  Volks  von  Heiligen  und  Weissen,  so  wie 
die  eines  aus  Kriegern  bestehenden.  Jenes  lebte  in  Friede  und  Fülle,  war  frei 
von  allem  Uebel  und  erhielt  von  der  Erde  freiwillig  alles  Nöthige ;  diesem 
brachte  sein  Leben  in  Streit  und  Hader  zu,  und  alle  seine  Angehörigen  star- 
ben gewaltsamen  Todes*). 

Es  ist  bei  der  Dürftigkeit  der  auf  uns  gekommenen  Bruchstücke  schwer 
zu  sagen,  von  welchem  Werthe  diese  verschiedenen  Schriften  mögen  gewesen 
sein.  Nicht  eben  viel  verspricht  zwar  die  wohlfeile  Erfindung  beständig  schöner 
Witterung  und  genügender  natürlicher  Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Allein  immer- 
hin mögen  Schilderungen  von  staatlichen  oder  gesellschaftlichen  Einrichtungen 
damit  verbunden  gewesen  sein,  welche  zu  kennen  der  Mühe  werth  wäre.  Dass 
selbst  in  einigen  der  uns  erhaltenen  Stücke  deutliche  Spuren  platonischer  Ideen 
sind,  bedarf  nicht  erst  der  Bemerkung. 

Ob  etwa  auch  später  noch  diese  Schriftenart  von  Griechen  bearbeitet 
wurde,  ist  uns  unbekannt.    Bei  den  Römern  ist  es  entschieden  nicht  der  Fall 


1)  Die  kurzen  Bruchstücke,  welche  uns  übrig  geb'ieben  sind,  s.  gesammelt  in  den 
Fragm.  histor.  Graecor  ,  cd.  C.  Müller.     Par.,  Didot,  1841—51,  Bd.  II,  S.  336  fg. 

2)  Die  einzige  Nachricht  hierüber  ist  bei  Diodorus  Siculus,    II,  55—60. 

3)  Unsere  hauplsächiiclie  Kenntniss  von  dieser  Schrift  beruht  auf  Plutarch,  De  Is. 
et  Osir.,  c.  23;  und  Euscbius,  Praopar.  evangcl.  II,  2.  Vgl.  Scholl,  Histoire 
de  la  liier,  grccque,  Bd.  III,  S.  242  fg. 

4)  S    Fragm.  histor.  Graec  Bd.  I,  S.  289. 
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gewesen,  und  in  der  That  eine  unbegreifliche  Begriffsverwirrdug,  Cicertf 
hier  zu  nennen. 

Auch  im  ganzen  Mittelalter  wurde,  so  viel  wir  irgend  wissen,  der  Ge- 
danke des  Staatsromans  nicht  wieder  aufgenommen.  Vielleicht  erklärt  sich 
diese  Lücke,  welche  bei  der  dichterischen  Thätigkeit  dieser  Jahrhunderte  im- 
merhin bemerkenswerth  ist,  dadurch,  dass  in  dieser  Zeit  ein  Zwiespalt  zwischen 
Gestaltung  des  Staates,  namentlich  aber  der  Gesellschaft,  und  dem  Ideale  des 
gebildeten  Theiles  der  Bevölkerung  in  der  Kegel  nicht  bestand,  somit  auch  kein 
Wunsch  auftauchen  konnte,  durch  die  Schilderung  eines  erdichteten  vortrcfi- 
lichen  Zustandes  die  schlechte  "Wirklichkeit  zu  verbessern.  Die  beiden  gänzli- 
chen Umgestaltungen  der  Gesellschaft,  nämlich  die  Verwandlung  der  heidnischen 
Welt  in  eine  chl-istliche  und  die  Zersetzung  der  klassischen  Menschheit  durch 
die  barbarische,  konnten  keine  Romane  hervorrufen.  Die  erstere  nicht,  weil 
die  socialistischen  Christen  als  Märtyrer,  nicht  als  Dichter  wirkten;  die  zweite 
nicht,  weil  die  Künste  des  Lesens  und  Schreibens  untergegangen  waren.  Man 
trird  vielleicht  an  die  armen  Leute  des  Mittelalters  erinnern,  deren  Ideal  doch 
wohl  nicht  im  Staate  nnd  in  der  Gesellschaft  ihrer  Zeit  verkörpert  gewesen  sei. 
Sicherlich.  Allein  nicht  nur  war  die  Bildung  der  höheren  Stände  —  und  nur 
aus  diesen  konnte  damals  ein  Schriftsteller  hervorgehen  —  noch  nicht  zu  der 
allgemeinen  Humanität  gediehen,  dass  es  sich  Jemand  beigehen  lassen  konnte, 
zu  Gunsten  dieser  Zertretenen  dichterische  Gestaltungen  heraufzubeschwören; 
sondern  wenn  auch  wirklich  an  Piaton  gedacht  worden  wäre,  so  hätte  man  ja 
auch  in  seinen  Idealen  Sklaven  gefunden.  So  brach  denn  die  Jacquerie  und 
der  Bauernkrieg  herein,  ohne  dass  ihnen  Staats •  Romane  als  poetische  Sturm- 
TÖgel  vorangegangen  wären, 

*  Anders  aber,  als  sich  die'neuere  Zeit  allmählig  aus  dem  Mittelalter  ent- 
wickelte, und  nun  an  die  Stelle  der  Standesrechte  und  der  persönlichen  Rechts- 
sphäre  der  Begriff  der  allgemeinen  Gesetze  und  der  bürgerlichen  Gleichheit 
und  Freiheit  zu  treten  anfieng;  als  die,  aus  verschiedenen  gleichzeitigen  Ursa- 
chen imwiderstehlich  hervorgehende,  Umgestaltung  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Veränderung  in  der  Grundlage  der  bür- 
gerlichen Ordnung  liinziehen  musste;  als  die  Umwälzungen  in  der  Kirche  noth- 
Wendiganch  den  Gedanken  an  Veränderungen  im  weltlichen  Regimente  erzeugten. 
Anders,  mit  Einem  Worte,  als  der  Gfthrungsprocess  in  Staat  und  Gesellschaft  be- 
gann, welcher  selbst  jetzt  noch  lange  nicht  zu  Ende  gekommen  ist,  und  in 
dessen  verschiedenen  Stadien  die  Wirklichkeit  so  oft  von  den  in  Aussicht  gestell- 
ten Verbesserungen  oder  gar  von  den  freigeschaffenen  Idealen  entfernt  blieb. 
Daher  denn  auch  naturgemäss  mit  dem  Anfange  des  16ten  Jahrhunderts  Staats- 
Bomane  entstehen  und  sich  von  da  an  in  ununterbrochener  Reihenfolge  bis 
in  die  jüngste  Zeit  herunter  ziehen.  Und  jetzt  auch  kam  die  Zeit,  in  welcher 
mitleidig  -  dichterische  oder  erbitterte  Gemüthcr  die,  wirklichen  oder  erträum- 
ten, Leiden  ihrer  Zeit  ins  Auge  fassten,  die  Heilung  aber  bald  in  dieser,  bald 
in  jener  Oedankenreibe  des  göttlichen  Piaton  suchten. 
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Zuerst  fasste  den  Gedanken  einer  Bekämpfung  des  Bestehenden  mittelst 
der  Schilderung  eines  erträumten  trefflichen  Zustaudes  der  berühmte  Kanzler 
Heinriclfs  VIII.  von  England,  Thomas  Morus.  Er  schrieb  im  Jahre  1515 
seine  zwei  Bücher  von  der  Insel  Utopia  *).  Selten  hat  ein  Schriftsteller 
grösseres  Glück  gemacht.  Der  Staats  -  Roman  wurde  nicht  nur  vom  gros- 
sen Pubhkum  verschlungen,  sondern  auch  die  ersten  Gelehrten  der  Zeit 
erhoben  ihn  zum  Himmel.  Und  keineswegs  war  dieser  Beifall  nur  vorüberge- 
hend. Die  lange  und  bis  zu  diesem  Augenblicke  herabreichende  Folge  von  Aus- 
gaben, Nachdrücken  und  Uebersetzungen  in  allen  Sprachen  beweist,  in  wie 
weiten  Kreisen  und  wie  lange  das  Buch  Anklang  fand.  Selbst  noch  heute  wird 
ja  in  allen  europäischen  Sprachen  ein  zwar  höchst  Wünschenswerther  allein  un- 
erreichbarer staatlicher  Zustand  mit  dem  Namen  der  von  Morus  ersonnenen 
Insel  bezeichnet.  Und  scheint  auch  diese  letztere  Art  von  Anerkennung  weniger 
für  den  Verfasser  als  praktischen  Staatsmann  zu  beweisen,  so  wird  doch  jeden 
Falles  dem  Buche  dadurch  der  Werth  einer  Musterschrift  für  eine  ganze  Gat- 
tung zuerkannt.  Ist  nun  dieser  Ruf  dui'ch  die  innere  Vortreffhchkeit  der  Lei- 
stung verdient,  oder  muss  er  etwa  der  Neuheit  des  Gedankens  zugeschrieben 
werden?  Nachstehende  Zusammenfassung  des  wcsenthchen  Inhaltes  wird  zu 
einem  ürtheile  befähigen. 

Vor  Allem  sorgt  Morus  für  eine  vollständige  Gliederung  der  Gesell- 
schaft. Die  Grundlage  derselben  bildet  die  Ehe,  und  zwar  eine  monoga- 
mische. Um  aber  das  Glück  derselben  zu  sichern,  ist  theils  die  Sitten- 
reinheit der  Jugend  strenge  überwacht ;  theils  eine  gegenseitige  unbeschränkte 
körperhche  Besichtigung  der  Ehelustigen  angeordnet;  theils  die  strengste  Strafe 
auf  Ehebruch  gesetzt,  nämlich  Sklaverei,  beim  Rückfalle  Tod.  Die  einzelnen 
Ehepaare  stehen  nun  aber  nicht  vereinzelt  im  Staate,  sondern  es  vereinigt  sich  eine 
grössere,  nicht  unter  10  nicht  über  16  betragende,  Anzahl  von  zeugungsfähigen 
Menschen  sammt  ihren  Kindern  zu  einer  Familie.  An  der  Spitze  steht  ein  Haus- 
vater und  eine  Hausmutter,  Ordnung  haltend  und  das  Zusammenleben  leitend. 
Wächst  die  Zahl   der  Mitglieder  über  die  Gebühr  an,    so    werden  die  Ueber- 


1)  Der  genauere  Titel  ist:  De  opllmo  reip.  statu,  dequc  nova  insula  Utopia,  libri  duo. 
Die  erste  Ausgabe  erschien  1515;  seitdem  oft  die  lateinische  Urschrift.  Eine 
castrirte  lateinische  Ausgabe  Col.  Agrip.,  1629;  englische  Uebersetzungen,  1662, 1804, 
1809  und  1850  (letzlzlere  von  J.  A.  St.  John,  zusammen  mit  der  Atlantis) ;  drei 
verschiedene  französische  Uebersetzungen  in  den  J.  1550,  1559,  1715,  1730,  1780, 
1789  ;  eine  spanische,  Cordova,  1636 ;  eine  italienische,  "Venedig,  1548 ;  drei  deut- 
sche ,  Leipz,  1612,  Frankf.  1853;  Leipz.  1846  (von  Oetlinger).  Yergl.  Hallam, 
The  Literat,  of  Europe,  ed.  Par.,  Bd  1,  S.  220;  Dunlop,  History  of  ficlion, 
Bd.  III,  S.  132,  so  wie  die  verschiedenen  Lebensboschreibungen  von  Morus,  deren 
bedeutendste  sind:  Cayley,  A.,  Memoirs  of  Sir  T.  Morus.  I.  II,  Lond.,  1804,  4. 
(mit  einer  Ueberselzung  der  Utopia);  Rudhart,  G.  T.,  Th.  Morus,  Nürobg., 
1829;   Mackintosh,  J.,    The  life  of  Sir  T.  M.   2d.  ed.  Lond.,  1844. 
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schüssigen  in  anderen  Familien  derselben  Stadt,  in  Ermanglung  solcher  in  an- 
deren Stüdten,  im  Nothfalle  in  auswärtigen  Kolonieen  untergebracht.  Je  dreis- 
sig  Familien  bilden  einen  höheren  Verein,  welcher,  unter  der  Leitung  eines 
jährlich  gewählten  Hauptes,  zu  gemeinschaftlicher  Arbeit  und  zu  gemeinschaftli- 
chem Genüsse  verbunden  ist.  Jeder  Verein  hat  seine  Küchen  und  Speisezimmer, 
ohne  dass  jedoch  deren  Gebrauch  unbedingt  geboten  wäre ;  in  jedem  finden  sich 
Säle  zu  gemeinschaftlicher  Aufziehung  der  Kinder;  endlich  mögen  die  Erho- 
lungen und  Spiele  in  den  Räumen  des  Vereines  vorgenommen  werden.  Ein 
hinter  den  Häusern  je  einer  Strasse  hinlaufender  Garten  dient  Allen  gemein- 
schaftlich, und  ihr  Ehrgeiz  ist,  in  der  Blumenzucht  zu  wetteifern.  Endlich 
tritt  eine  Anzahl  von  Vereinen  zu  einer  Stadt  zusammen,  so  jedoch,  dass  die 
Bewohnerzahl  nicht  über  6000  Familien  beträgt.  Die  Stadt  besitzt  eine  zum 
Unterhalte  der  Ihrigen  hinlängliche  Feldmark,  alle  erforderlichen  Künstler  und 
Arbeiter,  grosse  Magazine  für  die  Lebensbedürfsse,  endlich  vier  grosse  palast- 
artige Gebäude  für  die  arbeitsuntüchtig  gewordenen  Greise,  welche  zwischen 
dieser  Euhe  und  der  in  ihrer  Familie  die  Wahl  haben.  Alle  Städte  zusammen, 
es  sind  deren  54,  bilden  den  Staat.  —  Ausführlich  bestimmt  ist  sodann  die 
Organisation  der  Arbeit.  Vor  Allem  ist  festgesetzt,  dass  Keiner  mOssig 
gehen  darf;  frei  von  körperlicher  Arbeit  sind  nur  die  „Pamassier",  d.  h.  die 
durch  geheime  Stimmgebuug  der  Vereinshäupter  für  die  Wissenschaft  Bestimm- 
ten, Aber  für  Niemand  dauert  die  tägliche  Arbeit  über  sechs  Stunden,  indem 
diese  Zeit  bei  allgemeiner  Beschäftigung  des  ganzen  Volkes  zur  Erzeugung  aller 
Lebensnothwendigkeiten  reichlich  genügt.  Zur  Besorgung  der  allzuniedrigen 
und  anstrengenden  Arbeiten  sind  theils  verurtheilte  Verbrecher  als  Sklaven  be- 
stimmt, theils  gemiethete  Fremde.  Was  aber  die  einzelnen  Gattungen  von 
Arbeiten  betriflFt,  so  ist  eine  Sonderung  in  Landbebauer  und  in  Gewerbende 
unbekannt;  vielmehr  wird  auch  das  Feld  von  den  Städtern  bebaut,  welche  zu 
dem  Ende  die  nothige  Anzahl  von  Arbeitern  aus  jeder  Familie  abordnen.  Die 
Verpflichtung  zu  solcher  Feldarbeit  dauert  für  den  Einzelnen  zwei  Jahre ;  und  je 
die  Hälfte  der  Landwirthe  wird  jährlich  gewechselt,  mit  Ausnahme  Derjenigen, 
welche  einen  langem  oder  beständigen  Aufenthalt  auf  dem  Lande  selbst  wün- 
schen. Die  Gewerbe-Arbeiten  in  den  Städten  werden  von  den  Familienältesten 
angeordnet  und  geleitet.  Jegliche  Arbeit  ist  übrigens  nur  für  die  Gemeinschaft ; 
Sondereigenthum  besteht  in  Utopien  nicht.  Daher  werden  denn  sowohl  die 
Feldfrüchte,  als  die  Erzeugnisse  der  Gewerbe  in  grosse  öffentliche  Speicher 
abgeliefert,  aus  welchen  theils  die  tägliche  Vertheilung  der  Speisen  an  jeden 
Verein,  theils  die  unentgeltliche  Abgabe  aller  übrigen  Bedürfnisse  an  die  Ein- 
zelnen ,  jedoch  nur  auf  Verlangen  der  Familienältesten ,  stattfindet.  Eine  Stadt 
hilft  der  andern,  wo  es  nöthig  ist,  unentgeltlich  aus;  und  nur  der  ganz  unbe- 
nutzbare Ueberschuss  wird  in  das  Ausland  verkauft.  Da  unter  diesen  Um- 
ständen kein  Einwohner  Geld  braucht,  so  ist  solches  auch  im  innem  Verkehre 
ganz  unbekannt,  und  wird  vom  Staate  nur  zum  Gebrauche  im  Kriege  gesam- 
melt.   Um  den  Besitz  von  Gold  und  Silber  ganz  unwünschenswerth  zu  machen, 
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wird  es  gerade  zu  den  schmutzigsten  Gerätheu  und  zu  den  Ketten  der  Ver- 
brecher gebraucht,  während  Eisen  in  Ehren  gehalten  wird.  Das  Ergebnis« 
dieser  wirthschaftlichen  Anstalten  aber  ist  allgemeines  Behagen  aller  Bürger 
and  völlige  Abwesenheit  armer  und  gedrückter  Volksklassen.  —  Weniger 
uusführlich  wird  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates  geschildert. 
Von  diesen  daher  nur  Folgendes:  Die  Regierung  von  Utopien  wird  durch 
eine  Stufenfolge  von  gewählten  und  jährlich  gewechselten  Beamten  besorgt. 
Ueber  30  Familien  steht  ein  Phylarch;  über  10  Phylarchen  ein  Protophylarch. 
Alle  Phylarchen  zusammen  wählen  den  Fürsten,  für  jede  Stadt  einen,  und 
zwar  auf  lebenslang.  Zur  Berathung  der  allgemeinen  Landesangelegenheiten 
werden  jährhch  einmal  drei  Greise  aus  jeder  Stadt  abgeordnet.  Todesstrafe 
steht  darauf,  wenn  Jemand  ausser  den  gesetzhchen  Versammlungen  Staatsan- 
gelegenheiten auch  nur  bespricht.  Gesetze  sind  sehr  wenige,  und  Alles  muss 
mündlich  abgemacht  werden;  Advocaten  werden  gar  nicht  geduldet.  —  Die 
Kriege  werden  mit  Miethtruppen  geführt,  und  immer  nur  zur  eigenen  Ver- 
theidigung  oder  zu  der  der  Verbündeten,  ferner  wenn  ein  Volk  in  Zwingherr- 
schaft schmachtet.  —  Zum  Schlüsse  ist  noch  des  geistigen  Zustandes  zu 
erwähnen.  Da  die  von  der  kurzen  Tagesarbeit  nicht  in  Anspruch  genommene 
Zeit  von  den  sämmtlichen  Bewohnern  zur  Ausbildung  in  den  Wissenschaften 
und  Künsten  verwendet  wird,  so  ist  auch  allgemein  eine  hohe  Bildung  verbrei- 
tet. Sehr  bemerkt  zu  werden  verdient,  dass  in  Utopia  Religionsfreiheit  herrscht, 
jedoch  keiner  zu  einem  Amte  zugelassen  wird,  welcher  nicht  an  eine  Seele  und 
an  eine  Fortdauer  nach  dem  Tode  glaubt.  Die  p]rnennung  der  Priester  geht 
von  dem  Volke  aus,  und  wird  vollzogen  wie  bei  den  weltlichen  Beamten.  Die 
Herrschaft  einer  Kirche  ist  unbekannt;  doch  können  die  Priester  wegen  offen- 
barer Unsittlichkeit  Kirchenbann  aussprechen,  was  als  eine  sehr  harte  Strafe 
angesehen  wird. 

Die  Bedeutsamkeit  des  Werkes  besteht,  wie  man  sieht,  nicht  sowohl  in 
den  Vorschlägen  für  die  staatlichen  Einrichtungen,  als  vielmehr  in  der  Ordnung 
der  Gesellschaft. 

Die  ersteren  sind  eine  Mischung  von  häufigen  Wahlen  der  antiken  und 
von  Stellvertretung  der  modernen  Demokratie;  und  merkwürdig  ist  eigentlich 
nur  zweierlei.  Einmal  nämlich  ti'itt  hier  schon  die  Grundrichtung  der  neueren 
Zeit,  nämlich  die  Gleichheit,  so  entschieden  hervor,  dass  die  ganze  Regie- 
rung nur  eine  auf  die  Kopfzahl  gestützte  Mehrheitsherrschaft  ist,  und  keinerlei 
natürlichen  Machtelementen  irgend  Rechnung  getragen  wird.  Hier  ist  Monis 
in  der  That  ein  Seher.  Noch  jetzt  gehen  Wisconsin  und  Jowa  nicht  ganz  so 
weit  als  Utopien.  Zweitens  ist,  freilich  nur  in  Beziehung  auf  die  Person  des 
Verfassers,  bemerkeuswerth ,  wie  gering  bei  aller  Abneigung  gegen  bevorzugte 
Stände  und  Personen  doch  seine  Achtung  vor  der  staatUchen  Einsicht  der 
Menge  ist.  Nur  wählen  soll  sie  dürfen;  aber  nicht  einmal  sprechen  über  die 
öffentlichen  Angelegenheiten.  Dem  Götzen  der  Jetztzeit,  der  öffentlichen  Mei- 
nung,  wird  kein  Knie  gebeugt;   vielmehr  Press-  und  Rede -Freiheit,   Vereins- 
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vmd  Versammlungs-Kecht  mit  Einem  Zuge  beseitigt.  Offenbar  litt  Morus  an 
derselben  inneren  Schwierigkeit,  welche  manchem  unserer  jetzigen  Volksmänner 
so  viel  zu  thim  macht ,  wie  nämlich  die  Abneigung  gegen  Aristokratie  zu  ver- 
einigen sei  mit  der  Missachtung  gegen  das  Urtheil  und  den  Willen  der  Menge. 
Er  freilich  schlichtet  den  Streit  auf  eine  Weise,  zu  welcher  sich  die  jetzigen 
Führer  nicht  häufig  bekennen  möchten ;  doch  mag  dabei  nicht  unerinnert  blei- 
ben, dass  der  Kanzler  von  England  keinerlei  Nachtheil  von  solcher  Meinung 
m  befahren  hatte. 

ii        Weit  tiefer  einschneidend,   weil  mehr  mit  den  wirklichen  Zuständen  aller 
Zeitalter  im  Widerspruche  stehend  sind   die   gesellschaftlichen  Vorschläge   der 
ütopia.     Mit  Unrecht   hat  man  in  derselben  nur  eine  dichterische  Ausbildung 
der  platonischen  Lehre  fiuden  wollen.    Allerdings  hat  Morus  von  Piaton  Man- 
ches entliehen,  so  namentlich  die  Gütergemeinschaft;    allein  er  ist  nichts  weni- 
ger als  ein  sklavischer  Nachahmer.    Er  begreift  auch  die  Gesellschaft  in   we- 
sentlich moderner  Auffassung.   Ganz  unplatonisch  ist  die  Gleichstellung  der  Ge- 
werbe und  der  Landwirthschaft,  die  Aufhebung  alles  Unterschiedes  der  Stände 
und  Anlagen,  die  Religionsfreiheit.    Eigenthümlich  ist    der  Versuch,    Güterge- 
meinschaft und  Ehe  zu  vereinigen,  während  Piaton  nur  entweder  Gemeinschaft 
der  Weiber  und   Güter,   oder   aber  Souderehe   und   Sondergut   kennt.     Ganz 
selbstständig   endlich  ist  die  Gliederung  in  Familien   und  Vereine.    Die  einzig 
richtige  Begreifung  der  Utopia  ist,   wenn  man  sie  im  Verhältnisse  zu  der  Ge- 
sellschaft und  der  Gesittigung  ihrer  Zeit  auffasst,   und  auf  diese  Weise  sieht, 
welche  kecke  Griffe  Morus  in  die  Gestaltungen  und  Missstände  des  damaligen 
Europas  thut.    Von  einem  Unterschiede   der   Stünde    und    verschiedenem   Ge- 
burtsrechte,   namentlich  von    einem    herrschenden  und   schwelgenden  Glerus, 
einem  reichen,  hochfahrenden  Ritterthume  und  mOssigen,  klopffechtrischen  An- 
hängern desselben,  von  geschlossenem  Bürgcr>Yescn,  von  niedergetretenen  Leib- 
eigenen auf  dem  flachen  Lande  will  er  nichts  wissen.    Er  setzt  an  ihre  Stelle 
lauter  selbstarbeitende,  gebildete,    in    gemeinsamer   Familie    lebende  Bürger. 
Er  kennt  keine  alleinherrschende  Kirche  und  verwirft  ausdrücklich  jede  Glau- 
bensverfolgung, verlangt,   man  möchte    sagen  so  im   Vorbeigehen,  Wahl  der 
Priester  durch   das  Volk.    Mit    diesen  Forderungen   aber  fällt  von   selbst  die 
ganze  unübersehbare  Masse  von  Gewaltthätigkeit  und  Elend,  unter  welcher  da- 
mals die  Mehrzahl  seufzte,  ja  das  ganze  Gerüste  der  Gesellschaft,  des  Staates 
und  der  Kirche.    Wenn  wir   daher  jetzt  vorzugsweise  an   der    in    der  ütopia 
gepriesen  Aufhebung  des  Privatcigenthumcs   und  der    daraus  hervorgehenden 
Arbeitscinrichtung  stutzen,  sie  mit  volkswirthscbaftlich -  kritischem  Blicke  mu- 
sternd: so  war  wohl  in  der  Zeit  der   ersten  Erscheinung   des  Buches  die  all- 
gemeine Gleichmachung,   die  Religionsfreiheit  und   die  völlige   Auflösung   der 
Hierarchie  noch  weit  auffallender  und  erschreckender;  und  leicht  mochte  man 
damals  die  Gütergemeinschaft  in   den  Kauf  nehmen   ohne   vielen  weitem  An- 
stoss.    Wahrlich  als  ein  bedeutendes  Zeichen  der  Zeit  muss   es  aber  angese- 
lien  werden,  dass  ein  hochgestellter  Mann,   ein  Kanzler  von  England,  solche 
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umwälzerische  Gedanken  äussern,  sie  als  ein  Muster  ausfülirlich  entwickeln 
konnte.  Wie  richtig  er  aber  den  Widerspruch  des  Bestehenden  und  des  Er- 
strebten auffasste ,  zeigt  der  Verlauf  der  Weltgeschichte ;  und  wir  wüssten 
nicht,  dass  ein  grösseres  Lob  von  einem  auf  die  Zukunft  berechneten  Buche 
ausgesprochen  werden  könnte. 

Soll  nun  aber  gesagt  sein,  dass  das  Werk  in  allen  seinen  Theilen  nur 
Lob  verdiene?  Ist  namentlich  etwa  zu  behaupten,  dass  auch  jene  Gedanken, 
welche  bis  jetzt  nicht  in  die  Erscheinung  traten,  nämlich  die  Gütergemeinschaft 
und  die  damit  wesentlich  verbundene  Organisation  der  Arbeit  noch  in  ErftÜ- 
lung  gehen  werden;  dass  somit  das  Werk  auch  jetzt  noch  eine  practische  Be- 
deutung habe?     Keines  von  Beiden. 

Unter  allen  Umständen  verfehlt  ist  offenbar  vor  Allem,  dass  Morus  seine 
ideelle  Gesellschaft  nur  mittelst  der  Gestaltung  von  Sklaverei  zu  Stande  zu 
bringen  weiss.  Damit  ist  freilich  die  so  schwierige  Aufgabe,  wie  in  einer  Ge- 
sellschaft von  lauter  glücklichen  und  gebildeten  Mitgliedern  die  niedrigen  und 
widrigen  Dienste  besorgt  werden  sollen,  wohlfeil  gelöst;  allein  die  Lösung  ist 
eine  unrechtliche  und  unsittliche.  Eben  so  gut,  und  selbst  noch  besser,  könnte 
mau  e$  bei  den  jetzigen  Taglöhnern  und  dergl.  bewenden  lassen.  Nicht  höher 
kann  der  Gedanke  gestellt  werden,  dass  die  Landwirthschaft  abwechsluugsweise 
von  Allen  zu  betreiben  sei.  Welche  Ergebnisse  würde  eine  solche  Einrichtung 
hefem?    Von  kleineren  Mängeln  nicht  zu  reden. 

Was  aber  die  Gütergemeinschaft  betrifft,  und  was  hieran  hängt,  so  ist 
diese  freilich  nach  den  Ansichten  der  Communisten  noch  zu  erwarten,  und  es 
wird  sich  unten  zeigen,  wie  viel  ihr  Staats-Roman,  Cabet's  Reise  nach  Diarien, 
hier  der  Utopia  entnommen  hat.  Allein  denen ,  welche  in  der  Gütergemein- 
schaft eine  Unmöglichkeit,  jeden  Falles  den  Untergang  der  ganzen  Gesittigung, 
weil  alles  Eifers  und  aller  Mittel  zur  huhcrn  Bildung,  sehen ;  die  in  einer  sol- 
chen gemeinschaftlichen  Arbeit  nur  die  überschwänglichste  Unordnung  oder,  je 
nach  der  Einrichtung,  eine  völlig  eingerichtete  Negersklaverei  des  ganzen  Vol- 
kes erblicken  können;  also  der  unendlichen  Mehrzahl  der  Gebildeten  und  allen 
Verständigen,  erscheint  ein  solches  Eintreten  der  Gütergemeinschaft  auch  für 
die  Zukunft  nicht  möglich.  Alle  diese  können  daher  nur  dem  Urtheile  beitre- 
ten, welches  die  Welt  von  jeher  über  diesen  Theil  des  Werkes  von  Morus 
fällte,  dass  er  schon  im  Gedanken  verfehlt,  in  der  Entwicklung  nicht  durchge- 
arbeitet sei ,  in  der  Ausführung  unmöglich  wäre.  Hier  ist  keine  Voraussagung, 
kein  Vorgefühl  der  künftigen  Umgestaltungen,  sondern  eine  völlige  Verirrung. 

Aber  wenn  dem  auch  so  ist;  wenn  überhaupt  entschiedene  Mängel  dem 
Werke  ankleben,  und  somit  der  unbefangene  Beurtheiler  nur  ein  bedingtes  Lob 
zu  spenden  vermag:  so  kann  er  doch  nicht  von  dem  Werke  wegtreten  ohne 
Gefühl  der  Achtung  vor  dem  Talente  und  dem  tiefen  Blicke  des  Staatsmannes, 
welchen  nur  Flachheit  oder  Unkenntniss  für  einen  kindischen  Schwärmer  oder 
ßinen  seiner  Stellung  und  seines  Namens  unwürdigen  Unterhaltungsschriftsteller 
halten  können. 
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&•  üebcr  hundert  Jahre  fand  die  Utopia  weder  Nachahmung  noch  Be- 
kämpfung, und  bildete  somit  ganz  allein  ihr  Fach  in  der  Literatur  ^),  Allein 
vom  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  an  erscheinen  die  Staats  -  Romane  in 
rascher  Folge. 

An  der  Spitze  befindet  sich  der  calabresische  Dominikaner  -  Mönch  Tho- 
mas Campanclla.  Dass  dieser  auf  einem  andern  Standpunkte  steht,  als 
ein  britischer  Staatsmann,  bedarf  nicht  erst  einer  Erklärung;  allein  auch  bei 
ihm  tritt  die  Bekämpfung  des  ihn  zunächst  drückenden  Bestehenden  sehr  deut- 
lich hervor.  Nach  den  wunderbarsten  Sprüngen  und  Widersprüchen  im  wis- 
senschaftlichen, kirchlichen  und  staatlichen  Leben  endlich  wegen  Verschwörung 
gegen  die  spanische  Hcnschaft  in  Neapel  zu  wiederholter  Folter  und  zu  sieben- 
undzwarzigjäl:r:gcm  Getüngnisse  (1599 — 1626)  verurtheilt,  fand  der  feurige 
und  unklare  Verfasser  eine  Hülfe  gegen  die  Bedrückungen  und  die  Missregie- 
rung der  weltlichen  Gewalt  in  einer  Oberherrschaft  des  geistigen  Principes  **). 
Erinnerungen  an  Piaton,    so  wie  eigene,    durch  den  Kerker  noch  gesteigerte, 


1)  Es  möchte  scheinen ,  als  •widerspreche  dieser  ßchauplung  das  Vorhandensein  von 
Doni,  I  mondi  celesli ,  lcrres>Ui  e  infernali  degli  acadcniici  Pellcgrini,  -welches 
Buch  1552  und  53  in  zwei  Quailbändcn  gedruckt   und    im   J.  1578  in    Lyon  ,in 

französischer  Ucbciselzung  ci schienen  sein  soll.  S.  Thonissen,  Lc  Socialisme, 
Bd.  I,  S.  247,  Nole  1.  Ich  kenne  zwar  diese  Sclirifl  nicht  aus  eigener  Anschauung; 
allein  nach  dem  ,  was  Thonissen  davon  anführt ,  ist  dieselbe  nicht  sowohl  ein 
Slaatsroman,  als  eine  in  Gesprächsform  ahgefassle  dogmalische  Schrift,  welche 
den  brutalsten  Communismus  predigt  Die  Stadt,  in  welcher  weder  Privateigen- 
thum  noch  Familie  bestand,  Jeder  that  was  ihm  gefiel,  die  Weiber  Allen  gemein 
waren,  scheint  nur  im  Vorbeigehen  und  als  Beispiel  angeführt  zu  sein.  Das  Buch 
ist  somit  wohl  für  die  Geschichte  des  Communismus  von  Bedeutung,  picht  aber 
für  die  der  Staatsromanc. 

2)  Ucber  das  Leben  Campanella's  s.  Cyprianus,  E.  S.,  Vita  et  philosophia  Th. 
Campaneliac.  Anisl ,  1705;  Niceron,  Mi'moires  des  hommcs  illuslres,  Bd.  VII, 
S.  67  fg.;  Baldach ini,  M..  Vita  di  T.  Campanclla.  1.  II.  Nap.,  1840—43;  Si- 
monctli,  0.,  in  der  Rivista  Nap.,  Bd  III,  P.97  fg.;  Capialbi,  T.,  Documenti 
jnedili  circa  T.  Campanclla.  Nap.,  1845;  Carmig.nani,  Scritli  inedili ,  Bd.  IV, 
S.  116  fg.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  ob  in  diesem,  in  gewissen  Beziehungen  sehr 
begabten,  Blannc  mehr  Nanheit  oder  mehr  Giundsatzlosigkcit  war;  so  viel  aber 
ist  gewiss,  dass  grössere  Selbstwiderspiüchc  kaum  je  vorgekommen  sind.  Sogar 
bis  zu  den  im  Gefängnisse  vcrfasstcn  politischen  Schiiflcn  geht  diecer  unverein- 
bare Gegensatz.  Wahrend  nämlich  Campanclla  einer  Seils  den  sogleich  zu  \fe- 
sprcchcndcn  Slaal&ronian  in  ofTenbarem  Hasse  gegen  die  militärische  Gcwalthcrr- 
»chafl  der  Spanier  schrieb,  verfassle  er  eben  daselbst  seinen  Discursus  de  monar- 
chia  lli>panica  (zuerst  Amst.,  16:15),  in  welchem  er  Ruthschläge  zur  Enichiung 
einer  spanischen  Wcllnionarchie  giebt.  Es  »clicinl  freilich,  (?.  Baldachinit 
5.  98,  vergl.  mit  8.  III)  dass  er  die  Iclzigenannic  Schilll  zuerst  verfassle,  und 
sich  dann  erst,  als  die  auf  den  eben  erwähnten  Ralh  gebauten  GunslhofTnungcn 
nicht  ciolratcD ,  durch  die  Unigeslaliung  alle«  Bcklchcndca  zn  rächen  aochle. 
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Einbildungskraft  vollendeten  das  Bild  des  von  ihm  gewünschten  Zustandes,  das 
er  dann  in  seinem  „Sonnen  -  Staate"  mittheilte  ^). 

Auch  Campanella  begnügt  sich  nicht  mit  Vorschlägen  zu  staatlichen  Ver- 
besserungen; die  Gesellschaft  wird  mindestens  eben  so  tief  gehenden  Verände- 
rungen unterworfen. 

Was  zuerst  die  Vorschläge  hinsichtlich  der  Gesellschaft  betrifft,  so  ist 
deren  Grundlage  Aufliebung  der  Ehe  und  des  Eigenthumes.  Die  erstere  soll 
allerdings  nicht  zu  einem  ganz  freien  Verkehre  der  Geschlechter  führen,  son- 
dern zunächst  nur  zu  einer  genauen  obrigkeitlichen  Veranstaltung  und  Beauf- 
sichtigung der  Kindererzeugung,  bei  welcher  nichts  dem  Zufalle  oder  der  Nei- 
gung überlassen  ist,  und  über  welche,  so  wie  Über  das  Verhältniss  zu  den 
unfruchtbaren  und  zu  den  schwangern  Weibern,  Jeder  das  Nähere  in  dem 
Buche  des  sinnlichen  Mönches  selbst  nachlesen  mag.  Die  Gütergemeinschaft 
dagegen  hat  die  gewöhnlichen,  nothwendig  von  allen  Anhängern  derselben  an- 
zuerkennenden Folgen.  Es  sind  nämlich  einer  Seits  die  Bürger  der  Gesell- 
schaft Dienste  schuldig,  und  zwar  unter  strenger,  selbst  zn  körperlicher  Züch- 
tigung berechtigender,  Leitung  von  Aufsehern  beiderlei  Geschlechtes;  anderer 
Seits  werden  sie  vom  Staate  mit  allem  Nothwendigen  versehen,  kennen  im  In- 
nern Verkehre  kein  Geld,  und  leben,  was  Wohnung  und  Speise  betrifft,  gemein- 
schaftlich. Die  Arbeiten  sind  für  Männer  und  Weiber  dieselben,  doch  pflegen  die 
leichteren  den  letzteren  zuzufallen.  Je  härter  eine  Arbeit  ist,  desto  höher  wird 
sie  geschätzt,  und  die  sonst  verachtetsten  Dienste  adeln  am  meisten.  Handel 
ist  nur  mit  Fremden  gestaltet,  und  nur  gegen  Waare.  Für  die  Stadt  ist  ein 
genau  ausgemalter  Plan  entworfen,  welcher  sieben  in  einander  liegende  Vier- 
ecke prachtvoller  Gebäude  zeigt.  Von  selbst  versteht  sich  die  gemeinschaft- 
liche Erziehung  und  die  Bestimmung  der  Kinder  je  nach  ihren  Anlagen.  Der 
Kuhm  der  Bürger  besteht  in  der  möglichst  ausgedehnten  Kenntniss  und  Fer- 
tigkeit; alle  belebt  die  brennendste  Liebe  zur  Gemeinschaft,  da  selbstische 
Neigungen  gar  keinen  Gegenstand  haben.    Desshalb  giebt  es  auch  keine  Ver- 


1)  Der  ausführliche  Titel  des  Büchleins  ist:  Civilas  Solis,  vel  de  rcip.  idea  dialogus 
poclicus.  Inlciloculorcs :  Hospilalarius  Mngnus  et  naularum  gubernator  Gcnucnsis 
hospcs.  Nach  den  eigenen  Milllieilungcn  Campanella's  (De  libris  propriis.  Par., 
1642,  S.  16)  besorgte  Tob.  Adam,  welchem  der  Verf.  im  J.  1611  die  ilaliänische 
Handschrift  in  Neapel  übergeben  halle,  die  erste  laleinischc  Ausgabe  1620  in 
Frankfurt.  Späler  ist  die  Civilas  solis  wiederholt  iheils  einzeln  gedruckt,  theils  in 
die  gesammehen  Werke  C.'s  aufgenommen  worden,  so  z.  B.  in  die  Pariser  Folio- 
Ausgabe  von  1637,  Bd.  II.  —  Französische  Uebersetzungen  sind:  Cile  du  solcil, 
trad.  par  VillegardcUe,  Par.,  1841,  .S2**;  Oeuvres  choisies  de  Campanella,  par  M™e 
L.  Colet.  Par.,  1844,  12.  (der  eigentliche  Uebersclzer  ist  J.  Rosset),  Eine  deulschc 
Uebersetzung  erschien  in  Darmsladt.  —  Eine  Sammlung  von  Bemerkungen  und 
Kritiken  über  die  Sonnensladt  s.  in  der  von  Frau  Colet  herausgegebenen  Ueber- 
setzung, S.  285  fg.    Vgl.  auch  Sudre,  Ilist.  du  Communisme,  ed.  4,  S.  197  fg. 
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brechen;  sondern  nnr  Unsittlichkeiten  (welche  durch  Entziehung  der  gemein- 
schaftlichen Mahlzeiten,  des  Geschlechtsgenusses  und  durch  Ehrenstrafen  gerügt 
werden). 

Die  staatlichen  Einrichtungen  Campanella's  sind  dagegen  folgende:  An 
der  Spitze  steht  ein  Oborpricstcr,  0  oder  Grossmetaphysiker  genannt, 
welcher  die  geistliche  und  die  weltliche  Gewalt  in  sich  vereinigt.  Er  wird 
gewühlt,  seine  Befähigung  aber  besteht  in  einer  vollständigen  Kenntniss  alles 
menschlichen  Wissens.  Unter  ihm  stehen  drei  Gehülfen,  von  denen  der  eine 
die  Stärke,  der  zweite  die  Weisheit,  der  dritte  die  Liebe  genannt  ist, 
und  diese  Principien  auch  vertritt.  Unter  dem  ersten  steht  das  Kriegswesen 
und  was  damit  zusammenhängt.  Der  zweite  hat  alle  Wissenschaften  unter 
sich.  Die  Liebe  aber  die  Menschenerzeugung,  die  Heilkunde  und  die  ge- 
sammte  Wirthschaft.  Jeder  hat  für  jede  Richtung  seiner  Thütigkeit  einen 
eigenen  Beamten,  so  z.  B.  die  Weisheit  einen  Astrologen,  einen  Kosmographen, 
einen  Heilkünstler  u.  s.  w.  Diese  Beamten  werden  von  dem  Oberhaupte,  sei- 
nen drei  Gehülfen  und  von  den  Lehrern  der  Kunst,  welche  sie  anzuwenden 
haben  sollen,  ernannt,  und  zwar  aus  Solchen,  welche  eine  Volksversammlung 
im  Allgemeinen  für  tauglich  erklärt  hat.  Findet  sich  ein  Tauglicherer,  so  wird 
der  bisher  Beauftragte  entfernt;  nur  bei  dem  0  und  seinen  drei  Ministem 
findet  dieses  nicht  statt,  wogegen  diese  freiwillig  zurücktreten,  wenn  sie  einen 
geistig  höher  Stehenden  als  sich  selbst  erkennen.  Die  Theilnahrae  des  Volkes 
an  den  Staatsangelegenheiten  beschränkt  sich  auf  eine  alle  vierzehn  Tage  ab- 
zuhaltende Versammlung  sümmtlicher  Volljähriger,  welche  die  öffentlichen  An- 
gelegenheiten zu  besprechen  und  die  Kandidaten  für  die  Beamtenstelleu  zu 
bezeichnen  haben.  Im  Uebrigen  herrscht  strenger  Gehoi-sam  gegen  die  Befehle 
der  Oberen.  Ueber  die  Religion  des  Sonnenstaates  und  über  Astrologie  wird 
Weitläufiges  und  Unklares  berichtet;  offenbar  lässt  Furcht  vor  der  Kirche  den 
Verf.  hier  nicht  seinen  ganzen  Gedanken  sagen. 

Ohne  Zweifel  stösst  an  diesem  Werke  Manches  ab.  Der  sittliche  Sinn 
wird  verletzt  durch  die  gi'obsinnliche ,  jedes  reinem  menschlichen  Gefühles 
baare  Auffassung  der  Geschlechtsverhältnisse.  Die  Vertheilung  der  gesell- 
schaftlichen und  staatlichen  Geschäfte  ist  absurd  unpractisch.  Ueber  Organisation 
der  Arbeit  hat  der  umwälzende  Mönch  gar  nicht  das  Bedürfniss  eines  klaren 
Begriffes.  Endlich  ist  ein  bedeutender  Theil  der  Gedanken  aus  Piaton  und 
Morus  gar  zu  sichtlich  entliehen,  und  nur  zuweilen  ins  Fratzenhafte  verbildet 
Allein  der  Sonnenstaat  enthält  doch  anch  manches  Beachtenswerthe  und  für 
die  Geschichte  der  Wissenschaft  Bedeutende.  Will  man  auch  den  Vorschlag, 
die  Wohnorte  regelmässig  bloss  aus  öffentlichen  Gebrtnden  zu  bilden,  nicht  un- 
gcbttrlich  hoch  anschlagen,  eine  so  grosse  Rolle  derselbe  auch  in  den  späteren 
Staatsromanen  und  in  den  neuesten  socialistischen  Systemen  spielt:  so  ist  doch 
jeden  Falles  der  Gedanke,  die  Staatsleitung  unbeschränkt  in  die  Hände  einer 
wisse^ischaftlich  höchst  ausgebildeten  Tbeokratic  zu  legen,  und  den  Stützpunkt 
niekt  in  der  BeligioD,  gondem  im  Wissen  zu  suchen,  weder  einem  geschieht- 
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liehen  Beispiele,  noch  den  Vorgängern  im  Staatsromane  entnommen,  und 
wenn  auch  nicht  behauptet  werden  kann,  dass  die  Nachweisung  der  Ausführ- 
barkeit einer  solchen  Staatsleitung  irgendwie  geglückt  sei;  wenn  namentlich 
der  Grossmotaphysiker  Campanella's  ein  geistiges  Ungeheuer  ist:  so  ist  doch 
immer  jeder  Versuch  anzuerkennen,  an  die  Stelle  der  „wenigsten  Weisheit' 
die  höchstmögliche  zur  Regierung  der  "Welt  zu  bestellen.  Sodann  möchte  die 
Organisation  der  Staatsverwaltung  nach  einer  systematischen  Realeintheilung 
der  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Geschäfte  keineswegs  zu  tibersehen  sein. 
Mir  wenigstens  ist  nicht  bekannt,  dass  dieser  Gedanke,  welcher  jetzt  freilich 
ein  sehr  geläufiger  ist  und  den  Einrichtungen  der  meisten  Staaten  zu  Grunde 
liegt,  vor  Campanella  von  irgend  Jemand  geäussert  worden  wäre.  Und  wer 
die  nach  ganz  anderen  Gründen  bestellte  Staatsordnung  jener  Zeit  und  die  durch- 
gehends  bunte  Vermischung  aller  Arten  von  Zuständigkeiten  bedenkt,  der  wird 
zugeben,  dass  dieser  Gedanke  einer  durchgreifenden  logischen  Ordnung  eben 
nicht  nahe  lag.  Ob  aber  der  Verf.  durch  seine  encyklopädisch-wissenschaft- 
lichen  Bedürfnisse,  oder  ob  er  durch  ein  unmittelbares  Talent  auf  seinen  Ge- 
danken kam;  ferner  ob  die  von  ihm  gewählte Realtheilnng  gerade  die  richtigste 
in  den  obersten  Eintheilungsgründen  und  in  der  Durchführung  war:  hierauf 
kommt  offenbar  nicht  viel  an.  Campanella  hat  sich ,  bei  freilich  sehr  üblen 
Einwirkungen  seiner  Persönlichkeit,  seiner  Zeit  und  seines  Schicksales,  auch  in 
seinem  Staatsromane  als  ein  geistreicher  und  tiefblickender  Mann  bewiesen. 

Ohne  Zweifel  war  es  die  Mischung  von  Vorzügen  und  groben  Fehlem, 
welche  den  ehrenfesten  protestantischenTheologen  Johann  Valentin  Andrea 
bewog ,  die  Dichtung  des  italienischen  Mönches  zu  überarbeiten  und  zu  reini- 
gen. Selbst  Dichter,  erkannte  er  wohl  die  Gefahr  einer  weiten  Verbreitung 
des  süssen  Giftes,  und  beschloss  dasselbe  für  seine  Landsleute  und  Glaubens- 
genossen durch  eine  gleich  angenehme  aber  unschädhche  Gabe  zu  ersetzen. 
Schon  im  J.  1619,  also  ehe  die  lateinische  Uebersetzung  des  Sonnenstaates 
durch  T.  ^dam  besorgt  war,  erschien  die  „Beschreibung  des  Staates  Christians- 
stadt" *),  welche  in  den  äussern  Punkten  die  grösste  AehnHchkeit  mit  Cam- 
panella's Schrift  hat ,  dagegen  an  die  Stelle  ihrer  wurmstichigen  Sittlichkeit 
fromme  und  rechtgläubige  Lehren  des  Protestantismus  setzt.  Ob  Andrea  mit 
Campaueila  durch    eine,   jetzt   nicht  mehr  vorhandene,   italiänische   Ausgabe, 


1)  (Andre ae,  J.  V.)  Reipublicae  christianopolitanae  descriptio.  Argent.  1619.  12. 
Eine  Uebersetzung  ist:  D.  V.  A.  Reise  nach  der  Insel  Caphar  Salama,  und  Be- 
schreibung der  darauf  gelegenen  Insel  Chrisliansburg,  nebst  einer  Zugabe  von 
moralischen  Gedanken  in  gebundener  und  ungebundener  Rede,  herausgegeben  von 
D.  S.  G.  Esslingen,  1741.  Nicht  zu  verwechseln  mit  diesem  Staatsromane  ist 
ein  geschmackloses  Gedicht  Andreä's,  welches,  überflüssig  genug,  in  neuerer  Zeit 
herausgegeben  wurde,  nämlich:  Die  Christenburg,  allegorisch -epische  Dichtung 
von  J.  V.  A.  Herausgegeben  von  Grüneisen.  Lpz.,  1836.  Letzteres  ist  eine  Alle- 
gorie des  Kampfes  und  Sieges  des  Christeuthams. 
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oder  durch  eine  Handschrift  der  wenige  Monate  später  erschienenen  lateinischen 
üebersetzung  des  Sonnenstaates  bekannt  geworden  war,  ist  nicht  zu  bestimmen; 
nennt  er  ihn  doch  sogar  in  seiner  ausführlichen  Vorrede  gar  nicht.  Allein  über 
seine  Kenntniss  der  Schrift  und  über  den  Zweck  seiner  eigenen  Arbeit  kann 
einem  aufmerksamen  Leser  kein  Zweifel  bleiben.  —  Der  Gedanke,  einem  er- 
dichteten staatlichen  Zustande  die  Durcliführung  der  christlichen  und  nament- 
der  protestantischen  Sittenstrenge  zu  Grund  zu  legen,  ist  an  und  für  sich 
ein  sehr  fruchtbarer,  und  könnte,  geistreich  durchgeführt,  zu  sehr  merkwürdigen 
Ergebnissen  führen.  Koch  ist  die  Menschheit  in  der  Wirklichkeit  niemals  dahin 
gediehen,  einen  Staat  auf  das  Sittengesetz  zu  stützen.  Man  begnügt  sich  mit 
dem  Reclite.  Es  wäre  nun  doch  sehr  interessant,  an  einer  geschickt  ersounenen 
Verkörperung  die  Folge  eines  solchen  Zustaudes  vor  Augen  gestellt  zu  sehen, 
um  ihre  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit  beurtheilen  zu  können.  Jeden  Falles 
stellt  sich  unser  wirkliches  Leben  in  Staat  und  Gesellschaft  auf  dem  Stand- 
punkte einer  ausschliesslich  religiös-sitthchen  Weltanschauung  so  verkehrt  und 
mangelhaft  dar,  dass  der  Widerspruch  zwischen  beiden  ein  sehr  glückliches 
Motiv  für  einen  Staatsroman  wäre.  —  Leider  hat  nun  aber  der  gute  württem- 
bergische Diaconus  diesen  Gedanken  nicht  mit  Geschick  und  Geist  zu  hand- 
haben gewusst.  Er  glaubt  genug  gethan  zu  haben,  wenn  er  an  die  Stelle  der 
Lüderlichkeit  des  Calabresen  gottesfürchtige  Betrachtungen,  und  anstatt  der 
anstössigen  Anstalten  und  der  ersonnenen  Religion  desselben  die  prosaische 
Wirklichkeit  eines  orthodoxen  protestantischen  Landes  setzt.  Seine  Einbildungs- 
kraft war  nicht  bildkräftig  genug,  um  seine  Lehre  in  lebendige  Gestalten  zu 
verkörpern.  Abgesehen  also  davon,  däss  er  Betstunden  u.  dgl.  in  seiner  Chri- 
stiansstadt einführt,  und  die  in  der  christlichen  Gesellschaft  hergebrachte  Ord- 
nung der  Ehe  und  Familie  stillschweigend  wieder  einsetzt,  schliesst  er  sich 
fast  sclavisch  an  den  Sonnenstaat  an.  Auch  er  hat  gemeinschaftliche  grosse 
Gebäude,  jedoch  mit  abgesonderten  Familienwohnungen  und  Mahlzeiten;  auch 
er  schreibt  für  seine  Stadt  einen  wunderbaren  Bauplan  von  vielen  in  einander 
geschachtelten  Vierecken  vor;  auch  er  will  gemeinschaftliche  Erziehung  vom 
sechsten  Jahre  an;  auch  er  kennt  nur  gemeinsames  Eigenthum,  und  was  dar- 
aus folgt,  also  Arbeit  für  die  Gesammtheit  unter  Anweisung  und  Aufsicht  von 
Vorstehern,  dagegen  Versehung  mit  allem  Nothwendigen  aus  den  öffentlichen 
Vorräthen;  auch  er  will  das  Geld  verbannen;  glaubt  nur  ein  sehr  geringes 
Maass  von  körperlicher  Arbeit  eines  Jeden  in  Anspruch  nehmen  zu  dürfen, 
dagegen  aber  für  religiöse,  sittliche  und  verständige  Ausbildung  alle  Zeit  und 
Gelegenheit  gewähren  zu  können.  Zu  dem  Ende  ergeht  er  sicli  denn  in  vie- 
len, hinreichend  kindischen,  Beschreibungen  von  öffentlichen  Sammlungen  aller 
Art,  in  Schilderungen  einzelner  Münner  und  Frauen.  Selbst  in  der  Regie- 
mngsform  weicht  er  kaum  ab  von  Campanella.  Zwar  beseitigt  er  dessen  theo- 
kratischen  Monarchen;  wohl  aber  hat  er  dessen  drei  Vorsteher,  von  welchen 
er  einen  den  Priester,  den  andern  den  Richter,  den  dritten  den  Aufseher  über 
die  Bildung  nennt.    EigenthOmlich   ist  dabei  nur,   dass   er  jedem  dieser  Drei- 
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männer  einen  Geliilfen  —  ünterstaatssecretär  —  beigiebt,  von  welcher  der  dem 
Priester  zugetUeilte,  gut  wüvttembergisch,  Diaconus  (in  der  Uebersetzung  „Hel- 
fer") genannt  wird ;  und  dass  er  sie  alle  drei  verheurathet ,  den  Priester  mit 
dem  „Gewissen",  den  Richter  mit  der  „Vernunft",  den  Bildungsvorsteher  mit 
der  „Wahrheit."  —  Es  scheint  nicht,  dass  Andrea  seinen  Zweck  in  irgend 
bedeutendem  Maasse  erreicht  hat.  Wenigstens  ist  seine  Ueberarbeitung  des 
Sonnenstaates  ein  sehr  wenig  gekanntes  Buch,  während  die  Urschrift  noch 
jetzt  sogar  neue  Auflagen  und  Uebersetzungen  erhält. 

Unmittelbar  auf  Campanella  und  Andrea  folgen  wieder  Dichtungen  eini- 
ger Engländer ;  und  keineswegs  als  ein  blosser  Zufall  kann  es  wohl  betrach- 
tet werden,  dass  gerade  Männer  dieses  Volkes  es  unternahmen,  ihrer  Zeit  ein 
Gegenbild  zur  Selbsterkenutniss  und  Nacheiferung  vorzuhalten.  Wenn  irgend- 
wo in  Europa,  so  musste  sich  in  dem  freiem  Staatsleben  Englands  der  Blick 
der  Gebildeten,  namentlich  aber  der  mit  den  öffentlichen  Geschäften  Betrauten, 
der  tieferen  gesellschaftlichen  Aufgabe  zuwenden.  —  So  war  es  denn  auch 
kein  geringerer  Mann,  als  Franz  Bacon,  welcher  zunächst  seine  Lösung  der 
Räthsel  in  der  durch  einon  Vorgänger  im  Amte  berühmt  gewordenen  Form 
zu  entwickeln  unternahm.  Leider  freilich  müssen  wir  uns  fast  nur  mit  der 
Absicht  begnügen;  denn  es  fand  sich  unter  seinen  hinterlassenen  Schriften  nur 
ein  Bruchstück  der  „Neuen  Atlantis".  Sicherlich  ist  dieses  sehr  zu  bekla- 
gen, denn  wir  wissen,  dass  dieser  grosse  Geist  sich  vorgenommen  hatte,  in 
jenem  Werke  seine  sämmtlichen  Ansichten  über  Gesellschafts-  und  Staatsord- 
nung niederzulegen;  und  von  doppeltem  Werthe  wäre  es  gewesen,  wenn  er, 
wie  diess  einige  Stellen  beweisen,  sich  polemisch  zur  ütopia  verhalten  hätte. 
In  dem  auf  uns  gekommenen  Stücke  ist  hauptsächlich  nur  die  Beschreibung 
der  wissenschaftlichen  Anstalten  auf  der  glücksehgen  Insel  von  Bedeutung; 
und  zwar  ist  dieselbe  nicht  sowohl  an  sich  von  Werth ,  denn  vielmehr  als 
Maassstab  der  höchsten  Forderungen  jener  Zeit,  üeber  den  eigentlichen 
Staatsplan  Bacons  lassen  sich  nur  Muthmassungen  aufstellen,  welche  dahin  ge- 
hen, dass  derselbe  durch  höchste  wissenschaftliche  Ausbildung  das  allgemeine 
Glück  begründen  wollte,  und  sich  von  derselben  grosse  Regierungsfähigkeit  der 
Oberen,  sittliche  und  gesellschaftliche  Ordnung  der  Masse  verhiess.  Da  es 
aber  an  allen  Mittelgliedern  und  Einzelnheiten  fehlt,  so  lässt  sich  ein  irgend 
sicheres  Urtheil  nicht  fällen;  und  es  verdient  somit  die  ganze  Schrift  nur  der 
Vollständigkeit  und  namentlich  des  grossen  Verfasseis  wegen  Beachtung*). 

Nichts  kann  nach  Inhalt  und  Form  verschiedener  von  den  bisher  bespro- 
chenen   Schriften   sein,   als   der  nun   der  Zeitfolge  nach  zunächst  kommende 


1)  Die  Nova  Atlantis  findet  sich  in  allen  Gesammt-Ausg^aben  der  Werke  Baco's. 
So  z.  B.  in  der  Londoner  FoHo-Ausgabe  von  1753  in  Bd.  1I[,  S.  708  —  125. 
Geschrieben  ist  sie  ohne  Zweifel  in  den  Jahren  1621  —  1626.  Eine  Uebersetzung 
mit  Anmerkungen  ist  St.  John's  Uebertragung  der  Ulopia  (London  1850)  beige- 
fügt. 
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Staats  -  Roman,  nämlich  die  „Oceana"  des  Engländers  Jacob  Harrington. 
Der  Verfasser,  ein  zwar  friedfertiger  aber  höchst  entschiedener  Anhänger  einer 
demokratischen  Regierungsform ,  war  mit  der  Herrschaft  Cromwell's  unzufrie- 
den ,  und  hoffte  nicht  nur  die  Nation ,  sondern  den  Protector  selbst  von  der 
Vorzüglichkeit  einer  repräsentativen  Demokratie  mit  gewählten  Magistraten 
von  kurzer  Amtsdauer  überzeugen  zu  können.  Das  ihm  tauglich  scheinende 
Mittel  aber  war  die  Entwerfung  eines  bis  in  die  feinsten  Einzelnheiten  ausge- 
arbeiteten, somit  sehr  weitläufigen,  Verfassungsplanes  für  die  erdichtete  Insel 
Oceana ').  Da  die  Missbilligung  des  Bestehenden  sich  bei  ihm  keineswegs 
bis  auf  die  Grundlagen  der  Gesellschaft  erstreckte ,  sondern  seine  üusser- 
sten  "Wünsche  nur  auf  eine  bestimmte  Form  der  bestehenden  staatlichen 
Zustände  gerichtet  waren  :  so  unterscheidet  sich  sein  Plan  von  den  bisherigen 
Staats -Romanen  in  doppelter  wesentlicher  Beziehung.  Einmal  ist  kaum  eine 
Spur  von  Vorschlägen  zu  einer  Umgestaltung  der  jetzigen  Gesellschaft.  Ehe, 
Eigenthum,  Sondererziehung  der  Kinder,  willkührliehe  Ausdehnung  des  Geschäf- 
tes und  der  Mitwerbung  werden  gar  nicht  berührt;  selbst  Zehnten  und  Stolge- 
büren  finden  keinen  Anstand.  Der  einzige  hier  einschlagende  Vorschlag 
ist  der  ziemlich  schüchterne  einer  Verkleinenmg  der  Majorate.  (Niemand  soll 
Grundeigenthum  über  2000  Pfund  Sterling  an  "Werth  erben,  wenn  noch  weitere 
Geschwister  vorhanden  sind,  keine  Tochter  über  1500  Pfund  Sterling  Heurath- 
gut  erhalten;  doch  sollen  diese  Vorschriften  nicht  gelten  für  einzige  Kinder, 
nicht  für  Wittwen,  nicht  für  Erbschaften  von  Seitenverwandten.)  Andererseits 
aber  geht  die  Entwicklung  der  gewünschten  Staatsformen,  welche  in  den  übri- 
gen Staats -Romanen  sehr  kurz  und  im  Allgemeinen  gehalten  zu  sein  pflegt 
bis  zum  Abgeschmackten  ins  Einzelne.  Selbst  Kupferstiche  und  Plane  sind, 
gegeben  zu  einem  richtigen  Verständnisse ;  und  die  sonst  sehr  unfruchtbare 
Einbildungskraft  des  ehrlichen  Verfassers  ergeht  sich  bei  den  Vorschriften  der 
Wahlen,  der  Abstimmungsweisen,  kurz  der  unbedeutendsten  Förmlichkeiten  in 
einem  wahren  Luxus  von  Bestimmungen  und  Vorsicht.  Ob  man  oben  oder  unten 
seine  Bank  verlässt  zum  Abstimmen ;  ob  man  die  Stimmkugel  in  eine  Schale  oder 
in  eine  Urne  wirft,  sind  Fragen  von  der  höchsten  Wichtigheit.  Die  nachstehenden 
Andeutungen  werden  mehr  als  genügen,  um  den  Geist  des  Planes  kennen  zu  ler- 
nen. An  der  Spitze  des  Staates  sollen  stehen:  ein  Lord  Strategus,  ein  Lord 
Orator,  zwei  Censoren  (soweit  alljährlich  gewählt);  drei  Commissftre  des  gros- 
sen Siegels  und  ebenso  viele  des  Schatzes  (diese  auf  drei  Jahre  ernannt).  Aus- 
serdem eine  Anzahl  von  collegialischen  Behörden  für  die  hauptsächlichsten  6e- 


1)  Die  erste  Aotgabe  der  Oceana  ist  in  London  1056  in  Folio  erschienen;  spfitere 
Abdrücke  flnden  sich  io  den  verschiedenen  Ausgaben  der  Werke  Harrington's. 
Im  Jahre  1959  fand  H.  selbst  Tür  nölhig,  einen  Auszug  zur  leichlcrn  Ucbersicht 
bekannt  zn  machen,  der  aber  freilich  wieder  ausführlich  genug  ausfiel.  Es  ist 
dicas  das  driUe  Buch  seiner  Art  of  lawgiving.  —  Man  vgl  H  a  1 1  a  ui «  Lit,  of  Ea- 
rope,  Bd.  IV,  8.  366 ;  Hume,  Essays,  Bd.  I,  essay  16. 
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Schäftszweige,  alle  nur  mit  wechselnden  Mitgliedern  besetzt.  Im  Nothfalle  übt 
der,  mit  ausserordentlichen  Mitgliedern  versehene,  Kriegsrath  eine  Dictatur. 
Für  Beamte  der  Kirchspiele  und  Bezirke  ist  reichlich  gesorgt.  Die  gesetzge- 
bende Gewalt  aber  ruht  in  einem  Parliamente,  bestehend  aus  einem  Senate 
von  300  Mitgliedern,  und  einer  Prärogative  von  1050;  die  Mitglieder  beider  beide 
je  auf  drei  Jahre  gewählt,  nach  dem  Austritte  nicht  wieder  wählbar  während  der 
nächsten  drei  Jahre,  und  jährlich  zu  einem  Drittheile  erneuert.  Der  Se- 
nat hat  die  Berathung;  die  Praerogative  die  Entscheidung  auf  einen  Vor- 
trag von  Senatoren.  Die  "Wahl  in  das  Parliamcnt  wird  von  den  50  Tri- 
bus  vorgenommen,  in  welche  das  Staatsgebiet  zerfällt,  jede  aus  20  Hunder- 
ten, jedes  Hundert  aus  10  Kirchspielen  bestehend.  Das  active  "Wahlrecht  aber 
ist  wesentlich  bestimmt  durch  das  Vermögen.  Die  freien  (nicht  dienenden) 
Bürger  zerfallen  nämlich  in  Reuter  und  in  Fussgänger,  je  nachdem  sie  über 
100  Pfund  Sterling  Einkommen  haben ,  oder  nicht.  Aus  den  Reutern  gehen 
die  Ritter  hervor,  aus  den  Fussgängern  die  Abgeordneten,  und  zwar  treten 
von  den  15  Rittern  einer  Tribus  6  in  den  Senat,  9  in  die  Prärogative,  alle  12 
Abgeordnete  aber  in  die  letztere.  Die  gesammten  Gewählten  einer  Tribus  ha- 
ben die  Gemeinbenennung:     Galaxy. 

Diess  wird  hinreichend  sein ,  um  zu  zeigen ,  dass  Harrington  jener 
geistlosen  und  bei  aller  Pedanterei  auch  practisch  völlig  unbrauchbaren  Gat- 
tung von  Staatsweisen  angehört,  welche  in  der  Auffindung  verwickelter  Formen 
Schutz,  in  der  Beschränkung  der  nöthigen  Amtsgewalt  Freiheit,  in  der  genauen 
Bestimmung  von  Kleinigkeiten  Dauer,  in  einer  mechanischen  Zerschneidung 
und  Zusammensetzung  Ordnung  suchen.  An  eine  Befriedigung  der  tiefer  lie- 
genden Bedürfnisse  des  gesellschaftlichen  Menschen,  ja  auch  nur  an  eine  Un- 
tersuchung ,  ob  denn  der  Rechtsstaat  mit  repräsentativen  Formen  wirklich 
das  Staatsideal  sei,  dachte  er  gar  nicht,  da  ihm  die  bestehenden  Normen 
nicht  nur  genügend,  sondern  selbst  das  einzige  Mögliche  zu  sein  scheinen 
mochten.  Schade  um  die  freie  Form  und  um  die  geistige  Berechtigung  des 
Staats  -  Romanes,  wenn  sie  nur  zur  Hülfe  für  solche  Aermlichkeit  dienen  sollen. 

Einen  keckeren  Gebrauch  von  den  Vortheilen  der  dichterischen  Form 
wusste  wieder  D.  Vairasse,  der  Verfasser  der  wenige  Jahre  später  erschei- 
nenden Histoire  des  Sevarambes  zumachen.  Nicht  blos  dass  eine 
grössere  Bewegung  und  Einbildungskraft  in  der  Einkleidung  des  Stoffes  ist, 
(manchmal  sogar  den  Zweck  —  eine  Wahrscheinlichmachung  der  Fabel  — 
beinahe  überschiessend ;)  sondern  vorzüghch  fühlt  auch  der  Verfasser,  dass  die 
Leiden  der  Menschen  keineswegs  nur  von  verfehlter  Regieruugsform  herrüh- 
ren, sondern  dass  das  innerste  "Wesen  unserer  gesellschaftlichen  Einrichtungen 
zu  Zweifeln  auffordert.  Daher  schlägt  er  denn  wieder  eine  andere  Gestaltung 
des  gesammten  gesellschafthchen  Lebens  vor,  welche  ihm  die  irdischen  Un- 
vollkommenheiten  so  weit  als  möglich  zu  beseitigen  verspricht.  Und  ist  auch 
dieser  Gedanke  selbst  kein  ihm  eigenthümlicher,  so  sind  es  doch  zum  Theile 
die  Mittel.    Dieselben  aber  kennen  zn  lernen,    ist  um  so  mehr  von  Interesse 
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als  sie  offenbar  die  verheimlichte  Quelle  sind,  aus  welcher  in  unseren  Tagen 
Fourier  und  Cabet  vielfach  schöpften.  Der  wesentliche  Inhalt  des  Werkes  ist 
aber  folgender: 

Das  Volk  der  Sevaramben  kennt  keinerlei  erbliche  Stände;  nur  Ta- 
lent und  Verdienst  führt  zu  Auszeichnung  und  Rang.  Genau  ist  das  Fami- 
lienleben geordnet.  Allerdings  besteht  Ehe,  jedoch  nicht  durchweg  Mono- 
gamie. "Während  nämlich  der  gewöhnliche  Bürger  nur  Eine  Frau  hat,  und 
nur  noch  eine  fremde  Sklavin  als  Beischläferin,  wenn  die  Ehe  unfruchtbar 
bleibt,  haben  die  Beamten  eine  mit  dem  Bange  steigende  Anzahl  von  Frauen 
und  Sklavinnen,  so  dass  endlich  das  Staatsoberhaupt  zu  zwölf  Frauen  gelangt. 
Austausch  der  Frauen  ist  erlaubt.  Bis  zum  16ten  und  18ten  Jahre  bleiben 
die  Geschlechter  getrennt,  dann  aber  mögen  sich  die  jungen  Leute  einige  Jahre 
genauer  kennen  lernen.  Bei  dem  jährlichen  allgemeinen  Verehelichungsfeste 
haben  die  Mädchen  den  Antrag  zu  stellen ,  die  Jünglinge  jedoch  ein  Einwilli- 
gungsrecht; hiebei  nicht  zur  Ehe  gelangende  Mädchen  können  sich  einen  der 
höchsten  Staatsbeamten  zum  Gatten  wählen.  Verwachsene  Weiber  werden  in 
ein  abhängiges  Land  verbannt.  Das  Gesetz  sorgt  durch  genaue  Vorschriften, 
dass  die  Neuverehelichten  in  den  ersten  Jahren  nicht  durch  Uebermaass  des 
Genusses  sich  und  der  Nachkommenschaft  schaden.  Bis  zum  sechsten  Jahre 
bleiben  die  Kinder  bei  den  Aeltern;  dann  werden  sie  sämmtlich  in  öffentlichen 
Anstalten  gemeinschaftlich  erzogen.  Ein  hauptsächliches  Mittel  zur  Ordnung 
der  Gesellschaft  und  zur  Verbreitung  von  Glück  und  Zufriedenheit  ist  die  Art 
der  Wohnung.  Sämmtliche  Gemeinden  des  Landes  bestehen  aus  einer,  grös- 
seren oder  kleineren,  Anzahl  gleichförmiger  öffentlicher  Gebäude,  Osmasieen 
genannt,  deren  jedes  von  mehr  als  1000  Menschen  gemeinschaftlich  bewohnt 
wird.  Diese  Gebäude  sind  je  50  geometrische  Schritte  im  Vierecke ,  vier 
Stockwerke  hoch ,  im  Innern  mit  Gärten  und  Springbrunnen  verziert ,  mit  fla- 
chen Dächern  zum  Lustwandeln.  Die  Strassen  der  Städte  werden  im  Sommer 
mit  Zelten  kühl  gehalten :  überall  hin  führen  bedeckte  Gänge.  Theils  in  den 
Osmasieen  selbst,  theils  in  eigenen  Gebäuden  sind  glänzende  Räume  zu  gemein- 
samem Leben  und  Vergnügen;  namentlich  finden  die  Mahlzeiten  Morgens  und 
Mittags  in  Geroeinschaft  statt,  während  jeder  Abends  allein  speisen  mag.  — 
Die  Organisation  der  Arbeit  aber  ist  folgende:  Privateigcnthum  besteht 
nicht  in  Scvarambien,  sondern  jeder  Bürger  ist  dem  Staate  eine  gemessene 
Arbeit  schuldig,  wogegen  er  aber  auch  von  demselben  mit  allen  Lebensnoth- 
wendigkeiten  versehen  wird.  Zu  dem  Ende  hat  einer  Seits  jede  Beschäftigung 
ihre  Vorsteher,  welche  die  Arbeiten  anordnen  und  das  Fertige  an  die  Staats- 
vonathshäuser  abliefern;  andrer  Seits  befinden  sich  in  jeder  Osmasie Maga- 
zine mit  allen  Bedürfnissen  für  die  Bewohner.  Der  Tag  zerfällt  in  drei  gleiche 
Theile  für  Arbeit,  Vergnügen  und  Ruhe;  durch  Glockcnklang  wird  die  Arbeits- 
zeit bezeichnet.  Damit  aber  für  jede  Beschäftigung  die  entsprechende  Zahl 
von  Betreibenden  bestehe,  werden  die  talentvolleren  Knaben  in  den  öffentli- 
chen Erziehongsanstaltcu  für  die  höheren  Künste  und  Wissenschaften  bezeichnet, 
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die  übrigen  aber  zuerst  sämmtlich  vom  Uten  bis  zum  14ten  Jahr  im  Land- 
bau untcrriclitct ,  dann  aber  zu  einer  Wahl  zwischen  diesem  oder  einem  Ge- 
werbe aufgefordert.  —  Die  Regierungsform  ist  ein  Gemisch  von  demo- 
kratischen Wahlen  und  unbeschränkter  Fürstenherrschaft.  Die  unteren  Beam- 
ten, bis  zum  Vorsteher  einer  Osmasie,  dem  Osmasionten,  aufwärts,  werden  vom 
Volke  gewählt,  können  dagegen  vom  Staatsoberhaupte  abgesetzt  werden. 
Sämmtliche  Osmasionten  bilden  den  grossen  Rath,  welchem  die  Gesetzgebung 
zusteht.  Je  der  achte  Mann  aus  demselben  tritt  zu  dem  kleinen  Rathe  (den 
Brosmasionten)  zusammen.  Von  diesen  endHch  sind  die  24  Aeltesten  die  Se- 
natoren (Sevarobasten),  welche  die  grossen  Staatsämter  bekleiden.  Der  grosse 
Rath  wählt  vier  Kandidaten  für  die  Stelle  des  Staatsoberhauptes,  unter  wel- 
chen wieder  das  Loos  entscheidet.  Wahlfähig  ist  nur,  wer  von  unten  auf  in 
öfifentlichen  Aemtern  gedient  hat.  Das  Oberhaupt  ist  Statthalter  der  Sonne 
und  hat  unbeschränkte  lebenslängliche  Gewalt;  doch  mag  er,  wenn  er  schlecht 
regiert,  auf  Beschluss  des  grossen  Rathes  xmter  Vormundschaft  genommen  und 
als  wahnsinnig  eingesperrt  werden.  Die  Belohnung  der  sämmtlichen  Beamten 
besteht  nur  in  einer,  nach  Standesgebühr  steigenden,  bessern  Versorgung  mit 
Wohnung,  Kleidung,  Speise  u.  s.  w. ;  ausserdem,  wie  bereits  bemerkt,  in  dem 
Rechte  mehrere  Frauen  und  Sklavinnen  zu  haben.  Sehr  einfach  ist  nament- 
lich die  Rechtspflege  bestellt :  Civil  -  Processe  sind  ganz  unbekannt ;  die  Stra- 
fen auf  Verbrechen  sind  Gefängniss,  selten  Tod,  häufig  aber  körperliche  Züch- 
tigung. —  Im  Heere  hat  jeder  Einwohner,  auch  die  Frauen,  bis  zum  49ten 
Jahre  zu  dienen ;  ein  Zwölftel  der  Bevölkerung  ist ,  je  auf  drei  Monate ,  be- 
ständig unter  den  Waffen. 

Gewiss  ist  dieser  Gesellschafts-  und  Staatsplan  nichts  Ausserordentliches, 
oder  auch  nur  wohl  tiberdacht  und  die  Schwierigkeiten  gründlich  erwägend. 
Alles  was  über  die  Geschlechtsverhältnisse  gesagt  wird,  ist  theils  als  ge- 
schmacklos ,  theils  als  unsitthch  zu  verwerfen ;  die  Gütergemeinschaft  ist  der 
unmittelbare  Weg  zur  Barbarei,  wie  die  Menschen  nun  einmal  sind;  auch  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  die  wesentlichsten  Grundgedenken  aus  der  Utopia 
und  aus  dem  Sonnenstaate  entliehen  sind.  Dennoch  kann  man  nicht  über  sich 
gewinnen,  das  Buch  kurzweg  zu  verurtheilen.  Einmal  spricht  sich  doch  unver- 
kennbar in  dem  Ganzen  ein  freundliches  Gefühl  für  die  Leiden  der  grossen 
Menge  aus.  Dieses  Gefühl  aber  ist  immer  achtbar,  auch  wenn  die  vorgeschla- 
genen Hülfsmittel  vor  der  Kritik  nicht  sollten  bestehen  können;  doppelt, 
wenn  eine  solche  Gesinnung  in  einem  Zeitalter  hervortritt,  welches  so  wenig 
dieselbe  theilte,  wie  diess  hei  dem  Jahrhunderte  Ludwigs  XIV.  der  Fall  war. 
Eine  Schrift,  welche  in  dieser  Richtung  zu  wirken  sucht,  ist  eine  gute  Hand- 
lung. Sodann  aber  ist  unläugbar  hier  mancher  Vorschlag  ausführbarer  und 
einfacher,  als  der  entsprechende  in  der  Utopia;  auch  ist  der  Persönlichkeit 
der  Bürger  grössere  Rechnung  getragen.  Demnach  mag  immerhin  die  Ge- 
schichte der  Sevaramben  als  eine  der  besseren  Erscheinungen  unter  denStaats- 
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romanen  bezeichnet  werden;  und  jeden  Falles  ist  wohl  begreiflich,  das«  sie 
vielfach  und  lange  Beifall  in  der  Lesewelt  fand  *). 

Nun  aber  folgt  grosse  Dürre,  nicht  der  Zahl,  aber  dem  Inhalte  der  Lei- 
stungen nach;  und  zwar  bis  auf  unsere  Zeit  herunter. 

Fast  zur  selben  Zeit  mit  der  Geschichte  der  Sevaramben  erschien  ein 
änsserlich  verwandtes,  aber  dem  Inhalte  nach  sehr  verschiedenes  und  völlig 
Hiisslungenes  Werk,  genannt  die  „Erlebnisse  von  Jacob  Sadeur'"*). 
Der  Verfasser,  ein  französischer  zum  Protestantismus  übergegangener  Mönch, 
Gabriel  Foigny,  schildert  ein  ersounenes  Volk  in  der  Südsee.  Die  Grund- 
lage seiner  Gesellschaft  ist  vollkommene  Gütergemeinschaft;  die  Folge  dersel- 
ben aber  allgemeine  Uebereinstimmung  und  Herzlichkeit.  Jeder  hat  was  er 
braucht,  ohne  Dürftigkeit  und  ohne  Verschwendung.  Die  Familie  aber  besteht 
nicht,  weil  —  die  Einwohner  Mann  und  Weib  in  Einer  Person  sind!  Klei- 
dung ist  unbekannt.  Staatliche  Einrichtungen  bestehen  eigentlich  gar  keine. 
Alle  Menschen  werden  nicht  nur  gleich  geboren,  sondern  bleiben  auch  voll- 
ständig frei.  Es  giebt  gar  keine  befehlende  Gewalt;  selbst  beim  Heere  ist 
keine  Mannszucht  und  kein  Anführer,  und  doch  vollkommene  Ordnung.  — 
Einer  Beurtheilung  solcher  Thorheiten  bedarf  es  nicht.  Wenn  —  abgesehen 
von  allem  Anderem  —  eine  Abänderung  der  physischen  Natur  des  Menschen- 
geschlechtes nothwendig  ist  zur  Ermöglichung  eines  guten  Zustandes,  so  lässt 
sich  nicht  begreifen ,  welchen  Zweck  die  Schilderung  einer  haaren  Unmög- 
lichkeit haben  kann.  Ein  solches  Beginnen  ist  eine  abgeschmackte  und  sinn- 
lose Carricatur  des  Gedankens  der  Staatsromane. 

Etwas,  aber  nur  eben  etwas  besser  ist  das  nun  folgende  englische  Werk. 
Es  sind  diess  die  —  auch  wieder  von  einem  katholischen  Priester,  Simon 
B erin gton,  herausgegebenen  —  „Denkwürdigkeiten  Gaudentio's  von  Lucca"  ^). 


1)  Die  erste  Ausgabe  der  „Histoire  des  Sevarambes"  ist  vom  J.  1677 ,  zwei  weitere 
Aasgaben  sind  1702  und  1716  erschienen;  auch  besteht  eine  deutsche  Ucber- 
setzung.  Der  Name  des  Verfassers  ist  auf  Iceiner  dieser  Ausgaben  genannt;  Le- 
wis giebt  an,  dass  Vairasse  nur  ein  Uebersetzer  nicht  aber  der  Verfasser  selbst, 
und  das  Weric  ursprünglich  englisch  sei.  Es  ist  mir  unbekannt,  worauf  sich 
diese,  allen  übrigen  Nachrichten  widersprechende,  Behauptung  stützt. 

2)  Der  Titel  dieser  Schrift  ist :  Les  aventures  de  Jacques  Sadeur ,  dans  la  d(5cou- 
verte  des  terres  australcs ;  oder  auch :  Nouveau  voyage  de  la  terre  austräte,  con- 
tenant  les  coütomcs..  par  J.  S.  Die  erste  Ausgabe  erschien  in  Genf,  1676;  spä- 
ter noch  oft,  auch  in  englischer  Uebcrsetzung  (London  1693)  and  in  deutscher. 
Aach  ist  das  Bach  aafgenomnien  in  die  Sammlung  der  Yoyagcs  immaginaircs, 
Bd.  XXIV.  Die  sp&tcren  Ausgaben  sind  nach  einer ,  von  einem  AbbC  Raguenet 
im  J.  1692  vorgenommenen,  Umarbeitung.  Vgl.  Bayie,  Diction.,  Art.  „Sadeur." 
Barbier,  DicL  des  annonymes,  Bd.  IV,  Nr.  17,664. 

3)  Das  Bach  ist  ohne  Zweifel  ursprünglich  englisch  erschienen;  mir  ist  es  nur  in 
doer  französischen  Ueberaetzang    bekannt:      Mdmoirea  de  Gaudence  de  Lucqucs 
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Der  Verfasser  schildert,  in  gefälliger  Form  wenn  schon  etwas  süsslich  und 
breit,  ein  im  Innern  von  Africa  lebendes  Volk,  die  Mezzoranier.  Die  Dichtung 
zeichnet  sich  aber  hauptsächlich  dadurch  aus ,  dass  als  Mittel ,  zu  dem  ge- 
wünschten trefflichen  Zustande  zu  gelangen ,  nicht  blos  eine  Umgestaltung  der 
jetzigen  Gesellschaft  und  des  ganzen  menschlichen  Lebens,  sondern  auch  eine 
Steigerung  der  Sittlichkeit  des  ganzen  Volkes  empfohlen  ist.  Der  Bericht  von 
diesen  Mezzoraniem  geht  nämlich  dahin,  dass  sie  unter  einer  patriarchalischen 
Regierung  leben.  Das  Haupt  des  Staates ,  Pophar  genannt ,  ist  der  gemein- 
sehaftliche  Vater;  wie  er  denn  auch  alle  Mitglieder  des  Volkes  Kinder  nennt. 
Jeder  aus  dem  Volke  erhält  eine  Beschäftigung  angewiesen  je  nach  seiner 
Brauchbarkeit,  und  ändert  sie  auch,  wenn  es  ihm  von  dem  Vorgesetzten  ge- 
boten wird.  Im  Wesentlichen  dienen  die  Jüngern  den  Aelteren;  unter  sich 
aber  sind  sie  vollkommen  wie  Mitglieder  Einer  Familie,  wie  Brüder.  Sonder- 
eigenthum  ist  nicht  sowohl  dem  Grundsatze  nach  verboten,  als  in  der  Aus- 
übung ohne  Bedeutung.  Die  Einwohner  tauschen,  wie  Geschwister,  ihre  Be- 
dürfnisse aus ;  Jeder  benutzt  nach  Belieben  das  Haus  eines  Andern ,  wie  sein 
eigenes;  Alle  sind  Herren  und  Diener  zugleich.  Die  Ehe  ist  monogamisch. 
Die  Kinder  werden  gemeinschaftlich  erzogen;  nur  Anlage  und  Verdienst  sind 
bestimmend  für  den  Lebensweg.  —  Der  Verfasser  ist,  wie  man  sieht,  von  be- 
deutend hellerer  Einsicht  in  das  Mögliche  und  Nothwendige,  als  viele  seiner 
Genossen,  und  namentlich  als  unsere  neuesten  Communisten.  Einmal  erach- 
tet er  Ordnung  und  Glück  für  unmöglich  ohne  eine  wohlgeordnete  Staatsge- 
walt ;  sodann  imd  hauptsächlich  aber  begreift  er  wohl ,  dass  eine  Beseitigung 
der  Selbstsucht  in  den  Vermögensverhältnissen  und  überhaupt  im  Zusammen- 
leben nicht  durch  Aufhebung  der  K  echte  und  durch  äussere  Zwangsvorschriften 
erreicht  werden  kann,  sondern  dass  nur  eine  allgemeine  Steigerung  der  Sitt- 
lichkeit dazu  führen  mag.  Aber  leider  wh"d  durch  diese  richtige  Einsicht  die 
Herstellung  einer  utopischen  Glückseligkeit  um  nichts  leichter,  da  diese  allge- 
meine vollendete  Sittlichkeit  nun  einmal  nicht  besteht,  und  auch  der  Verfasser 
keinerlei  verständige  und  im  wirklichen  Leben  ausführbare  Mittel  zur  Aus- 
führung anzugeben  weiss,  vielmehr  die  Erlangung  des  Wünschenswerthen  be- 
reits voraussetzt.  Höchstens  mag  man  also  rühmen ,  dass  man  von  ihm  we- 
nigstens nicht  irre  geführt  und  zur  Erwartung  des  Heiles  durch  Zerstörungen 
und  Widersinn  verleitet  wird. 

Zweifelhaft  mag  sein,  ob  „Kicolaus  Bllimm's  Unterirdische  Reise  *)"  ver- 


Amst. ,  1753.  I  —  IV.  In  dieser  Form  bildet  es  auch  den  sechsten  Band  der 
Voyages  immaginaires.  Gewöhnlich  wird  das  Buch  dem  Bischof  Berkeley 
zugeschrieben;  allein  mit  Unrecht  nach  genauen  Untersuchungen  von  Lewis,  Me- 
thods  of  Observation  in  politics,  Bd.  II,  S.  373,  Note  103. 
1)  Nie.  Klimii  iter  subterraneum,  novam  telluris  theoriam  ac  historiam  quintae  monar- 
chiae  exhibens.    Havn.  et  Ups.,  1741.    In  fast  alle  lebende  Sprachen  übersetzt. 
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fasst  von  Holberg,  dem  bekannten  dänischen  Dichter,  unter  die  Staatsromane 
gehört.  Dieses  seiner  Zeit  vielgelesene  Buch  ist  mehr  eine  allgemeine  Satyre 
unseres  ganzen  europäischen  Lebens,  in  der  Art  von  Swift's  Gulliver,  als  ein 
Versuch  zur  Verbesserung  des  Staates.  Da  es  jedoch  gelegentlich  auch  die 
öffentlichen  Einrichtungen,  in  seiner  Art,  bertlhrt,  so  mag  es  im  Vorbeigehen 
erwähnt  sein.  Von  irgend  einem  Nutzen  des  Buches  kann  nicht  die  Rede  sein, 
da  in  der  ermüdenden  Aufzählung  von  wundersamen  Erlebnissen  kein  Gegen- 
stand genauer  aufgefasst  ist.  Dass  mehr  Witz,  als  Geschmack  und  Zweck  in 
dem  Ganzen  ist,  wird  in  jetziger  Zeit  wohl  Niemand  läugnen. 

An  denselben  Mängeln  leidet  der  „Schiffbruch  der  schwimmenden  Inseln" 
von  Morelly  ^).  Diesem  Schriftsteller  gebricht  es  an  allem  Bedürfnisse  und 
Talente  einer  bestimmten  Gestaltung  und  der  Einzelndurchführung  des  Gedan- 
kens. Keck  und  scharf  ist  die  satyrische  Schilderung  des  Zustandes  der  Völ- 
ker in  der  jetzigen  Gesittigungs/orm.  Der  Uuterscliied  von  Reichen  und  Ar- 
men wird  bitter  hervorgehoben ;  und  eben  so  wenig  schmeichelhaft  ist  die 
Schilderung  unserer  Fürsten,  Höfe,  Kriege.  Es  fehlt  also  nicht,  wie  man  sieht, 
an  der  oppositionellen  Grundlage  für  einen  tüchtigen  Staatsroman.  Allein  der 
Verfasser  hält  sich  in  der  Regel  mehr  in  der  allgemeinen  Satyre,  oder  spielt 
mit  dem  geschmacklosen  Apparate  der  Fabel,  anstatt  dass  er  in  deutlich  um- 
rissener  Zeiclmung  die  Verwirklichung  seiner  positiven  Ansicht  gäbe.  "Wir  er- 
fahren gar  wenig  von  den  Einrichtungen  seiner  glücklichen  Insehi,  und  dieses 
Wenige  ist  zum  grössern  Theile  nicht  einmal  sein  Eigenthum,  sondern  dem 
platonischen  Staate  entnommen,  freilich  unter  Verzerrung  in's  Gemeine  oder 
Läppische.  Ersteres  ist  namentlich  der  Fall  bei  der  Schilderung  des  Ge- 
Bchlechtsverhältnisses ,  wobei  der  Verfasser  völlig  in  den  liederlichen  Bordell- 
geschmack verfällt,  welcher  so  häufig  bei  den  französischen  Verbessereru  von 
Staat  und  Gesellschaft  zurückstösst.  In  sehr  schlüpfrigen  Schilderungen  rühmt 
er,  dass  keine  Ehe  bestehe,  sondern  freie  Gemeinschaft  stattfinde.  Selbst  vor 
Blutschande  tritt  er  nicht  zurück.  Nur  auf  läppische  Weise  aber  weiss  der 
Verfasser  die  platonische  Idee  zu  behandeln,  wenn  er  Gütergemeinschaft  lehrt, 
aber  das  grosse  Räthsel  bei  diesem  Systeme,  nämlich  das  Motiv  zur  Arbeit, 
dadurch  zu  lösen  sucht,  dass  er  einen  allgemeinen  tugendhaften  Eifer  das 
möglichste  zu  leisten  bei  sämmtlichen  Bürgern  annimmt.  Auf  diese  wohlfeile 
Weise  durchzieht  er  die  fabelhaft  schöne  Insel  mit  Landstrassen,  Kanälen  und 
Dämmen  in  allen  Richtungen,  besetzt  die  Landslellen  mit  den  schönsten  Häu- 


1)  Morelly,  Naufragcs  des  iles  floUantcs,  ou  la  Basiliade  de  BilpaL  I,  IL  Mcssine, 
1753.  12.  Auszüge  daraus  sind  in  der  von  VillegardeUe  besorgten  Ausgabe  des 
Code  de  la  nature  des  Verfassers  enthalten.  —  Einige  persönliche  Nachrichten 
über  den  Verfasser  s.  beiTbonissen,  Le  Socialismc  depois  l'anliquile,  Louv., 
1852,  Bd.  I,  S.  231  tg.t  wo  die  Bedeutung  dos  Mannes  jedoch  weit  äber- 
schitztist. 
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Sern,  und  bevölkert  Alles  mit  Bewohnern,  welche  gemeinschaftlich  und  in  die 
Wette  das  Land  bebauen,  um  für  sich  und,  wenn  es  nöthig  ist,  für  Nachbarn 
das  Wünschenswerthc  zu  erzeugen.  Zu  einer  klareren  Einsicht  in  die  Möglich- 
keit und  Wirksamkeit  einer  solchen  Staatseinrichtung  trägt  es  aber  wenig  bei, 
wenn  wir  erfahren,  dass  die  Einwohner  kein  Fleisch  essen ;  dass  sie  keine  Ver- 
brechen begehen,  weil  Alle  glücklich  sind ;  dass  der  Angesehendste  der  ist,  wel- 
cher die  gemeinnützlichste  Erfindung  machte;  dass  der  Fürst  aus  der  Familie 
gewählt  wird ,  welche  den  Staat  gründete ,  u.  s.  w.  —  Wie  ernst  es  übrigens 
dem  Verfasser  mit  seinen  Ideen  war,  hat  er  durch  eine  einige  Jahre  später 
zu  ihrer  Vertheidigung  erschienene  Schrift,  den  berüchtigten  Code  de  la  na- 
ture  ^),  bewiesen.  Hier  wird  dogmatisch  erörtert,  dass  der  Mensch  von  Natur 
gut,  aber  durch  verkehrte  Einrichtungen  und  Lehren  verdorben  sei,  und  dass 
eine  Verbesserung  der  Zustände  nur  durch  Beseitigung  des  Eigenthums  und 
der  Sittenlehre  bewerkstelligt  werden  könne.  Die  im  Verfolge  dieses  Satzes 
aufgestellten  Lehren  über  Gemeinschaft  der  Güter,  Arbeit  für  die  Gemein- 
schaft, öffentliche  Erziehung  und  vollkommene  Gleichheit  Aller  sind  keineswegs 
eigenthümlich,  allein  in  so  ferne  von  Bedeutung,  als  sie  die  nächste  Quelle  der 
neueren  französischen  Kommunisten  gewesen  zu  sein  scheinen.  Selbst  von 
Fourier's  „anziehender  Arbeit"  zeigen  sich  schon  die  Spuren. 

Weniger  tadelnswerth  wegen  positiv  verwerflichen  Inhaltes,  als  unbedeu- 
tend wegen  Mangels  an  Eigenthümlichkeit  und  an  klaren  Gedanken  ist  die 
Geschichte  der  Ajaoier  ');  hoffentlich  nur  mit  Unrecht  Fontenelle 
zugeschrieben.  Der  Form  nach  ist  dieser  Roman  die  Geschichte  eines  Schiff- 
bruches an  der  angeblich  im  Japanischen  Meere  gelegenen  Insel  Ajao,  und  die 
Beschreibung  der  dort  bestehenden  Einrichtungen ;  der  Inhalt  ist  aber  kaum  etwas 
anderes,  als  ein  Flickwerk  aus  Lappen,  welche  der  Utopia  oder  der  Geschichte 
der  Sevaramben  abgerissen  sind.  Es  finden  sich  nämlich  hier :  Vereinigung 
von  zwanzig  Familien  zu  einem  kleinsten  Kreise ;  Wahl  der  Vorstände  dieser 
Stufe  und  aller  höheren,  also  repräsentative  Demokratie ;  Gemeinschaftlichkeit 
des  Eigenthums;  Bebauung  des  Landes  durch  dazu  von  den  Vorstehern  Aus- 
erwählte ;  Einlieferung  aller  Erzeugnisse  an  öffentliche  Vorrathshäuser  und 
Vertheilung  nach  Bedürfniss ;  und  in  dieser  Gedankenreihe  noch  Weiteres. 
Eigenthümlich  sind  nur  einige  handgreifliche  Thorheiten:  so  die  allgemeine 
Nothwendigkeit  der  Ehe  im  zwanzigsten  Jahre,  abgeschlossen  an  demselben 
Tage  mit  je  zwei  Frauen;  Ausschluss  jedes  auch  nur  formellen  Vorsitzes  in 
der  obersten  Behörde  von  vierundzwanzig  Mitgliedern.  Die  Gedankenlosigkeit 
aber  geht  so  weit,   dass  einer  Seits  von  einem  Tauschhändel  der  Eingebornen 


1)  Code   de    la  nature,    ou  le  verkable    esprit  des    lois,    de   lout   temps  neglige  ou 
meconnu.  s.  1.,  1755,  12.  —  Neue  Ausgabe  von  Villegardelle.    Paris,  1841. 

2)  La  republique  des  philosophes,  ou  histoire    des  Ajaoiens.      Ouvrage    posthume  de 
Mr.  de  Fonlenelle.     Gen.,  1768,  12.  —  Das  Buch  scheint  sehr  selten  zu  sein. 
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nnter  sieb  die  Rede  ist,  anderer  Seits  vou  Ablieferung  aller  Erzeugnisse  an  die 
Gcmeinsebaft;  und  dass  nicbt  mit  einem  Worte  die  Frage  beantwortet  ist,  auf 
welche  Weise  die  gegen  ihren  Willen  zu  den  verschiedenen  Bestimmungen 
Gezwungenen,  jeden  Falles  nicht  für  sich  selbst  Arbeitenden,  zum  Fleisse  und 
zur  ehrlichen  Abgabe  ihrer  Erzeugnisse  angehalten  werden.  Die  wohlfeilen 
Schildenmgen  von  überschwenglichem  natürlichem  Reichthurae  des  Landes,  von 
seiner  Unzugänglichkeit,  von  der  allgemeinen  Tugend  der  Bewohner  und  an- 
deren Herrlichkeiten  mehr,  verbessern  natürlich  die  Nichtigkeit  des  Ganzen 
nicht.  Als  „Philosophenland"  aber  wird,  mit  acht  französischer  Auffassung,  die 
Insel  bezeichnet,  weil  keine  positive  Religion  besteht.  Mit  Einem  Worte,  das 
Ganze  ist  ein  klägliches  Machwerk. 

,    Ein  völlig   tolles  Buch  ist  die  „Entdeckung  in   der  Südsee"  von  Retif 
de  la  Bretonue  *).     Es  enthält   eine  Liebesgeschichte;    die  Naturbeschrei- 
bung einer  Reihe   von  Thiermenschen ,    z.  B.  Elcphanten-Menschen,   Löwen- 
Menschen,  Frosch-Menschen  u.  s.  w. ,  welche  je  gattungsweise  eigene  Inseln  in 
der  Südsee  bewohneji;  eine  Kosmogonie;   endlich  die  Schilderung  eines  höchst 
weisen  und  vortrefflichen  Volkes,  der  Megapatagonen,  und  ihrer  Einrichtungen : 
alles  zusammengehalten  duich  die  Geschichte  einer  Familie,   welche   die  Kunst 
des  Fliegens  besitzt.     Von  allem  diesem  zum  Theile   thörichten,    zum  Theile 
liederlichen  Gerede  kann  hier  nur  die  Staatsdichtung  in  Betrachtung  kommen. 
Diese  beruht  auf  den  gewöhnlichen  Gedanken  der  öffentlichen  Erziehung,  ge- 
meinschaftlicher Arbeit,  Beseitigung  des  Privateigenthums,  Regierung  durch  die 
Besten,   und   wäre   in  so  ferne,   als  wesentlich   eine  Nachahmung,    der  Rede 
nicht  weiter  werth ;    und  noch  weniger  verlohnte  es  sich ,  die  wenigen  Eigen- 
thümlichkeiten,  wie  z.  B.  die  durch  Zuerkennung  fictiver  Altersgrade  ertheilten 
Staatsbelohnungen,    oder   die  angeblichen  Folgen    dieser  trefflichen  Einrichtun- 
gen, nämlich  die  Verdoppelung  der  Lebensdauer,  der  menschlichen  Grösse  und 
Stärke,   die  Schärfuug  der  Sinne  u.  s.  w.  zu  besprechen  :   allein  es  verdient 
hervorgehoben  zu  werden,    dass  der  Verfasser,   hierin  einsichtsvoller  als  die 
meisten  seiner  Genossen,   einen  Uebergangszustand   bei  der  Einführung  seines 
Staatsideales  für  nothwendig  erachtet.     Zunächst  soll  noch    die  gewohnte  Be- 
schäftigtmg  fortgesetzt,  das  Eigenthum  nicht  völlig  abgetreten,  die  abgesonderte 
Wohnung  beibehalten,  die  Verbesserung  der  Zustände  aber  dadurch  eingeleitet 
werden,  dass  die  Arbeiter  im  Verhältnisse  der  Zald  ihrer  Familienglieder  einen 
höheren  oder  niederen  Lohn  erhalten  u.  s.  w.     Diese  Mittel  mögen  sehr  thö- 
richt  und  unmöglich  sein;   allein  es  beweist  doch  eine,    in  dieser  Klasse  von 
Scliriftstellern  seltene  Einsicht  in   die  menschliche  Natur,  dass   die  plötzliche 
Umwandlung  aller  Gewohnheiten  für  unmöglich  erachtet  wird.     Auch  Gäbet 


1)  (Riiit  de  la  Bretonne),  La  dccoaverte  australe  par  un  homme  volant.  Oa 
le  D^dale  francais;  noavelle  Irct  phiiosophique.  I — IV.  Leipz.  et  Par.,  ■.  a.  — 
Daa  Budi  ist  in  den  achta^er  Jahren  cnchieneo,   uod  jetzt  »ehr  aeltea  geworden. 
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hat  dieses  begriffen,  ist  aber  freilich  desshalb  von  den  tgalitaires  babouvistes 
hart  augelassen  worden. 

Auch  von  dem  am  Schlüsse  des  18ten  Jahrhunderts  erschienenen  sehr 
ausführlichen  Staatsromane,  der  Staat  vonFelicien  genannt  '),  wüssten 
wir  nicht  zu  rühmen,  dass  er  seine  xVufgabe  auf  eine  beA'iedigendere  "Weise 
gelöst  habe.  Abgesehen  von  einer  kaum  zu  ertragenden  Breite  der  Darstel- 
lung, fehlt  es  am  Besten ,  am  Talente.  ^  Wenn  man  namentlich  bedenkt ,  dass 
das  Buch  in  der  Höhezeit  der  französischen  Umwälzung  erschien,  so  wäre  in 
der  That  ein  tieferer  Blick  in  die  Ursachen  der  Unzufriedenheit  der  Massen, 
wenigstens  aber  eine  reichlichere  Aernte  von  eigenthümlichen  Vorschlügen  zu 
öffentlichen  Einrichtungen  zu  erwarten  gewesen;  während  wir  nur  finden,  dass 
die  allgemeine  Zufriedenheit  mittelst  wunderbarer  Verbindungen  und  ziemlieh 
unbedeutender  Veränderungen  längst  versuchter  Staatsformen  erreicht  werden 
will.  Hinsichtlich  des  Familienlebens,  des  Eigenthumes,  der  Gewerbezustände 
ist  so  gut  als  gar  nichts  Neues  vorgeschlagen,  ausser  etwa  dem  Verbote  eines 
Grundbesitzes  über  1500  Morgen,  und  auch  dieses  wieder  mit  Ausnahme  des 
Adels  (der  Sidcristen).  Das  Volks-  und  Staatswirthschaftliche  ist  von  völliger 
Nichtigkeit,  die  Getreide-Polizei  sogar  widersinnig.  Und  wenn  der  Verfasser 
offenbar  die  höchste  Wichtigkeit  auf  seine  ausführliche  Schilderung  des  Staats- 
organismus legt,  so  ist  nicht  nur  die  Richtigkeit  mancher  einzelnen  Gedanken, 
sondern  namentlich  auch  die  Gesundheit  der  verwickelten  Zusammenfügung 
sehr  zu  bezweifeln.  Man  bedenke,  dass  z.  B.  nicht  weniger  als  fünf  verschie- 
dene Klassen  von  Bürgern  (Plebejer,  Activbürger,  Notable,  Verdienstadel  und 
Erbadel)  vorgeschlagen  sind ;  dass  der  Staat  zwar  unter  einem  Könige ,  wel- 
chem die  ausübende  Gewalt  zusteht,  stehen ,  dabei  aber  doch  eigentlich  in 
allen  Eiuzelnheiten  durch  eine  unendliche  Menge  der  verschiedensten  Ver- 
sammlungen von  dem  Nationalparlamente  abwärts  bis  zum  Gemeinderathe 
regiert  werden  soll.  Auch  von  den  kindischen  Auszeichnungsmitteln  der  ver- 
schiedenen Gewalten,  nämlich  Kleidungen,  Sternen  und  dgl.,  schweigen  wir 
billig,  das  ganze  Buch  so  schnell  als  möglich  der  Vergessenheit  zurückgebend, 
in  welche  es  schon  längst  versunken  zu  sein  scheint. 

Durch  allen  diesen  unerquicklichen  Schund  muss  man  denn  also  waten, 
bis  man  erst  ganz  zum  Schlüsse  wieder  auf  einen  Schriftsteller  stösst,  wel- 
cher ein  Bewusstsein  des  Zweckes  und  eine  Herrschaft  über  die  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  hat.  Es  ist  diess  der  bekannte  Communist  Gab  et,  der  sich 
in  seiner  Reise   nach  Ikarien  *)   die  sicherlich  nicht  leichte  Aufgabe  ge- 


1)  Der  ausführliche  Titel  ist :  Die  glückliche  Nation,  oder  der  Staat  von  Felieien.  Ein 
Muster  der  vollkommensten  Freiheit  unter  der  unbedingten  Herrschaft  der  Gesetze, 
Aus  dem  Französischen.  I.  II.  Lpz.,  1794.  Ich  habe  weder  den  Namen  des 
Verfassers,  noch  auch  nur,  ob  das  Buch  wirklich  aus  dem  Französischen  über- 
setzt ist,  in  Erfahrung  bringen  können  ;   bezweifle  übrigens  Letzleres. 

2)  Gab  et,  Voyage  en  Icarie.    Ed.  2.    Par.,  eh.  Hallet,  1842,  XI  u.  556  S.  12.  Ein 
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setzt  hat,  die  Plane  seiner  Partei  im  günstigsten  Lichte  und  namentlich  auch 
als  höchst  annehmlich  für  die  Gebildeten  und  Reichen  zu  schildern.  In  seinem 
Romane  ist  daher  zwar  einer  Seits  die  vollständigste  Umwälzung  unserer  gan- 
zen jetzigen  Gesellschaft  und  namenthch  die  Durchführung  der  unbedingtesten 
Gleichheit  Gegenstand  der  Schilderung ,  die  Ungereclitigkeit  und  das  Elend  des 
bis  jetzt  Bestehenden  das  Thema  bitterer,  mittelbarer  und  unmittelbarer,  An- 
klage: aber  es  wird  in  der  ganzen  Darstellung  die  Gütergemeinschaft  und  die 
allgemeine  Theilnahme  an  körperlicher  Arbeit  mit  den  duftendsten  Blumen 
umwunden.  Während  in  den  anderen  Staatsromanen  es  höchstens  Schiffs- 
kapitäne sind,  welche  sich  mit  den  von  ihnen  aufgefundenen  neuen  Insebi  zu- 
frieden erklären,  sind  hier  die  Bekehrten  und  Beglückten  ein  englischer  Lord, 
Töchter  von  Ministern  u.  dgl.  Alle  Ei-findungen  und  Genüsse  des  modernsten 
Luxus  und  der  ausgesuchtesten  Bequemlichkeit  werden  mit  der  grössten  Ver- 
schwendung ausgethcüt ;  nur  freilich  an  Alle.  Von  Weibergemeinschaft  ist  ■  so 
wenig  die  Rede,  dass  sich  vielmehr  die  zarteste  Liebesgeschichte  durch  das 
Ganze  zieht.  Mit  Einem  Worte,  es  soll  allen  Arten  von  Aristokratie,  der  des 
Geistes  und  der  Bildung  sowohl,  als  ^ler  des  Vermögens  und  des  Ranges,  die 
üeberzeugung  beigebracht  werden,  dass  sie  bei  der  Durchführung  der  äusser- 
sten  communistischen  Ansichten  kein  anderes  Opfer  zu  bringen  hätten,  als  das 
der  Eitelkeit  und  des  Hochmuthes,  indem  nicht  sie  erniedrigt,  sondern  nur  die 
üebrigen  erhoben  werden  würden. 

Es  kann  wohl  die  Neugierde  reizen,  zu  sehen,  durch  welche  Mittel  dieses 
schwierige  Ergebniss  erreicht  werden  will;  und  es  mag  daher  ein  etwas  aus- 
führlicherer Auszug  aus  der  Schilderung  von  Ikarien  an  der  Stelle  sein. 

An  der  Grundlage  der  Gesellschaft,  an  Familie  und  Ehe,  wird  nichts 
geändert;  nur  die  Erziehung  der  Kinder  ist,  vom  sechsten  Jahre  an,  gemein- 
schaftlich und  nach  vorgeschriebenem  Plane.  Für  die  Bequemlichkeit  und  die 
Genüsse  des  materiellen  Lebens  ist  mit  möglichster  Sorgfalt,  und  selbst 
mit  Verschwendung  gesorgt.  Es  sind  z.  B.  zur  Wohnung  für  Alle  grosse,  regel- 
mässige Gebäude  bestimmt,  ausgerüstet  mit  jedem  Luxus  der  Bau-  und  Garten- 
kunst, und  zwar  so,  dass  jede  Familie  abgesondert  wohnt.  Die  Mahlzeiten 
sind  theils  in  öffentlichen  Speisehäuscm ,  theils,  nämlich  Abends  und  an 
den  Sonntagen ,  in  der  Familie ;  aus  grossen  Magazinen  aber  werden  die  Le- 
bensmittel dazu  geliefert,  täglicli,  monatlich,  jährlich.  Die  Strassen  der  Städte 
sind  auf  das  bequemste  für  jede  Art  von  Verkehr  eingeiichtet  und  abgethcilt; 
bedeckte  Gänge  stehen  den  Fussgängem  offen;  imentgeltlicho  Omnibus,  Dampf- 
boote, Eisenbahnen  den  Ermüdeten  oder  Reisenden.  Prächtige  Bauten  und 
Denkmählcr  erfreuen  das  Auge;  Geschmackloses  wird  gar  nicht  geduldet.    Der 


deaUche  Ucberaetzang  von  (pseud  )  Wendel  Hippler,  Par.,  1847.  —  Kritiken  aas 
venchiedenen  Slandpunktco  s.  bei  Sudre,  Hisloire  da  Communisme,  cd  4, 
8.  338  ig-;  und  Grün,  Die  sociale  Bewegung  in  Frankreich  and  Belgien, 
8.  326  Ig. 


Cabet,  Icarien.  201 

Staat  hält  Reitpferde  für  die  Einwohner;  und  zwar  60,000  in  der  Hauptstadt, 
1000  in  jeder  Provinzialstadt ;  die  Theater  stehen  Jedem  abwechselnd  offen. 
Wäsche  und  Kleidung  wird  geliefert;  letztere  für  Alle  gleichförmig,  doch  ist 
die  Farbe  in  die  Wahl  gestellt.  —  Schon  aus  dem  Bisherigen  lässt  sich  ein 
Schluss  auf  das  System  des  Eigenthumes  und  der  Organisation  der  Arbeit 
machen.  In  der  That  ist  denn  auch  Gütergemeinschaft  eingeführt ;  das  heisst, 
Alles  gehört  dem  Staate ,  welcher  Jeden  gleichmässig  mit  den  sämmtlichen  Be- 
dürfnissen und  erlaubten' Genüssen  versieht,  dagegen  aber  auch  Anspruch  auf 
die  Arbeit  von  Allen  hat.  Zu  dem  Ende  erlernen  denn  die  jungen  Leute  vom  18. 
Jahre  an  ein  Gewerbe,  mit  einziger  Ausnahme  Derer,  welche  sich  dazu  entschliessen, 
durch  Wissenschaft  dem  gemeinen  Wesen  zu  nützen.  Ist  allzugrosser  Zudrang  zu 
einer  Beschäftigung,  so  entscheidet  eine  Prüfung  unter  den  Mitwerbenden; 
die  Abgewiesenen  haben  sich  eine  andere  Beschäftigung  zu  wählen.  Jährlich 
bestimmt  der  Staat,  was  erzeugt  und  gearbeitet  werden  soll;  und  nun  haben 
alle  Männer  bis  zum  65ten,  die  Weiber  bis  zum  öOten  Jahre  zur  Erledigung 
dieser  Aufgaben  beizutragen.  Urlaub  findet  nur  durch  Einwilligung  der  Ge- 
nossen statt;  und  damit  keine  Krankheit  zum  Vorwande  der  Trägheit  diene, 
muss  sich  jeder  Kranke  in  das  öffentliche  Hospital  bringen  lassen.  Für  alle 
beschwerlichen  und  schmutzigen  Arbeiten  bestehen  Maschinen;  die  häuslichen 
Dienste  aber  leisten  die  Kinder,  welche  desshalb  um  5  Uhr  Morgens  aufstehen 
müssen ,  und  die  Frauen.  Im  Sommer  wird  7,  im  Winter  5  Stunden  lang  ge- 
arbeitet; von  den  Frauen  wenigstens  4  Stunden  lang.  Um  1  Uhr  hört  jede 
Arbeit  auf.  Handel  besteht  im  Innern  gar  nicht,  da  Jedem  Jegliches  unentgelt- 
lich geliefert  wird ;  dem  Auslande  wird  etwaiger  Ueberschuss  abgelassen ,  aber 
nur  vom  Staate  und  nur  wieder  an  Staaten,  nicht  an  Einzelne.  Geld  ist  im 
Innern  ganz  unbekannt.  —  Die  sittlichen  und  geistigen  Folgen  dieser 
Gestaltung  der  Gesellschaft  sind  höchst  erfreulich.  Armuth,  niederer  Stand 
und  Privatdienst  ist  ganz  unbekannt.  Ueberall  feine  Bildung,  die  grösste 
Stille,  Ruhe  und  Zufriedenheit.  Tugend  und  Keuschheit  sind  allgemein  ver- 
breitet, weil  es  so  die  allgemeine  Stimme  verlangt.  Selbst  die  Diebe,  welche 
vor  der  Einführung  dieses  glücklichen  Zustandes  „von  den  Aristocraten"  ein- 
gesperrt worden  waren,  besseren  sich  nach  ihrer  Freilassung.  Im  übrigen 
wird  die  Literatur  sehr  in  Aufsicht  gehalten.  Jeder  mag  Bücher  in  seinen 
Freistunden  schreiben;  allein  deren  Druck  kann  nur  ein  besonderes  Gesetz 
erlauben.  Die  Zeitungen  werden  von  eigens  dazu  bestellten  Beamten  geschrie- 
ben, und  dürfen  nur  Thatsachen  und  ProtocoUe  enthalten,  aber  keine  Ui- 
theile;  auch  giebt  es  je  nur  Eine  für  jede  Gemeinde,  jede  Provinz,  endlich 
für  den  ganzen  Staat.  —  Die  Staatsverfassung  ist  demokratisch  -  reprä- 
sentativ. Der  Staat  besteht  aus  1000  Gemeinden,  deren  je  10  eine  Provinz 
bilden.  In  der  Gemeinde  ist  zur  Entwerfung  der  örtlichen  Vorschriften  eine 
Gemeindeversammlung,  welcher  jeder  Bürger  anwohnen  muss;  sie  versammelt 
sich  dreimal  wöchentlich.  Für  die  Provinz  werden  120  Abgeordnete  gewählt, 
welche  viermal  jährlich  zusammen  kommen,  und   deren  Geschäfte  es  ist,  die 
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Ausführung  der  allgemeinen  Gesetze  durch  Verordnungen  zu  erleichteni.  Für 
den  ganzen  Staat  treten  je  aus  einer  Gemeinde  2  Abgeordnete  zur  National- 
versammlung zusammen,  wobei  Jeder  sowohl  Wähler  als  wählbar  ist.  Die 
Versammlung  ist  jährlich  9  Monate  versammelt,  in  den  übrigen  3  Monaten 
aber  ein  Ausschuss  an  ihrer  Stelle.  Sie  hat  die  allgemeine  Gesetzgebung. 
Durch  alle  Stufen  dieses  Organismus,  bis  zur  Gemeinde  herab,  geht  eine  Ein- 
theilung  in  15  Ausschüsse,  welche  je  für  einen  bestimmten  ..Gegenstand,  z.  B. 
für  die  Kleidung,  die  Nahrung  u.  s.  w.  in  ihrem  Geschäftskreise  zu  sorgen 
haben,  und  deren  einem  jedes  Mitglied  der  betreffenden  Versammlung  ange- 
hören muss.  Die  ausübende  Gewalt  wird  von  gewählten  und  wechselnden 
Beamten  unter  Leitung  der  gesetzgebenden  Vei-sammlungen  geübt.  Für  den 
Staat  ist  ein  Präsident  und  15  Minister;  ähnliche  Behörden  bestehen  für  die 
Provinzen  und  die  Gemeinden.  Im  Uebrigen  hat  jeder  Verein  ausschliessende 
Strafgewalt  über  die  gegen  ihn  begangenen  Vergehen.  So  ,die  Schule  über 
die  Verletzung  der  Schulgesetze ;  die  Werkstätte,  die  Familie,  die  Gemeinde  über 
ihre  fehlenden  Mitglieder;  der  Stajit  über  die  Vergehen  gegen  das  allgemeine  Wohl. 
Diess  das  Gebilde  der  communistischen  Glückseligkeit.  —  Dass  der  Ver- 
fasser seinen  nächsten  Zweck,  den  der  Versöhnung  und  Anlockung,  nicht  er- 
reichte ,  ist  sehr  begreiflich.  Es  war  in  der  That  nicht  zu  erwarten ,  dass  die 
nach  Belieben  ersonnene  Schilderung  eines  imaginären  Zustandes  die  gebildete, 
reiche  und  vornehme  Welt  bewegen  würde,  ihren  Abscheu  vor  dem  blutigen 
Gespenste  des  Communismus  zu  verwandeln  in  eine  Leidenschaft  für  seine  allein- 
sehgmachende  Menschlichkeit  und  Mil4e.  Unmöglich  konnte  dem  Verfasser 
gelingen ,  den  Damen  einzureden,  dass  Zimmerreinigen,  Kochen  und  Schneidern 
für  sie  eine  angemessenere  Beschäftigung  sei,  als  ihr  jetziger  weiblicher  Müssig- 
gang.  Und  niclit  leicht  wird  ein  junger  Mann  seinen  Renner  aufgeben  wollen, 
um  alle  zehn  Tage  auf  einem  Gemeindepferde  Gesundheitsbewegung  zu  machen ; 
oder  der  Gelehrte  Morgens  mit  Begeisterung  Baumwolle  spinnen,  und  dabei 
den  Druck  seiner  am  Nachmittage  zur  Erholung  geschriebenen  Werke  mit  Er- 
gebung von  einem  Gesetze  hofifen.  —  Allein  damit  ist  freilich  über  den  Werth 
der  Arbeit  an  sich  noch  keineswegs  entschieden.  Dieser  ist  in  der  That  nicht 
ganz  gering.  Abgesehen  davon,  dass  das  Buch  unterhaltend  ist,  giebt  ilim  die 
Beziehung  zum  Leben  und  zu  den  Leiden  des  Augenblickes  eine  besondere  Be- 
deutung für  uns.  Sind  auch  die  Gedanken  selbst  im  Wesentlichen  den  Vor- 
gängern, namenthch  Platou,  Morus  und  Vairasse,  entnommen:  so  ist  doch  ihre 
Ausbildung,  gemäss  den  Formen  imd  den  Mitteln  des  gegenwärtigen  Lebens, 
in  80  ferne  immer  ein  Verdienst,  als  uns  ein  gesellschaftliches  Ideal  auf  diese 
Weise  ganz  unmittelbar  und  ohne  Vermittlung  von  Geschichte  oder  Einbil- 
dungskraft entgegentritt  Die  Beurtheiluog  der  Wirkungen,  welche  ein  solcher 
Zustand  für  uns  hätte,  ist  dadurch  sehr  erleichtert.  Aber  eben  so  sehr  er- 
leichtert ist  auch  die  Einsicht,  dass  die  Grundbedingung  aller  dieser  Uerrlich- 
kdten,  nämlich  die  Gütergemeuuchaft,  entweder  eine  Sklaverei  oder  eine  Un- 
möglichkeit bleibt. 
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IL 

Die  Idealisirungen  bestehender  Einrichtungen. 

Wesentlich  verschieden  von  den  bisher  vorgeführten  Schilderungen  ganz 
imaginärer  gesellschafthcher  oder  staatlicher  Verhältnisse  sind  solche  "Werke, 
welche  zwar  auch  die  Unvollkommenl)eiten  der  Wirklichkeit  durch  das  Bild 
eines  vollkommeuen  Zustandes  hervortreten  lassen  wollen,  diesen  Zweck  aber 
schon  durch  die  blose  IdeaUsii'ung  bestehender  Einrichtungen  oder  Persönlich- 
keiten zu  erreichen  glauben.  Sie  ersinnen  also  nicht  ganz  neue  Grundlagen 
und  Formen  des  Lebens,  sondern  sie  entkleiden  nur  ein  in  der  Wirklichkeit 
vorhandenes  Verhältniss  von  allen  erfahrungsgemäss  ihm  anklebenden  Mängeln, 
und  th  eilen  ihm  dagegen  alle  irgend  wünscheuswerthen  guten  Eigenschaften 
bei.  Als  Träger  dieser  Vollkommenheit  wird  denn  nun  eine,  gleichgültig  ob  ge- 
schichtliche oder  zu  dem  Ende  erdichtete,  PersönUchkeit,  oder  auch  wohl  ein 
beliebiger  imaginärer  Staat  gewählt.  Auch  hier  ist  also  oppositionelle  Absicht ; 
die  Schlacken  der  Wirkhchkeit  sollen  um  so  trüber  erscheinen,  je  heller  das 
fingirte  Ideal  erglänzt.  Aber  man  ist  noch  nicht  bis  zur  Verzweiflung  an  allem 
Bestehenden  gekommen;  sondern  erachtet  das  Wesen  der  wirküchen  Einrich- 
tungen für  gut,  und  nur  die  Ausführung  für  ungenügend,  hofft  also  durch  eine  in- 
directe  Einwirkung  auf  den  Willen  und  die  Einsicht  Besseres  bewirken  zu  können. 

Dahin  gestellt  mag  bleiben,  ob  schon  in  dem  Wesen  dieser  Gattung  des 
Staatsromanes  der  Grund  liegt,  warum  die  sämmtüchen  einschlägigen  Schriften 
sich  nicht  eben  auszeichnen  durch  Kraft  der  Gedanken  und  Eigenthümlichkeit 
der  Verbesserungsvorschläge,  zum  Theile  sogar  ungewöhnlich  matt  sind.  Die 
Thatsache  kann  jeden  Falles  nicht  in  Abrede  gezogen  werden.  Dagegen  ist 
wohl  einleuchtend,  dass  es  nicht  in  diesem  Wesen  begründet  ist,  wenn  bis  jetzt 
die  meisten  Idealisirungen  bestehender  Zustände  sich  die  Fürstenherrschaft  zum 
Gegenstande  gewählt  haben.  Andere  Staatsgattungen  lassen  sich  ganz  auf  dieselbe 
Weise  behandeln;  und  auch  bei  ihnen  finden  sich  Fehler  und  Unvollkommen- 
heiten ,  welche  einer  Verbesserung  bedürften.  —  Im  übrigen  ist  die  Gesammt- 
zalil  dieser  blos  idealisirenden  Staats  -  Romane  nur  gering. 

Es  ist  oben  bestritten  worden,  dass  Platon's  Schriften  zu  den  dichteri- 
schen Darstellungen  erfundener  Staatszustände  zu  rechnen  seien,  obgleich  sie 
häufig  so  dargestellt  werden.  Umgekehrt  muss  nun  aber  diese  Eigenschaft  in 
Anspruch  genommen  werden  für  ein  zweites  Werk  aus  der  socratischen  Schule, 
dem  Manche  eine  andere,  nämlich  eine  geschichtliche,  Bedeutung  haben  geben 
wollen.    Es  ist  diess  die  Cyropädie'),    m  welcher  Xenophon   seine  Ein- 


1)  KvQov  Titttoda.  Die  Abfassung  wird,  aus  inneren  Gründen,  nach  Ol.  104,  3  (362 
V.  Chr.)  gesetzt.  Von  den  vielen  Ausgaben  der  Urschrift  mögen  etwa  genannt 
werden  die  von  Popp,  Lpz.,  1821,  oder  von  Bornemann,  Lpz.  1840.  Eine  ge- 
läufige Uebersetzung  ist  die  von  Walz,  Stuttg.,  1827.  Ueber  die  staatliche  Wür- 
diglveit  des  Verfassers  sind  im  Streite :  Niebuhr,  Kleine  histor.  Schriften,  S.  464fg., 
und  Delbrück,  Xenephon.     Zur  Bettung  seiner  Ehre.    Bonn,  1829. 
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Wendungen  gegen  die  vaterländische  Demokratie  anmuthig  und  ohne  Anfech- 
tungen besorgen  zu  müssen,  vortrug.  Die  Eigcnthümliclikeit  der  von  ihm  ge- 
wählton Scliriftenart  bringt  es  freilich  mit,  dass  geschichtliche  Thatsachcn  das 
Gerüste  bilden;  allein  die  Cyropädie  ist  nichts  anderes,  als  ein  Staatsroman, 
in  welchem  die  Trefflichkeit  der  unbeschränkten  Fürsten -Herrschaft,  wenn  sie 
in  den  Händen  eines  tüchtigen  Mannes  ist,  dargelegt  werden  soll.  Als  Träger 
dieser  ideellen  Auffassung  ist  der  ältere  Cyrus  gewählt ;  und  die  Dichtung  schrei- 
tet als  die  Lebens-  und  Eegierungsgeschichte  desselben  vorwärts.  Da  der  In- 
halt des  meisterhaft  geschriebenen  Werkes  sehr  allgemein  bekannt  ist,  so  wer- 
den nachstehende  Bemerkungen  für  den  vorliegenden  Zweck  genügen.  Xeno- 
phon  war,  wie  wir  wissen,  Soldat;  ausserdem  hatte  er  in  seinem  täglichen  Le- 
ben die  „noblen  Passionen"  des  Mannes  von  Stand  und  Vermögen,  also  Reiten, 
Jagen,  Pferdezucht.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  fasst  er  denn  nun  auch  sein 
Ideal  eines  Staatsoberhauptes  und  der  entsprechenden  Staatseinrichtungen  auf. 
Cyrus  erscheint  als  Organisator  des  Heeres,  Feldherr,  Eroberer;  und  der 
grösste  Theil  der  Erzählung  schildert  Handlungen  desselben ,  welche  diese  Sei- 
ten der  Staatskunst  erläutern  sollen.  Und  selbst  was  etwa  sonst  noch,  also 
von  der  Bildung  der  Jugend,  von  der  Wahl  der  Vertrauten  und  Beamten  des 
Herrschers,  von  der  Behandlung  derselben  erzählt  wird,  bezieht  sich  wesent- 
lich auf  das  Kriegs-  und  Adels -Leben.  Von  der  inneren  Verwaltung  des 
Staates  ist  kaum  je  die  Rede,  und  an  eine  Aenderung  der  gesellschaftlichen 
Zustände  wird  gar  nicht  gedacht.  —  Unter  diesen  Umständen  ist  es  denn 
wohl  auch  kein  ungerechtes  Urtheil,  wenn  die  Cyropädie,  auch  ihren  Grund- 
gedanken, Verherrlichung  der  Monarchie,  zugegeben,  als  eine  wenig  gelungene, 
ganz  einseitige  und  unvollständige  politische  Dichtung  erklärt  wird.  Um  die 
Vorzüge  der  Herrschaft  eines  Einzelnen  recht  anschaulich  zu  machen,  war  noch 
gar  manche  Seite  des  öffentlichen  Lebens  zu  erwähnen ;  und  manche  hätte  auch, 
in  stillschweigendem  Gegensatze  gegen  die  Demokratie ,  eine  Idealisirung  der 
Regierungsform  zugelassen.  Man  sieht,  die  Cavalierperspective  allein  reicht 
nicht  aus ;  selbst  nicht  zu  einen  guten  Roman.  —  Mit  diesem  Tadel  vom  po- 
litischen Standpunkte  aus  soll  übrigens,  wie  sich  von  selbst  versteht,  gegen 
die  Form  und  über  eine  etwaige  geschichtliche  Bedeutung  des  anmuthigen  Bu- 
ches nichts  ausgesprochen  sein. 

Zweitausend  Jahre  verflossen,  ehe  die  Cyropädie  eine  Nachahmung  fand. 
Und  es  ist  durch  das  lange  Warten  nicht  eben  viel  gewonnen  worden. 

Gar  kläglich  fielen  die  ersten  Versuche  aus.  Es  sind  diess  nämlich  die 
„Scydromcdia"  des  Cartesianers  Anton  Le  Grand'),  und  die  von  einem  un- 


1)  Le  Grand,  A.,  Scydromedia,  scn  sermo,  qaem  Alphonsus  de  la  Vida  haboit 
eoram  comite  de  Falmoulh  de  Honarchia.  (Norinib.,  1680).  —  Der  Verfasser, 
welcher  eine  grosse  Anzahl  piiilosophischer  Werke  gc»chriebon  hat,  leble  in  Eng- 
land als  katholischer  MitsioDar,  und  die  Vorrede  ist  aas  London  im  J.  1669.  Ob 
eine  frühere  Aasgabe,  etwa  in  England,  erschienen  ist,  war  nicht  aufzufinden. 


Le  Grand,  Scydromedia.     Königreich  Ophir.  205 

genannten  Deutschen  verfasste  Beschreibung  des  „Königreiches  Ophir"  ^).  — 
Die  Scydromejlia  ist  ein  ganz  kleines,  als  Roman  höchgt  ungeschickt  ange- 
legtes Büchlein;  eigentlich  ein  Lehrbuch  der  Politik,  in  welchem  die  einzelnen 
Vorschriften,  anstatt  dogmatisch,  in  der  Form  der  auf  einer  Insel  im  atlanti- 
schen Meere  bestehenden  Thatsachen  vorgetragen  werden;  jedoch  ohne  allen 
Aufwand  von  Einbildungskraft,  ohne  eine  genauere  Personification.  Es  wird 
also  in  verschiedenen,  nach  den  Gegenständen  eingetheilten  Kapiteln  kurzweg 
und  mit  wenigen  Worten  erzählt,  dass  der  König  von  Scydromedia  so  und  so 
ist;  dass  seine  Räthe  dicss  und  jenes  thun,  u.  s.  w.  Es  ist  unmöglich  geist- 
und  zweckloser  zu  sein.  —  Höchst  unterhaltend  dagegen,  aber  freilich  nur 
durch  die  unglaubhche  Pedanterie  und  Abgeschmacktheit,  ist  das  im  „König- 
reiche Ophir"  verkörperte  deutsche  Ideal  der  Monarchie,  üeber  Mangel  an 
Ausführlichkeit  kann  hier  allerdings  keine  Klage  geführt  werden;  desto  mehr 
wohl  aber  über  Abwesenheit  aller  neuen  Gedanken  und  jeder  künstlerischen 
Form.  Auch  hier  werden  die  staatlichen  Wünsche  keiner  Erzählung  persön- 
licher Begebenheiten  eingeflochten,  oder  als  verwirkücht  durch  bestimmte  Per- 
sonen des  Romans  dargestellt;  sondern  ganz  objectiv,  etwa  in  der  Form  einer 
statistischen  Beschreibung,  nach  Materien  abgehandelt.  Es  beginnt  diese 
Schilderung,  bezeichnend  genug,  mit  den  Angaben  über  die  Stellung  und  Ge- 
schäfte eines  höchst  mächtigen  Consistoriums.  Erst  hierauf  kommt  die  Beschrei- 
bung der  Rechte  und  Handlungsweise  des  Königes,  seiner  Gemahlin,  des  Kron- 
prinzen u.  s.  w.  Die  Schilderung  der  allseitigen  Vortrefflichkeit  ist  höchst  ko- 
misch durch  die  phantasielose  Uebcrsetzung  der  Vorschriften  eines  lutherischen 
Katechismus  oder  einer  Poüzeiverordnung  in  angebliche  Thatsachen,  welche 
aber  ohne  alle  Einzelnheiten  und  Versuche  der  Lebendigmachung  dargelegt 
sind.  So  wird  also  z.  B.  vom  Könige  von  Ophir  anstatt  aller  weiterer  Erzäh- 
lung kurz  und  trocken  gerühmt:  „Den  schändlichen  Liebes -Reitzungen  hänget 
er  nicht  nach,  sondern  sowie  er  seine  Gemahlin  mit  herzinniglichen  Caressen 
bedienet,  also  lässt  er  sich  auch  keine  unzüchtige  Neben -Liebe  einnehmen, 
in  Erwägung ,  dass  ..."  An  einer  andern  Stelle  ist  der  vernünftige  Rath, 
dass  ein  künftiger  Regent  das  Land  genau  bereisen  und  kennen  lerne,  völlig 
ertränkt  in  einem  Meere  von  Einzelnheiten,  um  welche  sich  angeblich  der 
ophirische  Kronprinz  bei  seinen  Reisen  bekümmert,  allein  diess  Alles  ohne 
auch  nur  Einen  Versuch  lebendiger  Verkörperung.  Wozu  denn  nun  aber  bei 
solcher  Unfähigkeit  zu  poetischer  Gestaltung  und  bei  der  Enthaltung  von  jeder 
spannenden  Erzählung  die  Form  eines  Romans  gewählt  wird,  und  nicht  einfach 
die  Paragraphen  eines  Lehrbuches  beibehalten  sind,  ist  in  der  That  schwer  zu 
sagen.  Im  Uebrigen  mag  das  stupide  Buch  einen  wichtigen  Dienst  leisten,  den 
es  selbst  freilich  nicht  beabsichtigt.     Es  ist  nämlich  in  so  ferne  von  einer  ge- 


2)  Der  wohl  emgerichtete  Staat  des  bisher  von  Vielen  gesuchten  aber  nicht  gefun- 
denen Königreiches  Ophir,  -welcher  die  völlige  Kircheaverfassung  .  .  .  vorstellt. 
Lpz.,  1699.    Der  Verlasser  ist  unbekannt. 
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«chichtlichen  Bedeutung,  als  aus  diesem  Staatsideale  die  zu  Ende  des  sieb- 
zehnten Jahrhunderts  in  Deutschland  bestehende  ungemessenc  Neigung  zu  po- 
lizeilichem Einmischen,  der  völUge  Mangel  eines  Bedürfnisses  nach  bürgerlicher 
Freiheit  und  persönlicher  Unabhängigkeit ,  die  Unbekümmertheit  um  Einrich- 
tungen zum  Schutze  der  Rechte  und  Interessen  der  Bürger  so  recht  deutlich 
erhellen.  Jta  dem  ganzen  Werke  ist  nicht  mit  Einer  Silbe  von  Forderungen 
der  Unterthanen  die  Rede;  werden  Landstände  gar  nicht  genannt;  kommt  eine 
Selbstverwaltung  gar  nicht  zur  Sprache.  Gedanken  -  und  Glaubensfreiheit  wer- 
den systematisch  unterdrückt,  z.  B.  dem  mächtigen  Consistorium  eine  Censur 
aller  Bücher  übertragen.  Der  Glaube  an  das  Fürstenthum  und  die  Unterwer- 
fung unter  die  Regiening  ist  unbedingt,  und  jede  Hoffnung  ist  lediglich  auf 
die  persönliche  und  aus  eigenem  Willen  hervorgehende  A'ortrefflichkeit  des 
Fürsten  und  seiner  „Hofe-  und  Staats -Bedienten"  gesetzt.  Die  einzige  Spur 
eines  Verlangens  nach  wesentlich  andern  Zuständen  ist  der,  schüchtern  genug 
angedeutete,  Plan  einer  Ersetzung  des  Erbadels  durch  einen  nur  mittelst  Ver- 
dienstes zu  erwerbenden  Personaladel.  Ist  somit  der  unbegabte  Verfasser,  wer 
er  nun  gewesen  sein  mag,  ausser  Stande  gewesen,  die  Plane  eines  Monis  oder 
Campanella  zur  Umgestaltung  schlechter  Gesellschafts-  oder  Staatseinrichtungen 
auch  nur  nachzudenken:  so  giebt  er  doch  einen  belehrenden  Spiegel  bestehen- 
der, armseehg  vorkommender  Zustände. 

Verglichen  mit  dieser  Geist-  und  Geschmacklosigkeit  erscheint  denn  nun 
freilich  das  in  der  Zeitfolge  nächste  Buch  derselben  Art  ein  Meisterwerk,  so 
wenig  es  auch  an  und  für  sich  ein  grosses  Lob  in  Anspruch  nehmen  kann,  und 
so  sehr  namentlich  derselbe  Mangel  einer  freien  Auffassung  der  menschlichen 
und  bürgerlichen  Rechte  bemerklich  ist.  Es  ist  aber  dieses  Werk  kein  ande- 
res, als  F6nelon's  Telemach  *).  Freilich  wäre  es  ein  Missgiiff,  dieses  Buch 
im  Allgemeinen  den  Staats  -  Romanen  zuzurechnen.  Sein  wesentlicher  Zweck 
und  Inhalt  ist  nicht,  das  Ideal  eines  Staates  in  dichterischem  Bilde  zu  geben; 
sondern  es  soll  ein  junger  Fürst  Untenicht  über  seine  Pflichten  in  allen  Le- 
bensverhältnissen erhalten.  Doch  enthält  die  Erzählung  auch  Abschnitte,  welche 
wesentlich  hier  einschlagen,  und  somit  erwähnt  und  beurtheilt  werden  müssen. 
Namentlich  ist  diess  der  Fall  mit  dem  22sten  Buche,  welches  die  Staatsver- 
besseruugen  Mentor's  in  Salent  angiebt.  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es, 
dass  der  in  der  Glanzzeit  der  französischen  Bildung  lebende  und  von  ihr  ge- 
tragene Verfasser  einer  gefälligen  Form  mächtig,  und  dass  er  von  der  Pedan- 
terie eines  deutschen  Stubengelehrten  weit  entfernt  ist.  Föneion  war  nicht  nur 
ein  Mann  von  Geschmack,  sondern  auch  von  wirklicher  dichterischer  Begabung. 
Allein  der  nachstehende  Auszug  mag  die  Frage  beantwoiten,    ob  die  wenigen, 


1)  Die  erste  Ausgabe  de«  Telemach  ist  von  1700.  Dass  er  anzähligcmalc  aufgelegt 
and  in  alle  Sprachen  übersetzt  ist,  bedarf  nicht  erst  der  EnKühnung.  Unbegrcif- 
Uchenveisc  ist  er  ja  sogar  sehr  aUgemeia  zum  Schalbaciie  gemacht 
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nnzusammenhängenden ,  zum  Theile  kaum  anders  als  einfältig  zu  nennenden 
Maassregeln ,  welche  er  zur  Rettung  eines  ganz  zen-ütteten  Staates  und  unglück- 
lichen Volkes  in  Vorschlag  bringt,  glauben  machen  können,  dass  der  fromme 
Erzieher  des  Thronerben  auch  nur  eine  Ahnung  hatte,  sei  es  im  Allgemeinen 
von  den  Bedürfnissen  der  Nationen  zu  Ende  des  17ten  Jahrhunderts,  sei  es 
insbesondere  von  denen  des  französischen  Volkes,  wie  es  durch  die  Verschwen- 
dungen und  die  Kriegslust  seines  Königes  imd  dem  habsüchtigen  Uebermuth  des 
Adels  zertreten  war?  Es  wird  nämlich  berichtet,  wie  das  zu  Grande  gerich- 
tete Salent  in  kürzester  Zeit  durch  folgende  Vorkehrungen  völlig  wiederherge- 
stellt wird:  Vorerst  durch  eine  aristokratische  Eintheilung  des  Volkes  in  sieben 
Klassen,  deren  höchste  der  Adel  war,  und  welche  sich  schon  in  der  äusseren 
Erscheinung,  z.  B.  durch  die  Kleidung,  gehörig  unterschieden.  Zweitens  durch 
eine  Beschränkung  des  Luxus  mittelst  Verboten  aller  Art;  so  namentlich  durch 
das  Verbot  nicht  nur  der  Einfuhr  fremder  Luxuswaaren,  sondern  auch  der 
Verfertigung  derselben  im  Innern ,  letzteres  unter  Ueberweisung  der  bisherigen 
Verfertiger  an  den  Landbau ;  ferner  durch  Festsetzung  von  bestimmten  Gränzen 
für  Speise,  "Wohnung,  Vergnügen.  Drittens  durch  Begünstigung  des  Acker- 
baues und  des  auswärtigen  Handels,  und  zwar  namentlich  des  letztern  theils 
mittelst  Beseitigung  aller  Zölle,  theils  dui'ch  Bestrafung  aller  Bankerotte,  indem 
die  Kaufleute  fremdes  Eigenthum  gar  nicht,  das  eigene  Gut  nur  zur  Hälfte 
einer  Gefahr  aussetzen  durften.  Endlich  viertens  durch  Begünstigung  der  Künste, 
namentlich  mittelst  eigener  Akademieen.  —  Niemand  wird  dem  edlen  Erzbi- 
schofe  von  Cambray  Bewunderung  seiner  Tugenden  und  namentlich  auch  des 
Muthes ,  welchen  er  vielfach  in  dem  Telemach  bewies,  versagen;  allein  einen 
Platz  unter  den  tief-  und  scharfblickenden  Staatsweisen  verdient  er  wahrlich 
nicht.  Als  Staatsroman  reicht  sein  Telemach  nicht  entfernt  an  Piaton  oder 
Morus. 

Nur  der  Gefälligkeit  der  Form  und  der  vor  Allem  in  Frankreich  all- 
mächtigen Mode,  nicht  aber  dem  inneren  Werthe  ist  es  daher  zuzuschreiben, 
wenn  dennoch  das  matte  Erzeugniss  nicht  nur  Beifall,  sondern  sogar  mehrfache 
Nachahmung  fand.  Ein  persönlicher  Freund  Fenölon's,  der  ausgewanderte  Schotte 
Ramsay,  schrieb  „Reisen  des  Cyras"*J,  und  kurze  Zeit  darauf  der  Abbe 
Terrasson  die  Begebnisse  eines  vor  dem  trojanischen  Kriege  lebenden  ägypti- 
schen Königssohnes  „Sethos"  ^).  Es  giebt  einen  Maassstab  von  diesen  Schriften, 
wenn  man  findet,  dass  sie  entschieden  den  Telemach  nicht  erreichen.  Nicht 
nur  begehen  die  Verfasser  beider  die  grosse  Geschmacklosigkeit,  mit  der  Be- 
lehrung über  Staatsmaassregeln  auch  gelehrte  Abhandlungen  über  alte  Ge- 
schichte und  Religionsielire  zu  verbinden,  und    dadurch  unerträgliche  Zwitter- 


1)  Ramsay,  A.  M.  Chev.  de,   Les  Voyages   de  Cyrus,  hisloire  morale.  Par.,  1727; 
später  noch  verschiedenemale  aufgelegt,  auch  ins  Englische  übersetzt 

2)  (Abbe  de  Terrasson,)    Sethos,   hisloire    ou  vie  tiree  de  monumens  anectodes 
de  r  acienne  Egypte  I.  II.  Amst.,  1732. 
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dinge  zu  erzeugen;  sondern  sie  sind  auch  in  Erfindung  und  in  staatlichen 
Gedanken  gar  zu  schwach.  —  Ramsay  erhebt  sich  nicht  tiber  sehr  ober- 
flächliche Darstellungen  einiger  griechischen  Zustände,  und  findet  Eigenthtim- 
lichkeit  und  Einbildungskraft  nur  darin,  dass  er  Cyrus  auf  seinen  ersonnenen 
Reisen  mit  Zoroaster,  Lykurg,  Solon,  Pisistratus  und  Daniel  persönlich  zu- 
sammentreffen und  weitläufige  Besprechungen  halten  lässt.  Im  Uebrigen  ist 
die  ganze  Darstellung  in  vorherrschender  Weise  so  unmittelbar  belehrend, 
dass  selbst  wohl  darüber  ein  Zweifel  sein  kann,  ob  das  Buch  überhaupt 
nur  unter  den  staathchen  Dichtungen  aufzuzählen  sei.  —  Der  Sethos  von 
Terrasson  zeugt  allerdings  von  mehr  Geist  und  Einbildungski-aft;  und  man 
kann  begreifen,  dass  die  Erzählung  der  langen  Kreutz-  und  Querzüge,  Helden- 
thaten  und  übermenschlichen  Tugenden  des  ägyptischen  Prinzen  seiner  Zeit 
zur  Unterhaltung  gelesen  wurde.  Allein  in  staatücher  Beziehung  wird 
doch  gar  zu  wenig  geleistet.  Theils  bleibt  neben  der  unerschöpflichen  Dar- 
stellung der  ägyptischen  Mysterien  und  den  Ritterthaten  kaum  der  nöthige 
Raum;  theils  scheint  der  Verfasser  einer  staatlichen  Aufgabe  nicht  ge- 
wachsen. Das  an  sich  ganz  ansprechende  Thema  der  Gründimg  einer  Kolonie 
und  der  Einfügung  von  Wilden  in  einen  gesittigten  Staat  behandelt  er  ganz 
kindisch;  Oberflächlichkeit  und  Unmöglichkeit  streiten  um  den  Vorrang.  Sein 
Ideal  eines  bereits  geordneten  Staates  aber,  das  Reich  der  Atlanten,  besteht 
eigentlich  nur  in  einer  doppelten  Abgeschmacktheit.  Einmal  in  einem  völlig 
unbeschränkt  regierenden  Wahlkönige.  Zweitens  in  der  Anordnung,  dass  an 
Fremde  nichts  verkauft,  sondern  ihnen  alles  Gewünschte  von  jedem  Handeis- 
manne geschenkt  wird,  worauf  denn  einer  Seits  der  Staatsschatz  den  Eigen- 
thümer  entschädigt,  anderer  Seits  der  Fremde  bei  seiner  Abreise  Gelegenheit 
erhält,  eine  ungesehene  und  ungezählte  Gabe  in  eine  öffentliche  Kasse  za 
werfen.  Und  merkwürdig  an  diesen  Armseeligkeiten  ist  eigentlich  nur,  dass  es 
eine  Zeit  in  Europa,  namentlich  in  Frankreich,  gab ,  in  welcher  Staatsweisheit 
und  Staatssittenlehre  so  tief  standen,  dass  die  Erinnerung  an  die  einfachsten 
Sätze  des  Rechtes  und  der  Vernunft  nicht  nur  ein  Bedürfniss ,  sondern  selbst 
eine  Art  von  Kühnheit  war;  und  dass  man  auf  eine  in  sich  ganz  verkommene 
Zwingherrschaft  nur  durch  solche  fade  Tugend -Zerrbilder  Eindruck  machen 
zu  können  glaubte. 

Etwas  besser,  und  somit  nicht  blos  des  Verfassers  wegen  merkwürdig, 
ist  eine  kleine  Schrift,  welche  der  vertriebene  Polenkönig  Stanislans 
Lescinczky  während  seiner  Scheinregierung  in  Lothringen  abfasste  ').  Der 
königliche  Autor  selbst  scheint,  —  nach  den  verschiedenen  Ausgaben,  der  aus- 
fabrlichen  Vertheidigung  gegen  Kritiken  und  dem  Abdrucke  der  darüber  er- 
schienenen Beurtheilungen  zu  schliessen ,  —  ein  grosses  Gewicht  auf  sein  Er- 
zeugnis» gelegt  zu  haben;  und  es  lässt  sich  auch  nicht  in  Abrede  ziehen,   dass 


1)  Entretien  d'nn  Europöen   avec  on   Insolaire  da  royaome  de  Dimocala,    par  Sa 
iUimU  le  R(oi)  d(e)  P(ologne).  Ed.  nouv.  Par.,  1766. 
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er  in  Beziehung  auf  einige  wichtige  Verwaltungsgegenstände  lichtvolle  Gedan- 
ken hat,  welche  seiner  Zeit  weit  voraneilteu.  Dennoch  kann  auch  hier  von 
einem  grossen  Werthe  nicht  die  Rede  sein.  Bedeutend  ist  nämlich  nur,  dass 
Stanislaus  im  Kriegswesen  an  die  Stelle  der  geworbenen  stehenden  Heere  ein 
auf  allgemeine  Waffenbereitschaft  des  ganzen  Volkes  gestütztes  Landwehrsystem 
vorschlägt;  für  die  Ausbildung  zu  den  Lebensbestimmungen  und  den  Staats- 
ämtern ein  System  von  öffentlichen  Schulen  und  die  Zulassung  Aller  ohne  Un- 
terschied des  Standes  in  Vorschlag  bringt;  bei  der  Rechtspflege  die  Abschaf- 
fung der  gekauften  Richterstellen  (der  französischen  Parlamente)  und  die  Er- 
nennung der  Richter  durch  Concursprüfungen  anrathet;  endlich  in  dem  Ver-. 
waltungs-Organismus  einen  Plan  zu  einer  systematischen  Ordnung  der  Behörden 
nach  einer  saclilichen  Abscheidung  der  Zuständigkeit  giebt.  "Was  dagegen  über 
finanzielle  Maassregeln,  so  wie  über  Magazinseinrichtungen  gegen  Theuening 
angerathen  wird,  kann  kaum  anders  als  kindisch  bezeichnet.  Das  oberfläch- 
liche Gerede  über  natürliche  Religion,  so  wie  über  den  Vorzug  der  ehrlichen 
Wahrheit  über  schlaue  Staatskunst,  muss  der  französischen  Bildung  der  Zeit 
zu  Gut  gehalten  werden.  —  Die  Form  der  Fabel  ist  unbedeutend,  nämlich 
die  gewöhnliche  Erzählung  eines  Schiffbruches  an  einer  unbekannten  Insel,  auf 
welcher  der  einzige  Gerettete  zu  seinem  Erstaunen  vortreffliche  Einrichtungen 
und  weise  Belehrung  findet. 

Anziehender  —  freilich  nicht  so  wohl  wegen  der  überraschenden  Unge- 
wöhnlichkeit  der  Gedanken,  als  wegen  der  ungewöhnlicheren  Form  und  der 
eingetretenen  Erfüllung  mancher  der  gestellten  Verlangen  —  ist  eine  Dichtung, 
welche  die  gewünschten  Verbesserungen  des  Bestehenden  durch  das  Bild  eines 
der  Zeit  nach  entfernten  Zustandes  deutlich  zu  machen  sucht.  Es  ist  diess 
„das  Jahr  2440"  *).  Der  Verf.  schildert,  in  welchem  Zustande  die  Regierung, 
die  Sitten,  der  Wohlstand  u.  s.  w.  Frankreichs  im  J.  2440  sein  werden ,  und 
benützt  diese  Fabel  zur  Beseitigung  der  Mängel,  welche  er  in  seinen  Umge- 
bungen und  in  seiner  Zeit  findet.  Der  Verfasser  ist  allerdings  kein  Staats- 
mann in  grösserem  Maassstabe.  Seine  Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Staates 
und  der  Gesellschaft  im  Ganzen  sind  weder  bedeutend  noch  ausgeführt,  und 
gehen  in  dieser  Beziehimg  nicht  über  die  Einführung  einer  Ständeversammlung, 
Codification,  Pressfreiheit  und  die  Erziehung  des  Thronfolgers  in  einer  Bürger- 
familie hinaus.  Allein  es  überrascht,  wie  manche  sonstige  Verbesserungen, 
welche  in  Frankreich,  namentlich  aber  in  Paris,  in  den  letzten  achtzig  Jahren 
wirklich  eingeführt  wurden,  hier  richtig  vorausgesehen  sind.  So  die  Befreiung 
der  Brücken  von  den  darauf  gebauten  Häusern;  die  allgemeine  Zugänglichkeit 
der  öffentlichen  Spaziergänge;  die  Reinlichkeit  der  Strassen;  die  Aufstellung 
von  Denkmalen  berühmter  Männer;  die  Vereinigung  der  Tuilerien  mit  dem 
Louvre,  die  Veränderungen  in  dem  öffentlichen  Unterrichte,  u.  s.  w.  Es  ist 
ferner  ganz  unterhaltend  in  einer  Zeitung  aus  dem  J.  2440  Zustände  aus  allen 


1)  L'an  deux  miUe  quatre  cent  quarante.     Amsi,  1771. 
.  Mohl,  Staatswissenschaft.  I.  14 
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Welttheilen  ZU  sehen,  welche  den  gegenwärtig  in  der  That  bestehenden  zum 
grossen  Theile  entsprechen,  z.  B.  die  Selbstständigkeit  der  amerikanischen 
Staaten,  die  Bevölkerung  von  Australien,  der  Verkehr  mit  Japan,  das  Verbot 
des  Verbrennens  der  Wittwen  in  Indien.  Anderes  freilich  ist  nicht  eingetroffen, 
und  wird  voraussichtlich  auch  nicht  eintreffen ;  von  Manchem  ist  es  auch  nicht 
wünschenswerth.  Im  Ganzen  macht  übrigens  das  Buch  einen  bedeutenden 
und  einen  wohlthätigen  Eindruck.  Wenn  es  einem  zwar  scharfsinnigen  und 
um  sich  schauenden,  allein  offenbar  nicht  ungewöhnlich  begabten  Manne  mög- 
lich war,  auf  solche  Art  bedeutende  Verbesserungen  der  ihn  umgebenden  Zu- 
stände vorauszusehen,  und  er  sich  nur  in  so  ferne  irrte,  als  deren  Verw  irklichung 
weit  früher  eintrat,  als  er  selbst  erwartete:  dürfen  wir  nicht  auch  auf  ein 
ähnliches  Eintreten  unserer  Wünsche  und  I'orderungen  hoffen,  und  zwar  auch 
Tielleicht  auf  eine  sehr  verfrühte?  Wenn  dann  aber  ein  Roman  auch  nur  ein 
Geringes  zur  Herbeiführung  solcher  besserer  Einrichtungen  beitragen  kann,  so 
ist  seine  Entwerfung  immerhin  ein  Verdienst,  und  die  Beschält ig\ing  mit  ihm 
keine  verlorne  Zeit. 

Sämmtliche  noch  übrige  Staatsromane  der  zweiten  Gattung  gehören 
einem  und  demselben  Verfasser  an.  Wäre  der  Name  des  Schriftstellers  immer 
die  Sicherheit  für  die  Güte  aller  seiner  Erzeugnisse,  so  müssten  wir  von  der 
Mittelmässigkeit  der  bisherigen  Leistungen  glänzend  erlöst  werden  durch  den 
grossen  Haller,  welcher  noch  in  seinem  hohen  Alter  mit  einer  Trilogie  von 
Staatsromanen  *)  hervortrat.  Allein  selbst  sein  eifrigster  Verehrer  wird  diesen 
Schriften  einen  solchen  Werth  nicht  beilegen  wollen.  Trage  die  Schwäche 
des  Alters,  oder  das  Wesen  dieser  Art  von  Schriften  die  Schuld:  immerhin 
ist  unläugbar,  dass  alle  drei  Arbeiten  matt  und  stumpf  sind.  Auch  sind  sie  in 
so  ferne  selbst  in  der  Form  verfehlt,  als  sie  weniger  in  der  Erzählung  von 
Zuständen  und  Begebenheiten,  als  in  Gesprächen  und  Erörterungen  bestehen. 
Doch  sollen  sie  auch  nicht  unterschätzt  werden.  Usong  hat  immerhin  das 
Verdienst,  sich  mit  einer  Staatsgattung  zu  beschäftigen,  welche  in  der  Regel 
als  gar  keiner  theoretischen  Betrachtung  und  keiner  Verbesserung  fähig  erach- 
tet wird,  obgleich  sie  nun  einmal,  und  zwar  seit  Jahrtausenden  und  in  einem 
nur  allzugrossen  Theile  der  Erde,  besteht.  Es  ist  diess  die  Despotie.  Offen- 
bar ist  nun  aber  diese  Vernachlässigung  ein  Fehler;  wissenschaftlich  und  ftlr 
das  Leben.  Niemand  wird  freilich  läppisch  genug  sein,  auf  Einrichtungen  zu 
sinnen,  welche  durch  Zwang  und  mittelst  der  Aufstellung  vollständiger  Unter- 
thanenrechte  die  Gewalt  des  Herrschers  in  einem  solchen  Staate  massigen 
sollten.    Darin  eben  besteht  ja  das  Wesen  der  Despotie,  dass  sie  Willkür  ist, 


1)  Dieselben  siod:  Usong,  eine  inorgenläDdische  Geschichte  in  vier  Büchern.  Bern, 
i'iH]  Alfred,  König  der  Angebachsen.  Bern,  l'i'X;  Fabius  und  Cato, 
ein  Stück  der  römischen  Geschichte.  Bern,  1774.  Vom  ersten  sind  mehrere 
Aasgaben ,  von  allen  aber  Machdrücke  und  französische  Uebersetzungen  vorhan- 
den; von  Usong  und  Alfred  aach  Uebertragungen  ins  EngUscbe,  letztere  sogar 
noch  im  J.  1849. 
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und  nur  der  Herr  Rechte  hat,  keiner  aber  ausser  ihm.  Allein  damit  ist  nicht 
auch  gesagt,  dass  sich  nicht  Einrichtungen  denken  und  empfehlen  lassen,  wel- 
che solchen  Herrschern  selbst  nützlicli  ersclieinen  müssten,  somit  von  ihnen 
würden  eingeführt  und  aufrecht  erhalten  werden;  und  welche  doch  auch  das, 
wenigstens  vergleicl)ungsweise ,  Glück  der  Untcrthanen  besser  sicherten.  Kann 
auch,  strenge  genommen,  von  einem  Staatsrechte  in  der  Despotie  nicht  die 
Rede  sein,  so  ist  doch  immerhin  eine  Politik  derselben  möglich  und  nützüch. 
Haller  nun  hat  den  Versuch  einer  solchen  Politik  gemacht.  Ob  die  von  ilim 
vorgeschlagenen  Mittel  ausreichend  und  die  einzig  möglichen,  ja  ob  sie  auch 
nur  alle  räthlich  sind,  ist  freilich  eine  andere  Frage.  Er  giebt  nämlich  als 
von  Usong  eingefülirt  an :  Trennung  der  Militär-  und  der  bürgerlichen  Ge- 
walt; Einbehaltung  der  obersten  Anführer  bei  Uofe  und  Befehl  Untergeord- 
neter in  den  Provinzen ;  Bewaffnung  des  ganzen  Volkes ;  Trennung  der  Rechts- 
pflege von  der  Verwaltung ;  Beschränkung  der  Abgaben  auf  Grundsteuer  und 
Einfuhrzölle.  Ausserdem  setzt  er,  was  nun  freilich  in  allen  unbeschränkten 
Einherrschaften  der  leidige  Punkt  ist,  sehr  vieles  auf  die  Persönlichkeit  des 
Fürsten.  —  Jeden  Falles  von  noch  geringerer  Bedeutung  sind  Alfre  J  und 
Fabius  und  Cato.  Jenes  Buch  soll  die  Vorzüge  der  Einherrschaft  mit 
Volksvertretung  vor  der  unbeschränkten  nachweisen :  dieses  die  der  Aristokrctie 
vor  der  Demokratie.  In  beiden  fehlt  es  aber  an  Anschaulichkeit  und  Leben- 
digkeit ;  im  Alfred  ist  überdiess  das  System  der  Volksvertretung ,  wie  diess 
freilich  in  der  Zeit  des  Verfassers  ganz  allgemein  war,  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  Trennung  der  drei  Gewalten  aufgefasst.  "Wozu  es  aber  eines  Romanes 
bedurfte,  um  diese  damals  von  Jedem  zugegebenen  Sätze  anschaulich  zu  machen, 
ist  in  der  That  nicht  einzusehen.  Hier  fehlt  sogar  der  Reiz  eines  versteckten 
und  gewandten  Widerspruches. 


Am  Schlüsse  der  Uebersicht  angelangt,  legt  man  sich  billig  die  Frage 
vor,  welcherlei  Gewinn  der  Welt  von  diesen  zahlreichen  Schriften  |wirklich 
zugegangen  ist?  Mit  anderen  Worten,  wie  sich  dieselben  zum  Leben,  und  wie 
zui-  Wissenschaft  verhalten  ? 

Von  einem  unmittelbaren  Gewinne  für  das  Leben  kann  wohl  nicht 
die  Rede  sein.  Es  hat  sich  nie  begeben,  dass  irgend  ein  Staat  sich  die  in 
einem  Romaue  geschilderten  Einrichtungen  zum  Muster  genommen  hätte.  Und 
es  wird  sich  diess  auch  wohl  schwerlich  je  zutragen.  Dem  praktischen  Staats- 
manne  ist  in  der  Regel  schon  die  Form,  in  welcher  diese  Gedanken  vorge- 
tragen werden,  völlig  antipathisch,  wenn  er  überhaupt  Kenntniss  von  dem 
Dasein  solcher  luftigen  Gebilde  nimmt.  Ueberdiess  sind  die  bisher  hauptsäch- 
lich gemachten  Vorschläge,  nämlich  Gütergemeinschaft  mit  allgemeiner  Arbeit 
auf  Rechnung  der  Gesellschaft,  und  Lockerung,  wo  nicht  gar  Aufhebung,  der 
Ehe  und  Familie,  keineswegs  von  der  Art,  dass  sie  einem  über  die  Natur  des 
Menschen  und  die  Grundlagen  der  Gesellschaft  mit  sich  im  Klaren  befindlichen 
Manne  irgendwie  wtinschenswerth   und  ausführbar  erscheinen  könnten.    Allein 
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damit  ist  nicht  gesagt,  dass  dem  Staatsromane  nicht  dennoch  ein  mittelbarer 
Einfluss  auf  das  Leben  zugeschrieben  werden  könne.  Und  man  ist  in  der 
That  wohl  berechtigt,  einen  solchen  in  nicht  unbedeutendem,  wenn  schon 
nicht  genau  messbarem,  Grade  anzunehmen.  Einige  dieser  Bücher  sind  doch 
sehr  viel  von  den  Gebildeten  aller  europäischen  Völker  gelesen  worden,  und 
wenn  auch  keinen  andern  Eindruck,  so  müssen  sie  doch  die  Ueberzeugung 
beigebracht  haben,  dass  die  in  der  "Wirklichkeit  bestehenden  Staatseinrichtun- 
gen nicht  die  einzig  denkbaren  und  gerechten  seien,  vielmehr  manchfachem 
Uebel  und  Elende  Raum,  wo  nicht  gar  den  Urspning  geben.  Namentlich  kön- 
nen sie  nicht  anders,  als  auf  das  traurige  Loos  der  unteren  Schichten  der 
Gesellschaft  aufmerksam  gemacht  und  Gefühl  und  Phantasie  hiefür  in  Anspruch 
genommen  haben.  Hierdurch  aber  ist  auch  nothwendigerweise  der  Wille  zu 
helfen  bei  Manchen  angeregt  worden;  und  hat  man  auch  nicht  die  romanhaf- 
ten Glückseligkeits -Ideale  erreicht  oder  nur  erstrebt,  so  ist  doch  anderes 
Fördernde  bei  Gelegenheit  geschehen.  Ja,  wenn  die  Staatsromane  keine  andere 
Wirkung  gehabt  hätten,  als  dass  sie  den  verschiedenen  socialistischen  Schulen 
einen  grossen  Theil  ihrer  Gedanken  und  Vorschläge  liehen,  so  wäre  ein  be- 
deutender mittelbarer  Einfluss  derselben  auf  das  Leben  nicht  in  Abrede  zu 
ziehen.  Denn ,  wenn  auch  von  der  Erbauung  von  Phalansteren  und  von  dem 
zweistündigen  Arbeitswechsel  allerdings  nirgends  die  Rede  war,  ist  und  sein 
wird,  so  geht  doch  die  gegenwärtig  so  verbreitete  Aufsuchung  von  Mitteln 
gegen  die  Massenarmuth,  und  was  daran  hängt,  unzweifelhaft  schliesslich  von 
den  socialistischen  Bestrebungen  aus.  Und  keineswegs  unmöglich  wäre  es 
demnach,  dass  die  eigentliche  Wirksamkeit  des  Staatsromanes  erst  begänne. 

Was  nun  aber  die  wissenschaftliche  Bedeutung  derselben  be- 
trifft, so  muss  vor  Allem  unterschieden  werden  zwischen  der,  entweder  still- 
schweigenden oder  auch  klar  ausgesprochenen,  Kritik  der  bestehenden  Grund- 
sätze und  Lehren,  und  den  positiven  Vorschlägen  zur  Verbesserung  der  staat- 
lichen gesellschaftlichen  Zustände. 

Die  Kritik  darf  man,  ohne  sich  lächerlich  zu  machen,  ziemlich  hoch 
anschlagen.  Man  weiss  ja,  wie  es  in  der  Rechtsphilosophie  und  der  Staatsklug- 
heitslehre zu  gehen  pflegt.  Allerdings  sollen  diese  Wissenschaften  auf  ihrem  allge- 
meinen, über  dem  thatsächlich  Bestehenden  schwebenden  Standpunkte  einen  ganz 
freien  nnd  unbefangenen  Blick  in  die  rechtliche  Natur  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens und  in  die  Regeln  über  die  vortheilhafteste  Anordnung  desselben  thun, 
nicht  gegängelt  und  eingeengt  durch  das  zufällig  Vorhandene.  Allerdings  sol- 
len sie  uns  aufmerksam  machen  auf  Ungerechtigkeiten  und  Thorheitcn  in  den 
bestehenden  Einrichtungen.  Aber  nur  allzu  leicht  bleibt  auch  die  freie  Wis- 
senschaft hängen  an  dem  concreten  Stoffe.  Gewöhnt  an  denselben,  findet 
man  ihn  auch  den  vernünftigen  Forderungen  entsprechend;  und  so  werden 
Ungerechtigkeiten  und  Thorheiten  systcmatisirt,  anstatt  getadelt  und  zur  Weg- 
rftomung  bezeichnet.  Hier  thut  denn  eine  Kritik  sehr  gut,  welche  auf  einem 
ganz  andern  Standpunkte  steht,  welche  sogar  ein  ausgeführtes  Bild  Ton  einem 


Bedeutung  derselben.  213 

wesentlich  verschiedenen  Zustande  vor  Augen  stellt.  Wenn  dieser  Dienst  nicht 
gehörig  anerkannt  und  angenommen  worden  ist,  so  ist  es  wenigstens  nicht  die 
Schuld  ihrer  Verfasser. 

Ein  weit  geringeres  Gewicht  ist  dagegen  allerdings  den  positiven 
Vorschlägen  in  den  Staatsromanen  beizulegen;  und  zwar  sowohl  denen, 
welche  eine  blose  Veränderung  in  den  Staatsformen  beabsichtigen,  als  den- 
jenigen, welche  eine  Umgestaltung  der  Gesellschaft  im  Auge  haben. 

Was  die  ersteren  betrifft,  so  ist  vor  Allem  unzweifelhaft,  dass  thatsäch- 
lich  bis  jetzt  in  dieser  Richtung  von  den  Staatsromanen  Nichts  geleistet 
wurde.  In  der  ganzen  Reihe  dieser  Schriften,  und  zwar  beider  Gattun- 
gen, ist  auch  nicht  eine  einzige,  welche  in  der  Erfindung  neuer  Staatseinrich- 
tungen durch  blendende  Neuheit  des  Gedankens  überraschte  oder  gar  durch 
überzeugende  Vorzüglichkeit  eiimähme.  Alles  dreht  sich  um  ein  System  von 
möglichst  demokratischen  Wahlen,  deren  Vortrefflichkeit  wir  zu  Genüge  durch 
eigene  Erfahrungen  kennen  gelernt  haben;  oder  um  eine  Auswahl  der  künf- 
tigen Staatslenker  schon  in  der  Jugend,  wodurch  sicherlich  die  Möglichkeit 
des  Irrthumes,  der  Verwandtenbegünstigung  und  einer  Selbstüberhebung  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Die  Schilderungen  Xenophon\s  und  Haller's  aber ,  welche 
allerdings  in  keine  dieser  beiden  Kategorieen  fallen,  sind  theils  blose  Reflexe 
der  gemeinen  Wirklichkeit;  thoils  setzen  sie  eine  vortreffliche  Naturanlage  ihrer 
Helden  voraus,  welche  dann  freilich  zu  wünschenswertheu  Zuständen  führt, 
aber  eben  leider  in  der  Wirklichkeit  nicht  oft  zu  treffen  ist,  und  eben  dess- 
halb  durch  Einrichtungen  ergilnzt  und  ersetzt  werden  soll.  —  Dieses  Misslin- 
gen  ist  aber  wohl  nicht  blos  das  Erzeugniss  persönlicher  Unfähigkeit  und  ein 
unglücklicher  Zufall;  sondeni  es  liegt  wohl  in  der  Natur  der  Sache.  Es  ist 
nämlich  an  und  für  sich  sehr  zweifelhaft,  ob  die  Form  des  Romanes  mit 
Nutzen  gebraucht  werden  kann,  um  jede  Art  von  Vorschlägen  zu  neuen  Staats- 
einrichtungen zu  entwickeln.  Mag  man  nämlich  auch  etwa  zugeben,  dass  die 
Gestaltung  erfundener  Personen  und  Zustände  geeignet  ist,  Gedanken  über  die 
Ordnung  von  persönlichen  Rechten  und  Zuständen  plastisch  hervortreten  zu 
lassen,  z.  B.  Grundsätze  über  Prinzenerziehung ,  über  systematische  Ausbildung 
höherer  Staatsdiener,  über  das  Heerwesen  u.  s.  w. :  so  ist  doch  einleuchtend, 
dass  die  Darstellung  formeller  Einrichtungen  und  der  Einzelheiten  ganzer 
Zweige  der  Verfassung  und  Verwaltung  keine  Gegenstände  für  dichterische  Auf- 
fassung ist.  Ein  erfundenes  Organisations-Edict  mit  Bestimmungen  über  Zu- 
ständigkeit, Recursinstanzen  u.  s.  w.,  oder  eine  imaginäre  Wahlordnung  ist  eben  so 
läppisch  als  langweilig,  (wie  diess  Harriugton's  Occana  gehörig  zeigt.)  Poesie  und 
Verordnungsblatt  sind  unvereinbare  Dinge.  Ohne  ein  Eingehen  in  grosse  Ein- 
zelheiten ist  nun  aber  vom  Werthe  eines  Vorschlages  und  von  Beurtheüung 
seiner  Ausführbarkeit  keine  Rede. 

Anders  allerdings  verhält  es  sich  wohl  mit  gesellschaftlichen  Umgestal- 
tungen. Diese  sind  an  sich  ein  sehr  dankbarer  Stoff  für  Gebilde  der  Einbil- 
dimgskraft  und  Erfindung.    Man  kann  daher  ganz  gerne  einräumen,  dass  die 
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Folgesätze  eines  bieher  geliörigen  Gnindgedaukens,  z.  B.  der  Gütergemeinschaft, 
in  einer  ausgeführten  dichterischen  Schilderung  bei  weitem  deutlicher  entgegen- 
treten, als  bei  einer  blos  logischen  Entwicklung ;  und  dass  somit  der  sociale  Inhalt 
der  Staatsromane  ein  gar  nidit  unbedeutendes  Gährungsraittel  auch  für  die 
strenge  Wissenschaft  ist ,  wenn  es  demselben  gelingt ,  die  Antwort  auf  eine  be- 
strittene oder  noch  gar  nicht  gelöste  Frage  alsbald  durch  eine  vollständige 
lebensvolle  Schildening  eines  bestimmten  Zustandes  zu  geben.  Nur  bedauert 
kann  es  also  werden,  dass  auch  diese  positive  Seite  bis  jetzt  wenig  Gelungenes 
aufzuweisen  hat.  —  Es  sind  hauptsächlich  drei  Einrichtungen,  welche  in  den 
Staatsromanen  Umgestaltungen  erfahren  haben,  nämlich  die  Ehe,  das  Son- 
dereigenthum  imd  die  Freiheit  der  Arbeit;  somit  allerdings  die  Grund- 
pfeiler unserer  jetzigen  Gesellschaft.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  ausführlichen 
theoretischen  Beweisen:  allein  es  bedarf  auch  in  der  That  solcher  nicht,  um 
zu  zeigen ,  dass  die  vorgeschlagenen  Aenderungen  durchaus  unhaltbar 
sind.  Die  Aufhebung  der  monogamanischen  Ehe  in  ihrer  christlich-germani- 
Bchen  Auffassung  wäre  geradezu  ein  Rückschritt  in  Barbarei  und  Verthicrung. 
Hinsichlich  des  Sondereigenthums  kann  die  Aufgabe  nicht  sein.  Allen  Alles  zu 
nehmen;  sondern  Allen  Genügsames  zu  verschaffen.  Die  neu  vorgeschlagenen 
Organisationen  der  Arbeit  sind  einfach  Sklaverei  und  Aufhebung  der  Individua- 
lität, also  Rechtlosigkeit  und  Unnatur.  Und  wenn  mit  diesen  verkehrten  Mitteln 
noch  die  Aufhebung  der  Familienerziehimg  und  die  Verwendung  der  Weiber 
zu  allen  Arten  von  öffentlichen  Stellungen  verbunden  zu  sein  pflegt,  so  wird 
dadurch  die  Verkehrtheit  nur  gesteigert. 

Vollkommen  unlogisch  wäre  es  nun  aber,  aus  diesen  Missgriffen  ohne 
Weiteres  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  die  Staatsromane  überhaupt  zu  einer  Be- 
deutung ftlr  Leben  und  Theorie  untauglich  seien.  Der  Fehler  liegt  nur  in  un- 
richtigen Gedanken,  welche  durchaus  nicht  in  wesentlicher  Beziehung  zu  der 
Aufgabe  stehen.  Es  fasse  einmal  ein  talentvoller  Schriftsteller  die  Aufgabe 
von  der  rechten  Seite.  Er  stelle  mit  scharfem  Griffel  den  Leiden  und  Män- 
geln unserer  geselligen  und  staatlichen  Zustände  die  Schilderung  eines  vernünf- 
tigen bessern  Zustandes  gegenüber.  Z.  B.  unserer  Selbstsucht  einen  kräftigen 
Gemeinsinn ;  unserer  missvergnügten  Tadellust  ein  ernstliches  positives  Wirken ; 
unseren  noch  vielfach  unverständigen  Staatseinrichtungen  ehrliche  und  verstän- 
dige Maassregeln.  Vor  Allem  fasse  er  das  Loos  der  ärmeren  und  unglück- 
lichen Klassen  ins  Auge,  und  suche  uns  eine  ausführbare  bessere  Organisation 
der  Arbeit  vorzuführen.  Er  zeige,  dass  ein  Volk  nicht  nöthig  habe,  seine  Ge- 
sittigung  und  die  Persönlichkeit  seiner  Btlrger  aufzugeben  um  das  sachliche  Wohl 
seiner  Massen  zu  erkaufen ;  sondern  dass  es  eine  Vermittlung  und  Aussöhnung 
zwischen  den  Höhen  der  Gesellschuft  und  ihrer  Grundlage  gebe.  Er  stelle  an 
die  Stelle  einer  unmöglich  com munisti sehen  Barbarei  einen  Zustand,  wie  ihn 
Menschen  brauchen  und  erstragen  können.  Dann,  diess  darf  man  kuhn  vor- 
aussagen, wird  es  seiner  Utopia  weder  an  Beifall  noch  an  Wirkung  fehlen ;  und 
er  wird  auch  die  Wissenschaft  zwingen,  sein  Werk  ihren  Schätzen  beizuzählen. 


IV. 
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DES 


PHILOSOPHISCHEN    STAATSRECHTES. 


Es  fehlt  nicht  an  Schriften,  welche  die  Geschichte  und  die  Literatur  des 
philosophischen  Staatsrechtes  behandeln.  Nicht  nur  ist  in  den  allgemeinen 
Literärgeschichten  der  Staatswissenschaften  auf  dieses  Fach,  und  zwar  in  der 
Kegel  ganz  vorzugsweise,  Rücksicht  genommen;  sondern  es  besteht  auch  eine 
Reihe  von  Abhandlungen,  welche  sich  ausschliesslich  seiner  Entwicklung  widmen. 
Letztere  umfassen  zum  Theile  das  gesammte  Gebiet;  zum  Theile  nur  bedeu- 
tendere Abtheilungen.  Keines  dieser  Werke  löst  jedoch  die  Aufgabe  in  ihrem 
ganzen  Umfange  und  auf  eine  völlig  befriedigende  "Weise.  Mehrere  sind  sogar 
nur  der  Warnung  wegen  zu  nennen.  Ein  neuer  Versuch  ist  daher  vollkommen 
berechtigt.  Eine  Beschränkung  desselben  auf  das  Wichtigste  aber,  nämlich  auf 
die  wesentlichen  Richtungen  der  Wissenschaft  und  auf  die  her\orragendsten 
Bücher,  erscheint  theils  als  genügend,  theils  als  geboten  zur  Vermeidung  eines 
Versinkens  in  den  unendlichen  Stoff. 

Die  bisherigen  Bearbeitungen  der  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
sind  aber,  so  weit  sie  jetzt  noch  irgend  eine  Beachtung  in  Anspruch  nehmen 
können  ^),  folgende: 

Glafey,   A.  F.,    Vollständige  Geschichte  des  Rechts   der  Vernunft.    Leipzig, 
1739,  4. 

Geschmacklos  in  der  Form ;    aber  sehr  reichen  Inhaltes  nach  Wissen  und  Urlheil. 
Mehr  benützte  als  genannte  Quelle  für  Viele. 
Agatopisto  Cromaziano  (App.  Buonafede),   Della  istoria  critica  del  mo- 
derno  diritto  di  natura  e  di  genti.    Perug.,  1789. 

Pfäffisches  Poltern  gegen  die  neuere  Staatslehre,  weil  dieselbe  protestanüsch  sei; 
Kenntniss  der  Bücher  häufig  nur  aus  zweiter  Hand.  H.  Groüus  als  Widerleger 
von  Hobbes  und  Spinoza  geschildert. 


1)  Es  hiesse  Raum  und  Gedächtniss  ohne  allen  Nutzen  in  Anspruch  nehmen,  wenn 
auch  die  vollkommen  veralteten  und  zum  grössten  Theile  von  Anfang  an  ganz 
unbrauchbaren  Schriften  von  Buddäus,  Ludovici ,  Thomasius,  Gebauer,  Hübner, 
Schmauss  u.  s.  w.  wollten  ausführlich  benannt  und  gewürdigt  werden.  Ueberdiess 
beschäftigen  sie  sich  vorzugsweise  mit  dem  natürlichen  Privatrechte.  Im  Nothfalle 
ist  in  Warnkönig's  unten  zu  nennender  Schrift  einige  Nachweisung  über  sie  zu 
finden. 
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Heeren,  H.  A.  C,  Ueber  die  Entstehung...  der  politischen Theorieen.  Zu- 
erst 1803;  in  den  historischen  Werken,  Bd.  I,  S.  365  ff?. 

Ganz  verständige  aber  kurze  Uebersicht  über  die  HauplschrinstcUer  bis  Rousseau. 

L erminier,  E.,  Introduction  generale  ä,  l'histoire  du  droit.  Par.,  1829.  — 
Philosophie  du  droit.  I.  11.     Par.,  1831. 

Ersteres  eine  wunderliche  Vermischung  von  philosophischem  und  positivem  Rechte; 
aber  geistreich  und  für  Frankreich  viel  Neues  enthaltend.     Das  andere  (im  zwei- 
ten Bande)   eine    scharfsinnige  aber  phrasenhafte  Schilderung   einzelner  Rechts- 
■  »  Philosophen.     Auf  Wirkung  berechnet. 

Stahl,  F.  J. ,  Die  Philosophie  des  Kechts.  Bd.  I.,  Geschichte  der  Rechtsphi- 
losophie.   Iste  Aufl.  1830,  3te  Aufl.    Heidelbg.,  1853. 

Geistreich ,  tieijgehend ,  dialektisch  scharf ;  ahcr  mit  bestimmtem  äusserem  Zwecke. 
Mehr  die  GrundbegrifTe,  als  die  Folgesätze  behandelnd.  Meisterhaft  in  der 
ganz  objecliv  gehaltenen  Darstellung  fremder  Lehrsysteme. 

Telö,  H.  H.,  De  jure  publico  usque  ad  U.  Hubemm.  Lugd.  Bat.,  1838.  — 
Id.,  De  meritis  Ulr.  Huberi  in  jus  publicum  universale,  eod.  1.  et.  a. 

Fleissige  holländische  Dissertation ;  genügend  im  Alterthume;  nichtig  im  Staatsrechte 
des  Mittelalters;  blose  Bruchstücke  für  die  Neuzeit. 

"Warnkönig,  S.  A.,  Rechtsphilosophie  als  Naturlehre  des  Rechts.  Freibg.,  1839i 
S.  23—174. 

Von  erstaunhcher  Belesenheit;    aber   durch    nicht  gehörige  Scheidung  des  Rechts- 
begrifTes  an  sich    und    seiner  Ausbildung  im  Privat-  und  im  öfTentUchen  Rechte 
ohne  bestimmte  Grenzen. 
Nauwerk,  C. ,  Vorlesungen  über  Geschichte    der  philosophischen  Staatslehre. 
In  "Wigand's  Vierteljahrschrift,  1844,  H.  1—4,  und  1845,  II.  1. 

Nur  bis  zum  Beginne  des  MiltelaHcrs.     Breit  und  flach;    geschmackloses    Herein- 
-   ziehen  der  Tagespolitik.     Gerede. 

Struve,  G.  v.,  Kritische  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts  in  ihren 
Hauptträgem  dargestellt.  Mannheim,  1847. 

Theils  form-  und  zwecklose  Auszüge  aus  einigen  wenigen  Schriften;  theüa  poli- 
tische Flugschrift  mit  communistischer  Richtung.  Keine  Spur  von  Erlüilung  oder 
auch  nur  von  Verständniss  der  Aufgabe. 

Hinrichs,  H.  F.  M.,  Geschichte  der  Rechts-  und  Staatsprincipien  seit  der 
Reformation  bis  auf  die  Gegenwart  I — HI.  Geschichte  des  Natur-  und  Völ- 
kerrechts.   Lpz.,  1848—52. 

Unbezwingbar  gründlich;  hauptsächlich  Auszüge  aus  den  besprochenen  Schrift- 
stellern; in  drei  Bänden  blos  bis  Wolf. 

Fichte,  J.  H.,  Die  philosophischen  Lehren   vom  Recht,   Staat  und  Sitte  in 

Deutschland,  Frankreich    und  England  von   der  Mitte  des  ISten  Jahrb.  bis 

anf  die  Gegenwart,  (a.  als  Bd.  1  eines  Systems  der  Ethik.)   Lpz.,  1850. 

Viele  nnd  gute  Miltheilongen ;    namentlich    auch    über  nicbtdeutscbe  Schriflsleller ; 

übersichtlich  und  klar.     Unzweifelhaft   das  Beste;    obgleich   Recht    und  Politik 

nicht   gehörig    gesondert,    und    die  VoranstcUnng   der  Dealschen     pragmatisch 

falsch. 


r 
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Carmignani,  G.,  Storia  della  origine  e  dei  progressi  della  fiiosofia  del  dritte. 
(Bd.  I — IV  der  Scritti  inediti  des  Verf.'s.)  Lucca,  1851. 

Vermischung  von  Geschichte  des  Staates  and  Lilerär-Geschichte ;  Mangel  an  schar- 
fer Anfiassung  des  Rechtsbegriffes ,  so  wie  an  anschauUcher  und  genügender 
Schilderung  der  einzelnen  Bücher;  nationeile  und  confessionelle  Vorurtheile ;  sehr 
lückenhafte  Bekanntschaft  mit  der  neuesten  Literatur ,  besonders  der  germani- 
schen Völker.  Von  Werlh  hauptsächfich  nur  in  Beziehung  auf  einige  italieni- 
sche Schriftsteller. 


Sowohl  die  Zahl  der  Schriften,  als  die  Verschiedenheit  der  Grundgedan- 
ken macht  in  einer  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes  eine  sorgfäl- 
tige Gliederung  des  Stoffes  notliwendig.  I^ine  blose  Aufzählung  nach  der  Zeit- 
folge würde  weder  Einbhck  noch  Uebersicht  geben.  Der  Abtheilungsgrund 
kann  natürlich  nur  die  Verschiedenheit  der  Staatsauffassung  selbst  sein.  Dass 
diese  letztere  aber  in  ihren  Hauptrichtungen  mit  den  grossen  Entwicklungs- 
phasen des  Menschengeschlechtes  zusammentrifft,  und  in  untergeordneter  Be- 
deutung nicht  selten  mit  der  Nationalität  der  Schriftsteller,  ist  nicht  blosser 
Zufall;  sondern  die  Folge  abweichender  Lebensansicht  in  den  verschiedenen 
Zeitaltem  und  bei  den  verschiedenen  Völkern. 

Der  Inhalt  der  nachfolgenden  Darstellung  wird,  so  hoffen  wir  wenigstens, 
folgende  Eintheilung  rechtfertigen: 

Vor  Allem  ist  die  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrecht^es  in  die  drei 
grossen  Abschnitte  der  "Wissenschaft  des  klassischen  Alterthumes,  des  Mittelal- 
ters, und  der  neueren  Zeit  zu  zerlegen.  Sodann  aber  erfordert  die  Geschichte 
der  neueren  Zeit  wieder  ihre  besondere  Ordnung.  Diese  Aufgabe  ist  nicht 
leicht,  weil  die  Menge  und  Verschiedenartigkeit  der  Schriften  hier  kaum  gewältigt 
werden  kann.  Doch  führt  es  wohl  zum  Verständnisse  des  Ganges  und  des  jetzigen 
Standes  der  Wissenschaft,  wenn  zuerst  der  leitende  Grundgedanke  dieses  Zeit- 
abschnittes, —  die  Verstandesauffassung  des  Staates  auf  der  Grundlage  der 
persönlichen  Freiheit,  —  in  seiner  Ausbildung  durch  die  hauptsächlichen  Cul- 
turvölker  verfolgt  wird ;  dann  die  diese  Ansicht  bekämpfenden  oder  ergänzen- 
den Lehren  ihre  Würdigung  finden;  endlich  aber,  als  die  einzig  ^richtige  Ver- 
söhnung dieser  Widerspiüche ,  die  Anhänger  derjenigen  Lehre  nachgewiesen 
werden,  welche  alle  an  sich  möglichen  Systeme  umfasst,  jedem  seine  nur  be- 
ziehungsweise Bedeutung  anweisend. 

L    Das  klassische  Aiterthum. 

Das  theoretische  Philosophiren  über  das  Eecht  im  Staate  ist  nicht  nur 
weit  jünger,  als  dieser  selbst,  sondern  auch  als  die  bewusste  und  systematische 
gesetzgeberische  Thätigkeit.  Wir  besitzen  die  positiven  Staatsordnungen  meh- 
rerer Reiche  des  Ostens  aus  ältester  Zeit;  aber  kein  Werk  dieser  Völker, 
welches  eine  vernünftige  Begreifung   des  Gedankens   und  Zweckes  des  Staates, 


220  Grnndzüge  einer  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes. 

und  eine  systematische  Entwicklung  dieser  Grundsätze  enthielte  ^).  —  Eine 
wissenschaltfiche  Bearbeitnug  der  staatlichen  Grundbegriffe  und  ihrer  Fol- 
gesätze begann  erst  bei  den  Griechen;  und  die  Römer  waren  dann 
auch  in  diesem  Theile  der  Philosophie  ihre  Schüler  und  Nachfolger.  Ein 
glttckliches  Geschick  hat  hinsichtlich  der  Erhaltung  dieses  Theiles  der  klassi- 
schen Literatur  gewaltet.  "Wenn  auch  nicht  sämmtliche  Schriften  beider  Völker 
über  das  philosophische  Staatsrecht,  so  sind  doch  gerade  die  Hauptwerke  auf 
uns  gekommen,  nämlich  die  von  Piaton,  Aristoteles  und  (verstümmelt) 
von  Cicero. 

Von  Piaton  nämlich  die  zehn  Bücher  über  den  Staat  und  die  zwölf 
Bücher  über  die  Gesetze;  ausserdem  noch  einschlägige  Stellen  im  „Staats- 
mann" und  im  „ersten  Alkibiades" ').  Von  Aristoteles  besitzen  wir,  unge- 
wiss freilich    ob   vollständig,    die   acht    Bücher    über   Politik').     Cicero 's 


1)  Selbst  Menu's  Gesetze  können  nicht  unter  den  Begriff  eines  philosophischen 
Staatsrechtes  gebracht  werden.  Wenn  sie  auch ,  namenüich  im  siebenten  Kapitel, 
allgemeine  Sätze  enthalten ,  so  sind  dieselben  keine  freien  Untersuchungen  der 
letzten  Gründe,  sondern  positive  Vorschriften  für  den  Herrscher,  gelegentlich 
durchwoben  mit  Motiven. 

2)  Es  wäre  mehr  als  lächerlich,  an  dieser  Stelle  eine  Bibliographie  der  staatlichen 
Schriften  Platon's  zu  geben;  doch  sind  vielleicht  einige  Notizen  über  das  zunächst 
zur  Hand  zu  Nehmende  nicljt  un'passend.  Als  Einzeln-Ausgaben  der  ,, Republik" 
sind  zu  nennen:  die  von  Ast,  2te  Aufl.  Jena,  1820,  und  von  Schneider, 
Lpz,1830,  I— 111;  der  „Gesetze"  aber  von  Ast,  Lpz  ,  1814.  1.  II.  Deutsche  üeber- 
setzungen  von  der  Republik  haben  geUefert  Schneider,  Bamb.,  1839;  von  den 
Gesetzen  aber  Schulthess  und  Vögelin,  Zürich,  1842,  I.  II;  eine  franzüsische 
Ueberselzung  der  Gesetze  ist  in  den  Oeuvres  de  Piaton  parV.  Cousin,  Bd.  VII  und 
VlII.  Zur  aligemeinen  Einsicht  in  die  Platonische  Philosophie  dienen  u.  A.  Rit- 
ter, Geschichte  der  Philosophie,  Bd.  11,  S.  181  fg. ;  Brandis,  Handbuch  der 
Geschichte  der  griech.  röm.  Philosophie,  Bd. II,  i,  S.  151  fg.;  Zeller,  Geschichte 
der  griech.  Philosophie,  Bd.  II.  Besondere  Erläuterungen  des  staatlichen  Sy- 
stemcs  aber  finden  sich  in:  Morgenstern,  De  rep.  Piatonis  comment.  III.  Ha- 
lae,  1794—95;  Koppen,  Politik  nach  piaton.  Grundsätzen.  Lpz.,  1818;  Ders, 
Rechtslehre  nach  piaton.  Grundsätzen.  Lpz.,  1819;  Cousin,  in  der  Einleitung  zu 
seiner  Ueberselzung  der  Gesetze,  Bd.  VII.  der  Oeuvres  de  Piaton;  Brandis, 
Handbuch  der  Geschichte  der  griech.  röm.  Philosophie.  BcrI.,  1844,  Bd.  II,  1. 
S.  512  fg.;  Herrmann,  K.  F.,  Gesammelte  Abhandlungen  und  Beiträge  zur 
class.  Literatur.  Göll.,  1849,  S.  132  fg.,  281  fg.;  Stuhr,  Staatsleben  nach  plato- 
nischen, aristotelischen  und  christlichen  Grundsätzen-  Bd.  I.    Bcrl.,  1850. 

3)  Beste  Ausgabe:  von  Göttling.  Jena,  1823.  —  Ucberselzungen  ins  Deut- 
sche, von  J.  G.  Schlosser,  Lübeck,  1798;  von  Ch.Garve,  mit  Anmer- 
kungen von  Fülleborn,  Bresl.,  1799;  von  Stahr,  Lpz.,  1838;  von  Lindau, 
Gels,  1843;  ins  Französische,  von  Barlh^Umy  St.  Hilaire.  ('d.  2.  Paris,  1848. 
—  Commcnlare  und  Erörterungen;  die  eben  genannten  Schriften  von  Stuhr, 
Stahl  und  Zeller,  sodann  Quandt,  Scholien  zur  Politik.  Lpz.,  1851, 
(schlecht;)  Niekes,  De  Aristotelis  Poliücorum  libcis.    Bonn,  1851. 
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Werk  über  den  Staat*),  ward  erst  in  unseren  Tagen  entdeckt,  aber  freilich 
sehr  verstümmelt. 

Die  neue  Wissenschaft  ward  gleich  durch  ihre  ersten  Bearbeiter  mächtig 
gefördert,  und  diess  um  so  mehr,  als  Piaton  und  Aristoteles,  der  Verschieden- 
heit ihres  Geistes  auch  hier  treu  bleibend,  von  Anfang  an  den  Grund  zu  einer 
mehrfachen  Methode  legten.  Es  sind  aber  die  Werke  der  beiden  grossen  Grie- 
chen von  mächtiger  Bedeutung  für  die  ganze  Geschichte  und  Entwicklung  der 
Staatsphilosophie.  Schon  an  sich  ist  es  von  Interesse,  die  Entwicklung  von 
ihren  ersten  Anfängen  verfolgen  zu  können.  Dann  aber  ist  es  höchst  beleh- 
rend, Ansichten  kennen  zu  lernen,  welche  aus  einer  von  der  unsrigen  ganz 
verschiedenen  und  dennoch  sehr  ausgebildeten  Weltanschauung  hervorgehen. 
Die  Gegensätze  klären  sich  wechselseitig  auf.  Endlich  haben  Platou  und  Aris- 
toteles nicht  nur  für  die  alte  Welt,  sondern  auch  fort  und  fort  für  Neuere  als 
Leitstern  gedient;  und  wenn  diess  auch,  bei  dem  ganz  verschiedenen  christ- 
lich-germanischen Leben,  zu  keinen  gesunden  Früchten  führen  konnte,  so  brin- 
gen doch  die  Schriften  der  beiden  Griechen  für  alle  Zeiten  mehr  als  formellen 
unmittelbaren  Nutzen.  Piaton  bleibt  immer  das  Muster  einer  idealen  Auffas- 
sung ;  und  es  nöthigt  sogar  eine  merkwürdige ,  wenn  schon  krankhafte ,  Ent- 
wicklung unserer  gesellschaftUchen  Zustände  eben  jetzt  wieder  mit  Gewalt  zu 
der  ernstesten  Ueberlegung  seiner  Grundsätze.  Aristoteles  aber  ist  der  Grün- 
der und  Meister  einer  inductiven  und  kritischen  Behandlung. 

Freilich  gehört  zur  Erlangung  des  wahren  Nutzens  ein  richtiges  Ver- 
ständniss  dieser  klassischen  Schriften.  Ein  solches  aber  ist  bedingt  durch 
eine  Verdeutlichung  des  Lebensstandpunktes  der  alten  Völker,  welcher  sehr 
wesentlich  von  dem  unsrigen  abweicht.  Auch  der  tiefste  und  anscheinend  un- 
abhängigste Denker  kann  nicht  aus  der  allgemeinen  Weltanschauung  seiner 
Zeit  hinaus ,  und  ist  nur  auf  diesem  Standpunkte  zu  verstehen.  So  über- 
schwenglich Platon's  staatliche  Ideale  zu  sein  scheinen,  so  ruhen  sie  doch  fest 
auf  dem  Boden  der  hellenischen  Lebensansicht,  und  sind  im  Grunde  nur  idea- 
lisirte  und  von  einem  philosophischen  Gesichtspunkte  aufgefasste  Darstellun- 
gen hellenischer,  namentlich  dorischer,  Staaten.  Aristoteles  sucht  ohnedem 
nur  in  den  Thatsachen  die  Gesetze  aufzufinden.  —  Es  sind  nun  aber  haupt- 
sächlich zwei  Punkte  dieser  hellenischen  Lebensauffassung  ins  Auge  zu  fassen. 
Der  eine  derselben  ist  der  Mangel  einer  grundsätzlichen  Achtung  der  mensch- 
lichen Persönlichkeit  als  solcher.  Nur  der  Bürger  gilt,  weil  mehr  oder 
weniger  berechtigt  zur  Regierung;  der  staatlichen  und  wirthschaftlichen 
Möglichkeit  einer  solchen  Stellung  aber  werden  ohne  Bedenken  die  eige- 
nen Urrechte    der  Betheiligten  und  das   ganze  menschliche   Dasein   Anderer 


1)  Erste  Ausgabe:  von  A.  Maio,  Stuttg.  u.  Tüb.,  1822.  —  Commentare:  K. 
S.  Zachariä,  Staatswissenschaflliche  Betrachtungen  über  C.'s  Werk  vom  Staate. 
Hdlbg.,  1823;  Persyn,  De  poliüca  C.  doctrina.    Amst.,  1823. 
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zum  Opfer  gebracht.  Fremde  sind  rechtlos;  die  arbeitenden  Klassen  eine  Art 
untergeordneter  Geschöpfe ;  Sklaven  eine  natürliche  Nothwendigkeit.  Der  an- 
dere Punkt  ist  die  Auffassung  des  Lebens  im  Staate  als  eines  Gesammtlcbeus. 
Der  einzelne  Btirger  ist  nur  ein  organischer  Bestandtheil  dieses  Ganzen,  und 
ohne  Selbstzweck.  Nicht  um  des  Bürgers  willen  ist  der  Staat  da,  sondern  er  des 
Staates  willen ;  und  nur  in  so  ferne  die  Gesammteinheit  durch  Erreichung  ihres 
Zweckes  glücklich  ist,  kommt  ihm,  reflectirt,  auch  sein  Antheil  an  Eneichung 
des  Lebenszieles  zu.  Von  diesem  Standpunkte  aus  (dem  geradezu  entgegenge- 
setzten der  christlichen  Brüderlichkeit  und  der  germanischen  Selbstständigkeit 
der  Person)  sind  nun  nicht  nur  manche  einzelne  Lehren  zu  begreifen,  welche 
mit  unseren  Rechts  -  und  Sittlichkeitsgnindlagen  im  schreiendsten  Widerspruche 
stehen,  sondern  muss  auch  der  ganze  Begriff  des  Staates  als  eines  selbststän- 
digen Organismus  mit  eigenem  Leben  aufgefasst  werden.  Hierzu  kömmt  über- 
diess  noch  ,  dass  die  griechischen  Philosophen  das  Gebiet  des  Rechtes  und 
der  Sittlichkeit  nicht  scharf  zu  trennen  wissen,  was  theils  für  unsere  Auffas- 
sung eine  Unklarheit  in  die  wissenschaftlichen  Sätze  bringt,  theils  und  haupt- 
sächlich aber  zu  Eingriffen  in  das  sittliche  Leben  dui-ch  Staatsgebote  führt, 
welche  uns  unbegreiflich  und  unvertheidigbar  erscheinen*). 

Die  beiden  Platonischen  Werke  weichen  nach  Grundgedanken  und  Ein- 
zelheiten wesentlich  von  einarder  ab.  Ihr  Verhältniss  zu  einander  ist  aber 
folgendes :  Die  Bücher  vom  Staate  sind  das  eigentliche  Ideal  Platon's,  ohne 
alle  Rücksicht  auf  praktische  Ausfühmng.  Der  auf  diese  Weise  entstandene 
Staat  ist  nämlich  der  organische  Gesammtzustand ,  welcher  sich  für  eine  Ab- 
theilung des  Menschengeschlechtes  ergiebt,  wenn  sie  die  ausser  ihr  und  an 
sich  seiende  Idee  des  Guten  (der  Gerechtigkeit)  in  ihrem  Zusammenleben  zur 
Handlung  und  Wirklichkeit  werden  lassen  will.  Der  Einzelne  kommt  da- 
bei nicht  an  sich,  sondern  nur  als  ein  in  seiner,  durch  die  Natur  seiner  An- 
lagen genau  bestimmten,  Stellung  im  Gesammtorganismus  in  Betracht,  und 
wird  letzterer,  wo  es  nöthig  ist,  in  allen  seinen  rein  menschlichen  Beziehun- 
gen zum  Opfer  gebracht.  —  In  dem  Werke  über  die  Gesetze,  seinem 
allerletzten,  stimmt  Piaton  diese  Forderungen  an  ein  dem  idealen  Guten  ent- 
sprechendes Gesammtleben  bedeutend  herunter,  namentlich  in  der  Richtung, 
dass  der  Selbstständigkeit  der  Einzelnen  bei  weitem  mehr  Reclinung  getragen 


1)  lieber  die  hellenische  Grundansicht  vom  Staate  ist  u.  A.  zu  vergleichen:  Titt- 
mann,  Darstellung  der  griechischen  Staatsverfassung,  Lpz.,  1822;  Wachsmuth, 
HeUcnische  Alterthumslcunde .  1 — IV.  Lpz.,  18*Vso;  Hermann,  Lehrbuch  der 
gnccbiscbcn  Staatsalterlbümer.  3te  Aufl.  Hdlbg.,  Bd.  I,  1841;  Fels,  H  H.,  De 
jure  publico  usque  ad  U.  Hubcrum.  Lugd.  BaL,  1838;  Vollgraff,  Antike  Politik. 
Giessen,  1828  (a.  als  2tcr  Bd.  des  Systems  der  practischen  Politik).  Kaltcnborn, 
Die  VorUofcr  des  H.  Grotius,  S.  29  fg.  —  V  e  d  e  r '  s  Historia  pbilosophiae  juris 
apud  vetercs  (Lugd.  Pat,  1832)  bchaodell  nur  die  Geschichte  des  RecbtsbcgrifTes 
im  Allgemeinsten,  ohne  bMondorc  Anwendung  auf  den  Staat 
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wird.  Auch  hier  freilich  bleibt  immer  noch  nicht  blos  Sklaverei  und  Nichtach- 
tung des  Handwerkers  und  des  Fremden,  sammt  genauer  Regelung  der  Ver- 
mögensgrösse ;  sondern  auch  staatliche  Leitung  der  Ehe  und  Kindererzeugung, 
Tüdtung  der  nicht  gesetzlich  Erzeugten,  Staatserziehuug  aller  Kinder,  gemein- 
schaftliches Speisen  u.  s.  w.  —  In  der  Unterredung  über  den  Staat  hat 
Piaton  künstlerische  Vollendung  seiner  Schaffung  beabsichtigt,  und  erreicht; 
in  den  Gesetzen  dagegen  ist  es  ihm  um  genauestes  Eingehen  in  alle  Ein- 
zelnheiten der  Verfassung  und  Verwaltung  zu  thun.  Und  frelich  konnte 
einem  Volke,  welches  den  spaitanischen  und  den  kretischen  Staat  wirklich 
hatte ,  das  von  seinem  grössten  Denker  aufgestellte  Gebäude  nicht  als  unaus- 
führbar von  vorne  herein  erscheinen  *). 

„Es  giebt  keinen  aristotehschen  Staat,  wie  es  einen  platonischen  giebt, 
nur  eine  aristotelische  Staatslehre,"  sagt  Dahlmann,  und  bezeichnet  damit 
scharf  den  Unterschied  zwischen  dem  grossen  Meister  und  dem  grossen  Schü- 
ler. Auch  Aristoteles  fasst  den  Staat  als  einen  lebendigen  Organismus,  be- 
trachtet den  Einzelnen  nur  als  ein  dienendes  Mittel  des  Ganzen,  erkennt  als 
Aufgabe  des  letztern  ein  glückseliges  Gemeinleben;  auch  ihm  ist  die  Gerech- 
tigkeit etwas  ausser  dem  Menschen  Bestehendes ,  nicht  eine  blosse  Folge  von 
Gesetzen.  Allein  er  erkennt  sie  nicht  durch  eine  philosophische  Gesammtan- 
schauung,  sondern  durch  Aufsuchung  der  allgemeinen,  sich  in  den  einzelnen 
staatlichen  Erscheinungen  offenbarenden  Gesetze.  Daher  stellt  er  keine  Grund- 
sätze auf  über  das  eigentliche  Wesen  des  Staates  und  dessen  Entstehung-  und 
Daseinsberechtigung,  sondern  betrachtet  nur  die  verschiedenen  möglichen  Staats- 
formen nach  ihren  Eigenthümlichkeiten,  nach  ihrer  Fähigkeit ,  das  Gemeinwohl 
auf  Grundlage  der  Tugend  zu  bewerkstelligen ,  nach  ihrer  Neigung  zum  Ver- 
derben. Kr  verhält  sich  also  kritisch,  nicht  schaffend ,  und  kommt  zu  seinen 
allgemeinen  Sätzen  durch  Abstraction;  er  steht  somit  der  Methode  der  Neue- 
ren weit  näher,  als  Platou.  Bekannt  ist,  dass  er  den  Untei-schied  der  Staaten 
auffasst  und  festhält  nach  der  Zahl  der  Regierenden ;  weniger  fehlerhaft  in  sei- 
nem Falle,  da  er  (freilich  unbewusst)  den  Kreis  des  hellenischen  Staates  nicht 
verlässt,  als  dessen  untere  Abtheilung  jener  Zahlenunterschied  wohl  gelten 
mag.  Seine  Bemerkungen  über  die  vergleichungsweise  Güte  der  verschiedenen 
Staatsformen  und  über  die  Mittel,  sie  zu  erhalten,  sind  für  alle  Zeiten  von 
höchstem  Werthe  und  der  eigentliche  Anfang  aller  bewussten  Staatswissen- 
schaft. Uebrigens  tritt  auch  bei  ihm  die  Härte  der  vorchristlichen  Zeit  klar 
zu  Tage. 

Nicht  nur  sehr  lückenhaft,  sondern  auch  von  geringer  Selbstständigkeit 
ist  das  Werk  von  Cicero.  In  bestimmter  Anlehnung  an  Aristoteles  und  seine 
Metiiode  werden  die  Eigenschaften  der  vei-schiedenen  Regierungsformen  haupt- 


1)  Eine  ausführlichere  Erörterung  über  die  beiden  platonischen  Werke  ist  bereits  oben, 
Abh.  m,  S.  171  fg.  gegeben. 
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sÄchlich   nach    den  Erfahrungen  des   römischen  Staates  besprochen.  Weder 

konnte  also   diese  Schrift ,  als  jüngst  ei*st  aufgefunden ,    einen  Einfluss  auf  die 

Entwicklung   der  Wissenschaft  vom  Staate  ausüben;   noch  lernen   wir  aus  ihr 
wesentlich    Neues  über  die  Ansichten  der  Alten. 


n.    Das  Mittelalter. 

Im  Mittelalter  standen  auf  höchst  merkwürdige  Weise  zwei,  nicht  etwa 
blos  in  Methode  oder  einzelnen  Folgerungen  von  einander  abweichende ,  son- 
dern in  ihrem  ganzen  Wesen  verschiedene  Gattungen  der  Staatsphilosophie 
neben  einander. 

Die  eine  naturwüchsige  entsprosste  aus  dem  Kerne  der  neuen  Volks- 
thümlichkeiten.  Mit  der  Zerstönmg  des  römischen  Reiches  durch  die  Barba- 
ren versank  nämlich  auch  für  die  neuen  abendländischen  Völker  die  Lehre 
der  Alten  vom  Staate.  Und  zwar  nicht  blos  durch  die  jetzt  während  eines 
Jahrtausends  über  Europa  gelagerte  Unwissenheit,  sondern  noch  mehr  durch 
die  ganz  veränderte  Weltanschauung  und  RechtsauflFassung,  welche  durch  Chri- 
stenthum  und  Germanenthum  entstanden  waren.  Während  im  klassischen  Al- 
terthume  die  menschlichen  Lebenszwecke  und  was  davon  abhieng,  wie  z.  B. 
der  Staat,  nur  durch  Vemunflforschungen ,  nie  aber  durch  einen  göttlichen 
Willen  festgestellt  ^vu^den:  ward  jetzt  das  ganze  Leben  nur  aus  dem  Gesichts- 
punkte  einer  Gottesordnung  bcgrififen.  Wenn  die  Hellenen,  und  wenigstens  in 
staatlichen  Beziehungen  auch  die  Römer,  das  Recht  nur  als  eine  der  Bezie- 
hungen des  Einzelnen  zum  nationalen  Gemeinleben  auffassten;  so  war  jetzt  die 
germanische  Persönlichkeit  des  Rechtes  und  überhaupt  die  absolute  Bedeu- 
tung der  Persönlichkeit  maassgebend ;  zum  Theil  ausgebildet  in  einem  den  Alten 
ganz  unbekannten,  nun  aber  fast  allen  menschlichen  Verhältnissen  aufgezwun- 
genen Rechtsgedanken ,  dem  des  Lehens.  Während  die  Alten  nur  je  ihren 
eigenen  Staat,  höchstens  den  der  Stammverwandten,  als  berechtigt  ansahen,  be- 
stand jetzt  die  Idee  der  allgemeinen  christlichen  Brüderlichkeit  und  eines  christ- 
lichen Weltreiches. 

Hieraus  ist  denn  aber  auch  die  im  Mittelalter  hauptsäclilich  vorhandene 
Staatsphilosophie  erklärt.  Ihrem  Inhalte  nach  war  sie  lediglich  die  Abstrac- 
tion  der  Theokratie,  und  zwar  ihrer  gemischten  Art;  ihre  Form  aber  war 
natürlich  die  scholastische,  als  die  damals  einzige  geübte.  Während  letzteres 
an  sich  gleichgültiger  und  nur  etwa  wegen  der  nutzlosen  Spitzfindigkeiten  und 
verwirrenden  Unterscheidungen  beschwerlich  war,  wurde  die  Lehre  selbst 
durch  die  ganze  Weltauffassung  vollständig  bestimmt  —  Dcmgemäss  bildete 
die  gesammte  Christenheit  ein  grosses  Gottesreich,  welches  gleichbedeutend 
genommen  wurde  mit  dem  Heiligen  Römischen  Reiche.  Zweck  war  gottgefäl- 
liges christliches  Leben  auf  dieser  Erde  und  Pflegung  und  Bewahrung  des 
Glaubens.    Gott  selbst  aber  hatte  zwei  Gewalten  gesetzt  zur  Regierung  dieses 
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seines  Kelches,  hatte  zwei  Schwerter  gegeben*):  eine  geistliche  Gewalt 
dem  Papste,  dem  Haupte  der  Kirche  und  der  Spitze  der  aus  gottge- 
weihten Priestern  bestehenden  Hierarcliie;  und  eine  weltliche  Gewalt  dem 
Kaiser,  welcher  als  Schirmvogt  der  Kirche  und  als  Nachfolger  der  römi- 
schen Imperatoren  der  oberste  Herr  aller  Staaten  und  Fürsten  war.  — 
So  weit  waren  Alle  einig;  und  erst  über  die  Frage,  ob  die  beiden  Ge- 
walten gleich  hoch  stehen,  oder  ob  nur  die  geistliche  eine  unmittelbare 
Stellvertretung  Gottes ,  dagegen  die  weltliche  eine  vom  Pabste  übertragene 
und  abhängige  sei,  gingen  die  Ansichten  auseinander.  Weifen  und  Waiblinger 
waren  auch  iji  der  Wissenschaft ;  oder  vielmehr ,  man  suchte  auch  in  der 
Wissenschaft  Waffen.  Von  untergeordneter  Bedeutung  ist  dabei  denn  die  auf 
Aristoteles  gestützte  Erörterung  über  die  beste  Form  des  weltlichen  Regimen- 
tes. Gewöhnlich  war,  nach  dem  Vorgange  der  Kaiserwahl,  die  Wahlmonarchie 
dafür  erklärt.  —  Das  Mittelalter  war  nicht  schreibselig ,  imd  so  ist  auch  die 
Literatur  des  allgemeinen  Staatsrechtes  aus  dieser  Zeit  verhältnissmässig  dürf- 
tig. HauptsächlicJi  aus  den  Streitschriften,  welche  bei  Gelegenheit  des  prak- 
tischen Gegensatzes  zwischen  Päpsten  und  Kaisern  für  die  eine  oder  die  an- 
dere Gewalt  geschrieben  wurden,  vermögen  wir  die  theoretische  Auffassung  zu 
erkunden.  Ganz  verkehrt  ist  es,  diese  Staatsphilosophie  anknüpfen  zu  wollen 
an  die  Schrift  des  h.  Augustinus  De  civitate  dei,  indem  dessen  Gottesreich 
das  ewige,  das  weltliche  aber  das  des  Bösen  ist;  so  dass  der  spätere  theo- 
kratische  Gedanke  des  christlichen  römischen  Reiches  eher  als  ein  Gegensatz, 
als  eine  Folge  der  Lehre  des  Kirchenvaters  erscheint.  Wohl  aber  steht  Tho- 
mas von  A  q  u  i  n  0  *)  an  der  Spitze  der  Staatsphilosopliie  dieser  Art,  und  zwar 
zunächst  derjenigen,  welche  der  Oberherrschaft  des  Pabstes  über  das  weltliche 
Regiment   das  Wort  reden;   wogegen   es  die  Meinungen   einiger   Glossatoren, 


1)  Ueber  die  Theorie  der  zwei  Schwerler  (herrührend  von  der  Erzählung  in  der 
Leidensgeschichte,  Luc.  22,  36  u.  38)  s.  namentlich  die  vortreffliche  Ausführung 
vonW.  Grimm,  S.  LVII  seiner  Ausgabe  von  „Vridankes  Bescheidenheit"  Gott., 
1834. 

2)  Thomas  abAquino,  De  rebus  publicis  et  ,'principum  institutione  libri  IV. 
Lugd.,  1647.  —  Isidorus  Isolanus,  de  regum  principuraque  omnium  institutis. 
Mediol,  s.  a.  —  Gibellinisch  aber  sind:  Dante,  De  Monarchia  (u.  A.  in  Bd.  III 
der  Prose,  ed.  Torri).  —  Marsilius,  De  translatione  imperii;  Defensor  pacis 
de  re  imperatoria  et  pontificia  (bei  Goldast,  Monarchia  S.  J.  R.  Bd.  II,  S.  47 
fg.).  —  6.  de  Occam,  Disp.  de  potestate  ecclesiastica  et  saeculari  (ebenfalls  bei 
Goldast,  Bd.  I,  S.  13;  wo  noch  sechs  weitere  einschlägige  Schriften  desselben 
Verf.'s).  —  L.  de  Bebenburg,  De  juribus  regni  et  Imperii  Romanorum.  Ar- 
gent.,  1604. —  P.  de  Andlo,  De  imperio  ronv  germ.  libri  duo.  Argent.,  1612. — 
Bekannt  ist,  dass  der  Schwabenspiegel  die  päpstliche  Auffassung  der  Schwerter- 
lehre theiU  und  das  weltliche  Schwert  vom  Papste  an  den  Kaiser  leihen  lässt; 
während  der  Sachsenspiegel  und  seine  Glosse  die  Gleichheit  der  Verleihung 
vertheidigen. 

V.  Mohl,  Staatswissenschaft  I.  ig 
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z.B.  des  Baibus  (de  coronatione)  und  des  AlbcricusdeRosate  (Lect. 
süp.  Cod.),  des  Verfassers  des  merkwürdigen  Buclies:  Dcfensor  pacis,  so  wie 
die  bekannteren  Schriften  von  Dante,  Marsilius,  Wilhelm  von  Occam, 
Lupoid  von  Bebenburg  und  Peter  von  Andlo  sind,  in  welchen  sich 
die  dem  Kaiser  gtinstigeren  Ansichten  des  Mittelalters  darlegen.  Von  Neueren 
aber  bringen  namentlich  Majer'),  Eichhorn  und  Stahl  diese  ganze Staats- 
und  "Weltauffassung  unserem  Verständnisse  näher. 

Neben  dieser  aus  dem  innersten  Leben  der  christlich  -  germanischen 
Völker  sprossenden  Auffassung  des  Staates  gieng  denn  aber,  wesentlich  unver- 
bunden  und  fremdartig,  eine  zweite  Lehre  her,  welche  aus  dem  gelehrten 
"Wissen  des  Zeitalters  stammte.  Dieses  aber  nihte  auf  den  geringen  Res- 
ten antiker  Schriften,  welche  die  Verwüstung  des  Weltsturmes  übrig  gelassen 
hatte,  namentlich  aber  auf  den  Werken  des  fast  abgöttisch  verehrten  Aristoteles. 
Allerdings  drang  auch  hier  eine  Mischung  von  Christenthum ,  oft  wunderlich 
genug ,  ein ,  und  ward  der  Inhalt  mittelst  der  scholastischen  Form  begriffen : 
allein  im  Wesentlichen  blieb  doch  die  heidnische  Weltanschauung  und  der  aus 
der  griechischen  und  römischen  Geschichte  genommene  Stoff.  Und  je  bedeuten- 
der gegen  das  En  de  des  Mittelalters  hin  die  Bekanntschaft  mit  den  wiederaufge- 
fundenen klassischen  Schriftstellern  allmählig  wurde,  desto  sicherer  im  Auftreten 
und  desto  reicher  dem  Wissen  nach  wurde  auch  dieser  Zweig  der  Staatslehre. 
Bei  den ,  zum  Theile  sehr  umfangreichen ,  Schriftstellern  dieser  Gattung  war 
somit  nicht  das  christliche  Weltreich  und  seine  von  Gott  gesetzte  Ordnung, 
sondern  die  von  den  Alten ,  namentlich  von  Aristoteles ,  entwickelte  Verschie- 
denheit der  Regierungsformen  der  Ausgangspunkt.  Ihr  Einfluss  im  Leben  aber 
gieng  zwar  neben  den  grossen  Bewegungen  in  Kirche  und  Staat  vorbei;  war 
aber  dennoch  ein  bedeutender  und  immer  steigender,  weil  er  sich  bei  den  Ge- 
bildeten geltend  machte,  welche  die  Abneigung  gegen  die  Herrschsucht  und  pedanti- 
sche Unwissenheit  der  Kirche,  zumeist  in  Italien,  mehr  und  mehr  einem  litera- 
rischen und  künstlerischen  Heidenthume  in  die  Arme  trieb.  Daher  denn  auch 
ein,  wenig  in   seiner  Religion  orthodoxer,  Mahomedaner    in  ihren  Reihen  auf- 


1)  M  a  j  e  r,  J.  Ch.,  Die  beiden  höchsten  Würden  des  h.  röm.  Reichs.  Hamburg  u.  Kiel, 
i'i96  (geistreiche  kleine  Schrift).  —  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechlsgc- 
ichicble,  a.  v.  St,  namentlich  §.  287  fg.  u.  393.  —  Stahl,  Geschichte  der 
Rechtsphilosophie,  S.  45  fg.  ->  Himly,  A. ,  De  S.  R  imperii  naüonis  Germa- 
niae  iudoie  Par.,  1849.  —  Pütter's  Spccimen  juris  publici  et  gentium  medii 
aevL  Gott.,  1748,  enthält  sehr  viel  geschichtlich  und  kritisch  Richtiges,  verfehlt 
aber  die  AufTassung  des  mittclalterUchcn  Gedankens.  —  Von  geringerer  Bedeu- 
tung ist  das  ,  was  Roniagnosi  in  seiner  oben  genannten  Storia  dulla  filosofia 
del  drilto,  Bd.  11,  über  die  Staatsphilosophie  des  Mittelalters  beibringt  £•  fehlt 
nicht  an  Belesenheit,  namentlich  in  italiänischen  Schriften;  wohl  aber  an  Klarheit 
und  unbefangener  Würdigung.  Am  besten  ist  noch  das  über  Dante  Gesagte,  ob- 
flleicb  auch  hier  der  eigentliche  Kern  der  Frage  nicht  richtig  anfgaftmt  isL 
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geführt  werden  kann.  —  Die  hauptsächlichsten  Schriftsteller  dieser  Gattung 
sind  der  spanische  Araber  Avcrroes,  sowohl  als  Erklärer  des  Aristo- 
teles als  namentlich  durch  sein  Werk  über  Platon's  Staat  ;  A  e  g  i  d  i  u  s  R  o  m  a- 
nus  (Colonna) ;  Engelbertus  Admontensis  (Yolckersdorf)  ;  F  ran  eise  us  P  a- 
t  r  i  c  i  u  s  (von  Sienna) ;  und  schliesslich  M  a  c  h  i  a  v  e  1 1  i  in  seinen  Abhandlungen 
über  die  zehn  ersten  Bücher  des  Livius  ^). 


3.    Die    neuere    Zeit. 

a.    p]ntstehnng   und  Bildung  der  Idee  des  Rechtsstaates. 

a.    Ursprung;     c'rste     wissenschaftliche     Begründung;      li.    Grotius. 

Die  christlich  theokratische  Staatsphilosophie  des  Mittelalters  unterlag 
einem  doppelten  Angriffe. 

Einer  Seits  wurde  ihre  Form,  nämlich  die  scholastische  Behandlimg,  un- 
mögUch  gemacht,  theils  durch  das  Wiedererwachen  der  klassischen  Bildung, 
welche  die  Allemherrschaft  der  pseudo  -  aristotelischen  Philosophie  brach; 
theils  durch  Bacon's  grosse  Lehre,  welche  in  allen  Zweigen  des  mensch- 
lichen Wissens  zur  Beobachtung  der  Thatsachen  und  zur  Gewinnung  der  Ge- 
setze aus  diesen  nöthigte. 

Anderer  Seits  "wurde  die  Lebensansicht  des  Mittelalters  sachüch  zertrüm- 
mert durcli  die  Reformation.  Und  zwar  sowohl  thatsächlich  und  unmittelbar, 
indem  nun  selbst  ein  Theil  der  Christenheit  sich  der  Anerkennung  der  päpst- 
lichen Statthalterschaft  Gottes  bleibend  entzog;  theils  wissenschaftlich  und  mit- 
telbar. Letzteres  aber  wieder  in  doppelter  Richtung.  Einmal,  indem  bei  den 
gläubigen  Christen  der  auf  dem  kirchlichen  Gebiete  erwachte  Geist  einer  ver- 
ständigen Begreifung  und  einer  innerlichen  Begründung  allmälilig  auch  die 
übrigen  Gedankenkreise  durchdrang,  und  unter  diesen  die  Lehre  vom  Staate. 
Der  Grundsatz  der  religiösen  Freiheit  musste  mit  innerer  Nothwendigkeit  sich 
ausdehnen  auf  das  Gebiet  der  staatlichen  Freiheit,  und  schuf   auch  hier,  ver- 


I 


1)  Averroes  (eigentlich  Abul  Walid  Muhammed  Ebn-Achmed  Ebn  - Muhammed 
Ebn-Roschd)  Paraphrasis  in  Plalonis  rempublicam  ,  lat  redd.  a  Jac.  Manlio  Hc- 
braeo,  Venet.,  1752.—  Aegidius  Romanus,  De  regi-nine  principum.  Venet, 
1498.— Engelbertus  Admontensis,  De  regiinine  principu-m  tract.  VII.  Ralisb., 
s.  a.  —  Patricius,  Franc.,  De  instiulione  republicae  libri  IX.  Argent. ,  1594; 
Id.,  De  regno  et  regis  instilulione.  libri  IX.  eod.,  1.  et  a.  —  Machiavelli,  Dis- 
corsi  sopra  la  prima  dccä  di  T.  Livio.  —  Ueber  die  Lebensverhähnisse  und  die 
Lehre  der  Meisten  dieser  in  unserer  Zeit  wenig  gekannten  und  gelesenen  Schrift- 
steller sehe  man  den  diilten  Band  von  Brucker's  Historia  critica  philosophiae 
und  S  c  h  ö  n '  s  oben  angeführtes  Programm  de  literalura  politica  medii  aevi,  welcher 
Letztere  freilich  mehr  fleissiges  Lesen  als  übersichüiches  Verständniss  der  von 
ihm  Genannten  beweist. 

15  * 
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bnnden  mit  der  germanischen  Anerkemiung  der  Persönliclikeit ,  ein  ganz  neues 
Leben.  Hierzu  kamen  die  Streitigkeiten  und  Verfolgungen  auf  dem  kirchlichen 
Gebiete,  welche  mit  Gewalt  die  Geister  zur  Erwägung  des  Rechtes  der  Gegner 
auf  ihre  Handlungsweise  hindrängte,  damit  aber  zur  Erörterung  des  letzten 
Grundes  aller  Regierung  und  der  Gränzen  des  bürgerlichen  Gehorsams  '). 
Zweitens  aber,  indem  derjenigen  gegen  die  Papstgewalt  gerichteten  geistigen 
Widerspruchspartei,  welche  im  Mittelalter,  in  Ermangelung  eines  Bessern,  dem 
Heidenthume  und  somit  der  griechischen  Staatsauffassung  zuneigte,  durch  Eröff- 
nung einer  freieren  christlichen  Weltauffassung  und  Wissenschaft  auch  ein  auf 
dieser  Grundlage  ruhendes  Staatsideal  zugänglich  gemacht  wurde.  Die  Refor- 
mation hat  nicht  blos  der  theokratischen  Weltmonarchie  der  Gläubigen,  son- 
dern auch  der  antikisirenden  Staatsansicht  der  Ungläubigen  schliesslich  ein 
Ende  gemacht.  Selbst  die  humanistische  Ansicht  trieb  noch  einige  Frtichte, 
welche  um  so  bedeutender  sind,  als  die  jetzt  grössere  Kenntniss  der  Griechen 
und  Römer  mehr  Stoff  und  besseres  Verständniss  ihrer  Handlungen  und  Ein- 
richtungen gab.  Namentlich  gehört  Bodinus,  im  übrigen  ein  scharfsinniger 
und  bedeutender  Mann,  zu  diesen  Nachzüglern  ').  Die  sich  daneben  etwa 
rührenden  Anfänge  einer  allgemeinen  wissenschaftlicheren  Auffassung  des  Rech- 
tes waren  zunächst  noch  sehr  unvollkommen,  und  blieben  jeden  Falles  auf  dem 
Gebiete  der  allgemeinsten  Begriffe  und  des  bürgerlichen  Rechtes  •). 


1)  Die  religiösen  Kämpre  des  16.  Jahrhunderts  haben  eine  äusserst  merkwürdige 
FlugschriAen-Uleralur  auch  auf  dem  staaUichen  Gebiete  hervorgerufen,  welche  na- 
türlich immer  den  nächsten  Zweck  im  Auge  hat  und  allgemeine  Sätze  nur 
zur  Begründung  eines  sehr  praktischen  Schlusses  entwickelt ,  allein  an  Keckheit 
kaum  von  den  hedigsten  Aeusscrungcu  der  Parteien  am  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts übertroffen  wird.  Und  nicht  etwa  nur  die  Protestanten  sind  es,  welche  sich 
gegen  die  sie  verfolgende  Staatsgewalt  auflehnen  und  deren  Berechligungsgrenzcn 
untersuchen,  sondern  eben  so  die  Katholiken,  wenn  sie  sich  bedroht  finden. 
Wenn  die  Bartholomäusnacht  Holman's  Franco-Gallia  und  Langue  t's  Yindiciae 
contra  tyrannos  hervorruft,  so  schreiben  Bo  uc  h  er  de  jusla  Henrici  111  abdicatione 
und  Rose  de  justa  reip.  chrisüanae  in  reges  impios  auctorilate.  Auch  eine  ge- 
mässigte Partei  trat  schon  auf,  z.  ß.  L'Hopital,  E.  Pasquier  auf  der  einen, 
der  Hugenotte  L  a  n  o  u  c  auf  der  andern  Seite.  S.  die  geistreichen  Bemerkungen 
von  H.  Baudrillart,  Jean  Bodin  et  son  temps.     Par.,    1853. 

2)  Bodinus,  J.,  De  republica  libri  VI.     Zuerst  französisch  1577;   1584  vom  Verfas- 

ser selbst  ins  Lateinische  übersetzt.  In  beiden  Sprachen  häufig  aufgelegt.  Ueber 
Bodin  L  er  mini  er,  Introduction,  S.  49  fg.,  und  Kaltenborn,  S.  38  fg.  ; 
namentlich  aber  das  so  eben  genannte  treffliche  Werk  von  Baudrillart 

3)  Mit  dem  besten  Willen  kann  man  Kaltenborn,  Die  Vorläufer  des  H.  Grotias 
auf  dem  Gebiete  des  jus  naturac  et  gentium,  Leipz. ,  1848,  nicht  Weiteres  einräu- 
men. Die  Bemühungen  des  Verfassers,  die  Leistungen  der  völlig  vergessenen 
Schriftsteller  des  16.  Jahrhunderts ,  und  zwar  sowohl  katholischen  als  protestan- 
tischen Glaubens,  an  das  Licht  zu  ziehen  und  möglichst  geltend  zu  machen,  sind 
•ehr  verdienstlich  ;    allein  das  Ergebniss  ändert  so  gut  wie  nichts  an  der  bisberi- 
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Eine  vollständige  Lehre  entwickelte  sich  jedoch  langsam.  Die  Reforma- 
toren selbst  hielten  sich  dem  ihnen  fremden  staatlichen  Leben  ferne ;  in  jedem 
Falle  traten  sie,  wenn  sie  zu  einer  Berücksichtigung  gedrängt  wurden,  hier 
nicht  als  Neuerer  auf.  So  namentlich  Luther  selbst.  Und  auch  die  übrigen 
Gebildeten  wurden  zunächst  nach  Beginn  der  Kirchenverbesserung  zu  sehr 
durch  die  unmittelbaren  Fragen  in  Anspruch  genommen,  als  dass  sie  zur  Beach- 
tung und  Ausbildung  der  entfernteren  Folgen  der  subjectiven  geistigen  Freiheit 
viele  Zeit  und  Neigung  gehabt  hätten. 

Endlich  gelang  einem  bedeutenden  Manne  die  Grundlage  einer  der  neuen 
"Weltanschauung  entsprechenden  Staatsphilosophie,  und  selbst  theilweiser  Aus- 
bau. Practische  Ereignisse  führten  zur  wesentlichen  Uebertragung  auf  das  ei- 
gentliche Gebiet,  und  zur  Ausbildung  in  den  verschiedensten  Richtungen. 

Das  Kriegsrecht  des  Mittelalters  war  verschwunden  mit  dem  Ritterthume, 
dem  wirklichen  Leben  des  Lehenswesens  und  der  unbestrittenen  Herrschaft  der 
Kirche.  Die  Kriege  aber  waren,  namentlich  auch  in  Folge  des  kirchlichen 
Streites,  sogar  noch  häufiger  und  ausgedehnter  geworden.  ,,Die  ganze  Chri- 
stenheit stürzte  sich,  schlimmer  als  die  ärgsten  Barbaren,  ohne  Rechtsgrund 
und  Ueberlegung  in  Kriege",  sagt  IL  Grotius  von  seiner  Zeit.  Es  bedurfte 
einer  neuen  Rechtsordnung  unter  den  Staaten,  die  aber  nicht  abhängig  wäre 
von  Willkür,  Leidenschaft  und  Selbstsucht.  Hierzu  taugten  denn  nun  aber,  da 
die  religiösen  Gebote  nicht  mehr  streitlos  maassgebend  waren,  lediglich  nur 
Grundsätze ,  welche  auf  einer  für  alle  Menschen  verbindlichen  Vemunftlehre 
beruhten.  Eine  richtige  Begründung  derselben  führte  aber  naturgemäss  zu 
einem  umfassenden  Systeme  eines  aus  allgemeinen  Vernunftgi-ünden  geltenden 
Völkerrechtes,  und  dieses  wieder  konnte  nui*  hervorgehen  aus  einer  gleicharti- 
gen Begründung  des  Rechtes  überhaupt. 

Es  war  nun  Hugo  Grojtius,  welcher  in  seinem  Kriegs-  und  Friedens- 
rechte diesen  Weg  einschlug,  und  der  somit  auch  der  Begründer  eines  neuen 
philosophischen  Rechtes  für  den  Einzeln  -  Staat  wurde.  Zunächst  zeigte  er, 
dass  der  Mensch  nach  Offenbarung  und  Geschichte  das  Bedürfniss  eines  ver- 
nünftigen, d.  h.  friedlich  geordneten,  Zusammenlebens  mit  Anderen  habe,  und 
entwickelte  dann  die  Regeln  dieses  Zusammenlebens  der  Einzelnen  auf  der 
Grundlage  der  gegenseitigen  Rechtsachtung.  Hieraus  aber  ging  auch  die  all- 
gemeine Begründung  des  Staates  hervor.  Eine  Macht  und  Ordnung  zur  Auf- 
rechthaltuug  des  friedlichen  Zusammenlebens  der  zu  einem  Volke  Gehörigen, 
lehrte  er,  sei  unentbehrlich;  dieselben  können  aber  nur  entstehen  aus  einer 
Einwilligung  aller  natürlich  Verbundenen  zu  einer  rechtsschützenden  Einrich- 
tung und  zum  Gehorsam  gegen  den  oder  die  mit  der  Handhabung  dieser  Ein- 
richtung Beauftragten.     Dieser  Vertrag  aber  sei,   wie  jeder  Vertrag,  einzuhal- 


gen  Auffassung,  H.  Grotius  als  den  Vater  der  neuen  Rechtsphilosophie  zu  be- 
trachten, üeberschätzung  solcher  AufAndungen  ist  eben  so  natürlich  bei  dem  Ur- 
heber, als  unmaassgebend  für  die  Uebrigen. 
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ten ;  und  so  sei  denn  der  Vertrag  freier  Menschen  unter  sich  nicht  nur  die 
Form  der  Entstehung  des  Staates,  sondera  zu  gleiclier  Zeit  auch  die  recht- 
liche Begrtindung  desselben  und  seiner  Gewalt  *).  In  dieser  Lehre  des  „nattlr- 
lichen  Rechtes"  lagen  denn  schon  alle  wesentlichen  Grundgedanken  der  Theorie 
vom  Rechtsstaate,  nämlich  die  Auffassung  des  Staates  aus  dem  Gesichtspunkte 
eines  zufälligen  und  äusseren  Bedürfnisses ;  das  Hervorgehen  desselben  aus 
dem  freien  verständigen  Willen  der  einzelnen ,  in  völliger  Isolirung  betrach- 
teten Pei-sönlichkeiten ;  die  ausschliessliche  Bestimmung  des  Staates  zu  einer 
Rechtsanstalt,  also  zu  einem  blosen  Mittel,  und  die  Nichtbeachtung  der  mensch- 
lichen Lebenszwecke  selbst ;  die  Beschränkung  auf  das  engste  Maass  von 
Wirksamkeit  zur  Schonung  der  negativen  Freiheit  der  Einzelnen ;  die  beliebige 
Wahl  unter  den  Einrichtungen  nach  Gründen  der  Nützlichkeit.  Der  Staat 
ward  äusserlich,  formell,  knapp  aufgefasst;  er  erschien  als  ein  unvermeidliches 
Opfer,  und  war  nur  mit  den  einzelnen  Menschen,  nicht  aber  mit  den  sonstigen 
Gestaltungen^  des  Zusammenlebens  in  wesentlichen  Zusammenhang  gebracht. 

Wie  immer  aber  hierüber  zu  urtheilen  sein  mag,  die  neue  Lehre  ver- 
breitete sich  sehr  bald  bei  allen  europäischen  Völkern  und  wurde  für  fast 
zwei  Jahrhunderte  die  Grundlage  der  allein  angenommenen  Rechtsphilosophie, 
obgleich  allerdings,  je  nach  den  Eigenthümlichkeiten  der  einzelnen  Völker  oder 
der  einzelnen  Bearbeiter  so  wie  aus  Anwendungsgründen,  in  verschiedener 
Weise  ausgebildet,  modificirt  und  benutzt. 

ß.    Ausbildung    in    England. 

Zunächst  wurde  in  England  die  Vertragstheorie  vom  Staate  als  ein  gros- 
ser und  wichtiger  Grundsatz,  welcher  auch  zur  Beurtheilung  der  thatsächlichen 
Zustände  dienen  möge,  aufgefasst.  Der  staatlich-kirchliche  Streit  der  Stuarts 
mit  den  Anhängern  freierer  Ansichten  konnte,  eben  weil  er  ein  Kampf  von 
Grundsätzen  war,  nicht  blos  mit  Waffen  ausgefochten  werden,  sondern  forderte 
auch  die  innere  Begründung  des  Rechtes  der  Parteien. 

Merkwürdig  genug  ist  es,  dass  zuerst  ein  Anhänger  der  Stuarts  versuchte, 
das  Recht  der  unbeschränkten  Gewalt  zu  stützen  auf  die  Lehre  vom  Staats- 
vertrage. Es  war  dies  Th.  Hobbes.  An  die  Stelle  der  von  H.  Grotius  an- 
genommenen natürlichen  Neigung  des  Menschen  zu  einem  vernünftigen  Zusam- 
menleben stellte  er  den  Satz,  dass  unter  den  ursprünglich  ganz  gleichen  und 
wesentlich  selbstsüchtigen  Menschen  nur  die  rohe  Gewalt  entscheide,  hieraus 
aber  ein  bestAndiger  allgemeiner  Krieg  Aller  mit  Allen,    ein  völlig  unerträg- 


1)  H.  Grotiüs,  De  jare  belli  et  pacis  libri  tres;  in  quibus  jus  nalurae  et  gentium 
item  juris  publici  praecipua  explicanlur.  Zuerst  1625  ;  verbessert  1634.  Näheres 
über  ihn  bei  Ompteda,  Literatur  des  Völkerrechts,  Bd.  I,  S.  iTlTg. ;  Luden, 
Hugo  Grotius  nach  seinen  Schriricn  und  Schicksalen.  Bcrl. ,  lb06 ;  K  alten - 
boro,  Kritik  des  Völkerrechts,  8.  37  fg.;  Stahl,  Geschichte  der  RechUphil., 
8.  158  fg.  (vortredlicb). 
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lieber  Zustanrl  entstehe.  Wechselseitige  Furcht  und  das  Bedürfniss  einer  allen 
Einzelnen  tiberlegenen  Gewalt  nöthige  somit  zu  einem  allgemeinen  Staatsver- 
trage. Practische  Nothwendiglvcit  sei  es  aber,  durch  einen  zweiten  Vertrag 
die  Handliabung  der  Verabredung  einem  Regenten  zu  übertragen,  welcher  im 
einzelnen  Falle  den  allgemeinen  Willen  ausspreche,  das  Volk  vorstelle.  Da 
nun  der  allgemeine  Wille  nie  unrecht  sein  könne,  so  könne  auch  der  Regent 
nie  unrecht  thun ;  nicht  nur  Widerstand  gegen  ihn,  sondern  selbst  schon  Tadel 
sei  unerlaubt.  Und  weil  der  allgemeine  Wille  auch  immer  mtisse  durchgesetzt 
werden,  habe  jeder  Staatsgenosse  dem  Regenten  freiwillig  und  für  immer  alle 
seine  Kräfte  zur  beliebigen  Verfügung  zu  stellen  *). 

Es  bedurfte  nicht  eben  eines  migcwöhnlichen  Scharfsinnes,  um  einzu- 
sehen, dass  die  ausschliessende  Ableitung  unbeschränkter  Forstengewalt  aus 
aligemeinen  Verträgen  völlig  willkürlich  sei,  und  auf  unbewiesenen  Voraussetz- 
ungen beruhe;  vielmehr  ciue  folgerichtige  Entwicklung  dieses  Grundgedankens 
weit  naturgemässer  zu  Bedingungen  und  Beschränkungen  der  freiwillig  gebil- 
deten Gewalt,  wo  nicht  zu  demokratischen  Einrichtungen  führe.  Daher  fand 
denn  Hobbes  bei  politischen  Parteigenossen  Widerspruch  gegen  die  Ausgangs- 
Idee,  bei  Gegnern  aber  Zustimmung  zu  dieser,  und  Bestreitung  seiner  Folge- 
sätze. Die  Letzteren  unterschieden  sich  jedoch  von  früheren  Bekämpfem  der 
ungesetzlichen  und  tyrannischen  Regenten,  (so  namentlich  Languet,  Bu- 
ch an  an  und  selbst  Milton,)  hauptsächlich  dadurch,  dass  sie  nicht  blos  das 
Recht  eines  Volkes  zur  Vertheidigung  gegen  bestimmte  Gewaltthat  und  etwa 
zur  persönlichen  Vernichtung  eines  Wütherichs  behaupteten ;  sondern  über- 
haupt für  dasselbe  das  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  ganze  Regierungsweisc 
des  vertragsmässig  gegründeten  Staates  nach  seinem  Willen  zu  bestellen,  be- 
ziehungsweise zu  ändern. 

Während  also  ein  Parteigenosse  von  Hobbes,  F  i  1  m  e  r ,  in  einem  schwer- 
fälligen und  verkehrten  Werke  die  unbeschränkte  Fürstengewalt  als  die  ein- 
zig rechtliche  Staatsform  beibehielt ,  dieselbe  aber  auf  eine  Vererbung  von 
Adam  stützte  '):  suchten  Locke  und  Algernon  Sidney,  als  Anhänger 
eines  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams  und  überhaupt  der  negativen  Frei- 
heitsidee ,  Hobbes  seine  Waffe  aus  der  Hand  zu  winden  und  sie  gegen 
ihn  selbst  zu  kehren.  —  Dem  Ersten  ist  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Men- 
schen der  Naturzustand;  er  findet  ihn  aber  unvollständig  gesichert  durch  den 
blosen  Rechtsgedanken,  und  verlangt  daher  zu  seiner  Sicherstellung  Staat  und 
Regierung  mittelst  mehrerer  allgemeiner  Verträge.  Die  Staatsgewalt  ist  ledig- 
lich nur  bestimmt  zur  Bewahrung  der  menschlichen  rechtlichen  Freiheit ;  ein 
Missbrauch  derselben  aber  soll    nicht    nur  durch  den  ganzen  Zweck  der  Ver- 


1)  Hobbes,  Th. ,  Elementa  philosophica  de  cive.  Par.,  1642.  De  corpore  politico, 
sive  eleraenla  juris.  Lond.,  1650;  Levialhan ,  sive  de  civilate  ecclesiastica  alque 
civili.     Lond.,  1651. 

2)  Film  er,  R.,  Patriarcha,  or  the  natural  power  of  Kings.    Lond.,  1569. 
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einigung,  sondeiii  auch  durcli  die  Verabredung  zweckmässiger  Einrichtungen 
verhütet  werden.  Unter  diesen  führt  Locke,  als  der  Erste,  eine  Theilung  der 
Gewalten  an.  —  Sidney  dagegen  führt  aus,  dass  nicht  das  Volk  des  Fürsten 
wegen  da  sei ,  sondern  dass  es  sich  umgekehrt  verhalte ,  und  dass  also  auch 
das  Volk  berechtigt  sei,  seinen  Staat  nach  seinem  Vortheile  einzurichten  und 
zu  ändern.  Regierungsgewalt  könne  nur  durch  Vertrag  erworben  werden,  und 
sei  auch  geschichtlich  nur  auf  diese  Weise  entstanden.  Diess  entwickelt  er 
jedoch  mehr  in  aristokratischer  als   in  volksthümlichcr  Auffassung  *). 

Da  der  Streit  über  unbedingten  Gehorsam  oder  bürgerliche  Freiheit  durch 
die  Revolution  von  1688  für  England  practisch  entschieden  war,  der  Geist  der 
Nation  sich  aber  rein  theoretischen  Beschäftigungen  wenig  zuneigt,  so  ist  das 
philosophische  Staatsrecht  seit  dieser  Zeit  nur  selten  noch  von  Britten  behan- 
delt worden.  Ausser  politischen  Flugschriften,  deren  Bedeutung  mit  der  Ver- 
anlassung erstarb,  sind  nur  vier  englische  Schriftsteller  von  Bedeutung  zu  nen- 
nen. —  Der  erste  ist  De  Lolme  (übrigens  ein  gebomer  Genfer),  welcher, 
das  berühmte  Kapitel  Montesquieu's  über  die  englische  Verfassung  ausbeutend, 
eine  umfängliche  Darstellung  der  englischen  Verfassung  und  der  ihr  angeblich 
zu  Grunde  liegenden  staatlichen  Gedanken  gegeben  hat.  Da  er  die  geschicht- 
lich imd  thatsäclilich  falsche  Auffassung  Montesquieu's  nicht  berichtigt,  sondern 
vielmehi-  die  Theorie  der  drei  Gewalten  weiter  ausführt :  so  ist  das  Buch  we- 
niger bei  den  Schriften  über  positives  englisches  Recht,  als  bei  denen  über  all- 
gemeines Staatsrecht  von  Bedeutung.  Seine  vielfache  Verbreitung  verdankt  es 
im  Auslande  der  ungenauen  Kenntniss  der  wirklichen  englischen  Gesetzgebung; 
in  England  der  schmeichelhaften,  wenn  schon  unwahren,  Darstellung  der  Lan- 
desverfassuilg;  überall  aber  seiner  Klarheit  uni  dem  Schwünge  der  Rede.  — 
Ausgehend  einerseits  von  der  unveräusserUchen  subjektiven  Freiheit  des  Ein- 
zelnen, andererseits  von  der  unverbesserlichen  Schlechtigkeit  der  Einlierrschaf- 
ten  und  der  Aristokratien  stellt  W.  Godwin  in  einem  viel  verrufenen  Werke 
„über  staatliche  Gerechtigkeit"  die  Forderung  demokratischer  Regierungsform 
auf  die  Spitze.  Systematischer,  als  seine  Landsleute  gewöhnlich  darstellen, 
umfasßt  er  die  Aufgabe  des  Staates  in  ziemlicher  Vollständigkeit;  allein  er  hat 
weder  das  Verständniss  der  Nothwendigkeit  eines  höheren  Gesammtlebens,  oder 
gar  eines  gesellschaftlichen  Organismus,  noch  die  Einsicht  in  die  praktischen 
Bedingungen  des  Zusammenlebens  von  Menschen  mit  Leidenschaften  und  üblem 
Willen.  So  ist  das  Ergebniss  wissenschaftliche  Rohheit  und  Unausführbarkeit 
im  Leben.  —  Als  einen  der  schärfsten  und  unerschrockensten  Denker  aller 
Zeiten  und  Völker  zeigt  sich  J.  Bentham  auch  im  Staatsrechte.  Allerdings 
ist  es  ihm  weit  weniger  um  eine  oberste  Begründung  des  Begriffes,  des  Zweckes 
und  der  Arten  des  Staates,  um  die  Erörterung  der  Entstehung  und  Uebertra- 


2)  Locke,  J.,  Two  treatiies  on  govemmenL  Lond.,  1680.  —  Sidney,  Alg., 
Discooraes  concerning  govemmenL  Zuerst  London  1698 ,  nach  des  Verf.'s  Tod. 
Deoticbe  (abgekürzte)  Uebenetzong  von  Erbard.  I.  IL    Leipz.,  1793. 
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gung  der  Staatsgewalt  zu  thun,  als  um  die  Anwendung  einer  praktischen 
Staatsmoral.  Er  verwirft  sogar  jene  Forschungen  und  Ergebnisse  als  nutzlose 
und  selbst  gefährliche  Gedankenspiele,  und  als  logisch  unrichtig.  Sein  Grund- 
satz ist,  der  Staat  habe  das  grösstmögliche  Glück  der  grösstmöglichen  Zahl 
von  Menschen  zu  beschaffen,  die  höchste  Steigeining  von  Wohl  und  die  höchste 
Verminderung  von  Leiden.  Allein  da  die  Durchführung  dieses  Grundsatzes 
doch  ausschUesslich  auf  der  Grundlage  des  Staates  der  Neuern  geschieht, 
so  sind  seine  zahlreichen  Arbeiten  ein  wesentlicher  Beitrag  zu  dessen  allseitiger 
Ausbildung.  Sie  umfassen  aber  nicht  nur  das  gesammte  Gebiet  der  Rechts- 
pflege im  weitesten  Sinne,  sondern  auch  viele  Fragen  des  Verfassungsrechtes. 
Es  fehlt  Bentham  am  Sinne  für  den  Organismus  des  Staates,  für  die  eigen- 
thümlichen  Bedürfnisse  der  einzelnen  Völker;  er  erkennt  keine  andere  Auf- 
fassung des  Lebens ,  als  die  vom  Standpunkte  des  Verstandes ;  er  ist  somit 
weit  entfernt  von  der  vollen  Wahrheit,  und  oft  tief  im  Irrthame.  Allein  eine 
scharfsinnigere  Zergliederung  der  Begriffe  und  eine  grössere  Selbstständigkeit 
des  Urtheils  hat  Keiner  gehabt  ^),  —  Endlich  hat  noch  ganz  neuerdings 
Bowyer,  einer  der  gelehrtesten  und  vielseitigst  gebildeten  Rechtsgclehrten 
Englands,  auch  das  philosophische  Staatsrecht  bearbeitet  *).  In  regelmässi- 
gem Systeme  beschäftigt  er  sich  viel  mit  dem  Wesen  des  Rechtes  überhaupt ,  so 
wie  mit  den  verschiedenen  Staatsgattungen;  seine  bemerkenswertheste  Eigen- 
thümlichkeit  ist  aber  die  Annahme  einer  doppelten  Rechtsquelle,  nämlich 
der  menschlichen  Vernunft  und  des  unmittelbaren  göttlichen  Gebotes.  Hieraus 
wird  denn  auch  eine  doppelte,  sich  ergänzende  Rechtssphäre  entwickelt,  die 
des  Staates  und  die  der  Kirche,  letztere  im  katholischen  Sinne  genommen. 
Es  wird  ferner  versucht,  die  Lehre  von  der  Gewaltertheiluug  in  Einklang  zu 
setzen  mit  der  Einheit  der  Staatsgewalt.  Die  Beweisführung  ist  scharfsinnig, 
allein    scholastisch-spitzfindig  und  mit  Anführungen  aus  Vorgängern  überladen. 

y.    in   Holla^nd. 

Nicht  zwar  in  demselben  Maassstabe,  wie  im  römischen  Rechte ,  so  doch 
immer  in  bedeutender  Weise  äusserte  sich  die  durch  den  Kampf  um  Freiheit 
mächtig  aufgeregte  Geisteskraft  Hollands  auch  im  öffentlichen  Rechte.  Die  diu"ch 
gründliche  Rechtsforschungen  während  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  vor 
ganz  Europa  ausgezeichneten  Landsleute  des  Hugo  Grotius  konnten  unmöglich 


1)  De  Lolme,  J.  L. ,  Tlie  Constitution  of  England.  Zuerst  englisch  1775;  Ueber- 
setzungen  in  fast  allen  Sprachen.  —  Godwin,  W. ,  Inquiry  concerning  political 
justice.  I.  II.  Ed.  2.  Lond.,  1796.  —  Bentham,  J.,  Works,  collect,  by  J.  Bow- 
ring.  I— XXU.  Edinb.,  1838 — 43.  Eine  französische  Bearbeitung  eines  Theiles 
derselben  sind  die  Oeuvres  de  Bentham,  I— IV.  Brux.,  1829. 

2)  Bowyer,  G.,  Commentaries  on  universal  public  law.  Lond.,  1854.  —  Ueber 
das  vom  Verf.  geschriebene  System  des  positiven  englischen  Staatsrechts  s.  un- 
ten, Bd.  n. 
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auf  der  von  ihm  eröffneten  Bahn  ganz  zurüekbleiben.  Ein  günstiger  Zufall  Hess 
überdiess  in  Holland  einen  der  ersten  Philosophen  geboren  werden. 

Merkwürdig  genug  eröffnen  übrigens  auch  hier  Anhänger  des  göttlichen 
Rechtes  der  Fürsten  und  der  unbeschränkten  Gewaltherrschaft  die  Reihen. 
Th.  Graswinkel's  *)  Käme  wii'd  immer  mit  zuerst  genannt,  wenn  es  sich 
von  gehässigen  Vertheidigern  der  Willkür  handelt ;  und  zwar  mit  Recht.  Gleich 
Filmer  leitet  er  alles  menschliche  Regiment  von  der  unbeschränkten  Gewalt 
Adams  über  die  ganze  Erde  ab ;  nur  Gott  seien  dessen  Nachfolger  Rechen- 
schaft über  die  auf  sie  ungeschmälert  übergegangene  Macht  schuldig.  —  Weniger 
gekannt  und  getadelt  zwar,  allein  vollkommen  derselben  Ansicht  ist  J.  F. 
Hörn  ').  Er  sucht  mit  unverständigem  Wissen  und  schwacher  Logik  seine 
Lehre  auf  die  Bibel  und  auf  Beispiele  aus   der  weltlichen  Geschichte  zu  stützen. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  dagegen  Ulrich  Huber»).  Zwar  kann 
auch  er  sich  der  herrschenden  Zeitansicht  in  so  ferne  nicht  ganz  entziehen, 
als  er  die  Entstehung  des  Staates  unmittelbar  auf  einen  Vertrag  gründet,  wel- 
chen das  allgemeine  Bedürfniss  der  Sicherstellung  gegen  Gewaltthat  veranlasse. 
Allein  er  weicht  doch  von  Hobbes  in  melireren  wesentlichen  Richtungen  ab. 
Einer  Seits  nimmt  er  den  Zustand  des  Krieges  Aller  mit  Allen  nicht  als  den 
ursprünglichen  und  aus  der  Natur  des  Menschen  nothwendig  fliessenden  an ; 
sondern  betrachtet  ihn  vielmehr  als  ein  durch  üble  Leidenschaften  her- 
beigeführte VerschlechteiTing  des  ursprünghchen  Zustandes  der  Unschuld,  und 
die  durch  Missbrauch  der  Gewalt  bewirkten  Verletzungen  nicht  als  die  natür- 
lichen und  somit  untadelhaften  Folgen  der  Freiheit  und  Macht,  sondern  als 
Verbrechen.  Anderer  8eits  gründet  ör,  was  noch  weit  wichtiger  und  unter- 
scheidender ist,  den  Staatsvertrag  nicht  blos  auf  äusseres  Schutzbedürfniss, 
sondern  auch  auf  die  gesellschaftliche  und  sittliche  Natm*  des  Menschen.  End- 
lich fällt  Huber  keineswegs  in  die  willkürliche  Behauptung  von  Hobbes,  dass 
der  ui-sprüngliche  Vertrag  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  unbeschränkte  und 
nicht  wieder  abnehmbare  Macht  verleihe  und  seinen  Willen  zum  Rechte  mache, 
sondern  er  leitet  vielmehr  aus  den  drei  Verträgen  der  Vereinigung,  der  Unter- 
werfung und  der  Verfassung  die  ganze  Lehre  des  neuzeithchen  Rechtsstaates 
ab.  Demokratie  ist  ihm  also  die  naturgemässeste  Regierungsform ;  jedenfalls 
die  Staatsgewalt  nur  eine  verfassungsgemässe ,  der  Unterthanengehorsam  nur 
ein  bedingter;  und  so  fort. 


1)  Graswinkel,  D.,  De  jusl.  majestatis.     Hagae  Com.,  1642.  4. 

1)  Horoius,  J.  F.,  Politicorum  jura  archilectonica,  de  civitate  FrancoL  1672.  —  Es 
ist  unbegreiflich,  nie  Stell,  Inlrod.  ad  hist  liter,  111,2,  {  41  diesen  unklaren  und 
oft  ganz  lächerlichen  Schriftsteller  als  den ,  wenigstens  formellen ,  Begründer  der 
neuen  Staatslehre  bezeichnen  kann. 

3)  Huber,  Ulr.,  De  jure  civitatis  libri  tres.  Ed.  4.  Francof,,  1705.  4.  —  Ueber 
diesen  in  mehr  als  Einem  Theilc  der  Rechtswissenschaft  ausgozcichnetan  Mann 
s.  Gab.  de  Wal,  Oratio  de  claris  Frisiae  jureconsoltis.  Leovard.,  1826,  S.  50  tg., 
and  Annotat.,  S.  253  fg. 
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Huber  war  von  grossem  und  bleibendem  Einflüsse  in  seinem  Vaterlande; 
und  nicht  sowohl  den  Inhalt  der  Lehre,  als  die  Methode  und  den  Ausgangs- 
punkt brauchten  in  der  That  die  späteren  holländischen  Staatsgelehrten  zu  än- 
dern, als  sie  sich,  nach  dem  Erlöschen  ihrer  grossen  einheimischen  Juristen- 
schule, der  indessen  in  Deutschland  aufgeblühten  rechtswissenschaftlichen  Bil- 
dung anschlössen.  Als  solche,  ihrer  Zeit  gemäss  wesentlich  auf  dem  Kant'schen 
Standpunkte  stehende,  spätere  holländische  Publicisten  müssen  denn  aber  na- 
mentlich der  gründhch  gelehrte  de  Wal  und  der  unbeschreiblich  fleissige. 
den  Tex  genannt  werden. 

Völlig  unverbunden  mit  dem  bisher  besprochenen,  von  der  allgemeinen 
Entwicklung  des  philosophischen  Staatsrechtes  getragenen  Erscheinungen  steht 
nun  aber  noch  in  Holland  die  grossartige  Lehre  Spinoza 's.  Einfluss  hat 
dieselbe  allerdings ,  so  weit  sie  sich  mit  dem  Staate  beschäftigt ') ,  sehr  wenig 
gehabt,  sei  es  auf  die  Rechtswissenschaft,  sei  es  auf  das  Leben;  hierzu  waren 
die  tiefen  Gedanken  nicht  gemeinfasslich  genug,  ihr  pantheistischer  Mittelpunkt 
stiess  die  Gläubigen  zurück  und  machte  die  Vorsichtigen  scheu ;  die  prakti- 
schen Vorschlüge  des  mit  Menschen  und  Dingen  wenig  vertrauten  Einsiedlers 
verdienten  wirklich  keine  Beachtung.  Dennoch  bleibt  Spinoza's  Staatslehre 
eines  der  merkwürdigsten  Erzeugnisse  des  menschlichen  Geistes,  und  das  jetzige 
bessere  Vcrständniss  derselben  gereicht  der  philosophischen  Bildung  unserer 
Zeit  zur  Ehre  **).  —  Spinoza  knüpft  seinen  Begriff  des  Rechtes  und  des  Staa- 
tes unmittelbar  an  seine  Weltauffassung  im  Ganzen  an.  Die  Natur  ist  die 
unermesslichc  Einheit,  deren  einzelne,  den  Gesetzen  des  Ganzen  folgende  Be- 
standtheile  alle  Erscheinungen  und  Individuen  sind;  so  denn  auch  der  Mensch. 
Gesetz  aber  ist  das  Princip,  welchem  gemäss  etwas  besteht  und  in  bestimmter 
Weise  handelt.  Recht  endlich  ist,  was  diesen  Naturgesetzen  gemäss  geschieht. 
Recht  hat  also  Alles,  was  in  diesem  uuermesslichen  Schoosse  der  Natur  seinem 
Wesen  gemäss  handelt ;  das  Grosse  und  das  Kleine ,  die  Einzelnen  und  die 
Menge,  die  Einzelnen  je  nach  ihrer  Art,  die  Thiere  so  gut  als  die  Menschen. 
Unrecht  ist  nur,  was  Niemand  will  und  Niemand  kann.  Was  also  der  Mensch 
iu  Folge  seiner  Leidenschaften  thut ,  ist  ebenso  Recht ,  als  was  er  in  Folge 
seiner  Vernunft  vornimmt;  denn  beide  sind  Gesetze  seiner  Natur.  Das  Ver- 
brechen, die  Narrheit  und  die  Tugend  habe  gleich  Recht.  Wir  beurtheilen  oft 
nur  etwas  falsch,  weil  wir  den  Zusammenhang,  mit  den  unendlichen  Ge- 
setzen des  Alls  nicht  begreifen.  Jeder  kann  also  mit  List,  Gewalt  oder 
bittweise    sich    in     den  Besitz     dessen    setzen,    was    er    verlangt;     und    er 


1)  Spinoza,  B.,  Tractatus  theologico-politicus.  Zuerst  1670;  und  Tractatus  polili- 
cus.  Unvollendet;  zuerst  1677. 

2)  Man  vergleiche:  Raum  er,  Geschichtl.  Entwicklung,  2le  Aufl.,  S.  41  fg.;  Sig- 
wart,  H.  C.  W.,  Vergleichung  der  Rechts-  und  Staatstheorieen  des  Spinoza  und 
Hobbes.  Tüb  ,  1842;  Hörn,  J,  Spinozas  Staatslehre.  Dessau,  1851;  Dami- 
ron,  Ph.,  Hisloire  de  la  philosophie  en  France  au  XVII.  siecle,  Bd.  11,  S.  212  fg. 
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ist  berechtigt,  Jeden  als  Feind  zu  behandeln,  der  ihm  dabei  im  Wege  steht 
Der  Mensch  ist  also  der  natürliche  Feind  des  Menschen.  Aber  es  ist  aller- 
dings nützlicher,  wenn  der  Mensch  auf  alles  Recht  verzichtet,  welches  aus  den 
Gesetzen  der  Leidenschaften  fliesst,  und  sich  lediglich  auf  die  Gesetze  der 
Vernunft  beschränkt;  denn  unter  jenen  Gesetzen  ist  Jeder  immer  in  Gefahr 
und  Angst,  unter  diesen  aber  herrscht  Einigkeit  und  Sicherheit,  und  mag  der 
Mensch  seinen  Geist  ausbilden.  Aus  Nutzensgi'ünden  schliessen  also  die  Menschen 
einen  allgemeinen  Vertrag,  sich  selbst  zu  beschränken  imd  gegenseitig  zu  ach- 
ten. Eigentlich  genügte  es  an  diesem  Vertrage;  allein  da  ihn  nicht  alle  im- 
mer halten  möchten,  bedarf  es  einer  unbeschränkten  Gewalt,  welche  sie  in  je- 
dem Falle  dazu  nöthigt.  Daher  denn  die  unbedingte  Pflicht ,  den  Befehlen 
dieser  Gewalt  zu  gehorchen,  was  sie  auch  befiehlt,  und  wäre  es  noch  so  wi- 
dersinnig. Im  Uebrigen  ist  es  am  besten,  wenn  diese  Gewalt  durch  den  Wil- 
len Aller  gebildet  wird,  nicht  aber  durch  den  eines  Einzelnen.  —  Es  ist  woW 
nicht  nöthig  zu  zeigen,  dass  die  Aehnlichkeit  dieser  Lehre  mit  der  von  Hob- 
bes  nur  eine  äusserliche  und  falsche  ist ;  und  dass,  was  immer  gegen  sie  einge- 
wendet werden  will  und  muss,  sie  in  letzter  Instanz  nur  mit  der  gesammten 
Weltauffassung  Spinoza's  steht  und  fällt.  Man  kann  sie  und  ihre  Ergebnisse 
nicht  billigen;  allein  sie  ist  ein  staunenswerthes  Werk  menschlicher  Geistes- 
kraft. —  Schule  hat  Spinoza,  wie  bereits  gesagt,  im  Staatsrechte  nicht  ge- 
macht. 

(f.    in  Frankreich. 

Weit  später  als  in  England  wurde  eine  rationalistische  Lehre  vom  Staate 
in  Frankreich  aufgestellt;  allein  um  so  schneller  und  weiter  zog  sie  dann  auch 
die  Aufmerksamkeit  auf  sich,  und  zwar  weit  über  die  Gränzen  des  Landes 
hinaus.  Europa  war  im  18.  Jahrhundert  gewöhnt  von  Frankreich  die  Geistes- 
richtung zu  erhalten,  und  zwar  je  höher  und  einflussreicher  die  Stände  waren, 
um  so  mehr.  Die  französischen  Schriftsteller  wurden  überall  gelesen;  eine  Ab- 
weichung von  ihren  Ansichten  galt  in  der  grossen  Welt  für  Barbarei.  Obgleich 
nun  die  Mehrzahl  derselben  sich  nicht  unmittelbar  mit  dem  Staate  beschäftigte, 
so  bereitete  doch  ihre  ganze  Lebensanschauung  zu  einer  blosen  Verstandestheo- 
rie auch  auf  diesem  Felde  vor;  und  namentlich  wurde  eine  religiöse  Grundlage 
des  Staates  zur  Unmöglichkeit  für  ihre  Anhänger.  Nimmt  man  hierzu  noch 
die  Gabe  gemeinverständlicher  und  anziehender  Darstellung,  so  erklärt  sich 
die  grosse  Theilnabme  und  der  unberechenbare  Erfolg,  welchen  zwei  der  glän- 
zendsten französischen  Autoren  fanden,  als  sie  sich  dem  philosophischen  Staats- 
rechte zuwendeten:  Montesquieu  nämlich  und  J.  J.  Rousseau.  Beide 
freilich  wieder  unter  sich  sehr  verschieden;  allein  beide  wesentlich  Neues  in 
der  Wissenschaft  leistend. 

Montesquieu' s  Geist  der  Gesetze  enthält  nicht  blos  philosophisches 
Staatsrecht,  sondern  auch  Politik,  Geschichte,  selbst  positives  Recht;  allein 
drei  seiner  bedeutendsten  Gedanken  gehören  in  jenen  Kreis.    Der  erste  ist, 
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dass  die  Beschaffenheit  der  physischen  Natur  eines  Landes  bestimmenden  Ein- 
fluss  auf  die  Gesetze  und  Staatseinrichtungen  habe.  Der  zweite,  dass  die 
verschiedenen  Staatsformen  verschiedene  sittliche  Eigenschaften  der  Völker 
voraussetzen.  Der  dritte  endlich  ist  die  ausführliche  Theorie  der  Gewaltentren- 
nung, damit  aber  die  Gründung  der  Theorie  des  constitutionellen  Staatsrechtes 
Es  sind  diess  allerdings  nur  Bruchstücke  eines  Systemes ;  und  diess  um  so 
mehr,  als  Montesquieu  unterlassen  hat,  aus  ihnen  selbst  nun  die  möglicl  en 
Folgesätze  zu  entwickeln.  Allein  ihre  Aufstellung,  und  noch  mehr  ihre  geist- 
reiche Begründung,  war  dennoch  von  dem  grössten  Werthe  für  die  Wissen- 
schaft, da  sie  zeigten,  dass  derselben  Inhalt  gegeben  werden  könne,  und  sie 
wenigstens  begannen,  das  Leben  an  die  Stelle  der  leeren  Abstraction  zu  stellen. 
Wenn  es  aber  vielleicht  unrichtig  scheint,  den  Urheber  der  beiden  zuerst  ge- 
nannten Sätze  unter  die  Förderer  der  einfachen  Rechtsstaatslehre  zu  stellen, 
indem  diese  Sätze  vielmehr  einer  Wissenschaft  angehören,  welche  alle  an  sich 
möglichen  Staatsgattungen  umfasst,  so  ist  dem  vielleicht  so  nach  der  Absicht 
Montes(iuieu's ,  nicht  aber  nach  der  Ausführung.  Er  beschränkt  seine  Ausfüh- 
rungen und  Anwendungen  wesentlich  auf  Arten  des  Rechtsstaates,  und  ist  für 
ein  das  gesammte  staatliche  Leben  der  Menschen  umfassendes  System  höch- 
stens ein  Anstoss ,  nicht  aber  ein  Vorgang.  —  Die  glänzenden  Vorzüge  sowohl 
als  glänzenden  Fehler  des  Geistes  der  Gesetze  sind  weltbekannt  und  bedürfen 
keiner  neuen  Schilderung.  Seinen  Ruhm  verdankt  er  wohl  beiden  gleich- 
massig  '). 

Bios  mit  der  Theorie  des  naturrechtlichen  Rechtsstaates  beschäftigt  sich 
Rousseau  in  seinem  Werke  über  den  Gesellschaftsvertrag.  Er  ist  die  Spitze 
dieser  Lehre.  Nicht  nur  führt  er^  den  Gedanken  der  ursprünglichen  Gleichheit 
und  Freiheit  der  Einzelnen,  der  Begründung  des  Staates  durch  freiwillige  Ver- 
träge und  der  Uebertragung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  und  lediglich  für 
das  Volk,  entschiedener  durch ,  als  einer  seiner  Vorgänger ;  sondern  ihm  eigen- 
thümlich  ist  der  Satz  von  der  ewigen  Unveräusserlichkeit  der  Freiheit.  Hierdurch 
ist  nicht  nur  die  Lehre  von  Hobbes  beseitigt;  sondern  es  ist  auch  jede  andere 
Staatsform ,  als  eine  auf  dem  Gesammtwillen  Aller  beruhende  und  denselben 
ausführende,  logisch  damit  unvereinbar.  Auch  ist  die  beliebige  Abänderung  des 
Staates,  und  noch  mehr  also  die  blose  Entfernung  des  jeweilig  mit  der  Ver- 
waltung Beauftragten,  vollständig  begründet  durch  einen  Willensact  der  Ge- 
sammtheit  der  Bürger.  Der  Zweck  des  Staates  ist  das  gleiche  Wohl  aller 
Einzelnen.     Es  ist  nicht  möglich,    das  Absehen  von  der  Wirklichkeit   und  von 


1)  Montesquieu,  De  Tesprit  des  lois,  zuerst  1748,  verbessert  1157;  unzähUge  Aus- 
gaben und  üebersetzungcn.  —  Comraentare  und  Kritiken:  Destutt  de  Tracy, 
Commentaire  s.  l'espr.  des  1.  de  M.  Par ,  1817;  deutsch  von  Morstadt.  Ancil- 
lon,  S. ,  Ueber  den  Geist  der  Staatsverfassungen.  Berlin,  1825.  Co  rate,  Ch., 
Traite  de  legislation.  I— IV.  2.  cd.  Par.,  1835.  Venedey,  J.,  Machiavel,  Mon- 
tesquieu, Rousseau.     Berl.,  1850,  Bd.  I,  S.  131  fg. 


23S  Grundzüge  einer  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes. 

dem  Inlialte  des  Lebens,  die  Nichtbeachtung  der  Gesellscliaft  und  das  Verken- 
nen der  höheren  Natur  und  unbedingten  Nothwendigkeit  des  Staates,  anderer 
Seits  aber  ilie  Achtung  gegen  die  blose  Thatsaclie  des  Einzelwillens  weiter  zu 
treiben.  Ftlr  die  Dauer  irgend  einer  Verfassung  ist  dabei  keinerlei  Sicherheit, 
da  sie  ihre  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  in  keinem  objectiven  Verhältnisse 
und  natürlichem  Gesetze,  sondern  nur  in  dem,  beliebig  veränderlichen,  Willen 
des  souveränen  Volkes  bat.  Die  Einseitigkeit  und  Gefährlichkeit  der  Lehre 
Rousseau's  liegt  also  nicht  etwa  in  einzelneu  Irrthttmern  und  Uebertrcibungen, 
(obgleich  es  auch  an  solchen  nicht  fehlt,)  sondern  in  der  anorganischen  Auf- 
fassung des  Lebens  und  in  der  Ersetzung  der  natürlichen  Gesetze  durch  sub- 
jective  Willkür  »). 

Die  in  diesen  beiden  Werken  ausgesprochenen  Ideen,  namentlich  aber 
die  abstracten  und  leidenschaftlichen  Freilieitsforderungen  Rosseau's  wirkten  in 
Frankreich  gewaltig  und  nachhaltig.  Zeuge  dessen  ist  die  politische  Literatur 
von  dieser  Zeit  au ;  noch  mehr  aber  das  plötzliche  und  allgemeine  Hervortreten 
reformatorischer  und  revolutionärer  Gedanken,  sobald  sachliche  Ursachen  das  be- 
stehende Staatsgebäude  erschiittertcn.  —  Weniger  freilich  als  man  vermuthen 
sollte,  ist  die  Wissenschaft  durch  die  Fluth  von  Schriften,  welche  die  grosse 
französische  Umwälzung  hervonief,  gefördert  worden.  Welcherlei  Einfluss  auch 
die  eine  oder  die  andere  auf  die  Ereignisse  gehabt  haben  mag,  wesentlich 
neue  Gedanken  oder  Beweise  sind  durch  dieselben  nicht  zu  Tage  gekommen. 
Sie  sind  desshalb  auch  jetzt  kaum  mehr  gekannt  und  benutzt;  und  zwar  so- 
wohl die  Schriften  Derjenigen,  welche  gemässigter  dem  beschränkten  König- 
thume  das  Wort  redeten,  (wie  z.  B.  Necker,  Mounier  und  Malouet)  *), 
als  Jener,  welche  Umsturz  und  ungemessene  Freiheit  forderten  (Sieyes,  Con- 
dorcet,  Target,  Gudin  u.  A.)  ').  Beide  verfehlen  es  gleichraässig  darin, 
dass  sie  den  gesellschaftlichen  Organismus,  die  lebendigen  Principien  des  Staa- 
tes missachten,  dagegen  formelle  Einrichtungen  oder  negative  Freiheitszustände 
überschätzen. 

In  dem  späteren  Verlaufe  der  Umwälzung  und  unter  der  Napoleonschen 


1)  Ronsscaa,  J.  J.,  Du  contrat  social.  Zuerst  1752;  seitdem  unzähligcmale.  — 
Gegenscbriflen :  Bouclair,  P.  L.  de,  Anü- Contrat- Social,  ä  la  Hayc,  1764. 
(Luzac,)  Lettre  d'un  anonyme  ü  Mr.  J.  J.  Rousseau.    Par.,  1766. 

2)  Necker,  Du  pouvoir  cx<^cutif  dans  les  grands  ^tals.  Par.,  1792  (Oeuvres, 
Bd.  VIII.).  —  Mounier,  J.  J.,  Nouvelles  ubservalions  s.  I.  tMats  gc'nöraux.  Par., 
1789.  Ders. ,  Rechcrchcs  s.  I.  causcs,  qui  ont  cmpcchd  Ics  Fian^ai»  de  dcvenir 
libres.  I.  11.  Gen.,  1792.  DeuUch  von  Gcntz,  BerL,  1795.  —  Malonet,  P.  V., 
CoUection  des  opinions.  I — IIL  Par.,  1791.  4. 

3)  Sieyes,  E,  Politische  Schriften  (ges.  von  Oelsncr)  I.  II.  Lpz.,  1796.  —  Target, 
L,  L'cspril  des  cabiers  prescnlds  ä  Tasscmblöc  gc^nöralc.  I.  II.  Par.,  1779.  — 
Condorcet,  J.  A.  N.  C,  Plan  de  Constitution.  Par.,  179.3  (Oeuvres,  Bd.  XII.). — 
GudijD,  Sapplemcnt  au  contrat  sociaL     Par.,  1796- 
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Herrschaft  war  Beschäftigung  mit  theoretischem  Staatsrechte  weder  rathsam 
noch  begehrt.  Dagegen  wachte  nadi  der  Wiederherstelhing  des  Königthumes 
und  der  Einführung  einer  Volksvertretung  auch  die  poHtischc  Wissenschaft  zu 
sehr  regem  Leben  auf;  und  namenthcli  war  es  auch  die  Lehre  vom  Rechts- 
staate, welche  jetzt  wieder  einen  wesentlichen  Schritt  vorwärts  that.  Französi- 
sche Staatsrechtslehrer  sind  es  nämlich  gewesen,  welche  die  Theorie  wenig- 
stens einer  Unterart  derselben,  des  durch  Volksvertretung  beschränkten  Für- 
stenthumes,  vollständig  ausbildeten;  so  zwar,  dass  in  dieser  Richtung  kaum 
eine  weitere  Vervollkommnung  eintreten  möchte.  Man  mag  den  ganzen  Ge- 
danken aus  theoretischen  oder  practischen  Gründen ,  bedingt  oder  unbedingt, 
verwerfen;  allein  wenn  er  zugegeben  ist,  so  mtlssen  die  Begründungen  und  Ent- 
wicklungen von  B.  Constant,  Guizot,  Rossi,  Daunou,  Schützenber- 
ge r  u.  V.  A.  als  in  sich  vollendet  erkannt  weiden.  Dass  unter  diesen  Schrift- 
stellern etwas  verschiedene  Abschattungen  stattfinden,  und  z.  B.  Constant  der 
Gleichheit  und  negativen  Freiheit  mehr  hold  ist,  auf  den  Mechanismus  der 
Staatseinrichtungen  mehr  hält,  als  wie  z.  B.  die  sogenannten  Doctrinairs,  also 
Guizot ,  Cherbuliez ,  Rossi  u,  s.  w.,  ändert  im  "Wesen  nichts  ' ). 

f.  in   Deutschland. 

Wie  in  England,  so  knüpft  sich  auch  in  Deutschland  die  Wissenschaft  des 
philosophischen  Rechtes  und  zunächst  des  Rechtsstaates  unmittelbar  an  H. 
Grotius  an.  Der  Verlauf  der  weitereu  Ausbildung  imd  die  Bedeutung  in  beiden 
Ländern  ist  jedoch  sehr  verschieden.  —  In  England  war  der  Lehenstaat  des 
Mittelalters  thatsächlich  schon  längst  dem  einheitlichen  Staatsgedanken  und  den 
grossen  Freiheitsrechten  der  Unterthanen  gewichen ;  der  Kampf  mit  den  Stuarts 
war  nur  um  die  schliessliche  und  formelle  Anerkennung.  Die  neue  Wissenschaft 
konnte  also  sogleich  auf  einen  ihr  gleichartigen  thatsächlicheu  Zustand  ange- 
wendet werden,  und  fand  auch  ihre  hauptsächliche  Bedeutung  in  der  Kritik 
desselben  und  in  der  Beurtheilung  der  entgegengesetzten  Ansprüche.  Sobald 
der  Streit  durch  die  Revolution  von  1688  auf  immer  entschieden  war,  hörte 
die  Bedeutung  der  Wissenschaft  für  das  Leben  in  der  Hauptsache  auf,  und  es 
war  eben  nur  noch  eine  allgemeine  Begründung  der  regelmässigen  Theorie  der 
Volksvertretung  nothwendig.  Daher  denn  auch  die  später  so  sparsame  Bear- 
beitung. —  In  Deutschland  dagegen  war  der  einheitHche  Reichsstaat  in  unzäh- 
lige Landeshoheiten  zersplittert  und  verkehrt.  Von  einer  unmittelbaren  Anwen- 
dung der  Rechtsstaats-Philosophie  auf  dieses  letztere  rein  geschichtliche  Ver- 
hältniss  konnte  keine  Rede  sein.  Die  von  Grotius  zuerst  angeregten  Gedanken 
wurden  also  in  Deutschland  vom  Standpunkte  der  reinen  Theorie  aufgefasst 
und  weiter  verbreitet.     Es  war  eine  neue  Grundlage  für  praktischen  Philoso- 


1)  Ueber  die  Literatur  des  constitutionellen  Staatsrechtes,  und  über  die  oben  genann- 
ten Schriftsteller  insbesondere,  s.  die  nächstfolgende  Abhandlung,  Nr.  V. 
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phie  und  diese  wurden  denn  auch  ausgedehnt  auf  alle  Gebiete,  welche  logisch 
darunter  fallen  konnten.  So  wurde  nicht  blos  das  allgemeine  Staatsrecht,  son- 
dern auch  einer  Seits  das  natürliche  Privatrecht  anderer  Seits  das  Völkerrecht 
erörtert ;  ja  die  Untersuchungen  erstreckten  sich  wesentlich  feuch  auf  die  Grenzen 
von  Recht  und  Moral  überhaupt.  Die  neue  natürliche  Rechtslehre  wurde  dem- 
nach bald  ein  wesentlicher  Bestandtheil  des  theoretischen  Wissens  der  Rechts- 
gelehrten, und  daher  in  unzähligen  Büchern  und  mündlichen  Vorträgen  ge- 
lehrt. Allein  für  das  thatsächliche  staatliche  Leben  hatte  sie  nur  die  Bedeu- 
tung, dass  sie  den  begrifflichen  Unterschied  zwischen  der  Landeshoheit  und 
dem  Staate  genau  durchführte  und  zum  allgemeinen  Bewusstsein  brachte.  Erst 
als  allmälig  auch  in  Deutschland  Staaten  aus  den  Territorien  entstanden,  trat 
eine  Beziehung  der  Staatsphilosophie  zum  wirklichen  Leben  ein.  Und  zwar 
lassen  sich  dabei  zwei  Richtungen  wohl  unterscheiden.  —  Zuerst  wurden,  als 
jene  Verwandlung  von  den  Regenten,  aus  sehr  selbstsüchtigen  Gründen,  vorge- 
nommen wurde,  die  von  dem  allgemeinen  Staatsrechte  gelehrte  Fülle  der  Staats- 
gewalt und  der  Rechte  des  Regenten  missbräuchlich  angewendet  zur  Unter- 
stützung und  Rechtfertigung  der  neuen  Gewaltanmassung.  Weil  das  geschicht- 
liche Recht  entschieden  entgegen  war,  so  sollten  alle  die  neuen  Forderungen 
aus  der  Natur  der  Sache  hervorgehen.  Später  aber,  als  die  Verwandlung 
wirklich  vor  sich  gegangen  war,  fanden  auch  die  übrigen  allgemeinen  Lehren, 
namentlich  die  von  den  Rechten  der  Untcrthanen  und  von  den  bedingenden 
Staatsverträgen,  eine,  wenn  auch  nicht  unmittelbare  so  doch  eine  kritische, 
Anwendung;  und  es  zeigte  sich  nun,  dass  die  von  den  Fürsten  zuerst  als  eine 
Regel  auch  für  das  Leben  angerufene  Rechtsstaatstheorie  gar  sehr  ein  zwei- 
schneidiges Schwert  war. 

Die  Zahl  der  deutschen  Schriftsteller  über  allgemeines  Staatsrecht  im 
Sinne  des  modernen  Naturrechts-Staates  ist  so  ungemein  gross,  dass  eine  voll- 
ständige Aufzählung  und  einzelne  Beurtheilung  zur  Uamöglichkeit  wird.  Sie 
ist  aber  auch  nicht  nothwendig.  Die  Meisten  haben  nur  Lehrbücher  ohne 
eigene  Selbstständigkeit  und  ohne  alle  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  geliefert; 
es  genügt  somit  eine  Eenntuiss  der  Häupter  der  Schulen  vollkommen.  Sie  werden 
am  leichtesten  in  Uebersicht  gebracht  als :  Vorgänger  Kant's ;  Kant  und  seine 
Schule;  die  Neueren. 

Wie  gesagt,  die  deutsche  Staatsphilosophie  ki^ttpft  unmittelbar  an 
Grotius  an.  £s  ist  nämlich  Pufendorf,  welcher  den  Reigen  eröffnet,  der 
erste  amtliche  Ausleger  des  Werkes  von  Grotius.  Ihm  folgen  Thomasius 
und  später  Wolf.  Alle  gründen,  freilich  auf  verschiedene  Weise,  den 
Staat  auf  Vertrag;  namentlich  Pufendorf  setzt  ausführlich  die  Nothwendigkeit 
des  Vereinigungs-,  des  ünten^erfungs-  und  des  Verfassungs-Vertrages  auseinan- 
der. Sie  erkennen ,  wenigstens  zum  Thcile ,  das  Regierungsrecht  als  bedingt 
durch  Einhaltung  des  Vertrages  von  Seiten  des  Fürsten.  Allein  die  Lehre 
dieser  ersten  deutschon  Staatsphilosophen  geht  doch  weit  mehr  auf  Begründung 
der  Fülle  der  Staatsgewalt    und    dos  formell  unbegrenzten   Fordenmgsrechtes 
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der  Fürsten,  als  auf  Sicherstellung  der  Rechte  der  Unterthanen.  Sie  unterlas- 
sen die  Begründung  von  Sicheruugsmaassregeln  gegen  Missbrauch,  oder  auch 
nur  die  Herstellung  eines  zuständigen  ürtheiles  über  streitige  Rechtsfragen 
zwischen  Staatsoberhaupt  und  Unterthanen.  Ihre  Richtung  ist  weit  mehr  die 
von  Hobbes,  als  von  Locke;  namentlich  verwerfen  sie  den  Gedanken  einer 
Theilung  der  Staatsgewalt  unbedingt,  und  von  Anhängern  des  constitutionellen 
Systemes  ist  hier  keine  Spur.  Das  Hauptverdienst  derselben  ist  die  systemati- 
sche Ausführung  des  Staatsgedankens  in  allen  seinen  Beziehungen,  sowie  die 
zunächst  Thomasius  zu  verdankende,  Unterscheidung  der  Moral  imd  des  er- 
zwingbaren Rechtes.  Für  unsere  Zeit  haben  sie  nur  noch  im  Völkerrechte 
unmittelbare  Bedeutung  *). 

Einen  wesentlichen  Schritt  über  diesen  Punkt  hinaus  machte  die  Lehre 
vom  Rechtsstaate  in  Deutschland  durch  Kant.  Vor  Allem  dadurch,  dass  er 
den  Grundsatz  des  abstracten  Rationalismus  auch  auf  dem  Rechtsgebiete  zur 
klaren  Anerkennung  und  zur  unbedingten  Anwendung  brachte.  Was  der  prac- 
tischen  Vernunft  entsprach,  mit  anderen  Worten  der  nach  vernünftigen  Denk- 
gesetzen gebildete  Wille,  war  ihm  Recht;  und  nur  dieses.  Damit  war  also 
die  Gründung  des  Staates  auf  die  menschliche  Subjectivität  zur  Spitze  getrieben. 
Sodann  aber  schlug  Kant  auch  in  den  Einzelnheiten  der  staatsrechtlichen  De- 
duction  in  bedeutenden  Punkten  eine  neue  Richtung  ein.  Erstens  setzte  er 
die  ganze  vernünftige  Natur  des  Menschen  als  Grund  der  staatlichen  Vereini- 
gung, nicht  blos,  wie  seine  Vorgänger,  einen  einzelnen  Trieb,  z.  B.  die  Gesel- 
ligkeit, den  Eigennutz  u,  dergl.  Zweitens  sprach  er  zuerst  in  Deutschland  aus, 
dass  der  aus  der  Idee  entwickelte  Staat  die  Richtschnur  für  alle  in  der  Erfah- 
rung bestehenden  Staaten,  somit  der  philosophische  Rechtsstaat  nicht  biosein  logisch 
richtiges  System  von  wissenschaftlichen  Sätzen,  sondern  eine  Forderung  des  an 
sich  gültigen,  ewigen  Rechtes  sei.  Drittens  endlich  richtete  er  seine  Absicht  nicht 
nur  auf  die  Begründung  einer  übermächtigen  und  zu  jeder  Forderung  berech- 
tigten Staatsgewalt,  sondern  auch  auf  die  Erforschung  und  Feststellung  der 
Rechte  der  Einzelnen  im  Staate.  —  Im  Uebrigen  baut  Kant  und  seine  Schule  den 
Staat  auf  die  subjective  Freiheit  des  Menschen,  welche  in  ihren  äusseren  Hand- 
lungen  durch    die  Nothwendigkeit  der    Coexistenz   mit   anderen  gleich  freien 


1)  Pufendorf,  S.  de,  Elementa  jurisprudentiae  universalis.  Hagae,  1650;  De  jure 
naturae  et  gentium  libri  Vlll.  Lond.  Sc,  1672 ;  De  officio  hominis  et  civis. 
Lond.  Sc,  1673.  —  Thomasius,  Chr.,  Fundamenta  juris  naturae  et  gentium. 
Halae,  1718. —Wolf,  Ch.  de,  Jus  naturae  methodo  scienüfica  pertractatum.  I— IX. 
40,  Hala  e,  174Q—  48.  —  Näheres  über  diese  Schriftsteller  bei  Warnkönig, 
S.  39fg. ;  bei  Stahl,  Geschichte  (sehr  gut)  ;  und  etwa  bei  Weitzel.  Ueber 
Thomasius  insbesondere  aber:  Luden,  Christian  Thomasius  nach  seinem  Leben 
und  Schriften.     Berlin,  1805. 

r.   Mohl,  StaatswissenscUaft  I.  16 
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Menschen  beschränkt  wird.  Der  Staat  ist  bestimmt  zur  Schützung  dieses  ver- 
nunftgemässen  äusseren  Zusammenlebens;  sein  einziger  Zweck  ist  Rechtssicher- 
heit für  den  Einzelnen;  und  was  nicht  unter  diesen  Zweck  fällt,  ist  nicht  Ge- 
genstand der  Staatsthätigkeit  *).  (Von  einer  gesellschaftlichen,  dem  Staate  vor- 
angehenden und  ihm  ebenfalls  zum  Zwecke  dienenden  Organisation  ist  nirgends 
die  Rede.)  Vermöge  der  Freiheit  der  Menschen  kann  aber  dieser  Staat  nicht 
zu  Stande  kommen,  als  durch,  stillschweigenden  oder  ausdrücklichen,  Vertrag; 
die  Gewalt  desselben  aber  spaltet  sich  in  drei  Theile,  von  welchen  die  Gesetz- 
gebung wesentlich  durch  das  Volk  auszuüben  ist,  —  Diese  Lehre  ward  zwar 
vom  Meister  selbst  nicht  ausführlich  und  vollständig  ausgeführt ;  allein  eine 
grosse  Anzahl  von  Schülern  vervollständigte  und  bearbeitete  sie  in  den  ver- 
schiedensten "Weisen.  Unter  ihnen  sind  sehr  bekannte  Namen,  wie  Hoffbauer, 
Bauer,  Gros,  Krug,  Rotteck  u.  Ä.  Und  selbst  Fichte  hat,  bei  wesent- 
lich verschiedener  philosophischer  Methode,  doch  am  Ende  über  den  Staat 
kaum  etwas  Eigenthümliches  gegeben,  wenn  auch  bei  ihm,  in  Folge  seiner  Er- 
hebung des  Ich  auf  den  Thron,  das  Entstehen  des  Staates  aus  subjectiver  Will- 
ktihr  noch  klarer  und  ungemischter  hervortritt.  —  Wenige  Theorieen  mögen 
eine  so  allgemeine  Zustimmung  gefunden  haben,  als  die  Kant'sche  Staats- 
und Rechtslebrc.  Sie  war  unbedingt,  so  weit  sich  deutsche  Bildung  ausdehnte, 
während  mehr  als  eines  Menschenalters  die  herrschende;  und  zwar  ging 
sie ,  hierin  sehr  verschieden  von  der  früheren ,  ganz  allgemein  auch  in  das 
Bewusstsein  der  Gebildeten  über,  und  hatte  dadurch  den  grössteu  Einfluss  auf 
Gesetzgebung  und  positive  Staatseinrichtungen.  Dies  aber  bei  unläugbaren  Män- 
geln; so  namentlich  bei  offenbar  allzu  enger  Zweckbestimmung  des  Staates,  bei 
Üebersehung  aller  naturwüchsigen  Organisation  im  Volke  und  der  allgemeinen 
menschlichen  Nothwendigkeit  des  Staates.  Die  Gründe  dieses  Beifalles  waren 
aber  mancherlei.  Allerdings  zunächst  die  grossen  und  vielfachen  Verdienste 
der  Lehre  an  sich;  dann  aber  auch  theils  die  Auctorität  der  Schüler;  vorzüg- 
lich aber  wohl  die  Uebereinstimmung  der  Lehre  mit  der  modernen,  negativen 


1)  Eine  höchst  merkwürdige  Auseinandersetzung  dieses  Staatszweckes  ist  gegeben  in 
W.  V.  Humboldt's  nachgelassenem  Werke:  Ideen  zu  einem  Versuche:  die 
Grenze  der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen  (Brest.,  1851).  Die  rcicbbe- 
gabte  Natur,  die  eigene  allseitige  Gcsittigung  und  die  staatsmännischc  Erfahrung 
des  Verf.'s  werden  hier  mit  unerbittlicher  Folgerichtigkeit  zurückgedrängt  durch 
eine  Staatsauflassung,  welche  einen  Theil  seiner  philosophischen  Jugendbildung 
aosniacbtc;  and  so  kömmt  derselbe  zu  Forderungen,  welche  mit  dem  von  ihm  als 
allein  vemänfUg  erkannten  Lebenszwecke  —  der  möglichst  vielseitigen  und  harmoni- 
schen Ausbildung  alier  KräÜc  Jedes  Einzelnen  —  nur  durch  Trugschlüsse  oder 
durch  naive  Zurückweisung  der  Gegengründe  als  unvereinbarer  Dinge  in  Einklang 
l^esetet  werden  können,  ie  geisireichor  und  entschiedener  die  Beschränkung  des 
Staates  auf  Rechtsschalz  verlangt  wird,  desto  deutlicher  tritt  die  Unrichtigkeit  des 
Gnmdntxei  hervor. 
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Freiheitsauffassung.  Die  selbstsüchtige  Vereinzelung  des  Individuums  fand  hier 
ihre  volle  Rechtfertigung  *). 

An  die  Stelle  der  Kant'schen  Alleinherrschaft  trat  allmählig  eine  Vielheit 
philosophischer  Systeme,  welche  ihn  und  sich  unter  einander  bekämpfen,  ohne 
dass  es  bis  jetzt  wieder  zu  einem  Abschlüsse,  sei  es  im  Allgemeinen,  sei  es 
in  der  Staatslehre  insbesondere,  gekommen  wäre.  Mehrere  dieser  neuen  Sy- 
steme sind  im  Wesentlichen  dem  Gedanken  des  Rechtsstaates  treu  geblieben, 
wenn  sie  schon  denselben  anders  begründen  und  durchbilden ,  zum  Theile  viel 
weiter  ausdehnen.  Eine  Dauer  und  Ausdehnung  der  Zustimmung,  wie  die 
Kant'sche  Lehre  sie  hatte,  ist  bis  jetzt  keinem  der  späteren  Systeme  zugefallen, 
(selbst  dem  Hegel'schen  lange  nicht;)  allein  unläugbar  sind  ihnen  bedeutende 
Ideen  und  erhebliche  Verbesserungen  zu  danken.  Namentlich  macht  sich 
bei  den  meisten  das  Bedürfniss  geltend,  die  Gesellschaft  bei  der  Begriffsbe- 
stimmung und  bei  der  Lehre  von  der  Entstehung  des  Staates  zu  berücksich- 
tigen; und  wenn  die  Auffassung  auch  noch  nicht  die  richtige,  und  desshalb 
auch  das  wahre  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  noch  im  Streite 
ist,  so  ist  doch  schon  die  Thatsache  der  Anerkennung  ein  bedeutender  Fort- 
schritt. Dass  freilich  gerade  diejenige  Lehre  am  meisten  Schule  machte,  welche 
am  wenigsten  gesunden  und  begreifbaren  Aufschluss  giebt  über  das  Wesen  des 
Staates,  und  welche  die  Gesellschaft  zu  einem  blosen  dialectischen  Momente 
verÜüchtigt,  ist  eben  kein  Beweis  von  verständiger  Wüi'digung  des  Wahren 
und  dessen,  was  Noth  thut. 

Zuerst  unter  diesen  Neueren  ist  Herbart  zu  nennen.  Zwar  hat  derselbe 
kein  eigenes  System  des  allgemeinen  Staatsrechtes  ausgearbeitet;  allein  aus 
seiner  ,',Beleuchtung  des  Naturrechtes  und  der  Moral"  so  wie  namentlich  aus 
seiner  „allgemeinen  praktischen  Philosophie"  ist  das  Wesentliche  seiner  Ansicht 


1)  Kant,  J.,  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechlslehre.  2te  Aufl.  1798.  —  Hoff- 
bauer, Allgemeines  Staatsrecht.  I.  Halle,  1797;  Naturrecht  aus  dem  Begriffe  des 
Rechts  entwickelt.  Merseburg,  1793;  4le  Ausg.,  1825.  —  Feuerbach,  A.,  Kritik 
des  N.  Rechtes.  Hambg.,  1796.  —  Gros,  K.,  Lehrbuch  des  Nalurrechts.  Stuttg. 
und  Tüb.,  1802;  6te  Aufl.,  1841.  —  Bauer,  Lehrbuch  des.  Naturrecbtes.  Gott., 
3te  Aufl.,  1825.  —  Krug,  W.  T.,  Dikäologie  oder  philos.  Rectslehre.  Lpz., 
2teAusg.,  1830.  —  Rotteck,  Lehrbuch  des  Vemunflrechts.  Stuttg.,  1829.  — 
Von  der  Ausdehnung  der  Kant'schen  Schule  mag  einen  Begriff  geben,  dass 
Warnkönig,  Rechtsphilosophie,  S.  137  fg.',  nicht  weniger  als  108  in  Deutsch- 
land zwischen  den  Jahren  1788  und  1831  erschienene  Schriften  über  Naturrecht 
anführt ,  welche  beinahe  alle  jener  Schule  angehören.  Von  welchem  Einflüsse 
die  Kant'sche  Auffassung  auch  auswärts,  namentlich  in  Italien  war,  wird  weiter 
unten  angeführt  werden. 

Fichte,  H.  J.  G.,  Grundlage  d.  Naturrechtes,  zuerst  1796;  in  dess.  Sämmtl.  Werken, 
Bd.  III;  System  der  Rechtslehre  in  Vorlesungen,  zuerst  1812;  in  den  W.,  Bd.  IL 
Die  Staatslehre,  oder  über  das  Verhältniss  des  Urstaates  zum  Vernunftreiche, 
zuerst  1813;  in  d.  W.,  Bd.  IV. 
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genügend  zu  erkennen ').  Im  Wesentlichen  hält  er  den  rationellen  Zweck  des 
Staates  fest,  so  wie  die  Nothwendigkeit  seiner  Begründung  durch  allgemeinen 
Willen.  Allein  er  führt  zwei  wichtige  neue  Gedanken  ein.  Einmal  stellt  er, 
im  bestimmten  Widerspruche  mit  allen  früheren  Auffassungen,  den  Zweck  des 
Staates  nicht  in  die  Verwirklichung  einer  einzelnen  bestimmten  Aufgabe,  son- 
dern in  die  Forderung  aller  (natürlich  sittlich  erlaubten)  Zwecke,  zu  welchen 
sich  Menschen  in  Willenseinheit  vereinigen  können.  Sein  Zweck  ist  die  Summe 
aller  Zwecke,  welche  sich  auf  seinem  Machtgebiete  bilden.  Zweitens  aber  erkennt 
Herbart  die  Gesellschaft,  indem  er  freiwillige  Gesellungen  der  verschiedensten 
Art  annimmt,  welche  sich  zur  Durchfühning  der  dem  Menschen  inwohnenden 
praktischen  Ideen  verbinden,  nicht  also  vom  Staate  geschaffen,  sondern  von 
ihm  vorgefunden  werden,  welche  sich  aber  alle  seiner  Macht  zu  ihrem  gegen- 
seitigen Schutze  unterwerfen.  —  Diese  Auffassung  ist  von  grosser  Bedeutunng 
und  kommt  der  Wahrheit  sehr  nahe.  Der  Begriff  der  Gesellschaft  ist  wenig- 
stens äusserlich  richtiger,  als  irgend  ein  anderer  davon  aufgestellter.  Und  es 
wird  dem  Staate  nicht  nur  ein,  den  wirklichen  menschlichen  Verhältnissen  und 
Bedürfnissen  entsprechenderer  Umfang  gegeben;  sondern  auch  überhaupt  das 
negative  Wesen  des  Kant'schen  Staatswesens  beseitigt,  weil  nothwendig  viele 
dieser  möglichen  Zwecke  ein  substantielles  und  positives  Handeln  erfordern. 
Schade  desshalb,  dass  nicht  die  volle  Wahrheit  aufgefunden  ist.  Aber  theils 
findet  die  ganze  Auflassung  überhaupt  nur  ihre  Anwendung  auf  die  Gattung  des 
Rechtsstaates;  theils  sind  auch  im  Einzelnen  Ausstellungen  zu  machen.  So 
wird  namentlich  der  Inhalt  des  gesellschaftlichen  Lebens  im  Widerspruche  mit 
Thatsache  und  Begrift'  als  gleichbedeutend  überhaupt  mit  vernünftigem  Leben 
gesetzt,  und  somit  auch  mit  dem  des  Staates;  damit  aber  das  Verhältniss  beider 
verschoben.  Sodann  ist  die  Aufstellung  der  erlaubten  menschlichen  Zwecke 
dunkel  und  willkürlich.  Wenig  empfehlend  ist  auch  noch  die  schwierige  imd 
ungewohnte  Methode.  Der  Kreis  der  Anhänger  ist  somit  ein  kleiner  geblieben. 
Dasselbe  gilt  von  der,  in  ihrer  Art  ebenfalls  bedeutenden,  Staatslehre 
von  Krause  und  seiner  Schule.  Auch  sie  erkennt  den  Staat  in  seiner  ratio- 
nalistischen Auffassung  und  die  Gründung  durch  Vertrag;  sie  nimmt  Tbeilung 
der  Gewalten  und  als  letzte  Entwicklung  die  Volksherrschaft,  den  Gemeinde- 
staat, an.  Allein  sie  macht,  abgesehen  von  einer  selbststündigen  Begründung 
auch  dieser  Lehre,  eigenthümliche  Ansichten  geltend.  Zuerst  eine  andere  Be- 
griffsbestimmung und  Begründung  des  Rechtes,  welches  objectiv  gcfasst  und  als 
das  organische  Ganze  aller  zum  vemtlnftigen  Leben  nothwendigen  äusseren  Be- 
dingungen genommen  wird.  Zweitens  aber  die  Aufnahme  gesellschaftlicher  Or- 
ganismen, „höherer  Rechtspersonen",  unter  die  Begründer  des  Statttes  und  als 
Gegenstände  seiner  Thätigkeit.    Es  fehlt  viel,   dass  diese  beiden  Lehren  nach 


1)  Herbart,  J.  S. ,   AQgemcine    praictischc    Philosophie.     Götl,  1S35.  —    Femer: 
Analytische  ßclcucbtong  des  Naturrechts  und  der  Moral    GötL,  1836» 
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allen  Seiten  hin  bereits  vollständig  gerechtfertigt  und  verarbeitet  wären;  es 
mögen  sogar  verschiedene  Missgriffe  in  den  bisherigen  Versuchen  mit  unter- 
laufen :  allein  die  Gedanken  sind  von  Wichtigkeit  für  die  Lehre  des  Rechtsstaates, 
und  namentlich  hat  die  Anerkennung  der  Gesellschaft  auf  diesem  Gebiete  eine 
bedeutende  Zukunft,  weil  sie  einem  grossen  Bedürfnisse  des  Lebens  und  der 
Wissenschaft  begegnet,  auch  in  ihrem  Kerne  wahr  ist,  wenn  schon  zunächst 
noch  mit  Irrthümern  vermischt  und  wunderlich  verschoben.  Aber  die  Bedeu- 
tung ist  freilich  nur  eben  für  die  Gattung  des  Rechtsstaates;  und  die  ausschlies- 
scndc  Anerkennung  dieses  letztem  ist  die  immer  wiederkehrende,  freihch  wohl 
unvermeidliche,  Einseitigkeit  der  philosophischen  Systeme'). 

Ob  endlich  Hegel  mit  Recht  unter  den  Ausbildern  der  Rechtsstaatsidee 
aufgeführt  wird,  mag  zweifelhaft  sein,  indem  allerdings  das  Eigenthümliche 
seiner  Lehre  eben  darin  besteht,  dass  er  nicht  in  dem  subjectiven  Willen,  son- 
dern in  der  objectiven  Vemünftigkeit  den  Grund  des  Rechtes  und  des  Staates 
findet,  somit  Ein  Moment  der  Bildung  des  Rechtstaates,  nämlich  die  Thätigkeit 
der  Einzelnen,  bei  ihm  wegfällt.  Doch  scheint  die  Einreihung  gerechtfertigt, 
weil  immerhin  das  andere  entscheidendere  Moment,  die  menschliche  Vemunft- 
mässigkeit  des  Staates,  bleibt,  und  jedenfalls  mehr  Verwandtschaft  mit  der 
subjectiv  rationalistischen  Ansicht,  als  mit  Solchen  besteht,  welche  den  Staat 
als  etwas  ausser  der  menschlichen  Vernunft  Liegendes  auffassen.  —  Wie  dem 
nun  aber  auch  sein  mag,  so  hat  jedenfalls  der  zur  Begründung  eines  neuen 
Staatsbegriffes  gebrauchte  dialectische  Process  keine  Früchte  für  das  allgemeine 
Staatsrecht  gebracht.  Es  ist  nämlich  schon  in  formeller  Beziehung  unverkenn- 
bar, dass  die  doppelte  Entwicklung,  durch  welche  aus  abstractem  Rechte  als 
Satz  und  subjectiver  Moral  als  Gegensatz  die  Sittlichkeit  als  das  höhere  aus- 
gleichende Gesetz  für  die  menschlichen  Handlungen,  aus  Familien  aber  als 
Satz,  Gesellschaft  (mehrere  Familien)  als  Gegensatz,  der  Staat  als  Vermittlung 
gefunden  wird,  an  unheilbaren  Mängeln  leidet,  weil  die  angeblichen  Gegensätze 
ganz  willkürlich  gewählt  sind.  Sodann  aber  ist,  in  materieller  Beziehung,  die 
dem  Staate  gestellte  Aufgabe  der  Objectivirung  des  Sittlichkeitsgesetzes  theils 
zu  enge,  theils  mit  den,  dem  Staate  allein  zustehenden,  äusseren  Mitteln  gar 
nicht  erreichbar.  —  Hiermit  ist  die  Anerkennung  der  Wahrheit  imd  des  Scharf- 
sinnes in  einzelnen  Fragen  wohl  vereinbar  ^). 


1)  Krause,  C.  Ch.  F.,  Grundlage  des  Nalurrechies.  Abth.  L  Jena,  1803.  Abriss 
der  Philosophie  des  Rechtes.  Gott.,  1828.  —  Ahrens,  F.,  Die  Rechtsphiloso- 
phie, oder  das  Nalurrecht.  4te  Aufl.  Wien ,  1852.  Die  organische  Staatslehre. 
Bd.  1.   Wien,  1851.  —    Röder,  K.,  Grundzüge  des  Naturrechtes.   Heidelb.,  1845. 

2)  Hegel,  G.  W.  F. ,  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechtes.  2te  Aufl.  Berlin, 
1840.  —  Erdmann,  D.  E. ,  Philosophische  Vorlesungen  über  den  Staat 
Halle,  1851. 
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Es  ist  ein  weitgehender  Beweis  für  die  grosse  geistige  Begabung  des 
italiänischon  Stammes,  dass  die  xalilreichen  und  bedeutenden  Hindernisse,  wel- 
che seiner  wissenschaftlidicn  Fortbildung  im  Wege  stehen,  denselben  keines- 
wegs ganz  von  der  Mitwerbung  mit  den  übrigen  Nationen  abzuhalten  vermögen. 
Trotz  der  Aengstlichkeit  der  Regierungen:  der  Verbote  und  Verfolgimgen  einer 
allmächtigen  Kirche;  der  gewöhnlichen  Unbekanntschaft  mit  den  Sprachen  und 
also  der  Literatur  der  nördlichen  Culti^n'ölker ;  des  Mangels  eines  Mtttelpunktes 
für  den  eigenen  Buchhandel:  treten  immer  wieder  bedeutende  Gelehrte  hervor» 
und  zwar  auch  in  den  staatlichen  "Wissenschaften.  Wie  früher  und  wie  bedeu- 
tend die  öffentliche  Wirthschaftslehre,  die  Statistik,  politische  Geschichte,  Staats- 
kunst, von  Italiäncm  gefördert  worden  sind,  bedarf  nicht  wohl  der  Erwähnung, 
Aber  auch  in  der  philosophischen  Staatslehre  haben  sie  bis  in  die  neueste  Zeit 
wichtige  Arbeiten  geliefert,  welche  gar  wohl  verdienten  genauer  in  dem  übrigen 
Europa  bekannt  zu  sein,  als  dicss  gewöhnlich  der  Fall  ist.  Der  sittliche 
Ernst,  die  scharfsinnige  Diaicctik,  die  imwandelbare  Ueberzeugung  von  dem 
Dasein  und  dem  Werth'e  eines  philosophischen  Rechtes  verdienen  unbedingte 
Anerkennung;  und  die,  oft  bis  zu  einer  ganzen  Reihe  von  Bänden  ausgedehnte, 
Ausführlichkeit  der  Darstellung  macht  Belehrung  über  viele,  anderwärts  ver- 
nachlässigte, Gesichtspunkte  und  Fragen  möglich.  Allerdings  stören  nicht  sel- 
ten ,  als  volksthümliche  Fehler  der  italiänischcn  Schriftsteller ,  Weitläufigkeit, 
Wortmacherei  und  Ueberschätzung  der  uationellen  Leistungen.  Aber  sie  dür- 
fen doch  nicht  allzu  hoch  in  Anschlag  kommen  gegenüber  von  der  südlichen 
Klarheit  und  von  der  warmen  Ueberzeugung,  welche  die  besseren  Schriften 
regelmässig  auszeichnen.  Und  wenn  sich  in  ihrer  Rechtsphilosophie  auch  aller- 
dings lange  nicht  alle  Wendungen  der  Philosophie  des  Nordens  wiederspiegeln, 
so  ist  immer  die  Frage,  ob  nicht  die  grössere  Einheit  der  Auffassung  auch  ihre 
Vortheile  hat,  wenigstens  für  eine  Uebereinstimmuug  in  den  Ansichten  der  Ge- 
bildeten des  Volkes. 

Die  allgemeinen  Verhältnisse  Italiens  machen  es  begreiflich,  dass  die 
Lehre  vom  Rechtsstaate  erst  spät  dahin  drang,  und  dass  dieses  durch  französische 
Vermittlung  geschah  ').  —  Die  ersten  bedeutenden  Wirkuntren,  welche  nament- 


1)  Vice  kann  hier  nicht  in  Betrachtung  Itommcn.  So  hoch  aucli  sicherlich  seine  Gei- 
sleskralt,  Eigenlhümlichkcit  und  Gelehrsamkeit  angeschlagen  werden  muss;  und  so 
gewiss  er  seiner  Zeit  weit  voraneilend  und  von  ihr  nicht  verstanden,  glänzende 
Geistesblitze  in  die  Philosophie  der  Geschichte ,  in  die  Auffassung  des  römischen 
Staates  und  in  das  Vcrständnijts  der  klassischen  Schrinstcller  geworfen  hat;  ja  obgleich 
er  in  seiner  „Neuen  WisscnschaH"  höchst  Geistreiches  über  die  naturgemässc  Ent- 
wicklung der  Staaten  vortrügt:  so  ist  doch  das  philosophische  Recht  von  ihm  nicht  ge- 
fordert worden.  Thcils  fanden  seine  Schriften  bis  in  die  neueste  Zeit  kaum  irgend  Leser; 
thefls  sind  seine  Gedanken  nicht  zu  einem  verständlichen  Ganzen  geordnet.  Er  war 
ein  Meteor,  nicht  aber  eine  aufgehende  Bonne,  woffir  Ihn  jetzt  die  Italiflncr  aus- 
geben möcbteo.  Vgl.  Rocco,  Elogio  storico  di  Giobal.  Vico.    Nap.,  1844. 
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lieh  die  Bekanntsehaft  mit  Rousseau  und  Montesquieu  hervorbrachte,  waren 
die  Werke  Filangieri's  und  Beccaria's,  somit  Leistungen,  welche  ihrem  Wesen 
nach  nicht  hierher  gehören;  aber  allmählig  wurde  auch  das  eigentliche  philo- 
sophische Staatsrecht  von  den  Fesseln  der  Scholastik  befreiet.  In  den  siebzi- 
ger Jahren  erschien  Lampredi's  Lehrbuch  ^),  welches  die  ganze  Vertrags- 
theorie, wenn  auch  nicht  eigcnthtimlich  so  doch  klar  vorträgt,  und  nur  gegen 
denjenigen  Theil  der  rousseau'schen  Lehre  kämpft,  welchem  gemäss  die  oberste 
Gewalt  dem  Volke  unabtretbar  zusteht,  und  somit  von  demselben  in  jedem  Au- 
genblicke wieder  an  sich  gezogen  werden  kann.  —  Später  gewann  die  Kant- 
Fichte'sche  Philosophie,  namentlich  durch  die  Vermittlung  der  österreichischen 
Handbücher  und  Hochschulen,  grossen  Einfluss,  so  dass  noch  bis  in  die  jüngste 
Zeit  die  bedeutendsten  italiänischen  Schriftsteller  über  gemeines  Staatsrecht  auf 
diesem  Standpunkte  stehen,  wenn  sie  auch  einzelne  Lehrsätze  der  kritischen  Schule 
bestreiten  oder  es  für  gerathcn  finden,  denselben  einen  theologischen  Beistand 
zu  geben.  Auf  dieser  Grundlage  handelt  denn  namentlich  Baroli  in  ausführ- 
licher und  höchst  klarer  Darstellung  (als  zweite  Abtheilung  seines  umfassen- 
den Werkes  über  die  gesammte  Rechtsphilosophie)  auch  das  Staatsrecht  ab; 
entwickelt  Rinaldini  mit  wissenschaftlicher  Schärfe  aber  grosser  politischer 
Vorsicht  die  Grundbegriffe,  namentlich  aber  den  Zweck  und  die  Entstehung 
des  Staates ;  giebt  T  o  1  o  m  e  i  in  einem  schulgerechtcn  Systeme  eine  ausführ- 
liche, im  kritischen  Theile  scharfsinnige,  dem  Inhalte  nach  stofflich  reiche  Dar- 
stellung des  gcsammten  philosophisclien  Rechtes ;  und  erörtert  endlich  R  o  s  m  i  n  i- 
Serbati  die  näheren  und  entfernteren  Zwecke  des  Menschen  im  Staate  über- 
haupt und  in  dessen  einzelnen  Entwicklungsstufen  ■*).  Selbst  das  jüngste  von 
Soria  di  Crispan  in  kaum  gewältigbarer  Ausführlichkeit  ausgesponnene 
System  ^)  steht  im  Wesentlichen  auf  dem  Boden  der  gewöhnlichen  Rechts- 
staatslehre, wenn  schon  im  Einzelnen  Anschauungen  und  Beweise  eigenthüm- 
lich  und  selbstständig  sind,  die  Methode  aber  durch  spitzfindige  Begriffspaltung 
als  ganz  nationell- scholastisch  erscheint.  Allen  ist  gemeinschaftlich,  dass  sie 
Staat  und  Gesellschaft  gar  nicht  oder  nur  mit  grosser  Unklarheit  unterscheiden, 
und  über  die  atomistische  Auffassung  des  Zusammenlebens,  die  negative  Be- 
stimmung des  Rechtsbegriffes  und  über  die  Annahme  eines  einzigen  vernünf- 
tigen Staatsgedankens  und  Staatszweckes  nicht  hinaus  kommen.  Am  eigen- 
thümlichsten  ist  dabei  Rosmini -Serbati,   indem  er    eine  Modification  in    den 


1)  Lampredi,  J.  M, ,  Juris  publici  universalis  Iheoremata.  I.  II.    Liburni,  1777. 

2)  Rinaldini,  C  ,  Della  genesi  dello  stato.  Pav.,  1835.  —  Baroli,  P.,  Diritto 
naturale  privato  e  pubblico.  I — YI.  Crem.,  1837.  Bd.  Ill  u.  IV  enthalten  das  Di- 
riUo  pubblico  interno.  —  Rosmini  di  S  erbati ,  A.,  Filosofia  del  diritto.  Mil., 
1839;  Ders. ,  La  socicta  e  il  suo  ßne.  Mil.,  1839.  —  Tolomei,  G.,  Corso 
elementare  di  diritto  naturale  o  razionale.  I — III.     Padov.,  1849. 

3)  Soria  di  Crispan,  D.,  Philosophie  du  droit  public,  suivie  d'une  theorie  de  droit 
constitutione!.  Ed.  3.  I-IX.  Brux.,  1853  u.  54.  Die  beiden  ersten  Ausgaben  sind 
italiänisch. 
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Bestrebungen  und  Leistungen  des  Staates  in  Folge  der  allmähligen  Entwick- 
lungen desselben  annimmt,  und  ihm  somit  wenigstens  einen  sachlichen  Inhalt 
anstatt  des  blosen  formalen  Kechtsschutzes  zuweisst.  Dass  er  jene  Verschie- 
denheit in  einer  regelmässigen  Aufeinanderfolge  von  bioser  P^rhaltung  des  Da- 
seins, von  Erweckung  von  Macht,  drittens  von  Reichthum ,  und  endlich  von 
Genuss  findet,  ist  freilich  wunderlich  verkehrt,  da  solche  Lebenszwecke  und 
diese  Aufeinanderfolge  in  der  Zeit  weder  geschichtlich  nachgewiesen  noch  aus 
dem  Wesen  des  Menschen  mit  innerer  Nothwendigkeit  entwickelt  werden  kön- 
nen. Eine  Veränderung  (ob  eine  günstige,  muss  sich  freilich  erst  später 
«eigen)  ist  nur  in  so  ferne  eingetreten,  als  die  Krause'sche  Rechtslehre  durch 
die  in  Italien  weit  verbreiteten  und  mehrfach  übersetzten  Schriften  von  Ah- 
rens  Anklang  gefunden  hat.  Allerdings  wird  viel  gegen  die  Krause'schen  Grund- 
begriffe von  Recht  und  gegen  die  von  Ahrens  gemachten  Anwendungen  pole- 
misirt  ');  allein  ein  weit  verbreiteter  Einfluss  ist  nicht  zu  verkennen.  Na- 
mentlich müssen  Melchiorre,  Ambro soli  und  Bonc'ompagni  *)  als 
ihre  Anhänger  bezeichnet  werden ;  wenn  schon  von  einem  vollständigen  Ver- 
ständnisse wohl  nicht"  die  Rede  ist ,  und  namentlich  der  Letztere  mehr  lose 
zusammenhängende  Gedanken  eines  geistreichen  und  hochgebildeten  Staatsman- 
nes als  ein  kunstgerechtes  Lehrgebäude  giebt. 

Wesentlich  verschieden  von  diesen  Anklängen  oder  völligen  Nachahmun- 
gen nordeuropäischer  Staatsphilosophie  sind  nur  die  iu  der  Form  acht  italiä- 
nischen,  dem  Inhalte  nach  völlig  selbstständigen  zahlreichen  rechtsphilosophi- 
schen Werke  R  o  m  a  g  n  o  s  i'  s  ^).  Die  bezeichnenden  Eigenschaften  ihrer  Form 
sind:  eine  ins  Unendliche  gehende  Spaltung  der  Begriffe;  scharfsinnige  aber 
kleinliche  und  stofflich  nichts  erläuternde  Untei-scheidungen ;  eine  ausführliche 
Rechtfertigung  und  naive  Selbstanpreisung  dieser  Eintheilungen  und  Einleitun- 
gen; als  Folge  von  all  diesem  aber  grosse  Schwerfälligkeit,  Breite  und 
schwierige  üebersicht.  Reichlich  belohnt  dagegen  der  Inhalt  die  Mühe 
des  Zurechtfindens  und  Hineindenkens  in  die  so  fremdartige  Darlegung  der 
Gedanken.  Abgesehen  nämlich  von  einer  fast  unzähligen  Menge  einzelner 
Fragen  der  Metaphysik  des  Rechtes,  welche  auf  eine  den  gewohnten  Auffas- 
sungen völlig  fremde  Weise  dargestellt  und  gelöst  werden,   sind  ßomagnosi's 


1)  Man  sehe  z.B.  Giorgi,  A.  di,  e  Bigoni,  P.  Aug.,  Essame  del  Corso  di  dirilto 
naturale  del  Prof.  H.  Ahrens.  1854. 

2)  Melchiorre,  Dclla  giurisprudenza  universale.  I.  II.  Nap.,  1844.  —  Ambro- 
soli,  L.,  Introduzlone  alla  giurispnidonza  filosofica.  Mil. ,  1846.  —  Boncom- 
pagni,  Introduzione  alla  scienza  del  dirilto.     Lug.,  1848- 

3)  Die  hicher  gehörigen  Schriften  G.  D.  Romagnosi's  sind:  L'tnlroduzione  allo 
studio  del  dirilto  pubblico.  Zuerst  Parma,  1805,  (jetzt  in  den  Operc,  Bd.  ID,  1).  — 
Lettcrc  a  G.  Valeri  suU'  ordinamcnto  dclla  scienza  della  cosa  puhblica,  in  der 
Analogia  di  Firenze,  1826,  (Operc,  III,  1).  —  Osservazioni  logiche  preliminari  per 
trattare  del  dirilto  naturale  (Opere,  III,  2).  —  Deila  vita  degli  slaü  (Opere,  m,  2). 
—  Institazioni  di  civile  filosofia  (Opere,  m,  2). 
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Werke  namentlich  dadurch  ausgezeichnet,  dass  er  dem  Stoffe  des  menschlichen 
Zusammenlebens  im  Staate  seine  hauptsächliche  Aufmerksamkeit  zuwendet. 
Während  die  Staatsgelehrten,  namentlich  aber  die  der  deutschen  Schulen,  sich 
kaum  mit  anderen,  als  den  Vorfragen  über  das  Wesen,  die  Entstehung  und 
den  Zweck  des  Staates  und  mit  der  Regierungsform  beschäftigen,  höchstens 
die  gegenseitigen  Rechte  der  Regenten  und  der  Unterthauen  erörtern: 
bespricht  Romagnosi  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  verschiedenen  Wech- 
selbeziehungen der  Menschen  im  Staate  und  durch  den  Staat  zu  ordnen  seien- 
Dass  er  diese  Seite  des  staatlichen  Lebens  Gesellschaft  nennt,  ist  allerdings 
wohl  unrichtig,  (s.  oben,  S.  77;)  allein  in  sachlicher  Beziehung  schadet  diese 
Verwechslung  nichts.  Und  wenn,  streng  logisch,  ein  guter  Theil  dieser  Unter- 
suchungen eher  dem  Gebiete  der  Staatskunst  als  dem  des  Rechtes  angehören 
mag,  so  ist  diess  ein  heilsamer  Fehler,  da  er  der  in  der  Regel  so  stoffleeren 
und  nur  um  die  formale  Ordnung  bekümmerten  Auffassung  der  Rechtsphilosophen 
zum  Gegengewichte  dient.  In  der  eigenen  Darstellung  Romagnosi's  werden 
allerdings  diese  Verdienste  um  die  Ausbildung  des  öffentlichen  Rechtes  die 
verdiente  Anerkennung  und  Benützung  nicht  erhalten;  allein  sie  verdienen 
Umarbeitung  und  Aneignung,  auch  ausser  ihrem  Vaterlande. 

7].   in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Ungefähr  zu  derselben  Zeit,  als  in  Frankreich  die  neue  Staatsphilosophie 
theoretisch  Wurzeln  zu  schlagen  anfing,  begann  in  den  englischen  Kolonieen  in 
Nordamerika  ein  Kampf  im  wirklichen  Leben,  dessen  Zweck  Unabhängigkeit, 
dessen  Veranlassung  aber  Verletzung  des  Rechtsbewusstseins  war,  wt^e  sich  dieses 
in  den  Nachkommen  von  Engländern  und  an  der  Hand  des  englischen  theore- 
tischen und  praktischen  Staatsrechtes  ausgebildet^^  hatte.  Der  Kampf  wurde 
anfänglich  mit  parlamentarischen  Berathungen  und  Streitschriften,  später  mit 
Waffen  geführt;  siegreich  für  die  Parthei,  welche  ihre  Forderungen  auf  die 
allgemeine  Rechtsgleichheit  und  die  angebornen  Urrechte  gegenüber  von  ge- 
schichtlichem Rechte  stützte.  Dieser  Erfolg  war,  und  ist  noch,  von  unberechen- 
barer Wichtigkeit  für  die  praktischen  Staatenverhältnisse ;  aber  auch  die  Wis- 
senschaft hat  durch  dieses  wichtige  Ereigniss  entschiedenen  Anstoss  und  blei- 
bende Erweiterung  erhalten.     Diess  aber  in  doppelter  Beziehung. 

Einmal  ist  überhaupt  durch  diesen  neuen,  in  seinen  Wirkungen  nach  der 
Meisten  Ansicht  vortrefflichen,  praktischen  Sieg  des  rationellen  Rechtes  über 
das  hergebrachte  und  gesetzliche  das  Ansehen  des  ersteren  gehoben,  dadurch 
aber  seine  immer  häufigere  Bearbeitung  und  Weiterausbildung  gefördert  wor- 
den. Und  zwar  trat  von  jetzt  an  in  der  staatsrechtlichen  Literatur  aller  Völ- 
ker eine  doppelte ,  früher  gar  nicht  oder  kaum  beachtete  staatliche  Bildung 
sehr  in  den  Vordergrund.  Die  erste  ist  die  Volksherrschaft  mittelst  Stellver- 
tretung und  gewählter  ausübender  Gewalt,  offenbar  eine  der  folgerichtigen  Ent- 
wicklungen des  modernen  Rechtsstaatsgedankens,  aber  bis  dahin,  aus  nahelie- 
genden Klugheitsgründen,    nicht  viel  besprochen.    Durch   den   thatsächlichen 
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Bestand  und  die  Blüthe  einer  solchen  Volksherrschaft  wurde  es  jetzt  logisch 
nothwendig  und  praktisch  möglich,  auch  die  Wissenschaft  in  dieser  Richtung 
auszubilden.  Die  zweite  nunmehr  häufiger  von  der  Wissenschaft  behandelte 
Staatsform  ist  aber  der  Bundesstaat.  Nichts  ist  richtiger,  als  dass  das  bei- 
spiellose Gedeihen  der  Vereinigten  Staaten  keineswegs  blos  von  dieser  doppel- 
ten staatlichen  Einrichtung  herrührt;  ja  es  mag  für  den  Einsichtigen  erwiesen 
sein,  dass  diese  Einrichtung  ihren  Bestand  eben  nur  den  anderen  Eigenthüm- 
lichkeiten  des  Landes  verdankt.  Jedenfalls  aber  ist  diese  Einrichtung  da,  und 
fordert,  und  erhält  auch,  theoretische  Begründung  und  Erörterung.  In  unzäh- 
ligen, sich  immer  wiederholenden  Fällen  werden  die  Grundsätze,  auf  welchen 
der  Rechtszustand  in  Nordamerika  sich  stützt,  bei  Gelegenheit  einer  prakti- 
schen Frage  dort  und  anderwärts,  in  Parlamenten,  öffentlichen  Blättern,  Acten- 
stflcken  u.  s.  w.,  erörtert,  Diess  aber  kommt  in  seinen  wirklichen  Ergebnissen 
auch  der  Theorie  zu  Gute.  Kurz,  die  Thatsache  der  neuen  Regierungsform 
hat  die  Wissenschaft  um  die  Lehre  von  ihr  bleibend  erweitert. 

Sodann  aber  hat  theils  das  Bedürfniss,  den  Aufstand  theoretisch  zu 
rechtfertigen,  theils  das  Bestreben,  nach  dem  Siege  einen  verständigen  und 
haltbaren  staatlichen  Zustand  zu  Wege  zu  bringen,  in  den  Vereinigten  Staaten 
selbst  eine  philosophisch-staatsrechtliche  Literatur  erzeugt,  und  damit,  wenn  auch 
nicht  gerade  eine  neue  Schule  der  Wissenschaft,  so  doch  eine  weitere  rationelle 
Abtheilung  in  derselben  geschaffen.  Die  einschlagenden  Werke  sind  aber,  der 
Veranlassung  und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend,  doppelter 
Art.  Die  einen  haben  die  Vertheidigung  der  demokratischen  Staatsform  und 
etwa  auch  des  Widerstandsrechtes  zum  Gegenstande;  die  anderen  den  Gedan- 
ken eines  Bundesstaates.  —  Von  den  ersteren,  deren  Zahl  natürlich  vor  dem 
Kampfe  und  während  desselben  sehr  gross  war,  haben  sich  wenigstens  einige 
einen  Namen  auch  in  der  Theorie  gemacht.  Es  sind  diess  die  Schriften  von 
Payne,  J.  Adams  und  Livingston  ').  Der  zuerst  Genannte  ist  einer  der 
entschlossensten  Verfechter  der  Volksherrschaft.  Wenn  er  auch,  nach  J.  J. 
Rousseau,  nichts  wesentlich  Neues  giebt,  so  treibt  doch  kein  anderer  Schrift- 
steller den  Grundsatz  der  allgemeinen  Gleichheit,  die  Gründung  des  Staates 
durch  einen  immer  wieder  zu  erneuenden  Vertrag,  die  Verwerfung  aller  ftlrst- 
lichen  und  erblichen  Gewalt  so  auf  die  Spitze.  Es  geht  diess  so  weit,  daSB 
Payne  in  staatlicher  Beziehung  als  Vorgänger  von  Proudhon  angesehen  wer- 
den kann.     Denn  aus  seinen  Vordersätzen  folgt  doch  eigentlich  nur  die  völlige 


1)  Payne,  Th. ,  The  common  scnsc,  addressed  to  the  inhabitants  of  America. 
Ed.  2.  Philad.,  1775;  eine  deutsche  Uebersetzung  in  Dohm's  Materialien  für  Sta- 
tistik. SL  1,  1777.  —  Adams,  J.,  Defense  of  llic  conslilulion  of  govcmcmcnt 
of  the  U.  St.  I— III.  Lond. ,  1787  u.  88;  eine  französische,  abgekürzte,  Ueber- 
setzung von  de  la  Croix,  Par.  ,  1792,  2  Bde.  —  Livingston,  Examen  dcl 
goaveraemeot  d'Angleterre,  comparö  aux  consUtutions  des  E.  U.  Par.,  1789. 
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Regierungslosigkeit,  die  Anarchie  des  Letzteren,  als  nothwendigcr  Schlnss. 
Umsichtiger,  tiefer  und  gelehrter  sind  J.  Adams  und  Livingston.  Ersterer 
stellt  in  einem  umfassenden  Werke  theils  die  Demokratie  an  sich,  theils  ins- 
besondere die  in  den  Vereinigten  Staaten  gewählte  Form  derselben  als  berech- 
tigt und  zweckmässig  dar.  Er  geht  zu  dem  Zwecke  die  Freistaaten  aller 
Länder  und  Zeiten,  sowie  die  gegen  die  Volksherrschaft  vorgebrachten  theore- 
tischen Gründe  durch ;  sein  Verdienst  aber  liegt  mehr  in  der  gelehrten  Ueber- 
sicht  und  in  der  Richtigkeit  des  Urtheiles ,  als  in  einem  siegreichen  Genius. 
Livingston  aber  sucht  insbesondere  die  Vorzüge  der  nordamerikanischen 
Staatseinrichtungen  vor  denen  Englands  nachzuweisen.  —  Von  noch  entschie- 
den grösserer  Bedeutung  aber  sind  diejenigen  Schriften,  welche  die  Erörterung 
und  Empfehlung  des  Bundesstaates  zum  Gegenstande  haben.  Das  Thema  war 
an  sich  ein  weit  unbearbeiteteres,  und  seine  Behandlung  musste  überdiess  der 
Wissenschaft  auch  dann  zu  Gute  kommen,  wenn  zunächst  nur  das  positive 
Recht  des  Landes  die  Aufgabe  war.  Da  nämlich  die  Unions-Verfassung  keinen 
Vorgang  in  der  Geschichte  hat,  so  konnten  auch  die  Gründe  zu  ihrer  Empfeh- 
lung und  Auslegung  lediglich  theoretische  sein.  Um  diese  aber  beweiskräftig 
zur  Hand  zu  haben,  war  die  ganze  Theorie  des  Bundesstaates  zu  bearbeiten. 
Es  sind  demnach  ausser  dem  Federalisten  auch  die  Werke  der  grossen  ame- 
rikanisclicn  Schriftsteller  über  ihr  positives  vaterländisches  Staatsrecht  zu  nen- 
nen, nämlich  Story  und  Kent,  so  wie,  zwar  nicht  der  Nationalität  aber  dem 
Geiste  nach,  Tocqueville's  Betrachtungen  über  die  amerikanische  Demokratie. 
Der  Föderalist  (das  gemeinsame  Werk  dreier  grosser  Staatsmänner,  A.  Hamil- 
ton's,  Madison's  und  Jay's,  ursprünglich  in  Form  eines  Tagblattes  im  Jahre 
1788  erschienen  und  dazu  bestimmt,  die  Annahme  der  Unions-Verfassung  dem 
Vollie  zu  empfehlen)  ist  ein  Meisterwerk  von  Klarheit  und  Gemeinfasslichkeit, 
von  staatsmännischem  Bewusstsein  des  Zwecks  und  der  Mittel ,  von  einer 
Mässigung,  welche  sich  und  Andere  beherrscht.  Story  sucht  seines  Gleichen 
im  grossartigen  Verständniss  der  politischen  Begründung  des  von  ihm  erörter- 
ten positiven  Rechtes  und  in  gesunder  Auslegung.  Von  Kent's  klassischem 
Werke  über  das  amerikanische  Gesammtrecht  betrifft  zwar  nur  ein  kleiner 
Theil  das  Staatsrecht,  und  auch  dieser  ist,  dem  Zwecke  des  ganzen  Buches 
gemäss,  wesentlich  positiver  Art;  allein  auch  bei  ihm  ruht  die  Auslegung  und 
die  Ziehung  der  Schlussfolge  auf  der  richtigsten  Einsicht  in  die  Natur  eines 
demokratischen  Bundesstaates.  Tocqueville  endlich  hat  die  geistreichste 
und  tiefste  Schilderung  des  innersten  Wesens  einer  Volksherrschaft  im  Allge- 
meinen und  der  amerikanischen  insbesondere  gegeben,  und  ist  von  diesem 
Standpunkte  aus  zu  einer  Erklärung  der  bereits  bestehenden  und  der  noch  zu 
erwartenden  staatlichen  Folgen  dieser  Regierungsform  gekommen,  welche  eben 
so  neu  als  schlagend  ist.  Wenige  Schriften  dürften  zum  Verständniss  einer 
Staatsform  so  viel  geleistet  haben,  als  diese  *). 


1)  The  Federalist  ou  the  new  Constitution,    by  Hamilton,    Madison   and   Jay; 
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b.    Bekämpfung  des  Kechtsstaates. 

Nicht  immer  konnte  und  sollte  die  AUeinhciTschaft  der  Theorie  des 
Rechtsstaates  bestehen.  Lange  hatte  sie  unbeschränkt  geboten  in  der  Wis- 
senschaft, und  unermesslichen  Einfluss  gehabt  auf  die  Wirklichkeit.  Es  war 
aber  ganz  naturgemäss  und  innerlich  nothwendig,  dass  endlich  auch  eine  Re- 
action  gegen  sie  eintrat.  Nicht  nur  gab  sie  in  der  That,  namentlich  so  wie 
sie  von  ihren  Gründern  und  berühmtesten  Anhängern  aufgefasst  war,  zu  ganz 
richtigen  Einwendungen  manche  Veranlassung;  sondern  es  waren  namentlich 
practische  Gründe,  welche  Einzelnen  und  mächtigen  politischen  Partheien  ihre 
Bekämpfung  und  Ersetzung  durch  eine  andere  Lehre  vom  Staate,  dessen 
Begründung  und  Aufgabe  als  unerlässlich  erscheinen  Hessen.  ünläugbar 
hatte  sie  durch  ihre  rein  rationalistische  Auffassung  zu  der,  mit  der  grossen 
französischen  Umwälzung  begonnenen  und  dann  über  fast  ganz  Europa  fortge- 
schrittenen, Zerstörung  der  unbeschränkten  Fürstengewalt  und  des  staatlichen 
Uebergewichts  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  sehr  viel  beigetragen.  Wer 
nun,  nach  subjectiver  Ansicht  oder  als  Mitglied  und  Förderer  eines  vernach- 
theiligten  Standes,  wieder  eine  andere  Gestaltung  der  Staatszustände  wollte; 
oder  wer  durch  die  mit  der  Staatsumwälzung  äusserlich  verbundenen  Gräucl 
und  Unglücksfälle  eingeschüchtert  auch  entferntere  Veranlassungen  derselben 
zu  beseitigen  wünschte:  der  musste  auch  theils  die  Lehre  bekämpfen,  welche 
die  Umgestaltung  mindestens  rechtfertigte,  theils  eine  positive  Theorie  vom 
Staate  zur  Begründung  seiner  Forderungen  aufstellen.  Dies  geschah  denn 
auch,  theils  schon  während  des  Verlaufes  der  Revolution,  hauptsächlich  aber 
nach  der  ersten  Niederkämpfung  derselben  durch  den  Sturz  des  französischen 
Kaiserreiches. 

Es  waren  aber  zwei  verschiedene  Grundgedanken,  welche  man  der  Theo- 
rie des  auf  menschliche  Willensfreiheit,  auf  Verträge  und  auf  abstractes  Recht 
gegründeten  Staates  entgegensetzen  zu  können  glaubte.  Einmal  die  Rückfüh- 
rung des  Staates  auf  göttliches  Gebot  und  auf  Lehre,  wo  nicht  Herrschaft  der 
Kirche.  Zweitens  die  innere  Berechtigung  des  geschichtlich  entstandenen  Staa- 
tes. Beide  Gedanken  konnten  freilich  auch  mit  einander  verbunden  werden, 
und  wurden  es  wirklich  von  Einzelnen;  doch  muss  wissenschaftlich  der  eine 
oder  der  andere  Ausgangspunkt  gewählt  sein  und  die  Hauptrichtung  geben. 
Ueberdiess  wird  die  Uebersicht  erleichtert  durch  eine  Trennung  nach  der  vor- 
wiegenden Auffassung. 


(in  sehr  vielen  Ansgaben;  eine  gute  ist  z.  B.  Hallo  well,  1825);  eine  franzö- 
fischc  unvollständige  Ucbersctzung  in  2  Bden,  llOi.  —  Story,  J. ,  Commen- 
taries  OD  the  Constitution  of  tlic  U.  St.  I— 11.  Ed.  2.  Boston,  1851 ;  deutsche  Ueber- 
setzong  von  Buss.  Karlsr.,  1844.  —  Kent,  J.,  Conimcntarics  on  the  American 
law.  I  — IV.  ?«•»  ed.,  BosL,  1851.  —  Tocqueville,  A.  de.  De  ia  Ddmocratie 
en  Amdriquc.  L  IL  Ed.  4.  Par.,  1835.   Ueber  diese  Werke  Genaueres  in  Abth.  VIII. 
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a.     Bekämpfung  auf  theokratischer  Grundlage. 

Die  tbeokratische  Lehre  —  denn  als  solche  muss  die  Gründung  des 
Staates  und  seiner  Regierung  auf  unmittelbarem  göttlichen  Willen  bezeichnet 
werden,  wenn  sie  auch  nicht  gerade  in  eine  Priesterherrschaft  ausläuft  —  hat 
sowohl  in  Frankreich,    als  in  Deutschland  und  Italien   Stimmftlbrer    gefunden. 

In  Frankreich  sind  namentlich  de  Maistre,  Bonald  und  Ball  an  che 
zu  nennen^). 

Von  diesen  ist  de  Maistre  ohne  Vergleich  der  bedeutendste.  In  from- 
mer zugleich  und  geistreicher  Weltanschauung  ist  er  sich  des  Zieles  und  der 
Mittel  klar  bewusst,  obgleich  er  mehr  in  beredter  als  in  systematischer  Form 
spricht.  Ihm  ist  alle  Ordnung  und  alles  Gesetz  in  der  Welt  unmittelbare 
göttliche  Ordnung.  Und  zwar  haben  die  Gemeinen  im  Volke  zu  gehor- 
chen ;  von  ihnen  ist  der  Adel  durch  Gottes  Gebot  geschieden  nach  Würde 
und  Recht,  und  zum  Befehle  über  sie  bestimmt;  der  göttlich  eingesetzte  Erb- 
könig steht  über  dem  Adel;  er  aber  selbst  wieder  mit  dem  ganzen  weltHchen 
Staate  unter  dem  Papste,  als  dem  Nachfolger  Christi.  Der,  allerdings  zu  ver- 
langende, Schutz  gegen  Unrecht  und  Gewaltmissbrauch  der  Herrschenden  kann 
nicht  durch  menschliche  Antastung  ihrer  gottbestellten  Stellungen,  sondern  nur 
durch  die  unfehlbare  Kirche  geschehen.  Alles  blos  verständige  menschliche 
Gebahren  im  Staate,  vollends  gar  aller  gewaltsame  Angriff  auf  Königthum  und 
Adel  ist  somit  nicht  blos  unrecht ,  sondern  gottlos.  —  Bonald's  Auffassung 
ist  im  Wesentlichen  die  nämliche ;  allein  es  herrscht  in  seinen  Schriften  mehr 
Willkühr  und  Unklarheit,  und  sein  System  beruht  auf  einer  Spielerei  mit  der 
Dreieinigkeit.  —  Ballanche  endlich  lässt  sich  die  Menschheit  nach  einer  gött- 
lichen Offenbarung  entwickeln,  oline  dass  ein  klares  Ziel  und  eine  bestimmte 
Aufgabe  zu  entdecken  wäre.  Der  Grundgedanke  ist  schön,  allein  die  Ausfüh- 
rung verschwommen. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  den  theokratischen  Bestrebungen  in  Frankreich  tra- 
ten auch  in  Deutschland  ähnliche  Lehren  auf;  doch  ist  die  Begründung  hier, 
nach  Art  des  Volkes,  mehr  auf  Religionsphilosophie  als  auf  eine  der  positiven 
christlichen  Kirchen  gestellt.  —  Sieht  man  ab  von  Hai  1er,  welcher  zwar  auch 
seiner  Gewalt  göttlichen  Ursprung  giebt,  allein    dessen  System  doch  einen  we- 


1)  De  Maistre,  J. ,  Essai  s.  1.  principe  generaleur  des  consütutions  politiques.  St. 
Petersb.,  1810;  Du  Pape.  Lyon,  1819;  Les  Soirees  de  St.  Petersbourg,  ou  entre- 
üens  sur  le  gouvernement  teniporel  de  la  providence.  Par.,  1821.  Eine  deutsche 
Uebers.  von  Lieber,  I  — V.  Frankf. ,  1824-  —  De  Bonald,  La  iegislalion  pri- 
mitive consideree  par  les  seules  lumieres  de  la  raison.  Par.,  1802.  Deutscher 
Auszug:  die  ürgesetzgebung.  Mamz,  1825.  Noch  weitere  Werke  gleicher  Rich- 
tung in  den  Oeuvres,  Par.,  1817  fg.  12  Bde.  —  Ballanche,  Essai  sur  les  institu- 
üons  sociales.  Paris,  1818;  Palingenesie  sociale.  Paris,  1827.  (Oeuvres,  Bd.  II 
und  III.). 
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Bentlich  andern  Kern  hat  und  dalier  an  einer  anderen  Stelle  auzuführcn  ist: 
so  ist  namentlich  Adam  Mtiller,  Krauss  und  Stahl  hier  zu  nennen, 

A.  Miiller's  Lehre  beruht  auf  zwei  wesentHch  vei"schiedenen  Gedanken. 
Einmal  nämlich  verwirft  er  die  willkürliche  Gründung  des  Staates  durch  den 
Willen  und  Vertrag  Einzelner ,  .  sondern  betrachtet  ihn  als  die  natürliche  Ein- 
heit der  menschUchen  Zustände,  herausgewachsen  aus  der  Famihe  und  deren 
Vorbild;  und  zwar  findet  er  in  diesem  Zusammenleben  einen  Gegensatz  zwi- 
schen Recht  und  Nutzen,  welcher  vermittelt  werden  müsse.  Zweitens  ist  ihm 
Christus  auch  für  den  Staat  gestorben;  die  ganze  Menschheit  soll  in  christ- 
licher Liebe  aufgefasst,  der  Staat  nach  christlichen  (nicht  näher  angegebenen) 
Gedanken  geordnet,  namentlich  aber  ein  allgemeines  Bündniss  aller  Staaten  auf 
religiöser  Grundlage  geschlossen  werden.  Beide  Gedanken  sind  nicht  organisch 
verbunden,  und  namentlich  ist  der  letztere  einer  später  aufgefundenen  Verzie- 
rung ähnhch.  Allein  unläugbar  ist  die  Darstellung  geistreich ;  über  Volkswirth- 
schaft  wird  Eigenthümliches  und  Gedachtes  gegeben ;  und  namentlich  ist  merk- 
würdig, dass  hier  schon  der,  allerdings  unentwickeltere  und  vielleicht  kaum 
bewusste,  Keim  manches  bedeutenden  Gedankens  liegt,  welcher  sich  später  zu 
ganzen  Systemen  gestaltete.  So  die  Idee  der  Gesellschaft;  die  Grundanschau- 
ung der  geschichtlichen  Rechtsschule;  der  heiligen  Allianz  *). 

Mehr  von  reinem  Willen  als  von  mächtiger  Balierrschung  des  Stoffes 
zeugt  das  Werk  von  Krauss*).  Ausgehend  von  der  (denn  doch  nur  subjec- 
tiven)  Schwierigkeit,  die  Wahrheit  unter  den  zahllosen  Staatssystemen  zu  fin- 
den, sodann  von  der  Ueberzeugung,  dass  die  Entfesselung  des  individuellen 
Willens  durch  die  Verfassungen  und'  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Neuzeit 
nicht  zum  wahren  Wohle  führen  könne ,  kommt  der  Verfasser  zu  dem  Satze, 
dass  zwar  Vollkommenheit  auf  Erden  nicht  zu  erreichen  sei ,  aber  doch  eine 
Annäherung  offen  stehe  mittelst  des  im  Christenthume  geoffenbarten  höchsten 
Vemunftgesetzes.  Das  Ergebniss  ist  natürlich  das  unbeschränkte  aber  christ- 
liche Königthum,  dessen  Pflichten  denn  auch  in  vielen,  und  zwar  ganz  verstän- 
digen, Lehren  erörtert  sind.  * 

ünzweifc^aft  über  Allen ,  welche  diese  Richtung  zur  Ergründung  und 
Begründung  des  Staates  einschlagen,  steht  Stahl.  Ihm  kommt  keiner  der  Genos- 
sen gleich  an  Ernst  und  Tiefe  des  philosophischen  Denkens,  an  juristischer 
Schärfe  und  an  klarer  Kritik;  viele  Abschnitte,  namentlich  in  der  Gescliicht« 
der  Literatur,  sind  meisterhaft;  es  ist  in  ihm  ein  grosser,  wenn  schon  wohl 
irregebender  politischer  Sinn.    Und  dennoch  ist  das  Work  wissenschaftlich  un- 


1)  Malier,  A.,  Die  Elemente  der  Staatskonst.  I— III.  Berlin,  1809;  Ders.,  Von  der 
Nolhwendiglicit  einer  theologischen  Grundlage  der  gesaromlen  Staatswissenschaf- 
ten. Lpz.,  1819, 

2)  Kranss,  A.  v. ,  Verraeb,  die  Slaatswissenschaft  auf  eine  unwandelbare  Grund- 
lage fMtzostellen.  Wien,  1836.  Die  2te  Ansgabc  desselben  Werkes:  Das  christ- 
liche StaaUprincip.    Wien,  1842. 
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wahr,  weil  es  einen  bewusst  vorgesetzten  practisclien  Zweck  hat,  welchem  zu  Liebe 
die  Theorie  gemacht  wird.  —  Der  Grundgedanke  Stahl's  hat  grosse  Aehnlich- 
keit  mit  der  Lehre  A.  Mtiller's ;  allein  er  ist  weit  klarer  aufgefasst,  philosophi- 
scher begründet,  und  mehr  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verschmolzen.  Stahl 
geht  nämlich  aus  von  der  Anschauung  der  geschichtlichen  rechtswissenschaft- 
lichen Schule  über  Recht  und  Staat,  welche  ihm  also  nicht  durch  willkürlichen  Ein- 
zelwillen  geschaffen,  sondern  ein  uothwendiges  Erzeugniss  des  individuellen 
Wesens  eines  jeden  Volkes  sind.  Anstatt  nun  aber  die  in  dieser  Ansicht 
liegende  Möglichkeit  der  verschiedenartigsten  Lebensauffassungen  und  dai-aus 
folgenden  Staatszwecke  anzuerkennen  und  zu  verfolgen ,  sucht  er  dem  mensch- 
lich nothwendigen  Staate  zu  gleicher  Zeit  einen  göttlichen  Charakter  zu  ge- 
ben ,  und  verlangt  insbesondere ,  dass  der  Staat  ein  christlicher  sei.  Letz- 
teres versteht  er  übrigens  weder  im  theokratischen  noch  im  puritanischen 
(ausschliesslich  religiösem)  Sinne,  sondern  als  ein  Durchdringen  des  ganzen 
politischen  Zustandes  mit  christlicher  Weltanschauung  und  Gehorsam  gegen 
die  geoffenbarten  Gesetze.  —  Der  Fehler,  weil  die  äussere  Absicht,  liegt  in 
dem  mittleren  Satze ,  nämlich  in  der  angeblichen  gleichzeitigen  Göttlichkeit 
des  menschlichen  Staates.  Da  diese  Göttlichkeit  nicht  für  alle  Staaten,  beson- 
ders nicht  für  die  eben  jetzt  bestehenden,  auf  eine  unmittelbare  geschicht- 
liche Handlung  der  Gottheit  gestützt  werden  kaim  und  soll,  (aus  sehr  nahe- 
liegenden Gründen);  und  da  doch  der  Staat  und  sein  Regent  nicht  blos  als 
Ausdruck  des ,  möglicherweise  sich  abwendenden,  Volkslebens  erscheinen  darf, 
sondern  eine  selbstständige  Stellung  haben  muss:  so  wird  nur  ein  mittelba- 
rer göttlicher  Willen  angenommen,  der  aber  doch  so  weit  gehen  soll,  dass 
„überall  die  bestimmte  Verfassung  und  die  bestimmten  Personen  der  Obrig- 
keit Gottes  Sanction  haben."  Die  Folgesätze  hieraus  sind  leicht  zu  den- 
ken; allein  den  Beweis  dieser  mittelbaren  Göttlichkeit,  ja  nur  die  Aufstel- 
lung eines  fassb^^ren  Begriffes,  bleibt  Stahl  ganz  schuldig.  Gerade  hier  ist  nur 
nebelhafte  Phrase  und  willkürliche  Behauptung,  und  weder  von  philosophi- 
schem noch  von  juristischem  Beweise  auch  nui"  eine  Spur.  Die  ganze  Theorie 
ist  somit  gerade  in  ihrer  Grundlage  unerwiesen  und  unbegreiflich*). 

Unter  den  Italiänern  hat  sich  namentlich  der  Neapolitaner  L.  Tapa- 
relli*)  einen  Namen  erworben  durch  Festhalten  theokratischer  Auffassung 
vom  Staate.     Er  verlangt  für  die  Bestandtheile  der  Gesellschaft  eine  einheit- 


1)  Stahl,  F.  J. ,  Die  Philosophie  des  Rechts  nach  geschichtlicher  Ansicht.  I.  IL 
Heidlbg.,  IS^Vas-  Die  zweite  wesentlich  umgestaltete  Bearbeitung  hat  den  Titel: 
Philosophie  des  Rechts.  Bd.  1.  Geschichte  der  Rechtsphilosophie.  Heidlbg.,  1847  ; 
Bd.  11,  1  u.  2,  Rechts-  und  Staatslehre  auf  der  Grundlage  christlicher  Weltan- 
schauung.    Heidlbg.,  IS^Vie-     Bd.  I  in  3ter  Aufl.,  1853. 

2)  Taparelli,  L.,  Saggio  teorico  di  diritto  naturale  appoggiato  sul  fatto.  1.  11.  Ed. 
3.  Nap.,  1850.  —  Deutsche  Uebersetzung  von  F.  Schöltl  und  C.  Riniker. 
I.  IL  Rcgensbg.,  1845. 
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liehe  Oberleitung,  kann  aber  diese  nur  in  einer  Gewalt  erkennen,  welche  das 
ganze  Leben,  namentlich  also  auch  die  religiöse  sittliche  Ordnung  umfasst. 
Ihm  ist  Katholicismus  und  Einherrschaft,  Reformation  und  Freistaat  gleichbe- 
deutend. Im  Uebrigen  machen  ihn  scholastische  Methode  und  die  unklare 
Vermischung  von  Sittengesetz ,  Recht  und  Staatsklugheit  wenig  geniessbar  und 
tiberzeugend. 

ß.     durch   Begründung    der   innern    Berechtigung  des    th  atsächlichen 

Staates. 

Nicht  alle  Widersacher  der  rationalistischen  Staatswissenschaft  und  ihrer 
practischen  Folgen  haben  ihre  Stütze  in  einer  göttlichen  Anordnung  des  Staa- 
tes gefunden ;  sondern  es  haben  viele  und  bedeutende  Männer  gesucht ,  das 
menschliche  Verhältniss  des  Staates  auf  eine  für  den  menschlichen  Verstand 
begreifliche  und  genügende  "Weise  rechtlich  zu  begründen ,  und  doch  ohne 
Willkür  der  Einzelnen  und  vertragsmässige  Gründung.  Ihr  Grundgedanke  aber 
ist,  in  der  Thatsache  des  Bestehens  von  Staaten  die  innere  Berechtigung  dazu 
nachzuweisen.  Dass  damit  immerhin,  je  nach  der  Weltanschauung  des  Einzel- 
nen ,  der  Glaube  an  eine  göttliche  Weltregierung  verbunden  sein  kann ,  bedarf 
nicht  erst  des  Beweises;  und  es  tritt  in  der  That  ein  solcher  bei  den  Anhän- 
gern dieser  Ansicht  in  der  Regel  hervor.  'Allein  es  ist  religiöses  Bedürfniss, 
nicht  der  Kern  des  besondem  Begreifens  eines  Staates. 

Die  Auffassung  und  Behandlung  ist  übrigens  wieder  eine  wesentlich  ab- 
weichende, und  es  lassen  sich  wohl  unterscheiden  die  englischen  Tories  und  an 
ihrer  Spitze  E.  Burke;  E.  L.  von  Haller  und  seine  Schüler;  endlich  die 
deutsche  rechtsgeschichtliche  Schule. 

Nicht  sowohl  in  der  theoretischen  Grundlage  (diess  verbietet  dem  Eng- 
länder seine  auf  wiederholte  gewaltsame  Veränderungen  gestützte  positive  Frei- 
heit und  Verfassung) ,  als  in  einer  ihr  beigelegten  Bedeutung  und  Anwendung, 
weicht  Burke  von  der  Rechtsstaatstheorie  ab.  Er  erkennt  also  das  System 
der  freien  Persönlichkeit  und  was  daraus  folgt,  als  logisch  richtig  an;  erklärt 
aber  die  Anwendung  für  gefährlich.  Der  Staat  sei  nicht  nach  speculativen 
Sätzen,  sondern  nach  den  Bedürfnissen  des  Lebens  einzurichten,  und  sei  nur 
zu  deren  Befriedigung  bestimmt.  Das  diesen  Genügende ,  was  nach  Zeit  und 
Volk  verschieden  sei ,  trage  seine  innere  Berechtigung  in  sich ;  und  Sache  der 
Staatsweisheit  sei  es,  das  für  die  concreten  Zustände  Passende  aufzufinden. 
Namentlich  die  englische  Verfassung  und  Freiheit  benihe  nicht  auf  mctapoli- 
tiscben  Grübeleien ,  sondern  sei  geschichtlich  entstanden  und  so  zu  begreifen. 
Dabei  ist  er  natürlich,  nach  diesen  Vordersätzen,  keineswegs  für  unbeschränkte 
Fürstenherrschaft  und  blinden  Gehorsam  der  Unterthanen;  der  Adel  hat  für 
ihn  nur  die  Bedeutung  einflussreicher  Grundcigenthümcr ;  das  Volk  soll ,  aber 
nur  durch  Solche,  bei  welchen  es  vernünftig  licrkömmUch  ist ,   an  den  Offcntli- 
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chen  Angelegenheiten  Antheil  nehmen  *).  —  Dass  diess  keine  philosophische 
Begründung  des  Staates,  sondern  nur  eine,  mit  jener  sogar  im  Widerspruche 
stehende,  instinctmässige  Politik  des  mit  bestehenden  Einrichtungen  Zufriede- 
nen ist,  bedarf  nicht  wohl  des  Beweises. 

Von  formell  grösserer  wissenschaftlicher  Bedeutung,  wenn  gleich  zu  einer 
unhaltbaren  Lehre  gelangend  und  durch  die  manuichfachsten  Verkehrtheiten 
und  Leidenschaften  vemnziert,  ist  K.  L.  von  Hai  1er.  Sein  Zweck  ist  die 
Beseitigung  des  naturrechtlicheu  Staates  durch  eine  thatsächlich  imd  innerlich 
wahre  Begründung  des  Zusammenlebens.  Seine  Lehre  aber  beruht  wesentlich 
auf  folgenden  Sätzen:  Es  ist  ein  naturgemässes ,  alle  menschlichen  Beziehun- 
gen beherrschendes  Verhältniss ,  dass  der  Mächtigere  und  Stärkere  den  Ab- 
hängigen und  Schwächeren  beherrscht.  So  zwischen  den  beiden  Geschlechtem, 
in  der  Familie,  im  Lohn-  und  Dienstverhältniss  u.  s.  w.  Von  einer  künstli- 
chen Uebertragung  der  Herrschaft  auf  deren  Inhaber  ist  somit  keine  Rede; 
diese  ist  eine  unbedingt  nothwendige  Folge  der  Macht.  Der  Staat  ist  kein 
wesentlich  anderes  Verhältniss ;  und  nur  je  nachdem  der  Mächtigere  ein  gros- 
ser Grundherr,  ein  Kriegsfürst,  eine  starke  Gemeinde  oder  eine  Priesterschaft 
ist,  schattet  sich  der  Zustand  verschieden  ab.  Diese  auf  die  Macht  gestellte 
Herrschaft  ist  ein  dem  Besitzer  persönlich  zustehendes  Eigenthum ,  und  kann 
daher  auch  von  ihm  auf  dem  gewöhnhchen  Wege  des  Privatrechtes  erworben 
werden,  z.  B.  durch  Erbschaft,  Kauf,  Heirath.  Jede  andere  Entziehung  ist 
Gewalt  und  Raub.  Die  Gehorchenden,  Untert hauen,  sind  aber  keineswegs  rechts- 
los ;  sondern  auch  sie  haben  ihre  bestimmte ,  durch  Vertrag,  Herkommen ,  kurz 
durch  ein  Rechtsgesetz  festgestellte  Rechtssphäre,  die  nicht  angetastet,  ja  die 
von  ihnen  im  Nothfaile  mit  Gewalt  vertheidigt  werden  darf.  Die  Regierung  ist 
zwar  an  sich  lediglich  Privatsache  des  Fürsten  oder  der  herrschenden  Körper- 
schaft ;  eigene  Staatszweckc  giebt  es  nicht :  allein  nicht  nui*  muss  das  im  Ein- 
zelnen Versprochene  und  Festgestellte  gehalten  werden,  sondern  es  ist  über- 
haupt die  Art  der  Machtausübung  Gewissenssache.  —  Es  wird  somit  hier 
nicht  der  Staat  in  seiner  allgemeinen  Grundlage  erläutert,  sondern  vielmehr 
völlig  geläugnet.  Der  einheitliche  Organismus  zur  Erreichung  eines  ausser 
dem  Einzelnen  stehenden  gemeinschaftlichen  Zweckes  (welcher  dieser  nun  sei), 
ist  für  Hall  er  gar  nicht  vorhanden;  sondern  nur  Privatrecht  und  vollständige 
Vereinzelung  der  unter  einer  Macht  thatsächlich  stehenden  Individuen.  Es 
liegt  somit  ein  vollkommenes  Verkennen  des  ganzen  Gegenstandes  vor;  und 
dieser  die  ganze  Lehre  völlig  vernichtende  Fehler  kann  natürlich  nicht  gut  ge- 
macht werden  durch  die  logische  Folgerichtigkeit  seiner  Durchführung,  durch  den 
unläugbaren  Reichthum  einzelner  richtiger  Sätze,  oder  den  oft  schlagenden  Scharf- 
sinn der  Kritik.    Es  ist  aus  dem  Werke  viel  zu  lernen,  aber  nicht  die  Wahrheit*). 


1)  Burke,  E.,  Reflexions  on  the  revolution  in  France.     Zuerst   1796;   später  häufig 
aufgelegt  und  in  viele  Sprachen  übersetzt. 

2)  Haller,  K.  L.  von,  Handbuch  der  allgemeinen  Staatenkunde.     Winterth.,  1808; 
V.  Mo  hl,  Staatswisaenschaft  I.  ]^y 
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Die  deutsche  rechtsgeschichtliche  Schule,  mit  Savigny,  Eichhorn, 
Puchta  an  der  Spitze,  hatte  allerdings  ursprünglich  nur  das  Privatrecht  zum 
Gegenstande  ihrer  Thätigkeit  gemacht.  Allein  ihre  Theorie  üher  die  Entste- 
hung des  Rechtes  überhaupt,  als  eines  miturwüchsigen  Erzeugnisses  des  ge-^ 
sammten  Volkscharakters  und  Volkslebens,  war  ihr  natürlich  auch  raaassgebend 
für  die  Entstehung  des  den  Staat  betreffenden  Rechtes.  Sie  ist  demgemäss 
der  Ableitung  des  Staates  und  seiner  Zwecke  aus  abstracten  Grundsätzen  ent- 
schieden zuwider.  Auch  der  Staat  erscheint  ihr  nicht  als  mit  Bewusstsein  und 
Willensfreiheit  gemacht,  sondern  als  eine  naturnothwendige  Folge  des  Zusam- 
menlebens eines  concreten,  mit  bestimmten  Eigenschaften  ausgestatteten  und 
den  bestimmten  äusseren  Verhältnissen  lebenden  Volkes.  Erst  später  mag, 
wie  überhaupt  beim  Rechte,  durch  vorzugsweise  ausgebildete  Träger  des  staat- 
lichen Bewusstseins ,  Aenderung  und  Ausbildung  mit  Absicht  dazukommen. 
Eine  ausschliessend  berechtigte  Regieningsform  besteht  folgerichtig  nach  dieser 
Ansicht  nicht.  —  Unmittelbar  hat  die  geschichtliche  Schule  im  allgemeinen 
Staatsrechte  keine  grosse  Thätigkeit  entwickelt,  und  es  ist  das,  was  von 
Stahl's  Werk  ihr  angehört,  jeden  Falles  die  bedeutendste  ihrer  Leistungen. 
Allein  ihr  Einfluss  auch  auf  diesen  Rechtstheil  ist  doch  nicht  zu  unterschätzen, 
indem  sie  von  ihrem  Standpunkte  aus  dazu  drängt,  dem  Gedanken  des  Staates 
Inhalt  zu  geben  und  die  verschiedenen  Zustände  der  Völker  anzuerkennen. 
Von  der  vollen  Wahrheit  freilich  ist  sie  weit  entfernt.  Theils  ist  ihre  Lehre 
von  der  Entstehung  und  von  dem  Inhalte  des  Staates  keineswegs,  wie  sie  be- 
hauptet, die  einzig  mögliche,  ja  nicht  einmal  die  geschichtlich  ausschliessend 
begründete;  theils  sind  überhaupt  die  verschiedenen  Bedürfnisse  und  Aeusse- 
rungen  der  Nationalitäten  nur  innerhalb  eines  höheren  Vernunftgesetzes  berech- 
tigt ,  somit  muss  dieses  aufgesucht  und  an  die  Spitze  der  Staatsphilosophie  ge- 
stellt werden.  Der  Staat  ist  ein  allgemeiner  Begriff  und  eine  allgemeine  Noth- 
wendigkeit,  nur  kann  er  verschiedene  Richtungen  haben;  die  geschichtliche 
Schule  sucht  nun  aber  nur  die  letzteren  zu  begreifen  und  zu  begründen,  und 
von  ihnen  wiederum  nur  Eine  Thatsache. 

y)  darch  das  angeblich  organische  System. 
Die  Schelling'sche  Naturphilosophie  stand  im  innersten  Widerspruche  mit 
der  ganzen  rationalistischen  Begreifung  des  Staates.  Für  sie  war  dieser  einer 
der  verschiedenen  Manifestationen  der  weltbildenden  Vernunft,  (sei  es  nun, 
dass  diese  mehr  iu  pantheistischem  oder  in  persönlichem  Sinne  genommen  war ;) 
von  einer  Entstehung   aus    menschlichem  Willen   und    einer   Berecbntmg  fflr 


Der».,  Restauration  der  Staatswisseoschaften.  2te  Aufl.  I— VI.  Winterth.,  1820.— 
Kilie  nach  Form  und  Sprache  ganz  barbarische  Bearbeitung  des  Hallcr'schcn  Sy- 
ftemeiist:  U  g  o  1  i  n  i,  A.  (Kspisc.  Foroscmpron.)«  Institutiones  juris  sociaüs  naturac  ad 
tunm  •cbolaruni.  I.  II.  Forosempr.,  1837  —  38.  —  Vielfache  und  nicht  immer  ge- 
ioofene  Streilacbriften  gegen  Haller  bcstobon  von  Krug,  Escher  u.  A. 
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menschliche  Zwecke  konnte  daher  für  sie  gar  nicht  die  Rede  sein.  Dagegen 
war  die  Eigenschaft  eines  Organismus  mit  Nothwendigkeit  gegeben,  indem  die 
Urkraft  nichts  unorganisches  erzeugen  kann.  —  '  Der  Meister  selbst  schuf  nun 
zwar  keine  Rechts-  und  Staatsphilosophie  auf  dieser  Grundlage;  wohl  aber  be- 
mächtigten sich  seines  grossartigen  Gedankens  mancherlei  phantastische  Geister, 
welche,  übereinstimmend  mit  ihm,  den  Rechtsstaat  verwarfen,  beim  eigenen  po- 
sitiven Aufbau  aber  anstatt  eines  Organismus  nur  einen  dichterischen  Traum,  zum 
Theile  selbst  nur  ein  sinnloses  Zerrbild  zu  Wege  brachten.  —  Noch  am  leid- 
lichsten ist  es ,  wenn  eine  der  grossen  psychischen  Natur^räfte  als  auch  in  der 
sittlichen  Welt  —  unmittelbar  oder  analog  —  wirkend  angenommen ,  und  diese 
dann  auch  dem  Staate  als  Ursprung  und  Regel  gegeben  wird.  Es  bedai'f  frei- 
lich nicht  viel  verständigen  Nachdenkens,  um  die  Unzulässigkeit  dieser  Anwen- 
dung eines  Gesetzes  der  Materie  auf  die  geistigen  Kräfte  des  Menschen  und 
deren  Ausdruck  einzusehen.  Allein  wenn  der  falsche  Gedanke  mit  Ernst  und 
Scharfsinn  und  etwa  noch  mit  bedeutenden  naturwissenschaftlichen  Kenntnissen 
gehandhabt  wird,  so  mögen  sich  immerhin  ganz  witzige  Vergleiche  und  geist- 
reiche Seitenblicke  ergeben,  welche  dann  über  die  Nichtigkeit  des  Ergebnisses 
im  Gebiete  des  Rechtes  und  überhaupt  des  wii'klichen  staatlichen  Lebens  trösten 
können.  Ein  Buch  dieser  Art  ist  z.  B.  von  P.  C.  Planta  vorhanden  *).  —  Schon 
um  einen  Grad  verkehrter  ist  es,  wenn  —  wie  namentlich  von  Eschenmaier 
und  Wangen  heim  geschehen  ■*)  —  der  Staat  mit  den  menschlichen  Seelen- 
kräften parallelisirt,  und  jeder  dieser  letzteren  eine  Staatseinrichtung  gleichge- 
stellt wird ;  z.  B.  der  Vernunft  das  Ministerium ,  dem  Willen  der  Fürst ,  der 
Phantasie  der  Hofstaat.  So  lang^  keine  Folgeningen  aus  solchen  Bildern  ge- 
zogen werden,  mag  man  sich  unschuldig  an  ihnen  ergötzen;  allein  nicht  nur 
sind  practische  Anwendungen  sehr  bedenklich,  sondern  es  findet  auch,  selbst- 
redend, ein  Begreifen  des  Staates  und  seines  Lebens  nimmermehr  statt.  Der 
Satz ,  dass  der  Staat  nach  dem  Vorbilde  des  Menschen  eingerichtet  sein  müsse, 
weil  dieser  nicht  ohne  Staat  bestehen  könne,  ist  völlig  sinnlos.  —  Zum  Un- 
begreiflichen steigert  sich  aber  die  Verkehrtheit,  wenn  gar  der  sinnliche  Körper 
des  Menschen  als  Typus  des  Staatsorganismus  dienen  soll.  Diess  ist  nament- 
lich der  Fall  bei  Bluntschli,  diesem  sonst  so  verständigen  und  um  Staats- 
und Rechtswissenschaft  höchst  verdienten  Manne  3).  Dass  eine  Lehre,  welche 
das  Ministerium  des  Innern  mit  dem  Gedächtnisse ,  das  des  Aeussem  mit  dem 
Geruch,  die  Strafrechtspflege  mit  dem  Nabel,  den  Fiscus  mit  der  „Unterlage"  des 


1)  Planta,  P.  C. ,  Die  Wissenschaft  des  Staates,  oder  die  Lehre  von  dem  Lebens- 
organismus. L  IL    Chur,  1852. 

2)  Eshenmaier,  C.  A.,  Normalrecht.  L  IL  Stuttg.  u.  Tüb.,  1819.  —  (Wangen- 
heim, C.  von,)  Die  Idee  der  Staatsverfassung.    Frankf.,  1815. 

3)  Bluntschli,  Psychologische  Studien  über  Staat  und  Kirche.  Zürich,  1844.  Es 
sind  namentUch  die  beiden  Abhandlungen:  „L'etat  c'est  rhorame :  und  „die  XVI 
Grundorgane  des  menschlichen  Körpers."  > 
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Körpers  gleichstellt,  nur  einen  sehr  kleinen  Kreis  von  Anhängern  fand  und 
der  von  ihr  bekämpften  Ansicht  keinen  Eintrag  that,  bedarf  wohl  nicht  der 
Versicherung, 

c.  Umfassende  Systeme. 

So  verschieden  und  einander  feindseelig  die  bisher  besprochenen  Lehren 
vom  Staate  und  seinem  Rechte  auch  sind,  so  gehen  sie  doch  gemeinschaftlich 
von  der  Ansicht  aus,  dass  sich  philosophisch  nur  Ein  Begriff  des  Staates  fas- 
sen lasse,  alle  anderen  aber  desshalb  unrichtig  seien.  Daher  denn  die  immer 
wechselnden,  weil  mit  jedem  neuen  philosophischen  Systeme  auch  neu  entstehen- 
den, Auffassungen  des  Staatsbegriffes;  und  daher  die  unendliche  Polemik. 

Wesentlich  hiervon  weicht  nun  aber  die  Ansicht  ab,  welche  die  Aufgabe  des 
philosophischen  Staatsrechtes  nicht  darein  setzt,  den  Staat  als  eine  Folgerung 
eines  bestimmten  philosophischen  Systemes  zu  begreifen,  sondern  welche  ihn  als 
eine  Anstalt  zur  Befriedigung  menschlicher  Zwecke  auffasst,  und  jede  Art  des- 
selben gerechtfertigt  erachtet,  welche  irgend  einer  (erlaubten)  menschlichen 
Richtung  entspricht.  Ein  Anhänger  dieser  Ansicht  stellt  also  den  Staat  nicht 
auf  eine  metaphysische,  sondern  auf  eine  antliropologischc  Grundlage;  und 
weil  er  nicht  die  Macht  hat,  den  Menschen  nach  eigenem  Belieben  und  Sy- 
steme zu  schaffen,  sondern  ihn  nimmt,  wie  er  in  der  Wirklichkeit  besteht,  so 
bestimmt  er  auch  nicht  die  möglichen  Staatsbegriffe,  sondern  nimmt  die  that- 
sächlich  gegebenen  an.  Sein  System  besteht  also  zunächst  aus  einer  logischen 
Ordnung  dieser  verschiedenen  Staatsauffassungen,  je  nach  deren  Verhältniss  zu 
der  menschlichen  Natur.  Aber  er  begnügt  sich,  begreiflich,  nicht  mit  der  ro- 
hen Thatsache;  sondern  er  sucht  einer. Seits  die  allgemeinen  Sätze  auf,  welche 
diesen  sämmtlichen  Staatsbegriffen,  oder  wenigstens  einzelnen  Kategorieen  der- 
selben, zu  Grunde  liegen,  anderer  Seits  löst  er  bei  jeder  einzelnen  Art  de- 
ren Gedanken  ab  von  den  Zufälligkeiten  der  Erscheinung,  und  entwickelt  den- 
selben folgerichtig  aus  sich  selbst. 

Die  aus  solcher  Ansicht  entstehenden  umfassenden  Systeme  passen 
allerdings  in  keine  einzelne  philosophische  Lehre;  und  es  ist  daher  auch  nicht 
zu  erwarten,  dass  sie  jemals  von  der  Schulphilosophie  werden  anerkannt  werden. 
Desto  mehr  aber  kann  diese  Ansicht  dem  gebildeten  Staatsmanne  zusagen,  wel- 
cher das  gesammte  menschliche  Leben  im  Staate  nach  seiner  Wirklichkeit  zu 
begreifen  sucht.  Ein  solches  umfassendes  System  wird  der  menschlichen  Natur 
und  der  Geschichte  des  Menschengeschlechtes  gerecht ;  der  Vorwurf  eines  rohen 
Empirismus  oder  unsichcrn  Eklecticismus  aber  könnte  nur  von  Solchen  kom- 
men, welche  den  Grundgedanken  nicht  gefasst  haben.  Es  liegt  hier  eine  voll- 
kommen geschlossene  Ansicht  vom  Leben  zu  Grunde,  nur  freilich  keine  enge 
und  einseitige.  —  Als  ein,  nicht  eben  unbedeutender,  Ncbenvortheil  ergiebt 
sich  noch,  dass  wenigstens  ein  grosser  Thcil  der  Polemik  über  den  richtigen 
Staatsbegriff  durch  eine  solche  breite  Auffassung  geschlichtet  wird.  Hier  ist 
Raum  für  viele  Auffassungen ,  so  weit  sie  nur  überhaupt  verstÄndig  sind ;  nur 
freilich  erscheinen  sie  alle  nur  als  relative  Wahrheit. 
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Unter  diesen  Umständen  ist  es  denn  gar  sehr  zu  bedauern,  dass  bis  jetzt 
die  Zahl  der  Schriften  von  so  allgemeiner  Anschauung  nur  gering  und  auch, 
ihr  Inhalt  dem  Bedürfnisse  noch  keineswegs  vollständig  genügend  ist. 

Es  zerfallen  nämlich  die  einschlagenden  Arbeiten  in  solche,  welche  sich 
mit  der  Begründung  der  umfassenden  Ansicht  und  etwa  einer  kurzen  Skizzi- 
rung  der  verschiedenen  von  ihnen  anerkannten  Staatsgattungen  begnügen ;  und 
in  ausführlichere,  die  obersten  Sätze  in  ihre  Folgeioingen  entwickelnde  Sy- 
steme. —  Die  erstere  Abtheilung  wird  gebildet  durch  Schriften  von  C.  Th. 
Welcker,  Duden,  Leo,  Bluntschli  *);  die  andere  aber  durch  "Werke 
von  Fritot,  K.  S.  Zachariä,  wieder  Bluntschli  und  allenfalls  Lord 
Brougham  ^). 

Alle  diese  Schriftsteller  stimmen  dahin  überein,  dass  der  Staat  wesentlich 
verschiedene  Aufgaben  cifüUen  könne,  und  erfahningsgemäss  auch,  je  nach 
der  Entwicklungsstufe  der  Völker,  wirklich  zu  erfüllen  habe;  dass  diese  Ver- 
schiedenheit des  Wesens  auch  das  Princip  der  Eintheilung  der  Staaten  sein 
müsse ;  endlich ,  dass  jede  der  auf  solche  Weise  unterschiedenen  Gattungen  und 
Arten  vom  Staate  ihre  eigenen  Grundsätze  und  Folgerungen,  kurz  ihr  eigenes 
Recht  habe.  Allein  in  der  Auffassung  des  Grundes  und  des  Wesens  der  Ver- 
schiedenheit weichen  sie  denn  freilich  sehr  von  einander  ab;  und  einige  sind 
dabei  offenbar  ganz  auf  Abwege  gerathen. 

Es  sind  nämlich  bis  jetzt  dreierlei  Methoden  befolgt  worden.  —  Wel- 
cker und  R ohmer,  haben  die  geistigen  und  sachlichen  Zustände  der  ver- 
schiedenen Völker,  oder  desselben  Volkes  zu  verschiedener  Zeit,  parallesisirt 
mit  den  Altersstufen  des  einzelnen  Menschen,  und  nun  so  viele  wesentlich  ver- 
schiedene Staatsgattungen  angenommen  und  geschildert,  als  diesen  Altersstufen 
entsprechen.  —  Andere,  und  zwar  namentlich  Fritot,  Zachariä,  Broug- 
ham, Bluntschli  (in  seinem  Staatsrechte) ,  halten  sich ,  im  Wesentlichen 
wenigstens ,  an  die  Eintheilung ,  welche  aus  der  Zahl  der  regierenden  Personen 
entsteht,  gehen  aber  doch  dabei  tiefer  ein  auf  die  erfahrungsgemässe  innere 
Verschiedenheit  der  Staaten,  und  suchen  diesen  gerecht  zu  werden  durch  zahl- 


1)  Welcker,  K.  Th.,  Die  letzten  Gründe  von  Recht,  Staat  und  Strafe,  dessen, 
1813 ;  D  e  r  s. ,  Universal  -  und  juristisch-politische  Encyklopädie  und  Methodologie. 
Stuttg.,  1829,  S.  287—453.  —  Duden,  G.,  Die  wesentliche  Verschiedenheit 
der  Staaten  und  die  Strebungen  der  menschlichen  Natur.  Köln,  1822. —  Leo,  H., 
Studien  und  Skizzen  zu  einer  Naturlehre  des  Staates.  Halle,  1833.  —  Roh- 
mer,  Th. ,  Die  vier  Parteien.  Zürich,  1844.  —  Bluntschli,  J.  C,  Psycholo- 
gische Studien  über  Staat  und  Kirche.     Zürich,  1844,    S.  231—291. 

2)  Fritot,  La  science  du  publiciste,  ou  princ.  elementaires  etc.  I — IX.  Par. ,  1820 
—23.  —  Zachariä,  K.  S. ,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  I— V.  StuUg.  und 
Tüb.,  1820  fg. ;  eine  völlige  Umarbeitung  des  Werkes  aber  unter  dems.  Titel  ist 
erschienen  in  sieben  Bänden.  Heidelbg. ,  1839—43. —  Brougham,  H.Lord, 
Polilical  philosophy.  I— IIL  Lond.,  1844.  —  Bluntschli,  J.  C,  Allgemeines 
Staatsrecht,  geschichtüch  begründet.   München,  1852. 
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reiche  ünterabtheilimgen  ihrer  Hauptstaatsgattungen,  welche  begrifflich,  und 
nicht  blos  nach  äusseren  Verschiedenheiten,  aufgefasst  werden.  —  Drittens 
endlich  wird,  von  Duden  und  Leo,  der  letzte  Grund  des  Unterschiedes  in 
den  verschiedenen  geistigen  Anlagen  des  Menschen  gefunden,  welche,  je  nach 
dem  zeitlichen  oder  örtlichen  Ueberwiegen  der  einen  oder  der  anderen,  auch 
die  Staaten  nach  Richtung  und  Form  bestimmen ;  wobei  denn  freilich  eine  sehr 
aus  einander  gehende  psychologische  Auffassung  auch  sehr  verschiedenartige 
Eintheilungen  und  Charakteristiken  ergiebt. 

Von  diesen  drei  Auffassungen  ist  die  erstgenannte  nur  ein  willkttrliches 
Spiel  der  Phantasie ,  welches  zu  allerlei  geistreichen  Gedanken ,  aber  nicht  zur 
wissenschaftlichen  "Wahrheit  führen  kann.  Es  ist  ein  poetisches  Bild,  die  Staa- 
ten mit  den  menschlichen  Altersstufen  zu  vergleichen,  aber  kein  begriffliches 
Eingehen  in  das  Wesen  der  Verschiedenheit  der  menschlichen  Zustände  und 
der  daraus  entstehenden  staatlichen  Zwecke  und  Richtungen.  Ein  Volk  ist  in 
der  Wirklichkeit  nicht  jung  4ind  nicht  alt,  und  es  giebt  keine  Staaten  blos  von 
Kindern  und  ftir  Kinder.  —  Das  Festhalten  an  der  numerischen  Verschieden- 
heit der  Staatsoberhäupter  kann  nur  verwirren,  und  zwar  in  doppelter  Weise. 
Einmal  muss  eine  Eintheilung,  welche  im  Grossen  die  blosse  Form,  im  Ein- 
zelnen aber  den  Inhalt  beachtet,  ganz  ungewiss  darüber  machen,  worauf  es  ei- 
gentlich ankommt.  Sodann  muss  es  eine  schiefe  Ansicht  von  dem  Wesen  der 
verschiedenen  Staatsarten  geben,  wenn  die  verschiedenartigsten,  offenbar  aus 
ganz  ungleichartigen  Grundgedanken  hervorgehenden  Staaten  als  üntereinthei- 
longen  einer  und  derselben  Gattung  nebeneinander  stehen.  Je  tiefer  und  rich- 
tiger etwa  das  Wesen  der  einzelnen  Art  erkannt  und  geschildert  wird,  desto 
grösser  muss  die  Verwirrung  werden.  —  So  bleibt  nur  die  dritte  Methode  ; 
und  es  ist  diese  auch  die  richtige.  Aber  eine  wesentliche  Verbesserung  ist  doch 
auch  hier  an  der  bisherigen  Behandlung  nöthig.  Es  muss  nämlich  das  bestim- 
mende Wesen  der  verschiedenen  menschlichen  Eigenschaften  besser  vermittelt 
werden  mit  dem  Entstehen  und  dem  Inhalte  der  Staaten,  welche  die  Folge  die- 
ser Eigenschaften  sind.  Diese  letzteren  erzeugen  nicht  unmittelber  einen  Staat, 
sondern  sie  schaffen  zunächst  nur  menschliche  äussere  und  iunm'e  Zustände, 
Lebensstellungen  und  Zwecke  der  Einzelnen  und  der  gesellschaftlichen  Kreise. 
l)ie  Ordnung  und  Befriedigung  dieser  letzteren  ist  die  unmittelbare  Veranlas- 
sung und  Aufgabe  der  Staaten ;  hierdurch  bekommt  er  Inhalt  und  entsprechende 
Form.  Die  betreffende  Eigenschaft  der  menschlichen  Natur  steht  vielmehr  im 
Hintergrunde;  und  leicht  ist  es  auch  nicht  blos  Eine,  sondern  ein  Zusammen- 
wirken mehrerer  derselben,  wodurch  die  staatsbestimmenden  Zustünde  eines 
Volkes  erzeugt  werden.  Die  Nichtbeachtung  der  Gesellschaft  ist  auch  hier  eine 
wesentliche  Quelle  von  Irrthum. 

Im  übrigen  sind  unter  den  obengenannten  Schriften  mehrere  bedeutende, 
wenn  sie  auch  nicht  gerade  in  der  vorliegenden  Beziehung  völlige  Zustimmung 
finden  können.  —  Welcker's  „Letzte  Grtlnde"  geben  geistreiche  Schilderun- 
gen verschiedener  Staatsgattungeu;   und  man  verdankt  vor  Allen  ihm  den  Be- 
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weis,  dass  der  Staat  den  verschiedenen  Volkszuständen  angepasst  sein  müsse, 
und  dass  die  Verschiedenheit  der  Staaten  nicht  blos  in  der  Form,  sondern  vor 
Allem  in  dem  innersten  Wesen  und  Zwecke  derselben  zu  finden  sei.  — 
Bluntschli's  allgemeines  Staatsrecht  ist  allen  sonstigen  Handbüchern  dieser 
"Wissenschaft  entschieden  vorzuziehen  an  Stoffreichthum ,  juristischem  Denken 
und  staatsmännischem  Sinne.  —  Der  umfassenden  Werke  Zachariä's  und 
Brougham's  ist  bereits  bei  einer  andern  Gelegenheit  (s.  oben  S.  131  u.  144) 
rühmende  Erwähnung  geschehen. 

d.    Die   Gesellschaftswissenschaft    und   das    philosophische 

Staatsrecht. 

Noch  ist  zum  Schlüsse  der  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes 
eines  Ereignisses  zu  erwähnen,  welches  zwar  bis  jetzt  keine  grosse  Veränderung 
in  der  Bearbeitung  dieser  Wissenschaft  erzeugt  hat,  aber  ohne  Bedenken  als 
der  Beginn  eines  neuen  Abschnittes  ihrer  Entwicklung  bezeichnet  werden  kann. 
Es  ist  diess  die  Feststellung  des  Begriffes  der  Gesellschaft.  Wird  dieser 
Gedanke  in  richtigem  Sinne  gefasst*),  so  ist  eine  doppelte  Umgestaltung  des 
philosophischen  Staatsrechtes  auf  die  Dauer  unvermeidlich.  Einmal,  die  wissen- 
schaftliche Begreifung  und  Ausbildung  der  zahlreichen  neuen  Aufgaben  für  die 
Thätigkeit  des  Staates,  somit  eine  Vemiehning  des  Inhaltes  auch  des  Staats- 
rechtee. Zweitens  aber  die  völlige  Verlassung  aller  derjenigen  Lehren,  welche 
den  Staat  als  ein  Erzeugniss  des  Willens  oder  des  Handelns  isolirter  Einzelner 
betrachten ,  oder  bei  welchen  überhaupt  irgend  wie  ein  Sprung  von  der  Lebens- 
sphäre des  Einzelnen  zu  dem  Staate  gemacht  wird.  Namentlich  die  letztere 
Folge  ist  für  die  Wissenschaft  von  grosser  Bedeutung,  und  muss  in  dem  Streite 
der  bisherigen  Schulen  gewaltig  aufräumen  und  vereinfachen. 

Ueber  den  Hergang  ist  hier  wenig  zu  berichten,  da  die  Frage  anderwärts 
bereits  ausführlich  besprochen  ist.  Das  erste  Verdienst  der  Anregung  gehört 
—  da  die  zahlreichen  und  sich  immer  wiederholenden  Anmahnungen  der  Staats- 
romanen -  Dichter  völlig  überhört  wurden,  —  offenbar  den  Socialisten,  d.h. 
jenen  kühnen  und  vielfach  irre  gehenden  und  gefährlichen  Neuerem  auf  dem 
Felde  der  Volkswirthschaft,  welche  in  der  Weise  und  in  der  Folge  des  per- 
sönlichen Eigenthumes,  und  in  der  daraus  stammenden  Macht  des  Kapitales  und 
des  Metallgeldes ,  ein  System  von  Ungerechtigkeit  und  eine  Welt  von  Elend 
erblickten,  und  daher  eine  Umgestaltung  sämmtlicher  Vermögens-,  damit  aber 
natürlich  auch  aller  anderen  Lebensverhältnisse  verlangten.  Dieselben  fassten 
zwar  den  Begriff  der  Gesellschaft  ganz  einseitig  auf,  nämlich  nur  in  Beziehung 
auf  diejenigen  Gestaltungen  des  Zusammenlebens,  welche  die  Art  und  der  Umfang 
des  Besitzes  und  der  Arbeit  erzeugt.  Ebenso  war  namentlich  das,  was  sie 
gelegentlich  über  die  nöthigen  Gestaltungen  des  Staates  lehrten,  völlig  verfehlt; 
sei  es  nun,  dass  sie  in  communistischem  Sinne  die  Demokratie  bis  zum  Zerr- 


1)  S.  die  ausführliche  Entwicklung  oben,  in  Abh.  I,  S.  88  fg. 
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bilde  und  zur  Unmöglichkeit  übertrieben ,  oder  mit  St.  Simon  eine  "Willktlhr- 
herrschaft  der  Intelligenz  vorschlugen,  oder,  nothgedrungen ,  bei  einer  allge- 
meinen Zwangsarbeitsanstalt  ankamen.  Allein  sie  machten  denn  doch  mit  der 
ganzen  Kraft  einer  scharfen  Kritik  aufmerksam  auf  das  Vorhandensein  wich- 
tiger menschlicher  Verhältnisse,  um  welche  sich  bis  jetzt  Niemand  bekümmert, 
welche  wenigstens  Niemand  in  ihrem  Zusammenhange  aufgefasst  hatte.  —  Auf 
sie  sind  denn  Männer  der  Wissenschaft  gefolgt,  welche  einer  Seits  polemisch 
gewendet  gegen  die  falschen  Ansichten  und  Folgerungen  der  Socialisten,  an- 
derer Seits  die  von  ihnen  erfasste  Seite  des  menschlichen  Lebens  aufnehmend, 
eine  richtigere  Lehre  von  der  Gesellschaft  zu  begründen  versucht  haben.  Ist 
dieser  Boden  erst  vollständig  gewonnen,  und  der  neue  Gedanke  allgemeiner 
anerkannt,  dann  wird  sich  auch  ohne  Zweifel  der  Strom  der  Literatur  reich- 
licher dieser  Richtung  zuwenden.   Bis  jetzt  sind  nur  Anfänge  vorhanden. 

Noch  der  eigentlichen  socialistischen  Schule  gehört  Fröbel's  geist- 
volles, allein  durchaus  unklares  Werk  an.  Hier  ringen  Ueberschätzung  des 
Rechtes  und  der  Gewalt  der  Gesammtheit,  Uebermaass  der  Freiheit  des  Ein- 
zelnen und  materialistische  Lebensanschauung,  welche  die  höheren  religiösen 
und  sittlichen  Forderungen  nicht  anerkennt ,  um  ein  unmögliches  Ergebniss,  — 
Erst  eine  Gnmdlage  zum  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft  im  Staate  hat 
Ahrens  gelegt;  die  Ausfülirung  wird  zeigen,  wie  weit  diese  Grundlage  richtig 
ist.  —  Endlich  hat  Schützenberger  den  Versuch  gemacht,  das  Staatsrecht 
zu  erweitem  duixh  grössere  Berücksichtigung  einzelner  gesellschaftlicher  Fragen 
und  Gestaltungen ,  ohne  jedoch  vorerst  das  richtige  Grundverhältniss  erkannt 
zu  haben  ').  Noch  ist  also  allerdings  wenig  zui-  Ausbildung  des  Staatsrechtes 
mit  Berücksichtigung  des  neuen  Gedankens  und  zur  Einfügung  des  weiteren 
Stoffes  geschehen;  allein  nach  innerer  Nothwendigkeit  sind  diese  vereinzelten 
Anregungen  die  Vorläufer  einer  grossen,  jedenfalls  einer  berechtigten  Thätigkeit. 


l)Fröbel,  J.,  System  der  socialen  Politik.  2.  Aufl.  I.  II.  Mannheim,  184^  — 
Ahrens,  H.,  Die  organische  Staatslehre.  Bd.  I.  Wien,  1850.  (Ueber  dieses  Bach 
8.  oben,  Abh.  I.  S.  86  fg.) —  Schützenberger,  F.,  Les  lois  de  Tordre  social. 
L  n.  Par.  et  Strasb.,  1849. 
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Eine  der  merkwürdigsten  Erscheinungen  auf  dem  staatlichen  Gebiete  ist 
die  schnelle  und  weite  Verbreitung  der  constitutionellen  Regierungs- 
form. Nachdem  diese  Staatsart  Jahrhunderte  lang  bei  einem  einzigen  Volke 
bestanden  hatte,  verbreitete  sie  sich  in  zwei  nicht  wesentlich  verschiedenen 
Ausbildungen  innerhalb  eines  oder  zweier  Menschenalter  über  fast  alle  Länder 
europäischer  Gesittigung,  die  ältesten  und  verschiedenartigsten  Einrichtungen 
verdrängend.  Hat  sie  auch  nicht  überall  da,  wo  sie  überrascher  Eifer  und  Nach- 
ahmungssucht einzuführen  versuchten ,  bleibenden  Fuss  gefasst :  so  besteht  sie 
doch  jetzt  noch  in  den  grössten  und  den  gebildetsten  Theilen  von  Europa  und 
Amerika,  und  beginnt,  mittelst  der  englischen  Nebenländer,  auch  an  manchen 
Punkten  der  übrigen  "Welttheile  zu  wurzeln.  Die  constitutionelle  Regierungs- 
weise ist  ohne  Zweifel  nicht  das  letzte  Wort  der  menschlichen  Vervollkomm- 
nung ;  allein  sie  ist  schon  jetzt  eine  grosse  weltgeschichtliche  Thatsache  und 
hat  au«h  noch,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  eine  lange  und  weite  Zukunft. 

Eine  so  wichtige  und  ausgebreitete  Gestaltung  der  menschlichen  Dinge 
hat  natürlich  auch  für  die  Wissenschaft  und  die  Literatur  grosse  Folgen  ge- 
habt. —  Einmal  entstand  für  jedes  Land,  welches  die  neue  Regierungsweise 
angenommen  und  diese  seinen  Verhältnissen  angepasst  hatte,  das  Bedürfniss 
einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  dadurch  entstandenen  positiven  Rech- 
tes ;  so  dass  in  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  eine  höchst  zahlreiche  Literatur 
des  positiven  constitutionellen  Staatsrechtes  vieler  Staaten  und  in  jeder  Art 
von  Schriften  entstand.  —  Sodann  wurde  der  Gedanke  des  constitutionellen 
Rechtes  auch  auf  dem  Gebiete  des  philosophischen  Rechtes  vielfach  bearbeitet. 
War  auch  dieser  Gedanke  kein  von  der  Wissenschaft  a  priori  gebildeter,  son- 
dern vielmehr  ein  durch  Abstraction  von  einer  bestimmten  Thatsache  gewonnener : 
so  war  es  doch  möglich  und  Bedürfniss,  das  Wesen  desselben,  seine  allgemei- 
nen Grundlagen  und  seine  Folgen  im  Allgemeinen  zu  begreifen.  Zu  einer 
solchen  höheren  Auffassung  nöthigte  theils  der  natürliche  Wunsch,  die  grosse 
weltgeschichtliche  Erscheinung  richtig  aufzufassen  und  zu  beurtheilen ;  theils 
das  Bedürfniss  des  Gesetzgebers ;  theils  endlich  die  Neigung ,  das  im  Leben 
Bestehende  mit  dem  Ideale  zu  vergleichen. 
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Spätere  Abtheilungen  des  gegenwärtigen  Werkes  werden  Gelegenheit  ge- 
ben, einen  guten  Theil  der  Bearbeitungen  des  positiven  constitutioncUen 
Staatsrechtes  einzelner  Länder  zu  besprechen.  Zunächst  ist  hier  die  Absicht, 
die  Geschichte  und  die  Literatur  der  allgemeinen  wissenschaftlichen 
Bearbeitung  zur  Anschauung  zu  bringen.  Ein  so  bedeutender  Theil  der 
staatswissenschaftlichen  Gesammtliteratui*  dürfte  nicht  tibergangen  werden,  auch 
wenn  die  Kenntniss  von  der  Bearbeitung  der  allgemeinen  Lehre  nicht  nöthig 
wäre  zum  späteren  richtigen  Verständnisse  des  einschlagenden  positiven 
Rechtes. 

Der  Begriff  des  constitutionellen  Staates  ist  ein  so  allgemein  bekannter 
und  so  gleichförmig  aufgefasster,  dass  es  einer  ausführlichen  Erörterung  des- 
selben hier  nicht  bedarf.  Es  sei  daher  nur  bemerkt,  dass  folgende  vier  Merk- 
male den  Begriff  bilden:  Handhabung  der  gesammten  Staatsgewalt  im  Sinne 
und  Zwecke  des  Rechtsstaates,  und  zwar  durch  einen  monarchischen  oder  auf 
bestimmte  Zeit  gewählten  Träger  derselben ;  —  genaue  Feststellung  der  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen,  zur  Führung  der  Regierung  bestimmten  Rechte 
mittelst  eigener  Verfassungsgesetze ;  —  gleichmässige  Feststellung  der  An- 
sprüche der  Unterthanen,  im  Ganzen  und  Einzelnen,  an  die  Staatsgewalt;  — 
Bestellung  verschiedener  Sicherungsmittel  dieser  letzteren  Rechte,  namentlich 
aber  mittelst  einer  eigens  zur  Wahrung  bestimmten  und  hierzu  mit  den  nöthi- 
gen  Mitteln  ausgerüsteten  Versammlung  aus  der  Mitte  der  Unterthanen.  — 
Es  gehören  somit  der  constitutionellen  Staatsart  weder  diejenigen  Staaten  an, 
in  welchen  einzelne  Stände  mehr  oder  weniger  bedeutende  Ausnahmsrechte  be- 
sitzen, und  diese  dann  etwa  auch  gegen  die  Regierung  wahren;  noch  solche 
Staaten,  in  welchen  die  einzelnen  Bestandtheile  der  Staatsgewalt  verschiedenen 
Berechtigten  zustehen,  welche  in  ihren  Kreisen  selbstständig  beschliessen  und 
handeln.  Dergleichen  Einrichtungen  mögen  manche  Aehnlichkeiteu  mit  einem 
constitutionellen  Staate  haben ;  allein  sie  beruhen  auf  ganz  anderen  Grundlagen, 
und  können  nur  bei  einer  völligen  Verlassung  derselben  und  nach  vorgängiger 
Verwandlung  in  Rechtsstaaten  constitutionelle  Staaten  werden. 

A. 

Geschichte    des    allgemeinen    constitutionellen    Staats- 
rechtes. 

Der  constitutionelle  Staat  ist  wesentlich  ein  Erzeugniss  der  neueren  Zeit. 
Er  konnte  weder  im  Alterthume  noch  im  Mittelalter  bestehen. 

Im  Staate  des  Alterthumes  ging  der  Mensch  ganz  unter  im  Bürger.  Aus- 
serdem wurde  die  Freiheit  als  Mitregieren  aufgefasst,  nicht  als  UnberOhrtsein 
durch  die  Regierung.  Bei  solcher  Anschauung  konnte  weder  von  einer  selbsti- 
schen GegenflberstcUung  des  Einzelnen  gegen  die  Staatsgewalt,  noch  von 
einer  Geltendmachung  negativer  Freiheitarechte   die  Rede  sein.     Diess  wäre 
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keine  Sicherstellung  von  Rechten,  sondern  aufrührerischer  Austritt  aus  Staat 
und  Religion,  und  zwar  wegen  einer  für  den  Einzelnen  gar  nicht  einmal  vor- 
theilhaften  Forderung,  gewesen.  Auch  konnte  der  Gedanke  einer  Stellvertre- 
tung in  staatlichen  Dingen  gar  keinen  Platz  finden  in  der  Fassungskraft  Sol- 
cher, welche  sich  selbst  als  Bürger,  ja  als  Menschen,  nur  begriffen,  in  so  ferne 
sie  persönlich  und  mit  Einsetzung  ihres  ganzen  Daseins  Antheil  am  Gesammt- 
leben  nahmen. 

Im  Mittelalter  aber  war  der  Begriff  des  Staates  als  eines  organischen 
Gesammtlebens  zur  Förderung  gemeinschaftlicher  weltlicher  Lebenszwecke  aller 
Theilnehmer  nicht  vorhanden.  Der  grosse  Gedanke  des  Heiligen  Römischen 
Reiches,  als  der  Gesammthcit  der  Christen,  war  wesentlich  ein  theoretischer, 
und  hatte  eine  unmittelbare  Bedeutung  für  das  Leben  nui*  hinsichtlich  des 
Verhältnisses  zwischen  Kirche  und  Staat  im  Allgemeinen.  Die  einzelnen,  that- 
sächlich  bestehenden  Staaten  beruhten  auf  ganz  anderen  Grundlagen.  Einer 
Seits  stand  die  fürstliche  Gewalt  auf  dem  Boden  des  Privatrechtes,  und  war 
nur  zu  bestimmten  vertragsmässigen  Leistungen  verpflichtet  Anderer  Seits 
waren  die  stark  ausgeprägten  gesellschaftlichen  Kreise  zu  keiner  höheren  Ein- 
heit vereinigt,  und  suchte  jeder  derselben  seine  eigenen  Zwecke  und  Rechte 
nach  bester  Gelegenheit  zu  sichern.  Es  mochten  also  die  Geistlichkeit,  der 
Adel,  die  Städte  ihre  eigenen  Verhältnisse  zu  ordnen  und  zu  wahren  suchen; 
allein  hierin  war  nichts  Gemeinschaftliches  und  nichts  Grundsätzliches.  Un- 
läugbar  ist  aus  diesei^  Zuständen  das  constitutionelle  Wesen  geschichtlich  er- 
wachsen, nachdem  sich  erst  der  Gedanke  des  Rechtsstaates,  gleichgültig  ob 
bewusst  oder  instinktartig,  entwickelt  hatte;  allein  es  war  dasselbe,  selbst  in 
Anfängen,  nicht  vorhanden  im  Lehen-  und  hausherrlichen  Staate  *). 


1)  Vergeblich  giebt  sich  Ungar,  Geschichte  der  deutschen  Landstände,  Bd.  II, 
S.  429  fg.,  Mühe,  für  die  mittelalterDchen  Ständeversammlungen  die  allgemeine 
Vertretung  des  Landes  iu  Anspruch  zu  nehmen.  Nicht  einmal  in  dem  Sinne  ei- 
ner Vertretung  der  sämmtlichen  thatsächlich  vorhandenen  einzelnen  Rechte  und 
Interessen,  mittelst  der  Geltendmachung  der  Rechte  der  Geistlichkeit,  des 
Adels  und  der  Städte,  ist  dieses  richtig;  indem  hierbei  gewöhnlich  der  grösste 
Theil  der  Einwohnerschaft,  nämlich  die  Bauern,  gar  nicht  vertreten  war.  Allein 
so  ist  die  Frage  überhaupt  falsch  aufgefasst.  Richtig  gestellt  geht  sie  dahin :  ob 
die  Gesammtheit  der  Staatsangehörigen,  als  solcher  und,  zunächst  wenigstens,  hin- 
sichtlich der  ihnen  allen  im  Staate  gleichmässig  zustehenden  öffenllichen  Rechte 
gleichmässig  vertreten  war  gegenüber  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  als  solchem? 
Diese  Frage  ist  nun  aber  unbedingt  zu  verneinen ;  und  zwar  schon  aus  dem 
Grunde ,  weil  die  ganze  Auflassung  einer  gleichberechtigten  Unlerthaneneinhelt 
noch  gar  nicht  bestand,  der  Begriff  des  Staates  ganz  abhanden  g^ekommen  war. 
Hiermit  sind  unbestimmte  allgemeine  Ausdrücke  in  den  Urkunden  zur  Bestätigung 
der  Landesfreiheiten,  d.  h.  der  positiven  Rechte  und  Privilegien  der  einzelnen 
Stände,  oder  einzelne  Fälle  von  Verlheidigungen  auch  Solcher,  welche  der  sich 
ihrer  annehmenden  Körperschaft  nicht  angehörten,   gar  wohl  vereinbar.     Bequem- 
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Diese  Verwandlung  ging  zuerst  in  England  Tor  sich,  aus  Gründen,  deren 
Auseinandersetzung  hier  zu  weit  abführen  würde;  und  wenn  unter  den  Plan- 
tagenets und  Tudoi*s  auch  die  königliche  Macht  noch  oft  mit  Gewalt  und 
Rohheit  durch  die  gesetzlichen  Schranken  brach,  so  bestanden  doch  die  Grund- 
sätze und  Formen  des  constitutionellen  Staates  im  Wesentlichen  schon  unter 
ihnen.  Auf  dem  Festlande  dauerte  der  mittelalterliche  Staat  weit  länger ;  doch 
begann  allerdings  die  fürstliche  Gewalt  im  siebzehnten  Jahrhundert  ihn  auch 
hier  zu  ihren  Gunsten  zu  beseitigen;  bald  früher  und  glücklicher,  bald  lang- 
samer und  unvollkommen. 

Man  sollte  nun  allerdings  erwarten,  dass  sich  in  ziemlich  gleichem 
Schritte  mit  den  Thatsachen  auch  eine  Theorie  des  constitutionellen  Staates 
gebildet  habe,  und  wäre  es  nur  als  eine  Verallgemeinerung  des  vorliegenden 
besonderen  Rechtes.  Dem  ist  jedoch  nicht  so.  In  England  ist  bekanntlich 
weder  die  Art  des  Volkes  einer  philosophischen  und  systematischen  Auffassung 
der  Lebensverhältnisse  geneigt,  noch  in  Beziehung  auf  Rechtsfragen  insbeson- 
dere der  Bildungsgang  der  Juristen  hierzu  geeignet.  Büeben  d^sshalb  schon 
die  Bearbeitungen  des  positiven  Landesstaatsrechtes  selten  und  ungenügend 
genug,  so  war  vollends  von  rechtsphilosophischen  Auffassungen  gar  keine  Rede. 
Höchstens  wurden  bestimmte  einzelne  Fragen,  wie  z.  B,  über  die  Grenzen  des 
ünterthanengehorsams,  aus  allgemeinem  Standpunkte  erörtert.  Auf  dem  Fest- 
lande aber  waren  die  englischen  Einrichtungen  zu  wenig  bekannt,  als  dass 
sie  die  sachliche  Grundlage  zu  Theorieen  hätten  sein  können  ;  und  die 
eigenen  Staatsverhältnisse  gaben  zur  Ausdenkung  einer  allgemeinen  Lehre  für 
eine  freiere  Verfassimg  keinen  äusseren .  Anstoss.  Wie  eben  bemerkt,  ging  hier 
die  Verwandlung  des  mittelalterlichen  Staates  in  den  Rechtsstaat  lediglich 
durch  Uebergriffe  der  fürstlichen  Gewalt  in  das  geschichtliche  Recht  vor  sich ; 
und  der  ganze  Erfolg  war  zunächst  nur  eine  unbeschränkte  Gewalt.  Erst  als 
diese  mehr  und  melir  in  lüderlichc  Willkürhcrrschaft  umschlug  und  man  nach 
Rettung  vor  den  unerträglichen  Missbräuchen  seufzte,  sah  man  sich  nach  Zu- 
ständen um,  in  welchen  Menschen-  imd  Bürgerrechte  gesichert  seien. 

Einen  solchen  Zustand  bot  nun  unzweifelhaft  England  dar;  und  jetzt  erst 
wurde  denn  also  auch  die  Verfassung  des  glücklichen  Landes  der  Gegenstand 
genauerer  Betrachtung  von  Fremden.  Jetzt  aber  knüpfte  sich  auch  au  dieses  po- 
sitive Recht  eine  neue  allgemeine  Staatslehre,  welche  in  ihrer  ersten  Entstehung 
nichts  anderes  war,  als  eine  Abstraction  desselben.  So  gab  denn  allerdings 
England  die  erste  Veranlassung  und  den  Stoff  zu  dem  allgemeinen  constitutio- 
nellen Staatsrechte ;  allein  zuerst  nur  zu  oppositionellen  Zwecken  und  für 
Ausländer. 

Nicht  lange  blieb   jedoch  die  neue  Lehre  in  diesem  Zustande;   sondern 


Itebkett  der  Form,  besondere  geschichtliche  Vorgänge  oder  Persönlichkeiten,  Be- 
sorgnisse von  weiter  greifendem  Unrechte  u.  s.  w.  erklären  solche  unbestimmte 
AllgeoMiabeUen  oder  Ueb«nchrdlungeo  des  eigenen  Berafes  hinreichend. 
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es  trat  bald  eine  merkwürdige  und  sehr  fühlbare  Wechselwirkung  der  That- 
sachen  und  der  Lehre  ein.  Hatten  jene  zuerst  eine  Theorie  hervorgerufen,  so 
übte  diese  nun  allmählig  eine  grosse  Wirkung  aus  auf  bestehende  Verhältnisse. 
Sie  war  eine  bittere  Kritik  derselben  und  erweckte  die  leidenschaftliche  Be- 
gierde einer  Umgestaltung  nach  ihren  Sätzen.  Auf  verschiedene  Zustände  und 
hier  vollständiger  dort  unvollkommener  angewendet,  erzeugte  sie  bald  neue 
Erfahrungen,  welche  ihrer  Seits  wieder  zu  Veränderungen  in  der  Theorie  führ- 
ten. Und  so  kurz  verhältnissmässig  bis  jetzt  die  Dauer  dieses  jüngsten  Er- 
zeugnisses der  staatsrechtlichen  Reflexion  ist,  so  ist  doch  kaum  ein  anderer 
Theil  der  rechtsphilosophischen  Betrachtungen,  welcher  so  häufige  und  so 
wesentliche  Veränderungen  erhalten  und  veranlasst  hätte. 

Es  lassen  sich  vier  verschiedene  Wendungen  genau  unterscheiden: 

Der  Gründer  des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes,  Montesquieu, 
gründete  seine  Lehre  auf  eine  Verbindung  der  Dreitheilung  der  Staatsgewalt 
und  der  drei  seit  den  Griechen  unterschiedenen  Regierungsformen. 

In  einem  zweiten  Abschnitte  veranlassten  die  vorherrschenden  demokra- 
tischen Richtungen  Nordumerika's  und  Frankreichs  eine  Vereinfachung  mittelst 
ausschliesslicher  Zurückführung  auf  die  Dreitheilung. 

Nach  dem  Sturze  der  Napoleonischeu  Herrschaft  wurde  die  Gegentiber- 
setzung  der  vollen  Staatsgewalt  und  der  staatsbürgerlichen  Rechte  des  Volkes 
der  Grundgedanke  in  der  Theorie  und  in  den  zahlreichen  nach  ihr  gebildeten 
positiven  Verfassungen. 

Endlich  aber  scheint  die  Lehre  bereits  in  das  weitere  Stadium  einer 
Gliederung  der  Volksvertretung  nach  den  naturgemässen  gesellschaftlichen 
Kreisen  eingetreten  zu  sein. 

Ausserdem  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  in  den  Fürstenthümern  die 
Anwendung  auf  das  Leben  nach  einem  doppelten  Systeme  geschieht,  dem  par- 
lamentarischen und  dem  dualistischen. 

Es  soll  im  Folgenden  zuerst  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Entwick- 
lungsstände kurz  zu  schildern,  ehe  zu  der  Aufführung  der  Literatur  überge- 
gangen wird. 

1.   Montesquieu's   Lehre. 

Gar  wohl  waren  die  Engländer  sich  bewusst,  eine  eigenthümliche  Staats- 
einrichtung zu  haben,  und  sie  fühlten  sich  auch  stolz  und  glücklich  in  deren 
Besitz.  Allein  wähi*end  Jahrhunderten  dachte  nicht  Einer  daran,  den  allgemei- 
nen rechtsphilosophischen  Gedanken  dieser  eigenthümlichen  Gestaltung  heraus- 
zuschälen und  ihn  zu  einem  Grundsatze  zu  erheben;  damit  aber  theüs  eine 
Vervollständigung  der  Stäatswissenschaften  zu  bewerkstelligen,  theils  den  eige- 
nen Besitz  um  so  vollständiger  zu  begreifen,  theils  endlich  andern  Völkern  die 
Kachbildung  zu  erleichtern.  Diese  Ehre  überliess  England  einem  Fremden, 
nämlich  Montesquieu. 

Er  war  es  zuerst,  welcher  in  seinem  grossen  Werke  über  den  Geist  der 
Gesetze  (in  Buch  XI,  Kap.  6)   das   englische  Staatsrecht   aus   einem   höheren 
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Gesichtspunkte  auffasste.  Damit  schuf  er  aber  auch  mit  Einem  Schlage  die 
Theorie  des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes.  Ein  kurzer  Abschnitt 
in  einem  zu  wesentlich  anderen  Zwecken  ^bestimmten  Werke  war  die  Grundlage 
einer  ganz  neuen  Seite  der  Wissenschaft,  und  von  unberechenbaren  Folgen  für 
das  Leben,  guten  sowohl  als  schlimmen.  So  gross  ist  die  Gewalt  des  Ge- 
nius, und  zwar  selbst  wenn  er  irre  geht.  Montesquieu  aber  ging  jn  seiner 
Lehre  irre. 

Er  wendete  zwei  verschiedene  Lehren  zur  Begründung  seiner  Theorie  an: 
die  von  der  Theilung  der  Staatsgewalt  in  eine  gesetzgebende,  ausftlhreude  und 
richterliche  Gewalt,  und  die  Lehre  von  der  Mischung  der  drei  Regierungsfor- 
men des  Konigsthums,  der  Geschlechterherrschaft  und  der  Volksregierung. 
Beide  Lehren  sind  bekanntlich  nicht  seine  Erfindung.  Schon  Herodot  unter- 
scheidet die  drei  Staatsformen,  und  Jeder  weiss,  wie  sehr  sie  der  Mittelpunkt 
von  Aristoteles  scharfsinnigen  Erörterungen  sind ;  um  von  allem  Späteren  zu 
schweigen.  Ebenso  ist  nicht  richtig,  wenn  Montesquieu  gewöhnlich  als  der 
Urheber  der  Lehre  von  der  Dreitheilung  der  Gewalten  angesehen  wird.  Auch 
hier  entging  dem  scharfen  Blicke  des  Aristoteles  nicht,  dass  sich  wesentlich 
verschiedene  Thätigkeiten  in  der  Staatsleitung  unterscheiden  lassen  "*),  Aus- 
serdem spricht  Dionys  von  Halicarnass  von  mehreren,  seiner  Meinung  nach 
fflnf,  Gewalten;  stellt  Hugo  Grotius  (I,  3,  6)  die  gesetzgebende  und  die  aus- 
übende Gewalt  einander  entgegen ;  und  unterscheidet  namentlich  endlich  Locke 
in  seinen  Abhandlungen  tiber  Regierung  scharf  zwischen  Gesetzgebung  und 
Ausführung.  Allein  diess  Alles  benimmt  der  Eigenthümlichkeit  und  Selbst- 
ständigkeit der  Lehre  Montesquieu's  wenig  oder  nichts.  Abgesehen  davon, 
dass  seine  Kategorieen  andere  sind,  als  die  seiner  Vorgänger,  verwendet  er 
beide  Lehren  auf  eine  ganz  neue  Weise.  Seine  Absicht  ist,  ein  System  von 
Rechtsschutz  gegen  Willkür  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  zu  finden.  Diesen 
Zweck  aber  will  er  —  im  entschiedenem  Gegensatze  mit  Locke,  welcher 
die  Souveränetät  des  Volkes  an  die  Spitze  gestellt,  die  Gesetzgebung  dem 
Volke  vorbehalten,  dieser  dann  aber  wieder  die  Vollziehungsgewalt  und  deren 
Träger,  das  Königthum,  untergeordnet  hatte  '*)  —  durch  die  Forderung  einer 
vollständigen  Gleichstellung  und  gegenseitigen  Unabhängigkeit  seiner  drei  Gewal- 
ten, und  durch  eine  Verbindung  dieser  Lehre  mit  dem  Principe  der  drei  Regie- 
rungsformen  erreichen.  Einmal  nämlich  verlangt  er,  dass  jede  der  drei  verschie- 
denen Thätigkeiten  der  Staatsgewalt,  (welche  seine  Vorgänger  nur  logisch  ana- 


1)  S.  PoliL,  IV,  4.  Die  Eintheilong  von  Aristoteles  ist:  Beschliessende  Gewalt  (all- 
gemeioe  Angelegenheiten  umfassend,  namenlUch  das  Internationale,  die  Gesetze, 
die  TodessUarcn  und  GQtcreinziehungcn  and  die  Aufsicht  auf  die  Beamten) ;  rich- 
terliche Gewalt ;  Verwaltung. 

2)  Diesen  wichtigen  Unterschied  Obersicht  Jarcke  ganz,  wenn  er  (Vermischte  Schrif- 
ten, Bd.  III,  S.  242  (g.)  Locke  als  den  Gründer  des  neozeiüichen  ConsUtationa- 
Usmos  erklirt  und  anfeindet. 
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lysirt  hatten,)  an  eine  gänzlich  verschiedene,  physische  und  moralische,  Person 
tibertragen ,  jede  dieser  Personen  aber  wieder  in  ihrem  Thätigkeitskreise  völlig 
unabhängig  von  den  beiden  übrigen  gestellt  werde.  Zweitens  kber  wendet  er 
auf  diesen  Organismus  die  Verschiedenheit  der  Regierungsformen  in  der  Weise 
an,  dass  er  dem  Königthume  die  ausübende  Gewalt,  den  Unterthanen  aber  die 
gesetzgebende  zu  übertragen  rathet;  bei  letzterer  dann  aber  wieder  der  Aristokratie 
die  eine,  der  Demokratie  die  andere  Abtheilung  der  dazu  bestimmten  Versamm- 
lung zutheilt.  Auf  diese  Weise  glaubt  er  zweierlei  zu  erlangen.  Vor  Allem 
eine  gute  Gesetzgebung;  weil  alle  Bestandtheile  des  Volkslebens  auf  ihren  In- 
halt einwirken.  Sodann  eine  ehrhche  Vollziehung  und  gerechte  Richtersprüche; 
weil  die  dazu  Berechtigten  nur  das  Interesse  haben,  das  ihnen  übergebene 
Gute  auch  gut  anzuwenden,  und  sie  es  nicht  im  Grundsatze  verderben  können. 
Als  einen  schlagenden  Beweis  aber,  dass  dieses  ganze  Gebäude  nicht  blos  ein 
Erzeugniss  theoretisirenden  Scharfsinnes  sei,  stellt  Montesquieu  in  glänzender 
Schilderung  die  englische  Verfassung  als  ein  bereits  vorhandenes,  allein  freilich 
einziges  Beispiel  dar.  —  Es  sind  somit  wohl  die  Bausteine  zu  seiner  Schöpfung 
da  gewesen;  Niemand  darf  ihm  aber  die  Verbindung  derselben  und  die  Ver- 
wendung zu  einem  ganz  neuen  Zwecke  bestreiten. 

Es  gehört  nicht  eben  ein  grosser  Aufwand  von  Scharfsinn  und  von  Wis- 
sen dazu ,  um  zu  zeigen ,  dass  diese  neue  Lehre  Montesquieu's  in  allen  ihren 
Hauptpunkten  theils  entschieden  unrichtig,  theils  wenigstens  im  höchsten  Grade 
zweifelhaft  ist.  —  Erstcres  ist  in  folgenden  Beziehungen  der  Fall.  Vor  allem  ist 
die  Dreitheilung   logisch  falsch   und    erschöpft  den  Gegenstand   nicht  ').    Die 


1)  Die  Lehre  von  der  Gewaltentheilung  ist  der  Gegenstand  sehr  vielfacher  Verhand- 
lungen und  einer  eigenen  Literatur  geworden.  —  Von  den  zahlreichen  Anhängern 
Montesquieu's  und  von  der  späteren  gemässigt-demokralischen  Schule  wurde  der 
Gedanke  geradezu  als  eine  Art  von  staatlicher  Offenbarung ,  als  das  Ei  des  Co- 
lumbus  in  Verfassungs-  und  Freiheitsfragen  betrachtet.  In  Deutschland  ist  die 
Lehre  namentlich  von  Kant  und  seiner  Schule  vertreten  und , allgemein  verbreitet; 
am  entschiedensten  von  Fichte  (Grundlage  des  Nalurrechtes).  Und  selbst  noch 
in  neuerer  Zeit  finden  sich  unbedingte  Anhänger  derselben.  So  z.  B.  Schraid, 
Lehrb.  des  d.  Staatsrechtes,  S.  45  fg.;  Jordan,  Versuche  ü.  allg.  Staatsr., 
S.  213  fg.  —  Aber  ebenso  sind  die  Gegner  sehr  zahlreich,  und  sind  immer  zahl- 
reicher geworden.  Doch  ist  zwischen  zwei  Gattungen  derselben  wohl  zu  unter- 
scheiden. —  Die  einen  verwerfen  den  ganzen  Gedanken,  indem  sie  die  Einheit 
der  Staatsgewalt  als  eine  begriflliche  und  eine  practischc  Nolhwendigkeit  behaup- 
ten, und  nur  in  Beziehung  auf  einzelne  Thätigkeiten  derselben  Bedingungen  und  Be- 
schränkungen aus  Klugheits-  und  Erfahrungsgründen  zulassen.  Hierher  gehört 
schon  J.  J.  Rousseau,  Contrat  social,  II,  2,  (welcher  freilich  gelegentlich  auch 
das  von  ihm  Bekämpfte  annimmt,  z.  B.  III,  1);  Rehberg,  Ueber  die  franz. 
Revolution;  Sismondi,  Examen  de  la  conslit.  fran^. ;  J.  J.  Wagner,  Ueber 
die  Trennung  der  Staatsgewalt  (München,  1S04)  ;  Aretin,  Staatsrecht  der  konst. 
Monarchie,  Bd.  I ;    und  überhaupt  wohl   die  grosse  Mehrzahl    der  jetzigen  Staats- 

V.  Mo  hl,   Staatswissenschaft  1.  jg 
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Zersplitterung  der  Staatsgewalt  in  drei  von  einander  getrennte  und  unabhängige 
Gewalten  löst  den  Organismus  des  Staates,  die  Einheit  in  der  Vielheit,  auf, 
und  führt  practisch  zu  Anarchie  und  Zerrüttung.  Namentlich  ist  eine  oberste 
ausübende  Gewalt,  welcher  eine  gewaltlose  Gesetzgebung  vorschreibt,  ein  Un- 
ding. Sodann  ist  eine  Vertheilung  unter  Verschiedene  keinerlei  Sicherheit  gegen 
schlechte  Anwendung  des  Zugetheilten,  sei  es  nach  einer  Verabredung  zu  schäd- 
lichem Zusammenwirken,  sei  es  selbst  der  vereinzelt  Bleibenden.  Femer  und 
hauptsächlich  ist  der  Hauptgedanke  des  constitutionellen  Staates,  nämlich  die 
genaue  Feststellung  der  Unterthanenrechte  und  die  Schützung  derselben  dui'ch 
die  Betheiligten  selbst,  gar  nicht  hervorgehoben.  Endlich  aber  noch  ist  die 
Aufführung  der  englischen  Verfassung  als  ein  Beispiel  solcher  Dreitheilung  im 
klarsten  Widerspruche  mit  den  Thatsachen.  —  Als  ein,  zum  mindesten  gesagt, 
sehr  zweifelhafter  Gedanke  aber  erscheint  die  Zutheilung  einzelner  Functionen 
der  Staatsgewalt  an  so  verschiedene  und  nach  widersprechenden  Grundsätzen 
handebide  Elemente,  wie  Königthum,  Aristokratie  und  Demokratie  sind.  Nicht 
nur  scheint  dadurch  weit  eher  ein  beständiger  Streit  und  eine  Unvereinbarkeit 
der  einzelnen  Handlungen,  als  eine  gegenseitige  Beschränkung  und  Berichtigung 


rechtslehrer.  —  Andere  dagegen  sind  nur  in  so  ferne  Gegner,  als  sie  zwar  den 
Grundgedanken  der  Gewaltenspallung  rechtlich  und  politisch  gutheissen  ,  aber  ge- 
gen die  von  Montesquieu  aufgestellte  Dreitheilung  sich  erklären,  weil  sie  diese 
Eintbeilung  nicht  für  logisch  richtig  oder  nicht  für  erschöpfend  erachten.  Es  ist 
nicht  möglich ,  alle  Namen  hier  zu  nennen  ,  und  schwer,  auch  nur  die  verschie- 
denen Verbesserungsvorschläge  übersichtlich  zu  ordnen.  Vielleicht  ist  es  am  be- 
sten, danach  zu  untersclieidcn,  je  nachdem  nur  der  Unterschied  von  gesetzgeben- 
der und  ausübender  Gewalt  zugelassen  wird  ;  oder  durch  die  Beifügung  einer 
vierten,  ordnenden  oder  ausgleichenden,  Gewalt  der  inneren  Zersplitterung  vor- 
gebeugt werden  will ;  oder  endlich  analytischer  Scharfsinn  weitere  gleichberech- 
tigte und  begrifllich  ebenfalls  verschiedene  Gewalten  aufgefunden  hat  Zu  der 
ersteren  Ansicht  bekennen  sich  namentlich  viele  Deutsche ,  so  z.  B.  B  e  h  r ,  Sy- 
stem der  Staatslehre,  Bd.  U,  und  Neuer  Abriss  der  StaatswissenschaAslehre ; 
Gros,  Nalurrecht;  Bauer,  Naturrecbt ;  K.  S.  Zachariä,  Vierzig  Bücher;  Klü- 
b  e  r,  OcfTentliches  RechL  In  der  zweiten  Ablhcilung  stehen  vorzüglich  Cler- 
raont-Tonnere,  Rec.  des  opinions,  welcher  ein  pouvoir  royal  annimmt ;  spä- 
ter B.  Constant,  Cours  de  pol.  constit.,  Bd.  I.  Ihre  Ansicht  ist  denn  auch  be- 
stätigt worden  in  den  Verfassungen  von  Brasilien,  182^3,  und  von  Portugal,  1826. 
Unter  den  noch  weiter  Abtheilendcn  ist  wieder  grosse  VerschiedenheiL  Einzelne 
finden  bis  zu  sieben  und  acht  Gewalten,  z.  B.  eine  oberaufsehende  ,  eine  vcrtrag- 
schliessende,  eine  Stcuergewall  u.  s  w.  Man  sehe  z.  B.  J.  Benlham,  Corps 
complct  de  Idgislaüon,  Kap.  21  und  22,  Schlözer,  AUgem.  Staatsrecht, 
Schfitzenberger,  Lois  de  l'ordre  social,  Bd.  II ;  während  Andere  sieh  mit  der 
Beiffigang  von  nur  einer  oder  zwei  weiteren  Spaltungen  begnügen ,  so  z.  B. 
Sicyes,  SchriAcn  von  Oelsncr.  Bd.  1;  Ancillon,  Staatsverf.;  Hufciand,  Na- 
turrecbt; Krug,  Dikäopolitik  ;  Kurz,  Entwicklung  der  Gruudsätzc  .  .  .  fi.  den 
Staatsorganismos  in  coDstHationellen  Monarchieen  (München,  1821). 
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entstehen  zu  müssen;  sondeni  es  ist  wohl  überhaupt  verkehrt,  diejenigen  phy- 
sischen oder  moralischen  Personen,  welchen,  wohlbemerkt  sich  gegenseitig  aus- 
schliessend ,  die  Staatsgewalt  im  Ganzen  anvertraut  werden  kann,  neben  einan- 
der im  Innern  des  Organismus  mit  einzelnen  Geschäftsgattungen  zu  beauftragen. 

Trotz  alles  dessen  ist  aber  doch  diese  Theorie  Montesquieu's  ein  kaum 
hoch  genug  anzuschlagendes  Verdienst ;  auch  hat  sie  die  unberechenbarsten  Fol- 
gen gehabt. 

Ersteres,  weil  Montesquieu  jeden  Falles  die  Bahn  brach.  Durch  ihn  näm- 
lich ist  der  allgemeine  Gedanke  eines  constitutionellen  Staatsrechtes  zuerst  aufge- 
stellt worden;  und  wenn  er  auch  selbst  nicht  sogleich  das  Richtige  getroffen  hat, 
so  hat  er  doch  die  Auffindung  des  Richtigeren  veranlasst.  Jahrhunderte  lang  vor 
ihm  war  die  englische  Verfassung  vorhanden,  und  Niemand  hatte  den  ihr  zu 
Grunde  liegenden  Grundsatz  aufgesucht.  Wer  kann  wissen,  wie  lange  ohne  ihn 
die  stumpfe  Gleichgültigkeit  noch  bestanden  hätte? 

Was  aber  die  Folgen  betrifft,  so  ist  noch  das  Geringste,  dass  Montes- 
quieu durch  wenige  Seiten  zu  einem  ausgedehnten  Zweige  der  Literatur 
Veranla.ssung  gab.  Von  viel  grösserer  Bedeutung  ist,  dass  lange  Zeit  hindurch 
der  constitutionelle  Staat  in  seinem  Sinne  aufgefasst,  und  in  diesem  Sinne  denn 
auch  der  Inhalt  vielfacher  Grundgesetze  für  wirkliche  Staaten  entworfen  wurde. 
Es  darf  wohl  augcuonimen  werden,  dass  ohne  das  grosse  Ansehen  seines  Na- 
mens der  Gedanke  des  constitutionellen  Staates  lange  nicht  in  dem  Umfange 
und  nicht  in  so  maassgebendcn  Kreisen  Wurzel  gcfasst  hätte.  Und  wenn  denn 
nun  auch  unzweifelliaft  die  Ausführung  der  Auffassung  Montesquieu's  bedeu- 
tende Nachtheile  gehabt,  namentlich  falsche  Bildungen  der  volksvertretenden 
Versammlungen  und  alle  schlimmen  Folgen  derselben  veranlasst  hat:  so  über- 
wiegt denn  doch  das  Gute,  welches  durch  die  Versuche  zur  Sioherstellung  der 
Unterthanenrechte  überhaupt  erzielt  worden  ist. 

Es  ist  sehr  begreiflich,  dass  Montesquieu's  Lehre  vor  Allem  in  England 
Beifall  fand.  Nicht  nur  war  der  Verstand  und  das  wissenschaftliche  Bedürf- 
niss  befriedigt  durch  die  Gewinnung  eines  ordnenden  Gedankens  für  die  schwere 
Masse  des  positiven  Rechtes,  sondern  auch  die  Nationaleitclkeit  war  geschmei- 
chelt durch  die  Entdeckung,  dass  die  einheimischen  Einrichtungen  einen  allge- 
mein anwendbaren  Musterstaat  bilden.  Montesquieu's  Name  war  bald  in  dem 
ganzen  Volke  hoch  angesehen;  und  noch  heute  dürfen  im  Parliamente,  welches 
keine  Berufung  auf  schriftstellerische  Auctoritäten  zu  dulden  pflegt,  seine  Sätze 
.als  unzweifelhafte  Aussprüche  der  Weisheit  angeführt  werden.  Ebenso  waren 
es  englische  Schriftsteller,  welche  zuerst  seinen  kurzen  Abriss  zu  einem  voll- 
ständigen Systeme  entwickelten,  und  das  ganze  positive  Staatsrecht  des  Landes 
unter  seine  Lehren  und  Kategorieen  stellten.  Viele  von  ihnen  hängen  noch 
jetzt ,  ohne  die  späteren  Entwicklungen  des  constitutionellen  Rechtes  irgend  zu 
beachten,  fest  an  der  Lehre  von  der  Gewaltentheilung  und  von  der  Betheili- 
gung der  drei  Regierungs-Elemente.  Als  die  bedeutendsten  und  einflussreich- 
sten dieser  englischen  Anhänger  sind  denn  namentlich  De  Lolme  und  Black- 

18  * 
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8 tone  zu  zählen,  von  welchen  jener  weit  mehr  ein  allgemeines  constitutionelles 
Staatsrecht  nach  den  Grundsätzen  Montesquieu's,  als  ein  System  des  englischen 
Verfassungsrechtes  gab;  dieser  aber  wirklich  den  ungefügigen  Stoff  des  positi- 
ven Rechtes  mit  Meisterhand  nach  diesen  Lehren  ordnete.  Je  grösseren  Beifall 
beide  Werke,  und  zwar  mit  Recht,  fanden;  und  eine  je  zahlreichere  Menge 
von  Ausgaben,  Uebersetzungen  und  Bearbeitungen  aller  Art  erfolgte  und  bis 
auf  den  heutigen  Tag  noch  erfolgt:  desto  mehr  haben  sie  natürlich  auch  zur 
Verbreitung  der  von  ihnen  angenommenen  Lehre  beigetragen.  "Wie  zähe  aber 
selbst  geistreiche  und  in  anderen  Beziehungen  selbstständige  englische  Schrift- 
steller noch  neuestens  an  der  überkommenen  Achtung  hängen,  davon  mag  un- 
ter anderen  Bowyer  ein  Zeugniss  ablegen,  welcher  seinen  Handbüchern 
sowohl  des  englichen  Verfassungsrechtes  als  des  allgemeinen  Staatsrechtes  die 
Lehre  von  der  Gewaltentrennung  und  von  der  Betheiligung  der  drei  staatlichen 
Elemente  zu  Grunde  legt. 

Nicht  ganz  in  demselben  Grade,  und  namentlich  nicht  so  nachhaltig  wie 
in  England,  fand  die  Lehre  Montesquieu's  anderwärts  Anklang.  Zwar  verbrei- 
tete sie  sich  mit  seinem  Werke  überhaupt  über  die  gesammte  gesittigte  Welt; 
und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  sie  zu  dem  allgemeinen  Drange  nach 
Verbesserung  der  staatlichen  Zustände  im  allgemeinen  und  nach  sicherstellenden 
Einrichtungen  insbesondere,  wie  solcher  die  zweite  Hälfte  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts bewegte,  mächtig  beitrug.  Doch  gewann  bald  in  mehr  als  Einem 
Lande  gerade  in  Beziehung  auf  die  Theorie  des  constitutionellen  Staates  eine 
verschiedene  Auffassung  Boden.  Die  zunächst  in  Amerika  und  dann  in  Frank- 
reich eintretende  demokratische  Richtung  verwarf  die  Verwendung  des  aristo- 
kratischen Elementes  zur  Volksvertretung,  wenn  auch  die  Lehre  von  der  Ge- 
waltentheilung fest  beibehalten  wurde.  Und  als  nach  dem  Sturze  Napoleon's 
in  einem  grossen  Theile  von  Europa  die  Einführung  ernstlicher  constitutioneller 
Verfassungen  verlangt  ward ,  bildete  sich  eine  neue  wesentlich  verschiedene 
Theorie  der  ganzen  Regierungsform.  So  kam  es  denn,  dass  allmählig  die  ur- 
sprüngliche Lehre  Montesquieu's  aus  der  Wissenschaft  verschwand,  und  sich 
nur  noch  einzelne  Nachzügler  zu  ihr  bekennen.  Diess  sind  aber  theils 
Solche,  welche  zwar  gesetzliche  Freiheit  und  Rechtsschutz  wollen,  aber  von 
einer  aristokratischen  Beimischung  Schutz  gegen  die  Auswüchse  des  Volksein- 
flusses hoffen;  tbeils  fantastische  Schüler  der  Naturphilosophie,  welche  die 
Gewaltentrennung  und  die  Verwendung  der  drei  staatlichen  Elemente  mit  Er- 
scheinungen der  Sinnenwelt  oder  mit  dem  Organismus  der  menschlichen  Gei- 
steskräfte parallelisircn.  Unter  solchen  finden  sich  z.  B.  Massabiau  und 
Bar  ante  unter  den  Franzosen  »);  unter  den  Deutschen  aber  Ancillon 
und  Wangenheim  ^). 


1)  Massabiau,  De  Tcsprit  des  instilutions  poliliqucs.  1.  11.  Par  ,  1821.  —  Ba- 
rante,  Des  communes  et  de  raristocratie.  Par.,  1821.  —  Man  sehe  femer  B.  de 
R.,  Examen  critique  de  Nquilibre  social  Par.,  1820. 

2)  Ancillon,  F.,  Ueber  Soaver&netäl  und  Staatsverfassungen    BerL,  1816;   Ders., 
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2.    Die  Theiluiig  der  Gewalten  ausschliesslich. 

Wissenschaftliche  Sätze  theilen  das  Schicksal  anderer  Menschenwerke, 
dass  nicht  selten  ihre  scliwache,  vielleicht  geradezu  verdcrbHche,  Seite  lange 
Zeit  und  allgemein  gepriesen,  die  gute  dagegen  verworfen  wird,  bis  spät  erst 
Nachdenken  und  Erfahrung  das  Richtige  zu  Ehren  bringen.  So  ergieng  es 
denn  auch  Montesquieu's  Lehre  vom  constitutionellen  Staate. 

So  wenig  sicherlich  seine  Theorie  von  der  Gewaltentheilung  eine  gründ- 
liche und  i'uhige  Prüfung  aushalten  kann,  so  wurde  sie  doch  —  und  zwar 
nicht  blüs  in  ihrer  Anwendung  auf  den  constitutionellen  Staat  —  als  der  Stein 
der  Weissen  in  der  Staatskunst  betrachtet.  Höchstens  nahm  man  Anstand 
an  dem  doch  gar  zu  offenbaren  logischen  Verstösse,  die  richterliche  Gewalt 
als  eine  der  ausübenden  Gewalt  coordinirte  Thätigkeit  des  Staates  zu  fassen* 
anstatt  dieselbe  nur  als  eine  der  verschiedenen  Arten  der  Gesetzesanwendung 
zu  betrachten.  Da  man  jedoch  darüber  einig  war,  dass  die  Richter  jedenfalls 
eine  andere  amtliche  Stellung  einzunehmen  haben  als  die  Verwaltungsbeamten, 
so  war  auch  die  Anerkennung  dieses  Fehlers  nicht  von  wesentlicher  Bedeu- 
tung. Dagegen  wurde  derjenige  Theil  der  Lehre,  welcher  die  Berücksichtigung 
aller  drei  Elemente  des  Staatslcbens  anrieth,  sehr  bald  verworfen,  weil  es  der 
mehr  und  mehr  demokratischen  Strömung  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  widrig  war,  der  Aristokratie  irgend  welche  Rechnung  zu  tragen. 
Es  war  nicht  die ,  allerdings  angreifbare.  Form  des  Satzes,  auch  nicht  die  ver- 
künstelte und  doch  nicht  durchgreifende  Parallelisirung  mit  den  drei  Gewalten, 
welche  missfiel;  sondern  der  Kern  der  Sache  selbst.  Man  verwechselte  Ari- 
stokratie und  Hofadel;  und  weil  man  die  Bevorrechtungen,  den  üebermuth 
und  die  Verdorbenheit  des  letztern  hasste,  wollte  man  nicht  anerkennen,  dass 
jeder  bedeutende  Bestaudtheil  des  Volkslebens  eine  Macht,  ein  Hervorragen 
einzelner  Existenzen  über  die  Durchschnittszustände  der  Masse  eine  naturge- 
mässe  und  somit  berechtigte  Erscheinung,  und  die  staatliche  Berücksichtigung 
jedes  wirkhch  vorhandenen  bedeutenden  Zustandes  eine  Forderung  der  Gerech- 
tigkeit sowohl  als  der  Klugheit  sei. 

Nur  so  lässt  es  sich  erklären,  dass  von  den  beiden  Hauptbestandtheilen 
der  neuen  Lehre  die  vielfach  unrichtige  und  verkehrte  Hälfte  allgemeinen  Bei- 
fall fand,  die  wenigstens  im  letzten  Grunde  gesunde  aber  allerdings  bedenklich  ange- 
wendete eben  so  ungetheilt  verworfen  wurde,  als  in  dem  letzten  Dritttheile  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  in  Nordamerika  und  auf  dem  europäischen  Festlande  grosse 
Veränderungen  in  den  bestehenden  Staatsverhältnissen  vor  sich  giengen,  und  es 
sich  nun  davon  handelte,  für  die  neu  zu  gründende  Gestaltung  die  entspre- 
chende Form  zu  finden.  Dass  diese  der  constitutionelle  Staat  sein  müsse,  un- 
terlag bei  den  Neuerern  keinem  Zweifel;   aber  bald  war  man   eben  so   allge- 


üeber  den  Geist  der  Staatsverfassungen.  Berl.,  1825.—  (K.  von  Wangenheim,) 
Die  Idee  der  Staatsverfassung.  Frankf.,  1815. 
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mein  darüber  einig,  dass  dieser  Staat  lediglich  nach  dem  Grundsatze  der  Ge- 
waltcntheilung  zu  bilden,  hierbei  aber  die  gesetzgebende  Gewalt  den  Stellver- 
tretern der  Masse  der  Bürger  ausschliesslich  zu  übertragen,  einer  Aristokratie 
aber,  gleichviel  nach  welchem  Grundsatze  immer  sie  bestimmt  wäre,  kein  be- 
sonderer Antheil  zu  geben  sei.  So  wurde  es  angesehen  in  den  empörten  nord- 
amerikanischen Kolonieen,  wo  es  bich  von  der  "Bildung  von  Staaten  mit  gewähl- 
ten Inhabern  der  ausübenden  Gewalt  handelte ;  so  in  Polen  und  Frankreich, 
wo  einem  erblichen  Könige  wenigstens  diese  Stellung  belassen  werden  sollte. 

Nicht  bioser  Zufall  oder  gleichgültige  Sitte  war  es  dabei,  dass  man  überall 
auch  für  gerathen  fand,  die  Grundzüge  der  neuen  Staatseinrichtung  in  eigens 
dazu  bestimmten,  umfassenden  und  systematisch  angeordneten  Verfassungs-Urkun- 
den aufzuzeichnen.  Solche  Constitutionen  waren  früher  schon  bei  der  Gründung 
ganz  neuer  staatlicher  Zustände  iür  zweckmässig  erachtet  worden,  z.  B.  bei 
der  Anlegung  einer  Kolonie.  Offenbar  waren  nun  aber  die  Verhältnisse  sehr 
ähnlich  bei  den  jetzt  beabsichtigten  völb'gen  Umgestaltungen  aller  staatlichen 
Dinge.  Eine  „Verfassung"  gewährte  den  Vortheil,  einen  Streit  formell  und 
erkennbar  abzuschliessen ;  bei  zweifelhaften  Fragen  und  weiteren  Entwicklun- 
gen einen  festen  Anhalt  zu  geben;  endlich  für  den  Bürger  das  Wissenswerthe 
auf  ein  übersehbares  Maass  zusammenzudrängen.  Wenn  man  freilich  wohl 
auch  diese  Form  als  die  Hauptsache  ansah,  oder  gar  einem  Staate  keine  Ver- 
fassung zugestehen  wollte,  welcher  seine  Grundgesetze  nicht  auf  diese  Weise 
zusammengeschrieben  hatte:  so  war  diess  verkehrt  und  thörigt. 

Für  das  im  Leben  Gewollte  fand  sich  denn  natürlich  auch  bald  eine 
wissenschaftlich  ausgebildete  Theorie;  und  es  trat  an  die  Stelle  von  Montes- 
quieu's  kaum  erst  gefundener,  anfänglich  überall  und  in  dem  aristokratischen 
England  auch  jetzt  noch  mit  so  grossem  Beifalle  aufgenommener,  Darstellung 
des  constitutionellcn  Staatsrechtes  bald  eine  neue  Schule. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  begann  die  Bewegung,  und 
hier  wurde  denn  auch  die  neue  Lehre  zuerst  ausgebildet.  John  Adams  in 
seiner  Vertheidigung  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  so  wie  der  Föde- 
ralist ,  jenes  berühmte  und  wirksame  Gesammtwerk  von  A.  Hamilton,  Ma- 
dison  und  Jay,  legten  den  Grund,  indem  sie  die  Bildung  des  neuen  Organis- 
mus lediglich  nach  dem  Giiindsatze  der  Gewaltentrennung  -empfahlen,  und 
zwar  ohne  irgend  ein  aristokratisches  Element.  Weil  aber  wirklich  nicht  nur 
die  Bundesverfassung,  sondern  auch  sämmtliche,  tbeils  umgestaltete  theils  später 
neu  entworfene,  Grundgesetze  der  einzelnen  Gliederstaaten  durchaus  nach  diesen 
Grundsätzen  zu  Stande  gekommen  sind,  so  nöthigt  schon  die  Erklärung  und 
Rechtfertigung  des  bestehenden  positiven  Rechtes  die  amerikanischen  Schrift- 
steller zur  ausnahmslosen  Festhaltung  der  Theorie  von  der  Gewaltentren- 
nnng  i). 


1)   tJeb«r    diese      amerikanische     Litcrator     wird     Auffflbrlicheres     anten     in    Ab- 
scbnilt  VIII.    berichtet    werden.      Doeh    ist    hier    wohl    schon    der    Ort ,    na- 
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Weltbekannt  ist,  wie  aucli  in  Frankreich,  als  bald  auch  hier  der  Umsturz 
des  Bestehenden  und  der  Aufbau  einer  neuen  Staatsgestaltung  begann,  die- 
selbe Lehre  herrschte,  und  sowohl  als  theoretische  Rechtfertigung  des  gan- 
zen Unternehmens,  wie  als  unfehlbare  Regel  für  die  neue  Schöpfung  galt. 
In  der  grossen  verfassunggebenden  Versammlung  bezweifelten  sehr  Wenige  die 
Nothwendigkeit,  die  beabsichtigte  Constitution  auf  der  Grundlage  einer  princi- 
piellen  Trennung  der  Gewalten  und  auf  einer  völligen  Ausschliessung  jeder  be- 
vorzugten Stellung  zu  errichten.  Unzählige  Gelegenheitsscbriften  dieser  Zeit,  so 
gut  wie  die  grosse  Anzahl  der  Redner,  setzten  diess  als  ein  förmliches  Axiom 
voraus  *).  Und  so  ward  denn  nicht  nur  in  der  Verfassung  von  1791  der  Versuch 
gemacht,  eine  constitutionelle  Monarchie  nach  diesem  Grundgedanken  zu  schaf- 
fen; sondern  selbst,    als  die  weiter  fortschreitende  Umwälzung  das  Königthum 


mentUch  auf  eine  Gattung  von  Schriften  hinzuweisen ,  in  welchen  die  Grundlage 
des  amerikanischen  Slaatslebens ,  und  zwar  sowohl  der  Verfassungsformen  im 
Ganzen  als  der  Feststellung  der  einzelnen  Freihcilsrcchte  der  Bürger ,  einer  viel- 
seitigen und  contradictorischen  Besprechung  unterworfen  sind,  und  welche  daher 
auch  mit  grossem  Nutzen  für  das  allgemeine  constitutionelle  Staatsrecht  benützt 
werden.  Es  sind  diess  die  Verhandlungen  der  verschiedenen ,  zur  Neugründung 
oder  zur  Abänderung  von  Verfassungen  bestimmten  Versanmilungen.  Von  den 
Verhandlungen  über  die  Gründung  der  Bundesverfassung  geben  aber  Nachricht: 
Elliott,  Debates  in  the  sevcral  State  Conventions  on  the  adoption  of  the  Fede- 
ral  Constitution.  I — IV,  ed.  2.  Wash.,  18-36:  über  einzelne  Staaten  dagegen  z.  R:  De- 
bates of  the  Convention  of  Norlh-Carolina,  1835.  Ral.,  1835;  Debates  and  procu- 
dings  of  the  Convention  for  revision  of  the  Constitution  of  New -York.  N.T., 
1846. 
1)  Aus  der  ganzen  Fluth  von  Schriften,  welche  die  Bewegungen  in  Frankreich  ein- 
leiten und  begleiten,  sind  kaum  einzelne  wenige  herauszufinden,  welche  einem 
anderen  Organismus  des  Staates  ,  als  der  einfachen  Gewaltentrcnnung  das  Wort 
reden,  wie  z.B.  Servan,  Essai  sur  la  formation  des  assemblees  nationales,  provin- 
ciales  et  municipales.  Par. ,  1189,  oder  Calonne,  Lettre  au  Roi ;  deren  erste 
einem  eigenen  Thätigkeitskreise  der  Bezirke  und  Gemeinden,  die  andere  der  Bei- 
behaltung der  Parlamente  das  Wort  redet  War  es  doch  schon  ein  grosser  Be- 
weis von  Selbstständigkeit  und  Muth,  wenn  sich  ein  Schriftsteller  oder  Redner  der 
völligen  Trennung  der  ausübenden  Gewalt  von  der  königlichen  zu  widersetzen 
oder  auch  nur  eine  Bildung  von  zwei  Kammern  zu  verlangen  wagte,  wie  z.  B. 
Clermont- Tonn  ere  (Recueil  des  opinions,  I — IV,)  oder  Bergasse  (S.  1. 
roaniere,  dont  il  canvieut  de  limiler  le  pouvoir  legislatif),  welche  das  erstere,  oder 
Lally  Tolendal,  (Raport  s.  1.  pouvoirs  de  l'etat,)  Montlosier,  (Essai  s.  l'art 
de  constituer  les  peuples,)  und  Mounier,  (Considication  s.  1.  gouvcrnemens ;  — 
Nouv.  observations  s.  I.  etats  göneraux ;  —  Recherches  s.  1.  causes ,  qui  ont 
empeches  les  fran<;'ais  de  devenir  libres,)  welche  das  andere  wollten.  Selbst 
Necker  geht  in  seinem  berühmten  Werke:  Du  pouvoir  executif,  I.  IL,  1792, 
nicht  weiter,  als  eine  grössere  Gewalt  für  das  Staatsoberhaupt  zu  verlangen.  Die 
Gewaltentrennung  ist  auch  ihm  die  an  sich  richtige  und  einzige  Grundlage. 
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beseitigt  hatte,  blieben  die  Urheber  der  nun  folgenden  vorübergehenden  Verfas- 
sungsgesetze der  Auffassung  im  Ganzen  völlig  treu ,  nur  dass  sie  an  die  Stelle 
eines  einzigen  und  erblichen  Inhabers  der  ausübenden  Gewalt  Mehrere  und  Ge- 
TVählte  setzten. 

Selbst  das  klägliche  Scheitern  der  ersten  Versuche  brachte  die  Theorie 
noch  keineswegs  in  Missachtung.  Sic  breitete  sich  von  Frankreich  über  ganz 
Europa  aus.  Es  wäre  beschwerlich,  alle  Verfassungen  aufzuzählen ,  welche  in 
ganz  verschiedenen  Ländern  und  in  ziemlich  aus  einander  liegenden  Zeiten 
nach  dem  reinen  Grundsatze  der  Gewaltentrcnnung  gegründet  werden  wollten, 
und  von  welchen  freilich  nur  sehr  wenige  mehr  waren ,  als  Eintags  -  Fliegen. 
Man  denke  nur  z.B.  an  die  polnische  Verfassung  von  1791 ;  an  die  zahlreichen 
Verfassungen  der  französischen  Vasallenstaaten  in  Italien,  Holland,  Helvetien; 
an  die  spanische  Verfassung  Von  1812  mit  ihren  sämmtlichen  Nachahmungen 
und  Uebertreibungon  in  Portugal,  Italien,  Brasilien ;  an  die  norwegische  Ver- 
fassung von  1814  u.  s.  w. 

Natürlich  stand  auch  eine  sehr  zahlreiche  Literatur  in  "Wechselwir- 
kung mit  dieser  Thätigkeit  der  Gesetzgebung.  Ohne  eine  verbreitete  theo- 
retische Ueberzeuquug  wären  diese  vielen  und  keineswegs  sämmtlich  von 
Einer  zwingenden  Mittelpunctsgewalt  ausgehenden  Bethätigungen  im  Leben  gar 
nicht  möglich  gewesen;  die  als  positives  Gesetz  aufgestellten  Sätze  aber  riefen 
ihrer  Seits  wieder  wissenschaftliche  Erklärungen  und  Rechtfertigungen  hervor. 
Und  selbst  als  auf  die  Lehre  von  der  Gewaltcntheilung  eine  andere  und  ohne 
Zweifel  richtigere  bereits  gefolgt  war,  hörten  die  Darstellungen  jener  Auffas- 
sung noch  keineswegs  auf. .  Einzelne  verspätete  Anhänger  mögen  ganz  bis  in 
die  neueste  Zeit  aufgezählt  werden.  —  Die  Zahl  der  diesem ,  Systeme  an- 
hängenden Schriftsteller  der  verschiedenen  Völker  ist  so  gross,  dass  nur  eine 
Andeutung  einzelner  Hervorragender  möglich  ist'). 


1)  Unter  den  französischen  Schriflstellern ,  welche  zur  Zeit  der  grossen  Umwäl- 
zung wesenllich  zur  Verbreitung  der  Lehre  von  der  Gcwaltcntrennung  mit  aus- 
schliesscndcr  demokratischer  Richtung ,  namentlich  mit  ausschliessender  Ueber- 
tragung  der  gesetzgebenden  Gewalt  an  eine  voiksthümliche  Versammlung, 
beigetragen  haben,  sind  vorzugsweise  zu  nennen:  Sieyes,  (Politische  Schriften, 
gcs.  u,  übers,  von  Oclsner,  I.  II.,  17%);  Mirabcau,  (Collect,  complöte  des  tra- 
vaux  ä  l'assembL  nat,  I — V);  Boissy  d'Anglas,  (Observations  s.  l'ouvrage  de 
M.  de  Calonnc);  Condorcet,  (S.  1.  fonctions  des  ütats  giint^raux,  I.  11).  Und 
selbst  noch  Jetzt  ist  diese  Theorie  noch  keineswegs  ganz  verlassen.  Man  sehe 
z.  6.  Cherbuliez,  Thöorie  des  garanties  constitutioncUes.  I.  II,  1838;  und 
Schützcnberger,  Lois  de  l'ordre  social,  I.  II,  1850.  In  England  rief  Bur- 
ke's  weltberühmte  Schrift  gegen  die  französische  Umwälzung  (Rcfleclions  on  the 
reroL  of  Fr.)  einen  Strom  von  Gegenschriften  hervor  ,  welche  sich  wesenllich  an 
die  französischen  Ansichten  anschlössen,  so  von  Rous,  Wywil,  Pailey,  A.  und 
»>(i  W.  Yoang  u.  A.  Von  denselben  hat  sich  jedoch  nur  J.  Mackintosh's  Vin- 
diciae  gallicae,  —  eine  ip&ter  vom  Verfasser  sehr  bereate  Jagendarbeit,  —  bis  jetzt  im 
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3.     Gegenüberstellung  der  vollen  Staatsgewalt  und  des  Staats- 

bttrgerrechtes. 

Während  der  Napoleon'schen  Kaiserszeit  bestand  das  constitutionelle 
Staatsrecht  auf  dem  europäischen  Festlande  kaum  dem  Namen  nach.  Die  in 
Frankreich  und  einigen  seiner  Nebenstaaten  vorhandenen  Verfassungen  waren 
ein  todter  Buchstabe ;  die  Doctrin  aber  hatte  ganz  verstummen  müssen.  Der 
gewaltige  Selbstherrscher  liebte  die  .Ideologen"  nicht.  Mit  seinem  Sturze 
wurde  diess  anders.  In  wenigen  Jahren  war  nicht  nur  in  Frankreich  unter 
den  wiedereingesetzten  Bourbonen  das  constitutionelle  Recht  zu  einem  neuen 
kräftigen  Leben  erwacht ;  sondern  auch  in  den  Niederlanden,  in  Nonvegen  und 
in  einer  Anzahl  deutscher  Länder  diese  Regierungsform  eingeführt.  In  allen 
diesen  Staaten  wurden  Verfassungen  verkündet,  Rednerbühnen  errichtet,  nahm 
die  Bevölkerung  lebendigsten  Antheil  an  der  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und 
der  Berathung  ihrer  Interessen,  entstand  eine  äusserst  rührige  Schriftstellerei 
über  öffentlichrecht Hche  Fragen. 

Aber  nicht  blos  in  eine  neue  Thätigkeit,  sondern  auch  in  eine  neue 
Entwicklungsstufe  trat  das  constitutionelle  Staatsrecht  hier  ein.  Die  Theorie 
von  der  Gewaltentheiluug  wurde  verlassen.  Schon  die  französische  Carte  von 
1814  beruhte  nicht  auf  diesem  Principe,  sondern  nahm  die  Regienmgsgewalt 
als  ein  Ganzes;  und  noch  entschiedener  sprachen  sich  die  neuen  deutschen 
Verfassungen  darüber  aus,  dass  die  gesammte  Staatsgewalt  ungetheilt  in  den 
Händen  der  Fürsten  sei,   die  Volksvertretung  aber  nur  eine  dieser  Auffassung 
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Gedächtnisse  erhalten.  —  Von  deutschen  Schriften  in  der  Richtung  der  ersten 
französischen  Umwälzung  sind  bemerkenswerth :  (Fichte,)  Beitrag  zur  Be- 
richtigung der  Urtheile  des  Publicums  ü.  d.  franz.  Revolution,  1793;  Wurra- 
b  r  a  n  d  t  (Knigge) ,  Politisches  Glaubensbekenntniss ,  1792  ;  Eberhard,  Ueber 
Staatsverfassungen  und  ihre  Verbessernng.  1.  2,  1793.  Später  ist  allerdings  die 
unmittelbar  practische  und  apologetische  Absicht  weggefallen ;  allein  jeden 
Falles  hatte  sich  indessen  die  formelle  Auffassung  von  der  Dreitheilung  der 
Staatsgewalt  so  verbreitet  und  festgesetzt,  dass  sie  nicht  nur  in  rechtsphiloso- 
phischen Schriften  angenommen,  sondern  selbst,  oft  wunderlich  genug,  in  Darstel- 
lungen positiver  Landesrechte,  ja  selbst  des  Reichs  -  und  Bundesrechtes  zu  Grunde 
gelegt  wurde ;  und  auch  von  dem  demokratischen  Inhalte  ist  wenigstens  so  viel 
geblieben,  dass  eine  erste  Kammer  nur  etwa  als  Wahlsenat  theoretische  Billigung 
fand.  Beispiele  solcher  formeller  Bearbeitung  des  positiven  Rechtes  sind  z.  B. 
«Leist's  Reichsstaatsrecht,  Weiss's  Bundesrechl,  Schmid'sund  Maurenbre- 
che r '  s  allgemeines  deutsches  Staatsrecht.  Rechtsphilosophische  Schriften  mit 
dieser  Grundauffassung  der  Regierungsgewall  aber  sind  z.  B.  Jordan 's  Versuche, 
Zachariä's  Vierzig  Bücher  vom  Staate,  Schmidthenner's  allgemeines 
Staatsrecht.  —  Als  eine  beinahe  reine  Darstellung  des  ganzen  Gedankens  erscheint 
namentlich  die  belgische  Verfassung,  welche  höchstens  in  so  ferne  von 
der  strengsten  Auffassung  abweicht,  dass  sie  dem  Könige  auch  einen  Antheil  an 
der  gesetzgebenden  Gewalt  einräumt. 
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entsprechende  Stellang  einzunehmen  habe.  Diess  war  aber  nicht  etwa  veranlasst 
durch  eine  Lust,  die  Volksrechte  zu  schmählern  oder  durch  blosse  Verände- 
rungssucht ;  sondern  es  war  die  Folge  theils  einer  richtigeren  theoretischen  Auf- 
fassung der  Staatsgewalt,  theils  der  vielfachen  üblen  Erfahrung  von  der  Un- 
haltbarkeit  der  nach  den  bisherigen  Theorieen  entworfenen  Staatseinrichtungen. 
Die  neue  Lehre  beruhte  nun  aber  auf  dem  Gedanken,  die  gesetzliche 
Freiheit  lediglich  durch  Ueberwachung  der  Staatsgewalt  und  durch  Hindrän- 
gung derselben  auf  die  rechte  Bahn  zu  schützen.  Zu  dem  Ende  wurde  einer 
Seits  die  Trennung  der  Staatsgewalt  völlig  aufgegeben ,  und  dagegen  ein  ein- 
heitlicher Mittelpunkt  des  Staatslebens  als  logische  und  practische  Nothwendig- 
keit  anerkannt.  Anderer  Seits  setzte  man  das  den  Unterthanen  zustehende 
Recht  nicht  mehr  in  eine  selbstständige  Besorgung  eines  Theiles  der  Staatsauf- 
gabe, sondern  vielmehr  in  eine  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen  ge- 
gen etwaige  Missgriffe  und  Missanwendungen  der  Staatsgewalt.  Die  Regierung 
als  solche  und  die  staatsbürgerlichen  Rechte  wurden  demgemäss  einander  ge- 
genüber gestellt,  und  beide  mit  bestimmten  Rechten  und  Pflichten  und  mit  be- 
sonderen Mitteln  zur  Geltendmachung  der  ersteren  ausgestattet.  Als  Aufgabe 
der  Staatsgewalt  stand  die  Verwirklichung  der  sämmtlichen  Staatszwecke  fest; 
und  zur  Erfüllung  dieser  Bestimmung  räumte  man  ihr  alle  Mittel  ein,  welche  in 
ordentlichen  nnd  ausserordentlichen  Fällen  nöthig  sein  konnten.  Also:  Ober- 
aufsicht und  Kcnntnissnahmc ;  Aufstellung  von  befehlenden  Vorschriften  und 
von  Einrichtungen ;  Anwendung  der  Regeln  auf  den  einzelnen  Fall ,  sei 
es  nun  bei  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  oder  bei  Unterstützung 
schwacher  Privatkräfte  zu  Erreichung  erlaubter  Lebenszwecke;  Ordnung  der 
Verhältnisse  zu  anderen  Staaten ;  Beibringung,  Vei-waltung  und  Verwendung  der 
zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  erforderlichen  geistigen  und  sachlichen  Mittel. 
Regel  war  hierbei  die  freie,  das  heisst  nach  eigenem  besten  Ermessen  des 
Staatsoberhauptes  vorzunehmende,  Entscheidung  und  Handlung;  doch  schien 
damit  die  Feststellung  gewisser  Formen  und  selbst  sachlicher  Beschränkungen 
wohl  vereinbar,  wo  Menschenkcnntniss  und  Erfahrung  solche  als  nothwendig 
zeigten.  So  denn  namentlich  die  regelmässige  Einholung  eines  Rathes  bei  Er- 
lassuug  allgemeiner  Normen,  und  die  Unabhängigkeit  der  Gerichtsstellen  in  der 
Leitung  und  Entscheidung  des  einzelnen  vor  sie  kommenden  Rcchtsfalles.  Die- 
ser grossen  Macht  des  Staatsoberhauptes  gegenüber  sollten  aber  die  Untertha- 
nen keineswegs  schutzlos,  sondeiii  vielmehr  die  Forderungen,  welche  sie  au  das 
Staatsoberhaupt  zu  macheu  berechtigt  seien,  genau  bestimmt ,  und  die  zur  Er- 
langung derselben  dienlichen  Mittel  angeordnet  sein.  In  ersterer  Beziehung 
ward  somit  nicht  nur  ein  Recht  Aller  auf  eine  überhaupt  verfassungsmässige, 
d.  b.  den  Zwecken  und  den  positiven  Gesetzen  des  concreten  Staates  ent- 
sprechende, Regierung  anerkannt ;  sondern  auch  der  Anspruch  eines  jeden  Ein- 
zelnen auf  ungestörten  Genuss  einer  Reihe  von  negativen  Freiheits- Rechten, 
der  sogenannten  staatsbürgerlichen  Rechte.  Als  Bewahrungs  -  und  Vertheidi- 
gongsmittel  aber  stand  zwar  in  erster  Liuie  der  btoa  vartwningH  ■  und  gesetz- 
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massige  Gehorsam  jedes  Einzelnen,  und  somit  die  Berechtigung  zur  Benützung 
aller  rechtlichen  Mittel  zur  Unwirksammachung  eines  rechtswidrigen  Befehles 
des  Staatsoberhauptes  und  seiner  Untergeordneten ;  dann  aber  folgte,  wegen  der 
Unsicherheit  und  Gefährlichkeit  dieses  Mittels,  die  Bestellung  einer  Versammlung 
von  Stellvertretern  aus  der  Mitte  der  ünterthanen  zu  gemeinschaftlicher  Ab- 
wehr von  Unrecht  und  zur  Bewirkung  einer  Erfüllung  der  positiven  Pflichten 
der  Staatsgewalt.  Die  regelmässige  Aufgabe  dieser  Versammlung  sollte  Be- 
schwerdeführung in  allen  Fällen  einer  Rechtsverletzung  oder  einer  Vernachläs- 
sigung der  Interessen  s€in,  und  ihr  zur  Verschaffung  des  erforderlichen  Nach- 
druckes ein  je  nach  der  Schwere  des  Falles  abgestuftes  Klagrecht  zustehen. 
Ausnahmsweise  aber  wurde  ihr  das  Recht  der  Mitwirkung  und  Zustimmung 
bei  solchen  Handlungen  des  Staatsoberhauptes  eingeräumt,  welche  eine  spätere 
Wiedergutmachung  im  Fall  eines  Missgriffes  gar  nicht  mehr  oder  nur  sehr  un- 
vollkommen zuliessen ;  wie  diess  denn  namentlich  bei  der  Gesetzgebung,  der 
Feststellung  des  Staatshaushahes,  und  etwa  noch  bei  der  Bestimmung  der 
Kriegsdienstpflicht  und  beim  Abschlüsse  von  Verträgen  mit  Auswärtigen  der 
Fall  war.  In  diesen  Ausnahmsfällen  konnte  also  das  Staatsoberhaupt  ohne 
Zustimmung  der  Volksvertreter  nicht  handeln;  wogegen  natürlich  anderer  Seits 
auch  das  Beschwerderecht  wegfiel,  wenn  einmal  die  Einwilligung  gegeben  war. 
Der  Besorgung  der  einzelnen  Staatsgeschäfte  sollte  die  Versammlung  der  Volks- 
vertreter ganz  fremd  bleiben,  dagegen  ihr  jede  zur  vollständigen  Besorgung  ihrer 
Aufgaben  nöthige  Freiheit  und  Befugniss  in  vollem  Maasse  zustehen.  Ueber 
die  Bildung  der  Versammlung  endlich  ward  zwar  kein  unbedingter  Grundsatz 
aufgestellt,  oder  kam  auch  nur  eine  allgemein  angenommene  Ansicht  zu  Wege ; 
so  viel  stand  aber  fest,  dass  jeden  Pralles  ein  wesentlicher  Bestandtheil 
der  Volksvertretung  durch  Wahl  aus  der  Menge  der  Bürger  hervorzugehen 
habe.  Wie  jedoch  das  Recht  zu  wählen  und  gewählt  zu  werden,  zu  bestimmen 
sei;  ob  die  Versammlung  ein  einheitliches  Ganzes  bilde  oder  aus  zwei  Abthei- 
lungen bestehe;  ob  bevorzugten  Personen  und  Ständen  ein  Antheil  zuzufallen 
habe :  diese  und  noch  weitere  untergeordnete  Fragen  blieben  dem  Ermessen 
und  den  thatsächlichen  Zuständen  des  einzelnen  Falles  überlassen.  Im  Allge- 
meinen wurde  es  als  freisinnig  und  wünschenswerth  betrachtet,  die  Vertretung 
nach  räumlichen  Wahlbezirken  und  nach  der  Kopfzahl  möglichst  gleichförmig 
unter  das  ganze  Volk  zu  verthcileu,  also  auch  keinerlei  geschichtlicher  oder 
gesellschaftlicher  Stellung  und  Gestaltung  einen  Antheil  einzuräumen;  doch 
fand  man  sich  auch  mit  anderen  Bestimmungen  im  Nothfalle  ab,  wenn  nur 
der  Grundsatz  der  gleichmässigcn  Vertretung  aller  Volksrechte  gegenüber 
von  der  Staatsgewalt  festgehalten  blieb ').  —     Kaum   der  Bemerkung   bedarf 


1)  Es  ist  weder  eine  blosse  Erweiterang  des  Systemes  der  Rechtsvertheidigung  durch 
die  Volksvertretung ,  noch  ein  anderer  Ausdruck  für  die  Gewallenih eilung ;  son- 
dern eine  aus  der  "Verbindung  dieser  beiden  Auflassungen  neu  gebildeter  Gedanke, 
•wenn  für  die  Vertretung  grundsätzlich  das  Mitregieren  in  allen  Zweigen  der 
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es,  dass  auch  bei  dieser  neuen  Gestaltung  der  konstitutionellen  Lehre  die  Ab- 
fassung von  geschriebenen  und  möglichst  vollständigen  Verfassungs  -  Urkunden 
fflr  räthlich  und  nützlich  erachtet  wurde. 

Der  Entwicklungsgang  dieser  dritten  Modification  des  constitutionellen 
Staatsrechtes  ist  gerade  das  Gegenstück  dessen ,  welchen  die  Lehre  von  den 
drei  Gewalten  einhielt.  Während  die  letztere  auf  theoretischem  Wege  begann, 
und  erst  allmählig  von  da  auf  das  Leben  übertragen  wurde;  gicng  diessmal 
die  Gesetzgebung  voran,  und  nur  zögernd  und  anfangs  unklar  folgte  die  Wis- 
senschaft. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  volle  theoretische  Ausbildung 
der  neuen  Auffassung  den  französischen  politischen  Schriftstellern  viel  verdankt ; 
allein  es  kann  bei  einer  genaueren  Prüfung  ihrer  Arbeiten  nicht  entgehen,  dass 
sie  anfänglich  Mühe  hatten,  sich  einfach  und  vollkommen  bewusst  auf  den 
Standpunct  der  Carte  von  1814  zu  stellen.  Sie  verkannten  zwar  die  wesent- 
liche Veränderung  der  Stellung  des  Fürsten  nicht,  und  sahen  wohl,  dass  er 
nicht  mehr  als  Haupt  der  ausübenden  Gewalt,  sondern  als  Staatsoberhaupt  und 
grundsätzlicher  Inhaber  der  gesammten  Staatsgewalt  aufzufassen  sei:  allein  sie 
vermochten  sich  nicht  sogleich  von  der  Lehre  der  Gewaltentrennung  loszuma- 
chen, sondern  schleppten  diese  noch,  so  gross  der  innere  Widerspruch  war, 
eine  Zeitlang  nebenher  mit.  Durch  die  Annahme  einer  über  allen  Gewalten  ste- 
henden und  alle  in  Ordnung  haltenden  „königlichen"  oder  „vermittelnden"  Gewalt 
sollte  die  bisherige  Lehre  gerettet  werden.  So  die  ersten  Schriften  B.  C  o  n- 
stant's  nach  der  Restauration,  und  L an jui na is's  Auslegung  der  Carte  (1819). 
Und  der  gleichen  Erscheinung  begegnen  wir  auch  bei  deutschen  Schriftstellern 
aus  dieser  Zeit.  R  Ott  eck  z.  B.  (in  seinen  Ideen  über  Landstände,  1819,  und 
noch  in  seinem  Vemuuftrechte,  Bd.  II)  erörtert  ausführlich  den  Gedanken  der 
Gewaltentrennung,  während  er  doch  daneben  die  Staatsgewalt  in  ihrer  vollen 
Einheit  und  die  Volksvertretung  nur  als  Schutzanstalt  begreift.  Aehnlich  Pö- 
litz  in  seinen  verschiedenen  Schriften   über  constitutionelles  Staatsrecht. 

Die  einfach  richtige  Auffassung  trug  jedoch  den  Sieg  davon.  Bald  findet 
man,  einzelne  Verspätete  abgerechnet,  in  der  französischen  Literatur  weder 
eine  formelle  Darstellung  nach  den  Kategorieen  der  drei  Gewalten,  noch 
eine  Beweisführung,  welche  auf  dieselbe   gestützt  wäre.    Man  sehe  u.  A.   die 


Staatslhätigkeit  gcrordcrt  wird ,  wie  diess  L  e  v  i  l  a  in  seinem  —  im  ücbrigen 
manche  feine  und  richtige  Bemerkung  enthaltenden  —  Werke  :  Die  VoJksvertre- 
tong  in  ihrer  organischen  Zusammensetzung  im  repräs.  Staate  der  Gegenwart.  Lpr., 
1850,  thut.  In  wie  ferne  diese  Ausbildung  des  Gedankens  der  Volksverlrelung 
eine  Prüfung  an  und  für  tich  aushält ,  und  in  wie  ferne  sie  namentlich  eine  aus- 
führbare und  zutr&gliche  Staalsform  zu  Wege  bringen  könnte,  mag  hier  unerörtert 
bleiben ,  da  dieselbe  weder  im  Leben  noch  in  der  Wissonschad  bis  jetzt  eine 
Stelle  gefanden  hat.  So  viel  ist  natürlich  Jedem  klar,  dass  das  monarchiichc 
Princip  mit  dieser  ModiAcAtion  der  Vertretung  höchstens  dem  Scheine  nach  vcr- 
ebar  inist 
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Schriften  von  Hello,  Rossi,  Laferridre.  So  in  Italien  bei  den  freilich  sel- 
tenen Bearbeitern  des  constitutionollen  Staatsrechtes,  wie  namentlich  Ro mag- 
no si.  Gleichniüssig  endlich  in  Deutschland.  Theils  schlugen  die  reinen  Theo- 
retiker allmählig  den  richtigen  Weg  ein,  wie  namentlich  schon  Brendel  in 
der  Geschichte  der  National-Repräsentation  (1817),  Aretin  in  seinem  Staats- 
rechte der  constit.  Monarchie  (1824).  Theils  und  hauptsächlich  aber  konnten 
die  Bearbeiter  des  positiven  Rechtes,  und  zwar  des  Bundesrechtes  wie  des  Lan- 
desstaatsrechtes, nicht  umhin,  nach  bestimmter  Anleitung  sowohl  der  Bundes- 
gesetze (Wiener  Schi.  Acte,  Art.  57),  als  der  einzelnen  Verfassungsurkunden  die 
volle  Staatsgewalt  der  Fürsten  und  die  wesentlich  schtltzende  und  nur  in  Aus- 
nahmsfällen theilnehmende  Stellung  der  Landständc  auszuführen.  Diese  Wen- 
dung der  Lehre  beginnt  in  den  Werken  über  allgemeines  deutsches  Staatsrecht 
mit  Brun quell,  (Staatsrecht  des  d.  B's,  1824,)  in  den  Lehrbüchern  der  Lan- 
desstaatsrechte aber  mit  Cucumus,  (Bayer.  Staatsrecht,  1825,)  dem  Staats- 
rechte des  Königreiches  Württemberg  vom  Verfasser  des  gegenwärtigen  Werkes 
(1829),  und  Anderen. 

Von  dieser  Zeit  an  ist  diese  Auffassung  die  herrschende,  so  dass  An- 
hänger früherer  Theorieen  und  selbst  Anklänge  an  dieselben  zu  den  Selten- 
heiten gehören.  Es  ist  etwa  Streit  über  das  Maass  der  dem  einzelnen  ün- 
terthanen  zustehenden  Rechte;  über  die  Ausdehnung  der  Ausnahmsfälle,  in 
welchen  der  Volksvertretung  eine  Theilnahme  an  Regierungshandlungen  gebührt; 
über  den  Organismus  dieser  Vertretung  und  die  Art  ihres  Verfahrens  und  der 
Geltendmachung  ihrer  Stellung:  aber  nicht  Über  das  Wesen  der  Staatsgewalt 
nnd  Über  die  Einheit  des  Staates.  Und  je  weiter  sich  die  Wissenschaft  von  der 
Ansicht  entfernt,  welche  den  Staat  als  ein  zufälliges  Erzeugniss  der  mensch- 
lichen Willkühr  auffasst,  sondern  vielmehr  derselbe  jetzt  als  ein  durch  die 
sittliche  und  die  sinnliche  Natur  des  Menschen  gleich  nothwendig  bedingter  Or- 
ganismus des  ganzen  Volkslebens  erscheint :  desto  mehr  tritt  dieser  Begriff  der 
Staatsgewalt  und  ihr  Verhältniss  zum  Rechte  der  Bürger  als  ein  unmittelbarer 
und  kaum  mehr  des  Beweises  bedürftiger  Folgesatz  hervor. 

Hiermit  ist  aber  freilich  keineswegs  gesagt,  dass  die  mögliche  Entwick- 
lung der  Wissenschaft  vom  constitutionellen  Staate  bereits  erschöpft  sei,  und 
nach  menschlicher  Voraussicht  die  Lehre  auf  diesem  Standpunkte  stehen  blei- 
ben werde,  so  lange  diese  Staatsgattung  sich  überhaupt  im  Leben  erhalte.  Im 
Gegentheile  sind  bereits  die  Anfänge  einer  neuen  Phase  wohl  zu  bemerken ;  imd 
zwar  geht  diessmal  wieder  die  Bewegung  von  der  Theorie  aus,  so  dass  ein 
Einfiuss  auf  die  Wirklichkeit  noch  in  unbestimmter  Entfernung  steht. 

4.    Die   gesellschaftliche    Gliederung    der  Volksvertretung. 

Die  zuletzt  besprochene  Veränderung  der  Theorie  betraf  allerdings  nicht 
blos  die  Stellung  der  Staatsgewalt.  Durch  deren  neue  Begreifung  wurde  auch 
das  Wesen  und  die  Wirksamkeit  der  Volksvertretung  wesentlich  bestimmt. 
Allein  diess  geschah    doch  nnr  in  Beziehung  auf  ihre  Stellung  zur  Regierung. 
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Dagegen  blieb  das  Wesen  ihres  Verhältnisses  zum  Volke  und  ihr  innerer  Or- 
ganismus unberührt.  Wenn  je  hierüber  gedacht  und  erörtert  wurde,  so  ge- 
schah es  nur  in  der  Richtung,  ob  eine  einzige  Versammlung  der  Volksvertreter 
zweckmässig  sei;  und  wie,  wenn  eine  Theiluiig  derselben  in  zwei  gleichberech- 
tigte und  zusammenwirkende  Hälften  räthlich  erschiene,  diess  mit  der  geringsten 
Verletzung  des  Grundsatzes  geschehen  könne,  dass  die  Versammlung  im  Ganzen 
das  gesammte  Volk  darstelle  und  sie  die  Rechte  Aller  und  der  Einzelnen  gleich- 
massig  vertrete.  Bei  diesem  Gesichtspunkte  war  also  jeden  Falles  die  Bestel- 
lung eines  Wahlsenates  das  Ideal  einer  ersten  Abtheilung,  und  eine  Pairskam- 
mer  erschien  als  Uebel,  welches  mit  Noth  und  nur  durch  allerlei  Rechtsfic- 
tionen  und  Pflichtenauferlegungen  zu  einem  Bestandtheile  der  allgemeinen 
Volksvertretung  gemacht  werden  könne.  Es  war  diess  aber  eine  nothwendige 
Folge  jener  ganzen  Richtung  der  Zeit,  welche  die  Gleichheit  Aller  als  Recht 
und  Wolüfahrt  betrachtete. 

Hierin  musste  folgerichtig  eine  Aenderung  eintreten ,  als  der  Begriff  der 
Gesellschaft  sich  bildete  und  allmählig  Anwendung  auf  den  Staat  und  seine 
Einrichtungen  erhielt.  Wenn  es  nämlich  unrichtig  war,  das  Volk  als  eine  Mo- 
mistische  gleichförmige  Masse  von  neben  einander  stehenden  Einzelnen  aufza- 
hlen, sondern  dasselbe  vielmehr  aus  einer  grösseren  Anzahl  von  gesellschaft- 
lichen Kreisen  besteht,  welche  zwar  als  Gesammtheit  gemeinschaftliche  Rechte 
und  Interessen  besitzen,  zunächst  aber  als  Verschiedenheiten  ihr  eigenes  Han- 
deln, und  also  auch  das  entsprechende  Wollen  und  Dürfen  in  Anspruch  neh- 
men: so  war  damit  auch  unmittelbar  ausgesprochen,  dass  die  Volksvertretung 
in  ihrer  bisherigen  Auffassung  dem  wirklichen  Zustande  des  Volkes  nicht  ent- 
spreche, und  zur  Wahrung  dieser  nächstliegenden  verschiedenen  Rechte  und 
Interessen  sehr  wenig  geeignet  sei,  wenn  sie  ohne  alle  Berücksichtigung  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  aus  der  Gesammtheit  mit  einziger  Berücksichtigung 
der  Kopfzahl  und  der  räumlichen  Eintheilung  des  Gebietes  hervorgehe.  Mit 
anderen  Worten,  es  entstand  aus  der  Lehre  von  der  Gesellschaft  die  Nothwen- 
digkoit,  die  Volksvertretung  nach  den  beiden  zwar  verschiedenen  aber  nicht 
unvereinbaren  Rücksichten  der  Anerkennung  aller  thatsüchlich  vorhandenen 
Besonderheiten  und  der  Alle  umfassenden  Gesammtheit  zu  bilden.  Nur  dann 
war  sie  ein  Bild  der  Wirk hclikeit;  und,  was  wohl  noch  weit  bedeutender  ist,  nur 
dann  war  eine  SicLerheit,  dass  alle  wirklich  vorhandenen,  also  auch  wirkhch 
berechtigten.  Zustände  ihre  eifrige  und  einseitige  Vertretung  finden. 

Da  die  Gesellschaftswissenschaft  selbst  noch  wenig  durchgearbeitet,  na- 
mentlich in  ihren  Einwirkungen  auf  die  bisherige  Staatslehre  kaum  erst  begon- 
nen ist:  so  ist  allerdings  von  einer  vollständigen  Ausbildung  dieser  neuen  Auf- 
fassung von  der  Aufgabe  und  dem  Organismus  der  Volksvertreter  noch  keine 
Rede.  Doch  ist  der  Gedanke  an  sich  schon  seit  längerer  Zeit  von  namhaften 
Staatsgeiebrten  &h  richtig  erkannt  und  in  seinem  Gegensatze  gegen  die  frühem 
Auffassungen  scharf  hervorgehoben.  So  namentlich  von  Liebe  (Der  Grundadel 
und  die  neuen  Verfa&bungen,  1844)  und  von  Stahl  (Rechtüpliilosophie,  2te  Aufl., 
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Bd.  II,  2).  Auch  liegen  bereits  einige  Sonderschiiften  vor,  welche  die  Durch- 
führung im  Einzelnen  besprechen.  Dass  dieselben  in  ihren  Vorschlügen  nicht 
ganz  übereinstimmen,  ist  unter  den  vorliegenden  Umstunden  weder  zu  verwun- 
dem, noch  wolil  ein  Vorwurf;  die  Hauptsache  ist  zunächst  die  Geltendmachung 
der  logischen  und  der  praktischen  Nothwendigkeit.  Diess  aber  ist  nun  gesche- 
hen sowohl  von  dem  ungenannten  Verfasser  der  Abhandlung  „des  Repräsenta- 
tivsystem, seine  Mängel  und  die  Heilmittel"  (in  der  D.  Viert.  J.  Sehr,,  1852,  Nr.  3) ; 
als  in  dem  ausführlichen  Werke  von  A.  Winter,  „Die  Volksvertretung  in 
Deutschlands  Zukunft",  1852.  Beide  stimmen  darin  überein,  dass  sie  für  jeden 
im  concretcn  Staate  vorhandenen  gesellschaftlichen  Kreis  das  Recht  besonderer 
Vertretung  fordern,  und  dass  sie  zwei  Abtheilungen  der  Volksvertretung  noth- 
wendig  finden;  sie  gehen  dagegen  in  der  Beziehung  auseinander,  dass  der  Er- 
stere  das  Hauptgewicht  auf  die  Vertretung  der  einzelnen  Interessen  und  auf 
die  Verhütung  einer  Auflösung  des  Staates  legt,  der  Andere  dagegen  ein  Zu- 
sammenwirken von  Volksmännern  und  von  Staatsmännern  beabsichtigt. 

Ob  einer  dieser  beiden  Gesichtspunkte  der  richtige  ist,  mag  dahin  ge- 
stellt bleiben ;  diess  wird  sich  im  Verlaufe  weiterer  Besprechungen  ergeben.  So 
viel  ist  übrigens  jetzt  schon  gewiss,  dass  es  ein  grosses  Missverständniss  wäre, 
diese  Vorschläge  zur  Umgestaltung  der  Volksvertretung  im  Sinne  des  gesellschaft- 
lichen Organismus  des  Volkes  zu  verwechseln,  sei  es  mit  dem  Wunsche  der 
Anhänger  veralteter  Vorrechte ,  die  mittelalterlichen  Stände  wieder  einzuführen ; 
sei  es  mit  dem,  schon  vor  fast  einem  Menschenalter  iffbhrfach  besprochenen, 
Gedanken,  die  Interessen  und  nicht  die  Rechte  zur  Grundlage  der  Vertretung 
zu  machen;  sei  es  endlich  mit  dem,  im  Leben  und  in  der  Wissenschaft  ge- 
machten Versuche  *) ,  die  Vertretung  der  Gesammtheit  aufzubauen  aus  einer 
sich  immer  weiter  zusi)itzenden  Verti-etung  der  üertlichkeiten.  —  Die  Erstge- 
nannten wollen,  widersinnig  genng,  den  Staat  nicht  nach  dem  Bestehenden, 
sondern  nach  dem  Vergangenen ,  nicht  mit  den  lebenskräftigen  Mitteln  der  Ge- 
genwart, sondern  mit  dem  was  längst  verschwunden  ist,  weil  es  nicht  mehr 
lebensfähig  war .  einrichten.  Aus  demselben  Grunde ,  welcher  jene  Stände  als 
berechtigt  erscheinen  Hess,  als  sie  die  Gesellschaft  bildeten,  können  sie  jetzt, 
da  die  Gesellschaft  thatsächlich  eine  ganz  andere  geworden  ist,  keinen  Anspruch 
mehr  machen.  —  Was  aber  das  sog.  System  der  Interessen  betrifft,  so  liegt 
hier  der  Irrthum  theils  in  der  oberflächlichen  und  nicht  erschöpfenden  Auf- 
fassung des  Volkslebens,  welches  nicht  in  der  Sorge  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  etwa  gelehrter  Bildung  aufgeht;  theils  in  der  falschen  Ansicht,  dass  bei 
einer  Zerlegung    des  Volkes  in  seine  natürlichen  Bestandtheile  die  Rechte  und 


1)  Im  Leben  ist  dieser  Gedanke  versucht  worden,  freilich  auch  gescheitert,  bei  der  an- 
geblichen organischen  Zusammensetzung  der  preussischen  Stände ,  welche  ihre 
Spitze  in  dem  Vereinigten  Landtage  finden  sollte.  In  der  Theorie  vertritt  z.  B. 
Levita  in  seinem  bereits  oben,  S.  284  genannten  Buche  :  „die  Volksverlrelung", 
diese  Richtung. 
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ihre  Wahrung  zurückzutreten  hätten  gegen  die  Interessen,  wälirend  im  Gegen- 
theile  sie  nun  erst  alle  zur  Erkenntniss  kommen  können  und  sollen ;  tlieils  end- 
lich in  der  Unterlassung  jeder  Sorge  für  die  Erhaltung  der  Einheit  des  Staates 
und  für  die  Rechte  und  Interessen  der  Gesammtheit.  —  Mit  der  Vertretung 
der  Oertlichkeiten  endlich  darf  die  aus  dem  ganzen  gesellschsftlichen  Organis- 
mus des  Volkes  hervorgehende  Repräsentation  schon  aus  dem  Grunde  nicht 
für  gleichbedeutend  erachtet  werden,  weil  die  Gemeinden  höchstens  Einer  der 
gesellschaftlichen  Kreise  sind,  und  aus  einer  Durchseiliuug  von  Kirchthurms- 
interessen  weder  ein  Sinn  für  das  grosse  Ganze  noch  für  die  Forderungen  der 
übrigen  besonderen  Lebenskreise  entsteht. 

Auch  in  der  Wissenschaft  ist  kein  sicherer  Blick  in  die  Zukunft  möglich ; 
es  mag  daher  über  das  weitere  Schicksal  dieser  neuesten  Entwicklungsphaso 
der  Lehre  vom  constitutionellen  Staate  nichts  mit  Bestimmtheit  behauptet  wer 
den.  Zweierlei  aber  ist  gewiss.  Einmal,  dass  diese  Wendung  eine  innere  Be- 
rechtigung, ja  Nothwendigkeit  hat.  Zweitens,  dass  die  neue  Auffassung,  wenn 
sie  sich  im  Leben  geltend  machen  sollte,  sehr  gi'osse  Veränderungen  in  den 
bestehenden  Staatseinrichtungen  zur  Folge  hätte. 

5.  Von   der  parlamentarischen  und  der  dualistischen  Hand- 
habung des  constitutionellen  Systemes. 

Noch  ist  aber  zur  Vervollständigung  der  Uebersicht  über  den  Entwick- 
lungsgang des  constitutionellen  Staates  einer  Seite  desselben  Erwähnung  zu  thun, 
welche  zwar  die  ganze  rechtliche  Grundlage  des  Verhältnisses  unberührt  lässf, 
wohl  aber  über  seine  Handhabung  und  seine  Wirkungen  entscheidet.  Es  isi: 
diess  die  in  Fürstenthümern  in  Beziehung  auf  die  Volksvertretung  zu  beob- 
achtende Haltung;  mit  anderen  Worten  die  Wahl  zwischen  dem  parlamentari- 
schen und  dem  dualistischen  Systeme  in  der  Führung  der  Regierung,  nament- 
lich in  der  Wahl  der  obersten  Räthe  der  Krone. 

Unzweifelhaft  liegt  nämlich  in  derjenigen  Auffassung  des  constitutionellet 
Staates,  welche  dem  Fürsten  die  gesammte  Staatsgewalt,  der  Volksvertretung 
aber  die  Wahrung  der  Unterthanen- Rechte  und-  Interessen  zutheilt,  wenig- 
stens die  Möglichkeit  einer  unvermittelten  Disharmonie.  Wenn  nämlicli  der 
Fürst  und  die  Mehrheit  der  Vertreter  über  einzelne  wichtige  Staatshandlungen 
oder  gar  über  die  ganze  Richtung  der  Regierung  entschieden  nicht  einverstan- 
den sind,  so  muss  nicht  nur  vielfaclier  und  ernstlicher  Streit  entstehen,  son- 
dern es  kann  sogar  die  Thätigkeit  des  Staates  in  Beziehung  auf  ganz  wesent- 
liche Fragen  zu  vollkommenem  Stillstand  kommen.  Jeder  Theil  ist  dabei  in 
ßeinem  formellen  Rechte;  allein  die  Wirkungen  eines  solchen  Widerspruches 
sind  nichts  desto  weniger  sehr  beklagenswerth.  Nöthige  Gesetze  kommen  nicht 
zu  Stande;  die  Mittel  zur  Führung  der  Regierung  werden  beanstandet  oder 
ganz  verweigert;  auf  die  Handlungen  der  obersten  Behörden  folgen  Beschwer- 
den,   vielleicht   förmliche  Klagen  von  der  Volkesvertretung;  unter  dem  Hader 
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und  den  gegenseitigen  Beschuldigungen  leidet  das  sittliche  Ansehen  sowohl  des 
Staatsoberhauptes  als  der  Versammlung.  Für  einen  Eichter  aber  oder  für  eine 
sonstige  Ausgleichung  sorgt  der  Organismus  des  constitutionellen  Staates  nicht. 
Soll  nun  der  Staat  nicht  zu  Grunde  gehen,  so  muss  ein  Ausgleichungs- 
mittel gefunden  werden.  Oifenbar  kann  dieses  nur  bestehen  entweder  in  einer 
regelmässigen  Unterordnung  der  Versammlung  unter  die  Ansichten  der  Regie- 
rung ,  oder  in  einer  Führung  der  Staatsangelegenheiten  im  Sinne  der  Wahrheit 
der  Volksvertretung.  Ersteres  ist  nun  aber,  da  von  einem  Befehlen  nicht  die 
Rede  sein  kann,  nu^-  durch  einen  mittelbaren  Einfluss  auf  die  Abstimmungen 
auch  regierungsfeindlicher  Abgeordneten  zu  bewerkstelligen,  welcher  seiner  Seits 
wieder  entweder  durch  Einschüchterung  mittelst  Auflösungen  und  persönli- 
cher Missliebigkeiten,  oder  aber  durch  Einwirkungen  auf  die  Wajden  und 
spätere  Gewinnungen  der  Gewählten  mittelst  angebotener  Vortheile  erreicht 
werden  mag.  Eine  Regierung  im  Sinne  der  Volksvertretung  aber  ist  immer 
und  sicher  vorhanden,  wenn  regelmässig  die  Häupter  der  jeweiligen  Mehrheit  in 
der  Versammlung  in  den  Rath  des  Fürsten  gerufen  und  also  die  Staatsange- 
legenheiten von  ihnen  geführt  werden.  Man  ist  übereingekommen,  die  eben 
besprochene  Regierungsweise  die  parlamentarische  zu  nennen;  viel- 
leicht kann  man  das  andere  System  als  das  dualistische  bezeichnen.  — 
Die  Ergreifung  des  erstgenannten  Mittels  erhält  den  persönlichen  Einfluss 
des  Fürsten  in  seiner  Vollständigkeit.  Dagegen  ist  es  einer  Seits  keineswegs 
sicher,  indem  Einschüchterungs -  und  Gewinnungsversuche  scheitern  können, 
wo  denn  überdiess  schon  der  Versuch  weitere  Uebel  zur  Folge  hat;  anderer 
Seits  verfälscht  es,  wenn  es  gelingt,  den  Gedanken  der  Volksvertretung,  ver- 
dirbt die  Gesinnung  des  Volkes,  namentlich  der  höheren  Klassen,  nützt  die 
zur  Bewerkstelligung  gebrauchten  Beamten  sittlich  ab,  mit  ihnen  aber  die 
Kraft  der  Regierung,  erfordert  endlich  eine  beständige  Erneuerung  der  Mittel 
bei  jeder  frischen  Wahl.  Es  ist  somit  nichts  weniger  als  Gespensterfurcht, 
wenn  man  von  diesem  Systeme,  und  zwar  sowohl  von  seinem  Gelingen  als  von 
seinem  Misslingen,  am  meisten  aber  von  seinem  abwechslungsweisen  Gelingen 
und  Misslingen,  eine  langsame  Zerreibung  des  Staates  fürchtet.  Auch  das 
andere  Mittel  hat  allerdings  seine  Nachtheile.  Durch  jede  Veränderung  der 
Mehrheit  der  Volksvertretung  erhält  '  die  Staatsleitung  ebenfalls  eine  andere 
Richtung;  diese  aber  kann  auch  eine  falsche,  der  Wechsel  ein  allzuschroffer 
oder  häufiger  sein.  Das  Partheiwesen  in  der  Versammlung  und  im  ganzen 
Staate  wird  genährt  und  gesteigert.  Die  obersten  Beamten  sind  vielleicht  Red- 
ner und  Staatsmänner;  nicht  aber  nothwendigerweise  gute  Verwalter.  —  Den- 
noch kann  die  Wahl  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn  man  bedenkt,  dass  hier 
der  Auffassung  des  Volkes  von  seinem  Rechte  und  seinem  Vortheile  volle 
Wirksamkeit  zu  Theil  wird;  dass  ein  auflösender  Dualismus  unter  den  Factoren 
des  Staatswillens  nicht  vorkommen  kann;  dass  die  Widerspruchspartheien  in 
der  Volksvertretung  durch  die  Hinsicht  auf  eine  mögliche  einstige  Uebertra- 
gung  der  Verwaltung  zu  einer  Beschränkung  ihrer  Forderungen   auf  Ausführ- 

r.  Mohl,  Staatswitsensehaft  I.  \Q 
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bares  genötbigt  sind ;  dass  endlich  unter  allen  Umstünden  nur  bedeutend« 
Männer  mit  Leitung  der  Gesclüifte  beauftragt  werden  können.  Richtig  ist  frei- 
lich, dass  bei  diesem  Systeme  die  Person  des  Fürsten  mehr  in  den  Hinter- 
grund tritt;  allein  nicht  nur  bleibt  immerhin  das  monarchische  Princip  ge- 
wahrt, und  überdiess  einem  tüchtigen  und  willigen  Fürsten  ein  sehr  grosser 
persönlicher  Einfluss ;  sondern  es  kann  überhaupt  ein  subjectives  Gefühl  gegen 
den  allgemeinen  Nutzen  nicht  in  Betrachtung  kommen.  Davon  nicht  zu  reden, 
dass  auf  die  Dauer  auch  der  selbstische  Vortheil  des  Fürsten  und  seines  Ge- 
schlechtes sich  weit  besser  bei  einer  Lostrennung  seiner  Person  von  dem 
Tadel  und  Unglücke  der  Regierungshandlungen  befindet,  als  bei  einer  Vernich- 
tung der  sittlichen  Staatskraft. 

Eine  grosse  politische  Naivetät  mag  die  im  Vorstehenden  eröiterten  noth- 
wendigen  Folgen  der  constitutionellen  Einrichtung  unbeachtet  lassen  oder  sie 
ganz  läugnen,  blos  goldene  Früchte  von  dem  Menschenwerke  erwartend ;  allein 
die  Erfahrung  nöthigt  gar  bald  die  Einsicht  auf  und  drängt  zu  einem  Ent- 
schlüsse zwischen  den  beiden  Mitteln  zur  Herstellung  einer  Einheit,  Dicss  zeigt 
denn  auch  die  Geschichte. 

Sobald  in  England  ein  klareres  Bewusstsein  des  constitutionellen  Staates 
erwachte,  wurde  die  Einheit  zwischen  der  Krone  und  dem  Parliamente  durch 
Kegierungseinfluss  angestrebt.  Unter  den  Tudors  gelang  es  vollkommen  durcli 
Einschüchterung;  die  Stuarts  dagegen  unterlagen,  weil  sie  sich  weder  durch 
Gewinnung,  noch  durch  Furcht  die  Mehrheit  für  ihre  Regierungsansichten  zu 
erlangen  wussten.  Seitdem  aber  die  Revolution  von  1688  der  eigenmächtigen 
königlichen  Gewalt  ein  Ende  gemacht  hat,  herrscht  in  England  das  parlamen- 
tarische System  ganz  unbestritten  vor ;  und  hier  hat  es  denn  auch  seine  Folgen 
vollständig  entwickelt.  Einzelne  Nachtheile  lassen  sich  nicht  läugnen ;  allein 
eben  so  klar  ist,  dass  sich  unter  dieser  Regierungsweisc  und  zum  guten  Theile 
durch  dieselbe  Englands  Weltmacht  gegen  Aussen  und  seine  Blüthe,  Festigkeit 
und  Zufriedenheit  im  Innern  gebildet  habe  ^).  —  Ebenso  wird  ohne  Zweifel  der  über 
alle  Erwartungen  glückliche  Verlauf  der  belgischen  Staatsangelegenheiten  vor  An- 
deren der  Weisheit  verdankt,  mit  welcher  ein  staatskluger  König  seine  Stellung  in 
dem  parlamentarischen  Systeme  zu  nehmen  verstanden  hat.  Es  ist  aber  dieses  Bei- 
spiel namentlich  auch  in  der  Beziehung  von  grosser  Bedeutung,  weil  es  zeigt,  wel- 
cher grosse  und  heilsame  Einfluss  einem  tüchtigen  Fürsten  bei  dieser  Regie- 
nmgsweise  bleibt,  r  In  Frankreich  dagegen  wurde  zwar  alsbald  nach  Eintührung 
des  constitutionellen  Staates  im  Jahre  1814  die  Nothwendigkeit  der  Wahl  zwi- 
schen beiden  Mitteln  klar  erkannt ;  allein  es  ist  keine  der  geringsten  Ursachen  des 
Sturzes  zweier  Königsgeschlechter,  dass  sie  nur  den  Schein  einer  parlamentari- 
schen Regierung  annahmen,    in  der  That  und  unter  der  Hand  aber   dem  per- 


1)  In  dem  Augenblicke  des  Abdruckes  dieser  Stelle  kommt  das  merkwürdige  aber 
verwerfliche  Werk:  L.  Bücher,  Der  Parlamentarismus.  Berl.,  1855,  zur  Hand. 
Dasselbe  bestärkt  nur  in  der  oben  angedeuteten  Ansicht  Ausführlicheres  unten, 
in  der  Göfl«hichte  des  englischen  Staatsrechtes,  Bd.  n,  Nr.  IX. 


Parlamentär,  und  dualist.  System.  291 

Bönlichen  Einflüsse  die  Oberhand  zu  verschaffen  suchten.  —  Und  auch  in 
Deutschland  endlich  haben  sicli  die  Folgen  einer  vorheiTSchend  monarchischen 
Handhabung  in  höchst  belehrender  Weise  gezeigt.  Bis  zum  Jahre  1848  war 
hier  in  keinem  der  vielen  constitutionellen  Staaten  an  parlamentarische  Mini- 
sterien zu  denken.  Das  Ergebniss  aber  war :  unaufhörlicher  Hader  zwischen 
den  Regierungen  und  den  Ständen;  gehässige  Einmischungen  in  die  "Wahlen 
und  unsittliche  so  wie  staatsunkluge  Begünstigungen  oder  Verfolgungen  Ein- 
zelner ;  üebertreibungen  und  unmögliche  Verlangen  der  Widerspruchsparteien ; 
schliesslich  allgemeine  Unzufriedenheit  mit  Regierung  und  mit  Ständen  zugleich. 
Dem  im  Jahre  1848  plötzlich  entstandenen  parlamentarischen  Systeme  (welches 
freilich  an  der  frtiheren  Stellung  der  nunmehrigen  Minister  und  an  den  Ueber- 
schwänglichkeiteii  der  Zeit  gleichmässig  litt,)  war  keine  Zeit  zur  Befestigung 
und  Zurechtfindung  vergönnt.  Welche  Folgen  aber  die  Rtlckkehr  zum  Alten 
hat,  zeigt  sich  theils  schon  jetzt,  theils  wird  es,  so  ist  wenigstens  zu  fürchten, 
die  Zukunft  lehren. 

Weniger  als   man  vermuthen  sollte,  hat  die  Wissenschaft  bis  jetzt  zur 
Feststellung  dieser  wichtigen  Frage  gethan.    Doch  ist  sie  nicht  ganz  unerörtert 
geblieben.  —   In  England   freilich  wird   die  Einhaltung  des  parlamentarischen 
Systemes  so  sehr  als  eine  selbstverständliche  Folge  der  bestehenden  Verfassung 
und  der  bestimmt  ausgebildeten  Parteien  betrachtet,  und  es  wird  also  auch  im 
Leben  so  strenge  daran  gehalten,  dass  weder  zui*  ausführlichen  Erörterung  des 
Gedankens  an  sich  eine  Nothwendigkeit,  noch  zm*  Besprechung  der  Folgen  des 
entgegengesetzten  Systemes  eine  Veranlassung   besteht.     Höchstens  finden   sich 
in  den  Denkwürdigkeiten  oder  den  Briefen  der  englischen  Staatsmänner  Er- 
wägungen  darüber,    ob  in  einem   bestimmten  Falle  der  Zeitpunkt  zum  Rück- 
tritte  eines  Ministeriums    oder   zur  Bildung   eines  solchen  bereits  gekommen 
sei;    oder  aber  wird   von  ungeduldigen  Gegnern  ein  Versuch  der  Minister    im 
Amte  zu  bleiben  trotz  der  verlorenen  Mehrheit,  zu  anderen  malen  die  Neigung 
eines  Königs  zu   ungebührlichem  persönüchem  Einflüsse  getadelt.    Der  Grund- 
satz an  sich   bleibt  vorausgesetzt.    —    In  Frankreich  ist  die  Frage    während 
langer   Zeit    nicht    scharf  gestellt   oder   eingehend   besprochen   worden.     Die 
krampfhaften  letzten  Zuckungen  der  Monarchie  Ludwig's  XVI.   kommen    nicht 
in  Betracht ;  und  Napoleon  regierte  bekanntlich  nicht  constitutionell.    Während 
der  Restauration  trat  man  zwar  der  Sache  näher ;  allein  die  einschlägige  Ver- 
handlung drehte  sich  doch   hauptsächlich  nur  um   die  Unabhängigkeit   und  die 
Reinheit  der  Wahlen,  ohne   dass  der  Gegensatz  der  beiden  Systeme  im  Gros- 
sen und  klar  hervorgetreten  wäre.    Man  glaubte  noch,  oder  stellte  sich  wenig- 
stens   zu    glauben,    dass    ein    verfassungsmässiger    und    gedeihlicher  Zustand 
möglich  sei  bei  einem  Ministerium,  welches  weder  aus  der  Mehrheit  der  Volks- 
vertretung hervorgehe,    noch  derselben   seiner  Seits  sicher  sei.     Solche  Gedan- 
kenlosigkeit konnte  denn  auch  nur  zu  hohlem  Gerede  führen.    Erst  unter  der 
Regierung  Louis  Philipp's  kam  also  die  Frage  ernstlich   zur  Sprache.    Da  der 
schlaue  Fürst  mit  überkluger  Feinheit  den  Schein  der  parlamentarischen  Re- 
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gierung  annahm,  zu  gleicher  Zeit  aber  theils  die  Mehrheit  der  Volksvertretung 
nach  seinem  Wunsche  zu  schaffen  versuchte,    theils  sich  im  Ministerrathe  den 
Vorsitz  und    den  überwiegenden  Einfluss  vorbehielt :    so  entstand  die  bekannte 
und  vielfach   in  der  Tagespresse  besprochene  Forderung,  dass  „der  König  re- 
giere, aber  nicht  vei'walten  dtlrfe".    Ein  zugespitztes  Wortspiel,  welches  freilich 
weder  die  Wahrheit,   noch    einen  Grund  enthalt.     Die  Theorie  ist  somit  zwar 
in  Frankreich  besprochen  worden,  allein  nicht  abgelöst   von  den  unmittelbaren 
Tagesfragen  und  von  persönlichen  Beziehungen.  —  Am  deutlichsten  zeigt  es  sich 
in  Deutsclüand,  wie  sehr  die  ganze  Frage  eine  Frucht  längerer  Erfahrung,  und 
so  wenig  von  müssiger  Theorie  erzeugt  ist,   dass  vielmehr  diese  der  Thatsache 
erst  langsam  nachhinkt.     In  Deutschland  nämlich  wäre  in  der  ersten  Zeit  der 
constitutionelleu  Unschuld  eine  Auseinandersetzung  der  in  Frage  stehenden  Alter- 
native geradezu  als  ein  Verbrechen  gegen  das  Ideal  und  als  eine  Verläumdung 
der  Fürsten  sowohl  als  der  Vertretungen  betrachtet  worden.  Die  allein  bestehende 
Lehre  war,  dass   die   fürstliche  Gewalt  gestärkt  werde  sowohl   durch    die  Zu- 
stimmung der  Volksvertretung  zu  den  guten  Absichten,    als  durch  ihre  Verhin- 
derung von  Irrthümern.    Als  sich  aber  bei  längerer  Uebung   allmählig  Zweifel 
aufdrängten,  so  wurde  zuerst  in  den  Ständesäälen  und  in  der  Tagespresse  viel- 
fach Klage  geführt   über  „Schein-Constitutionalismus".     Diese  Auffassung  war 
nun  aber  offenbar  falsch  und  die  Klage  ungerecht.  Die  angebliche  Lüge  bestand 
einfach    in  der  Wahl  eines   der  beiden  einzigen  Ausgleichungsmittel ;   und  die 
Beschwerde  darüber,  dass  die  Regierungen  das  ihnen  zusagendere  ergriffen,  ist 
fast  lächerlich.    Die  wahre  Aufgabe  bestand  nicht  in  einem  Tadel,    sondern  in 
der  Begreifung  der  wirklichen  Sachlage^  und  demgemäss  in  der  Erringung  einer 
Stellung,   welche   ein   parlamentarisches  Ministerium   zur   uothwendigen  Folge 
haben  musste.  Das  Jahr  1848  verschaffte  nun  zwar  dieses  zweite,  den  Rechten  und 
Neigungen  des  Volkes  gemässere  Mittel;   allein   das  Verstündniss  des  constitu- 
tionellen  Mechanismus   war   selbst  jetzt    bei   der  Menge  noch   so  klein,    dass 
der  Eintritt  der  Häupter  der  bisherigen  Widerspruchsparteien  in  die  Ministerien 
fast  für  einen  Verrath  galt,  und  jeden  Falles  Viele,  welche  bisher  in  der  Op- 
position gewesen  waren,  in  solcher  verharrten  auch  gegen  ihre  eigenen  Führer 
und  ihre  bisherigen  Forderungen.     Bewies    diess    doch  Freisinn!    Besser   als 
diese   stumpfen  Anhänger  des  constitutionellen  Staates   begriff  freilich  endlich 
ein  scharfsinniger  Gegner    die  wahre  Frage.      Stahl  sah  wohl  ein,    dass    die 
parlamentarische   Regierung   das    Ziel    des    liberalen  Constitutionalismus    sein 
müsse;  und  desshalb  warnte  er  vor  ihr  schon  im  Jahre  1845  in  seiner  Schrift 
„über  das  monarchische  Princip",  und   noch   entschiedener   und   ausführUcher 
1848   in  seinen  Abhandlungen   über  die   „Revolution   und   die   constitutionelle 
Monarchie".     So   wie  Thiers    das  parlamentarische  System   in    dem   oben  in 
Erinnerung   gebrachten  Gegensatze  auszudrücken   suchte,    so    fasste  Stahl  die 
entgegengesetzte  Lehre,  und  zwar  in  der  That  glücklicher,  in  den  Worten  zu- 
sammen: „Auctorität,  nicht  Majorität".    Natürlich  ist  diese  Lehre  nicht   ohne 
Widerlegung  geblieben.    Unter  Anderm  ist  von  einem  Ungenannten  eine  aus- 
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ffthrliche  Begründung  des  parlamentarischen  Systemes  gegeben  in  einer  Abhand- 
lung der  D.  Viert.-J.-Schrift  :  „Das  Repräsentativsystem,  seine  Mängel  und  die 
Heilmittel"  (1852,  Nr.  3). 

B. 

Literatur  des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes. 

Im  Vorstehenden  sind  die  einzelnen  "Werke  über  constitutionelles  Staats- 
recht nur  dann  genannt  worden,  wenn  sie  entscheidend  waren  für  eine  der 
Entwicklungsphasen  der  Wissenschaften  oder  etwa  als  bezeichnende  Beispiele 
einer  solchen.  Zur  genaueren  Kenntniss  dieses  Theiles  der  staatswissenschaft- 
liclien  Literatur  ist  nun  aber  auch  eine  vollständigere  und  in  die  besonderen 
Eigenthümlichkeiten  eingehende  Aufzählung  nöthig;  diese  aber  wird  eine  leich- 
tere Uebersicht  und  zu  gleicher  Zeit  eine  vielseitigere  Auffassung  gewähren, 
wenn  sie  nicht  nach  den  Abschnitten  der  Geschichte,  sondern  nach  dem  Ge- 
genstande und  der  Behandlung  geordnet  ist.  Die  Beziehung  zur  Entwicklung 
ergiebt  sich  leicht  bei  jedem  Buche  nach  dem,  was  über  dessen  Inhalt  und 
Methode  zu  sagen  ist.  Demnach  ist  im  Folgenden  die  Literatur  eingetheilt  in : 
1)  geschichthche  Werke;  2)  Erörterungen  des  allgemeinen  Grundsatzes; 
3)  Systeme ;  4)  Monographieen ;  5)  Schriften  der  Gegner.  Einen  Anhang  bilden 
die  Schriften  über  das  gesetzliche  Widerstandsrecht. 

1.     Geschichte    des    allgemeinen    constitutionellen    Staats- 
rechtes. 

Es  leuchtet  ein,  dass  die  geschichtliche  Entwickelung  des  constitutionellen 
Rechtes  auf  doppelte  Weise  möglich  ist.  Entweder  mag  an  den  Ereignissen  in 
den  verschiedenen  constitutionellen  Staaten  das  Wesen  der  Staatsart  und  die 
allmählige  Ausbildung  ihrer  einzelnen  Anstalten  und  Grundsätze  gezeigt 
werden,  so  dass  sich  nicht  nur  der  ganze  Gang  dieses  Theiles  der  Staats-  und 
Weltgeschichte  übersichtlich  darlegt,  sondern  auch  die  Bedeutung,  Häufigkeit 
und  Wirkung  jedes  einzelnen  Gliedes  des  Organismus  aus  der  Erfahrung  er- 
hellt. Oder  aber  kann  die  Geschichte  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des 
Gedankens  an  der  Reihenfolge  der  Bücher  und  durch  eine  Beurtheilung  der- 
selben nachgewiesen  werden.  In  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  wird 
ein  ansprechendes  Stück  Geschichte  des  menschlichen  Geistes  und  ein  wesent- 
licher Beitrag  zum  richtigen  Verständnisse  der  Theorie  des  constitutionellen 
Rechtes  gegeben,  und  beiderlei  Auffassungen  sind  eine  schöne  Aufgabe  ftir  ei- 
nen gelehrten  politischen  Schriftsteller. 

Mit  Recht  mag  man  sich  daher  wundern,  dass  der,  überdiess  den  Be- 
dürfnissen und  der  Theilnahme  der  Gegenwart  so  nahe  liegende,  Gegenstand 
verhältnissmässig  so  wenig  und  zum  grossen  Theile  so  ungenügend  bearbeitet 
ist.    Kaum  lassen  sich  einige  wenige  Werke  auffinden,  welche,   über  die  Ge- 
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schichte  des  einzelnen  constitutionellen  Staates,  z.  B.  £np^lands,  hinausgehend, 
die  Gesammterscheinung  in's  Auge  fassen ;  und  diese  sind  meistens  misslungen. 
Zuerst  hat  sich  Sebastian  Brendel  an  die  Aufgabe  gewagt  *) ;  allein 
offenbar  ohne  das  entsprechende  Maass  von  Gedanken  und  Kenntnissen.  Scheu 
das  Zurückgehen  auf  das  griechische  und  römische  Staatswesen  und  die  Auf- 
fassung der  Volksversammlungen  und  der  Senate  als  wenigstens  verwandte 
Staatseinrichtungen  beweist  Mangel  an  Einsicht  in  das  Wesen  sowohl  des  an- 
tiken als  des  modernen  Staates  und  Unklarheit  über  den  Begriff  der  Volksver- 
tretung. Das  Mittelalter  wird  kurz  und  obei-flächlich  abgefertigt,  somit  der 
geschichtliche  Anknüpfungspunkt  vernachlässigt.  Endlich  ist  selbst  die  Dar- 
stellung der  neueren  constitutionellen  Einrichtungen,  die  Englands  an  der 
Spitze,  sehr  äusserlich  und  berücksichtigt  nur  Einzelnes.  Namentlich  ist  das 
über  die  Vereinigten  Staaten  Bemerkte  nur  ein  verkehrtes  Gerede,  aus  dem 
sich  das  Nichtverständniss  des  Verfassers  kläglich  herausstellt.  Die  gegen  das 
Ende  gegebene  theoretische  Darstellung  der  constitutionellen  Monarchie  ist.  im 
Geiste  des  landesüblichen  Liberalismus,  wohl  gemeint,  selten  in  den  Forderun- 
gen übertrieben ,  und  zuweilen  selbst  ganz  gesunden  und  practischen  Sinnes ; 
allein  ohne  Tiefe  und  staatsmännisclien  Blick.  Von  der  Literatur  und  wissen- 
schaftlichen Entwickelung  ist  keine  Rede ;  und  das  Ganze  mag  somit  im  besten 
Falle  als  ein  Anfang  anerkannt  und  desshalb  entschuldigt,  niemals  aber  be- 
lobt werden. 

Kaum  des  Nennens  werth,  trotz  des  volltönigen  Titels,  ist  ein  weit  an- 
gelegtes, allein  lange  nicht  zu  Ende  geführtes  Buch  von  Flathe  ^).  Der 
bei  weitem  grössere  Theil  desselben  besteht  aus  einer  gewöhnlichen  Geschichte 
der  grossen  französischen  Umwälzung  bis  zum  18.  Brumaire.  Die  Einleitung 
aber,  welche  die  Entstehung  und  Verbreitung  des  neuen  Staatsgedankens  er- 
klären soll,  ist  nur  oberflächliches  Hin-   und  Hergeredc. 

Es  ist  oben,  S.  137,  Note  1),  des  wunderlichen  Buches  von  Buss  •)  be- 
reits Erwähnung  gethan.  Hier  wird,  und  zwar  in  der  Form  einer  die  Haupt- 
schrift um  mehr  als  das  fünffache  an  Umfang  übertreffende  Vorrede,  die  Ge- 
schichte und  die  Literatur  des  neuzeitlichen  Staates  in  der  buntesten  Mischung 
aller  Gesichtspunkte  und  Gegenstände  besprochen.  Uniäugbar  ist  in  dieser 
massenhaften  Aufhäufung  von  Stoff  manches  Brauchbare  auch  zur  Geschichte 
des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes,  und  zwar  sowohl,  was  die  Er- 
eignisse in  dem  Leben,  als  was  die  Erscheinungen  in  der  Literatur  betrifft; 
i^ein    theils   ist   das  Vorhandene   nicht  verarbeitet  zu  einem  überlegten  und 


1)  Brendel,  S.,  Das  Wesen  und  der  Werth  der  National-RepräscntaUon  ...  I.  II. 
Bamberg,  1816—17. 

2)  Flathe,  L. ,  Geschichte  des  Kampfes  zwischen  dem  alten  und  dem  nenen  Ver- 
fassungsprincip  der  Staaten  der  neuesten  Zeit.     I.  II.     Leipz.,  1833. 

3)  Boss,  F.  J.,  GeschicBte  der  StaaUwissenschafl,  dargestellt  nach  den  wichtigsten 
Entwicklangen  derselben  in  6taat  und  Schule,  als  vorwortliche  Einleitung  zn  einer 
obMiven  Staatslehre.  L  D.    Freibg.  u.  Karlsr.,  1839. 
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ein  bestimmtes  Ergebniss  gewährenden  Ganzen,  thcils  lassen  sich  selbst 
die  einzelnen  Bnichstücko  nur  mit  äusserster  Mühe  und  fast  nur  durch  einen 
glücklichen  Zufall  auffinden  in  dem  völlig  planlosen  Durcheinander.  Es  ist 
unmöglich,  aus  reichlichem  Stoffe,  bei  vielseitiger  Keuntniss  und  lebhafter  Auf- 
fassung ein  weniger  überlegtes,  schlechter  ausgeführtes,  somit  unbrauchbareres 
Buch  zu  schaffen,  als  diese  längste  aller  Vorreden  ist. 

Klar  zwar  und  geordnet ,  allein  von  unbegreiflich  geringem  Inhalte  ist 
Bülau's  Schilderung  der  in  den ' dreissiger  Jahren  vorgegangenen  Veränderun- 
gen der  constitutionellen  Einrichtungen  in  Europa  •).  War  schon  die  endlose 
Reihenfolge  von  Auszügen  aus  den  Verfassungs-Ürkunden  Europa's  und  Ame- 
rika's  eine  der  schwächsten  und  geistlosesten  Theile  der  Pölitz'schen  „Staats- 
wissenschaften im  Lichte  unserer  Zeit,"  so  ist  in  der  That  eine  Ergänzung 
und  Fortsetzung  gerade  dieses  Abschnittes  gar  nicht  zu  erklären.  Zu  welchem 
denkbaren  Zwecke  können  diese  obertiüchhchen  und  willkürlichen  Abkürzungen 
von  Gesetzen  dienen,  aus  welchen  weder  der  "Wortlaut  und  die  Einzelnheiten  der 
Bestimmungen,  noch  aber  auch  der  Geist  derselben  und  die  Entwicklung  des 
Gedankens  erhellen,  denen  eben  so  wenig  Literatur  als  Geschichte  beigege- 
ben ist? 

Erst  das  jüngste  "Werk  über  die  Geschichte  des  constitutionellen  Staates 
ist  mit  Anerkennung  und  Achtung  zu  nennen ;  und  wenn  es  auch  selbst  nicht 
allen  Forderungen  cutspricht,  so  eröffnet  es  doch  eine  grosse  Bahn  und  wird 
Nachfolge  und  Besprechung  erwecken.  Es  ist  diess  aber  Guizot's  Geschichte 
der  Entstehung  der  Repräsentativ-Verfassnng  *).  —  Das  Buch  macht  den  Leser 
allerdings  in  mehr  als  Einer  Beziehung  stutzig.  Vorerst  trägt  es  in  Form  und 
Inhalt  gar  zu  deutliche  Spuren  seiner  Entstehung.  Die  ehemaligen  Vorlesungen, 
welche  der  berühmte  Verfasser  in  den  Jahren  1820—21  in  Paris  hielt  und  später 
nur  überarbeitete,  enthalten  an  Belehning  über  Fragen  des  praktischen  con- 
stitutionellen Rechtes  so  viel,  als  für  Zuliörer  passend  war.  Für-  den  jetzigen 
Zweck  dagegen  wohl  etwas  zu  viel;  und  auch  die  rednerische  Bewegung  sieht 
gelegentlich  noch  durch.  Sodann  ist  der  Titel  umfassender  als  der  Inhalt.  Da  der 
Verfasser  in  der  ständischen  Verfassung  des  Mittelalters  den  geschichtlichen 
Ursprung  der  Volksvertretung  erblickt,  (was  freilich  in  unmittelbarem  Zusam- 
menhange nur  in  England  der  Fall  ist,)  so  wäre  zur  vollständigen  Erschöpfung 
des  Nachweises  die  Geschichte  der  Stände  bei  allen  europäischen  Völkern 
nöthig  geworden ,  vor  allen  die  Deutschlands  ,  als  des  ursprünglichen  Stamm- 
landes der  ganzen  Einrichtung.  Es  wird  aber  nur  die  Verfassungsgeschichte 
der  Angelsachsen,  der  Franzosen,  der  spanischen  "Westgothen ,  vomämlich  aber 


1)  Bülau,  F.,  Darstellung:  der  europ.  Verfassungen  in  den  seit  1828  darin  vorge- 
gangenen Veränderungen.  Lpz.,  1841.  A.  u.  d.  T.  Pölitz,  das  positive  euxo- 
päische  Staatsrecht  nach  den  Verfassungs-Urkunden.    Ergänzungsband. 

2)  Guizot,  Histoire  des  origines  du  gouvernement  repr^sentatif.  I.  II.  Brux.  et  Lpz., 
1851. 
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die  englische  seit  den  Normannen  bis  zur  Thronbesteigung  der  Stuarts  gegeben. 
Endlich  wird  man  sich  nicht  leicht  mit  der  ganzen  Grundanschauung  über  Volksver- 
tretung einvei-standen  erklären.  Guizot  zufolge  ist  nämlich  nur  eine  vernünf- 
tige Regierung  rechtmässig;  da  aber  von  einer  einzeln  stehenden  Gewalt  Ver- 
nunftmässigkeit  nicht  erwartet  werden  kann,  vielmehr  jede  unbeschränkte  Herr- 
schaft dem  Missbrauche  zuneigt:  so  rauss  in  jeder  Staatsforni  die  Mitwirkung 
anderer  Kräfte,  al»  des  zunächst  herrschenden  Principes ,  zur  Erreichung  der 
Vernunftmässigkeit  aufgesucht  werden.  Diese  Beschränkung  der  regierenden 
Gewalt  ist  denn  die  „Repräsentation,"  welche  in  sehr  verschiedenen  Formen 
auftreten  kann,  aber  überall  als  nothwendige  Eigenschaften  Trennung  der  Ge- 
walten, Wahl  und  Oeffentlichkeit  haben  muss.  Endlich  wird  es  wohl  manchem 
Leser  auffallen,  dass  in  der  ganzen  Entwicklung  weder  der  Gesellschaft  und 
ihres  Verhältnisses  zur  Volksvertretung,  nach  der  Literatur  und  ihres  Einflus- 
ses auf  die  Entwicklung  des  constitutionellen  Staates  irgend  gedacht  ist.  — 
Von  einer  äusserlich  und  dem  Inhalte  nach  vollendeten  Lösung  der  Aufgabe 
ist  somit  keine  Rede.  Dennoch  macht  das  "Werk,  wie  immer  es  zugeschnitten 
sein  mag,  einen  gi'ossen  Eindi'uck.  Es  ist  überreich  an  Thatsachen,  einzelnen 
und  fruchtbaren  Gedanken  und  weiten  Ueberblicken.  Jeder  sieht  die  Hand 
des  grossen  Meisters  in  der  Behandlung  des  Stoffes,  und  erkennt  den  selbst- 
ständigen und  staatsmännischen  Denker  in  der  tiefen  Auffassung  des  Ganzen 
und  einzelner  Fragen.  Man  muss  sich  immer  wieder  fragen,  ob  hier  der 
nämliche  Gegenstand  besprochen  wird ,  welchem  jene  kleinen  Geister  so  wenig 
gerecht  wurden. 

2.   Erörterungen  des  allgemeinen  Grundsatzes. 

Die  Zahl  der  Versuche,  das  Wesen  des  constitutionellen  Staates  und 
seine  obersten  Grundsätze  genau  festzustellen,  ist  begreiflicherweise  sehr  gross. 
Nicht  nur  muss  jedes  System,  welches  nicht  in  die  Luft  gestellt  sein  will, 
damit  beginnen;  sondern  es  ist  die  Beantwortung  der  Frage  an  sich  eine 
wichtige  Aufgabe  für  Wissenschaft  und  Leben.  Namentlich  liegt  das  Bedürf- 
niss  zu  solchen  Eröterungen  da  nahe,  wo  eine  Verfassung  mit  Volksvertre- 
tung erst  eingeführt  worden  ist,  und  somit  von  dem  Verständnisse  der  neuen 
Einrichtung  die  Zufriedenheit  mit  derselben  und  ihre  richtige  Anwendung  ab- 
hängt. Diess  erklärt  denn  auch,  dass  sich  solche  Erörterungen  an  jeden  belie- 
bigen Bildungsgrad  wenden  können,  und  dieselben  von  den  gemeinverständlich- 
sten, um  nicht  zu  sagen  plattesten,  Sätzen  bis  zu  den  höchsten  Erwägungen 
des  Rechtes  und  der  Staatskunst  aufsteigen. 

Eine  lückenlose  Aufzählung  aller  dieser  Abhandlungeu  wäre  eben  so  end- 
los als  unerquicklich;  und  es  genügt  wohl  für  alle  Zwecke,  wenn  von  den 
verschiedenen  Auffassiugen  je  einige  Beispiele  gegeben  werden.  Natürlich  ist 
es  die  Absicht,  immer  die  bemerkcnswertheren  jeder  Gattung  zu  wählen;  allein 
fttr  eine  vollständige  Ausführung  kann  und  will  nicht  eingestanden  werden. 
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Zuerst  mögen  denn  diejenigen  Schriften  genannt  sein,  welche  dass  Ver- 
hältniss  des  constitutionellen  Gedankens  zu  den  mittelalterlichen  ständischen 
Einrichtungen  erörtern.  Sie  sind  freilich  unter  sich  wieder  sehr  verschieden.  — 
Einige  setzen  sich  einfach  vor,  das  Dasein  und  die  Art  dieser  Verschiedenheit 
zu  erweisen,  ohne  daraus  unmittelbar  weitere  Schlüsse  zu  ziehen.  Diess  hat 
zuerst  der  Verfasser  des  gegenwärtigen  Werkes  in  einer ,  allerdings  sehr  un- 
vollkommenen, Jugendarbeit  versucht  ').  Später  hat  F.  A.  (von  Campe)  den- 
selben Weg  eingeschlagen;  ausgerüstet  mit  mehr  Stoff  und  Erfahrung,  aber 
kaum  selbstständiger  und  bedeutender  in  der  Auffassung  ').  Vor  Allem  wird 
die  allgemeine  Volksvertretung  von  ihm  in  ein  ganz  falsches  Licht  gestellt, 
indem  sie  als  Folgerung  aus  der  Volkssouveränetät  aufgefasst  ist.  —  Andere 
erkennen  den  Unterschied  an,  benützen  aber  denselben,  um  sich  gegen  den 
constitutionellen  Staat  zu  erklären,  nur  die  ständische  Verfassung  als  eine  be- 
rechtigte und  eine  heilsame  erkennend.  Jener  geht  ihnen  zu  weit  in  seinen 
Freiheitsforderungen  und  in  der  Beschränkung  der  fürstlichen  Gewalt,  beruht 
wohl  gar  auf  einem  falschen  Grundgedanken.  Als  Wortführer  dieser  An- 
sicht mag  z.  B.  Kamptz  genannt  werden,  welcher  noch  in  seiner  letzten 
schriftstellerischen  Arbeit,  einem  tödlich  breiten  und  doch  nicht  gründlichen 
Buche  ä),  die  Einführung  einer  Volksvertretung  (namentlich  allgemeiner 
Reichsstände  in  Preussen)  durch  den  Beweis  abzuwenden  suchte,  dass  die  alten 
Stände  keine  Gesammtvertretung  gewesen  seien,  und  die  Stände  einzelner  all- 
mählig  erworbener  Länder  nicht  von  selbst  zu  einer  allgemeinen  Reichsver- 
sammlung zusammentreten.  Wie  wenn  Jenes  behauptet,  dieses  verlangt  wor- 
den wäre!  Und  als  ob  die  Einfühi-ung  eines  neuen  Staatsgedankens  niemals 
eine  Berechtigung  haben  könnte!  —  Dritte  endlich  geben  einen  wesentlichen 
Unterschied  zwischen  altständischcr  und  constitutioneller  Verfassung  gar  nicht 
zu,  sondern  sehen  in  den  neuen  constitutionellen  Einrichtungen  nur  theilweise 
Verbesserungen  oder  Wiederbelebungen  der  früheren  Stände.  Dass  diese 
handgreiflich  falsche  Auffassung  zu  nichts  Gutem  führt,  begreift  sich  leicht,  sei 
es  nun,  dass  sie  sich  lediglich  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  hält,  oder 
gar  im  Leben  geltend  zu  machen  sucht.  Von  ersterer  Richtung  ist  Pö- 
litz  ein  bezeichnendes  Beispiel,  wenn  er  sich  in  einer  seiner  zahllosen  Schrif- 
ten *)  die  Aufgabe  stellt  ,  das  Wesen  des  constitutionellen  Staates  zu  erörtern, 
dabei  denn  aber  findet,  dass  zwar  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  diesen 


1)  Mohl,   R. ,   Discrimen    ordinum    provincialium    et    constilutionis    repraesentativae. 
Tub.,  1821. 

2)  F.  A.  (von  Campe,)    Die    Lehre   von   den    Landständen    nach    dem    gemeinen 
deutschen  Staatsrecht.     Lemgo,  1841. 

3)  Kamptz,  v. ,    Abhandlungen  aus    dem  deutschen   und   dem  preussischen  Staats- 
recht. Bd.  I :  Landstände,  allgemeine  Stände,  preussische  Constitution.  Berl.,  1846. 

4)  Pölitz,  K.  H.  L,  Das  constitutionelle  Leben  nach  seinen  Formen  und  Bedingun- 
gen.   Lpz.,  1831. 
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und  den  mittelalterlichen  Ständen  nicht  bestehe,  dennoch  aber  von  dei*  Ent- 
werfung schriftlicher  Verfassungsurkunden  eine  neue  Aera  der  menschlichen 
Entwicklung  erwartet,  welche  ewig  dauern  werde,  wie  die  der  geschriebenen 
Religiousurkunden !  Wie  unbefriedigend  aber  diese  Auffassung  in  ihrer  An- 
wendung auf  das  Leben  selbst  in  der  Hand  eines  kräftigen  und  geistreichen 
Mannes  Ist,  beweisen  am  besten  die  Vorschläge  Stein's  *).  Mag  hier  auch 
der  Hass  gegen  fürstliche  Willktirherrschaft  und  gegen  gewaltthätiges  und 
stumpfes  Beamtenthum  noch  so  gross  sein;  und  mag  der  Gedanke,  die  Ver- 
tretung des  ganzen  Staates  nur  aus  einer  selbstständigen  Stellung  der  Gemein- 
den und  Provinzen  hervorgehen  zu  lassen.  Alles  für  sich  haben:  so  gelingt  es 
doch  selbst  diesem  gewaltigen  Manne  nicht,  auf  der  Grundlage  der  alten  stän- 
dischen Rechte,  namentlich  eines  Vorherrschens  des  begüterten  Adels,  etwas 
Befriedigendes  zu  erbauen.  Und  wenn  etwa  eingewendet  werden  wollte,  dass 
überhaupt  ein  bedeutender  Theil  der  Freiheitsidecn  Stein's  aus  hoher  Selbst- 
schätzung  und  Adelsstolz  bestanden  habe,  und  er  sehr  weit  entfernt  gewesen  sei 
von  der  Anerkennung  der  gleichen  staatlichen  Berechtigung  und  Bedeutung  Al- 
ler: so  ist  eben  diess  der  unwiderleglichste  Beweis,  dass  der  ständische  Orga- 
nismus des  Mittelalters  und  der  constitutionelle  Staat  wesentlich  verschieden 
sind,  weil  sie  auf  ganz  verschiedenen  Voraussetzungen  beruhen. 

Eine  zweite  zahlreiche  Klasse  von  Schriften  über  das  "Wesen  des  consti- 
tutionellen  Staates  findet  den  Kern  der  Sache  in  der  B  e  s  c  h  r  ä  n  k  u  n  g  •  der 
Staatsgewalt  durch  ein  Organ  des  Volkswillens.  Es  soll  also  nicht  die  ganze 
Macht  der  Gesammiheit  grundsätzlich  in  den  Händen  des  Oberhauptes  bleiben 
und  nur  gegen  Misshrauch  ausnahmsweise  Vorkehrung  getroffen,  sondern  viel- 
mehr der  Inhaber  der  Staatsgewalt  durch  eine  allgemeine  Schwächung  und 
Umgränzung  derselben  in  die  Unmöglichkeit  einer  Verletzung  der  Bürger  ge- 
setzt werden.  In  diese  Kategorie  gehören  natürlich  vor  Allem  die  säramtlichen 
Anhänger  der  Theorie  von  der  Gewaltentheilung.  Allein  es  finden  sich  noch 
gar  manche  andere  Gedanken  und  Vorschläge.  So  stellt  z.  B.  His  in  einer 
geistreichen,  allein  von  unbewiesenen  und  geradezu  falschen  Sätzen  wimmelnden 
Schrift')  die  Monarchie  als  die  leitende,  die  Aristokratie  und  Demokratie  aber 
als  die  nothwendigen  beschränkenden  Mächte  dar.  Jeder  der  drei  Bestand- 
theile  soll  mittelst  einer  Versammlung  handeln,  namentlich  die  Monarchie  durch 
eine  Kammer  der  Initiative,  u.  s.  w.  —  «Für  Thilo  ^)  ist  die  Verfassung  die 
beständige  Rechtsvorschrift,  der  Staat  aber  ein  absoluter,  wenn  die  Befugniss^ 
das  Recht  zu  ermitteln,  der  Regierung  allein  zusteht,  und  ein  constitutioneller, 
wenn   das    Volk    hieran    Antheil   nimmt.      Fürst   und   Volk  sind    die    beiden 


1)  Denkschrinen    des  Ministers    Freiherrn    von    Stein    über    deutsche    Verfassung. 
Herausgegeben  von  Pertz.    Berl.,  18ti^. 

2)  His,  Gh.,  De  la  roonarchie  rcprdsentative.     Par.,  1829. 

3)  (Thilo,)  Was  ist  Verfassung  und  was  Yolksrepräsenlalion?     Bresl.,  1836. 
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Staatsmächte,  deren  jeder  eine  Wirksamkeit  gcbtihrt. —  Witzleben  V)  findet 
eine  Beschränkung  grundsätzlich  nothwendig  und  gerechtfertigt,  weil  zwar  das 
Staatsoberhaupt  dem  Ideale  nach  ganz  unbeschränkt,  sittlich  frei,  ist,  in  der 
Wirklichkeit  jedoch  keine  Sicherheit  gegen  eine  Ablenkung  des  Fürsten  zum 
Unrecht  besteht.  Da  aber  die  beiden  Hauptrichtungen  seiner  Wirksamkeit  Ge- 
setzgebung und  Vollziehung  sind,  so  ist  auch  in  beiden  Beziehungen  Beschrän- 
kung erforderlich.  Volksvertretung  ist  somit  ein  Uebel,  aber  ein  in  der  Wirk- 
lichkeit unvermeidliches. 

Nach  einer  dritten  Auffassung  mtlssen  die  verschiedenen  Principien,  wel- 
che menschliches  Zusammenleben  ordnen,  durch  bestimmte  Träger  im  Staate 
vertreten  sein.  Im  constitutionellen  Staate  hat  nun  auch  die  Volksvertre- 
t^ung  eine  solche  Aufgabe  zu  lösen,  sei  es  die  Gesammtheit  derselben  eine  ge- 
meinschaftliche Aufgabe,  sei  es  jede  der  Kammern  eine  besondere.  So  setzt 
z.  B.  Möhl  in  einer  gut  geschriebenen,  von  reichlicher  Belesenheit  zeugenden, 
aber  nicht  in  das  Wesen  der  Sache  eindringenden  Schrift  *)  auseinander,  dass 
zur  Herstellung  eines  zufriedenstellenden  Staatslebens  die  beiden  Principien 
der  Ordnung  und  der  Freiheit  zu  wirken  haben,  von  diesen  aber  das  Fürsten- 
thum  für  die  Ordnung,  die  ^tände  für  die  Freiheit  sorgen.  Wenn  dabei 
Wunsch  und  Neigung  des  Verf.'s  dem  ersteren  Principe  die  Oberhand  zuwei- 
sen, und  folglich  die  Wirksamkeit  der  Stände  in  die  möglich  engsten  Schranken 
gebannt  wird:  so  ist  diess  natürlich  nur  subjective  Ideosynkrasie.  Ebenso  gut 
könnte  aus  demselben  Gedanken  ein  Vorwiegen  der  Freiheit,  oder,  besser  als 
Beides,  ein  Gleichgewicht  beider  Principien  abgeleitet  werden.  —  Auch  wäre 
es  nicht  schwer,  Regierung  und  Volksvertertung  mit  anderen  bewegenden 
Kräften  zu  vergleichen;  etwa  mit  Beharren  und  Bewegung,  oder  mit  Vernunft, 
Verstand  und  Einbildungskraft  u.  s.  w.  Alles  mehr  oder  weniger  schillernde 
Spiele  des  Scharfsinnes,  aber  keine  Grundlagen  für  ein  Rechtssystem. 

Solch'  naturphilosophischem  Gsbahreu  gerade  entgegengesetzt  sind  jene 
Begründungen  des  constitutionellen  Staatsrechtes,  welche  aus  einem  praktischen 
Zwecke  Dasein  und  Berechtigung  ableiten ,  und  folglich  die  Bedeutung  dieser 
Staatsform  nicht  in  einer  Analogie  mit  kosmischen  Gesetzen,  sondern  in  der 
Beseitigung  gewisser  Uebelstände  des  neuzeitlichen  Rechtsstaates  finden.  Auch 
auf  dieser  rein  verständigen  Gnmdlage  gehen  jedoch  die  Ansichten  wieder 
manchfach  auseinander.  —  Einigen  z.  B.  erscheint  die  Volksvertretung  als  der 
nächste  Ersatz  der  Republik,  wo  solche  aus  anderweitigen  Gründen  nicht  ein- 
führbar ist.  Für  diesen  Fall  wird  denn  die  möglichste  Ausbildung  der  Frei- 
heitsrechte gefordert;  und  zwar  nicht  etwa  blos  die  Umgebung  des  Thrones 
mit  einigen   republikanischen   Institutionen,    sondern  vielmehr    die   Ausbildung 


1)  Witz  leben,  C.  D.  v.,  Die  Gränzen  der  Volksrepräsentation  in  der  constitutionel- 
len Monarchie.     Lpz.,  1847. 

2)  Möhl,  A,,  Ueber  das  Repräsentativ-System.    Mannh,,  1840. 
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des  constitutionellen  Staates  als  Republik  mit  einer  monarchischen  Institution. 
So  namentlich  Zöpfl  ').  —  Andere  begnügen  sich  mit  der  Vertheidigung  der 
wesentlichen  Menschen-  und  Bürgerrechte,  ohne  wesentliche  Beeinträchtigung 
der  ftlrstlichen  VoUgcwalt.  Unter  den  Vorfechtem  dieser  Auffassung,  welche 
jetzt  weit  die  verbreitetste .  namentlich  aber  (wie  diess  oben  S.  281  fg.  bereits 
näher  erörtert  wurde,)  die  Grandlage  der  sämmtlichen  neueren  Verfassungs- 
Urkunden  ist,  möchten  namentlich  Daunou  ^)  und  Cherbuliez  *)  auszu- 
zeichnen sein.  Nicht  etwa,  weil  nicht  noch  in  vielfachen  anderen  Schriften,  so- 
wohl Systemen  als  Monographien  über  das  Princip,  derselbe  Gedanke  ge- 
schickt ausgeführt  wäre;  sondern  weil  die  beiden  geistreichen  Staatsgelehrten, 
mit  vollem  Rechte,  die  Volksvertretung  nur  als  ein  Glied  in  einer  Reihe  von 
Anstalten  zum  Schutze  gegen  eine  schlecht  unterrichtete  oder  übelwollende 
Regierungsgewalt  betrachten.  Daunou  verlangt  zur  Sicherung  der  von  ihm 
näher  bezeichneten  staatsbürgerlichen  Rechte:  Geschworene;  unabsetzliche 
Richter;  zweckmässig  und  frei  gewählte  Volksvertreter.  Cherbuliez  aber  unter- 
scheidet zwischen  vorgängigeu  und  nachfolgenden  Sicherangsmitteln.  Unter 
jenen  versteht  er  die  Bezeichnung  tüchtiger  Männer  theils  durch  Wahl,  theils 
durch  bestimmte  gesetzliche  Eigenschaften  ;  unter  diesen  theils  Trennung  der  Ge- 
walten, theils  rechtliche  und  politische  Verantwortung.  Man  mag  vielleicht  nicht 
mit  allen  seinen  Sätzen  einverstanden  sein;  allein  das  Buch  ist  an  Klarheit 
der  Methode  und  Schärfe  der  Beweisführung  ein  Meisterwerk. 

3.  Systeme  des  constitationellen  Staatsrechtes. 

Bei  der  Ausarbeitung  der  vollständigen  Systeme  des  constitutionellen 
Staatsrechtes  lag  mehr  als  Eine  Absicht  zu  Grunde.  Zum  Theile  sollte  durch 
Entwicklung  der  sämmtlichen  Folgerungen  eines  Principes  nur  dessen  theore- 
tische Richtigkeit  und  vollständige  Anwendbarkeit  gezeigt  werden,  ohne  dass 
damit  weiter  als  eine  allgemeine  Empfehlung  zur  praktischen  Berücksichtigung 
beabsichtigt  wäre.  Solche  Arbeiten  gehören  denn  in  das  Gebiete  der  reinen 
■Wissenschaftlichkeit.  Theils  aber  ist  es  dabei  auf  einen  unmittelbaren  Rath 
zur  Begründung  einer  neuen  Gesetzgebung  in  einem  bestimmten  Staate  abge- 
sehen. Die  systematische  Form  ist  dann  nur  das  bequeme  Mittel  zur  über- 
sichtlichen Besprechung;  und  leicht  schlägt  sie  sogar  in  diesem  Falle  um  in 
einen  vollständigen  Verfassungs- Entwurf  mit  Gesetzestext  und  erläuternden 
Noten.  Theils  endlich  sind  die  Systeme  nur  der  idealisirte  Inhalt  wirklich  be- 
stehender Grundgesetze,  welchen  auf  diese  Weise  Verbesserungen  im  Einzelnen 


1)  Zöpfl,  H.,  CoDstitutionellc  Monarchie  und  Volkssouveränelät.     Frankf.,  1848. 

2)  Daunou,  P.  C.  F.,    Essai  s.  I.  garanties  iDdividuclles ,    que  rcclamc  l'clat  acluel 
de  la  9oci6li.     Par.,   1819. 

3)  Cherbuliez,  A.,  Theorie  des  g^araoties  consUtulioDelles.  1.  11.  Par.  et  Gen.,  1838. 
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nahe  gelegt  und  wohl  auch  Anhänglichkeit  mittelst  eines  Nachweises  ihrer  theo- 
retischen Vortrefflichkeit  verschafft  werden  soll.  In  der  Regel  ist  ihr  Inhalt 
bestimmt  durch  die  eben  bestehende  Entwicklungssphase ;  doch  kann  frei- 
lich aus  der  Zeit  der  Erscheinung  allein  nicht  mit  Sicherheit  auf  den  lei- 
tenden Grundsatz  eines  Buches  geschlossen  werden,  da  es  immer  Nachzügler 
oder  eigensüchtige  Anhänger  überwundener  Standpunkte  giebt. 

Unter  denjenigen  Systemen ,  welche  nur  auf  allgemeine  Empfehlung  der 
Constitution  eilen  Staatsform  berechnet  sind,  nimmt  nach  der  Zeit  der  Erschei- 
nung und  ohne  Zweifel  auch  hinsichtlich  der  Wirkung  die  erste  Stelle  De  L  o  1- 
me's  weit  bekanntes  Werk*)  ein.  Wie  dasselbe  als  Schilderung  des  positiven 
englischen  Staatsrechtes  zu  beurtheilcn  ist,  wird  au  einer  spätem  Stelle  erör- 
tert werden;  allein  eine  mindestens  ebenso  grosse  Bedeutung  hat  es  als  System 
des  allgemeinen  constitutionellen  Rechtes.  Was  auch  immer  gegen  die  von  ihm 
angenommene  Lehre  Montesquieu's  eingewendet  werden  kann,  so  hat  doch  De 
Lolme  durch  lebendige  und  geistreiche  Dai-stellung  und  durch  richtig  gewählte 
Beispiele  zur  Verbreitung  des  Gedankens  der  constitutionellen  Monarchie  mehr 
beigetragen,  als  irgend  ein  anderer  Scliriftsteller.  Und  nicht  seine  Schuld  ist 
es,  wenn  sein  Beweis,  dass  die  englische  Freiheit  keineswegs  auf  den  Verfas- 
sungseinrichtungen allein  beruhe,  sondern  eben  so  viel  auf  manchen  weiteren  Geset- 
zen, Zuständen  und  Gewohnheiten,  häufig  nicht  gehörig  beachtet  wurde.  Er  trägt 
ihn  deutlich  und  überzeugend  vor.  —  Ebenfalls  zui*  Empfehlimg  und  Förde- 
rung des  constitutionellen  Staates  im  Allgemeinen  ist  das  von  J.  G.  von  Aretin 
begonnene,  nach  seinem  Tode  von  Rotteck  fortgesetzte  System  bestimmt^).  Es 
fehlt  allerdings  dieser  Arbeit  an  Einheit,  indem  Aretin  sich  mehr  der  literarisch  - 
gelehrten,  Rotteck  der  practischen  Seite  zuwendet,  letzterer  auch  viel  weiter  in 
seinen  Freiheits-  und  Beschränkungs  -  Forderungen  geht;  eine  umsichtigere 
Erwägung  und  längere  Erfahrung  hat  au  manchen  ganzen  Lehren  und  einzel- 
nen Sätzen  bedeutendes  auszusetzen;  und  namentlich  verhindert  die  gewöhn- 
liche Kantische  Auffassung  von  Staat  und  Recht,  so  wie  das  gänzüche  Ver- 
kennen des  gesellschafthchen  Organismus  eine  tiefere  Ergründung  der  Aufgabe : 
dennoch  macht  das  Buch  der  deutschen  Wissenschaft  keine  Unehre.  Aretin 
zeigt  sich  geistreich  und  umsichtig,  als  ein  Mann  von  Welt  und  Bildung;  und 
selbst  seine  aus  UeberschÄtzung  der  menschlichen  Natur  herrührenden  Haupt- 
fehler, nämlich  das  übertriebene  Vertrauen  in  den  guten  Willen  des  Fürsten- 
thomes  und  in  die  Vernünftigkeit  des  Volkswillens,  sind  wo  nicht  staatsmännisch 


1)  De  Lolme,  J.  L.,  The  Constitution  of  England,  in  which  it  is  compared  with 
the  republican  form  of  Government  and  the  other  Monarchies  in  Europe.  Zuerst 
französisch,  dann  vom  Verf.  selbst  englisch  1781;  später  in  unzäliligen  Ausgaben, 
Nachdrücken  und  Ueberselzungen. 

2)  Aretin,  J.  Ch.  v.,  Staatsrecht  der  constitut.  Monarchie.  I  —  III.  Altenbg.  ,  1824 
—  28  (von  der  Mitte  des  zweiten  Bandes  an  nach  A's  Tod  fortgesetzt  von  K. 
von  Rotteck). 
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80  doch  liebenswürdig.  Rotteck  aber  stellt  keck  die  Fordeningen,  welche  er 
zum  Schutze  gegen  Missregierung  für  nöthig  erachtet.  Die  Doppclarbeit  hat 
zur  Verbreitung  der  Kenntniss  vom  constitutionellen  Staate  viel  in  Deutschland 
beigetragen.  —  Weniger  mundgerecht  ftlr  das  gi'össere  Publicum,  allein  weit 
tiefer,  geistreicher  und  wissenschaftlicher  ist  die  von  dem  Franzosen  Hello  in 
mehreren  Bearbeitungen  gegebenenSchrift  *).  Sein  Gnindgedanke  ist ,  dasa 
die  Verfassung  jedes  Staates  dem  jeweiligen  Zustande  der  Gesellschaft  entspre- 
chen müsse.  Erfülle  sie  diese  Forderung ,  so  sei  sie  gültig  und  dauerhaft ;  wo 
nicht,  so  helfe  weder  Begründung  durch  Vertrag  noch  Verleihung.  Da  nun 
in  dem  Staate  der  Neuzeit  das  Recht  vorherrsche,  (wjihrend  im  Staate  des 
Alterthums  die  Pflicht  vorangestanden  habe.)  so  sei  zur  Sicherstellung  der 
richtigen  Regierungsordnung  nothwendig :  Theilraig  der  Gewalt ;  Königthum  als 
fester  Anhaltspunkt;  Volksvertretung  als  bewegliche  Gewalt  zur  Geltendma- 
chung der  Bedürfnisse  der  Gesellschaft.  Letzterer  Zweck  aber  erfordere  wie- 
der, dass  die  beiden  Kammern  der  Ausdruck  der  höchsten  gesellschaftlichen 
Stellungen  und  des  Mittelstandes  seien.  Wenn  nun  auch  dieser  letztere  Satz 
die  an  sich  richtige  Auffassung  verstümmelt,  indem  nicht  blos  diese  beiden 
Schichten,  sondern  überhaupt  alle  wirklichen  Kreise  der  Gesellschaft  die 
Geltendmachung  ihrer  Rechte  und  Interessen  in  Anspruch  zu  nehmen  ha- 
ben: so  ist  doch  jeden  Falles  ein  Fortschritt  unverkennbar,  und  die  jüngste 
Entwicklungs  -  Phase  des  constitutionellen  Gedankens  hat  durch  dieses  Werk 
wenigstens  den  Anfang  einer  Darstellung  und  eine  nicht  gering  anzuschlagende 
Empfehlung  erhalten.  —  Eine  in  mehrfacher  Beziehimg  höchst  merkwürdige 
Schrift  ist  die  von  Romagnosi  bearbeitete,  zum  grösseren  Theile  erst  nach 
seinem  Tode  herausgegebene  Verfassungs  -  Wissenschaft  •).  Bestimmt  schhesst 
er  sich  der  Auffassung  einer  Gegenüberstellung  der  Regienmgsgewalt  und  der 
Unterthanenrechte  an ;  und  verwirft  ebenso  bestimmt  die  Theilung  der  Staats- 
gewalt; verlangt  monarchische  Regierung,  als  die  beste  für  gesittigte  Völker; 
und  verwirft  eine  genaue  Feststellung  der  Befugnisse  des  Regenten,  als  welche 
sich  nach  dem  Staatszwecke  und  dem  jeweiligen  Bedfirfnisse  zu  richten  habe. 
Ganz  eigenthümlich  dagegen  ist  die  von  ihm  für  nothwendig  erachtete  Organi- 
sation dieser  constitutionellen  Monarchie.  Die,  nur  aus  Einer  Kammer  aber 
aus  drei  Gattungen  von  Abgeordneten  (der  Besitzenden,  Gewerbenden  und 
Gelehrten)  bestehende,  Versammlung  der  Volksvertreter  ist  wesentlich  zur  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  bestimmt.     Neben  ihr  ist  einem  „Protectorate," 


1)  Hello,  C.  ü,  Da  r^ime  consUlutionel .    Ed.  2.    Par.,  1830. 

2)  Romagnosi,  H.  D.,  La  scienza  dellc  cosüluzioni,  —  Ein  Theil  dieser  umfang- 
reichen Arbeit  erschien  zuerst  im  J.  1815  u.  d.  T. :  Della  cosUtuzione  di  una  mo- 
narchia  nazionale  rappresentativa.  Philad.,  1816.  Das  Ganze  dann  1848,  unter 
dem,  falschen,  Drackorte  BasUa.  Endlich  vervollständigt  in  Bd.  VIII,  1,  der  von 
Giorgi  besolden  GeMunatMUfabe  der  Werke  Romagnoti's  (Milano,  I  —  VIII, 
1841  —  48.) 
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einer  ebenfalls  zalilreichen  Versammlung,  die  sonst  immer  und  sogar  vorzugs- 
weise der  Volksvertretung  zugewiesene  Vertlieidigung  der  verfassungsmässi- 
gen Rechte  übertragen.  Um  aber  Fürstenthum ,  Vertretung  und  Protecto- 
rat  in  ihren  gegenseitigen  Schranken  zu  halten,  besteht  schliesslich  ein  Senat, 
dessen  drei  Abtheilungen  ein  Staatsgerichtshof  zur  Geltendmachung  der  Ver- 
antwortlichkeit, ein  Erhaltungsrath  zur  Leitung  der  Wahlen  und  des  sonstigen 
constitutionellen  Mechanismus,  endlich  die  Kammer  der  Friedensstifter  zur  Aus- 
gleichung von  Streitigkeiten  unter  den  verfassungsmässigen  Gewalten  sind.  Für 
alle  diese  Einrichtungen  sind  sehr  in's  Einzelne  gehende  Vorschriften  und 
Rechtsregeln  gegeben ,  und  zum  Theile ,  namentlich  für  die  Protectoren ,  eine 
ganze  Hierarchie  von  Organen  entworfen.  Dabei  ist  denn  noch  die  sehr 
fest  gehaltene  Volkssouvi  ränetät  zu  bemerken,  als  deren  Folgen  nicht  nur  das 
Recht  zur  bewaffneten  Vertheidigung  der  gefährdeten  Gesetze  ,  sondern  auch 
die  unveräusserliche  Befuguiss  zur  Aenderung  der  Verfassung,  und  zur  Abset- 
zung und  Bestrafung  des  Staatsoberhauptes  angegeben  und  ausführlich  vertheidigt 
und  geordnet  wird.  So  wenig  nun  wohl  ein  ruhiger  Beurtheiler  dieser  Auf- 
fassung beitreten  und  solche  Einrichtungen  für  ausführbar  und  haltbar  erach- 
ten kann;  und  so  gewiss  die  wunderliche  Mischung  von  scholastischer  Spitzfin- 
digheit und  Begriffsspaltung  mit  demokratischen  Jugenderinnerungen  zu  den 
wunderbarsten  Folgen  führt:  so  kann  doch  die  ganze  Arbeit,  bei  ihrer 
Fülle  an  einzelnen  geistreichen  Gedanken  und  bei  der  festen  Beherrschung 
eines  übergrossen  Stoffes,  nicht  anders,  als  eine  bedeutende  und  gewaltige  be- 
zeichnet werden ;  und  sie  ist  werth ,  in  viel  weiteren  Kreisen  gekannt  zu  sein, 
als  wohl  eigentlich  der  Fall  ist. 

Es  ist  ein  sehr  nahe  liegender  Gedanke ,  die  Rathschläge  über  den  Inhalt 
einer  neu  zu  gründenden  Verfassung  in  der  Form  eines  vollständigen  Systemes, 
dieses  aber  wieder  als  Entwurf  einer  Verfassungs- Urkunde  zu  fassen.  Sowohl 
die  Uebersicht  über  die  Folgen  der  Hauptgrundsätze  als  die  Kürze  gewinnt 
dabei.  Zur  Entwicklung  allgemeiner  Ansichten  und  zur  Besprechung  wissen- 
schaftlicher Fragen  taugt  freilich  diese  Weise  weniger.  —  Solcher  Verfas- 
sungs-Entwürfe  mit  vertheidigenden  Erläuterungen  liegen  denn  nun  aber  zwei 
besonders  namhaft  zu  machende  vor :  B.  Constant's  Skizze  einer  Verfassung  *), 
und  des  Portugiesen  Pinheiro  Ferreira  Vorschlag  zu  einem  politischen  Ge- 


1)  S.  „Esquisse  d'une  Constitution"  indem  ersten  Bande  von  B.  Constant,  CoUection 
complete  des  ouvrages  publies  sur  le  gouvernement  repres.,  ou  Cours  de  politique 
constitutionelle.  Ed.  2,  Par. ,  1820,  4  Bände.  —  Band  2  bis  4  der  Sammlung 
besteht  aus  kleineren  Monographieen  aus  dem  Gebiete  des  constitutionellen  Rech- 
tes, theils  geschichtlichen,  theils  dogmatischen  Inhaltes.  Von  jenen  sind  nament- 
lich die  kritischen  Geschichten  mehrerer  Sitzungen  der  französischen  Kammern  zu 
bemerken,  von  diesen  eine  Reihe  von  Aufsätzen  über  die  Pressfreiheit. 
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setzbuche*).  —  Durch  die  erstgenannte  Schrift  hat  sich  B, Constant  einen  blei- 
benden Namen  in  der  Entwicklungsgcscliichte  des  constitutionellon  Staatsrech- 
tes erworben,  und  sie  kann  ohne  Uebertrcibung  für  den  Grundstein  der  auf 
dem  Festlande  seit  dem  Sturze  der  französischen  Uebermacht  weit  verbreite- 
ten Theorie  desselben  erklärt  werden.  Zwar  hängt  Constant  noch  an  der  Ge- 
waltentheilung, und  haben  sich  diesem  Theile  seiner  Lehre  die  Meisten  nicht 
angeschlossen;  allein  desto  unbedingteren  Beifall  haben  seine  Sätze  gefunden, 
in  so  weit  sie  sich  auf  die  allgemeine  Rechtsgleichheit  der  Staatsgenossen,  auf 
den  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam  derselben,  auf  das  Maass  der  Frei- 
heitsrechte, endlich  auf  die  im  Wesentlichen  blos  abwehrende  und  vertheidi- 
gende  Stellung  der  Volksvertretung  beziehen.  Man  mag  mit  Recht  Constant'8 
Schriften,  zunächst  aber  die  eben  besprochene,  als  den  Kateclüsmus  des  gemäs- 
sigten Liberalismus  betrachten,  dessen  Vorzüge  und  Fehler  sie  nicht  nur  thei- 
len,  sondern  sogar  zum  grossen  Theile  veranlasst  haben.  —  Der  von  Pinheiro 
Ferreira  vorgelegte,  zunächst  für  Portugal  bestimmte  Entwurf  kann  sich  frei- 
lich eines  solchen  Erfolges  nicht  rühmen.  Er  hat  weder  in  dem  besonders  be- 
dachten Lande ,  noch  sonst  im  Leben  oder  in  der  Wissenschaft  irgend  welchen 
Anhang  gefunden.  Diess  aber  ganz  mit  Recht;  da  es  unmöglich  ist,  ein  wun- 
derlicheres Gemische  von  Pedanterei  und  uupractischer  Träumerei  zu  sehen. 
Sämmtliche  gewohnte  Staatseinrichtungen  sollen  umgestossen  und  alle  Behör- 
den an  eine  Verquickung  von  Prüfungs  -  Aristokratie  und  rohesten  Radi- 
calismus  ohne  Geschichte  und  Organisation  überlassen  werden.  Dabei  wer- 
den in  der  Verfassungsurkunde  die  unbedeutendsten  Kleinigkeiten  bis  zur  Farbe 
der  Ordensbänder  und  der  Zahl  der  Unterrichtsstunden  in  den  Schulen  herab 
vorgeschrieben. 

Als  ein  gutes  Beispiel  der  dritten  Gattung  von  Systemen,  derer  nämlich, 
welche  eine  bestimmte  positive  Gesetzgebung  idealisiren  und  als  allgemein  gül- 
tige Lehre  darstellen,  mag  füglich  Destrivaux's  öffentliches  Recht  be- 
zeichnet werden*).  Es  entwickelt  dasselbe  die  Grundsätze,  aus  welchen  die 
belgische  Verfassung  hervorgieng,  als  philosophisches  Recht,  ohne  in  der  Grund- 
lage oder  in  den  Einzelnheiten  irgend  wie  bedeutend  abzuweichen.  Da  diess 
aber  mit  Vei-stand,  Lebendigkeit  und  kurzer  Schärfe  geschieht,  etwa  in  der  Art 
eines  guten  mündlichen  Vortrages,  so  ist  ein  gutes  und  ein  angenehmes,  wenn 
auch  nicht  gerade  ein  eigenthflmliches  Werk  entstanden. 


1)  Pinhieiro-Ferreira,  Pröcis  d'on  cours  de  droit  public.  T.  U.  Projet  de  code 
poliUqoe.     Lisb.,  1846. 

2)  Dcslrivaux,  P.  J.,  Trait^  de  droit  public.  I.  II.  Brux. ,  1849.  —  Der  erste 
Band,  welcher  die  Uebcrsicht  des  consUlulionellcn  Staatsrechtes  enthält,  giebt 
•ach  noch  ein  ähnlich  bearbeitetes  philosophisches  Völkerrecht.  Der  zweite  ent- 
hält eine  geisU-eiche  and  gut  geschriebene ,  allein  äusserst  bruchstückartige  G«- 
schiebte  der  earopäischeo  Staatszustände  vom  Sturze  des  Römer -Reiches  an. 
Der  drilt«  Band  sott  tba  bdgisdies  Staatsrecht  geben. 
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4.   Monographieen  aus  dem  Gebiete  des  constitutionellen 

Staatsrechtes. 

Ausführliche  Abhandlungen  über  einzelne  Gegenstände  reichen  zwar  nicht 
aus  in  einer  Wissenschaft ;  aUein  sie  sind  die  Blüthe  einer  solchen.  Nicht  nur 
können  nur  durch  solche  in  aUe  Einzelnheiten  eingehende  Untersuchungen  die 
schwierigeren  Fragen  vollständig  erledigt  werden;  sondern  es  zeigt  sich  auch 
hauptsächlich  durch  sie  die  Tragweite  der  Grundsätze  in  anderen  Kreisen  des 
Lebens  und  Wissens.  Davon  abgesehen,  dass  sich  hier  Beispiele  richtiger  Me- 
thode und  genaue  Beurtheilungen  der  Literatur  geben  lassen.  Eine  meister- 
hafte Monographie  ist  leicht  belehrender  und  für  Ausbau  und  Anwendung 
emer  Wissenschaft  wirksamer,  als  ein  ganzes  System.  Hat  nun  das  constitutio- 
nelle  Staatsrecht  auch  wohl  keine  Monographie  von  solchen  beherrschenden 
Eigenschaften  aufzuweisen,  so  fehlt  es  doch  keineswegs  an  tüchtigen  Arbeiten 
über  mehr  als  Einen  besonderen  Punkt. 

Unzweifelhaft  wäre  eine  vollständige  geschichtliche  oder  dogmatische  Ab- 
handlung über  die  gesammten  staatsbürgerlichen  Rechte  im  consti- 
tutionellen Staate  eine  sehr  nützliche  Arbeit.  Eine  solche  besteht  jedoch  bis 
jetzt  nicht;  und  wir  besitzen  über  den  Gegenstand  nur  eine,  in  ihrer  Art  al- 
allerdiiigs  merkwürdige,  kritische  Abhandlung  von  J.  Bentham').  Man  würde 
es  wohl  ganz  natürlich  finden ,  wenn  der  in  seinen  Freiheitsforderungen  be- 
kanntlich sehr  weit  gehende  Heros  der  Logik  die  dem  Bürger  einzuräumen- 
den Rechte  aus  den  obersten  Grundsätzen  des  Staates  entwickelt  und  sie  dann 
mit  seinem  unvergleichlichem  Scharfsinne  analysirt  hätte.  Es  hat  ihm  aber 
diessmal  gefallen,  seine  mächtige  Gabe  der  Untersuchung  nur  zu  zerstörender 
Kritik  der  von  Anderen  zur  Begründung  solcher  Rechte  gemachten  Versuche 
zu  verwenden.  Seine  „Abhandlung  über  die  politischen  Trugsätze"  enthält  einen 
eigenen  Abschnitt  über  „anarchische  Trugsätze",  und  diese  sind  ihm  denn 
keine  anderen,  als  die  manchen  Verfassungs - Urkimden  vorangeschickten  Er- 
klärungen der  Menschen-  und  Bürgerrechte",  namentlich  die  in  den  französi- 
schen Verfassungen  von  1791  und  1795  verkündeten.  Bentham  stellt  ausführlich 
die  einzelnen  Sätze  dar  als  falsch  gefasst,  als  in  ihrer  Allgemeinheit  unrichtig, 
und  als  höchst  gefährlich.  Unzweifelhaft  ist  in  diesem  Tadel  viel  gesunder 
und  ergötzlicher  Scharfsinn ;  allein  es  ist  doch  in  der  Hauptsache  nur  Wort- 
kritik, und  diese  nicht  selten  kleinlich  und  närgelnd.  Dass  Bentham  die  grosse 
Bedeutung  und  die  unter  Umständen  unabweisbare  Nothwendigkeit  solcher  all- 
gemeine Grundsätze  nicht  erkannte ,  ist  in  der  That  psychologisch  merkwür- 
dig.   Wie  es  aber  immer  gekommen  sein  mag,  so  hat  er  zwar  einen  beachtens- 


1)  Bentham,  J.,   Sophismes  anarchiques.    Examen  criüque    des  diverses   di^clara- 
rations  des  droits    de  l'homme  et  du  citoyen.     Als    Anhang  zu  der  von  Dumont 
herausgegebenen  Tacüque  des  assemblees  legislaUves,    von  welcher  unten  Wei- 
teres. 
y.  Mohl,  Staattwisienschaft  I. 
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werthen  Beitrag  gegeben  zur  Schärfung  der  formellen  Richtigkeit  des  Gesetzes, 
ist  aber,  fast  willentlich,  an  der  sachlichen  Wahrheit  vorüber  gegangen. 

Die  im  Vorstehenden  bemerklich  gemachte  Lücke  ist  jedoch  in  so  ferne 
wenigstens  theilweisc  ausgefüllt,  als  von  den  einzelnen  unter  die  staatsbürger- 
lichen Rechte  gewöhnlich  aufgenommenen  Satzungen  mehrere  abgesondert  bear- 
beitet sind,  zum  Theile  in  höchst  zahlreichen  Schriften.  —  So  namentlich  vor 
Allem  die  persönlicheFreiheit  oder  der  Schutz  gegen  willkürliche  und 
ungesetzliche  Verhaftung.  Es  ist  leicht  begreiflich ,  dass  dieses  Recht  in 
solchen  Staaten  vorzugsweise  besprochen  und  vertheidigt  wird,  wo  es 
nach  Gesetzgebung  oder  Gewohnheit  besonderer  Gefahr  ausgesetzt  war  oder 
noch  ist.  Da  also  in  England  seit  der  Magna  Charta  der  Grundsatz,  seit  der 
Habeas  -  Corpus  -  Acte  volle  Sicherstellung  vorhanden  war  :  so  bedurfte  es  hier 
nur  der  Anerkennung  des  bestehenden  Rechtes  und  einer  Auseinandersetzung 
der  positiven  Vorschriften.  In  Frankreich  dagegen,  wo  bis  zur  grossen  Um- 
wälzung die  entsetzlichste  Willkühr,  während  derselben  die  wildeste  Grausam- 
keit, und  auch  selbst  in  der  napoleonischen  Gesetzgebung  noch  eine  übermäs- 
sige Unbeschränktheit  der  Staatsgewalt  bestanden  hatte,  rief  das  Bedürfniss 
eine  zahlreiche  Literatur  hervor.  Schon  Mirabeau  eröffnete  mit  glühender 
Beredtsamkeit  den  Angriff  auf  die  willkührlichen  Verhaftungen,  unter  welchen 
er  selbst  so  viel  gelitten  hatte  *).  Namentlich  aber  bemühten  sich  in  den  er- 
sten Jahren  der  Restauration  eine  Reihe  der  tüchtigsten  französischen  Rechts- 
gelehrten, die  bestehende  Gesetzgebung  und  Uebung  in  besseren  Einklang  mit 
den  Grundsätzen  des  constitutionellen  Staates  zu  bringen.  SoBerenger,  Car- 
not,  Cottu  u.  A. '^);  vorzugsweise  aber  Coffinieres,  welcher  den  Gegen- 
stand in  einem  ausführlichen  Werke  erörterte  ^).  Dasselbe  giebt  zuerst  die 
Geschichte  und  die  bestehenden  Vorschriften  vielfacher  positiver  Gesetzgebun- 
gen, namentlich  der  französischen ;  und  knüpft  daran  eine  theoretische  Abhand- 
lung über  die  zur  Bewahrung  vor  ungesetzUcher  Verhaftung  nöthigen  Bestim- 
mungen und  Einrichtungen,  unmittelbar  sowohl,  als  nur  mittelbar  wirkender. 
Es  ist  eine  ernste,  fleissige,  mit  Sachkenntniss  angefüllte,  wenn  auch  nicht  ge- 
rade ungewöhnlich  geistreiche  Arbeit.  —  Und  in  noch  viel  höherem  Maasse 
hat  die  Press  fr  eiheit  die  Thätigkeit  der  Publicisten  in  Anspruch  genom- 
men. Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  der 
Einftlhrung  einer  constitutionellen  Verfassung  grosse  Meinungsverschiedenheit 
über  die   Grenzen  der  erlaubten  Meinungsäusserung   zwischen   der  Regierung 


1)  Des  lettre«  de  eachet  et  des  prisons  d'^tat 

2)  Man  sehe  unter  Andern:  Bereng^er,  De  la  justice  criminelle  en  France.  Par., 
Igig.  —  Carnot,  Le  Code  criminel  mis  en  harmonic  avec  la  Charte.  Par., 
1819.  —  Cottu,  Reflexions  sur  letat  acluel  du  jury,  de  la  liberte  individuelle. 
Par.,  1820.  —  Tongard,  Des  vices  de  rinstruclion  criminelle  en  France.  Par., 
1823.  —  Bavoax,  Le9ons  prüliminaires  •.  L  Code  pönal.     Par.,  1821. 

3)  CoffinUres,  A.  S.  G.,  Traitö  de  la  libert«  individuelle.     I.  II.    Par.,  1828. 
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und  den  vorwärts  Drängenden  besteht.  Jene  fürchtet  den  noch  ungewohnten 
Lärmen,  liat  sich  noch  keinen  Gleichmuth  gegen  verletzende  Angriffe  erwor- 
ben, besorgt  eine  Verderbniss  der  Gemüther  bis  zum  Umstürze  des  Be- 
stehenden, und  ist  zur  Vcrtheidigung  noch  nicht  geschickt  und  eingerichtet. 
Die  Freunde  der  Freilieit  aber  suchen  durch  offene ,  kecke  und  wiederholte 
Aufdeckung  der  Schäden  und  Ltlcken  zur  raschen  und  vollständigen  Durchftlh- 
rung  der  neuen  Grundsätze  zu  nöthigen;  Partheien  ringen  um  die  Oberhand,; 
ehrgeizige  Talente  sind  laut  Von  beiden  Seiten  ist  noch  kein  Maass,  keine 
richtige  Schätzung  des  Rechtes  und  der  Macht  der  Presse ;  beim  Volke  noch 
kein  richtiger  Instinct  für  die  Wahrheit  mitten  in  dem  Getöse,  und  noch  über- 
grosse EmpfängUchkeit  für  Neues  nnd  für  Behauptungen;  überall  um  so 
mehr  Leidenschaft  je  mehr  Misstrauen  und  Furcht  ist.  Daher  denn  von  den 
Regierungen  fortgesetzte  und  oft  höchst  ungeschickte  Versuche  zu  einer  Be- 
schränkung der  Presse  auf  eine  für  jene  erträgliche  und  bequeme  Thätigkeit 
von  Seiten  der  Parteien  und  eines  grossen  Theiles  der  Bürger  aber  Ringen  nach 
schrankenloser  Freiheit;  und  zum  Beweise  der  Berechtigung  und  Nothwendig- 
keit  dieser  Forderungen  endlich  zahlreiche  Schriften  über  Pressfreiheit.  Aber  auch 
mit  der  En^eichung  eines  melir  oder  weniger  befriedigenden  Grades  von  Frei- 
heit hören  die  Veranlassungen  zur  literarischen  Beschäftigung  mit  der  Press- 
gesetzgebung nicht  auf.  Nun  beginnen  die  Klagen  über  Verletzungen,  sei  es 
der  Regierung,  sei  es  Einzelner,  so  wie  über  die  Unmöglichkeit  einer  präven- 
tiven, also  besonders  wohlthätigen ,  Rechtssicherung;  die  feinere  Ausbildung 
der  Gesetzesauslegung;  die  Darstellungen  des  Gerichtsgebrauches  imd  die  Ca- 
suistik.  Kurz  es  wird  zu  aller  Zeit  in  constitutionellen  Staaten  viel  geschrieben 
über  das  Recht  zu  schreiben;  am  meisten  aber  so  lange  sich  eine  Regierung 
noch  nicht  in  eine  möglichste  Unbeschränktheit  der  Presse  fügt.  So  denn  in 
Frankreich  während  mancher  Jahrzehnte;  bis  die  Unfähigkeit  des  Volkes  und 
seiner  Führer,  gesetzliche  Freiheit  zu  ertragen,  zu  einer  Entziehung  aller  politi- 
schen Rechte,  vor  Allem  aber  der  Pressfreiheit  geführt  hat.  So  ferner  in  Deutsch- 
land, wo  der  Bund  durch  seine  ungeschickte  Bekämpfung  der  Pressfreiheit 
zwar  wohl  Anfeindung  seiner  selbst,  aber  keine  Erfolge  zu  Wege  brachte  *). 


1)  Wenige  Abschnitte  der  Literatur -Geschichte  dürften  auf  ein  so  geringes  Interesse 
Anspruch  machen,  als  eine  vollständige  Aufzählung  der  Schriften  über  Pressfrei- 
heit, indem  der  ganz  unbedeutenden  und  blos  -wiederholenden  Erzeugnisse  gar 
zu  viele  sind  und  auch  die  besseren  Erörterungen  sich  ausführlich  mit  den  Bewei- 
sen für  ein  Recht  abmühen  ,  welches  doch  eigentlich  kein  Verständiger  läugnet. 
Nicht  eine  Vollständigkeit ,  sondern  nur  eine  Benennung  einiger  der  besseren 
Schriften  wird  somit  durch  die  nachstehende  Aufzählung  beabsichtigt.  —  Für 
die  Einräumung  der  Pressfreiheit,  namentlich  im  consütuüonellen  Staate,  streiten: 
Gentz,  Adresse  an  Friedrich  Wilhelm  III.  Berl.,  1795.  Grüner,  J.,  Cremu- 
tius  Cordus.  Lpz. ,  1798.  Constant,  B. ,  De  la  liberte  de  la  presse.  Par., 
1814    (ungebürhch  benützt  von  Rudhart,    Ueber  Censur   der  Zeitungen.     ErL, 
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Ueber  die  rechtliche  und  politische  Stellung  der  verschiedenen 
Stände  im  constitutionellcn  Staate  ist  gar  mancherlei  verhandelt.  Nament- 
lich kehrt  die  Frage  immer  wieder,  ob  und  welche  Stellung  dem  Adel  in  der 
Ständeversammlung  zu  geben,  ob  eine  erbliche  und  mächtige  Pairie  zu  wtln- 
schen  und  zu  bilden  sei?  Der  Streit  wird  so  lange  dauern,  als  Liebe  zur 
Gleichheit  und  Fucht  vor  Missbrauch  der  Vorrechte  einer  Abneigung  vor  Roheit 
und  einer  Scheu  vor  beschränkter  Mittelmässigkeit  gegenüberstehen.  Es  können 
hier  nur  Beispiele  dieser,  ihrem  grösseren  Theile  nach  unbedeutenden,  Literatur 
angeführt  werden.  —  Ein  vortreflfliches ,  geist-  und  kenntnissreiches  Buch  hat 
F.  Liebe  geschrieben  *).  Sein  Zweck  ist  zu  zeigen,  dass  sich  die  Grundge- 
danken des  deutschen  Adels,  nämlich  Abschliessung  von  anderen  Ständen,  Rein- 
heit {les  Blutes  und  Widerwillen  gegen  Missheuratheu,  Vorrechte  im  Staats- 
dienste und  in  den  Ständeversammlungen,  vollständig  überlebt  und  namentlich 
der  kleine  Adel  gegenüber  vom  beweglichen  Vermögen  und  von  der  Bildung 
jede  staatliche  Bedeutung  verloren  habe,  ihm  somit  namentlich  auch  keine  eigene 
Vertretung  als  Ritterschaft  zustehe ;  dass  dagegen  Anstürmen  gegen  naturgemässe 
Aristokratie  einfältige  Demagogie  sei.  Demgemäss  wird  eine  aus  ächter  Ari- 
stokratie gebildete  Pairie  verlangt,  deren  Grundlage  eine  Verbindung  von  hohem 
Stande  und  grossem  Besitze  sein  soll,  jedoch  unter  Beimischung  mit  weiteren 
nicht  erblichen  Bestandtheilen  und  Eigenschaften.  Es  ist  erlaubt^  an  der  Rich- 
tigkeit imd  Haltbarkeit  dieses  letzteren  Gedankens  zu  zweifeln ;  allein  unbedingt 
muss  die  wahre  Freisinnigkeit  und  der  nach  den  verschiedenen  Seiten  hin  aus- 
gedehnte Gedankenreichthum  des  Verfs  anerkannt  werden.  Namentlich  ist  die 
Einsicht  in  den  gesellschaftlichen  Organismus  ebenso  löblich  als  selten.  —  We- 
niger Unbefangenheit,  geschichtliche  Kenntniss  und   staatsmännische  Durchbil- 


1825).  Guizot,  F.,  Quelques  idees  s.  1.  libertd  de  la  presse.  Par.,  1814.  Krug, 
W.  T.,  Entwurf  zu  e.  allgemeinen  Gesetzgebung  und  Pressfreiheil.  Lpz.,  1816. 
Welcker,  K.  Th. ,  Die  volle  und  ganze  PressfreiheiL  Freibg.,  1830.  Paulus,  H. 
E.  G.,  Ueber  die  Principien  d.  Pressfreiheils-Gesetzgebung  Heidelbg.,  1831.  Evert- 
sen  de  Jonge,  Bijdraage  tot  de  leer  der  delits  de  la  presse.  Utr,  1847.  —  Mehr 
oder  weniger  gegen  Pressfreiheit  und  somit  für  vorbeugende  Maassregeln,  z.  6. 
Ccnsur,  sind:  Ho  ff  mann,  L. ,  Geschichte  der  Bücher-Ccnsur.  Bcrl.,  1819. 
Schütz,  W.  V.,  Deutschlands  Pressgesetz.  Landsh ,  1S21.  Löffler,  F.  A.,  Ue- 
ber die  Gesetzgebung  der  Presse.  6d  I  Lpz,  1837.  Heinsius,  Th.,  Die  be- 
dingte Pressfreiheit.  Berl.,  1841.  —  Die  Unzulänglichkeit  und  Verkehrt- 
heit der  Ccnsur  suchen  an  Beispielen  nachzuweisen:  Der  Beobachter  ohne  Cen- 
•ur.  Pforzh.,  1836  Rüge,  A  ,  Actcnstücke  zur  Ccnsur.  I.  II  Mannh.,  1847. 
Wiesner,  Denkwürdigkeiten  der  österreichischen  Censur.  Heidelbg,  1847.  —  Po- 
sitive Gesetzgebungen  behandeln:  Chassan,  Trait^  des  dtilits  de  la  parole, 
de  la  presse  etc.  L  II.  Par.,  1837.  Coli  mann,  J.  A. ,  Quellen,  Materialien  und 
Commentar  des  gemeinen  deutschen  Prcssrcchtcs.  Bcrl.,  1844.  Lorbeer,  Die 
Grenzlioicn  der  Rede-  und  Press-Freiheit  nach  englischem  Rechte.  Er].,  1851. 
1)  Liebe,  F.,  Der  Gmndadel  und  die  neuen  Verfassungen.  Braunschw.,  1844. 
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dung,  als  Unerschrockenheit,  in  Vertretung  einer  gemeinhin  verliassten  Meinung 
und  Eifer  zeigt  Eisenhart  in  einer  Schrift  über  denselben  Gegenstand  *). 
Ihm  ist,  unter  Anlehnung  an  die  Alten,  die  Aristokratie  die  Blüthe  des  Volkes 
und  der  einzige  wirklich  zur  Regierung  befähigte  Bestandtheil ;  gleichbedeutend 
mit  Aristokratie  ein  erblicher,  mit  reichem  Grundbesitze  angesessener  Adel ; 
der  Mittelstand  ein  banausischer  Haufe.  Die  Folgerungen  ftlr  die  wtinschens- 
werthe  Pairie  ergeben  sich  von  selbst;  zweifelhafter  ist,  ob  der  Selbstverläug- 
nung  des  Verfs  die  entsprechende  Anerkennung  zu  Theil  werden  kann. 

Die  Einrichtung  der  Gesetzgebung  im  constitutionellen  Staate  hat 
F.  Murhard  in  zwei  eigenen  Schriften')  besprochen,  welche  seinen  gewöhn- 
lichen Sammlerfleiss ,  allein  eben  so  auch  die  grosse  Unbedeutenheit  der  eige- 
nen Gedanken  beweisen.  Wie  alle  seine  Arbeiten  mögen  sie  als  leidhch  voll- 
ständige Zusammenstellungen  der  Meinungen  Anderer  benützt  werden;  selbst- 
ständigen Wcrth  haben  sie  nicht. 

Begreiflicherweise  sind  die  Bestimmungen  über  die  Standeversammlun- 
gen Gegenstand  manchfacher  Schriftstellerei  geworden;  und  es  kann  eher  Ver- 
wunderung erregen,  dass  diess  nicht  in  einem  noch  höheren  Grade  der  Fall  war. 

Eine  sehr  fleissig  gearbeitete  imd  den  nächsten  Zweck  wohl  ausfüllende 
Arbeit  ist  die  Schrift  F.  Bülau's  über  das  Wahlverfahren  ').  Dieselbe 
giebt  theils  das  Thatsächliche  aus  den  meisten  noch  bestehenden  oder  bereits 
wieder  verklungenen  Verfassungen,  theils  eine  theoretische  und  kritische  Be- 
sprechung der  einzelnen  dabei  entstandenen  Fragen.  Von  einer  staatsmänni- 
schen Beherrschung  des  Gegenstandes  ist  freilich  keine  Rede;  hierzu  ist  schon 
des  Stoffes  zu  viel:  allein  man  mag  sich  aus  dem  Buche  wohl  darüber  unter- 
richten, was  hier  Alles  zu  thun  ist,  und  wo  in  der  Meinung  Zweifel,  Streit  und 
Verschiedenheit  herrscht. 

Wer  irgend  bekannt  ist  mit  der  Literatur  über  das  positive  Recht  des 
englischen  Parliamcntes ,  d.  h.  über  den  Organismus  und  das  Geschäftsverfahren 
der  Versammlung  -und  über  die  sich  daran  knüpfenden  unzähligen  Einzelnfra- 
gen, der  wird  gerne  einräumen,  dass  die  parlamentarische  Geschäfts- 
ordnung gar  kein  unbedeutender  Gegenstand  ist,  und  dass  Staatsrechtskenner 
Tadel  verdienen,  wenn  sie  dieselbe  nicht  gehörig  beachten.  Allerdings  ist  der  Geist, 
welcher  eine  grosse  politische  Versammlung  belebt,  mehr  werth  zur  Aufrechter- 
haltung des  Rechtes  und  der  Ordnung,  und  zur  stättigen  Förderung  der  Geschäfte, 
als  die  beste  geschriebene  Satzung ;  allein  eine  solche  trägt  ihrer  Seits  mit  bei  zur 
Bildung  des  Geistes  und  herkömmlichen  Benehmens.    Ohne  sie  dreht  man  sich 


1)  Eisenhart,  H.,  üeber  den  Beruf  des  Adels  im  Staate  und  die  Natur  derPairie- 
verfassung.    Stutig.  u.  Tüb.,  1852, 

2)  Murhard,  F.,  Das  königliche  Veto.  Kassel,  1832.  —  Ders.,  Die  Initiative  der 
Gesetzgebung.  Nebst  einem  Anhange  von  der  Uebung  des  Petitionsrechtes  durch 
öffentliche  Versammlungen  und  freie  Vereine.     Kass.,  1837. 

3)  Bülau,  F.,  Wahlrecht  und  Wahlverfahren.    Lpz.,  1849. 
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leicht  im  fehlerhaften  Kreise.  Desshalb  sind  die  tlber  das  formelle  parlamen- 
tarische  Recht  erschienenen  Arbeiten  in  alleweg  hier  zu  nennen.  —  Das  ge- 
sammte  Verfahren  einer  politischen  Versammlung  suchen  nach  allgemeinen 
Gsimdsätzen  zwei  Schriften  zü  regeln:  J.  Bentham's  vortreffliche  „Tactik 
der  berathenden  Versammlungen"^);  und  ein,  überwiegend  aus  Erläuterungen 
bestehender,  Entwurf  zu  einer  Geschäftsordnung  für  den  Frankfurter  Reichs- 
tag, von  dem  Verf.  dieser  Blätter*).  Jenes  Werk  von  Bentham  ist  ohne  allen 
Zweifel  weit  aus  eines  seiner  besten.  Es  mag  zwar  sein ,  dass  er  in  anderen 
Schriften  noch  mehr  Eigenthümlichkeit  und  Schaffungskraft  beweist,  oder  seine 
logische  Macht  noch  unwiderstehlicher  anwendet;  allein  praktisch  verständiger, 
weniger  sophistisch  und  abgerundeter  ist  er  nirgends.  Als  Aufgabe  einer  guten 
Ordnung  setzt  er  aber:  Freiheit  für  alle  Mitglieder;  Schutz  der  Minderheiten; 
richtige  Reihenfolge  der  Geschäfte;  methodische  Berathung;  Beschluss  nach 
dem  allgemeinen  Willen;  Beharren  bei  dem  Unternommenen.  —  Mein  „Ent- 
wurf' ist  im  "Wesentlichen  in  der  Versammlung  in  Ausführung  gekommen,  und 
er  hat  sich  auch  in  Vielem  erprobt;  allein  dass  er  mancher  Verbesserungen, 
namentlich  einer  bedeutenden  Verstärkung  der  Macht  der  Versammlung  und  ih- 
res Vorstehers  zur  Niederhaltung  von  Unfug  aller  Art,  bei  nochmaliger  An- 
wendung bedürfte,  hat  eine  leidige  Erfahrung  gezeigt.  —  Neben  diesen 
umfassenderen  Schriften  besteht  noch  eine  kleine  Abhandlung,  in  welcher 
der  berühmte  Geschichtsforscher  Lappenberg  die  persönlichen  Bevon*ech- 
tnngen  der  Stündemitglieder  einer  scharfen  Prüfung  unterzieht  ^).  Ihm  scheint 
die  gewöhnliche  Ansicht  in  den  Vereinigten  Staaten  und  auf  dem  europäischen 
Festlande  hinsichtlich  dieser  Vorrechte  irre  zu  gehen,  und  er  erachtet  eine 
vollständigere  Unterwerfung  unter  das  gemeine  Recht  billig  und  klug.  Man 
mag  sich  völlig  mit  diesen  Forderungen  einverstanden  erklären;  jedoch  nur 
unter  der  Voraussetzung  emer  solchen  Unabhängigkeit  der  Gerichte  und  einer 
solchen  Gewalt  der  öffentlichen  Meinung,  dass  die  ungesetzliche  Behandlung 
eines  Abgeordneten  eine  völlige  Unmöglichkeit  ist.  So  lange  dieser  englische 
Schutz  nicht  vorhanden  ist,  bedarf  es  anderer  Sicherstellungsmittel ;  diese  aber 
sind  eben  jene  Vorrechte. 

Durch  die  Mitwirkung  der  Stände- Vei-sammlungen  bei  der  Gesetzgebung 
sind  neue  Hülfsmittel  zur  richtigen  Auslegung  der  Gesetze  entstanden, 
dadurch   aber  auch  Ergänzungen   der  fillheren  Lehre   von   der  Interpretation 


1)  Bentham,  J.,  Tactiqae  des  assembldes  politiqnes  delib6rantes.  I.  D.  Ed.  2,  Par., 
1822,  und  in  derBrüssler  Ausgabe  der  französischen  Bearbeitungen  von  B's  Wer- 
ken, Bd.  I,  S.  371  fg.  Englisch  in  den  Works,  Bd.  U,  S.  299  fg.,  unter  dem 
THel:  Essay  on  political  tactics.  Eine  deutsche  Uebersetzung:  Tactik  oder  Theorie 
de«  Geschäftsganges  in  Sländeversammlungen.     Erl.,  1817. 

2)  Mo  hl,  R. ,  Vorschläge  zu  einer  Gcschäfls-Ordnung  des  verfassgeb.  RdchfUges. 
Heidelbg.,  1848. 

3)  (Lappenberg,  J.  H.,)  Die  Privilegien  der  Parlamenta-Mitglieder.    Hambg.,  1849. 
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nöthig  geworden.  Nachdem  diese  durch  die  ständischen  Verhandlungen  gege- 
benen Auslegungsmittel  lange  nur  mittelst  eines  gewissen  Tactes  und  ohne 
klares  juristisches  Bewusstsein  zur  Anwendung  gebracht  waren,  hat  C.  G. 
"Wächter  sich  das  Verdienst  erworben,  bestimmte  Grundsätze  auszubilden  *); 
und  liieran  ist  denn  eine  eigene  Literatur  angeschossen.  Abgesehen  von  manch- 
fachen  gelegentlichen  Besprechungen  in  Zeitschriften  oder  sonstigen  rechtsge- 
lehrten "Werken,  sind  drei  besondere  Bearbeitungen  der  neuen  Lehre  vorhan- 
den. Schlettcr  stimmt  seinem  Lehrer  "Wächter  vollständig  bei^);  Schaff- 
rat h  widerspricht,  auf  eine  höchst  verkehrte  "Weise  nur  dem  "Worte  des  be- 
kannt gemachten  Gesetzes  einen  "Werth  einräumend  ^) ;  der  Verfasser  dieser 
Blätter  versucht  einige  Bericlitigungen  der  "Wächter'schen  Theorie  zu  be- 
gründen *). 

Als  Schlussstein  des  constitutionellen  Staatsrechtes  gilt  den  Meisten  — 
gleichgtiltig  jetzt,  ob  mit  Recht  oder  Unrecht  —  die  Ministerverantwort- 
lichkeit. Da  nun  aber,  auch  wenn  der  Grundsatz  vollständig  eingeräumt 
ist,  die  Ausführung  auf  die  manchfaltigste  "Weise  geschehen  kann,  und,  wie 
immer  sie  geschieht,  wichtige  und  schwierige  Fragen  in  Menge  aufstossen: 
so  ist  eine  eigene  literarische  Behandlung  des  Gegenstandes  begreiflich  und 
nothwendig.  An  solchen  Monographieen  fehlt  es  denn  auch  nicht,  (abgesehen 
von  den  betreffenden  Abschnitten  in  manchen  umfassenderen  "Werken  über  all- 
gemeines oder  positives  constitutionelles  Staatsrecht.)  Eine  Reilie  von  kleineren 
französischen  Schriften  —  von  Marchais  de  Migneaux,  Pagfes,  Ray,  Loyson, 
Cottu,  Ferrier  —  können  zwar  füglich  als  unzureichend  und  unbedeutend 
übergangen  werden;  dagegen  sind  nachstehende  Abhandlungen  als  besser,  we- 
nigstens als  ausführlicher,  zu  bemerken.  B.  Constant  hat  mit  Geist  und  Le- 
bendigkeit, allein  wohl  nicht  mit  vollständiger  sachlicher  Richtigkeit  die  Frage 
besprochen  *).  Namentlich  ist  es  ein  ganz  verkehrter  Gedanke ,  die  Minister- 
verantwoitlichkeit  nur  auf  die  Fälle  eines  innerhalb  der  gesetzlichen  Zuständig- 
keit begangenen  Vergehens  beschränken,  dagegen  die  mit Ueberschreitung  die- 
ser Zuständigkeit  begangenen  unrechtlichen  Handlungen  als  Privatvergehen  be- 
handeln zu  wollen.  Jede  mit  Anwendung  der  Amtsgewalt  begangene  Handlung 
fällt  nach  den  Gesetzen  des  Denkens   und  nach  Klugheitsgründen  unter  dieje- 


1)  Wächter,  C.  G.  de,  De  lege  Saxonica  d.  "VIII.  Febr.  1834  Commentatio.  Lips., 
1835;  Ders. ,  Abhandlungen  aus  dem  deutschen  Strafrechte,  Bd.  I,  S.  292  fg. 

2)  Schlctter,  De  subsidiis  inlerpretationis  legum  ex  iis,  quae  in  comitUs  acta  sunt, 
petendis.    Lips.,  1839.  * 

3)  Schaffrath,  W.  M.,  Theorie  der  Auslegung  censtitutioneller  Gesetze.  Lpz.,  1842. 

4)  Mohl,  R.,  Ueber  die  Benützung  von  ständischen  Verhandlungen  zur  Auslegung 
von  Gesetzen,  (im  Anh.  des  Crim.-Rechts,  Nr.  5,  1842,  H.  2  und  3)  Hier  denn 
auch  -weitere  Nachweisungen  über  den  Stand  der  Literatur  und  der  Streitfrage. 

5)  Constant,  B„  De  la  responsabilite  des  ministres.  Par„  1814;  auch  in  seinem 
Cours  de  polit  constit.,  Bd.  II.     Deutsch  von  Eckendahl.   Neust ,  1831. 
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nigen,  für  welche  der  Beamte,  als  solcher,  Rechenschaft  zu  geben  hat,  — 
Eine  ausführliche  und  im  Ganzen  achtungswerthe ,  jedoch  im  streng  rechts- 
wissenschaftlichen Theile  schwache  Abhandlung  hat  Buddeus  geliefert*).  Es 
ist  nicht  blos  die  Theorie  gegeben,  sondern  auch,  mit  dankenswerthem  Fleisse, 
eine  geschichtlich  -  kritische  Uebersicht  tlber  die  verschiedenen  positiven  Be- 
stimmungen. —  Scheurlen's  Abhandlung  über  den  wtirttembergischen  Staats- 
gerichtshof')  ist  zwar  zunächst  eine  genaue  und  ins  Einzelne  gehende  Er- 
örterung tlber  ein  positives  Gesetz ;  allein  sie  ist  doch  auch ,  als  Beispiel 
der  Einrichtung,  von  Werth  für  die  allgemeine  Theorie.  —  Und  in  noch  hö- 
herem Grade  ist  diess  der  Fall  bei  den  von  Cauchy  herausgegebenen  Ent- 
scheidungen der  französischen  Pairskammer  der  Fall  ^).  —  Endlich  hat  noch 
der  Verfasser  dieses  Werkes  selbst  eine  ansführliche  Monographie  über  den 
Gegenstand  ausgearbeitet*).  In  einem  Anhange  sind  die  verschiedenen  in  der 
Geschichte  wirküch  vorgekommenen  Ministeranklagen  erzählt  *). 

5.   Gegner   des  constitutionellen  Systemes. 

Eß  wäre  mehr  als  ein  Wunder,  wenn  eine  Einrichtung,  deren  Zweck  ei- 
ner Seits  Beschränkung  der  Selbstsucht   und   der  Willkühr  Mächtiger,  und   in 


1)  (Buddeus,)  Die  Minislerverantworllichkeit  in  conslilut.  Monarchieen.  Lpz.,  1833. 

2)  Scheurlen,  C.  F.,  üer  Staatsgerichtshof  im  Königreich  Würllemberg.  Tüb.,  183ö. 

3)  Cauchy,  E.,  Les  precedens  de  la  Cour  des  Pairs.    Par.,  1839. 

4)  Mohl,  R,  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  Einherrschaften  mit  Volksver- 
tretung.    Tüb.,  1837. 

5)  Sehr  belehrend  sind  natürlich  ausführhche  Mittheilungen  über  einzelne  Staatsan- 
klagen, namenlUch  wenn  die  Processschriflen  und  mündlichen  Verhandlungen  voll- 
ständig mitgclheilt  sind,  als  welche  doch  in  der  Regel  auch  auf  die  allgemeinen 
Giundsätze  eingehen.  Solche  Processgeschichten  sind  denn  vor  Allem  in  der  gros- 
sen englischen  Sammlung  der  ,, State  Trials"  zu  finden;  ausserdem  bestehen  aber 
noch  folgende  Schriften  über  einzelne  Ministeranklagen:  The  history  of  the  trial 
of  Waren  Hastings.  Lond.,  i  796,  Lex.  8.  —  Proces  des  dernicrs  Minislres  de 
Charles  X.  Hambg ,  1831.  —  Process  der  letzten  Minister  Karls  X.  Darmst.  und 
Lpz.,  1831.  —  Aclenstücke  die  Landständischen  Anklagqn  wider  den  Minister 
Hassenpflug.  Stuttg.  und  Tüb. ,  1835.  —  Verhandlungen  des  Staatsgerichtshofes 
des  K.  Württemberg  in  Betreff  der  Anklage  gegen  den  Slaatsrath  v.  Wächter- 
Spittler.  Stuttg.,  1850.  —  Eine  Reihe  von  Schriften  über  Slaatsanklagen,  welche 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  und  zwar  theils  vou  Seite  des 
Congresses  als  in  den  einzelnen  Staaten ,  angestellt  worden  sind ,  gehören  in  so 
ferne  nicht  hieher,  als  diese  Klagen  nicht  gegen  oberste  Träger  der  Staatsgewalt, 
sondern  nur  gegen  untergeordnete  Beamte  gerichtet  waren.  Diese  Processe  sind 
somit,  vom  Standpunkte  des  constitutionellen  Rechtes  aas,  nur  des  Verfahrens, 
nicht  aber  des  Inhaltes  wegen  wichtig.  Im  Uebrigen  sind  diese  Schriften  folgende : 
Proceedings  on  the  impeachment  of  W.  Blount.  Trial  of  Justice  S.  Chase  before 
the  H.  of  Reprcsentaüves.  Wash.,  1805.  Uogan,  E.,  Pensylvania  State  Trials.  Phil, 
1794.  Trial  of  Shippen,  Yatcs  and  Smith,  Assistant  Jugdcs  of  Pensylvania. 
Lancast  Stansbury,  Report  of  the  Trial  of  Jadge  Pcck.    Bost.,  1833. 
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Folge  dessen  Beseitigung  vielfachen  Unfuges  und  Missbrauches  ist,  welche  aber 
doch  anderer  Seits  den  demokratischen  Gelüsten  und  der  Mitregierungslust  ei- 
nes jeden  Einzelnen  keinen  Spielraum  giebt,  bei  Allen  Beifall  fände.  Nichts 
ist  überhaupt  leichter,  als  an  einer  künstlichen  Gestaltung  schwächere  Theile 
aufzufinden,  oder  nachzuweisen,  dass  in  der  WirkHchkeit  nicht  alle  diejenigen 
guten  Folgen  eintreten,  welche  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  allseitigen 
Vortrefflichkeit  der  Menschen  und  des  völligen  Ausbleibens  von  störenden  Un- 
fällen erwartet  werden  können.  Da  nun  aber  überdiess  nicht  zu  läugnen  ist, 
dass  das  constitutionelle  System,  wie  es  auf  dem  europäischen  Festlande  ein- 
geführt ist  und  gehandhabt  wird,  wesentlicher  Bedingungen  des  voUständigen 
Gelingens  entbehrt,  (so  namentlich  der  parlamentarischen  Regierungsweise,)  und 
es  in  seiner  Auffassung  und  Zusammensetzung  der  Volksvertretung  die  wahre 
gesellschaftliche  Ordnung  des  Volkes  nicht  beachtet;  da  also  zu  den  unbegrün- 
deten und  nichtigen  Klagen  der  Eigensucht  und  zu  den  unverständigen  J'orde- 
rungen  vollkommener  VoFtrefflichkeit  auch  wirkhch  begründeter  und  vermeidli- 
cher  Tadel  kömmt:  so  haben  Gegner  verschiedener  Gattung  um  so  leichteres 
Spiel.  Dem  Einen  ist  schon  das  Gewollte  viel  zu  viel,  die  Anderen  sind  mit 
dem  Geleisteten  nicht  zufrieden.  Dabei  aber  kann  ohne  Schwierigkeit  Wahres 
mit  dem  Falschen  vermischt,  und  sowohl  schnöder  Selbstsucht  der  Schein  von 
Vaterlandsliebe  und  Staatsweisheit,  als  heimlichen  Bestrebungen  nach  gänzlicher 
Umwälzung  die  Form  wohlgemeinten  Tadels  des  Bestehenden  gegeben  werden. 
Und  es  ist  denn  auch  von  diesen  Möglichkeiten  reichlicher  Gebrauch  gemacht 
worden. 

Durch  solches  Gebahren  wird  jedoch  der  Stab  noch  lange  nicht  gebro- 
chen über  den  ganzen  Gedanken.  So  weit  ricl^tige  Ausstellungen  nur  einzelne 
unwesentliche  oder  änderbare  Puncto  betreffen,  mögen  sie  mit  Dank  aufge- 
nommen und  benützt  werden.  Was  aber  die  Angriffe  auf  den  Kern  der  Sache 
selbst  betrifft,  so  ist  zwar  nichts  wahrscheinlicher,  als  dass  eine  weitere 
Entwicklung  der  menschlichen  Gesittigung  in  unbestimmten  späteren  Zeiten 
noch  bessere  Staatsverfassungen  erzeugen  wird ;  allein  für  das  jetzt  lebende 
Geschlecht  steht  die  Frage  lediglich  so:  ob  das  Constitutionen  -  monarchische 
System  für  die  europäischen  Verhältnisse  im  Ganzen  wirklich  mehr  Schaden 
als  Nutzen  bringt;  und  ob  andere  Staatseinrichtungen  bestehen,  welche  erfah- 
rungsgemäss  oder  nach  verständiger  Berechnung  entschieden  bessere  Wirkungen 
haben?  Müssen  nun  diese  beiden  Fragen,  wie  keinem  Zweifel  unterliegt,  ver- 
neint werden,  so  ist  es  Thorheit  oder  Heuchelei,  das  geringere  Uebel  in  den 
Vordergrund  zu  stellen  und  überwiegende  Vortheile  zurückzustossen. 

Wie  es  sich  nun  in  der  That  mit  den  Gegnern  verhält,  ergiebt  sich  am 
besten,  wenn  sie  in  Kategorieen  gebracht  sind. 

Dieselben  zerfallen  vor  Allem  in  die  zwei  einander  geradezu  entgegen- 
gesetzten Abtheilungen  Derjenigen,  welchen  das  constitutionelle  System  nicht 
genug  leistet,  und  die  namentlich  die  Beibehaltung  eines  unverantwortlichen 
erblichen  Fürsten  verwerfen;    und  Solcher,   welchen  in  dieser  ßegierungsform 
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schädliche  und  zu   weit  gehende  Einräumungen   an  die   Demokratie   er- 
blicken. 

"Was  nun  die  Ersteren  betrifft,  so  ist  hier  nicht  der  Ort  und  Raum,  den 
bis  zu  den  Anfängen  der  Geschichte  hinanfgehenden  und  voraussichtlich  bis  an 
das  Ende  der  Tage  nicht  aufhörenden  Streit  über  die  gegenseitigen  Vorzüge 
des  Königthnmes  und  der  Volkshcrrschaft  zu  erörtern.  Für  den  vorliegenden 
Zweck  genügt  es  auszusprechen,  dass  die  Erfahmngen  der  Geschichte  und  die 
Kenntniss  der  Menschen  in  dem  Satze  zusammentrefen,  es  sei  erbliches  aber 
beschränktes  Königthum  die  zweckmässigste  Regierungsform  für  Völker,  welche 
selbst  hochgesittigt  auch  vom  Staate  viel  verlangen ;  welche  durche  grosse  Men- 
schenzahl  und  starke  Mitwerbung  zu  unablässigem  und  peinlichem  Ringen  mit  den 
Lebensnöthen  verurtheilt  sind ;  und  welche  endlich  durch  enges  Nebeneinander- 
liegen mit  anderen  Staaten  zu  kräftiger  Vertheidigung  gerüstet  sein  müssen. 
Gegen  diese  Ansicht  erklären  sich  denn  nun  allerdings  von  Zeit  zu  Zeit 
Einzelne  und  mehr  oder  weniger  mächtige  Partheien,  welche  von  der  Fähig- 
keit der  Menge  zur  Selbstregierung  besser  denken,  oder  welchen  das  Gefühl,  einen 
erblichen  Obern  zu  haben,  unerträglich  ist.  Solchen  erscheint  denn  natürlich  auch 
die  constitutionelle  Monarchie  als  eine  klägliche  Halbheit ;  und  ihre  Vorfechter  su- 
chen dieses  zu  erweisen.  —  Als  bezeichnende  Beispiele  von  Angriffen  aus  diesem  Ge- 
sichtspunkte mögen  namentlich  folgende  genannt  werden,  welche  freilich  wieder 
unter  sich  wesentlich  abweichen :  Als  ein  Anhänger  der  äussersten  Demokratie 
tritt  Th.  Payne  in  verschiedenen  seiner  Schriften,  besonders  aber  in  der 
über  die  Menschnrechte  '),  gegen  die  constitutionelle  Monarchie  auf.  Ihm  ist 
jedes  erbliche  Recht,  wie  'beschränkt  es  immer  sei,  und  jede  Regierungsgewalt, 
welche  nicht  sämmtlichen  Bürgern  zusteht,  ein  Unrecht  und  ein  "Widersinn. 
Seine  Darstellung  zeichnet  sich  im  Uebrigen  mehr  durch  Keckheit,  als  Ord- 
nung und  gedrängte  Logik  aus.  —  Vielleicht  noch  umwälzender  selbst  als 
Payne,  allein  wissenschaftlicher  verfährt  Godwin  in  seinem  Werke  über  „poli- 
tische Gerechtigkeit"  *).  Ausführlich  bekämpft  er  nicht  nur  jedes  aristokratische 
Vorrecht,  sondern  auch  das  Königthum,  und  zwar  in  jeder  Form  und  Beschrän- 
kung; ja  sogar  alle  Volksversammungen.  Nur  Auflösung  der  grossen  Staats- 
vereine in  selbstständige  Gemeindebezirke,  höchstens  eine  gelegentliche  Einbe- 
rufung einer  Anzahl  Gemeindevertreter  als  eine  Art  von  Dictatur  bei  grosser 
Gefahr,  erscheint  ihm  als  vernünftig  und  gerecht.  —  Von  wesentlich  gleicher 
Grundlage  geht  jetzt  auch  aus  Bücher*)  in  der  bemerk enswcrthen  aber  viel- 
fach unwahren  Schrift  über  Parlamentarismus.  —  Weit  gemässigter  nach  Form 
und  Inhalt  tritt  L.  Hoffmann^)   auf,   welcher  in   ausführlicher  Prüfung  der 


1)  Payne,  Tb.,  RighU  of  man.  Lond.,  1791.  —  DeuUcb  von  F.  Hecker,  Lpz.,  1851. 

2)  Godwin,  W.,  Inquiry  conceming  political  justice.  I.  II.  Ed. 2.  Lond.,  1796. 

3)  Bacher,  L. ,  Des  Parlamentaritmus.     Lpz.,  1831. 

4)  Hoffmann,  L,   Die    staatsbOrgerlichen  Garantieen.  2(c  AofL  I.  U.  Lpz.,  1831. 
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yerschiedenen  Arten  der  Monarchieen  zwar  die  repräsentative  noch  als  die  leid- 
lichste erkennt,  ihr  aber  doch  eine  Reihe  von  wesentHchen  Mängeln  vorwirft. 
So  namentlich  die  Unmöglichkeit  eines  Wahlsystemes,  welches  nur  gute  Wahlen 
erzeugte,  und  die  Unzulänglichkeit  der  Rechte  einer  Volksvertretung  zur  Bewah- 
rung gegen  Gewaltschritte  der  Regierung;  im  Falle  der  Beimischung  eines  ari- 
stokratischen Elementes  aber  noch  weiter:  Widerspruch  gegen  alles  Gute,  und  die 
ünverntlnftigkeit  erblicher  Gesetzgeber.  Seine  Verbesserungsvorschläge  gehen  im 
Wesentlichen  auf  eine  gewählte  und  für  ihre  Amtsführung  gegen  einen  Areopag 
verantwortliche  Verwaltung  hinaus.  Das  Königthum  wird  nur  als  formelle 
Spitze  und  mit  geringen  Befugnissen  beibehalten,  —  Endlich  gehört  auch  wohl 
noch  in  diese  Kategorie  der  Neapolitaner  Soria  de  Crispan  *),  welcher 
zwar  allerdings  die  Verbindung  von  Monarchie  und  Freiheit  nicht  für  eine 
Unmöglichkeit  erklärt,  aber  sie  doch  in  den  bisherigen  constitutionellen  Ver- 
fassungen nur  sehr  theilweise  und  in  unsicherer  Weise  erreicht  findet.  Die 
constitutionelle  Monarchie  ist  ihm  nur  eine  gemischte  Repräsentativ -Verfas- 
sung; als  die  vollständige  sieht  er  die  Demokratie  an.  Ausführlich  und 
mit  Scharfsinn  bekämpft  er  die  gewöhnlich  in  Constitutionen  -  monarchischen 
Systemen  vorgetrageneu  Sätze  der  Nichttheilnahme  des  Königs  an  der  Verwal- 
tung, der  Nothwendigkeit  von  Vorrechten  desselben  in  Beziehung  auf  Krieg 
und  Frieden,  der  Verantwortlichkeit  der  Minister,  der  Theilung  in  zwei  Kam- 
mern, der  activen  Wahlbefähigungen  u.  s.  w.  Sie  alle  sind  ihm  entweder 
sinnlose ,  mit  den  Thatsachen  nicht  übereinstimmende  Erdichtungen ,  oder 
ungenügende  Schranken ;  und  er  zeigt  in  weitläufiger  und  lebhafter  Aus- 
führung, dass  trotz  alles  Redens  und  Bemühens,  der  fürstliche  Einfluss 
in  allen  constitutionellen  Königreichen  bis  jetzt  weit  überwiege,  was  denn 
dieselben  zwischen  Willktirherrschaft  und  Umwälzung  hin  und  her  schwanken 
lasse.  Sein  eigenes  System  spricht  er  freilich,  mit  Ausnahme  des  Verlangens 
nach  Gewaltentheilung  und  nach  allgemeinem  Stimmrechte  verbunden  mit 
mittelbarer  Wahl,  nicht  klar  aus;  allein  es  scheint,  dass  er  eine  repräsentative 
Monarchie  unter  der  Voraussetzung,  aber  auch  nur  unter  dieser,  für  möglich 
hält,  wenn  das  ganze  Volk  staatlich  vollkommen  ausgebildet,  von  Vater- 
landsliebe und  Eifersucht  auf  seine  Rechte  erfüllt  ist ,  und  nun  mittelst  einer 
in  seinem  Sinne  gewählten  und  handelnden  Versammlung  ununterbrochenen  und 
bestimmenden  Einfluss  auf  die  Regierungshandlungen  ausübt.  Zur  Verhinde- 
rung von  Uebergriffen  aber  erscheint  ihm  ein  Erhaltungs-Senat  nothwendig. 

Weit  zahlreicher  und  der  Richtung  nach  noch  verschiedener  sind  die- 
jenigen Gegner  des  constitutionellen  Systems,  welche  —  im  Widerspniche  mit 
den  eben  besprochenen  —  nur  Nachtheile  aus  dieser  Art  der  Beschränkung 
des  Staatsoberhauptes  erwarten. 


1)  Soria  de  Crispan,  D. ,  Philosophie  du  droit  public.  Brux. ,  1854.  Der  neunte 
Band  des  Werkes  ist  dem  constitutionellen  Staatsrechte  gewidmet.  Ueber  das 
Werk  im  AUgemeinen  s.  oben,  S.  247. 
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Die  geringste  Beachtung  verdienen  offenbar  Diejenigen,  welche  der  ganz 
unbeschränkten  Fürstenmacht  den  Vorzug  geben  wollen,  indem  sie 
von  dem  Musterbilde  eines  vollkommenen  Regenten  und  eben  so  vortrefflichen 
Beamten  desselben  ausgehen.  Abgesehen  davon,  dass  selbst  dann  sehr  die 
Frage  wäre,  ob  nicht  die  Würde  und  die  Ehre  des  Volkes  eine  andere  Stel- 
lung, als  einen  unbedingten  und  ewigen  Gehorsam  verlange,  ist  ja  einleuch- 
tend, dass  jene  Voraussetzung  eine  Abgeschmacktheit  ist.  Die  Erfahning  aller 
Zeiten  und  Völker  beweist,  dass  weitaus  in  der  Regel  eine  solche  Vollkom- 
menheit der  Regierenden  in  Verstand,  Wissen,  Character  und  Willen  nicht 
besteht,  nicht  erblich  ist.  Eben  desshalb,  weil  die  natürliche  Unvollkom- 
menheit  den  Menschen  so  viele  Leiden  bereitet,  sucht  man  nach  Vorbeugungs- 
und Verbesserungsmitteln.  Es  ist  somit  thöricht,  wenn  A.  Müller  *)  darüber 
belehren  will,  dass  unbeschränktes  Königthum  und  Tyrannei  nicht  gleichbedeu- 
tend seien;  und  wenn  er  jenes  der  Volksvertretung  vorzieht,  weil  diese  wenig 
geeignet  sei  für  höhere  Staatsgeschäfte,  namentlich  Gesetzgebung.  Die  recht- 
lichen Begriffe  jener  beiden  Staatsarten  sind  allerdings  nicht  gleich;  wohl  aber 
leicht  und  oft  ihre  Wirkungen.  Und  warum  die  aus  dem  ganzen  Volke  her- 
ausgenommenen Vertreter  (eine  richtige  Organisation  derselben  vorausgesetzt) 
nicht  im  Stande  sein  sollten,  ihre  eigenen  Rechte  und  Interessen  zu  kennen, 
ist  nicht  einzusehen.  —  Noch  kläglicher  ist  es,  wenn  ein  Ungenannter  die  Con- 
stitutionen vei-wirft,  weil  sie  die  Völker  von  den  Regierungen  trennen  *). 
Will  man  doch  nur,  dass  die  Regierungen  in  der  Richtung  der  gerechten 
Wünsche  der  Völker  gehen.  Und  was  soll  der  Gegensatz  zwischen  den 
Uebeln  antiker  Republiken  und  der  Vortrefflichkeit  des  preussischcn  Beam- 
tenthumes  hier  beweisen.  —  Wenn  aber  Berneys*)  die  deutschen  Verfassun- 
gen für  eine  unauslöschliche  Schande  erklärt,  weil  sie  Nachäffung  französchen 
Unfuges  seien  und  die  urdeutsche  Gesinnung  und  Pietät  zerstören,  welcher 
allein  vertrauensvolles  Hingeben  an  ein  mächtiges  und  unbeschränktes  König- 
thum entspreche:  so  ist  diess  eitel  Gefasel. 

Bedeutender  nach  Zahl  und  Gehalt  sind  diejenigen  Schriften,  welche  dem 
constitutionellen  Staate  die  alte  ständische  Ordnung  und  Vertretung 
entgegenstellen,  diese  als  naturgemässe  Gliederung,  geschichtlich  begründete 
Einrichtung  und  richtige  Staatsweisbeit  belobend.  Hier  ist  Wahrheit  und  Irr- 
thuni,  absichtlich  oder  unabsichtlich,  gemischt ;  dadurch  aber  auch  die  Aufdeckung 
der  Trugschlüsse  .schwieriger.  Einer  Seits  nämlich  wird  nicht  blos  das  Recht 
und  Bedürfniss  einer  Mitwirkung  des  Volkes  bei  wichtigen  Staatsangelegenheiten 


1)  Maller,  Alex.,  Meine  Ansicht  wider  das  deutsche   RepräsenlaUvsystem.    Ilnien., 
1848. 

2)  D.  W.  A.  S ,  Ucber  ConstUutioncn  und  GaranUccn.    Berl.,  1837. 

3)  Berneys,  K.  L. ,  Dentschland  und  seine  Iränkischcn  Reprisentativ-Vcrfassungcn. 
Mannb.,  1841. 
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anerkannt ;  sondern  es  liegt  sogar  der  ganzen  Ansicht  der  nicht  eben  gewöhn- 
liche richtige  Gedanke  zu  Grunde,  dass  die  natürwtichsigen  gesellschaftlichen 
Kreise  eigenthümliche  Interessen  und  Rechte  haben,  und  diesem  Organismus 
auch  bei  der  Ordnung  der  Vertretung  formell  und  sachlich  Rechnung  zu  tragen 
sei.  Auf  der  andern  Seite  ist  handgreiflich  unrichtig,  dass  nicht  der  jetzige 
gesellschaftliche  Znstand  mit  seinen  lebendigen  und  fühlbaren  Rechten ;  sondern, 
vielmehr  ein  längst  untergegangener  mit  verschwundenen  Gestaltungen  und 
Forderungen  zum  Maassstabe  genommen  werden  will.  Auf  diese  Weise  neh- 
men dann  spielende  Liebhaberei  für  das  Alterthümliche,  heuchlerisches  Fest- 
halten an  unbilligen  und  schädlichen  Vorrechten,  Widerwillen  gegen  wirk- 
same Beschränkung  der  Willkür  und  gegen  ein  tüchtiges  politisches  Volks- 
leben die  Maske  der  Veichrung  geschichtlichen  Rechtes  und  ei-probter  Staats- 
weisheit vor.  Aus  Furchtsamkeit  oder  Eigennutz  soll  das  lebende  Geschlecht 
an  den  Leichnam  einer  frühem  Gesellschaft  geschmiedet  sein,  auf  die  Ge- 
fahr hin  von  der  Fäulniss  mitverzehrt  zu  werden.  —  Dieses  System  haben 
ganze  Schulen  und  grosse  Partheien  nicht  verschmäht.  So  die  Anhänger 
Haller's  *)  und  die  neueste  rückwärtsdrängende  Parthei  in  Deutschland ,  be- 
sonders in  Preussen.    Es  wird  aber  auch,   bald  in   gutem   bald  in  schlechtem 


1)  Der  bezeichnendste  Ausdruck  der  Haller'schen  Ansicht  über  diese  Frage  ist  ohne 
Zweifel  Jarke's  (anonym  erschienene)  Schrift:  Die  ständische  Verfassung  und 
die  deutschen  Constitutionen.  Lpz.,  1834.  Der  Grundgedanke  ist,  die  alte  ständi- 
sche Verfassung  als  einen  naturgemässen,  geschichtlich  berechtigten  und  in  seiner 
Mässigung  heilbringenden  Zustand  gegenüber  zu  stellen  dem  repräsentativen  Sy- 
steme ,  als  einer  künstlich  ersonnenen  ,  auf  der  falschen  und  verderblichen  Lehre 
der  Volkssouveränelät  ruhenden  ,  unmögliche  Ansprüche  mit  widersinnigen  MiUelo 
verfolgenden  Einrichtung.  Desshalb  wird  der  Regent  aufgefassl  in  voller  palrimo- 
nialer  Stellung,  aus  eignem  Rechte  ,  mit  eignen  Mitteln  die  eigenen  Angelegenhei- 
ten besorgend ;  die  Stände  aber  sind  die  wirklich  und  allein  vorhandenen  gesell- 
schaftlichen Kreise,  welche  ebenfalls  nur  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  und 
Rechten  mit  Rath  und  That  an  die  Hand  gehen.  Der  seit  dem  Mittelalter  entstandenen 
Zustände  des  modernen  Staatsgedankens ,  der  aus  ihnen  entsprossenen  neuen 
Forderungen ,  Rechte  und  Pflichten  der  Fürsten  geschieht  gar  keine  Erwähnung. 
Der  Volksvertretung  dagegen  wird  nicht  etwa  die  Vertheidigung  verletzter,  allge- 
meiner oder  besonderer,  Rechte  und  Interessen  als  Aufgabe  zuerkannt;  sondern, 
am  Worte  klebend,  die  Stellvertretung  der  atomislischen  Menge  und  ihrer  tausend- 
fach auseinanderlaufenden  subjectiven  Forderungen;  die  Lehre  der  Volkssouverä- 
netät  als  gleichbedeutend  mit  Repräsentaüon  angenommen;  der  Gegenstand  und 
Inhalt  der  staatsbürgerlichen  Rechte  als  unverträglich  mit  geordneter  Regierung 
u.  s.  w.  Mit  leichter  Mühe  lässt  sich  denn  natürlich  ein  Gegensalz  zwischen  jenem 
idealen  poliüschen  Stillleben  und  diesem  anarchisch-unvernünftigen  Treiben  in  allen 
Beziehungen  durchführen  und  zum  Nachtheile  des  letztern  entscheiden.  —  Es  soll 
aber  nicht  behauptet  sein,  dass  nicht  Euizelnes  richtig  und  Vieles  gut  gesagt  ist; 
allein  das  Ganze  ist  durch  und  durch  unwahr  wegen  ganz  willkürlicher  und  fal- 
scher Grundansicht  und  Voraussetzung. 
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Glauben,  von  vielen  einzelnen  Schriftstellern  vertheidigt.  —  Unter  Letzteren  ist 
denn  zunächst  Rehberg  zu  nennen,  welcher  in  seiner  Bekämpfung  der  fran- 
zösischen Revolution  *)  nicht  blos  einzelne  Männer  und  Handlungen,  oder  auch 
einzelne  ihm  missfällige  Bestimmungen  der  Verfassung,  angreift;  sondeni  auch 
die  ganze  staatsrechtliche  Gnindlage,  auf  welcher  Umgestaltung  und  Neubau 
ruhen.  Seiner  Auffassung  nach  ist  der  Grundsatz  der  allgemeinen  staatsbür- 
gerlichen Gleichheit  die  Wurzel  des  Uebels;  und  gegen  sie  richtet  er  denn 
auch  hauptsächlich  seine  Angriffe.  Die  herkömmlichen  drei  Stände  sind  ihm 
naturgemäss,  nützlich,  ja  nothwendig.  Unzweifelhaft  sind  manche  Urtheile 
des  ehrenwerthen  Mannes  über  Personen,  Bücher  und  Grundsätze  ganz  richtig : 
allein  er  erhebt  sich  über  eine  unmittelbar  am  Boden  der  Thatsachen  klebende 
Kritik  nicht;  und  es  fehlt  ihm  ganz  das  Yerständniss  sowohl  der  Berechtigun- 
gen der  menschlichen  Natur  an  sich,  als  der  verschiedenen  Möglichkeiten  den 
Staat  nnd  seine  Einrichtungen  aufzufassen.  —  Ein  weiterer,  ebenfalls  wohlmei- 
nender aber  kurzsichtiger,  Stimmführer  dieser  Ansicht  ist  Ch.  F.  Schlos- 
ser '),  welcher  in  der  Vertretung  des  Adels  das  Höhere  im  Volke 
und  das  Erhaltende,  im  dritten  Stande  die  rührige  und  schaffende  Kraft,  in 
der  Geistlichkeit  das  sittliche  und  religiöse  Bewusstsein  erblickt.  —  Ferner 
Graf  Pfeil  *),  welcher  in  der  Volksvertretung  eine  Gewaltherrschaft  der 
Mehrzahl  und  eine  imnattirliche  Gewaltübertragung  an  UnbefUhigte  und  Un- 
wissende sieht;  dagegen  jedem  eigenen  Stande  ein  selbständiges  Recht  der 
Zustimmung  bei  Aenderungeu  der  ihn  betreffenden  Gesetzgebung  zuerkennt, 
ein  Zusammenwirken  und  Verbesserungen  aber  von  der  sittHchen  Macht  der 
öffentlichen  Meinung  erwartet.  —  In  ähnlicher  Weise  Vollgraff  in  mehr  als 
Einer  Schrift  *).  In  der  einen  ist  den  alten  Ständen  der  Vorzug  gegeben, 
weil  sie  nicht,  wie  volksvertretende  Versammlungen,  mit  tief  einschneidenden 
Mitregierungsrechten  versehen  seien ;  in  der  andern  aber  wird  behauptet,  dass  die 
Deutschen  staatsunfähig  seien  und  nie  einen  Staat,  sondern  nur  einen  Rechtszu- 
stand verlangt  hätten,  und  werden  dann  die  Stände  in  zwei  Elemente  zerlegt, 
in  die  sich  selbst  ergänzenden  Magistrate  als  Vertreter  der  Gemeinden,- und  in 
den  Reichstag,  welcher  den  aus  den  einzelnen  Gemeinden  bestehenden  „Gross- 
staat**  mit  bescheidenen  Rechten  vertreten  soll.  —  So   endlich  der  Fürst  von 


1)  Rehberg,  A.  W.  ,  Untersuchung  über  die  französische  Revolution,  nebst  Nach- 
richt von  den  merkwürdigsten  Schriften  darüber.  I.  II.  Bannov.  u.  Osnabr.,  1793. 

2)  Schlosser,  Ch.  F. ,  Ständische  Verfassung,  ihr  Begriff,  ihre  Bedingungen. 
Frankf.,  1818. 

3)  Pfeil,  L  Graf  v. ,  Das  Wesen  des  ConsUlutionalisnius  und  seine  Consequenzen. 
Berl.  1822. 

4)  (Vollgraff,  K.,)  Die  Tinschungen  des  Repr&sentaüv-Systemes.  Marbg.,  1832.  — 
(Ders.,)  Geschichte,  Revision,  Kritik  und  Reform  der  constit.  monarchischen 
StaatsverlJusungen.    Marbg.,  1851. 
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Solms-Lich  ^),  welcher  zu  beweisen  sucht ,  dass  die  alten  Stünde  den  Für- 
sten nur  berathen  haben,  die  Volksvertreter  aber  Mitregierungsrecht  ausüben, 
was  gegen  die  Grundbestimmungen  des  deutschen  Bundes  sei.  Nur  Stände  ohne 
entscheidende  Stimme  bei  der  Gesetzgebung  seien  gesetzlich  und  zweckmässig. 

Endlich  gehören  zu  dieser  Gattung  von  Gegnern  noch  Diejenigen,  wel- 
che dem  constitutionellen  Systeme  ein  wesentliches  Missverstehen  des  eng- 
lischen Vorbildes,  in  Folge  dessen  aber  verderbliche  Folgen  für  das  Staatswohl 
vorwerfen,  England,  sagen  sie,  sei  wesentlich  eine  Aristokratie,  der  König 
nur  Haupt  derselben,  das  Parlament  aristokratisch,  das  ganze  Volk  aristokra- 
tisch gesinnt;  hier  sei  also  innere  Uebereinstimmung,  Festigkeit  und  Kraft. 
Das  europäische  Festland  dagegen  sei  wesentlich  demokratisch,  und  es  habe 
daher  die  Anwendung  der  englischen  Regierungsformen  auf  gänznlich  ver- 
schiedene Verhältnisse  und  deren  Handhabung  in  völlig  anderem  Geiste  die 
schlimmsten  Uebel  erzeugt.  So  namentlich:  beständiges  Misstrauen  und  Ha- 
der zwischen  den  Staatsgewalten;  Lockerung  der  Ordnung  durch  Wahlen,  Un- 
ruhen, Versammlungen;  Schwäche  der  Regiei*ung  wegen  der  Vielköpfigkeit  und 
kurzen  Amtsdauer  der  Minister  und  des  Einmischens  der  Stände;  Schwanken 
und  Mittelmässigkeit  der  Gesetzgebung.  Ein  solches  Gebahren  führe  zur  Ver- 
nichtung des  Königthums  ;  theils  durch  die  wesentlichen  Fehler  des  Systemes, 
theils  durch  einzelne  Zufälle.  So  schildert  die  Lage  der  Sache  Mendel- 
sohn  '^);  vor  Allem  aber  G.  Zimmermann  ^);  jener  geistreich  aber  unbe- 
bestimmt ;  dieser  mit  Entscliiedenheit  und  scharfem  Verstände,  aber  roh  und  un- 
gezogen. —  Unzweifelhaft  ist  viel  Wahres  an  den  Vorwürfen,  welche  dem 
Gange  des  constitutionellen  Wesens  auf  dem  Fcstlande  gemacht  werden  ;  und 
eben  so  in  dem  Gegensatze  zwischen  dem  aristokratischen  England  und  dem 
mehr  demokratischen  Festlande.  Allein  unrichtig  ist  der  Schluss,  welcher  von 
der  einen  Thatsache  auf  die  andere  gemacht  wird.  Allerdings  ist  bei  uns  nicht  die 
nöthige  Einheit  im  Staatsleben,  und  der  ungelöste  Widerspruch  zerreibt  das 
Ansehen  der  Gewalt.  Allein  die  Schuld  liegt  nicht  an  der  falschen  Handha- 
bung der  Verfassungen  durch  demokratische  Versammlungen,  sondern  an  dem 
Mangel  an  parlamentarischem  Systeme.  Das  Mittel  kann  also  nicht  in  künst- 
licher Beimischung  von  aristokratischen  Bestandtheilen ,  wie  Mendelsohn  räth; 
oder  in  einer  möglichsten  ünbeschränktheit  der  Fürstengewalt  bestehen,  nach 
Zimmermann's  Meinung,  (weil  hierdurch  der  Widerspruch  gegen  die  demokra- 


1)  (Solms-Lich,  Ludw.  Fürst  v.,)  Deutschland  und  die  Repi äsentativ-Verfassungen. 
1838.  —  Eine  eigene,  freilich  schwache,  Widerlegungsschrifl  ist:  Buchner,  K., 
Der  Hr.  Fürst  von  S  L.  und  die  deutschen  Repräsentativ-Verfassungen.  Darmst.,  1838. 

2)  Mendelsohn,  G.  B.,  Die  ständische  Insütution  im  monarchischen  Staate.  Bonn, 
1846. 

3)  Z  i  m  m  e  r  m  a  n  n  ,  G. ,  Die  Vortreiflichkeit  der  constitutionellen  Monarchie  für 
England  und  die  ünbrauchbarkeit  der  constitutionellen  Monarchie  für  die  Länder 
des  europäischen  Contiuentes.  2te  Aufl.,  Hannov.,  1852. 
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tische  Gestaltung  der  Gesellschaft  erst  recht  zu  Tage  träte:)  sondern  viel- 
mehr in  der  Aufsuchung  der  Mittel,  auf  der  bestehenden  Unteriage  ein  parla- 
mentarisches Regiment  zu  errichten. 


Anhang. 
Die  Literatur  über  den  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam. 

Die  häcklichte  Frage,  ob  der  Unterthan  den  Befehlen  der  Staatsgewalt 
unbedingten  Gehorsam  schuldig  ist,  oder  nur  in  so  ferne  und  so  weit  diese 
Befehle  vertassungs-  und  gesetzmässig  sind,  somit  dem  Anordnenden  ein  be- 
gründetes Recht  zusteht?  kann  in  keiner  Staatsgattung  und  in  keiner  Staats- 
form erspart  werden.  Mag  der  Zweck  eines  Staates  noch  so  weit  gesteckt 
und  demgemäss  die  Macht  des  Regenten  noch  so  gross  bemessen  sein,  immer 
kommt  man  schliesslich  bei  einer  Grenze  an,  über  welche  hinaus  von  Verfolgung 
jenes  Zweckes  nicht  mehr  die  Rede  ist  und  die  logische  Tragkraft  der  recht- 
lichen Grundlage  nicht  geht.  Lediglich  die  Despotie  macht  hier  eine  Aus- 
nahme, als  in  welcher  der  Herrscher  zu  Allem,  der  Unterthan  als  solcher  zu 
Kichts  berechtigt  ist. 

Dass  nun  aber  die  Frage  zu  Gunsten  des  blos  verfassungsmässigen  Ge- 
horsams zu  beantworten  ist,  ergiebt  sich  aus  dem  Begriff  des  Rechtes  selbst. 
Wenn  der  Befehlende  zur  Stellung  einer  bestimmten  Forderung  nicht  befugt 
ist,  kann  auch  keine  Verpflichtung  zur  Erfüllung  auf  der  andern  Seite  sein. 
Der  ganze  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  besteht  nur  in  der 
weiter  oder  näher  gesteckten  Grenze  des  schuldigen  Gehorsams.  Nur  Läug- 
nung  jedes  Menschenrechtes  oder  Unfähigkeit  zu  logischem  Denken  vermag 
sich  dieser  Einsicht  zu  entziehen;  und  nur  Feigheit  mag  sich  scheuen,  das 
Richtige  auszusprechen. 

Damit  ist  denn  freilich  nicht  gesagt,  dass  nicht  der  ganze  Gegenstand 
ein  bedenklicher  und  schwieriger  ist.  Allerdings  kann  nämlich  die  Durchführung 
des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams  zu  grossen  allgemeinen  Uebelständen 
führen;  und  zwar  sowohl,  wenn  ein  rechtlicher  Grund  zu  einem  Widerstände 
vorhanden  ist,  als  wenn  das  Recht  gar  nur  irrthümlich  beansprucht  wird. 
Ebenso  verfällt  mit  Recht  Derjenige,  welcher  gegen  eine  begründete  For- 
derung der  Regierung  Ungehorsam  zeigt ,  persönlich  der  Strafe ;  der  einen  Wi- 
derspruch Erhebende  muss  nicht  blos  subjectiv  glauben  im  Rechte  zu  sein, 
sondern  er  muss  wirklich  Recht  haben.  Eine  Beschränkung  auf  ganz  unzwei- 
felhafte und  auf  die  äusserstcn  Fälle  ist  also  Gebot,  und  zwar  des  Rechtes  so- 
wohl als  der  Klugheit 

Vorzugsweise  aber  muss  die  Frage  auf  das  genaueste  erörtert  werden  in 
Beziehung  auf  den  constitutionellen  Staat.  Hier  sind  die  der  Staatsgewalt  zu- 
stehenden Rechte  formell   und  materiell  so  nahe  begrenzt,  dass  ein  Ueber- 
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schreiten  derselben  leicht  vorkommen  mag;  und  es  ist,  auf  der  andern  Seite, 
so  ganz  einleuchtend,  dass  die  ganze  Abwägung  der  gegenseitigen  Stellungen 
und  alle  Sorgfalt  für  die  Bestimmung  genügender  staatsbürgerlicher  Rechte  den 
Zweck  völlig  verfehlt,  wenn  es  dem  Regenten  möglich  ist,  seinen  Willen  auch 
gegen  Gesetz  und  Verfassung  durchzusetzen.  Die  Lehre  vom  blos  verfassungs- 
mässigem Gehorsame  ist  somit  zwar  dem  constitutionellen  Staatsrechte  nicht 
ausschliesslich  eigen ,  noch  besonders  bezeichnend  für  dasselbe ;  allein  es  ist 
eine  nothwendigc  Grundlage  und  Vorbedingung. 

Es  war  daher  logisch  vollkommen  richtig,  dass  in  England  die  Frage 
von  dem  unbedingten  Gehorsame  alsbald  der  Mittelpunkt  der  staatsrechtlichen 
Erörterungen  wurde,  als  es  sich  davon  handelte,  eine  feste  theoretische  Grund- 
lage für  die  Vertheidigung  der  Rechte  des  Volkes  gegen  unieidlich  werdende 
Verletzungen  der  Regierung  aufzustellen,  mit  anderen  Worten  den  constitutio- 
nellen Staat  aus  einer  blosen  schwankenden  Uebung  auf  bestimmte  und  klar 
bewusste  Grundsätze  zu  bringen.  Das  Parliament  bestand  längst,  allein  die 
Regierungsgewalt  liess  sich  durch  seinen  Widerspruch  nicht  mehr  in  Schranken 
halten.  Es  fragte  sich  also,  ob  der  Gewalt  des  Unrechtes  die  Gewalt  des 
Rechtes  entgegengesetzt  werden  dürfe,  oder  ob  Unrecht  thatsächlich  zu  dulden 
sei  ?  Diese  Frage  wurde  aber  den  englischen  Staatsgelehrten  durch  die  un- 
verbesserliche Neigung  der  Stuarts  zur  unbeschränkten  Füi-stenherrschaft  zu 
zwei  wiederholten  Malen  aufgedrungen.  Zuerst  durch  Karls  I.  Streit  mit  dem 
Parliamente;  dann  aber  wieder,  als  seine  durch  Erfahrung  nicht  gewitzigten 
Söhne  nochmals  ihre  Krone  an  eine  Willkürregierung  setzten. 

Die  eigenthümliche  Bedeutung,  welche  die  Aufstände  der  Engländer  ge- 
gen die  Stuarts  für  die  Feststellung  des  constitutionellen  Staates  haben,  besteht 
nun  aber  nicht  etwa  blos  in  der  Thatsache  einer  siegreichen  Empörung  der 
Unterthanen.  Solche  Auflehnungen  waren  seit  Beginn  der  Geschichte  schon 
unzählige  vorgekommen,  ohne  dass  sie  die  Ausbildung  dieser  Staatsform  zur 
Folge  gehabt  hätten.  Sondern  die  Wichtigkeit  liegt  darin,  dass  hier  ein  Volk 
einzig  und  allein,  mit  klarem  Bewusstsein  und  mit  Beschränkung  auf  das  Ziel, 
aufstand  eben  zur  schliesslichen  Feststellung  dieser  Staatsform.  Und  eben  so 
liegt  die  grosse  Bedeutung  des  geistigen  Kampfes,  welcher  bei  dieser  Gelegen- 
heit zwischen  den  Anhängern  des  göttlichen  Rechtes  der  Könige  auf  unbe- 
schränkte Macht  und  den  Vertheidigern  des  blos  verfassungsmässigen  Gehor- 
sams der  Unterthanen  gefochten  wiu-de,  in  der  ausschliesslichen  Beziehung  der 
gegenseitigen  Beweisführung  auf  einen  constitutionellen  Staat.  Auch  hier  wa- 
ren die  Sätze  der  Freiheitsfreunde  keine  unbedingt  neuen,  sondern  sie  waren 
nur  entscheidend  für  die  Begründung  der  Theorie  dieser  Regierungsform. 

Letzteres  ergiebt  sich  ganz  klar,  wenn  man  einen  Blick  auf  die  früheren 
Verhandlungen  über  die  Grenzen  des  Unterthanengehorsams  wirft.  Es  sind  der 
älteren  Schriften  über  diese  Frage  gar  viele;  allein  sie  sind  theils  von  religiö- 
sen Streitigkeiten  hervorgerufen  worden,  und  haben  daher  auch  eine  wesent- 
liche Beziehung  auf  das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat,   und  auf  den  Vor- 
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zug  des  göttlichen  vor  dem  menschlichen  Gebote ;  theils  beziehen  sie  eich,  wenn 
sie  weltlicher  Natur  sind,  entweder  ausdrücklich  oder  stillschweigend  auf  we- 
sentlidi  verschiedene  Staatsarten,  so  dass  ihre  Gründe  wohl  eine  analoge  An- 
wendung finden  mögen,  aber  doch  nicht  unmittelbar  und  scharf  die  Frage  für 
den  constitutionellen  Staat  entscheiden. 

Was  die  kirchlich-staatliche  Richtung  betrifft,  so  waren  Streitigkeiten  über 
Gehorsamspflicht  auf  diesem  Gebiete  hauptsächlich  zu  zwei  verschiedenen  Malen 
entbrannt.  Einmal  nämlich  hatten  schon  die  Kirchenväter  in  der  ersten 
Zeit  der  christlichen  Kirche  sich  viel  mit  der  Frage  über  die  Rechtmässigkeit 
des  Widerstandes  gegen  eine  ungesetzhch  handelnde  Staatsgewalt  beschäftigt; 
und  schon  damals  waren  entgegengesetzte  Meinungen  vertheidigt  worden.  Wäh- 
rend z.  B.  Tertullian  sich  für  das  Recht  der  Vertheidigung  aussprach,  lehrte 
Augustin  (und  mit  ihm  die  Meisten)  die  Pflicht  der  Fügung  in  die  Schickungen 
der  Vorsehung.  Zum  zweiten  Male  aber  wurde  die  Reformation  die  Ver- 
anlassung zahlreicher  Untersuchungen,  zuerst  für  die  Protestanten,  später,  als 
protestantische  Fürsten  bestanden,  auch  für  die  Katholiken,  namentlich  die 
Jesuiten.  Wenn  hierbei  die  Frage  nicht  selten  nur  in  dem  Sinne  einer  Berech- 
tigung zur  Tödtung  des  Gewaltherrschers  aufgefasst  wurde,  so  war  diess  eine 
durch  den  Fanatismus  und  die  entsetzlichen  Unthaten  der  Zeit  erzeugte  Rohheit 
und  ein  verwei-fliches  Uebermaass,  welches  mit  den  eigentlichen  Grtlnden  und 
Gegengründen  nichts  zu  thun  hatte  ^). 


1)  Bekanntlich  sind  sowohl  Lother  als  Calvin  von  den  Folgesätzen  ihrer  Lehren  auf 
dem  staatlichen  Gebiete  scheu  zurückgetreten.  AUein  bald  genug  sind  doch 
Schlüsse  auch  hier  gezogen  worden.  Es  ist  lächerlich ,  läugnen  zu  wollen ,  dass 
der  dem  Protestantismus  zu  Gnmde  liegende  Geist  der  Prüfung  und  der  Nicht- 
beachtung äusserer  Auctorität  folgerichtig  auch  im  Bereiche  des  Staatslebens  zo 
einer  kühlen  Verstandesauffassung  führt.  Nicht  zu  wundern  ist  daher,  dass  da, 
■wo  die  öffentliche  Gewalt  mit  dem  neuen  Glauben  zusammenstiess,  alsbald  die  Ge- 
horsamsfrage auüauchte,  und  dass  sie  im  Sinne  des  Rechtsschutzes  gelöst  wurde.  Man 
sehe  z.  B.  die  Verhandlungen  von  Knox  mit  Maria  Stuart,  (bei  Mignet,  Histoire 
de  M.  St,  Bd.  I,  S.  95;)  namentlich  aber,  was  in  Frankreich  während  der  dorti- 
gen Religionskriege  geschah  und  geschrieben  wurde.  Durch  die  Bartholomius- 
Nacht  wurde  der  Protestantismus  zu  der  höchsten  Wuth  entflammt ;  und  was  ist 
erklärlicher,  wenn  schon  verwerflich ,  als  dass  Einzelne  in  den  gcgea  den  könig^ 
üchcn  Mörder  geschleuderten  Schriflen  nicht  bei  der  Untersuchung  der  Geborsams- 
grenze  stehen  blieben,  selbst  nicht  bei  einer  entschieden  repubUkanischer  Los- 
ung; sondern  nun  auch  ihrer  Seils  gegen  Den  Gift  und  Dolch  aufriefen,  welcher 
so  eben  Tau.nende  ihrer  Glaubensgenossen  ohne  Recht  imd  Urthell  halte  erwür- 
gen lassen?  Zo  den  bcmerkenswerthesten  Schriflen  dieser  racheschnaubenden 
Zeit  gehören  denn  namentlich  Franz  Hotoman's  Franco-Gallia,  Linguet's  Vin- 
diciae  contra  tyrannos,  Stephan  de  laBoCtie's,  Contr*  nn,  ou  discoors  de  la 
scrvitodc  volontaire,  die  glühende  Declamation  eines  achtzehnjährigen  Schriftstel- 
lers. Dan  aber  «nch  die  ligne  zu  ftlmUchen  Lebren  (Ohrte,  lag  schon  in  der  auf- 
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Auf  rein  staatlichem  Grunde  aber  war  bisher  der  leidende  Gehorsam 
hauptsächlich  in  näclister  Beziehung  zum  ständischen  "Wesen  behandelt  worden. 
Schon  das  blose  Dasein  von  Ständen  musste  in  den  lehensherrlichen  und  haus- 
herrlichen Staaten  des  Mittelalters  die  Frage  nahe  legen,  welches  äasserste 
Recht  den  bevorzugten  Klassen,  die  nur  zu  bestimmten  Leistungen  verpflich- 
tet waren  und  Weiteres  nur  mit  freier  Zustimmung  übernahmen,  zur  Abtrei- 
bung von  Gewalt  zustehe?  Diese  Frage  wurde  aber  häufig,  und  zwar  nicht 
etwa  blos  theoretisch  sondern  selbst  vertragsmässig  und  gesetzlich ,  durch  die 
Anerkennung  eines  bewaffneten  Widerstandsrechtes,  niemals  aber  ausdrücklich 
im  Sinne  eines  unbedingten  Gehorsames  beantwortet  *).  Und  auch  die  theo- 
retischen Abhandlungen  über  diese  Verhältnisse,  z.  B.  die  Klagschriften  bei 
den  deutschen  höchsten  Reichsgerichten,  nahmen  häufig  diese  Stellung  ein. 
Unzweifelhaft  waren  diese  Verhältnisse  gute  Vorgänge  auch  für  die  Ausbildung 
des  constitutionellen  Rechtes;  denn  wenn  diese  mittelalterlichen  Stände   auch 


rührerischen  Art  des  Bündnisses  selbst.  Es  kamen  aber  hierzu  noch  die  Ein- 
wirkungen der  südeuropäischen  Bundesgenossen;  und  es  ist  eine  ganz  richtige 
Bemerkung  Baudrillard's,  dass  die  aus  diesem  Lager  ausgehenden  Lehren  eine 
ganz  eigenthümliche  Beimischung  von  Macchiavelismus  und  Loyolismus  haben. 
Den  besten  Beweis  liefern  die  Hauptschriflen  dieser  Galtung :  Boucher,  De  justa 
Henrici  III.  abdicalione,  1549,  und  W.  Raynald  (Rosäus),  De  justa  reip.  chri- 
stianae  in  reges  impios  aucloritatc,  1592,  endlich  Maria  na 's  weit  berüchügtes 
Buch  de  rege  et  rcgis  inslitutione,  1598.  Natürlich  konnte  in  diesem  Brande 
fanatischer  Leidenschaften  und  Missetlialen  die  Stimme  der  Gemässigten  unmittel- 
bar keine  Macht  gewinnen.  Wenn  es  auch  nicht  ganz  an  Solchen  fehlte,  wie 
z.  B.  Bodinus  in  seinen  „sechs  Büchern  vom  Staate",  so  zogen  sie  nur  den 
Hass  aller  Parteien  auf  sich.  —  Uebcr  diese  kirchlich-monarchomachische  Literatur 
Ausführlicheres  in  folgenden  Werken  :  Recueil  des  pieces  conc.  la  doctrine  et 
pratique  Romaine  sur  la  deposilion  des  rois.  Gen.,  1627  ;  Resume  de  la  doctrine 
des  Jesuites.  Par.,  1828;  Murhard,  F.,  Ueber  Widerstand,  Empörung  und 
Zwangsübung  der  Staatsbürger  gegen  die  bestehende  Staatsgewalt  Brannschw., 
1832,  S.  195  fg.;  Baudrillard,  H.,  Jean  Bodin  et  son  temps.  Par.,  1853, 
S.  9  fg. 
1)  Es  ist  überflüssig,  eine  so  allgemein  anerkannte  und  weit  verbreitete  Thatsache 
erst  durch  einzelne  Belegsteilen  zu  beweisen.  Man  denke  z.  B.  an  den  Art.  61 
der  englischen  Magna  Charta ,  welcher  dem  Ausschusse  der  Barone  sogar  ein 
vdrübergehendes  Entsetzungsrecht  des  Königs  einräumt;  an  das  Einigungsrecht 
der  aragonesischen  Cortes,  (s.  Robertson,  Hist.  Charles  V.,  Bd.  I,  Note  31  n. 
32;)  an  die  ähnlichen  Einrichtungen  in  Portugal  (s.  Schäfer,  Geschichte  von 
P.,  Bd.  II ;)  an  die  vielfachen  Fälle  in  Deutschland ,  so  z.  B.  das  Bündniss-  und 
Kriegsrecht  der  österreichischen  Landstände  gegen  Verfasstmgs Verletzungen,  aus- 
geübt unter  anderen  in  den  Jahren  1542,  1560,  1608 ;  die  bayerischen  Freiheits- 
briefe von  1311 ,  1322  ;  den  Löwenbund  der  bayerischen  Ritterschaft  von  1488 
gegen  Albrecht  III.;  die  Absetzung  Eberhards  II.  von  Württemberg  im  Jahre 
1498,  vom  Kaiser  ausdrücklich  gebilligt,  u.  s.  w. 
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grundsätzlich  etwas  ganz  anderes  waren,  als  eine  Volksvertretung  im  Rechts- 
staate, und  die  Privilegien  der  Bevorzugten  sehr  verschieden  von  den  all- 
gemeinen staatsbürgerlichen  Rechten :  so  war  doch  Analogie  und  ähnliche  Form ; 
und  namentlich  bewegte  sich  die  Frage  über  das  im  Falle  einer  ungesetzlichen 
Handlungsweise  einzuhaltende  Verfahren  auf  nahe  venvandtem  Grunde.  Den- 
noch war  natürlich  von  einer  unmittelbaren  Anwendung  der  auf  bestimmte 
Verleihungen,  Privilegien  und  erkaufte  Gerechtsame  gestützten  Beweisfülirungcn 
zur  Feetstellung  der  Gehorsamsgrenze  im  modernen  Rechtsstaate  und  insbeson- 
dere in  seiner  constituiionellen  Form  keine  Rede.  —  Letzteres  ist  denn  auch 
die  Ursache,  warum  selbst  diejenigen  Schriften  aus  früherer  Zeit,  welche  zwar 
nicht  gerade  die  geschichtlichen  Stände  im  Auge  hatten,  aber  doch  nicht  von 
der  Gnindlage  des  constitutionellen  Staates  ausgiengen,  für  die  Streitfrage  des 
letzteren  nicht  von  grosser  Bedeutung  waren.  Diess  aber  gleichgültig,  ob  sie 
dem  blinden  Gehoi^sam  das  Wort  redeten,  das  Recht  zu  wahren  suchten,  oder 
sich  in  unentschiedener  und  unerfreulicher  Mitte  hielten  '). 

Somit  waren  denn  die  englischen  Staatsgelehrten  genöthigt,  die  wichtige 
und  schwierige  Frage  ganz  von  Neuem  und  mit  besonderer  Beziehung  auf  die 
Verhältnisse  ihres  Vaterlandes  zu  untersuchen.  Ihr  grosser  Ruhm  wird  es  aber 
.zu  allen  Zeiten  bleiben,  dass  sie  dieses  auf  so  ausgezeichnete  Weise  thaten. 
Durch  sie  ist  die  ganze  Lehre  in  ein  neues  Stadium  getreten;  und  zwar  ist 
der  von  ihnen  durchgefochtene  literarische  Kampf  um  so  entscheidender  für 
das  constitutionelle  Staatsrecht,  als  er  in  der  That  nicht  nur  ganz  auf  der 
Grundlage  des  Rechtsstaates  der  Neuzeit,  sondern  noch  mit  bestimmter  Be- 
ziehung auf  eine  parlamentarische  Verfassung  geführt  wurde.  Erst  dadurch 
erhielt  aber  die  allgemeine  staatsrechthche  Aufgabe  ihre  besondere  Anwendung 
und  wurde  der  Boden  für  die  neue  Theorie  gewonnen.  —  Im  Uebrigen  steht 
die  wissenschaftliche  Bedeutung  der  beiden  Abschnitte  des  Streites  im  richtigen 
Verhältnisse  zu  der  unmittelbaren  Wichtigkeit  der  Thatsachen,  an  welche  er 
sich  anknüpfte.     Der   grosse  Btügerkrieg  gegen  Karl  I.   hat   die  Grundlagen 


1)  Für  ein  Widerstandsrecht  halte  sich  schon  im  Jahre  1558  der  Engländer  Poynset 
ausgesprochen  in  seiner  Abhandlung  über  die  Staatsgewalt;  namcntUch  aber  der 
SchoUe  Georg  Buchanan  in  seinem  weil  verbreiteten  Büchlein  :  De  jure  regni 
apod  Scotos,  1579.  Auf  das  entschiedenste  widersprachen:  W.  Barcley  in 
seinen  beiden  Werken :  De  rege  et  regali  potcslate,  und  Advcrsus  Monarchomachos ; 
Blackwood,  Contra  Buchanani  dialogum  apologia;  Albericus  Gentilis,  De 
poteslatc  principis  absoluta,  1605,  und  noch  manche  minder  bedeutende.  DaM 
H.  Grotius  schwankte,  zögernd  und  schüchtern  hn  Grundsätze  unbedingten 
Gehorsam  forderte,  aber  doch  wieder  zahlreiche  Ausnahmen  zulassen  wollte, 
(Boch  I,  Kap.  4,)  ist  bekannt  Erwähnt  mag  aber  noch  besonders  werden,  (wenn 
es  schon  in  eine  andere  Zeit  fällt,)  dass  seine  Commentatoren  weit  entschiedener 
zu  sein  pflegen,  so  Pufendorf  und  J.  A,  Osiaoder  für,  Barbeyrac  und  S.  Cocceji 
gegen  die  anbescbränkte  Fürstenmacbt 
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festgestellt,  der  Widerstand  gegen  die  Herrschergelüste  Kai-ls  I.  und  Jakobs  II. 
sie  ausgebildet. 

Der  Kampf  gegen  Karl  I.  wurde  allerdings,  so  weit  er  mit  der  Feder 
geftihrt  ward,  vielfach  durch  gelehrte  Abhandlungen  aus  dem  positiven  engli- 
schen Rechte  gefochten;  und  die  wichtigsten  dieser  Art  von  Schriften  haben 
an  einer  späteren  Stelle  dieses  Werkes  (s.  Abhandlung  IX,  über  das  eng- 
lische Staatsrecht)  ihre  Aufzählung  und  Würdigung  zu  finden.  Doch  gieng 
die  Theorie  so  wenig  leer  aus,  dass  vielmehr  die  auf  diesem  Gebiete  gewech- 
selten Schriften  einen  Wendepunkt  für  das  gesammte  philosophische  Staats- 
recht bilden.  Und  zwar  gaben,  merkwürdig  genug,  ungeschickte  Vertheidigungen 
der  Stuart'schen  Ansprüche  die  Veranlassung  zu  dem  Streite. 

Zuerst  war  es  nilmlich  Thomas  Hobbes  ^),  welcher  in  drei  verschiede- 
nen Schriften  die  beiilhmte  Lehre   von  vertragsmässiger  Gründung  des  Staates 
zur  Beseitigung   eines   allgemeinen  Gcwaltzustandes   (des    belli   omnium   contra 
omnes)   aufstellte  ;    als   einen    nothweudigen    Folgesatz     derselben     die   Unbe- 
schränktheit    der  Macht    des  Regenten,   und    somit  die  unbedingte  Gehorsams- 
pflicht der  Unterthanen  beifügte;    dadurch  aber  allgemeinen  Widerspruch   her- 
vorrief. In  wie  ferne  die  Grundlage  dieser  Lehre  nicht  nur  von  den  Anhängern, 
sondern  auch  von  den  Gegnern    getheilt  wurde,  und    selbst  bis  auf  Kant  und 
Fichte  herunter   in  ihren   drei   Hauptgedanken,   nämlich   in    der   Bildung    des 
Staates    aus   atomistischen  Einzelnen ,   seiner  Gründung  durch  Vertrag  sämmt- 
licher  Genossen,  endlich  der  unbedingten  Unterwürfigkeit  der  Staatsthcilnehmer 
unter  den  Zweck  der  Gcsammtheit,  die  Grundlage  des  neuzeitlichen  philosophi- 
schen Staatsrechtes  wurde,  ist  seiner  Zeit  bereits  erörtert  worden,  (s.  oben,  S.230  fg.,) 
und  hier  nicht  von  Bedeutung;   wohl  aber  gehört  hierher,  dass  die  Vertheidi- 
gung  der  unbeschränkten  Gewalt  einen  wahren  Sturm  von  Gegenschriften  her- 
vorrief.   Dieselben  mögen  zwar  einzeln  nicht  von  grosser  Bedeutung  und  Tiefe 
sein ;  allein  in  ihrer  Gesammtheit  haben  sie  zur  Verbreitung  des  Grundsatzes 
vom  blos  verfassungsmässigen  Gehorsame  im  constitutiouellen  Staate  sehr  Vie- 
les beigetragen.      Die  unvorsichtig  genug    von   Hobbes    aufgestellte  Vertrags- 
theorie wurde  mit  leichtester  Mühe  gegen  seinen  angeblichen  Folgesatz  gewen- 
det;   und  die>  Gegenströmung    war    so    mächtig,    dass   bis  in    die   Mitte   des 
18.  Jahrhunderts  hinein    immer  wieder   neue  Bekämpfer  von   Hobbes   in  und 
ausserhalb  England  aufstanden  ').  —    Die  zweite  Schutzschrift  für  die  Stuarts, 


1)  Elemcnta  philosophica  de    cive;    zuerst  Paris  1642.    —    De  corpore  politico,    sive 

elemcnta  juris,  zuerst  1650.    —     Levialhan ,    sive  de    republica  ecclesiastica  alque 
civili,  1651. 

2)  Ueber  Hobbes  s.  Glafey,  Historia  jur.  nat ,  S.  138  fg.;  Hinrichs,  Geschichte 
der  Rechts-  und  Staatsprinzipien,  Bd.  l,  S.  115  fg.,  241  fg.  (schwerfällig  und  un- 
klar;) G.  V.  Struvc,  Kril.  Geschichte  des  allg.  Staatsrechtes,  S.  SO  fg.  (zerfah- 
rene Polemik;)  J.  G.  Fichte,  Ethik,  Bd.  I,  S.  513  fg.  (bündig  und  gut.)  Ein 
Verzeichniss  von  63   verschiedenen  Schriften   über  die  Hobbes'sche  Lehre   ist  zu 


3(25  ^^  allgem.  constitut  Staatoreeht. 

welche  einen  wichtigen  Widerstreit  hervorrief,  war  die  von  Salmasius  in  Auf- 
trag des  flüchtigen  Prinzen  Karl  ver  asste  Defensio  regia  pro  Carolo  I, ;  zuerst 
im  Jahre  1649  erschienen.  Die  Behauptung  des  unbedingten  Gehorsams 
stützte  sich  theils  auf  ein  göttliches  Recht  der  Könige,  theils  auf  den  über- 
wiegenden Nachtheil  jeder  bürgerlichen  Unruhe ,  theils  endlich  auf  den  angeb- 
lichen Widerspruch  zwischen  Verantwortlichkeit  und  höchster  Gewalt.  Dem 
Gewebe  von  geschmackloser  Gelehrsamkeit  und  von  Trugschlüssen  trat  Eng- 
lands grosser  Dichter  Mi  1  ton  entgegen.  Seine  Defensio  pro  populo  Anglicano 
(zuerst  1650)  ist  ein  Meisterstück  von  Klarheit  und  Beredsamkeit ;  aber  freilich 
auch  durchdrungen  von  entschieden  revolutionärem  Geiste.  Wie  sein  Gegner 
suchte  er  theils  aus  religiösen ,  theils  aus  rechtlichen  Gründen  seine  Lehre  zu 
beweisen;  allein  sein  Ziel  war,  die  oberste  Herrschaft  des  Rechtes  und  die 
nur  bedingte  Macht  der  Fürsten  nachzuweisen.  Nicht  zu  läugnen  ist,  dass  er 
zwar  den  Gegner  siegreich  bekämpft,  allein  selbst  das  richtige  Maass  weit 
überschreitet.  Leicht  erklärlich  ist,  dass  die  vom  Parliamente  und  von  der 
herrschenden  Partei  mit  grossem  Beifalle  aufgenommene,  von  jenem  auch  reich- 
lich belohnte,  Vertheidigung  der  Empörung,  namentlich  aber  auch  die,  mit  der 
Hauptfrage  freilich  nicht  wesentlich  zusammenhängende,  Rechtfertigung  der 
Hinrichtung  Karls  L ,  grossen  Widerspruch  von  vielen  Seiten  hervorrief. 
Salmasius  selbst  antwortete.  Doch  erreichen  weder  die  Gegenschriften,  noch 
die  von  Milton  selbst  später  nochmals  unternommenen  Erörterungen  die  Be- 
deutung der  ersten  Schrift  *). 

Der  Kampf  gegen  Karl  L  hatte  der  bürgerlichen  Freiheit  und  dem  An- 
theile  des  Volkes  an  den  Staatsangelegenheiten  keinen  schliesslichen  Sieg  ver- 
schafft, und  sein  Ausgang  die  nach  unbeschränkter  Herrschaft  verhängnissvoll 
dilrstenden  Stuarts  nicht  belehrt  oder  wenigstens  gewarnt.  Das  mehr  als  je 
bedrohte  Recht  musste  gegen  die  Söhne  des  kaum  erlogenen  Königes  aufs 
Neue  verlheidigt  werden;  und  wenn  diessmal  der  Streit  weniger  blutig  und 
schneller  entschieden  war,  so  ist  diess  nur  einer  Seits  der  geringen  Begabung 
Jakobs  H.  und  der  Furcht  des  Volkes  vor  seinen  kirchlichen  Absichten,  an- 
derer Seits  dem  rechtzeitigen,  ebenso  festen  als  weisen  Eingreifen  Wilhelm'sUI. 


finden  bei  Meister,  BibL  juris  naturae  et  gentium,  Bd.  I,  S.  245  fg.  Kaom 
drei  oder  vier  derselben  sind  zur  Vertheidigung  bestimmt;  alle  übrigen  Wider- 
legungen, freilich  nicht  sämmtlich  des  hier  zunächst  in  Frage  stehenden  Satzes. 
Die  Bedeutendsten  unter  den  Letzteren  sind  R  Cumberiand,  der  Lordkanzler 
Clarendon ;  später  H.  Cocceji  und  Glafey. 
1)  Ueber  Milton  s.  Troxler,  Fürst  und  Volk  nach  Bucbanan's  und  Milton's  Lehre. 
2te  Aufl.,  Aar.,  1821.  —  Die  Titel  der  späteren  Schriften  M's  in  dieser  Sache 
«nd:  Defeosio  secanda  pro  populo  Anglicano  contra  Alexandrum  Morum  ;  und: 
Defensio  pro  se.  Siehe  diese  in  den  Opera  latina  J.  Miltonis.  Amst,  1698.  Die 
r        Cf  eatchrift  tod  Salmasius  ist :     Responsio   ad  M.   defensionexn ;   erst   1660  er- 
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zuzuschreiben.  Auch  auf  dem  geistigen  Gebiete  wurde  tlbrigens  der  Kampf 
wieder  aufgenommen;  und  es  traten  mindestens  eben  so  bedeutende  Kräfte 
gegen  einander  in  den  Kreis,  als  das  erstemal.  Ohne  Anstand  mag  aber  be- 
hauptet werden,  dass  der  Sieg  der  gesetzlichen  Freiheit  und  des  Rechts- 
schutzes in  der  Lehre  nicht  minder  entschieden  war,  als  im  Leben. 

Verhängnissvoll  genug  wurde  der  Streit  auch  diessmal  wieder  eröffnet  auf 
der  Seite,  für  welche  es  rathsamer  gewesen  wäre,  zu  körperlichen  als  zu  Gei- 
steswaffen zu  greifen.  Sir  Robert  Film  er,  welcher  schon  früher  ein  ziemlich 
unbekannt  gebliebenes  Werk  über  den  Ursprung  des  Staates  gegen  Milton, 
Hobbes  und  Grotius  geschrieben  hatte,  trat  nun  unter  Jakob  n.  mit  einem 
Werke  hervor,  welches  für  die  Könige,  als  für  die  Nachfolger  Adam's  in  des- 
sen Gewalt  über  seine  Kinder,  ein  ganz  unbegränztes  Regierungsrecht  in  An- 
spruch nahm  *).  So  unendlich  abgeschmackt  diese  Begründung  uns  jetzt  er- 
scheinen mag,  so  fanden  es  doch  mehrere  der  ersten  Männer  Englands  für 
nothwendig,  gegen  ein  Werk  aufzutreten,  welches  die  von  der  toristischen 
Geistlichkeit  schon  lange  auf  den  Kanzeln  gelehrte  Pflicht  des  blinden  Gehor- 
sams systematisch  zusammenfasste  und  sie,  im  Geschmacke  der  Zeit,  mit  einem 
grossen  Aufwände  falscher  theologischer  Gelehrsamkeit  begründete. 

Diese  Gegner  aber  waren  keine  geringeren  Männer,  als  der  erste  Philo- 
soph Englands  in  jeuer  Zeit  und  einer  der  bedeutendsten  aller  Zeiten,  John 
Locke;  der  ritterliche,  wenn  schon  sittlich  nicht  ganz  tadellose  Algernon 
Sidney,  welchen  Widerstand  gegen  die  ungesetzmässige  Regierung  Karl's  IL 
auf  das  Blutgerüste  brachte;  endlich,  auswärts  weniger  genannt  allein  an  Wis- 
sen und  Gedankenschärfe  nicht  nachstehend,  R.  Brady")  und  J.  Tyrrell.- 
Die  Beweisführung  dieser  Vertheidiger  des  Rechtes  und  der  menschlichen  Wflrde 
hat  viel  Aehnliches,  wenn  schon  ihre  Methode  und  auch  die  Begründung  im 
Einzelnen  verschieden  ist.  Alle  waren  sie  vorerst  genothigt,  Filmer  auf  seinem 
eigenen  Boden  unmittelbar  zu  bekämpfen,  und  die  Unrichtigkeit  seiner  theolo- 
gischen Auffassungen  durch  eine  bessere  Auslegung  der  religiösen  Geschichte 
und  Lehre  zu  zeigen.  Und  wenn  dieser  Theil  ihrer  Schriften  für  unsere  je- 
tzige Grundanschauungen  nicht  nur  völlig  überflüssig,  sondern  auch  kaum  er- 
träglich ist:   so  beweisst  diess  keineswegs,  dass  er  nicht  für  die  Zeitgenossen 


1)  Film  er,  Sir  R,  Observations  conceming  the  origin  of  Government  against 
Milton,  Hobbes,  Grolius  and  Hemton.  Lond.,  1652.  —  Patriarcha,  er  the  natural 
power  of  Kings.    Lond.,  1680. 

2)  Locke,  J.,  Two  treatises  on  Government.  Lond.,  1690.  —  Sidney,  Alg., 
Discourses  concerning  government,  zuerst  1698,  also  lange  nach  des  Verfs  Tode 
herausgegeben  von  Toland.  (Deutsch:  Betrachtungen-  über  d.  Regierungsformen, 
von  Ch.  D.  Erhard.  I.  U.  Lpz.,  1793).  —  Brady,  R.,  Introduction  into  the  cid 
English  history.  Lond.,  1684.  Fol.  —  Tyrrell,  D.,  Bibliotheca  poütica,  er  an 
enquiry  into  the  antient  Constitution  of  EngUsh  Government  with  respect  to  the 
just  extent  of  the  regal  power  and  the  rights  and  liberties  of  the  subjects.  Zuerst 
1692—95  stückweise  in  4o;  theüweise  überarbeitet  Lond.,  1718,  Fol. 
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vorzugsweise  nöthig  und  überzeugend  war.  Ihre  eigenen  philosophisch -recht- 
lichen Systeme  sind  ebenfalls  gemeinschaftlich  auf  die  vertragsmässige  Ent- 
stehung des  Staates  gegründet,  und  wenn  sie  mit  Hobbes  über  die  Folgesätze 
im  entschiedeneu  "Widerspruch  stehen,  so  nehmen  sie  doch  seine  Grundlage 
an.  Erst  in  der  l)esonderen  Ausfüliruug  gehen  sie  aus  einander.  —  Siduey 
stellt  das  natürliche  Recht  des  Menschen,  sich  gegen  unbefugte  Gewalt  zu  schli- 
tzen, an  die  Spitze.  Dieses  Recht  bestehe  auch  gegen  die  Obrigkeit,  da  diese 
keine  Befugniss  habe  Unrecht  zu  thun;  ihre  Ansprüche  entstehen  erst  aus  der 
Uebertiagung  der  Gewalt  von  Seiten  des  Volkes,,  und  jeder  Anspruch  auf  Ge- 
horsam höre  auf,  sobald  die  Beauftragten  zuerst  den  Vertrag  brechen.  Seiner 
ganzen  Beweisführung  liegt  eine  aristokratisch  -  repubiicanische  Neigung  zu 
Grunde,  welche  allerdings  mit  der  Lehre  vom  göttlichen  Rechte  der  Könige 
im  schneidenuen  Widerspruche  steht.  —  Hoch  in  formeller  Beziehung  über 
der  schwerfälligen  und  verwiiTten  Darstellung  Sidney's  stehen  die  beiden  Ab- 
handlungen Locke's.  Er  geht  weniger  von  dem  Grundsatze  der  ursprünglichen 
Freiheit,  als  von  dem  der  Gleichheit  aus.  Ihm  ist  der  ursprüngliche  Natur- 
zustand ein  goldenes  Zeitalter  der  allgemeinen  Hülfe  und  Liebe;  und  um  diesen 
möglichst  zu  bewahren  entsteht  erst  die  Gesellschaft  der  Familie,  dann  durch 
allgemeine  Zustimmung  die  des  Staates.  Den  Regenten  wird  die  Gewalt  tiber- 
tragen, und  zwar  nur  zu  bestimmten  Zwecken;  woraus  sich  denn  das  Recht 
des  bedingten  Gehorsams  von  selbst  ergiebt.  Locke  unterscheidet  scharf  zwi- 
schen gesetzgebender  und  ausübender  Gewalt,  giebt  übrigens  auch  der  ersteren 
nur  eine  durch  die  natürlichen  Rechte  des  Menschen  begrenzte  Macht.  —  Sehr 
ausführlich  und  mit  grossem  Scharfsinne,  aber  leider  in  der  ungelenken  Ge- 
sprächsform fülirt  Tyrrell  seine  Auffassung  durch.  Er  geht  von  dem  Satze 
aus,  dass  zwai*  alle  Gewalt  von  Gott  komme,  und  namentlich  auch  die  Gewalt 
im  Staate  von  ihm  zum  allgemeinen  Wohle  angeordnet  sei;  dass  aber  im  con- 
creten  Falle  Uebertragung  an  eine  bestimmte  Person  oder  Anerkennung  in 
ihren  Händen  von  dem  betreffenden  Volke  ausgehen  müsse.  Gegen  einen 
Missbrauch  dieser  Gewalt  finde  das  Recht  der  Selbstvertheidigung  statt,  jedoch 
nur  wenn,  wo  nicht  die  Gesammtheit,  so  doch  die  entschiedene  Mehrheit  des 
Volkes  oder  wenigstens  ein  zur  Bildung  eines  eigenen  Staates  geeigneter  Theil 
desselben,  in  seinen  wesentlichen  Rechten  verletzt  sei.  Die  Missstände  und 
möglichen  Missbräuche  der  Selbsthfllfe  werden  als  geringer,  denn  die  Uebcl  der 
ungesetzlichen  Gewaltherrschaft  dargestellt. 

Ob  diese  von  den  Vertheidigern  des  Widerstandsrechtes  geltend  gemachten 
Grundansichten  vom  Staate  und  seiner  naturgemüssen  Bildung  wissenschaftlich 
völlig  die  richtigen  sind,  mag  freilich  in  Zweifel  gestellt  werden.  Und  es  kann 
auch  wahr  sein ,  dass  vorzüglich  die  Angriffe  Jakob's  U.  auf  die  Landesreligion 
zur  Ueberzeugung  von  der  Rechtmässigkeit  und  Nothweudigkeit  eines  Wider- 
standes im  Volke,   und  selbst  unter  den  Tories,  beitrugen  *).      Beides   ändert 


1)  Diese  Änncbt  führt  Macanlay,  Hist.  of  England,  cb.  IX,  umständlich  ans. 
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jedoch  nichts  in  der  Wichtigkeit  dieser  Beweisführungen.  Im  Leben  waren  sie  ge- 
nügend ,  um  dem  englischen  Volke  eine  feste  Ueberzeugung  von  seinem  Rechte 
und  seiner  Pflicht  eines  Widerstandes  zu  geben".  In  der  Wissenschaft  schlös- 
sen sie ,  so  lange  die  Staatsgründung  durch  Vertrag  allgemein  als  richtig 
galt,  die  Begründung  einer  Theorie  des  constitutionellen  Staates  vorläufig  ab, 
und  erlaubten  deren  spätere  Ausbauung.  Nichts  aber  war  leichter,  als  einen 
anderen  Beweis  für  die  Rechtmässigkeit  des  gesetzlichen  Widerstandes  einzu- 
schalten ,  wenn  etwa  eine  veränderte  Ansicht  von  der  Natur  und  der  Entste- 
hung des  Staates  dieses  verlangte,  auf  diese  Weise  aber  die  Grundlage  und 
was  darauf  errichtet  war,  zu  bewahren.  Nicht  nur  also  war  in  England  auf 
immer  fester  Boden  gewonnen  für  die  Grundsätze  der  „glorreichen  Revolution 
von  1688";  sondern  auch  für  eine  allgemeine  Theorie  des  constitutionellen 
Staates   die  logische  Möglichkeit  vorhanden. 

Es  wäre  nicht  nur  genügend,  sondern  vielleicht  selbst  tibersichtlicher  und 
geschichtlich  richtiger,  wenn  hier  die  Nachweisuugen  über  die  Lehre  und  die 
Literatur  von  blos  verfassungsmässigem  Gehorsam  abgebrochen  würden.  So 
weit  sie  geschichtlich  Grundlage  des  constitutionellen  Staatsrechtes  sind ,  ist 
Kenntniss  von  ihnen  gegeben.  Auch  fand  man  in  der  That  in  England  selbst 
später  kaum  mehr  Veranlassung,  auf  diesen  für  abgemacht  betrachteten  Gegen- 
stand zurückzukommen.  Was  Hume  und  Priestley  darüber  noch  verhan- 
deln ^),  war  mehr  Liebhaberei  des  Einzelneu,  als  ein  allgemeineres  Bedürfniss. — 
Es  ist  jedoch  die  in  ihren  Folgen  für  das  Handeln  und  für  die  Wissenschaft 
so  wichtige  Frage  auch  später,  nachdem  sie  in  England  verlassen  war,  bei 
den  übrigen  europäischen  Völkern  noch  vielfach  besprochen  worden.  Theils 
geschah  es  aus  dem  theoretischen  Bedürfnisse,  ein  berühmtes  Problem  im  Gei- 
ste der  eben  heiTSchenden  Staatsphilosophie  und,  wie  man  sich  schmeichelte, 
besser  als  von  den  Engländern  geschehen  zu  lösen.  Hauptsächlich  aber  drängte 
sich  auch  den  Völkern  des  Festlandes  diese  Rechts-  imd  Gewissensfrage 
practisch  mehr  und  mehr  auf,  sobald  sie  die  unbeschränkte  Fürsten- 
gewalt unerträglich  zu  finden  begannen,  und  gar,  als  sie  zur  Rechtfertigung 
beabsichtigter  oder  bereits  geschehener  Empörungen  allgemeiner  Gründe  be- 
durften; so  dass  auch  hier  vielfache  Wechselwirkung  zwischen  dem  Leben  und 
der  Lehre  besteht.  Thatsächlich  und  wissenschaftlich  ist  also  mit  den  oben 
besprochenen  englischen  Streitschriften  die  Literatur  über  den  verfassungs- 
mässigen Gehorsam  keineswegs  abgeschlossen,  sondern  sie  läuft  bis  auf  die 
neueste  Zeit  fort,  also  auch  nachdem  längst  eine  Lehre  des  constitutionellen 
Staatsrechtes  auf  ihr  errichtet  ist.  Man  sucht  die  Grundlage  immer  noch  zu 
befestigen,  wohl  selbst  umzutauschen,  obgleich  sie  bereits  ein  Gebäude  trägt. 
Es  mag  daher  wohl,  zur  Ergänzung  eines  doch  jeden  Falles  wichtigen  Zweiges 
der  staatsrechtlichen  Literatur,   gestattet  sein,   im   Folgenden  einen  Blick  zu 


1)  Hume,  D.,  Essays,  Bd.  II,  Nr.  7;    Priestley,    Essay    on  the  first  principles  of 
Government.  Lond.,  1768. 
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werfen  auf  diese  späteren,  sei  es  nun  wirklich  ergänzenden,  sei  es  eigentlich 
flberflüssigen ,  Schriften. 

Dass  die  Lehre  von  dem  blos  verfassungs-  und  gesetzmässigen  Gehorsame 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  unbedingte  Zustimmung  fand,  be- 
darf kaum  erst  der  Bemerkung.  Beruht  doch  ihr  Dasein  als  unabhängiger 
Staat  lediglich  auf  diesem  von  dem  neuen  Volke  aus  dem  englischen  Vater- 
lande mit  herübergenommenen  und  nun  gegen  dieses  selbst  gewendeten  Grund- 
sätze und  auf  seiner  mannhaften  Durchftlhrung.  Hier  fand  sogar  die  Lehre 
ihren  schärfsten  Ausdruck  in  der  positiv  gesetzlichen  Anerkennung  des  Rechtes 
und  der  Pflicht  der  Gerichte,  über  die  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze 
durch  Nichtanwendung  derselben,  somit  also  auch  dtirch  Nichtbestrafimg  eines 
Ungehorsams  gegen  sie,  zu  entscheiden.  Freilich  ein  ungeheuerlicher  Gedanke 
für  die  Staatsmänner  (sit  venia  verbo)  solcher  Länder,  welche  den  Gerichten 
nicht  einmal  eine  Prtlfung  der  Gesetzmässigkeit  der  Verordnungen  gestatten! 

Nicht  so  einstimmig  haben  sich  allerdings  die  Ansichten  auf  dem  euro- 
päischen Festlande  erwiesen.  Vielmehr  standen  hier  den  zahlreichen  Anhän- 
gern des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams  von  Anfang  an  bis  auf  die  neue- 
ste Zeit  herunter  ebenfalls  viele  Vertheidiger  des  leidenden  Gehorsams  entge- 
gegen.    Und  auch  letztere  zählen  unter  ihren  Anhängern  bedeutende  Männer. 

In  Frankreich  führte  Rousseau  durch  seine  Lehre  von  der  obersten 
und  unbeschränkten  Macht  des  Willens  Aller,  und  durch  die  hieraus  sich  er- 
gebende Unmöglichkeit  einer  beständigen  und  mit  eigenen  Rechten  ausgerüsteten 
Regierungsgewalt,  die  ganze  Frage  von  vorneherein  auf  ein  falsches  Gebiet. 
Von  hier  war  zu  der  gänzlichen  Auflösung  jedes  geordneten  Zustandes  durch 
die  revolutionäre  Schule,  und  namentlich  bis  zu  der  Aufstellung  des  tollen 
Verfassungsgrundsatzes,  dass  Empörung  gegen  Unrecht  der  Regierung  die 
heiligste  der  Pflichten  sei,  nur  ein  folgerichtiger  Schritt.  Ein  Rückschlag  in 
die  Lehre  vom  leidenden  Gehorsam  war  hier  psychologisch  unvermeidlich; 
und  es  bekannte  sich  denn  auch  die  überfürstliche  Parthei  nach  Wiederher- 
stellung der  Bourbonen  unumwunden  zu  ihr.  Wenn  dabei  aber  von  Einzelnen, 
so  namentlich  von  DeMaistre  und  De  laMenais,  (in  seinen  ersten  Schriften,) 
die  endgültige  Entscheidung  in  einem  Streite  über  geforderten  Gehorsam  der 
Kirchengewalt  zugcthcilt  wird:  so  ist  diess  eine  Eigenheit,  welche  aus  der 
katholischen  Weltansicht  dieser  Männer  entsteht,  und  in  Beziehung  auf  die 
unbedingte  Gehorsamspflicht  nicht  die  Sache,  sondern  nur  die  entscheidende 
Person  verändert.  Der  weltliche  Fürst  verliert  dabei,  aber  der  Bürger  ge- 
winnt nicht.  Den  richtigen  Mittelweg  suchte  die  liberale  Parthei  einzuhalten ; 
an  ihrer  Spitze  B.  Constant,  dann  aber  auch,  freilich  in  verschiedenen  Ab- 
Bchattungen,  Guizot,  Rossi,  Royer-Collard,  Broglie,  Remusat.  In 
wie  ferne  die  Gnindansicht  dieser  Parthei,  welche  im  Staate  nur  eine  Rechts- 
anstalt sieht  und  den  Schwerpunct  des  öffentlichen  Lebens  ausschliesslich  in 
den  negativen  Sicherstellnngen  des  Rechtes  findet,  eine  genügende  ist,  mag 
hier   dahinstehen.    Da    es  sich  jedoch   in   der  zunächst   vorliegenden    Frage 
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lediglich  vom  Rechtsschutze  handelt,  so  konnte  selbst  auch  eine  unrichtige  all- 
gemeine Lehre  5^om  Wesen  und  Zwecke  des  Staates  nichts  schaden.  Und 
so  ist  denn  die  von  den  französischen  Staatsgelehrten  der  liberalen  Schule  ent- 
weder ausdrücklich  ausgesprochene  oder  wenigstens  stillschweigend  vorausge- 
setzte Annahme  des  englischen  Grundsatzes  vom  verfassungsmässigen  Gehor- 
same eben  so  begreiflich  als  richtig.  Bei  den  über  einen  grossen  Theil  des 
gesittigten  Europa's  sich  erstreckenden  Einflüsse  des  französischen  Liberalismus 
war  aber  die  von  ihnen  vertretene  Ansicht  auch  in  diesem  besonderen  Punkte 
von  Wichtigkeit  und  weiterem  Erfolge. 

Enge  an  die  Thätigkeit  der  Engländer  schloss  sich  die  Bearbeitung  des 
Gegenstandes  in  Deutschland  an.  Und  zwar  sowohl  bei  Denjenigen ,  welche 
den  leidenden  Gehorsam  verlangten,  als  bei  ihren  Gegnern.  Bezeichnend  ge- 
nug für  die  staatlichen  Zustände  und  für  die  aus  ihnen  sich  entwickelnde 
Ausbildung  und  Gesinnung  ist  freilich ,  dass  in  keinem  anderen  Lande  so 
zahlreiche  und  so  bekannte  Schriftsteller  sich  für  die  Pflicht  des  unbe- 
schränkten Gehorsams  erklären ,  und  dass  diese  Lehre  bis  auf  die  jetzige 
Stunde  ihre  entschiedenen  Vertheidiger  hat,  welche  dann  freilich  auch  den 
constitutionellen  Staat  verabscheuen  oder  ihm  höchstens  als  Schein  gebrauchen 
wollen.  —  Die  Veranlassung  zur  Anstellung  der  Untersuchungen  mag  bei  den 
deutschen  Schriftstellern  häufiger  als  bei  Anderen  blos  wissenschaftliches  Bedtlrf- 
niss  sein ;  doch  lassen  sich  auch  bei  ihnen  dreierlei  verschiedene  äussere  Ein- 
wirkungen deutlich  bemerken :  die  grosse  französische  Revolution ;  die  Einfüh- 
rung der  constitutionellen  Verfassungen;  endlich  die  Ereignisse  des  Jahres  1830. 

Mit  Pufcndorf  beginnt  die  Reihe  der  Vertheidiger  des  leidenden  Ge- 
horsams. Sowohl  in  seinem  Jus  naturae  et  gentium  (Buch  11 ,  Kap.  8 ,  3,5 
und  6)  als  in  dem  Werke  De  officio  hominis  et  civis  (Buch  II,  Kap.  9)  spricht 
er  sich  dahin  aus,  dass  auch  dem  entsetzlichsten  Unrechte  der  Unterthan 
nicht  widerstehen,  sondern  nur  durch  die  Flucht  sich  entziehen  dürfe.  Seine 
vielfachen  Schüler  und  Commentatoren  folgen  ihm  aber  darin  mehr  oder  we- 
niger, und  noch  im  J.  1831  ist  diese  Lehre  von  Henrici  wieder  vorgetragen 
worden  („Von  den  besten  Mitteln  gegen  Despotie").  —  Gleiche  Verwerfung 
spricht  aus  J.  Henn.  Böhmer,  in  seiner  Introductio  in  jus  universale.  — 
Von  noch  grösserer  Bedeutung  aber  ist,  dass  sich  auch  Kant  dieser  Meinung 
anschliesst.  (Metaph.  Anfangsgründe,  Th.  2,  Abschn.  1,  AUgem.  Anmerk.  A). 
Er  legt  zwar  dem  Regenten  sittliche  Pflichten  auf,  allein  erachtet,  hierin  mit 
Salmasius  übereinstimmend,  eine  Bestimmung  der  Fälle  erlaubten  Widerstandes 
für  unmöglich,  weil  kein  Richter  bestellbar  sei.  Dass  sich  viele  Schüler  an  den 
Meister  anschlössen,  versteht  sich ;  allein  sein  Satz  fand  doch  auch,  und  selbst 
schon  zui-  Zeit  des  grössten  Ansehens  seiner  Philosophie,  manchfachen  Widerspruch 
von  namhaften  Männern  *).  —    Als  einen  widersinnigen  Widerspruch  mit  dem 


1)  Man  sehe  z.  B.  (Buchholz,)   Anti -Leviathan.    Gott.,  1807,  S.  168,  Note;  Wel- 
cker,  Letzte  Gründe,  S.  105. 
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Rechtszwecke  des  Staates  fasst  Gentz  das  Widei-standsrecht  auf,  indem  sol- 
ches vollkommen  Anarchie  sei,  also  das  Gegentheil  von  Rechtsschutz,  (Berl. 
Monatsschr.,  1793,  Dec.)  —  Hugo  (Naturrecht,  a.  v,  St.)  erklärt  denUnter- 
thancn  ftir  schuldig,  alles  als  verntinftig  anzusehen,  was  die  Regierung  anord- 
net ;  und  laugnet  somit,  bequem  genug,  selbst  jede  Möglichheit  einer  Verletzung.  — 
Endlich  hat  sich  Hegel  zwar  nicht  ausführlich  über  die  Frage  ausgesprochen; 
es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dass  sein  System  folgerichtig  zu  der  Lehre 
vom  leidenden  Gehorsam  führt,  da  demselben  gemäss  der  Monarch  ausschliess- 
lich die  Persönlichkeit  des  Staates  ist,  (Philos.  des  Rechts,  §.  279),  der  "Wille 
dieses  letztem  aber  nothwendig  Gesetz  für  alle  Theilnehmer  sein  muss. 

Weit  zahlreicher  sind  jedoch  auch  unter  den  deutschen  Staatsrechtslehren!  die- 
jenigen, welche  sich  für  das  Recht  eines  Widerstandes  erklären.  Theils  wird  diese 
Ansicht  in  allgemeinen  Systemen  des  philosophischen  Rechtes  gelegentlich  ausge- 
sprochen und  begründet ;  theils  macht  sie  den  Gegenstand  eigener  ausführlicher  Ab- 
handlungen. Erörterungen  der  ersten  Art  schliessen  sich  frühe  an  die  englischen 
Vorlechter  an,  und  gehen  anderer  Seits  bis  in  die  neueste  Zeit  herunter.  Die 
Einzelnschriften  sind  sämmtlich  später  erschienen,  zum  grossen  Theile  veran- 
lasst durch  die  französische  Umwälzung.  Im  Uebrigen  ist  die  Begründung  des 
Grundsatzes  nichts  weniger  als  übereinstimmend,  vielmehr  lassen  sich  die  Ver- 
theidiger  des  Widerstandsrechtes  unter  vier  verschiedene  Gesichtspunkte  brin- 
gen, —  Die  bei  weitem  grösste  Zahl  beider  Arten  von  Schriften  geht  aus  von 
der  Bildung  des  Staates  durch  einen  Vereinigungs  -  und  einen  Unterwerfungs- 
Vertrag,  und  sieht  somit  einfach  in  einer  verfassungs-  und  gesetzwidrigen  Re- 
gierungsweise einen  Vertragsbruch  von  Seiten  des  Fürsten.  Durch  diese  Ver- 
tragsverletzung werde  denn  der  andere  Vertragende,  das  Volk,  seiner  Verpflich- 
tungen ledig,  und  könne  einem  weiteren  Zwange  durch  Widerstand  entgegen- 
treten. Hierbei  sind  die  Meinungen  in  so  ferne  verschieden,  als  die  Einen 
bis  zur  IRegieiTingsberaubung  und  Bestrafung  des  Bupdbrüchigen  gehen  wollen, 
Andere  nur  gewaltsame  Wiederherstellung  des  Rechtes  erlaubt  finden.  Ledig- 
lich nur  den  Worten,  nicht  aber  auch  dem  Sinne  nach  weichen  Diejenigen 
ab,  welche  im  Falle  der  Ausartung  der  Regierung  in  Gewaltherrschaft  einen 
Rücktritt  des  Volkes  in  den  Naturstand,  damit  aber  ein  Recht  zum  Wider- 
stände annnehmen.  Es  wird  genügen ,  unter  den  Systemen  des  Rechtes, 
welche  dieser  Hauptansicht  sind,  folgende  zu  nennen:  Achcnwall,  (Jus 
naturae,  1756,  §.  184  fg.;)  Hopfner,  Naturrecht,  3te  Auflage,  §.  181;) 
Scblözer,  (Allgemeines  Staatsrecht,  1793,  S.  195  fg.;)  Hu  fei  and ,  (Lehr- 
sätze des  Naturrechtes,  2te  Ausgabe,  1795,  §.  522  fg.:)  Klub  er,  (Oelfent- 
lichcs  Recht  des  deutschen  Bundes,  4te  Aufl.,  §.  4,  und  noch  unumwundener  in 
froheren  Auflagen.)  Zu  der  bemerkten  besondem  Abschattung  aber  bekennen 
sich  z.  B.  Glafey,  (Recht  der  Vernunft,  1732,  Buch  VI,  Kap.  2,9,8  fg.,) 
und  Eggers,  (Systematisches  Lehrb.  des  nat.  Staatsrechtes,  1790,  S.  219  fg. 
und  Institutiones  juris  pablici,  179(),  §.  142.)  Von  den  Monographicen  aber 
ist    über    die  Hälfte   der  Vertragstheorie  zugethan ;   nämlich   Heyden reich, 
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Ueber  die  Heiligkeit  des  Staates  und  die  Moralitüt  der  Eevolutionen.  Lpz., 
1794;  Feuer bacli,  Auti-Hobbes,  oder  über  die  Grenzen  der  höchsten  Ge- 
walt. Giess.,  1797;  (Buchholz,)  Auti-Leviathan,  oder  über  das  Verhältniss 
der  Moral  zum  äussern  Recht  und  der  Politik.  Gott.,  1807;  Strombeck, 
Was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem  Zweck  des  Staates  ent- 
gegenhandelt ?  3te  Aufl.,  Braunschw.,  1830.  Ohne  Zweifel  das  bedeutendste 
dieser  Werke  ist  das  vou  Feuerbach,  welches  scharf  und  klar  ausspricht,  dass 
der  Fürst  durch  den  Staatsvertrag  nicht  blos  sittlich  -  sondern  rechthch  voll- 
kommene Verbindlichkeiten  übernehme ;  nur  Mittel ,  nicht  Zweck  sei.  Aber 
auch  die  durch  die  Braunschweiger  Ereignisse  im  J.  1830  veranlasste  Schrift 
behandelt  die  Frage  mit  Umsicht  und  Rulie.  —  Eine  zweite  Abtheilung  bil- 
den Solche ,  welche  ein  Recht  zum  Widerstände  unmittelbar  desshalb  anerken- 
nen, weil  die  Regierung,  gleichgültig  welches  ihr  rechtlicher  Ursprung  sei, 
kein  Recht  zu  einer  ungesetzlichen  Handlung  habe,  Unrecht  zu  dulden  aber 
Niemand  schuldig  sei.  Zum  Theile  werden  dabei  ausdrücklich  die  Bedingun- 
gen einer  erlaubten  Nothwehr  vorausgesetzt.  Hierher  gehören  denn ;  Ch.  v, 
Wolf  (Vernünftige  Gedanken  von  dem  gesellsch.  Leben  der  Menschen,  zuerst 
1721,  6te  Aufl.  1747,  §.  434  fg.);  Bauer,  (Naturrecht,  1808,  S.  315  fg.); 
Rotteck,  (Vernunftrecht,  Bd.  U,  S.  103  fg.);  Jordan,  S.,  (Allgem.  Staats- 
recht, 1828,  S.  404  fg.,  welcher  jedoch  nui'  bei  Verletzung  von  Sittlichkeit  und 
Religion  Widerstand  gestattet.)  Auf  Nothwehr  aber  insbesondere  stellen  die 
Frage  K.  L.  von  Haller  (Restauration,  Bd.  H,  S.  439  fg.;)  Troxler,  (Phi- 
los.  Rechtslehre,  1820,  S.  243  fg.;)  Krug,  (Encykl.  philos.  Lexicon,  Bd.  HI, 
S.  67  vergl.  mit  Bd.  IV,  S.  452.)  Von  den  Verfassern  selbstständiger  Abhand- 
lungen aber  schliesst  sich  H.  Jacob  dieser,  ohne  Zweifel  richtigsten,  Ansicht 
an,  indem  er  in  seinem  „Antimachiavel,  oder  über  die  Grenzen  des  bürgerlichen 
Gehorsams"  (Halle,  1794)  die  Rechte  auch  des  unbeschränktesten  Fürsten  le- 
diglich aus  dem  Staatszwecke  ableitet,  desshalb  denn  aber  auch  den  Bürgern 
nicht  einmal  eine  freiwillige  Unterwerfung  unter  verfassungswidi-ige  Handlungen 
gestattet.  Widerstand  ist  ihm  Pflicht  gegen  die  nothwendige  Anstalt  des 
Staates.  —  Die  dritte,  allerdings  minder  zahlreiche,  Gruppe  bilden  diejenigen 
Schriften,  welche  den  Grund  des  Widerstands  in  einer  sittlichen  Pflicht  finden. 
Hierher  gehört  zunächst  die  Monographie  von  Erhard  „Ueber  das  Recht  des 
Volkes  zur  Revolution.  Jena,  1795",  welche  die  Entscheidung  dem  Gewissen 
anheim  giebt,  weil  einer  Seits  ein  rechtlicher  Richter  über  den  Fürsten  nicht 
bestehe,  anderer  Seits  offenbare  Verletzungen  von  Menschen  -  Rechten  nicht  zu 
dulden  seien.  Sodann  vertritt  auch  Stahl  neuerlichst  diese  Ansicht,  indem  er 
(Rechtsphilosophie,  2te  Aufl.,  Bd.  H,  2,  S.  223)  zwar  das  Volk  nicht  als  Rich- 
ter über  seinen  Fürsten,  wohl  aber  Jeden  als  Richter  über  sein  eigenes  Ge- 
wissen erkennt,  auf  dieser  Grundlage  denn  aber  eine  äusserste  (sittüche)  Grenze 
des  schuldigen  Gehorsams  zugiebt;  auch  hier  seine  Meisterschaft  kluger  Ver- 
mittlung zwischen  der  Achtung  vor  der  Logik  und  vor  der  Auctorität  bewei- 
send. —     Endlich   noch   steht   J.  G.  Fichte  allein  mit  einer  eigenthümlichen 


MJ  Das  allgem.  eonstHat.  Staatsrecht. 

Ansicht  Dun  ist  (Grundlinien  des  Naturrechtes ,  S.  222  fg.)  das  Volk  das 
Höchste  im  Staate,  über  welches  Niemand  ein  Recht  hat.  Dieses  nun  ist  voll- 
kommen in  Befugniss ,  wenn  es  sich  in  seiner  Gesammtheit  erhebt  gegen  Ge- 
walthandlungen der  Regierung;  und  ebenso  rechtfertigt  es  die,  an  sich  nicht 
erlaubte,  Auflehnung  Einzelner  durch  seinen  Aufschluss  an  sie  *). 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Wort  über  die  italienische  Literatur.  Dass 
hier  die  Frage  über  den  gesetzlichen  Widerstand  nur  sehr  selten  und  dann 
sichtbar  befangen  behandelt  ist,  erklärt  sich  unschwer  aus  den  staatlichen  und 
kirchlichen  Zuständen  des  Landes.  Diese  mögen  Umwälzung  auf  Umwälzung 
veranlassen  und  einen  allgemeinen  Zustand  der  Gährung  und  beständigen  Ver- 
schwörung hervorrufen ;  eine  ruhige  wissenschaftliche  Untersuchung  der  häck- 
jichen  Frage  gestatten  sie  nicht.  Auch  würde  nichts  unrichtiger  sein,  als  die 
Annahme,  dass  hier  die  von  einem  Schriftsteller  ausgesprochene  Ansicht  in  der 
That  auch  immer  seine  Ueberzeugung  sei.  Darf  er  doch  der  ganzen  Sache 
nur  erwähnen  unter  der  Bedingung  einer  Verwerfung  der  Lehre  vom  blos  ver- 
fassungsmässigen Gehorsame;  und  er  kann  die  von  ihm  selbst  für  wahr  erach- 
teten Sätze  nur  für  Diejenigen  durchfühlen  lassen,  welche  in  den  anscheinend 
widerlegten  Ansichten  der  Gegner  das  heimlich  Gebilligte  und  in  der  Schwäche 
der  angeblichen  eigenen  Gründe  die  Stärke  der  entgegengesetzten  zu  erken- 
nen vermögen.  So  und  nur  so  muss  denn  namentlich  die  Erörterung  von 
Baroli  gelesen  werden,  welcher,  wie  es  scheint  der  Einzige  unter  aUen  seinen 
Landsleuten,  die  Frage  ausftlhrlich  behandelt  *).  Er  räumt  nämlich  zwar  den 
Ünterthanen  den  Anspruch  auf  eine  den  Zwecken  des  Staates  gemässe  Regie- 
rung ein;  sieht  aber  darin  kein  erzwingbares  Recht,  weil  ihnen  nicht  zustehe, 
ein  rechtsgültiges  Urtheil  über  die  Handlungen  des  Regenten  zu  fällen,  und 
überhaupt  eine  gegen  denselben  ausgeübte  Nöthigung  dem  Begriffe  der  ober- 
sten Gewalt  widerspräche.  Da  nun  überdiess  eine  offene  Empörung  von  den 
traurigsten  Folgen  begleitet  sei :  so  stehen  verletzten  Ünterthanen  nur  Vorstel- 
lungen und  Bitten  zu,  und  im  Nothfalle  schliesslich  „tugendhafte  Beruhigung.^ 
Nur  auf  die  eben  angedeutete  Weise  aber  ist  zu  erklären ,  wie  mitten  in  die- 
sem ganzem  Beweise  passiver  Ungehorsam  zugelassen  werden  will  für  den  Fall 
einer  von  der  Staatsgewalt  befohlenen  Unsittlichheit  oder  Ungerechtigkeit.  Ba- 
roli ist  ein  viel  zn  klarer  Kopf,  als  dass  er  nicht  die  völlige  Nichtigkeit  der 
Unterscheidung  zwischen  handelndem  und  leidendem  Ungehorsame,  so  wie  die 
Unvereinbarkeit  einer  solchen  Weigerung  mit  der  angeblichen  Unfähigkeit  der 
Ünterthanen  zu  einer  Beurtheilung  der  Regentenhandlungen  einsähe.  Er  erwartet 
offenbar,  dass  man  seine  wahre  Meinung  in  der  unlogischen  Ausnahme  erkenne. 


1)  Eine  fleissige  allein  geistlose  Zusammenstellong  der  literatnr  Über  die  Gehor- 
aamsfirage,  und  mehr  eine  Sammlong  von  Aaszügen  als  eine  Verarbeitung  zu  einem 
Ganzen  giebt:  Mnrhard,  F.,  Ueber  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung 
der  Staatsbürger  gegen  die  bestehende  StaatsgewalL    Braunschw.,  1830. 

2)  Baroli,  P.,  Dititto  naturale  privato  e  pubblico.    Crem.,  1837,  Bd.  IV,  8.  312  fg. 


VI. 
DIE  NEUERE  LITERATUR  DES  TÖLKERRECHTES. 


Die  allgemeinen  Betrachtungen  tiber  die  nur  stossweise  Entwicklung  der 
Wissenschaften,  mit  welchen  die  gegenwärtigen  Uebersichten  über  die  Geschichte 
und  Literatur  einzelner  politischer  Disciplinen  eingeleitet  worden  sind,  (s.  oben, 
S.  8  fg.)  finden  eine  besonders  schlagende  Bestätigung  in  dem  Aufschwünge, 
welchen  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Völkerrechtes  in  dem  zweiten 
Viertel  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  fast  in  ganz  Europa  genommen  hat 
nach  langer  Ruhe. 

Weder  im  philosophischen  noch  im  positiven  Völkerrechte  war  in  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  etwas  recht  Bedeutendes  geschehen.  In  dem  erstem 
stand  man  in  Deutschland  unbewegt  auf  dem  atomistischen  Naturrechtsstand- 
punkte Kant's;  die  übrigen  Nationen  begnügten  sich  sogar  mit  der  Wolf  sehen 
Ansicht,  so  wie  diese  durch  Vattel  mundgerecht  und  in's  Französische  über- 
tragen war.  In  dem  positiven  Völkerrechte  aber  galt  unverrückt,  die  Bearbei- 
tungen vereinzelter  Punkte  abgerechnet,  die  Auctorität  von  Martens,  und  etwa 
noch  von  Günther  und  Klüber,  deren  Letzterer  zwar  bedeutend  später,  als  die 
Anderen,  hervortrat,  allein  irgend  eine  wesentliche  Aenderung  nicht  brachte, 
da  seine  eigene  Rechtsanschauung  in  demselben  Boden  wurzelte.  Man  lebte 
im  Völkerrechte  so  recht  eigentUch  auf  einer  glückseligen  Insel,  ruhig  und 
unangefochten  von  den  Stürmen  und  Umwälzungen,  welche  die  übrige  geistige 
Welt  durchwühlten  und  umgestalteten.  Weder  üess  man  es  sich  viel  anfech- 
ten, die  ungeheure  Menge  von,  zum  Theile  sehr  widerspännstigen ,  Thatsachen 
zu  verarbeiten,  welche  sich  seit  Anfang  der  französischen  Revolution  aufhäuf- 
ten. Noch  schien  die  völlige  Umgestaltung  der  Rechtsphilosophie  durch  Hegel 
oder  die  wesentlich  neue  Auffassung  und  Behandlung  des  positiven  Rechtes, 
welche  die  geschichtliche  deutsche  Schule  unmittelbar  oder  mittelbar  allen 
übrigen  Rechtsdisciplinen  aufgedrungen  hatte,  irgendwie  vorhanden  zu  sein  für 
die  hier  unangefochten  bleibende  und  legitime  Herrschaft  der  Wolf-Kant'schen 
Dynastie.  Noch  endlich  übte  die  langsam  und  leise  aber  unwiderstehlich  vor 
sich  gehende  Umgestaltung  in  der  allgemeinen  Gesittigung  hier  eine  Wirkung. 
Die  erweiterte  Auffassung  des  menschlichen  Zusammenseins,  wie  sie  durch  die 
bessere  Einsicht  in  die  Gesetze  des  wirthschaftlichen  Lebens,  durch  die  un- 
glaublichen Erleichterungen  und  Vermehi'ungen  des  persönlichen  Verkehres  unter 
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allcD  Völkern  und  Wclttheilen,  durch  eine  sich  über  neue  Sprachen  und  Völ- 
ker immer  weiter  ausdehnende  Weltliteratur,  endlich  durch  langen  Frieden 
und  daher  stammende  Weichheit  und  Lässigkeit  der  Gesinnungen  entstanden 
war,  hatte  auf  die  Beurtheilung  und  Feststellung  des  Völkerrechtes  eben  so 
wenig  irgend  einen  fühlbaren  Einfluss,  als  das  immer  klarer  werdende  bessere 
Verständniss  des  gesellschaftlichen  menschlichen  Lebens  und  des  Organismus 
desselben.  —  Diess  war  denn  freilich  sehr  bequem;  namentlich  wenn  man  sich 
der  Zweifel  zu  entschlagen  wusste,  welche  denn  doch  zuweilen  durch  den  Kopf, 
fast  möchten  wir  sagen  durch  das  Gewissen,  schössen. 

Allein  endlich  musste  dieser  Zustand  denn  doch  aufhören.  Die  Wucht 
der  Thatsachen  ward  immer  erdi'ück ender,  und  das  Bedürfuiss,  einen  so  wich- 
tigen Zweig  der  menschlichen  Erkenntniss  in  Einklang  zu  setzen  mit  dem 
Stande  der  übrigen  Wissenschaften  und  Auffassungen,  immer  unabweislicher. 
So  erwachte  denn  um  die  dreissiger  Jahre  ein  frisches  Leben  im  Völkerrechte, 
welches,  fast  in  steigendem  Maasse  zunehmend,  bald  eine  grosse  Anzahl 
von  Bearbeitungen  einzelner  Fragen,  eine  Umstaltung  und  Erneuerung  des 
Systemes,  wenigstens  einen  Anfang  einer  neuen  pliilosophischen  Auffas- 
sung erzeugte.  Es  ist  so  fast  eine  ganz  neue  Literatur  der  Wissenschaft  ent- 
standen. 

Der  Zweck  der  folgenden  Blätter  ist ,  diesen  jüngsten  Aufschwung 
der  Völkerrechtswissenschaft  nach  Umfang  und  Inhalt  zu  schildern.  Dieser 
einzelne  Zeitabschnitt  kann  aber  abgesondert  behandelt  werden,  eben  weil  er 
sich  in  Beziehung  auf  Zeit,  Richtung  und  Thätigkeit  entschieden  abhebt  von 
dem  frühem  Stande  der  Dinge.  Und  es  genügt  auch  nur  ihn  darzustellen,  da 
die  frühere  Entwicklung  des  Völkerrechts  von  Ompteda,  Kamptz  und  Whea- 
ton  zureichend  behandelt  ist.  Ein  bestimmtes  Anfangs -Jahr  für  die  gegen- 
wärtige Darstellung  ist  allerdings  nicht  festzuhalten,  da  sich  die  Bewegung  in 
den  verschiedenen  Arten  von  Schriften  bald  etwas  früher  bald  etwas  später 
fohlbar  macht;  allein  im  Allgemeinen  ist  es,  wie  bereits  gesagt,  das  zweite 
Viertel  des  laufenden  Jahrhunderts. 

Möglichste  Vollständigkeit  wird  im  Folgenden  allerdings  erstrebt  werden; 
und  ich  habe  es  an  lange  fortgesetzten  und  weitschichtigen  Bemühungen  nicht 
fehlen  lassen  um  zu  derselben  zu  gelangen.  Da  aber  in  keinem  Fache  mehr 
als  in  dem  Völherrechte  eine  Weltliteratur  ist,  so  muss  auch  ein  Uebersehen 
billige  Entschuldigung  finden.  Hauptsächliches  ist  hoffentlich  nicht  unbekannt 
geblieben. 

Die  nöthige  Eintheilung  und  Uebersicht  aber  wird  sich  ergeben,  wenn 
die  vorliegenden  Werke  abgetheilt  werden  in:  geschichtliche  Werke;  Systeme; 
Monographieen ;  Sammlangcn  von  Urkunden.  In  den  einzelnen  Abtheilungen 
wird  in  der  Regel  chronologische  Ordnung  gehalten  werden;  doch  sind  in  ein- 
zelnen derselben  wieder  Unterabtheilungen  nüthig. 
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I. 

Geschichtliche  Werke. 

Es  giebt  dreierlei  geschichtliche  Behandlungen  einer  Wissenschaft.  Ent- 
weder nämlich  ist  eine  solche  Behandlung  rein  stofflich,  d.  h.  es  wird 
lediglich  die  Genesis  der  Thatsachen,  welche  den  Gegenstand  der  Wissenschaft 
bilden,  entwickelt;  oder  sie  ist  rein  literarisch,  mit  anderen  Worten,  es 
wird  erzählt,  welche  Bearbeiter  des  Faches  aufgetreten  sind,  und  wie  sich  deren 
Werke  zu  einander  und  zum  Stoffe  verhalten;  oder  endlich  kann  sie  eine  ge- 
mischte sein,  wenn  die  Geschichte  der  Wechselwirkung  der  Thatsachen  und 
der  Lehre  dargelegt  wird.  Die  Wahl  unter  diesen  Behandlungsarten  ist  natür- 
lich nicht  immer  freigestellt,  sondern  durch  den  Gegenstand  gegeben.  Im  Völ- 
kerrechte aber  insbesondere  können  alle  drei  Methoden  stattfinden.  Rein 
stofflich  sind  die  Arbeiten,  wenn  sie  den  Hergang  völkerrechtlich  bedeutender 
Thatsachen  erzählen,  welche  nur  durch  das  äussere  Leben,  nicht  durch  die 
Wissenschaft  bestimmt  wurden.  Rein  literargeschichtlich  ist  nicht  nur  eine 
Erzählung  von  dem  vorhandenen  Büchervorrathe  und  von  dessen  Merkwürdig- 
keiten, sondern  namentlich  auch  jede  Geschichte  des  philosophischen  Völkerrechtes, 
sei  es,  dass  dasselbe  in  seinem  Ganzen  oder  in  einzelnen  Fragen  aufgefasst  werde. 
Gemischt  endlich  sollte  die  Mehrzahl  der  Darstellungen  sein,  da  nicht  leicht  in 
einem  andern  Gebiete  des  menschlichen  Wissens  und  Handelns  Lehre  und 
äussere  Thatsachen  sich  gegenseitig  so  sehr  durchdringen  und  geschichtlich 
bestimmen,  wie  eben  im  Völkerrechte.  NamentUch  kann  eine  allgemeine  Ge- 
schichte des  Völkerrechtes  nicht  anders  behandelt  werden. 

Auch  die  jüngste,  in  der  gegenwärtigen  Uebersicht  zu  besprechende 
Vergangenheit  liefert  Werke  von  allen  drei  Arten.  Und  zwar  sind  darunter 
Arbeiten  von  grosser  Bedeutung,  wenn  gleich  nicht  behauptet  werden  kann, 
dass  alle  Lücken  ausgeftült  worden  seien,  oder  das  Ideal  dieser  drei  geschicht- 
lichen Bearbeitungsarten  bereits  Ausführung  erhalten  habe. 

1.  Rein  stoffliche  Arbeiten. 

Es  würde  grosse  Unkenntniss  oder  unverzeihliche  Ungerechtigkeit  verrathen, 
wollte  man  verkennen,  dass  gerade  in  der  rein  stofflichen  Bearbeitung  der  Ge- 
schichte des  Völkerrechtes  schon  in  früherer  Zeit  Vieles  und  Wichtiges  geleistet 
war.  Vielmehr  haben  wir  eben  in  Arbeiten  dieser  Art  einer  schönen  Erbschaft 
uns  zu  erfreuen;  und  zwar  in  grosser  Manchfaltigkeit  der  Behandlung.  Ein 
Theil  dieser  früheren  Arbeiten  betrachtet  ganze  Abschnitte  der  Weltgeschichte 
aus  rein  völkerrechtlichem  Staudpunkte;  so  Ward's  Geschichte  des  Völker- 
rechtes im  Alterthume  und  im  Mittelalter.  In  anderen  Schriften  wird  das 
Verfahren  bestimmter  Staaten  geschildert^  z.  B.  in  Flassan's  Geschichte  der 
französischen  Diplomatie.  Oder  erörtern  sie  die  Entstehung  und  den  In- 
halt der  während   eines  gewissen  Zeitabschnittes  geschlossenen  Staatsverträge, 
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wie  Barbeyrac's  Werk  über  die  Verträge-  des  Alterthums,  St.  Priest' s 
Geschichte  der  Verträge  während  des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  Koch's, 
SchöU's  und  Voss's  Erzählungen  der  Verträge  seit  dem  Westphälischen 
Frieden.  Noch  Andere  haben  einzelne  wichtige  Verträge  und  Congresse  zum 
Gegenstand,  von  welchen  nur  Beispiels  halber  die  Klüber'schen  Werke  über 
den  Wiener  Congress  genannt  sein  mögen.  Endlich  fehlt  es  nicht  an  Denkwür- 
digkeiten von  Staatsmännern  und  Gesandten,  welche  die  völkerrechtlichen  Er- 
lebnisse ihrer  Zeit  und  vielleicht  ihrer  eigenen  Mitwirkung  aufklären  und  auch 
die  geheimeren  Actenstücke  mittheilen,  wie  z.  B.  die  Denkwürdigkeiten  und 
Briefwechsel  von  d'Ossat,  Jeannin,  Görtz,  Temple  und  so  vielen  An- 
deren. 

Dennoch  fand  die  neu  auflebende  Thätigkeit  im  Völkerrechte  auch  auf 
diesem  Felde  noch  reiche  Gelegenheit  zur  Erwerbung  von  Verdiensten.  Theils 
war  aus  der  älteren  Zeit  oder  aus  fremdartigen  Gesittigungszuständen  noch 
gar  Vieles  nicht  genügend  erforscht.  Theils  und  hauptsächlich  aber  bot  die 
neueste  Zeit  reichlichste  Gelegenheit  zu  wichtigen  geschichtlichen  Darstellungen, 
da  die  Umwälzung  aller  staatlichen  Zustände  seit  der  französischen  Revolution 
und  der  Trennung  der  amerikanischen  Kolonieen  zalillose  Thatsachen  von  völ- 
kerrechtlicher Bedeutung  erzeugt  hatte. 

Das  Ideal  der  Leistung  war  natürlich  eine  vollständige  Geschichte  des 
internationalen  Lebens  aller  uns  bekannten  Zeitalter  und  Völker.  Ein  solches 
Werk  musste,  so  weit  irgend  die  Quelle  reichte,  das  völkerrechtliche  Handeln 
des  klassischen  Alterthums,  des  Orientes  in  seiner  altern  und  in  der  muham- 
medanischen  Gestaltung,  des  christlichen  Mittelalters,  endlich  der  Neuzeit  in 
ihrer  europäischen  und  amerikanischen  Ausbildung  darstellen.  Es  hatte  das 
schon  Bekannte  aufzunehmen,  die  Lücken  auszufüllen.  Alles  bis  zur  Gegenwart 
herabzuführen.  Und  zwar  natürlich  mit  ausschliessender  Beschränkung  auf  das 
Völkerrecht;  also  mit  Uebergehimg  aller  blosen  Kriegsgeschichte,  der  iimeren 
Zustände  und  Begebenheiten  der  Staaten,  des  rein  Persönlichen. 

Dieses  Ideal  ist  aber  bis  jetzt  nicht  erreicht  worden.  Eine  vollständige, 
dabei  genau  umschriebene  Erzählung  sämmtlicher  völkerrechtlicher  Thatsachen 
haben  wir  noch  nicht  erhalten.  Dasjenige  Werk,  welches  dieser  Aufgabe  am 
nächsten  kommt,  Laurent's  Geschichte,  fällt  nämlich  in  die  Klasse  der  ge- 
mischten Bearbeitungen.  Wohl  aber  haben  wir  uns  vieler  Beitrüge  und  Vor- 
arbeiten zu  einer  abschliessenden  Arbeit  zu  erfreuen.  Und  zwar  so  vieler,  dass 
eine  mehrfache  Abtheilung  derselben  nöthig  ist.  Theils  nämlich  liegen  Arbei- 
ten Yor  von  allgemeinem  Inhalte,  das  heisst  solche,  welche  einen  grösseren 
Zeitraum  oder  eine  zahlreiche  und  verschiedenartige  Menge  von  Thatsachen 
umfassen;  theils  wird  nur  eine  einzelne  Thatsache  geschichtlich  behandelt. 
In  beiden  Fällen  aber  sind  wieder  mehrere  Gattungen  von  Schriften  zu  unter- 
scheiden. Die  ganz  verschiedene  Bedeutung  für  Leben  und  Wissenschaft  fordert, 
dftM  bei  den  allgemeinen  geschichtlichen  Arbeiten  die  Darstellungen  des  Völker- 
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rechtes  der  u u s  entfernter  liegenden  Gesittigungszustände  abgeson- 
dert werden  von  den  Darstellungen  der  Ereignisse  in  unserer  eignen  Cultur 
und  Zeit.  Bei  den  Erzählungen  einzelner  Ereignisse  aber  erleichtert  es  die 
Uebersicht,  wenn  die  Geschichte  der  Verträge  getrennt  wird  von  den  Er- 
zählungen sonstiger  Ereignisse  von  völkerrechtlicher  Bedeutung.  —  Im 
Uebrigen  ist  freilich  bei  allen  diesen  Schriften  die  Linie  zwischen  den  hier 
zu  besprechenden  Schriften  und  den  allgemeinen  politischen  Geschichtswerken 
schwer  zu  ziehen.  Gar  Manches  hegt  gerade  auf  der  Grenze.  Nothwendig 
muss  hier  dem  subjectiven  Tacte  Manches  tiberlassen  bleiben. 

A.    Schriften  allgemeineren  Inhaltes, 
a)   Das  Völkerrecht  fremdartiger  Gesittigangen. 

Wenn  unzweifelhaft  das  R^cht  überhaupt  nur  eine  Seite  des  gesammten 
Volkslebens  und  nach  Form  und  Inhalt  ein  Ausdruck  desselben  ist;  so  gilt 
diess  insbesondere  auch  vom  Völkerrechte.  Je  nach  der  Auffassung  des  Lebens 
und  seiner  Zwecke  und  nach  der  Gesittigungsstufe  ist  dasselbe  verschieden 
bei  verschiedenen  Völkern,  in  verschiedenen  Zeitaltern  und  Welttheilen.  Je 
umfassender  seine  Geschichte  enthtlUt  wird,  desto  deutlicher  tritt  diess  an  den 
Tag ;  und  nichts  ist  verkehrter ,  als  solche  von  den  unsrigen  verschiedene  Auf- 
fassungen nur  als  die  noch  unvollkommenen  Anfänge  des  jetzigen  Zustandes 
zu  betrachten  und  zu  missachten.  Das  europäische  Völkerrecht  ist  ein  Er- 
zeugniss  und  eine  Seite  der  christlichen  "Welt-  und  Rechtsanschauung.  Nicht  blos 
dem  Grade,  sondern  der  Art  nach  davon  verschieden  ist  das  antike,  das  mu- 
hammedanische,  u,  s.  w.  Völkerrecht 

Die  Ergrtindung  des  Völkerrechtes  solcher  verschiedenartiger  Gesittigun- 
gen  ist  somit  allerdings  von  keinerlei  unmittelbarem  Nutzen  für  unser  Leben 
und  für  die  Regeln  desselben;  und  es  wäre  ein  von  Hause  aus  verfehltes  Un- 
ternehmen, wenn  unsere  jetzt  im  Völkerverkehre  gelte;. den  Rechtsnormen  gene- 
tisch aus  denen  der  Römer  oder  Hindu  entwickelt  werden  wollten.  Dennoch 
sind  geschichtliche  Forschungen  auch  in  solchen  Rechten  dankenswerth.  Ein- 
mal überhaupt  als  ein  weiterer  Beitrag  zur  Kenntniss  des  Menschen  und  seines 
Weltganges ;  sodann  aber,  weil  der  Gegensatz  das  Verständniss  unserer  eigenen 
Zustände  fördert.  Die  manchfachen  gelehrten  Bemühungen  der  jüngsten  Zeit 
sind  somit  nicht  müssige  Spiele,  sondern  Fortschritte. 

Dieselben  betreffen  aber  wieder  dreierlei  unter  sich  wesentlich  verschie- 
dene Zustände:  das  Völkerrecht  der  Wilden;  das  der  orientalischen  Völker; 
endlich  das  des  klassischen  Alterthumes. 

Den  guten  Gedanken,  die  völkerrechtlichen  Ansichten  und  Gewohnheiten 
der  wilden  und  halbwilden  Völkerschaften  aus  den  verschiedenar- 
tigsten Nachrichten   über  solche    Zustände  zusammenzusuchen   und   Übersicht- 
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lieh  ZU  ordnen,  hat  Fallati  gehabt  *).  Mit  vieler  Belesenheit  ist  das 
Verhalten  der  südamerikanischen  Wilden,  der  Bewohner  des  indischen  und 
australischen  Archipels,  der  afrikanischen  Nomaden,  der  Tscherkessen  u.  s.  w. 
gesammelt,  und  mit  Geist  und  Einsicht  der  Stoff  unter  allgemeine  Gesichts- 
punkte gebracht.  Ohne  Zweifel  wird  der  auf  solche  "Weise  eröffnete  Weg 
künftig  noch  weiter  verfolgt,  die  Masse  der  Nachrichten  vervollständigt  werden. 
Vielleicht  lassen  sich  dann  auch  verschiedene  Familien  dieser  rohesten  Rechts- 
oder  vielmehr  Unrechts-Sitten  unterscheiden,  und  entsteht  allmählig  ein  organi- 
sches Ganzes,  welches  man  denn  nach  Belieben  zum  Anfange  oder  zum  Ende 
der  Völkerrechtsgeschichte  einreihen  mag.  Das  Hauptverdienst  der  Erweite- 
rung wird  aber  immer  Dem  bleiben,  welcher  den  ersten  Schritt  gethan  hat. 

Das  Völkerrecht  des  Orientes  ist  schon  in  früherer  Zeit  Gegenstand 
geschichtlicher  Arbeiten  gewesen.  So  hatten  wir  ja  schon  längst  von  Seiden 
ein  Natur-  und  Völkerrecht  der  Hebräer;  später  haben  Ruland  und  Zeitinger 
über  das  muhammedanische  Völkerrecht  geschrieben.  Seit  diesen  Zeiten  ist 
aber  unsere  Kenntniss  des  Orientes,  und  zwar  von  allen  Jahrhunderten,  so  ge- 
stiegen und  erweitert,  dass  allerdings  neue,  vollständigere  und  freiere  Arbeiten 
auch  über  das  internationale  Recht  dieses  Welttheiles  möglich  geworden  sind. 
Dass  alles  Ausführbare  bereits  geleistet  sei,  lässt  sich  nun  freilich  nicht  be- 
haupten; doch  sind  sehr  bemerkenswerthe  Anfänge  gemacht.  —  Ein  solcher  An- 
fang, aber  freilich  auch  nicht  weiter,  ist  eine  akademische  Erstlingsschrift  H  ä  Is  c  h- 
ner's  über  das  Völkerrecht  der  Orientalen,  insbesondere  der  Chinesen,  der  Hindu 
und  der  Perser ').  Schon  ein  weiteres  Ziel  haben  sich  Pütter«)  und  Müller- 
Jochmus*)  gesteckt,  dieses  auch  zum  Theile  erreicht.  Namentlich  hat 
Letzterer  das  Verdienst  einer  richtigen  Vertheilung  des  Stoffes  und  eines  ersten 
Versuches,  das  Völkerrecht  als  einen  Theil  der  gesammten  Lebensauffassung 
der  einzelnen  Völker  zu  begreifen.  Bei  weitem  das  Bedeutendste  aber,  was 
unsere  jetzige  Bekanntschaft  mit  den  Rechtsansichten  des  Orientes  geliefert 
hat,  ist  der  erste  Band  von  Lauren t's  grossem  Werke  über  die  Geschichte 
des  Völkerrechtes,  welcher  das  alte  Asien  mit  stauuenswerther  Gelehrsamkeit 
behandelt.  Aus  welchem  Grunde  dieses  höchst  bedeutende  Werk  erst  bei  einer 
spätem  Abtheilung  näher  gewürdigt  werden  kann,  ist  oben  bereits  angedeutet 
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Sehr  ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  neuen  Leistungen  auf  dem  Felde 
des  Völkerrechts  der  Griechen  und  Römer.  Auch  hier  hat  es  an  innerer 
Veranlassung  zur  Thätigkeit  nicht  gefehlt;  die  Kenntniss,  oder  richtiger  ge- 
sprochen die  Einsicht  der  Zustände  dieser  Völker  hat  sich  so  vermehrt,  dass 
auch  für  die  Schilderung  ihrer  völkerrechtlichen  Ansichten  und  Sitten  die  älte- 
ren Werke  nicht  mehr  ausreichten.  Zwar  bcsassen  wir  die  bedeutenden  Arbei- 
ten von  Barbeyrac  und  Ward,  femer  aus  neuerer  Zeit  die  Streitschriften  von 
Wachsniuth  und  Hcffter  Ober  das  Völkerrecht  der  Hellenen:  allein  mit  gründ- 
lichem und  umsichtigem  Eingehen  und  pit  wahrem  Verständnisse  des  klassischen 
Alterthums  war  Grosses  zu  leisten.  Diess  ist  denn  nun  auch  geschehen ;  zum 
Theile  von  denselben  Schriftstellern,  wie  beim  Oriente,  und  in  demselben  Ver- 
hältnisse. —  In  gelungenen  Erstlingsarbeiten  stellt  Wciske  das  Gesandtschafts- 
recht*), Osenbrtiggen  das  Kriegsrecht **)  der  Römer.  Eine  umfassendere  Dar- 
stellung von  dem  antiken  Völkerrechte  geben  Pütter  und  Müller- Jochmus 
in  den  so  eben  genannten  Werken.  Letzterer  mit  gleichem  Erfolge ,  wie  bei  dem 
Oriente;  Ersterer  mehr  um  rechtsphilosophische  Auffassung  als  um  Thatsachen 
bekümmert,  und  sich  unnöthigerweise  abmühend  mit  einer  Vertheidigung  der  an- 
tiken Rohheit  im  Verkehre  mit  Fremden.  Ohne  allen  Vergleich  das  Beste  aber 
liefert  auch  hier  Laurent,  welcher  einen  eigenen  Band  dem  Völkerrechte 
der  Griechen,  einen  anderen  dem  der  Römer  widmet.  Durch  ihn  darf  dieser 
Theil  der  Geschichte  vor  der  Hand  als  abgeschlossen  betratet  werden;  und  es 
bleibt  uns,  wenigstens  auf  dem  Stande  unserer  jetzigen  Kenntnisse  hier  kein 
weiterer  Wunsch  mehr. 

b)   Die  Geschichte  des  neueren  europäischen  Völkerrechtes. 

Weniger  glücklich  sind  wir  gewesen  hinsichtlich  der  Geschichte  des  Völ- 
kerrechtes im  Mittelalter  und  in  der  neuesten  Zeit. 

In  ersterer  Beziehung  ist  gar  nichts  geschehen.  So  nahe  der  Gedanke 
liegt,  dem  christlichen  europäischen  Völkerrechte  bis  in  seine  ersten  Anfänge 
nachzugehen,  und  es  dann  in  seiner  Entwicklung  durch  das  Mittelalter  zu  ver- 
folgen ;  und  so  wichtig  eine  gute  Arbeit  dieser  Art  in  mehr  als  Einer  Richtung 
wäre:  so  müssen  wir  uns  doch  immer  noch  mit  dem  Wenigen  begnügen, 
was  uns  Ward  darbietet.  Die  kurzen  Bemerkungen  in  Pütter's  mehr  genannter 
Schrift  sind  gar  der  Rede  nicht  werth. 

Allerdings  nicht  über  einen  Mangel  an  Thätigkeit  überhaupt  kann  man 
klagen  in  der  Geschichte  des  Völkerrechts  der  Neuzeit.  Im  Gegentheile  lie- 
gen der  Schriften  gar  viele  vor.    Wohl  aber  ist  in  so  ferne  dem  Bedürfnisse 
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nicht  abgeholfen,  als  es  an  einer  Darstellung  fehlt,  welche  die  Gesammtheit  der 
völkerrechtlich  bedeutenden  Ereignisse  rein  stofflich  darstellte.  Unser  Besitz 
hat  sich  unzweifelhaft  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr  vergrössert;  aber  nur 
um  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Beiträge. 

Zwar  möchte  es  scheinen,  als  werde  durch  das  so  eben  begonnene 
umfassende  "Werk  von  Comb  es*)  das  Verlangen  vollkommen  befriedigt.  Es 
wird  eine  Gesckichte  der  gesammten  europäischen  völkerrechtlichen  Verhält- 
nisse vom  westphälischen  Frieden  bis  auf  die  neueste  Zeit  in  Aussicht  gestellt. 
Allein  nach  dem  bis  jetzt  Mitgetheilten  ist  das  Ganze  ein  höchst  oberflächli- 
ches nutzloses  Gerede,  welches  sich  zum  grösseren  Theile  mit  ganz  fremdar- 
tigen Dingen  beschäftigt.  So  z.  B.  ist  die  Geschichte  des  westphälischen  Frie- 
dens an  sich  ein  kurzer,  fast  liederlich  zu  nennender,  Auszug  aus  Bougeant 
und  Weltmann;  den  meisten  Raum  aber  nehmen  allerlei  Mittheilungen  über 
die  kirchlichen  Verbesserungs  -  und  Freiheitsbestrebungen  vor  Luther  ein.  Bei 
Gelegenheit  des  Pyrenäen  -  Friedens  beschäftigt  sich  der  Verfasser  mit  der 
Fronde.  Dass  alles  auf  die  Verherrlichung  Frankreichs  berechnet  ist,  versteht 
sich  bei  solcher  Schriftstellerei  beinahe  von  selbst;  ist  aber  bei  der  Beschaffen- 
heit der  Arbeit  von  keiner  weiteren  Bedeutung. 

Näher  noch  kommen  der  Lösung  der  Aufgabe  einer  Seits  diejenigen 
"Werke,  welche  die  ganze  politische  Geschichte  seit  dem  IVIittelalter  darstellen, 
anderer  Seits  solche,  welche  eine  allgemeine  Geschichte  der  Staatsverträge  ge- 
ben. Doch  genügen  auch  diese  keineswegs  ganz.  Die  ersteren  gewähren  keine 
üebersicht  und  Zusammenhang,  indem  sie  weit  über  das  hier  zunächst  vorlie- 
gende Ziel  hinaus  gehen,  sich  mindestens  eben  so  sehr  mit  den  inneren  Ange- 
legenheiten der  Staaten ,  mit  Persönhchkeiten  u.  s.  w.  beschäftigen ;  ausserdem 
haben  sie  die  für  das  Völkerrecht  wichtigen  Thatsachen  und  Streitpunkte  nicht 
vollständig  und  ausführlich  genug  hervor.  Ihr  Maassstab  für  Beachtung  ist  ja 
ein  wesentlich  anderer.  Die  Geschichten  der  Verträge  aber  sind  theils  nicht 
ausreichend,  weil  sich  das  völkerrechtliche  Leben  nicht  blos  in  Unterhandlun- 
gen und  ürkimden  äussert;  theils  geben  sie  vielfach  nur  nutzlosen  Stoff,  weil 
alle  jene  Verhandlungen  und  Verträge  keine  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
des  Völkerrechtes  haben ,  bei  welchen  keine  neue  Grundsätze  aufgestellt  wur- 
den, sondern  nur  Interessen  sich  bekämpften  und  Thatsachen  in  Ordnung  ka- 
men. Ob  die  Zustandebringung  schwierig,  vielleicht  selbst  ein  Meisterstück  der 
diplomatischen  Kunst  war,  macht  natürlich  für  die  Wissenschaft  keinen  Unter- 
schied.    Beide  Arten  von  Schriften  geben  also  besten  Falles  nur  BeitrÄge  fttr 


1)  Comb  et,  F.,  Histoire  generale  de  la  diplomatie  europtene.  Tom  I.  Hisloire 
de  la  forroatlon  de  r6quilibrc  europöen  aux  traitcis  de  Westphalie  et  des  Pyre- 
nies.  Par.,  1854.  —  Noch  sind  fünf  weitere  Baude  in  Aussicht  gestellt;  ausser- 
dem »ehciut  ein  eigner  Band  eine  Geschichte  der  russischen  Diplomatie  zu  be- 
baodeUi.    Letzterer  ist  mir  aber  nicht  zu  Gesicht  gekommen. 
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die  Geschichte  des  Völkerrechtes,  nicht  aber  diese  selbst;  nnd  überdiess  noch 
unnützen  Ballast. 

Eine  Aufzählung  sämmtlicher  grösserer  Geschichtswerke  von  wesentlich 
politischer  Richtung  kann  an  dieser  Stelle  nicht  unternommen  werden;  sie 
würde  weit  über  Zweck  und  erlaubte  Grenzen  hinausführen.  Ueberdiess  sind 
sie  jedem  Gebildeten  bekannt.  Es  sei  daher  hier  nur  bemerkt,  dass  von  allen 
grösseren  Historien  dieser  Art  vorzugsweise  Fr.  v.  Baumerts  Geschichte 
von  Europa  ^)  für  das  Völkerrecht  nützlich  zu  brauchen  ist,  indem  sie  den 
Gründen  und  der  Entwicklung  der  äusseren  Verhältnisse  ganz  besondere  Auf- 
merksamkeit zuwendet,  und  die  ganze  Zeit  seit  schliesslicher  Ausbildung  des 
jetzigen  europäischen  Völkerrechtes  umfasst.  Sehr  dienlich  für  kürzere  Ab- 
schnitte sind  dann  auch  noch  die  verschiedenen  "Werke  Lord  Mahon's, 
Schlosser's  Geschichte  des  18ten  Jahrhunderts,  Alison's  Geschichte  der 
französischen  Staatsumwälzung;  etwa  Förster's  Höfe  und  Cabinete  im  18. 
Jdte,  (wenigstens  in  der  ersten  Hälfte)  undRaumer's  Beiträge  zur  Geschichte 
der  neueren  Zeit. 

Was  aber  die  umfassenden  neueren  Schriften  über  die  Geschichte  der 
Verträge  betrifft,  so  besitzen  wir  zwar  namentlich  zwei  Arbeiten  des  Grafen  von 
Garden;  allein  sie  fördern  nicht  bedeutend;  die  eine  ist  nur  eine  Tabelle, 
welche  Namen  und  Zahlen  kurz  angiebt  ^) ,  und  in  so  ferne  blos  als  äusser- 
liches  Hülfsmittel  für  das  Gedächtniss  dienet.  Die  andere  dagegen  ist  aller- 
dings ein  höchst  umfassendes  Werk ,  indem  sie  eine  ausführliche  Erzählung 
sämmtlicher  bedeutender  Unterhandlungen  und  Friedensschlüsse  seit  dem  "West- 
phäUschen  Frieden  liefern  soll  ^) ;  aber  die  eigene  Arbeit  des  Verfassers  ist  da- 
bei bis  jetzt  sehr  unbedeutend.  Die  bisher  erschienenen  Theile  des  "Werkes 
bestehen  der  Hauptsache  nach  nur  aus  einem  Wiederabdrucke  des  bekannten 
älteren  Werkes  von  Scholl,  und  die  Zuthaten  des  Herausgebers  beschränken 
sich  auf  eine ,  mehr  ausgedehnte  als  gründhche ,  Einleitung  und  auf  die 
Beifügung  des  Textes  der  wichtigeren  Urkunden.  Die  selbsständige  Darstel- 
lung wird  somit  erst  beginnen,  wo  der  Vorgänger  aufhört;  und  bis  dahin  kann 
denn  auch  von  einem  Gewinne  für  die  Wissenschaft  die  Rede  nicht  sein.  Bes- 
ser wäre  es  jeden  Falles  gewesen,  wenn  der  Gegenstand  von  Anfang  an  neu 
aufgefasst  worden  wäre ,    anstatt    dass  die  ursprüngliche  Arbeit  Koch's   zuerst 


•1)  Raum  er,    Fr.  von,  Geschichte  Europa's  seit  dem  Ende  des  löten  Jdts.  I— VIII. 
Lpz.,  1832—50. 

2)  Garden,  Comte  de ,  Tablcau  historique  de  la  diplomatie ,  ou  expose  des  faits 
accomphs  de  la  politique  generale  depuis  l'orig^e  de  l'equilibre  europeen  —  Par., 
1846.    Tabelle  in  gr.  Fol. 

3)  —  ,  Histoire  generale  du  traites  de  paix  et  autres  transactions  principales  entre 
toutes  les  puissances  de  l'Europe  depuis  la  paix  de  Westphalie.  Par.,  s.  a.  (1.849 
fg.)  —  Das  Werk,  ist  auf  20  Bände  berechnet;  im  J.  1854  waren  davon  13  er- 
schienen, welche  bis  zur  Eroberung  von  Moskau  gehen. 


346  ^®  h«aerc  Literatur  des  Völkerrechtes. 

eine  Erweiterung  und  Fortsetzung  von  Scholl,  diese  aber  dann  wieder  eine 
gleichartige  Behandlung  von  Garden  erhielt.  Die  der  neuesten  Bearbeitung 
beigegebenen  geschichtlichen  Karten,  welche  die  Grenzen  der  europäischen 
Staaten  je  nach  den  wichtigsten  Friedensschlüssen  zeigen ,  sind  ebenfalls  nur 
Nachahmungen  fremder  Arbeiten ;  aber  als  bequeme  Znthaten  mögen  sie  immer- 
hin bezeichnet  werden. 

Wie  hoch  oder  wie  minder  aber  auch  immer  diese  allgemeineren  Werke 
anzuschlagen  sein  mögen,  darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  sie  jeden  Fal- 
les noch  vielfach  aus  den  politischen,  wo  möglich  aus  den  diplomatischen  Ge- 
schichten der  einzelnen  Staaten  zu  ergänzen  sind  zur  Gewinnung  eines  voll- 
ständigen Stoffes  für  die  Geschichte  des  Völkerrechtes.  Glücklicherweise  fehlt 
es  denn  nun  auch  in  der  jüngsten  Zeit  nicht  an  Schriften  diessfälligen  Inhaltes. 

Vor  Allem  sind  natürlich  die  französischen  Quellen  zu  nennen.  War 
ja  doch  Frankreich  der  Herd  der  Erdstösse,  welche  Europa  im  17.  und  seit 
dem  Ende  des  18.  Jdts  erschütterten ;  und  haben  doch  gerade  seine  Machtha- 
ber durch  Handlungen  und  Grundsätze  tief  in  den  Bestand  des  Völkerrechtes 
eingegriffen.  Auch  haben  es  die  Franzosen  zu  keiner  Zeit  an  schriftlichen 
Schildeningen  ihrer  Macht  und  ihres  Einflusses  fehlen  lassen.  Zwar  ist  eine 
Fortsetzung  und,  was  sehr  nothwendig  wäre ,  eine  Verbesserang  von  Flas- 
san's  viel  überschätztem  Werke  bis  jetzt  nicht  erschienen;  wohl  aber  sind 
die  Geschichten  vonBignon'),  Lefevre*)  imd  d'Haus§on ville  3)  we- 
sentlich völkerrechtlichen,  oder  wenigstens  diplomatischen  Inhaltes;  und  auch 
Thiers's  Geschichte  des  Consulates  und  Kaiserreiches  *)  setzt  sich  die  Behand- 
lung der  auswärtigen  Angelegenheiten  vorzugsweise  znm  Gngenstande.  — 
Einer  besonderen  Würdigung  bedarf  es  bei  so  weit  verbreiteten  und  allgemein 
gekannten  Werken  nicht.  Ausserhalb  Frankreichs  wenigstens  dürfte  das  Ur- 
theil  ungefähr  folgendermaassen  feststehen.  Bignon's  schwerfälligem  Werke 
fehlt  nicht  blos  die  historische  Kunst,  sondern  noch  weit  mehr  der  sittliche 
Sinn,  das  Gefühl  für  Gerechtigkeit.  Es  ist  nicht,  was  das  Testament  des  Im- 
perators verlaugte ,  eine  Geschichte  der  französischen  Diplomatie  seit  1792,  • 
sondern  eine  Apologie  der  innem  und   äussern  Politik  Napoleon's.    In  völker- 


1)  Bicnon,  Hisloirc  de  France  sous  Napoleon.  Paris,  1839  —  46.  I — XIV;  (XI  — 
XIV,  termia^s  par  A.  Ernonf.) 

2)  Lefevre,  A,  Histoire  des  Cabinels  de  lEuropc  pcndant  Ic  Consulat  et   l'Empire. 

I — III.     Ed.  2,  Par.,  1845.     Es  giebt  auch  eine  deutsche  Uebcrsctzung. 

3)  D'Haussonville,  Histoire  de  la  politiqae  extirieore  do  gouvememcnt  fran^ais 
1830-1848.    I.  II.    Par.,  1850. 

4)  Thierf,  A.,  Histoire  du  Consulat  et  de  l'Empire.  Par.,  1845  fg.,  bis  jetzt  (1855) 
11  Binde.  —  In  allen  Arten  von  Ausgaben,  Nachdrücken  und  Uabersetzungen 
verbreitet 
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rechtlichen  Fragen  erhebt  sich  Bignon  nicht  über  die  Auffassung  des  gewöhn- 
lichen Franzosen,  welcher  nur  Frankreich  berechtigt,  Alles  von  dessen  Macht- 
habern  gegen  Aussen  Unternommene  gerechtfertigt  erachtet,  mit  welchem  also 
gar  kein  Verständniss  möglich  ist.  Stoff  enthält  das  Buch  freilich  vielen;  aber 
er  ist  mit  grosser  Vorsicht  zu  gebrauchen.  —  Lefevre  ist  nicht  nur  ge- 
drängter und  übersichtlicher,  sondern  auch  ehrlicher,  wenigstens  verständiger 
in  Lob  und  Tadel ;  wenn  schon  von  eigentlicher  Unpartheilichkeit  und  Gerech- 
tigkeit auch  bei  ihm  nicht  die  Rede  ist.  Da  er  tlbrigens  gut  unterrichtet  war, 
so  ist  immerhin  zu  bedauern,  dass  die  Schrift  nur  Bruchstück  blieb.  —  D'Haus- 
sonville's  an  sich  ganz  löbliche  Absicht,  die  systematischen  oder  leiden- 
schaftlichen Befeindungen  der  völkerrechtlichen  und  diplomatischen  Haltung 
der  Julimonarchie  auf  Wahrheit  zurückzuführen ,  ist  nicht  vollständig  geglückt. 
Seine  Darstellung  ist  zu  kurz  und  allgemein;  die  mitgetheilten Belegeteilen  nur 
Bruchstücke ;  der  überall  gegen  England  durchblickende  Hass  macht  argwöh- 
nisch. —  Hoch  über  seinen  Vorgängern  und  Mitwerbem  steht  Thiers  an 
Talent  als  Schriftsteller  und  als  Staatsmann ;  auch  übertrifft  er  sie  an  genaues- 
ter Kenntniss  der  Thatsachen  und  Beweggründe.  Seine  Aemter  stellten  ihm 
alle  Geheimnisse  der  französischen  Archive  zur  Verfügung.  Die  Auffassung 
auch  der  äussern  Politik  Frankreichs  unter  Napoleon  ist  von  bewundernswer- 
ther  Klarheit ;  auch  hat  Thiers  zu  viel  Geist  und  Selbstgefühl,  um  als  unbedingter 
Lobredner  aufzutreten.  Aber  dennoch  ist  von  ihm,  wie  von  minder  Begabten, 
nur  zu  entnehmen,  was  die  französischen  Ansichten  und,  theilweise,  Anmaassun- 
gen  in  völkerrechtlichen  Fragen  waren ;  nicht  aber  wie  sich  das  Recht  zu  den- 
selben verhält.  Auch  jene  Kunde  freilich  ist  belehrend  für  Den,  welcher  sie 
zu  gebrauchen  weiss.  —  Von  den  zahlreichen  neueren  Denkwürdigkeiten 
französischer  Staatsmänner  und  Feldherren  sind  bis  jetzt  keine  von  bedeuten- 
derer Wichtigkeit  für  das  Völkerrecht.  Ob  die  von  Talleyrand  hinterlassenen 
Aufzeichnungen  aufrichtig  und  ernsthaft  genug  zu  diesem  Zwecke  sein  werden, 
kann  erst  die  Zukunft  lehren.  Neben  den  obigen  Schriftstellern,  welches  im- 
mer auch  ihre  Mängel  und  Fehler  sein  mögen,  die  leichtfertigen  Dutzendarbei- 
ten eines  Capefigue  auch  nur  zu  nennen,  wäre  unbillig  und  geschmacklos. 
Selbst  wo  dieselben  die  auswärtigen  Verhältnisse  entweder  ausdrücklich  zu  be- 
rücksichtigen versprechen,  wie  in  dem  Werke  über  Ludwig  XIV.,  und  in  der 
Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  Frankreichs  und  Spaniens,  oder  sie 
der  Sache  nach  nothwendig  hei-vorhebeu  müssen,  wie  bei  Richelieu,  geht  es 
nicht  über  liederliches,  oberflächliches  Gerede. 

Unmittelbar  nach  Frankreich  folgt  in  der  Bedeutung  für  das  Völkerrecht 
England.  Bei  kaum  geringerer  politischer  Bedeutung  und.  Wirksamkeit  im 
Ganzen  treten  hier  ganz  verschiedene  Interessen  und  Thätigkeitski-eise  hervor. 
Hier  ist  Stoff  für  das  Völkerseerecht,  für  HandelsverLältuisse,  Kolonieen  und  Al- 
lianzen zu  suchen.  Zu  bedauern  ist  demnach,  dass  es  an  einer  Gesammt- Be- 
arbeitung des  völkerrechtlichen  Verhaltens  und  Waltens  der  Engländer  bis 
jetzt  durchaus  fehlt;  und  dass,  soweit  nicht  etwa  die  in  dieser  Literatur  belieb- 
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ten  und  mit  Geschick  behandelten  Jahreschroniken  (Annnal  registers)  ausreichen, 
nur  in  den  Denkwüi'digkeiten  oder  den  gesammelten  Briefwechseln  einzelner 
Staatsmänner  bruchstückweise  Belehrung  gefunden  werden  kann.  Schriften  der 
letzteren  Art  sind  denn  nun  aber  allerdings  in  der  neueren  Zeit  einige  sehr  be- 
deutende veröffentlicht  werden,  —  Vor  Allem  sind  sowohl  nach  der  persönli- 
lichen  Wichtigkeit  der  Männer,  als  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Stoffes  die 
grossen  Sammlungen  der  amtlichen  Schreiben  der  Herzoge  von  Marlborough 
und  von  Wellington,  so  wie  die  des  Marquis  von  Londonderry  (Castle- 
reagh)  zu  nennen.  Obgleich  der  Werth  dieser  Actenstücke  allerdings  für  an- 
dere Wissensgebiete  noch  weit  bedeutender  und  unmittelbarer  ist ,  als  für  das 
Völkerrecht,  so  geht  doch  auch  dieses  keineswegs  leer  aus.  Und  zwar  nicht 
etwa  nur  im  Kriegsrechte;  waren  doch  die  beiden  grossen  Feldherren  ebenso 
wohl  Diplomaten  als  Krieger,  Eine  ausführlichere  Schilderung  mag  jedoch  an 
dieser  Stelle  unterbleiben,  da  alle  drei  Sammlungen  in  einer  späteren  Abhand- 
lung genauer  werden  gewürdigt  werden;  über  diess  der  Thätigkeit  Wellington's  und 
Castlereagh's  in  einem  bestimmten  einzelnen  Falle  ,  beim  zweiten  Pariser  Frie- 
den, alsbald  zur  Sprache  kommen  muss.  Aber  auch  die  Denkwürdigkeiten  eini- 
ger englischer  Diplomaten  von  untergeordneterer  Stellung  und  Bedeutung  sind 
immerhin  noch  von  verhältnissmässiger  Wichtigkeit.  Solcher  aber  sind  in  neue- 
rer Zeit  mehrere,  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  angehörige 
herausgegeben  werden,  nämlich  Sir  Andrew  Mitchell's*),  Sir  Robert 
Murray  Keith's**)  und  Lord  Malmesbury's^).  Die  beiden  ersteren  stan- 
den weder  in  beherrschenden  Verhältnissen,  noch  können  sie  zu  den  bedeutend- 
sten Männern  ihres  Faches  gezählt  werden;  ausserdem  sind  ihre  hinterlassenen 
Briefe  sehr  ungenügenden  Herausgebeni  in  die  Hände  gefallen.  Dennoch  ist 
immerhin  einiges  zu  entnehmen.  Mitchell  war  bekanntlich  nicht  nur  während 
des  ganzen  siebenjährigen  Krieges,  sondern  auch  später  bis  zu  seinem  im  J. 
1771  erfolgten  Tode  Gesandter  bei  Friedrich  dem  Grossen,  und  ein  grosser 
Liebling  desselben.  An  Gelegenheit  zur  wenigstens  mittelbarer  Einsicht  in  die 
völkerrechtlichen  Hergänge  seiner  Zeit  fehlte  es  ihm  somit  allerdings  nicht; 
und  jeden  Falles   sind    seine   Briefe   ein  wichtiger   Beitrag  zur    persönlichen 


1)  Mcmoirs  and  Papres  of  Sir  Andrew  Mitchell  By  A.  Bisset.  I.  IT,  Lond., 
1850.  —  Ein  Tbeil  dieser  Briefe  war  schon  früher  von  Räumer  in  seinem  His- 
torischen Taschenbuche  gedruckt.  Hier  sind  sie  vollslündig;  allein  der  Heraus- 
geber ist  ein  abgeschmackter  Tropf,  welcher  seine  Aufgabe  darin  findet,  pöbel- 
hafte Beschimpfungen  gegen  die  Deutschen  überhaupt  und  namenüich  gegen 
Friedrich  den  Grossen  anzubringen.  Dieser  ist  ihm  ein  Riubcrhauptmann,  ein 
unfähiger  Verwalter  u.  s.  w. 

2)  Memoirs  and  correspondence  (ofOcial  and  familiär)  of  Sir  R.  M.  Reit h ,  from 
1769  to  il92;  ed.  by  Mrs.  Gillcspie  Smith.     1.  II.     Loud.,  1849. 

3)  Diane«  and  correspondence  of  James  Harris  first  Earl  of  M  a  Imesbury,  Ed. 
by  hk  Grandson.    Ed.  2.    1-lV,  Lond.,  1845. 
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Kenntniss  Friedrichs.  Keith  aber,  welcher  englischer  Gesandter  in  Dres- 
den, Dänemark  und  Wien  gewesen  war,  in  Kopenhagen  namentlich  die 
Struensee'sche  Katastrophe  mit  erlebt  und  sich  dabei  um  die  Rettung  der  un- 
glücklichen Königin  Mathilde  grosse  Verdienste  erworben  hatte ,  dem  endlich 
bei  dem  Vertrage  von  Sistovo  die  Rolle  des  Vermittlers  zugefallen  war ,  hatte 
eine  noch  grössere  Erfahrung ;  und  es  scheint  namentlich ,  dass  seine  amtli- 
chen Berichte  über  die  österreichische  Politik  viel  Schätzbares  enthielten.  Nur 
sind  freilich  in  der  bis  jetzt  vorliegenden,  von  einer  Frau  veranstalteten, 
Sammlung  hauptsächlich  Privatbriefe  mitgetheilt.  Am  Bedeutendsten  für 
das  Völkerrecht  sind  noch  die  Schilderungen  des  Congresses  von  Sistovo,  in- 
dem sie  theils  Verhandlungen  mit  Türken,  theils  die  Stellung  eines  Vermitt- 
lers in  helles  Licht  setzen.  —  Ueberreich  an  spannendem  Interesse  und  an 
den  schätzbarsten  Nachweisungen  über  Begebenheiten  und  Grundsätze  ist  der 
diplomatische  Briefwechsel  des  Lords  Malmesbury  *).  Dieser  durch  seinen 
Scharfsinn  und  seine  Kühnheit  berühmte  englische  Diplomat  war  Gesandter 
in  Madrid  zur  Seit  des  Streites  über  die  Falklands  -  Inseln ,  in  Petersburg  bei 
der  Gründung  der  ersten  bewaffneten  See  -  Neutralität ,  im  Haag  bei  der  Ein- 
mischung Preussens  in  die  Händel  mit  dem  Statthalter;  ausserdem  hatte  er 
mit  Preussen  einen  Vertrag  gegen  das  revolutionäre  Frankreich  zu  schliessen, 
später  mit  \etzterem  Friedensunterhandlungen  in  Paris  und  Lille  zu  pflegen. 
Es  bedarf  somit  keiner  Ausfühining,  dass  er  im  Stande  war,  über  die  Genesis 
einiger  der  wichtigsten  Vorfälle  des  neuern  Völkerrechtes  die  genauesten  Auf- 
schlüsse zu  geben;  und  da  das  vorliegende  Werk  nicht  bloss  Auszüge  aus 
dem  amtlichen  Briefwechsel,  sondern  selbst  die  vertraulichen  Schreiben  an  die 
Minister  und  Bruchstücke  aus  dem  Tagebuche  Malmesbury's  liefert,  so  wird 
auch  in  der  That  die  Mittheilung  auf  eine  höchst  vollständige  und  belehrende 
"Weise  gemacht.  Man  hat  sich  in  England  über  Missbrauch  des  Geheimnisses 
von  Seiten  des  Herausgebers  beklagt.  Wir  wollen  diess  dahin  gestellt  sein 
lassen ;  jeden  Falles  kommt  der  Fehler  den  Lesern  zu  Gute.  Abgesehen  von 
der  Einsicht  in  die  obengenannten  Thatsachen,  welche  noch  jetzt  als  wichtig  für 
das  Völkerrecht  anzusehen  sind,  eröffnet  wohl  kaum  ein  anderes  Buch  einen 
so  unmittelbaren  und  uu verschleierten  Blick  in  das  Getreibe ,  freilich  leider 
auch  in  die  staatliche  und  sittliche  Verdorbenheit,  der  diplomatischen  Welt  des 
verflossenen  Jahrhunderts.  Dass  neben  der  Schilderung  der  oben  ausgehobe- 
nen völkerrechtlich  bedeutenden  Ereignisse  und  Zustände  auch  noch  andere  das 
Staats-  imd  Hofleben  Preussens,  Englands  und  Russlands  scharf  beleuchtende 
Abschnitte  in  dem  Werke  zu  finden  sind ,  wie  z.  B.  über  die  Persönlichkeit 
Friedrich's  des  Grossen,  seines  Nachfolgers,  Katharina's  H.,  der  Königin  Karo- 
line von  England,  kann  natürlich  den  Reiz  des  Buches  für  den  Leser  nur  er- 
höhen, wenn  es  schon  hier  keine  weitere  Erwähnung  finden  kann. 

Schon  jetzt  stehen  die  Vereinigten  Staaten  vonNordamerika  in 
der  Reihe  der  mächtigsten  Staaten ;  und  aller  menschlichen  Voraussicht  nach  ist 
ihre  jetzige  Macht  nur  das  Vorspiel  einer  unberechenbar  wichtigeren   Stellung. 


3^0  Die  neuere  Literatur  des  Yölkerreclite*. 

Mit  jedem  Tage  lässt  sich  ihr  Einfluss  auf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse 
deuthcher  fühlen;  und  schon  wü'd  niclit  nur  bei  der  Berechnung  grosser  poli- 
tischer Fragen  ein  Hauptgewicht  auf  ihren  Willen  und  ihr  Interesse  genom- 
men, sondern  ihnen  werden  bereits  von  den  grössten  europäischen  Staaten 
Grundsätze  und  Handlungen  zum  Opfer  gebracht,  welche  bis  jetzt  als  Palladien 
der  Macht  und  des  Einflusses  betrachtet  wurden.  Nur  ihnen  zu  Liebe  haben 
z.  B.  im  Jahre  1854  England  und  Frankreich  ihre  alten  Forderungen  an  die 
Neutralen  während  eines  Seekrieges  vollständig  fallen  lassen,  dadurch  aber  einen 
grösseren  Vorschritt  im  Völkerrechte  gemacht,  als  seit  Jahrhunderten  ge- 
Bchehen  war.  Ob  dieser  Einfluss  der  Vereinigten  Staaten  auf  das  Völkerrecht 
immer  oder  wenigstens  vorwiegend,  ein  so  günstiger  sein  wird,  wie  in  diesem 
Falle,  wird  freilich  erst  die  Zukunft  mit  Bestimmtheit  zeigen;  es  drängen  sich 
aber  grosse  Zweifel  auf.  Eine  von  der  Volksmeinung  sehr  abhängige  Regie- 
rung; ein  mit  übermässigem  Stolze  sich  selbst  verehrendes,  alle  anderen  Völker 
verachtendes  Nationalgefühl ;  ein  sehr  wenig  ausgebildetes  Eechtsbewusstsein 
und  Schicklichkeitsgefühl;  endlich  rücksichtslose  Verwegenheit,  sind  bedenkliche 
Eigenschaften,  wenn  von  Wahrung  und  Ausbildung  des  Rechtes  gegenüber 
von  höchstens  Gleichen,  bald  wohl  hauptsächlich  Schwächeren,  die  Rede  ist. 
Allein  wie  dem  auch  sein  'mag,  jeden  Falles  ist  es  von  höchstem  Interesse, 
diese  Macht  heranwachsen  und  sich  allmählig  in  den  Völkerverkehr  und  dessen, 
bestrittene  sowohl  als  unbestrittene,  Gesetze  hineinleben  zu  sehen.  Je  grös- 
ser die  Rolle  ohne  Zweifel  ist,  welche  die  Vereinigten  Staaten  auch  auf  diesem 
Boden  zu  spielen  bestimmt  sind,  desto  wichtiger  ist  es,  sie  von  ihrem  ersten  Auftre- 
ten an  zu  beobachten,  um  daraus  wahrscheinliche  Schlüsse  auf  künftiges  Verhalten 
zu  ziehen.  Diess  ist  der  Gnind,  welcher  einer,  von  Lyman  Spalding  her- 
rührenden, Geschichte  der  völkerrechtlichen  Verhältnisse  Nordamerika's  *)  grosse 
Aufmerksamkeit  zuwenden  muss.  Diess  aber  um  so  mehr,  als  die  Erzählung 
mit  genauer  Sachkenntniss  und  übersichtlicher  Klarheit  gemacht  ist,  und  sie 
alle  Verhandlungen  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  einer  der  europäischen 
Mächte  von  dem  ersten  Ausbruche  des  Aufstandes  an  bis  zum  Genter  Frieden 
im  J.  1814  enthält.  Volle  Unpartheilichkeit  und  Erkenntniss  gemachter  Feh- 
ler wird  ein  Verständiger  in  einem  Werke  dieser  Art  freilich  nicht  erwarten; 
doppelt  nicht  von  einem  amerikanischen. 


1)  (Lyman  Spalding,)  The  Diploroacy  of  the  Uniled  State«.  Bcing  an  account 
of  the  foreign  relaüons  of  the  country.  BosL,  1826.  —  Es  mag  hierbei  bemerkt 
sein,  dass  die  Urkunden  zu  finden  sind  in  Tolgenden  Sammelwerken:  Diplomatie 
Corrcspondencc  of  the  Revolution,  ed.  by  J.  Sparks,  I— XII.  Boston;  Diplomatie 
Correspondence  of  the  U.  S.,  from  1783—1789,  by  Sparks,  I— VD.  Host.;  (Geb- 
hard,)  Actes  et  mömoircs  conccmant  Ics  nögoclations  qni  ont  eu  lieu  entre  la 
France  et  los  E.  U.  depuis  1793—1800.  I— UI.  Londr.,  1807.  State  Papert 
and  other  Documents   of  the  U.  S.  I-IX.  BosL,  1817. 
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Von  welcher  grossen  Bedeutung  für  die  Geschichte  des  europäischen 
Völkerrechtes  eine  gute  Darstellung  der  internationalen  Ergebnisse  Spaniens 
wäre,  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Wie  tief  immer  jetzt  das  unglückliche, 
durch  jahrhundertlange  geistliche  und  weltliche  Missregierung  und  deren  sitt- 
liche, intellectuelle  und  wirthschaftliche  Folgen  zu  Grunde  gerichtete  Land  jetzt 
stehen  mag:  im  16.  Jahrliundert  stand  es  in  der  ersten  Reihe  der  Mächte;  und 
noch  bis  tief  ins  17.  herein  hatte  es  auf  die  Gestaltung  der  Staatenverhältnisse 
und  Verträge  grossen  Einfluss.  Auch  seine  Schicksale  seit  dem  Einfalle  Napo- 
leon's  bis  auf  diesen  Tag  sind  nicht  ohne  manchfaches  völkerrechtliches  In- 
teresse. Leider  ist  diese  Geschichte  nur  ungenügend  bearbeitet.  G  0  fi  i'  s  Vor- 
lesungen über  die  auswärtigen  Verhältnisse  Spaniens  ')  sind  sehr  im  Allgemei- 
nen gelialteu,  oberflächlicli  und  phrasenhaft,  und  werden  überdiess  durch  zwej 
Liebhngsgedanken  des  Verfassers  wesentlich  verderbt.  Einmal  nämlich  durch 
einen  abgeschmackten  Hass  gegen  England,  welchem  er  einen  fortgesetzten 
hinterlistigen  Plan  zur  Niederhaltung  Spaniens  unterschiebt;  sodann  durch  eine 
krankhafte  Lust  zur  Erwerbung  von  Portugal.  Von  einer  genauen  Erörterung 
der  völkerrechtlichen  Ein.ielnheiten  und  einer  Hervorhebung  ihrer  besonderen 
Bedeutung  ist  gar  keine  Rede. 

Kur  ein  kleines  Land,  nämlich  die  Schweiz,  betrifft  eine  andere 
neue  Arbeit,  und  selbst  in  diesem  nur  eine  einzige  Seite  des  völkerrechtlichen 
Verkehres ;  dennoch  ist  dieselbe  von  grosser  Bedeutung.  Es  ist  diess  Z  e  1 1- 
weger's  Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  der  Schweiz  zu  Frank- 
reich '^).  Ohne  Zweifel  gehören  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  der  Schweiz 
zu  den  merkwürdigsten  Einzelnheiten  der  positiven  Völkerrechtes;  und  unter 
ihnen  stehen  die  zu  Frankreich  wieder  in  erster  Reihe.  Abgesehen  von  dem 
Einflüsse  dieser  Verbindung  auf  die  inneren  Zustände  der  Eidgenossenschaft, 
namentlich  auf  die  Partheien,  die  Sitten,  den  Wohlstand,  die  Kriegsbereitschaft, 
ist  dieselbe  von  Bedeutung,  weil  namentlich  durch  sie  alle  grossen  europäischen 
Fragen  über  Gleichgewicht,  Religionsfrieden,  Ländererwerbung  auch  in  diesem 
politischen  Microcosmus  eine  Rolle  spielen.  Und  je  kleiner  das  Bild  ist,  desto 
schärfer  sind  nicht  selten  die  Umrisse.  Ausserdem  kommen  natürlich  noch  die 
besonderen  Fragen  der  Truppenstellung,  der  Neutrahtät,  einzelner  Staatsservi- 
tuten so  recht  ins  Licht.  Diese  Zustände  und  Ereignisse  legt  nun  der  ehr- 
würdige Verfasser  in  gründlichster  Darstellung  vor,  gestützt  auf  voUsttändige 
Kenntniss  der  Quellen  und  anknüpfend  an  den  ersten  Anfängen  einer  Berüh- 
rung der  Schweiz  mit  Frankreich  unter  Ludwig  VII.  Auch  im  Interesse  des 
Völkerrechtes  ist  demnach  die  Vollendung  Werkes  sehr  zu  wünschen. 


1)  Goiii,  F.,  Tratado  de  las  relaciones  internationales  de  EspaiTa.    Madr.,  1848. 

2)  Zell  weger,  J.  H, ,  Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  der  Schweiz  mit 
Frankreich  von  1698—1784.  St  Gallen  u.  Bern,  1848—49.  Bis  jetzt  Bd.  I,  1.  u.  2. 
Das  ganze  Werk  soll  3  Bände  enthalten,  je  einen  für  die  Regierung  Ludwigs  XIV, 
XV  und  XVL 


9M  ^'^  neuere  Literatur  des  Völkerrechtes. 

So  verschieden   als   nur  möglich   von  den   bisher  besprochenen  Werken, 
und  zwar  verschieden  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  betreffenden  Staates,  hin- 
sichtlich der  Behandlung,  endlich  hinsichtlich  der  Ausdehnung  der  besprochenen 
Zeit,  dennoch  aber  von  entschiedener  Wichtigkeit  für  die  Geschichte  des  Völ- 
kerrechts   ist    die  ausführliche  Aufzählung    der    internationalen    Verhältnisse 
Portugals,    welche   der   Visconde    von    Santarem    herausgiebt  *).     Der 
Werth  des  Buches  besteht  darin,  dass  wohl  nirgends  anderswo  mit  einer  glei- 
chen Ausführlichkeit   und  Urkundlichkeit   das  ganze  völkerrechtUche  Leben  ei- 
nes Staates  von  dessen  Entstehen  an  dargelegt  wäre.    Von  jedem,  irgend  wie 
aus  Archiven ,   Chroniken  oder  Urkundensammlungen  nachweisbaren  diplomati- 
schen Schritte    oder  Schreiben  der   portugisischen  Regierung  vom  Jahre  1198 
an  ist,  geordnet  nach  Staaten  und   in  chronologischer  Reihenfolge,  Gegenstand, 
Inhalt  und  Datum  genauest  angegeben,  auch  die  Quelle  nachgewiesen.    Ausser- 
dem  suchen    ausführliche  Einleitungen  Ueberblick  und  Zusammenhang  zu  ge- 
währen.   Der  Fleiss  und  die  in's  Einzelnste  gehende  Kenntuiss  des  Verfassers 
sind  staunenswerth ;   und  es  hat  somit  die  Geschichte  nicht  nur   des  Landes, 
sondern   auch   des   europäischen  Völkerrechtes  einen   höchst  schätzenswerthen 
Beitrag  an  Stoff  erhalten.     Allein  damit  ist  freilich  auch  das  Lob  zu  beschlies- 
sen.    Es  ist  fast  nur  roher  Stoff,  was  geboten  wird ;    und  Alles  bedarf  somit 
noch    der  Bearbeitung  und  Einfügung.    Ueberdiess  ist  es  fast  unmöglich ,    das 
Buch  frischweg  zu  lesen.     Nicht  nur  geht  es  über  die  Grenzen   menschlicher 
Geduld,  diese  Tausende  von  kurzen  Actenauszügen  oder  trockenen  Anführungen 
von  Thatsachen  durchzumachen;    sondern  auch   die  Uebersichten  sind   höchst 
schwerfällig  und  breit.    Auch  droht  das  Werk  einen  unbemeisterbaren  Umfang 
zu  erhalten.    Es  zerfällt  nämlich  seiner  Anlage    nach  in   zwei  Abtheilungen. 
Die  erste,  14  Abschnitte  begreifend,    enthält  eine  kurze  Angabe    der  an  ver- 
schiedene fremde  Völker  in  Portugal  verliehenen  Vorrechte,    namentlich  Han- 
delsprivilegien.   Sie  ist  auf  97  Seiten  des  ersten  Bandes  enthalten.  Die  zweite 
dagegen,  welche  ebenfalls  in  14  Abtheilungen  geordnet,    den  eigentlichen  völ- 
kerrechtlichen  Verkehr  schildern  soll,  ist  von  solcher  Ausdehnung,    dass  die 
acht    ersten  Bände  noch  nicht  zyrei   dieser  Abtheilungen  vollständig   geben, 
nämlich  den  Verkehr  mit  Spanien  und   den  mit  Frankreich.     Zur  Vollendung 
der  Uebersicht  der  Verbindungen  mit  Frankreich  bedarf  es  noch  eines  ganzen 
Bandes,  welcher  zunächst  zurückgestellt  ist.      Und  wie   vielen  Raum  gar   die 
Darlegung  der  im   14.  Bande    begonnenen   völkerrechtlichen  Verhältnisse    zu 
England  umfassen  wird,   ist  gar  nicht  abzusehen.    Sehr  gerecht  ist   also  die 
Furcht,  dass  das  zu  weitschichtig  angelegte  Werk  nimmermehr  zur  Vollendung 
gelangen  werde. 


1)  Santarem,  Visc.  de,  Quadro  elementar  das  rela^öes  politicas  e  diplomaticas 
de  Portug^al  desdc  o  prinripio  da  Monarchia  Portuqucza  at€  a  nossos  dias.  Bd.  I 
—  Vlll  und  XIV  und  XV.  Par.  1842—54.  —  Bd.  IX  —  lUÜ  sind  zunächst  aus- 
feietzt,  und  zwar  sollen  X— Xlli  die  Verhältnisse  zum  Römischen  Stahle  enthalten. 
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B,  Geschichtliche  Einzelheiten. 
Wie  gross  oder  klein  nun  aber  immer  der  Werth  des  einzelnen  der  bis- 
her besprochenen  allgemeineren  Werke  sein  mag,  darüber  kann  jeden  Falles 
kein  Zweifel  sein,  dass  sie,  auch  zusammen,  die  ganze  Geschichte  der  völker- 
rechtlichen Thatsachen  bei  weitem  nicht  enthalten.  Um  so  erwünschter  ist  es 
denn,  dass  ausser  ihnen  noch  eine  Reihe  von  Schriften  entstanden  ist,  in  wel- 
chen einzelne  völkerrechtliche  Ereignisse  von  ihrer  geschichtlichen  Seite  be- 
handelt werden.  Entsteht  auf  diese  Weise  auch  nur  eine  sehr  lückenhafte 
und  mühseelig  zu  bildende  Mosaik,  so  sind  es  doch  thcils  in  der  Regel  wich- 
tige Gegenstände,  welche  monographisch  behandelt  werden,  theils  gewährt  die 
ausführliche  Behandlung  einigen  Ersatz  für  das  ganz  Fehlende, 
a)     Die    Geschichte    einzelner    Staatsverträge. 

Der  Utrechter  Frieden.  Theils  als  eine  der  wichtigsten  Thatsachen 
der  neueren  Geschichte,  theils  als  die  Grundlage  des  Gleichgewichtes  im  süd- 
lichen Europa  und  mancher  anderer  wichtiger  Bestimmungen  im  Völkerrechte, 
war  der  Vertrag,  oder  richtiger  gesprochen  die  Reihe  von  Verträgen,  welche 
dem  spanischen  Erbfölgekriege  ein  Ende  machten,  schon  früher  der  Gegen- 
stand zahlreicher  Erörterungen  gewesen.  Abgesehen  von  den  Erzählungen 
und  Beurtheilungen  in  den  allgemeinen  geschichtlichen  Werken ;  ferner  von 
den  ausführlichen  Darstellungen  in  den  der  Geschichte  der  Verträge  und  der 
Diplomatie  besonders  gewidmeten  Werken  von  Flassan,  Scholl  u.  s.  w.;  end- 
lich abgesehen  von  dem ,  was  Torcy  in  seinen  Denkwürdigkeiten  mittheilte : 
bestand  eine  eigene  Literatur  über^  den  Utrechter  Frieden.  So  die  Sammlung 
Actes  et  memoires  conservant  la  paix  d'U.,  Utr.,  1714,  6  Bde.;  (Fr6schot,) 
Histoire  du  cougres  de  la  paix  d'U.,  Utr.,  1716;  Fäsi,  Abhandlungen  über 
die  Geschichte  des  Friedensschlusses  zu  U.,  Lpz.,  1790.  Diese  Erörterungen 
sind  aber  der  neueren  Wissenschaft  nicht  hinreichend  erschienen;  und  nament- 
lich als  die  Vermählung  des  Herzogs  von  Montpensier  mit  einer  spanischen 
Prinzessin  die  durch  den  Utrechter  Frieden  anerkannte  Unvereinbarkeit  der  Kro- 
nen Frankreichs  und  Spaniens  wieder  in  leidenschaftliche  Erinnerung  brachte, 
trat  auch  eine  lebhafte  schriftstellerische  Thätigkeit  ein.  Man  muss  diese  neue 
Literatur  je  nach  ihrem  Zwecke  wohl  unterscheiden.  Von  viel  grösserem 
Werthe,  weil  unbefangener,  sind  natürlich  diejenigen  Schriften,  welche  die 
wichtige  Urkunde  an  und  für  sich  und  ohne  Beziehung  auf  jene  berüchtigte 
Heiratbsgeschichte  erörtern ;  die  bei  Gelegenheit  dieser  letztern  erschienenen 
Schriften  und  Gegenschriften  sind  dagegen  mit  der  Vorsicht  zu  gebrauchen, 
welche  advokatische  Parteidarstellungen  erfordern.  Zu  den  ersteren  gehören  die 
einschlagenden  Abschnitte  von  Capefigue's  oben  bereits  angeführtem  Werke 
über  die  äussere  Politik  Ludwigs  XIV.,  und  dessen  Geschichte  der  französisch- 
spanischen Diplomatie  seit    der  Eroberung  Spaniens  durch  die  Bourbonen  *) ; 


1)  Capefigue,   Diplomatie  de  la  France  et    de  l'Espagne   depuis  l'avenement  de 

la  maison  de  Bourbon.    Par.,  1846. 
V.Mo  hl,    Staatswiisenschaft  I.  23 
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sodann  die  holländische  Dissertation  von  S.  C.  Klinkhamer  *) ;  vorzüglich 
aber  Mignet's  grosses  "Werk  über  die  Verhandlungen  betreffend  die  spanische 
Erbfolge  ').  Die  zweite  Klasse  wird  gebildet  durch  die  Vertheidigung  Louis 
Philipps  von  Giraud  *),  eine  englische  Gegenschrift  *),  und  die  von  den  bei- 
den Kegierungen  ihren  Kammern  mitgetheilten  Actenstücke  *).  —  Capefigue 
gjebt  zu  keinen  besonderen  Bemerkungen  in  diesem  Abschnitte  Veranlassung. 
Alle  Fehler  und  Vorzüge  dieses  fähigen,  aber  leichtfertigen  und  oberflächlichen 
Vielschreibers  treten  auch  iu  diesem  bestimmten  Falle  an's  Licht.  Namentlich 
hat  auch  das  besondere  Werk  über  die  Verhältnisse  Frankreichs  zu  Spanien 
gar  keinen  ernsten  geschichtlichen  Charakter.  —  Klinkhamer's  Schrift  ist 
mit  grosser  Sachkenntniss  und  mit  fast  übergrosser  Belesenheit  geschrieben ; 
ist  unparteiisch,  verständig  und  übersichtlich  angelegt;  von  sittlichem  Gefühle 
für  das  von  allen  Seiten  begangene  Unrecht  durchdrungen ;  und  hat  namentlich 
das  Gute,  dass  sie  auch  die  Nebenbestimmungen  des  Utrechter  Friedens,  also 
namentlich  über  die  Seerechte  der  Neutralen,  über  den  Assientovertrag  u.  s.  w., 
sowie  die  Ergänzungsverträge  von  Rastadt  und  Baden  und  den  Barri^re-Trac- 
tat  erörtert.  —  Mignet  liefert  aus  dem  Schatze  des  französischen  Archives 
die  unübersehbare  Reihe  der  Urkunden,  welche  sich  durch  die  ganze  Regierung 
Ludwigs  XIV.  hinziehen  und  dessen  nie  abreissenden  Plan,  sich  Spaniens  oder 
doch  wenigstens  eines  Theiles  seiner  Besitzungen  zu  bemächtigen,  beweisen. 
Die  hier  zum  erstenmale  an's  Licht  gebrachte  Masse  von  Thatsachen  und 
Schriftstücken  ist  fast  ungewältigbar,  und  könnte  ohne  die  klaren  und  glän- 
zend geschriebenen  Einleitungen  und  Erläuterungen  des  Herausgebers  kaum 
benützt  werden.  Und  selbst  mit  dieser  Beihülfe  wird  es  schwer  genug  sein, 
wenn  einmal  das  Ganze  vorliegt.  Führen  doch  vier  Quartbände  erst  bis  zum 
Frieden  von  Nimwegen  (1679)!  Dass  dem  amtlichen  Geschichtschreiber  der 
Vortheil  Frankreichs  und  sein  Recht  fast  als  gleichbedeutend  zu  erscheinen 
pflegen,  darf  wohl  nicht  wundern.  —  Den  beiden  halbamtlichen  Schriften 
Giraud's  imd  des  ungenannten  Engländers    kann   man    das  Lob    geschickter 


1)  Klinkhamer,  S.  C,  De  hello  propter  successionem  regni  Hispanlci  gesto,  pace 
Rheno-Trajcclina  coniposilo.  AmsL,  1829.  —  (Ohne  Zweifel  eigentlich  eine  Ar- 
beit von  Den  T  e  x ,  wie  so  manche  andere  in  dieser  Form  erschienene  schätzbare 
Monographie.) 

2)  Mignet,  Nögotiations  relatives  ä  la  succession  d'Espagne  sous  Louis  XIY.  Par., 
1835-42,  I— IV,  4. 

3)  Giraud,  Le  traitd  dütrechL  Par.,  1847. —  Es  giebt  auch  eine  vom  Verf.  selbst 
besorgte  deutsche  Ausgabe  n.  d.  T.  „Der  Utrechter  Vertrag". 

4)  Considerations  respecting  thc  inarriage  of  the  duke  of  Montpeasicr  with  refereoce 
to  tbe  treaty  of  Utrecht    Lond.,  1847. 

5)  Correspondence  relating  to  tbe  marriages  of  the  Queen  and  Infanta  of  Spain.  Pre- 
sented  to  botb  Houses  of  P.  by  cominand  of  H.  M.  Lond.,  1847.  Fol.  —  Doca- 
mens  eomoiuniqucs  aax  Cbambrcs  par  Ic  Min.  des  äff.  «Urong.  —  Maria^es  cspag- 
nols.    Par.,  1847.    4. 
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Vertheidigung  ihrer  Standpunkte  nicht  streitig  machen.  Was  aber  die  innere 
"Wahrheit  betrifft,  so  bat  sie  wohl  keiner  von  beiden  vollständig  dargelegt. 
Dem  Franzosen  ist  es  weder  gelungen,  die  so  ganz  unbedingt  lautende  Ver- 
zichtleistung der  Orlean'schen  Linie  auf  Thronfähigkeit  in  Spanien  wegzuerklä- 
ren ;  noch  hat  er  nachgewiesen,  dass  der  Grundgedanke  des  Utrechter  Friedens, 
die  ewige  Trennung  Spaniens  und  Frankreichs,  bei  der  Ehe  des  Herzogs  von 
Montpensier  gehörig  gewahrt  worden  sei.  Der  Engländer  aber  nimmt  keine 
Rücksicht  auf  die  seit  dem  Utrechter  Frieden  thatsächlich  vorgekommenen 
Fälle  von  spanisch-französischen  Heirathen  und  auf  die  daraus  sich  ergebende 
Auslegung  der  Vertragsworte.  —  Durch  die  jüngsten  Veränderungen  der  Dinge 
in  Frankreich  haben  allerdings  diese  sämmtlichen  Schriften  über  den  Utrechter 
Vertrag  zunächst  einen  grossen  Theii  ihrer  Bedeutung  verloren,  und  sind  jetzt 
nur  noch  von  theoretischem  und  geschichtlichem  Werthe.  Aber  Niemand  kann 
doch  voraussehen,  ob  sie  nicht  durch  eine  neue  Umgestaltung  plötzlich  wieder 
zu  unmittelbarer  Anwendbarkeit  im  Leben  gelangen  können.  So  wie  ganz 
unvermerkt  sich  ein  Fall  ergab,  in  welchem  nach  fast  anderthalb  Jahrhunder- 
ten die  Grundbestimmung  des  Vertrages  als  ein  wichtiger  gültiger  Satz  des 
europäischen  Völkerrechtes  angerufen  wurde,  kann  in  kurzer  oder  langer  Zeit 
eben  so  plötzlich  eine  Gelegenheit  entstehen,  bei  welcher  auf  diese  Schriften 
zurückgekommen  wird,  wenigstens  als  auf  Beweise  früherer  Ansichten  und  Aus- 
legungen. Es  wird  also  immer  Sache  der  Kenner  und  Handhaber  des  Völ- 
kerrechtes sein,  sie  nicht  aus  dem  Gedächtnisse  zu  verlieren. 

Unwahrscheinlicher  ist  cm  ähnliches  Zurückkommen  auf  den  Aachener 
Frieden  von  1748.  Diess  hindert  aber  nicht,  die  fleissige  holländische  Dis- 
sertation, welche  unter  dem  Namen  van  Reenen  erschienen  ist  *)  und  die- 
sen Vertrag  geschichtlich  und  völkerrechtlich  bespricht,  in  ihrer  literarischen 
Verdienstlichkeit  anzuerkennen. 

Ueber  die  Geschichte  des  Pariser  Friedens  von  1763  finden  sich  in 
dem  jüngst  von  Lord  John  Rüssel  herausgegebenen  Briefwechsel  des  vierten 
Herzogs  von  Bedford's  ^),  bekanntlich  des  englischen  Unterhändlers  bei  diesem 
Vertrage,  bisher  unbekannte  und  ganz  zuverlässige  Nachrichten,  Die  persön- 
liche Ehrenhaftigkeit  des  Herzogs  tritt  zwar  auch  in  diesem  Falle  unzweifel- 
haft hervor;  allein  zu  einer  Milderung  des  Tadels,  welcher  bisher  auf  England 
geworfen  worden  ist  wegen  seines  Zurücktretens  von  der  Verbindung  mit 
Friedrich  dem  Grossen,  ergiebt  sich  kein  zureichender  Grund.  Sein  Verfahren 
erscheint  auch  jetzt  noch  unverantwortlich  sowohl  vom  sittlichen  als  vom  po- 
litischen Standpunkte. 


1)  Van  Reenen,  G.  C.  J.,  De  bello,  quod  de  successione  Austriae  gestum  est, 
pace  Acquis  Granensi  composito.  Amst,  1840.  (Ohne  Zweifel  ist  auch  hier  Den 
Tex  der  eigentliche  Verfasser.) 

2)  Correspondenee  of  John  4th  Duke  of  Bedford,  wiih  an  introduction  by  Lord 
J.  Rüssel.    I-m.     Lond.,  1842—46. 
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Eine  mit  reichlichen  Urkunden  ausgestattete  Schrift  *)  giebt  eine  klare, 
und  wie  es  scheint  vollständige,  üebersicht  über  die  Unterhandlungen,  welche 
der  Haager  Uebereinkunft  vom  10.  Dec,  1790  vorangiengen.  Durch 
diesen  Vertrag  wurde  bekanntlich  die  Kückkehr  der  empörten  belgischen  Pro- 
vinzen unter  die  österreichische  Herrschaft  und  die  Gewährleistung  dieses  Be- 
sitzes durch  England,  Preussen  und  Holland  ausgesprochen ;  eine  freilich  bald 
durch  das  Ueberströmen  der  französischen  Umwälzung  ftir  immer  gestörte  Ord- 
nung der  Dinge. 

Einen  dankenswerthen  Beitrag  zur  geheimen  Geschichte  der  Bünd- 
nisse und  Friedensschlüsse  während  des  Höhepunktes  der  Napoleon'- 
schen  Macht  geben  zwei  Schriften  des  englischen  Diplomaten  Sir  Robert 
Adair's,  nämlich  seine  Denkwürdigkeiten  der  Gesandtschaft  in  Wien  vom 
Juli  1806  bis  Februar  1808 ,  und  seine  Erzählung  von  der  Abschliessung  des 
Dardanellen-Friedens  vom  Jahre  1809  *).  Diese  Werke,  deren  bedeutendster 
Theil  nach  Umfang  und  Inhalt  Auszüge  aus  dem  amtlichen  und  halbamtlichen 
Briefwechsel  des  Verfassers  besteht,  lassen  einen  tiefen  Blick  in  eine  gesandt- 
Bchaftliche  Thätigkeit  zu  bedenklicher  Zeit  und  an  einem  wichtigen  Orte  thun, 
und  beweisen  (gelegenheitlich  gesagt),  dass  Napoleon  vollkommen  Recht  hatte, 
wenn  er  sich  über  die  nie  rastende  Feindseligkeit  der  englischen  Gesandten 
auch  an  neutralen  Hufen  bes;chwerte.  Ausserdem  aber  bieten  sie  eine  Anzahl 
nicht  uninteressanter  Thatsachen  von  völkerrechtlicher  Bedeutung  dar ;  so  z.  B. 
Fragen  über  Blokaderecht ,  über  das  Authören  einer  Gesandtschaft,  über  Eti- 
kettepunkte, über  die  Bedeutung  ausseramtlicher  Zusagen,  über  Unterhandlun- 
gen mit  den  Türken  u.  s.  w.  Wenn  daher  schon  die  Wichtigkeit  dieser  Schrif- 
ten mehr  eine  rein  geschichtliche  und  politische  ist,  so  dürfen  sie  doch  auch 
vom  Standpunkte  des  Völkerrechtes  aus  nicht  übersehen  werden. 

Weniger  als  man  erwarten  sollte,  ist  die  Hauptgrundlage  der  jetzigen 
europäischen  Machtverhältnisse  und  so  manchen  andern  internationalen  Rechtes 
—  die  Wiener  Congressacte  nämlich  —  neuerdings  Gegenstand  von  Erör- 
terungen geworden.  Allerdings  war  hier  durch  Klüber's  Acten-Sammlung  und 
durch  seine  Üebersicht  schon  sehr  viel,  fast  unbegreiflich  viel  für  einen  Privat- 
mann, geleistet.  Allein  Lücken  konnten  doch  immer  noch  ausgefüllt  werden; 
und  namentlich  war  von  der  inneren  Geschichte  des  Verhaltens  der  einzelnen 
Mächte  80  gut  wie  nichts  bekannt.  Klüber  hatte  bekannt  gemacht,  was  mit- 
getheilt  worden  war ;  allein  gerade  in  dem  nicht  zur  Mittheilung  Bestimmten 
pflegt  der  erste  Anstoss  und  die  wahre  Meinimg  vorhanden   zu  sein.    Wegen 


1)  Van    den  Spiegel,   J.  B.  J.,   Rösumd  des  ndgoUations,  qui  accompagn^rent  U 
rdvoluüoD  des  Pays-Bas  aulrichiens.    Amsl.,  1841. 

2)  Adair,  Sir  Rob.,  Historical  memoir  of  a  mission  to  the  coort  of  Vienna  in  1806. 
Lond,  1844. 

—    •— ,    The  negotiation  of  tbc  peace  of  the  Dardanelles  in  1808  —  9.     I.  U. 
Lond.,  1845. 
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der  persönlichen  Anwesenheit  der  meisten  Fürsten  und  leitenden  Minister  fiel 
freilich  in  Wien  eine  der  reichsten  Quellen  der  Belehrung  in  völkerrechtlichen 
Dingen  zum  grossen  Theile  weg,  nämlich  die  gesandtschaftlichen  Berichte  und 
die  Instruktionen  von  Hause ;  auch  von  solchen  Schriftstücken  muss  jedoch  ein 
reicher  Vorrath  vorhanden  sein,  indem  doch  nicht  alle  Fürsten  anwesend  waren 
oder  blieben.  Von  diesen  geheimeren  Quellen  ist  nun  auch  in  dem  zweiten 
Viertheile  des  Jahrhunderts  wenig  mitgetheilt  worden.  Ausser  einiger  leichter 
Literatur,  welche  sich  mit  den  Persönlichkeiten  nicht  aber  mit  ihren  Leistun- 
gen, den  Festen,  nicht  mit  den  Verhandlungen,  mit  den  in  Wien  gespielten 
Liebes-,  aber  nicht  mit  den  diplomatischen  Intriguen  beschäftigt,  ist  Flas- 
8  an 's  lesbare  aber  parteiische  und  oberflächliche  Geschichte  des  Congres- 
ses  *),  Pertz's  Erzählung  von  der  allerdings  höchst  merkwürdigen  aber  doch 
nicht  beherrschenden  Thätigkeit  Stein's  ^),  und  ein  kleiner,  wenig  bedeuten- 
der Aufsatz  von  Schau  mann  im  Raumer'schen  Taschenbuche  *)  Alles, 
was  uns  zu  Theile  geworden  ist  *).  Während  die  beiden  letzten  Beiträge  sich 
nur  auf  die  Bildung  des  deutschen  Bundes  beziehen,  und  somit  das  Völker- 
recht nur  mittelbar  berühren,  umfasst  freilich  das  grössere  Werk  Flassan's 
die  ganze  Thätigkeit  des  Congi-esses ;  allein  wenigstens  wir  Deutsche  waren 
duixh  Klüber  schon  längst  ausführlicher,  gründlicher  und  wahrer  unterrichtet 
Dass  Flassan  seines  Vorgängers  nicht  einmal  erwähnt,  sich  vielmehr  als  den 
ersten  Geschichtschreiber  des  Wiener  Congresses  darstellt,  ist  ein  Beweis  von 
grosser  Unwissenheit  oder  von  noch  grösserer  Unaufrichtigkeit. 

Weit  bedeutender  sind  die  Aufklärungen,  welche  über  die  Geschichte  des 
zweiten  Pariser  Friedens  (von  1815)  gegeben  worden  sind.  Es  ist  dies 
aber  ein  entschiedener  Gewinn. 

Dieser  Frieden  ist  ein  für  ganz  Europa,  namentlich  aber  für  Deutsch- 
land, bedeutendes  Ereigniss,  indem  er  die  auf  dem  Wiener  Congresse  beliebte 
Regelung  der  Gebictsverhältnisse  weiter  ausgebildet  und  befestigt,  damit  aber 
das  Gleichgewicht  und  die  vorwiegende  Macht  unter  den  Staaten  auf  lange  Zeit 
festgestellt  hat.  Freilich  ist  er  leider  auch  ein  unerreichtes  Beispiel  von  Ver- 
säumniss  der  günstigsten  Umstände,  so  wie  von  engherziger  Missgunst  und 
Kurzsichtigkeit.    Nur  höchst  belehrend  kann  es  sein,  im  Einzelnen  zu  hören, 


1)  Histoire  du  congn^fes  de  Vienne.  Par  l'auteur  de  l'Histoire  de  la  Diplomatie  fran- 
9aise.     Par.,  1829.    I— 111. 

2)  Pertz,  Das  Leben  des  Ministers  Freiherrn  von  Stein.  Bd.  III  u.  IV,  Berl.,  1851 — 52. 

3)  Schaumann,  Geschichte  der  Bildung  des  deutschen  Bundes  auf  dem  Wiener 
Congresse,  in  Raum  er 's  Histor.  Taschenbuch,  1850,    S.  151  fg. 

4)  Unmöglich  nämlich  kann  das  nichtige  Gerede  von  Capefigue:  Le  congres  de 
Vienne  dans  ses  rapports  avec  les  circonstances  actuelles,  1814—46.  Par.,  1847, 
ernsthaft  genommen  werden.  Und  dasselbe  gilt,  um  diess  sogleich  zu  bemerken, 
von  desselben  ßücherfabrikanten :  Histoire  authenüque  et  secrete  des  traites  de 
1815.    Par.,  1847. 
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wie  diese  Hintansetzung  der  Sicherheit  Deutschlands  und  der  ernstlichen  Be- 
wahrung Europa's  gegen  französische  Erobeningslust  und  Grundsatzlosigkeit  zu 
Stande  kam.  Wir  besitzen  aber  vier  Werke,  welche  diese  Einsicht  gestatten : 
die  Sammlung  der  amtlichen  Briefschaften  des  Herzogs  von  Wellington  »); 
die  Erzählungen  des  französischen  Publicistcn  Cretineau-Joly');  des  damali- 
gen niederländischen  Gesandten  von  Gagern*);  endlich  des  göttinger  Professors 
Schaumann*).  Die  Gelegenheit  zur  vollständigen  Einsichtnahme  und  Be- 
urtheilung  ist  aber  um  so  vollständiger,  als  diese  vier  Schriften  die  Frage  von 
sehr  verschiedenen  Seiten  auffassen.  Im  Wesentlichen  einverstanden  mit  den 
Ergebnissen  ist  natürlich  der  englische  Feldherr  und  Staatsmann,  einer  der 
Hauptstimmführer  für  Frankreichs  Schonung.  Mit  der  unbefangensten  Folge- 
widrigkeit und  Anmassung  stellt  Cretineau-Joly  die  Verträge  von  1815  als 
Denkmale  eines  unerträglichen  Gewaltmissbrauches  dar.  Die  beiden  Deutschen 
endlich  zeigen,  wie  wenig  ihr  Vaterland  entschädigt  und  geschätzt  wurde.  Kei- 
ner möglichen  Ansicht  fehlt  es  also  an  Vertretung.  Im  Einzelnen  aber  ist 
über  diese  Schriften  Nachstehendes  zu  bemerken.  Die  Sammlung  der  Wel- 
lington'schen  Schreiben,  (deren  unschätzbarer  allgemeiner  Werth  natürlich 
nicht  hier  besprochen  werden  kann,)  ist  für  die  Kenntniss  der  vorliegenden 
Thatsache  namentlich  dadurch  von  Bedeutung,  weil  hier  das  unklare  Verhält- 
niss  der  Verbündeten  zu  Ludwig  XVIU.  besser  als  sonstwo  zu  ersehen  ist; 
ein  Verhältniss,  welches  für  alle  Zeiten  ein  völkerrechtliches  Problem  bleiben 
wird,  und  die  vielfachsten  Nachtheile  zur  Folge  hatte.  —  Auch  die  Gagern'- 
sehe  Schrift  ist  nur  ein  theilweiser  Beitrag.  Wer  den  chronologischen  Her- 
gang der  Dinge  nicht  schon  wüsste,  dem  wäre  wohl  das  Buch  ein  krauses 
Räthsel;  allein  für  den  in  der  Hauptsache  Unterrichteten  giebt  es  köstliche 
Einsichten  und  Liclitblicke.  Man  sieht  in  das  diplomatische  Getreibe  üjid  in 
die  geheimeren  Absichten  der  handelnden  Personen  auf  eine  dem  Aussen- 
stehenden  selten  gestattete  Weise  hinein,  da  die  Schrift  nicht  blos  die  grossen 
ausgearbeiteten  Actenstücke  liefert,  sondern  zum  bedeutenden  Theile  aus  Aus- 
zügen und  Berichten  besteht,  welche  der  Verfasser  an  seinon  damaligen  Dienst- 
herm,  den  König  der  Niederlande,  richtete,  und  welche  die  Frische  des  augen- 
blicklichen Eindruckes  mit  der  vollsten  Offenheit  des  geheimen  Verkehres  ver- 
binden. Gerne  bezahlt  man  das  Erlangte  durch  die  vorwiegende  Stellung,  wel- 
che natürlich,  wenn  schon  objectiv  unrichtig,  den  niederländischen  Angelegen- 


1)  The  Dispatcbcs  of  Field  Marshai   the  Duke  of  Wellington  from  1799—1815. 

Comp,  by  Lt.  Col.  Garwood.    Vol  the  12th.    Lond.,  1838. 
3)  Cretincan-Joly,  Bistoire  des  trait^s   de  1815.    Par.,  1842. 
3)  Gag  cm,  H.  C.  Frelh.   v. ,    Der   zweite  Pariser  Frieden.     Bd.  I,  der  Hergang; 

Bd.  II,   die    Beilagen.    Lcipz.,  1845.     (A.  u.  d,  T.    Hein  Anlhcil  an  der  Politik. 

Bd.  V.) 
t)  Scbanmann,  A.  F.  H.,   Geschichte   des  zweiten  Pariser  Friedens  fär  Deotsch- 

Und.    Aas  Actenstücken.    GfitL,  1844. 
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heiten  gegeben  wird.  —  Einen  wesentlich  andern  Character  hat  Schaumann's 
Geschichte.  Sie  ist  eine  zusammenhängende,  ganz  objectiv  gehaltene  Erzählung; 
alle  Actenstücke  sind  in  die  Beilagen  verwiesen ;  Untergeordnetes  oder  bloß 
augenblicklich  Bedeutendes  ist  ganz  übergangen.  Was  dem  Verfasser  an  eige- 
ner Anschauung  und  Mitwirkung  fehlt,  ersetzt  er  durch  die  dem  Fernerstehen- 
den und  später  Lebenden  leichtere  Uebersicht.  Der  Gebrauch  wichtiger  Pa- 
piere stand  ihm  oiTenbar  zu  Gebote.  Wie  schon  der  Titel  besagt,  beschränkt 
sich  übrigens  die  Erörterung  auf  Deutschland,  mit  gänzlicher  Uebergehung  des 
im  zweiten  Pariser  Frieden  für  andere  Staaten  Festgestellten.  Der  Zweck  des 
Verfassers  ist,  nachzuweisen,  wie  durch  absichtliche  Hemmungen  von  Seiten  der 
Engländer  und  Russen,  durch  eifersüchtige  Gleichgültigkeit  Oesterreichs ,  end- 
lich, freilich  in  minderem  Grade,  durch  schwache  Nachgiebigkeit  Hardenberg's 
alle  Früchte  des  Sieges  für  Deutschland  verloren  gegangen  seien.  Achtung  für 
dre  vaterländische  Gesinnung  des  Verfassers  und  Bedauern  über  das  von  ihm 
Erzählte  sind  der  unzweifelhafte  Eindruck,  welchen  das  Buch  hinterlässt. 

lieber  die  Congresse  der  heiligen  Allianz  ist  zwar  sehr  viel  ge- 
schrieben worden,  z.  B.  von  de  Pradt,  Bignon  u.  s.  w.;  allein  es  ist  dicss 
Alles  von  keinerlei  Bedeutung  für  die  Geschichte  oder  für  die  Theorie  des 
Völkerrechtes.  Mittheiluugen  über  den  inneren  Zusammenhang,  über  etwaige 
Meinungsverschiedenheiten  der  Mächte,  über  geheime  Vorbehalte  u.  s.  w.,  od« 
auch  nur  Actenstücke  konnten  die  den  Ereignissen  ferne  stehenden  Verfasser 
nicht  geben.  Ihre  politischen  Kannegiessereien,  seien  sie  nun  mehr  oder  we- 
niger verständig  gewesen,  hat  aber  längst  der  Wind  verweht.  —  Nur  zwei 
Schriften  über  den  Veroneser-Congress  machen  eine  Ausnahme  und  verdienen 
hier  eine  Aufzeichnung.  Es  sind  diess  die  Mittheilungen  Chateaubriand' s 
ftber  den  Congress  von  Verona  und  dessen  Folge,  den  Einfall  der  Franzosen 
in  Spanien'),  und  Schaumann's  Geschichte  des  Congresses  *).  Ersterer 
wäre  allerdings  ganz  in  der  Lage  gewesen,  eine  gute  Arbeit  über  diesen  Ge- 
genstand zu  liefern.  Selbst  Gesandter  beim  Congresse,  Minister  während  des 
Krieges,  konnte  er  den  Verlauf  der  Verhandlungen  und  Ereignisse  genau  ken- 
nen. Lust,  von  sich  zu  reden,  und  späteres  Bedürfniss,  sich  wegen  des  An- 
griffes auf  die  Selbstbestimmung  und  Freiheit  eines  Volkes  zu  rechtfertigen, 
haben  ihn  auch  veranlasst,  Vieles  bekannt  zu  machen;  und  es  liegen  so,  zum 
Nutzen  der  Geschichte  des  Völkerrechtes,  die  Gründe  ziemlich  klar  vor,  aus 
welchen  sich  die  heilige  Allianz  für  berechtigt  erachtete,  in  die  inneren  Ange- 
legenheiten eines  souveränen  Staates  einzugreifen.    Allein   die  unendliche  Eitel- 


1)  Chateaubriand,  Congres  de  V^rone.  Guerre  d'Espagne.  Negociations;  Colo- 
nies  Espagnoks.  1.  II.  Par.,  1838.  —  In  den  Mömoires  d'  outre-tombe  ist  dieser 
ganze  Gegenstand  übergangen;  was  in  denselben  über  die  Gesandtschaften  des 
Verfassers  in  Berlin  und  Baden  erzählt  wird,  ist  höchst  unbedeutend. 

2)  Schaumann,  A.  F.  H. ,  Geschichte  des  Congresses  von  Verona.  (In  Raumer's 
Histor.  Taschenb.  für  1855,  S.  8  fg. 
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keit  und  die'  lebhafte  Einbildungskraft  des  Mannes  treten  doch  gar  störend 
ein.  Nicht  nur  giebt  die  gespreitzte  Darstellung  kein  gutes  Buch;  sondern  es 
wird  auch  gar  Manches  in  ein  falsches  Licht  geschoben,  namentlich  wobei  der 
Verf.  selbst  betheiligt  ist.  —  Dass  Schaumann's  Arbeit  in  gleiche  Höhe  mit  seiner 
Geschichte  des  Pariser  Friedens  zu  stellen  sei,  ist  nicht  zu  behaupten;  es  sind 
ihm  offenbar  hier  keine  besonderen  Quellen  zu  Gebote  gestanden.  Im  Uebrigen 
ist  die  Uebersicht  gut  und  die  Erzählung  gefällig. 

Erfreulicher  für  die  europäische  Gesittigung  und  ehrenvoller  ftlr  die  Ur- 
heber sind  die  Bestimmungen  der  Congresse,  namentlich  der  Wiener  und  der 
Veroneser- Versammlung,  tiber  den  Sklavenhandel.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  den  Gegenstand  selbst  zu  behandeln;  allein  erwähnt  muss  werden,  dass 
eine  fleissige  holländische  Dissertation  die  ganze  Geschichte  der  Verträge  lie- 
fert, welche  unter  europäischen  und  amerikanischen  Staaten  bis  zum  J.  1840 
über  die  Beseitigung  des  Handels  mit  Negersclaven  abgeschlossen  worden  sind*). 
Die  Angaben  sind  nur  kurz,  allein  sie  verweissen  reichlich  und  ptinktlich  auf 
die  Quellen,  (lieber  einen  besonderen  Zwischenfall  in  dieser  Sache ,  den  Streit 
über  das  Durchsuchungsrecht  im  J.  1841,  ist  weiter  unten,  bei  den  dogmati- 
schen Schriften  über  die  Handelsverhältnisse,  zu  berichten,  da  sich  hier  die 
Frage  von  ihrer  thatsächlichen  Grundlage  ganz  ablöste  und  eine  selbstständige 
wurde.) 

Die  Vernichtung  eines  anerkannten  Staates,  nicht  etwa  in  Folge  einer 
Kriegseroberung  und  bestättigt  durch  einen  Friedensvertrag,  sondern  einfach 
durch  den  Beschluss  mächtigerer  Nachbarn  und  wegen  angeblicher  Unverträg- 
lichkeit seines  Bestehens  mit  ihrer  Sicherheit,  ist  immerhin  eine  merkwürdige 
völkerrechtliche  Thatsache,  Somit  war  denn  auch  die  von  Oesterreich  vorge- 
nommene und  von  Russland  und  Preussen  gebilligte  Einverleibung  Krakau's 
wohl  geeignet,  Zungen  und  Federn,  wo  nicht  Schwerter,  in  Bewegung  zu 
setzen.  Es  ist  diess  in  parlamentarischen  Verhandlungen ,  in  der  Tagspresse 
und  in  besonderen  Schriften  reichlich  geschehen;  natürlich  in  der  Regel  in 
entschiedener  Befeindung  der  Thatsache.  Eine  Besprechung  dieser  Literatur 
mag  bei  der  grossen  theoretischen  Einfachheit  der  Frage  wohl  unterbleiben ; 
aber  die  Titel  der  bedeutenderen  Erzeugnisse  sind  filr,  den  Fall  eines  etwaigen 
späteren  Gebrauches  aufzubewahren  *). 


1)  Neufyille,  J.  de,  De  iis,  quae  ad  tollendum  servorum  arrorum  commercium 
inde  a  Congressu  Vicnensi  intcr  populos  gesla  sunt.     ArasL,  1840. 

2)  Die  Aclcnstücke  sind  enthalten  in  den:  Docunicns  communiques  aux  Chambres. 
Cracovie.  Par.,  1847.  —  Theorclische  Besprechungen  sind:  Krolikowski,  L, 
Mdmoirc  bistorique  et  poliliquc  sur  la  librc  ville  de  Cracovie.  Par. ,  1840.  Per- 
thes, C.  P.,  Krakau  und  die  Schiussactc  des  Wiener  Congresscs.  Uambg.,  1847. 
(Kaiser,  A.,)  Die  Einverleibung  von  Krakau.  Herausgegeben  von  Bülau. 
Lpz.,  1847.  (Französisch,  Par.,  1847.)  Urquharl,  D.,  Europa  on  the  opcning 
of  the  Session  of  1847.  The  Spanish  mariage  and  the  conflscation  of  Cracau. 
Lond.,  1847. 
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Mehr  und  mehr  erstreckt   sich  das  europäische  Völkerrecht  über  andere 
Welttheile;   somit  auch    dessen  Geschieht«.     Namentlich    liefert  Amerika  Bei- 
träge,   wenn  auch   nicht  immer  Wünschenswerther  Art.     Unter  den  halbbarba- 
rischen Zuständen  und    den   halbbarbarischen  Gewalthabern,    welche    die  nicht 
genugsam   vorbereitete  Ablösung  der  spanischen  Kolonieen    hervorgerufen   hat, 
und  unter  den  schwierigen  und  unklaren  völkerrechtlichen  Verhältnissen,  welche 
durch  diese  Dinge  und   diese  Menschen    entstanden   sind,   haben   sich  Buenos 
Ayres,  Montevideo  und  derDictator  Rosas  einen  ganz  besonders  üblen  Namen 
gemacht.    Verwirrungen  aller  Art  und  scheussliche  Grausamkeiten  haben  in  den 
unglücklichen  Ländern  am  La  Plata   gar  nicht  aufgehört.    Nicht  nur  die  Ein- 
geborenen, sondern  auch  die  dahin  handelnden  oder  dort  wohnenden  Europäer 
haben  darunter  gelitten;   ungeschickte  und  eigensüchtige,    jeden  Falles  völker- 
rechtlich   ungeheuerliche   Einmischungen    Frankreichs   und  Englands    sind  nur 
Ursache  noch  grösserer  Uebel  gewesen.    Die  Hoffnung  aber,  dass  durch  den 
Sturz  Rosas's  Ordnung  und  Recht  wiedergekehrt  sei,  ist  längst  durch  Thatsachen 
widerlegt.  —     In  diesem  Durcheinander  sind  denn  nun  auch  bald  von  England, 
bald  von  Frankreich ,  bald  von  den  Vereinigten  Staaten  völken-ecchtliche  Hand- 
lungen vorgenommnn ,  auch  wohl  Verträge  geschlossen  worden ;  und  diese  haben 
ihrer  Seits  wieder  zu  Verhandlungen   in  den   Parlamenten,  zu  Widersprüchen 
angeblich  Verletzter,  zu  Schriftstellerei  aller  Art  geführt,  wie  solches  nament- 
lich der  Fall  war  mit  den  Streitigkeiten  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
den  La  Plata  Staaten    über    das   Recht  der    Fischerei  bei    den  Falklandsin- 
seln  (Maluinen)  im  J.  1832;    mit  den  Streitigkeiten  zwischen  England  und  den 
La  Plata  Staaten  über    den  Besitz  der  genannten  Inseln  im  J.  1833;   mit  den 
von    dem    französischen  Admiral  Lebredour   am   30.  Aug.  1850    mit  Buenos- 
Ayres  und   unter   dem   13.  Sept.  d.  J.    mit  Umgay    geschlossenen  Verträgen. 
Diese    Vorfälle      haben     freilich    im   Allgemeinen     geringe    Anziehung ,    und 
mögen    sogar    überhaupt    durch    die     spätere     neue    Gestaltung    sämmtlicher 
staatlicher  Zustände    in   jenen   Gegenden  ihre   unmittelbare   Bedeutung  längst 
wieder  verloren  haben;   aber   sie    bleiben   doch  immer  für  die  Geschichte  der 
Entwicklung  des  Völkerrechtes  in  Amerika    merkwürdig.    Und  so  dürfen  denn 
auch  einige  Schriften  hier  genannt  werden,  welche  eine  Einsicht  in  den  Verlauf 
dieser  verwickelten  Angelegenheit  gewähren,   und  nebenbei  den  Beweis  liefern, 
dass  die  Ausdehnung  des  positiven  europäischen  Völkerrechtes  auf  neue  Länder 
und  Welttheile  nicht  blos  eines  Beschlusses  bedarf,  sondern  dass  auch  europäi- 
sche Gesittigung  zum  Gelingen  nöthig  ist;    wie  denn   eben  das  Völkerrecht  die 
Frucht  dieser  Gesittigung   ist.  —     Ueber  den  Streit   der  Vereinigten  Staaten 
wegen  der   Falklandsiuseln  giebt    eine   amtliche  Sammlung    der    gewechselten 
Schriften,    welche    die  Regierung  für  die   gesetzgebende  Gewalt  von  Buenos- 
Ayres  veranstaltete ,  alle  wünschenswerthe  Aufschlüsse  ').  —     Weniger  gründ- 
lich ist  der  zwischen  England  und  den  La  Plata  Staaten  über  den  Besitz  jener 


1)  Papers  rel.  to  the  quesüons  pending  with  the  U.  St.  of  America.  Buen.  Ayr.,  1832. 
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Inseln  entstandene  Streit ')  beleuchtet.  —  Eine  ganze  Bibliothek  von  Schriften 
aber  besteht  über  die  Verhandhingen  und  Feindseligkeiten  zwisclien  Buenos 
AjTCs  und  den  beiden  grossen  europäischen  Mächton.  Die  allgemeinste  Ueber- 
sicht,  freilich  mit  sichtbarer  Vorliebe  für  Rosas,  giebt  Brossard'),  eine  Zeit 
lang  selbst  an  Ort  und  Stelle  diplomatisch  verwendet.  Eine  Reihe  von  Staats- 
schriften sind  in  einigen  amtlichen  Sammlungen  bekannt  gemacht').  In  Ein- 
zelnen aber  wird  der  erste,  später  von  der  französischen  Regierung  nicht  ra- 
tificirte,  Vertrag  ziemlich  ruhig  und  verständig  von  R.  Bourguignat  bespro- 
chen*); über  das  Ergebniss  der  nochmaligen  Verhandlungen  aber  Mittheilung 
gemacht,  einerseits  in  einem  von  dem  französischen  Abgeordneten  Larrabure 
erstatteten  tüchtigen  Bericht  an  die  französische  gesetzgebende  Versammlung, 
sammt  dessen  Beilagen*),  anderer  Seits  in  der  höchst  leidenschaftlichen,  aber 
sehr  stoffreichen  "Widerspruchsschrift  eines  Bevollmächtigten  französischer  Aus- 
gewanderter am  La  Plata  *). 

b)  Sonstige  geschichtliche   Arbeiten. 

Nicht  Verträge  allein  sind  es  jedoch,  welche  eine  monographische  Bear- 
beitung erfahren  haben.  Ausser  ihnen  ist  auch  noch  bald  dieses  bald  jenes 
völkerrechtliche  Ereigniss  wichtig  genug  befunden  worden,  um  in  seiner  ge- 
Bchichtlichen  Genesis  dargestellt  zu  werden.  Nachstehende  Aufzählung  wird 
einen  Begriff  hiervon  geben. 

Zunächst  mag  der  Sundzoll  genannt  sein.  Es  hat  derselbe  in  neue- 
rer Zeit  mehrere  und  ausführliche  geschichtliche  Erörterungen  hervorgerufen.  — 
Das  Interesse  an  dem  Gegenstande  begreift  sich  unschwer,  wenn  man  be- 
denkt,  dass  sich  bei   dem  immer   steigenden  Bedürfnisse   Englands    an  Roh- 


1)  Papers  rel.   to  the  oecupation    of  (he  Malvinas  by  Gr.  Britain  (Buen.  Ayr.,  1833). 

—  Observaüons  on  the  oecupation  of  the  Malvincs.     Lond.,  1833. 

2)  Brossard,  A.  de,  Consid^rations  s.  I.  p'publiques  de  la  Plata  dans  leors  lap- 
port«  avec  la  France  et  i'Angleterre.     Par.,  1S50. 

3)  Ultimatum  de  Mr  A.  Roger  au  Gouvem.  de  Buenos  Ayres  etc.  Buen.  Ayr.,  1838. 

—  Corrcspondencc  between  the  Government  of  B.  Ayres  and  CapL  Nicolson.  Baen. 
Ayr.,  1839.  4.  —  La  correspondencia  entre  Don  M.  de  Rosas  y  Don  Henrique  Sout- 
thcm.  Buen.  Ayr.,  1851. 

4)  Bourguignat,  A. ,  Qneslion  de  la  Plata.  Les  traitds  Le-Pr(?dour.  Notice  an 
point  de  vne  dn  droit  international.  Par.,  1849.  Ders.,  Qaestion.  d.  1.  P.  Seconde 
notice.  s.  a.  et  I. 

5)  Assemblee  nationale  Idgislative.  Rapport  fait  .  .  .  parMr  Larrabure,  Reprds.  da 
Pcuple  St^ance  da  28  Juin  1851.  Nr.  2037.  —  Ass.  nat.  h^gisl.  Trait<^8  de  la 
Plata.     Annexes  au  rapporl  de  la  Coromission.     A  joindre  au  Nr.  2037. 

6)  Le  Long,  J.,  Rdvölations  ä  la  Fraoce.  Les  negociations  au  Rio  de  la  Plata. 
Par,  1851.  —  Es  liegen  noch  Dutzende  von  Flugschriften  über  den  Gegenstand 
vor,  zum  Theiie  von  demselben  Verfasser;  allein  sie  beschäftigen  sich  mit  der 
politischen  oder  coromerciellen  und  nicht  mit  der  völkcrrechtLchen  Seite  der  Frage» 
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Stoffen ,  bei  der  Vermehrung  der  BeTölkerung  und  der  Gewerbethätigkeit  Russ- 
lands, namentlich  aber  auch  seit  der  Entwicklung  des  deutschen  Zollvereines 
die  Zahl  der  jährlich  den  Sund  passirenden  Schiffe  verzwanzigfacht,  der  "Werth 
ihrer  Ladungen  aber  verdreissigtfacht  hat,  so  dass  z.  B.  im  Jahre  1844  nicht 
weniger  als  17,332  Schiffe  den  Sund  durchsegelten  und  dafür  an  die  Krone 
Dänemark  wenigstens  2,300,000  R.  B.  Thaler  Zoll  zu  bezahlen  hatten.  Auf 
der  einen  Seite  bildet  diese  Einnahme  mehr  als  den  achten  Tlieil  der  ganzen 
Staats-Einnahmen  Dänemarks  und  rettet  dasselbe  allein  vor  gänzlicher  Zerrüt- 
tung seiner  Finanzen  oder  schmerzlicher  Aufgebung  der  letzten  Reste  ehemaliger 
Grösse.  Auf  der  andern  Seite  ist  die  Last  für  den  Handel,  namentlich  auch 
Preussens,  (welches  den  vierten  Theil  jener  Summe  zu  bezahlen  hat,)  sehr 
bedeutend,  und  trügt  viel  bei  zur  Vemachtheiligung  Stettin's  und  der  übrigen  Ost- 
seehäfen gegenüber  von  Hamburg.  Letzteres  aber  namenthch  desshalb,  weil  ausser 
der  unmittelbaren  Abgabe  auch  noch  der  bedeutende  und  oft  höchst  schädliche 
Zeitverlust  in  Anschlag  zu  bringen  ist,  und  Rheder  und  Waareneigenthümer 
nicht  blos  über  die  Höhe  des  gesetzlichen  Zolles,  sondern  auch  noch  über  viel- 
fache Missbräuche  und  Vertragsverletzimgen  von  dänischer  Seite  klagen  zu 
können  glauben.  —  Eine  Erörterung  der  Frage  aus  dem  Gesichtspuncte  des 
allgemeinen,  sei  es  philosophischen  sei  es  europäischen,  Völkerrechtes  kann 
natürlich  nicht  zum  Ziele  führen;  theils  weil  die  Grundsätze  des  Seerechtes 
allzu  bestritten  sind,  theils  weil  jeden  Falles  ein  seit  Jahrhunderten  bestehendes 
Verhältniss  vorliegt,  welches  nicht  einfach  durch  eine  theoretische  Beweisführung 
beseitigbar  ist.  Dalier  sind  denn  auch,  allerdings  neben  Erörterungen  des 
allgemeinen  Rechtes  und  der  materiellen  Folgen,  hauptsächlich  geschicht- 
liche Untersuchungen  über  den  Ursprung  und  über  den  jetzigen  Zustand  des 
Sundzolles  angestellt  worden.  Zwei,  wie  es  scheint,  sehr  tüchtige  Staatsschrif- 
ten gegen  die  dänischen  Fordeningen  und  Handlungen  hat  Schweden  bekannt 
gemacht  *);  Privatarbeiten  aber  in  dieser  Richtung  sind  von  Hutt  '),  Lemo- 
n i u s  3)  und  Scherer*)  erschienen.  Dänemark's  Ansprüche  aber  sind  ausein- 
andergesetzt von  A.  Thaarup!*).  Als  eine  sehr  bedeutende  Arbeit  ist  die 
Schrift   von    Scherer  besonders   hervorzuheben,  indem    dieselbe    mit   grosser 


1)  Mdraoires  du  gouvemement  Suedois,  ä  consulter  sur  le  p^age  du  Sund.  Stockh., 
1839.  —  Replique  au  Memoire  responsif  du  gouvemement  Danois  sur  le  peage 
du  Sund.     Stockh.,  1840.     (Beide  nur  als  Manuscript  gedruckt.) 

2)  Hutt,  W.,  On  the  Sound-dues.  Lond.,  1839.  8.  (Eigentlich  nur  eine  üebersetzung 
der  ersten  schwedischen  Denkschrift.) 

3)  Lemonius,  Ueber  die  Verhältnisse  des  Sundzolles.     Stettin,  1841. 

4)  Scher  er,  H.,  Der  Sundzoll.  Seine  Geschichte,  sein  jetziger  Bestand  und  seine 
staatsrechtlich-poUlische  Lösung.  Als  Beilagen  die  auf  den  Suudzoll  bezüglichen 
Verträge  u.  s.  w.     Berl,  1845. 

5)  Thaarup,  A.,  On  Öresunds  Told,  denne  Stats-Indtaegts  Historie  og  Reisgrund. 
Kiöbenh.,  1838. 
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Gründlichkeit  bis  zu  den  ersten  geschichtlichen  Anfängen  des  Sundzolles  auf- 
steigt, die  lange  Reihe  von* Verträgen  seit  dem  Speierer  Vertrage  vom  Jahre 
1544  und  das  noch  längere  Verzeichniss  der  einseitigen  dänischen  Handlungen 
kritisch  erörtert,  den  jetzigen  Stand  der  Dinge  urkundlich  nachweist,  und 
schliesslich  in  Beilagen  den  Text  der  Verträge  und  der  Zolltarife  giebt.  Auf 
diese  Weise  ist  denn  jetzt  Jedem  ein  sicheres  eigenes  ürtheil  möglich  gemacht. 
Dass  dasselbe  nicht  leicht  bei  einem  unpartheiisch  Prüfenden  zu  Gunsten  Däne- 
mark's  ausfallen  wird,  ist  freilich  eben  so  gewiss,  als  dass  nicht  gerade  alle 
gegen  diesen  Staat  vorgebrachte  Beschuldigungen  als  begründet  erachtet  werden 
können. 

Unzweifelhaft  ist  die  völkerrechtliche  Anerkennung  der  Regierung  eines 
im  Aufstande  begriffenen  Volkes  und  der  Abschluss  von  Verträgen  mit 
ihr  eines  der  schwierigsten  und  bestrittenen  Vorkommnisse  im  Völkerrechte. 
Genaue  Nachweisungen  über  einzelne  Fälle  sind  somit  sehr  erwünscht.  Dess- 
halb  denn  auch  die  Bekanntmachung  des  amtlichen  Briefwechsels  des  Marquis 
VTellesley  über  seine  Sendung  nach  Spanien  im  Jahre  1809  *).  Dass  an 
grossartiger  staatsmännischer  Auffassung  und  Thätigkeit  kaum  ein  anderer 
Zeitgenosse  Richard  Wellesley  erreicht,  ist  längst  feststehendes  ürtheil.  Diese 
Eigenschaften  spiegehi  sich  natürlich  auch  in  seinen  Schreiben  ab;  wenn  gleich 
die  Geschichte  der  kurzen  Verschickung  nach  Spanien  lange  nicht  das  Bedeu- 
tendste in  der  Sammlung  seiner  Staatsschriften  ist,  und  sich  dieselbe  an  folgen- 
reicher Wichtigkeit,  an  dramatischer  Spannung  und  an  hoher  staatlicher  Auf- 
fassung nicht  vergleichen  lässt  mit  der  Führung  der  indischen  Statthalterschaft. 

Einige,  freilich  nicht  sehr  lehrreiche  Beispiele  von  Vertheidigung 
der  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Unterthanen  gegen  Forderun- 
gen der  Landesregierung  an  dieselbe  finden  sich  in  zwei  Sammlungen  von  Ac- 
tenstücken  über  Streitigkeiten  Frankreichs  mit  amerikanischen  Freistaaten, 
nämlich  mit  der  Argentinischen  Republik  ^)  und  mit  Mexico  3).  —  Im  ersten 
Falle  brach  im  Jahre  1837  Streit  aus  zwischen  dem  französischen  Consul 
und  der  Regierung   von  Buenos  Ayres    über  das  Recht  der  letztern,    gewisse 


1)  The  Despatches  and  Correspondencc  of  the  Marquess  Wellesley  during  hii 
Lordships  tnission  to  Spain  in  1809.  Edit.  by  Monlgomery  Martin.    Lond.,  1838. 

2)  Note  oflicielle  du  Consul  .  .  de  France  a  Buenos  Ayres  reclamant  au  nom  du 
Droit  des  Gens  pour  quc  les  Fran^ais  .  ,  .  ne  soient  pas  considcrc^s  comme  do- 
micili^s  des  lieux ,  oü  ils  sont  ctablis.  Reponse  de  Mr.  Ic  Minisirc  de  la  Confedö- 
ralion  Argenline  et  d'aulrcs  documens  sur  la  meme  niaüercs.  Bucnos-Ayres,  1838, 
4.  —     Die  Urkunden  sind  spanisch  und  französisch  gegeben. 

3)  —  Supleroento  al  Diario  del  Gobiemo  de  Mcgico,  31  Marzo  1838 ,  cont.  el  Ulti- 
matum del  Baron  Defaudis.  Megico,  1838.  —  State  documents  rcl.  to  the  Confe- 
rences at  Jalapa  between  the  Mexican  Minister  of  Foreign  AfTairs  and  Rear-Admi- 
ral  Bändln.  TransL  from  the  spanish.    Lond.,  1839. 
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Franzosen,  den  Landesgesetzen  gemäss,  zum  Milizdienste  zu  verpflichten.  Die 
Regierung  berief  sich  auf  ihr  Recht,  Fremde  unter  den  ihr  beliebigen  Bedin- 
gungen ins  Land  zuzulassen;  der  Consul  bestritt  ihr  die  Befugniss,  Fremde 
als  Unterthanen  zu  behandeln.  Als  die  Regierung,  sicherlich  in  ihrem  Rechte, 
beharrte,  erklärte  der  Befehlshaber  der  französischen  Schiffsstation  die  Stadt 
in  Blokade.  Die  vorliegenden  amtlichen  Schriften  zeugen  freilich  beiderseits 
von  geringen  Kenntnissen  imd  Talenten.  —  Die  Mexicanischen  Händel  aber 
betrafen,  im  Jahre  1838,  eine  von  Frankreich  für  einige  seiner  Bürger  ge- 
machte Entschädigungsforderung  wegen  erhobener  Zwangsanlehen.  Die  Ent- 
schädigung war  zwar  bewilligt,  fand  aber  später  wieder  wegen  einiger  weiterer 
Zumuthungen  Frankreichs  Anstand ;  und  so  kam  es  auch  hier  zur  Blokade  der 
Mexicanischen  Seehafen. 

Ein  vortrefflicher  und  der  ausgedehntesten  Nachahmung  werther  Gedanke 
ist  die  Besprechung  sämmtlicher  völkerrechtlicher  Vorfälle  aus  dem 
jüngsten  deutsch  -  dänischen  Kriege,  welche  "Wurm  unternommen  hat*). 
Mit  grosser  Pünktlichkeit  erzählt  er  die  einzelnen  Ereignisse,  und  würdigt  sie 
dann  vom  Standpuncte  des  positiven  Völkerrechtes.  Und  zwar  sind  bis  jetzt 
folgende  Puncte  besprochen:  Die  Untersagung  von  Handel  imd  Verkehr  wäh- 
rend des  Krieges;  der  Postenlauf  im  Kriege;  die  Nichtausstellung  von  Kaper- 
briefen; das  Embargo  und  die  Aufbringung  von  Schiffen;  die  Aufrechthaltung 
privatrechtlicher  Verbindlichkeiten  gegen  feindliche  Unterthanen;  das  Blokade- 
recht.  —  Ein  einzelner  Vorgang  ist  allerdings  an  sich  von  keiner  grossen 
Bedeutung  für  die  Feststellung  des  Völkerrechtes ;  und  insbesondere  mögen  sich 
im  vorliegenden  Falle  nur  kleinere  Beiträge  für  die  Theorie  unmittelbar  erge- 
ben. Allein  es  bedarf  keiner  Erörterung,  wie  wichtig  diese  Arbeit  Wurm's 
als  Gedanke  und  als  Vorgang  ist;  und  wie  höchst  wünsch enswerth  es  wäre,  wenn 
wir  immer  nach  Beendigung  einer  grösseren  internationalen  Begebenheit  eine 
solche  genaue  Untersuchung  und  Feststellung  der  einzelnen  für  das  Völkerrecht 
bedeutenden  Ereignisse  erhielten.  Theils  würde  so  der  thatsächliche  Stand  des 
positiven  Völkerrechtes  auf  die  einleuchtendste  und  unwidersprechlichste  Weise 
dargelegt.  Theils  träten  die  Folgen  der  einzelnen  Sätze  lebendig  vor  die  Au- 
gen. Theils  endlich  würden  sich  die  noch  bestehenden  Lücken  und  Wider- 
sprüche der  Theorie  grell  fühlbar  machen.  Mit  Einem  Worte,  ein  solches 
Verfahren  ist  gleich  erspriesslich  für  die  Bereicherung  von  Thatsachen  und  für 
die  Kritik  der  Lehre.  Hoffentlich  bleibt  also  das  gegebene  Beispiel  nicht  ohne 
häufige  und  bedeutende  Nachfolge.  Die  Geschichtskunde  kann  sich  kaum  auf 
eine  andere  Weise  so  verdient  um  das  Völkerrecht  machen.  —  Einen  ein- 
zelnen Zwischenfall  aus  diesem  Kriege,  nämlich  das  Verhalten  Lübeck's  zu  dem 
holsteinischen  Dampfboote  von  der  Tann,  haben  übrigens  auch  noch  einige  an- 


3)  Wurm,  C.  F.,  Denkwürdigkeiten  des  Völkerrechtes  im  dänischen  Kriege  1848- 
50.     (In  der  Tüb.  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  1851,  S.  282  fg.;  1852,  S.  474  fg.) 
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dere  Schriftsteller  behandelt  *).  Derselbe  ist  allerdings  von  allgemeiner  Be- 
deutung für  das  Völkerrecht,  weil  die  Frage  tibcr  die  Rechte  und  Pflichten 
neutraler  Staaten  gegen  bewaffnete  Schiffe  dritter  kriegftlhrender  Mächte  dabei 
zur  Beantwortung  steht. 

Nicht  blos  als  Thatsachen,  sondern  auch  als  Rechtsfragen  merkwürdig 
waren  die  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  theils  über  die  Grenz- 
linie zwischen  Canada  und  dem  nördlichen  Thale  der  Union,"  theils  über  die 
Theilung  des  Oregon-Gebietes  obschwebenden  Streite.  Als  Rechtsfrage 
nämlich  in  ßo  ferne ,  als  die  Lehre  von  der  Erwerbung  eines  herrenlosen  Lan- 
des von  den  beiden  Partheien  vielfach  benutzt  und  verbandelt  wurde.  Nicht 
nur  Erwerbung  durch  Entdeckung,  durch  Besitzergreifung,  durch  Colonisation, 
durch  Staatsvertrag,  sondern  auch  einige  ganz  neue  Besitztitel,  nämlich:  Zu- 
sammenhang mit  dem  unbestrittenen  Gebiete  und  Entwässerung  durch  denselben 
Fluss,  wurden  vorgebracht  und  besprochen.  Die  Verhandlungen  wurden  na- 
mentlich in  der  Oregon-Frage  mit  Ausführlichkeit  und  ungewöhnlicher  Gelehr- 
samkeit geführt;  für  beide  Theile  traten  zahlreiche  Schriftsteller  auf:  und  so 
ist  allerdings  die  bei  diesen  Gelegenheiten  entstandene  Literatur  nicht  blos  eine 
Bereicherung  der  Erdkunde  und  ihrer  Geschichte,  sondern  auch  des  Völker- 
rechtes '). 

Ein  sehr  dankbarer  Stoff  für  geschichtliche  Untersuchungen  und  Dar- 
stellungen ist  ohne  Zweifel  die  thatsächliche  Handhabung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten durch  bestimmte  Personen^  also  Geschichte  der  Diplomatie 
und  das  Gesandtschaftswesen,  sei  es  nun  im  Ganzen  und  wenigstens  in 
grösseren  Abschnitten,  sei  es  als  Schilderung  der  Thätigkeit  einzelner  bedeu- 
tender Männer.  Nicht  nur  lernt  man  häufig  nur  hier  den  wahren  Hergang  und 
die  eigentlichen  Beweggründe  grosser  Begebenlieiten  oder  wichtiger  völkerrecht- 
licher Grundsätze  kennen,  wird  in  Menschenkenntniss  und  Weltklugheit  reicher  j 
sondern  es  gewährt  überhaupt  ein  solches  droit  des  gens  en  action  eine  weit 


1)  Kaltenborn,  C.  v.,  Kriegsschiffe  auf  neutralem  Gebiete.  Hambg.,  1S50.  Gegen- 
sebriA:  Duhn,  K.  von,  Lübeck  und  das  Dampfschiff  v.  d.  Tann.     Lpz  ,  1850. 

2)  Ueber  die ,  durch  den  Vertrag  von  Washington,  9.  Aug.  1842,  endhch  beigelegte 
Grenzstreiligkeit  in  Canada  s.  Featherstonehaugh,  G.  W. ,  tibservaüons 
upon  the  treaty  of  Washington.  Lond.,  1843.  —  Von  den  zahlreichen  Schriften 
über  die  Oregon-Frage  aber  sind  nachstehende  die  wichtigeren  vom  völker- 
rechtUchen  Standpuncte:  a.  Die  englischen  Ansprüche  verthcidigcn  :  Fal- 
coner,  Th.,  The  Oregon  Quesüon;  or  a  Statement  of  the  British  claims  etc.  ed. 2. 
Lond.,  1845;  Travers  Twiss,  The  Oregon  Question  examined  in  respect  to 
(acts  and  the  Law  of  Nation«.  Lond.,  1846,  (eine  sehr  bedeutende  Arbeit  von 
bleibendem  Werthc.)  b.  Die  amerikanischen  Forderungen  sind  vertreten  in: 
Robertson,  W.,  Oregon,  our  right  and  title.  Washingi,  184G.  Das  Oregon- 
GebieL  Der  Rcchtsütel  der  V.  St  klar  und  unbestreitbar.  Officielle  Correspon- 
deoz.  Brem.,  1846.  (amtlich;  nnr  Actenstäcke).  Wichtig  ist  auch  noch  ein  Artikel 
im  Qaarterly  Review,  Bd.  77,  S.  563  (g. 
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lebendigere  Einsicht  in  die  einzelnen  Sätze  des  Völkerrechts,  als  jede  theore- 
tische Erörterung.  Man  darf  sich  daher  wohl  wundern,  dass  hier  so  wenig  ge- 
schehen ist.  Allerdings  finden  sich  in  den  Lebensbeschreibungen  und  Denk- 
würdigkeiten berühmter  Staatsmänner  gelegentlich  einschlägige  Abschnitte; 
allein  eigens  zu  dem  Zwecke  abgefasste  Schriften  sind  in  neuerer  Zeit  nur  nach- 
stehende erschienen:  —  Vorerst  eine,  von  Sachkenntniss  zeugende,  aber  doch 
nur  im  Allgemeinen  sich  hakende  Abhandlung  von  A.  Reumont^)  über  die  ita- 
lienische Diplomatie  des  späteren  Mittelalters  bis  zum  Ende  der  Selbstständig- 
keit Italiens,  d.  h.  der  Jahre  12G0 — 1550.  Es  wird  hier  von  dem  noch  un- 
ständigen Gesandtschaftswesen  in  Florenz,  Rom  und  Venedig  gehandelt,  und 
namentlich  ein  allgemeiner  Begriff  von  den  äusseren  Verhältnissen  und  der 
Form  gegeben,  also  von  den  Ernennungen,  Beglaubigungen,  Instructionen,  Be- 
richten, dem  Gehalte  u.  s.  w.  Wo  die  Schilderung  ins  Einzelne  geht,  schildert 
sie  mehr  Personen  als  etwa  bestimmte  diplomatische  Verhandlungen.  — 
Sodann  eine  von  Capefigue,  in  seiner  gewöhnlichen  leichtfertigen  aber  les- 
baren Weise,  gemachte  Schilderung  einer  Anzahl  bedeutender  Diplomaten  der 
Neuzeit ').  Es  sind  im  Ganzen  einundzwanzig  Staatsmänner,  welche  hier  in 
ihren  Lebensschicksalen  und  ihrer  Wiiksamkeit  besprochen  werden,  z.  B.  Met- 
teruich,  Talleyrand,  Pozzo  di  Borgo,  Hardenberg,  Nesselrode,  Castlereagh. 
Eine  hinreichend  grosse  Anzahl  und  bunte  Mischung;  wäre  nur  irgend  ein  Ein- 
gehen oder  wenigstens  eine  gründliehe  äussere  Bearbeitung.  Allein  die  meisten 
Nachrichten  sind  einfach  dem  Conversations-Lexicon  entnommen,  und  zum 
grossen  Theile  überdiess  schon  einmal  von  Capefigue  selbst  in  seiner  Geschichte 
der  Restauration  verwendet.  —  Endlich  ein  geistreicher,  allein  nur  kurz  hin- 
geworfener Aufsatz  des  Neapolitaners  Luigi  Blanch^),  welcher  die  Ge- 
schichte der  Diplomatie  von  den  ersten  Anfängen  des  Völkerlebens  bis  auf  un- 
sere Zeit  in  grossen  Zügen  schnell  vorübBrführt.  Am  bedeutendsten  ist  wohl 
die  Schilderung  der  geistlichen  Diplomatie  des  Mittelalters.  —  Hier  werden 
denn  wohl  reichlichere  Quellen  aufgeschlossen  werden,  wenn  wir,  oder  unsere 
Nachkommen,  die  von  Hardenberg,  Metternich,  Talleyrand  hinterlassenen 
Schriften  erhalten,  und  deren  Herausgabe  in  die  rechten  Hände  fällt. 

Ferner  ist  zu  erwähnen,  dass  die  Geschichte  der  Bestrafung  des 
See  rauhes  neuestens  in  einer  holländischen  Dissertation  eine  besondere  Be- 
handlung gefunden  hat  *). 


1)  Reumont,  A.,   Italienische  Diplomaten   und  diplomatische  Verhältnisse  (in  Bau- 
mer's  Histor.  Taschenbuch,  1841,  S.  373—513. 

2)  Capefigue,    Les    diplomates    europeens.     Par.,  1843;    2.  ed.  I.  IL  1845.    Eine 
deutsche  Uebersetzung  von  L.  Eichler.     Lpz.,  1844. 

3)  Blanch,  L.,  Delle  vicende  della  diplomazia,   (im  Museo  di  scienze  e  della  lette- 
ratura,     Agoslo,  1845.  S.  303  fg.  Napoli. 

4)  Baud,  J.  J.,    Proeve  eener  Geschiedniss  der  Strafwelgevening    legen  de  Zeeroo- 
verij.    Utr.,  1854.  —    Ich   habe  die  Schrift  noch  nicht  zu  Gesicht  bekommen. 
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Schliesslich  aber  wird  hier  die  richtige  Stelle  sein  zur  Ei-wähnung  einiger 
Schriften,  welche  mehrere  kleinere  geschichtliche  Arbeiten  aus  dem  Bereiche 
des  Völkerrechtes  umfassen.  —  Hierher  gehören  aber  zunächst  die  beiden 
Sammlungen  von  ausgezeichneten  völkerrechtlichen  Fällen,  welche  der  Freiherr 
Karl  V.  Martens  herausgegeben  hat').  Der  Gedanke  ist  bekanntlich  kein 
neuer.  Schon  der  ältere  berflhmte  Völkerrechtslehrer  dieses  Namens  hat  (im 
J.  1800)  Erzählungen  merkwürdiger  Fälle  des  neuen  Völkerrechtes  bearbeitet. 
Unzweifelhaft  ist  jedoch  die  Herausgabe  neuer  Sammlungen  dieser  Art  von 
Zeit  zu  Zeit  ganz  zweckmässig.  Aber  freilich  nur  unter  doppelter  Bedingung. 
Einmal  müssen  die  ausgewählten  Fälle  neu,  d.  h.  nicht  schon  in  den  früheren 
Sammlungen  enthalten  sein;  und  zweitens  müssen  sie  einen  wichtigen  Satz  des 
Völkerrechtes  beleuchten.  Es  soll  nun  nicht  geläugnet  werden,  dass  die  zweite 
dieser  Fordeningen  in  den  vorliegenden  Schriften  erfüllt  ist.  Die  mitgetheilten 
Fälle  sind  gut  gewählt;  und  da  sie  zum  grössten  Theile  aus  Actenstücken  be- 
stehen, so  ist  auch  ihre  Brauchbarkeit  zur  Erläuterung  bestimmter  völker- 
rechtlicher Lehren  unzweifelhaft.  Unbegreiflicherweise  ist  aber  gegen  die  erste, 
sich  doch  gewiss  von  selbst  verstehende,  Bedingung  grob  gefehlt.  Die  erste 
der  beiden  Sammlungen  besteht  fast  zur  Hälfte  aus  Fällen ,  welche  schon  in 
den  „Erzählungen"  des  Oheims  zu  finden  sind ;  und  in  der  zweiten  sind  wenig- 
stens drei  bereits  mitgetheilte  Thatsachen  wieder  gegeben.  Diess  ist  kaum 
besser  als  Nachdruck,  und  überdiess  unklug.  Eine  Aufzählung  des  Einzel- 
nen würde  zu  weit  führen;  genüge  es  daher  zu  sagen,  dass  die  in  beiden 
Sammlungen  mitgetheilten  42  Fälle  den  verschiedensten  Theilen  des  Völker- 
rechtes angehören,  —  Ein  zweites  Werk,  welches  Berichte  über  mehrere  völ- 
kerrechtlich wichtige  Fälle  enthält,  siüd  die  „diplomatischen  Aufsätze"  von  St. 
Priest').  Dasselbe  gicbt  eine  Geschichte  der  Theilungen  von  Polen;  des 
bayerischen  Successionskrieges ;  und  des  Verlustes  von  französisch  Indien  unter 
Ludwig  XV.  Irgend  bedeutendere  ungedruckte  oder  sonst  unbenutzte  Quellen 
sind  höchstens  in  dem  zweiten  Aufsatze  benützt,  (aus  dem  französischen  Ar- 
chive); allein  sie  geben  keine  von  dem  längst  Bekannten  wesentlich  verschie- 
denen Ergebnisse.  Die  Darstellung  der  polnischen  Ereignisse  zeichnet  sich  haupt- 
sächlich durch  die  Bemühung  *aus,  den  Theilungsgedanken  Friedrich  dem  Grossen 
zur  Last  zu  legen.  Es  wird  wohl  in  nicht  sehr  entfernter  Zeit  eine  aus  den 
besten  und  geheimsten  Quellen  geschöpfte  ausführliche  Geschichte  der  letzten 
Theilung  ans  Licht  treten;  dann  aber,  so  viel  dem  Verfasser  gegenwärtiger 
Zeilen  vorläufig  bekannt  ist,  die  Thatsache  sich  ganz  anders,  und  für  immer, 
feststellen.  Der  vorliegende  Versuch  somit  ist  nichts  weniger,  als  ein  Abschluss. 


1)  Martens,  Bar.  Cb.  de,  Causes  cölcbres  du  droit  des  Gens.  I.  U.  Leipz.,  1827. — 
Nouvelles  causes  c^lcbres  du  Droit  des  Gens.     Lpz.  et  Paris,  1843. 

2)  Si.  Priett,  R.  de,  iludes  diplomatiqaes  et  literaires,  L  IL    Par.,  s.  a.  (1850). 
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2)   Literargeschichtliche  Arbeiten. 

Billig  dürfte  man  im  Völkerrechte  sowohl  eine  gut  durchgearbeitete  Dog- 
mengeschichte, als  eine  vollständige  Literaturgeschichte  erwarten.  Es 
besteht  dasselbe  erst  seit  zwei  Jahrhunderten  als  Wissenschaft,  und  sein  Um- 
fang ist  ein  massiger;  die  Beherrschung  des  Stoffes  geht  daher  nicht  über 
menschliche  Kräfte.  Dennoch  bleibt  in  der  einen  und  der  andern  Rücksicht 
noch  Vieles,  ja  fast  Alles,  zu  wünschen  übrig;  und  auch  die  neueste  Zeit  hat 
hier  keineswegs  das  Bedürfniss  befriedigt. 

Was  zuerst  die  Literaturgeschichte  des  Völkerrechtes  betrifft, 
also  die  Aufführung  der  Schriftsteller  über  das  Fach,  die  Bezeichnung  ihres 
wissenschaftlichen  Standpunktes,  die  Nachweisung  ihres  Verhältnisses  zu  ein- 
ander, endlich  die  Angabe  und  etwa  eine  Kritik  der  stofflichen  und  formellen 
Leistung,  so  ist  offenbar  einer  Seits  diese  Aufgabe  au  sich  die  leichtere,  an- 
derer Seits  das  Bedürfniss  eines  solchen  Werkes  ein  sehr  verbreitetes.  Dem 
Praktiker  würde  es  Uebersicht  über  die  gelehrte  Bearbeitung  seiner  Beschäfti- 
gung und,  nöthigcn  Falles,  Anweisung  zur  Auffindung  von  benöthigten  Büchern 
gewähren;  dem  Theoretiker  Bewusstsein  des  Ganges  und  Urtheil  über  das  Er- 
gcbniss  der  Gedanken  und  des  Wissens;  dem  Gebildeten  im  Allgemeinen  einen 
Begriff  von  dem  Umfange  und  von  dem  Gelingen  der  geistigen  Arbeit  in  dem 
besondern  Fache.  Freilich  muss,  um  dieses  Alles  leisten  zu  können,  eine  Li- 
teraturgeschichte mehrere  Bedingungen  erfüllen.  Vor  Allem  muss  sie  vollstän- 
dig sein,  also  nicht  blos  Eine  Gattung  von  Schriften  behandeln,  z.  B.  nicht  nui' 
die  Systeme,  sondern  auch  die  Monographieen.  Ferner  muss  sie  objectiv  ge- 
halten sein,  d.  h.  jeden  Schriftsteller  schildern,  wie  er  an  und  für  sich  ist 
und  was  er  wirklich  leistet,  nicht  aber  ihn  unter  einen  beliebigen  subjectiven 
Gesichtspunkt  bringen.  Endlich  ist  es  wünschenswerth ,  dass  das  Werk  nicht 
auch  noch  einen  weiteren  Zweck  habe,  etwa  eine  stoffliche  Geschichte  des 
Völkerrechtes  oder  eine  Materialkritik  der  Wissenschaft,  indem  diess  Zusam- 
menhang und  Uebersicht  stört,  und  fast  nothwendig  der  VoDständigkeit  Eintrag 
thun  muss.  Mit  der  Erfüllung  beider  letzterer  Bedingungen  ist ,  eine  gerechte 
Kritik  des  einzelnen  Buches  gar  wohl  vereinbar;  oder  vielmehr,  nur  bei  ihr 
ist  eine  solche  möglich. 

Es  wäre  nun  in  der  That  ungerecht,  das  Verdienst,  welches  sich  Omp- 
teda  um  die  Literaturgeschichte  des  Völkerrechtes  erwarb,  nicht  anzuerkennen. 
Das  Buch  leistete  zur  Zeit  seiner  Erscheinung  fast  alles  Verlangbare.  Es  mag 
dasselbe,  nicht  bis  in  die  ersten,  kaum  sichtbaren  Anfänge  der  Wissenschaft 
vorgedrungen,  und  namentlich  in  der  Auffassung  der  Richtungen  ganzer 
Zeiten  und  der  Leistungen  Einzelner  mehr  nur  auf  der  verständigen  Oberfläche 
geblieben  sein.  Allein  das  Wissen  des  Verfassers  ist  gross  und  gründlich,  das 
Urtheil  gesund,  die  Darstellung  gefällig.  —  Nun  verfloss  aber  ein  volles  hal- 
bes Jahrhundert,  ohne  dass  Ompteda  irgend  einen  Fortsetzer  oder  Nachfolger 
erhielt.     Denn  unmöglich  kann  man  das  blosse  Bücherverzeichniss  von  Kamptz, 

y.  Mohl,    Staatswissenschaft  I.  24 
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so  mühselig  seine  Anfertigung  auch  gewesen  sein  mag,  oder  die  sogenannte 
Bibliothek  für  das  Völkerrecht,  welche  Kltlber  und  später,  nach  seinem  Bei- 
spiele, der  jüngere  Märten  s,  Miruss  in  ihren  Handbüchern,  Hauterive  als 
Anhang  zu  einer  neuen  Ausgabe  von  Vattel  geben,  hierfür  anerkennen.  Und 
so  entstand  denn  allmählig  eine  grosse  und  von  Vielen  empfindlich  gefühlte 
Lücke,  welche  sich  der  Natur  der  Sache  gemäss  taglich  erweiterte. 

Das  Bedürfniss  war  allzugross,  als  dass  es  bei  dem  neuen  Erwachen 
einer  Thätigkeit  im  Völkerrechte  hätte  ganz  übersehen  werden  können.  Leider 
sind  aber  die  so  eben  aufgestelKen  Bedingungen  von  keinem  der  bisher  auf- 
getretenen Schriftsteller  vollständig  erfüllt  worden. 

Sieht  man  nämlich  ab  von  Wheaton,  welcher  in  seiner  Geschichte  der 
neueren  völkerrechtlichen  Entwicklung  allerdings  auch  der  hauptsächlichsten 
Theoretiker  erwähnt  und  erwähnen  musste ,  dessen  Zweck  aber  Literaturge- 
schichte gar  nicht  war,  und  dessen  Werk  daher  auch  an  einem  anderen  Orte 
aufzuführen  ist :  so  liegen  nur  zwei  hier  wesentlich  einschlagende  neue  Arbei- 
ten vor.  Die  eine  von  dem  Holländer  De  WaH),  die  andere  von  einem 
deutschen  Gelehrten,  Frh.  von  Kaltenborn*).  —  Von  diesen  Arbeiten  ist 
nun  aber  die  erstgenannte  weder  dem  Umfange ,  noch  hinsichtUch  der  Tiefe 
des  Eindringens  irgend  genügend.  Sie  mag  zur  ersten  Zurechtfindung  für  An- 
fänger dienen;  allein  sie  giebt  keineswegs  ein  vollsätndiges  Bild  der  Entwick- 
limg  und  des  Bestandes  der  Völkerrechts  -  Literatur.  Ihre  Abfassung  in  einer 
wenig  verbreiteten  Sprache  ist  natürlich  ein  weiterer  Nachtheil.  —  Ohne 
Zweifel  weit  höher  zu  stellen  ist  Kaltenbom.  Er  gehört  anerkanntermassen 
zu  den  gelehrtesten  Kennern  des  Völkerrechtes ,  ist  mit  der  deutschen  Phi- 
losophie sehr  vertraut;  und  hat  einen  grossen  Eifer  für  die  Wissenschaft. 
Sicher  hat  sich  von  ihm  das  Völkerrecht  noch  grosser  Förderung  zu  er- 
freuen. Allein  das  hier  vorliegende  Werk  befriedigt  wenigstens  das  zunächst 
besprochene  Bedürfniss  nicht  ganz.  Der  Grund  hiervon  ist  ein  mehrfacher. 
Vorerst  wird  mit  der  Literaturgeschichte  eine  Materialkritik  der  Wissenschaft 
verbunden.  Diess  hat  denn  aber  den  Nachtheil,  dass  die  Aufzählung  der  Li- 
teratur sehr  beengt ,  fast  nur  auf  die  Systeme  beschränkt  ist ;  während  zu  glei- 
cher Zeit  die,  wohl  ebenfalls  um  Raum  verlegene,  Kritik  sich  nur  mit  den 
obersten  Grundsätzen  und  mit  dem  Formellen  der  Anordnung  beschäftigt.  So- 
dann aber    ist    die  Reihenfolge   der  Materien   zum  Theile  eine   willkürliche, 


1)  De  Wal,  Sab.,  Inleiding  tot  de  Wctenscbap  van  het  curopesche  Volkenregt, 
uitg.  dor  C.  Star  Numan.    Gron.,  1835. 

2)  Kaltenbom  von  Strachau,  K.  von,  Kritik  des  Völkerrechtes  nach  dem 
jetzigen  Standpunkte  der  Wissenschaft.  Lpz. ,  1847.  —  Das  Werk  desselben 
Verf  8. :  Die  Vorläufer  des  H.  Grotius  auf  dem  Gebiete  des  jus  naturae  et  gentium. 
Lpz.,  1848,  ,'ul  hier  nicht  berücksichtigt,  weil  es  sich  nur  mit  den  allgemeinsten 
Gmndlagen  des  Rechtet  beschäftigt  und  kaum  gelegenülch  in  das  Völkerrecht 
her  einreicht. 
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welche  die  genetische  Entwicklung  stört  und  in  manchen  Theilen  Unklarheit 
zurücklässt.  Endlich  ist  wolil  nicht  immer  das  Maass  in  der  Besprechung 
und  das  richtige  Urtheil  in  der  Würdigung  des  einzelnen  Werkes  gefunden, 
je  nachdem  die  subjective  eigene  Ansicht  des  Verfassers  über  System  u.  s.  w. 
sich  wahlverwandt  angezogen  oder  abgestossen  fand.  —  Mit  Einem  Worte, 
eine  vollständige  Literaturgeschichte  des  Völkerrechtes    fehlt  auch  jetzt  noch. 

Hinsichtlich  der  Dogmen-Geschi  chte  sieht  es  noch  schlimmer  aus. 
Ein  umfassendes,  die  einzelnen  Lehren  verfolgendes  Werk  hat  hier  gar  nie 
bestanden;  aber  selbst  an  einer  brauchbaren  Uebersicht  fehlt  es.  Das  wenige 
Vorhandene  ist  mit  der  Geschichte  anderer  Rechtswissenschaften,  z.  B.  des 
philosophischen  Privatrechtes  oder  des  Staatsrechtes  vermischt  und  überdiess 
oberflächlich  und  nachlässig.  Und  auch  in  der  neuesten  Zeit  ist  hier  nich( 
geholfen  worden,  wie  diess  die  nachstehenden  Bemerkungen  über  die  einzigen 
hier  etwa  zu  nennenden  Schriften  zeigen  mögen. 

Schon  im  Jahre  1823  leitete  Isambe/t,  damals  einer  der  Häupter  der 
französischen  Widerspruchsparthe? ,  eine  staatswissenschaftliche  Zeitschrift  mit 
einer  Geschichte  der  Lehrmeiuungen  in  dem  Gebiete  des  philosophischen  Rech- 
tes, und  somit  auch  des  philosophischen  Völkerrechtes,  ein.  Die  Arbeit  war 
höchst  mittelmässig,  weil  ohne  Vollständigkeit  und  Ordnung,  ohne  tiefere  Auf- 
fassung der  verschiedenen  Dogmen  und  ihres  Zusammenhanges  mit  den  be- 
treffenden philosophischen  Systemen,  ohne  Sonderung  der  verschiedenen  Rechts- 
gebiete. Von  einer  Kenntniss  fremder  Literatur  war  kaum  eine  Spur;  ein 
objectiver  Standpunkt  bei  der  Partheiarbeit  ganz  ausser  Frage.  Kurz  das 
Ganze  war  ein  kaum  für  den  nächsten  Zweck  genügender  Zeitschriftaufsatz.  Nun, 
dieselbe  Arbeit,  ohne  alle  Veränderung  und  wohl  eigentlich  nur  mit  Vorsetzung 
eines  neuen  Titelblattes,  ist  im  Jahre  1833  als  selbstständiges  Werk  nochmals 
erschienen*).  Mit  welchem  Nutzen  für  die  Wissenschaft  oder  zu  welchem 
sonstigen  Zwecke,  mag  sich  aus  Vorstehendem  selbst  ergeben. 

Sicherlich  von  grösserer  Bedeutung  und  Achtbarkeit  ist  eine  Jugendar- 
beit des  berühmten  englischen  Rechtsgelehrten  und  Parliamentsmitgliedes  Sir 
James  Macintosh,  welche  schon  im  J.  1799  zum  erstenmale  gedruckt,  im 
Jahre  1835  aber  neu  herausgegeben  worden  ist*).  Allein  auch  sie  reicht 
lange  nicht  an  eine  Befriedigimg  des  Bedürfnisses  hin.  Es  ist  nämlich 
nicht  mehr  und  nicht  weniger,    als   eine  einleitende  Vorlesung  zu  einer  En- 


1)  Isarabert,  Tableaa  historique  des  progres  du  Droit  Public  et  du  Droit  des  Gens 
jusqu'  au  19™e  siede.     Paris,  1833. 

2)  Macintosh,  Sir  James,  A  discourse  on  the  study  of  the  Law  of  Nalure  and 
Nations.  Edinb-,  1835.  —  Eine  französische  üebersetzung  von  Royer -Collard 
ist  im  Jahre  1830  erschienen,  dieselbe  auch  einer  der  neueren  Ausgaben  von 
Vattel  beigefügt  worden.  S.  unten.  Amerikanische  Nachdrücke  der  Urschrift  sind 
in  Mehrzahl  vorhanden.  —  Ucber  die  Geschichte  der  Entstehung  des  Baches  s. 
die  Memoirs  of  the  life  of  Sir  J.  M.  edited  by  his  son.     Lond.,  1836,  Bd.  I. 
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cyklopädie  der  Staatswissenschaften ,  welche  der  junge ,  als  politischer 
Schriftsteller  jedoch  schon  berühmte  Mann  in  London  vor  einem  grossen 
Kreise  hochgestellter  Zuhörer  vortrug.  In  dieser  Encyklopädie  war  na- 
türlich auch  dem  Völkerrechte  sein  Platz  anzuweisen:  und  so  warf  der  Ver- 
fasser in  jener  Einleitung  einen  raschen  Blick  auf  dessen  innere  Entwicklung. 
Die  kleine  Schrift  ist  noch  heutigen  Tages  in  England  hoch  geachtet;  der 
eigentliche  Grund  ist  aber  wohl  nicht  der  in  der  That  unbedeutende  mate- 
rielle Inhalt,  sondern  die  füi-  einen  englischen  Schriftsteller  und  Lehrer  unge- 
wöhnliche systematische  und  compendiarische  Behandlung,  so  wie  die  schöne 
Kede  und  die  geistreiche  Auffassung  einzelner  Fragen.  Also  auch  hier  ist  so 
gut  als  nichts  erreicht. 

Aber  vielleicht  ist  diess  der  Fall  bei  dem  umfassenden,    kaum  eben  be- 
endigten Werke  von  Hinrichs  über  die  Geschichte  des  Natur-  und  Völker- 
rechtes')?   Wohl  mag  diess,  wenigstens  hinsichtlich  des  philosophischen  Völ- 
kerrechtes,  in  der  Absicht  des  Verfassers  gelegen  sein;  aber   die  Ausführung 
entspricht  auch  nicht  entfernt  dieser  Absicht  oder  dem  Bedürfnisse.    Der  Plan, 
die  innere  oder  die  Dogmen -Geschichte  der  sämmtlichen  Theile  der   Rechts- 
philosophie mit  einander  zu  verbinden,  kann  etwa  vertheidigt  werden.    Es  hat 
zwar  die  jetzige  Wissenschaft  den  gi'ossen  Fortschritt  gema.cht,   dem  rechtli- 
chen Zusammenleben  der  Staaten  eine  selbstständige  und  von  der  das  Zusam- 
menleben der  einzelnen  mensclilichen  Persönlichkeiten   verschiedene  Gnindlage 
zu  geben.     Allein   diess  eben  ist  ein  Fortschritt,  und  Jahrhunderte  lang  ward 
das  Völkerrecht  rechtsphilosophisch  nur  als  ein  Anhang  und  eine  Anwendung 
des  natürlichen  Privatrechtes  aufgefasst.     Scheint  es  daher  auch,  schon  wegen 
des  spätem  Auseinandergehens,  im  Ganzen   besser  zu  sein,    die   Dogmenge- 
schichte jedes  Theiles  der  Rechtsphilosophie  von  Anfang  an  getrennt   zu  hal- 
ten, und  namentlich  in  der   Dogmengeschichte   des  Völkerrechtes   nur  so  viel 
vom  Privatrechte  aufzunehmen,   als  zur  Anknüpfung  und  zum  Verständnisse 
nöthig  ist :  so  lag  wenigstens  in  der  vom  Verfasser  beliebten  Verbindung  keine 
Unmöglichkeit    einer  befriedigenden  geschichtlichen  Entwicklung  der  interna- 
tionalen Lehren.    Und  diess  um  so  mehr,  als  die  drei  Bände  des  Werkes  nur 
bis  zu  Wolf  führen,   also  die  grundsätzliche  Trennung   lange    nicht  erreichen. 
Der  Grund  des  gänzlichen  Misslingcns  liegt  also   lediglich  in   der  Ausführung. 
Diese  aber  ist  in  doppelter  Beziehung  unbegreiflich  verkelirt.     Einmal   ist  in 
dieser    Geschichte    des  Natur-    und  Völkerrechtes    vom    Völkerrechte  kaum 
je    die   Rede.      Diess    aber  nicht   blos,    weil   etwa    das    natürliche   Privat- 
recht ungebürlich  vorwaltete.     Auch  aus  ganz   fremdartigen    Schriften   oder 
über  ganz  fremdartige  Gegenstünde  füllen  unübersehbare  Auszüge  die  Bogen. 
£s  ist   kaum    glaublich,   aber   wahr,    dass  selbst  bei  H.  Grotius  kaum  vom 


1)  Hinrichs,  H.  F.  W.,  Geschichte  der  Natur-  und  Völkerrechts.  I  —  UL  Lpz., 
1848 — 52.  A.  u.  d.  T.  Geschichte  der  Rechts  -  und  Staatsprincipien  seit  der 
RefemuUioo  bis  auf  die  Gegenwart  m  historisch  -  philosophischer  Entwicklung. 
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Völkerrecht  die  Bede  ist.  Der  zweite  Fehler  liegt  in  dem  völligen  Mangel  an 
Uebersicht  und  Bearbeitung  des  Stoffes.  Die  Auszüge  sind  fleissig  gemacht; 
sie  mögen  an  sich  richtig  sein:  allein  sie  bleiben  unverbundenes,  rohes  Mate- 
rial. Nimmt  man  l)ierzu  noch,  dass  das  Buch  auch  iiusserlich  gar  unge- 
schickt angelegt  ist,  ohne  irgend  eine  Abtheilung  durch  drei  Bände,  ohne 
üeberschriften,  ohne  Eegister,  mit  Vorreden,  welche  über  das  Frankfurter  Par- 
lament kannegiesscrn  anstatt  in  das  Verstündniss  des  Gegenstandes  einzufüh- 
ren: so  kann  man  zu  keinem  andern,  als  dem  leidigen  Schlüsse  kommen,  dass 
hier  eine  schöne  Aufgabe  ganz  ungelöst  blieb,  und  dass  das  Bedürfniss  einer 
Dogmengeschichte  des  Völkerrechtes  hier  nicht  entfernt  eine  Befriedigung 
findet. 

3.    Gemischte  Behandlung. 

Es  ist  oben  schon  anerkannt,  dass  eine  vollkommene  geschichtliche 
Darstellung  der  völken-echtlichen  Lehren  nur  bei  einer  Berücksichtigung 
sowohl  der  Ansichten  der  Theoretiker,  als  der  in  der  staatlichen  "Welt  vorge- 
fallenen Thatsachcn  und  Handlungen  möglich  ist,  und  nur  aus  deren  gegen- 
seitiger Durchilringung  hervorgehen  kann.  Dass  diese  Aufgabe  eine  umfas- 
sendere ist,  als  blos  eine  Geschichte  der  Thatsachen  oder  eine  eben  so 
ausschliessliche  Literargeschichtc ,  liegt  freilich  auf  flacher  Hand.  Allein  zu 
bezweifeln  steht,  ob  sie  wirklich  schwiej;iger  ist.  Eben  dieWechselwirkung  er- 
läutert gegenseitig;  und  auch  das  Verständniss  für.  den  Leser  ist  eher  leichter 
als  schwerer  gemacht  durch  die  Erzählung  der  wirklichen  Genesis  der  Dogmen. 
Ohnediess  möchten  wir  glauben ,  dass  das  höher  gesteckte  Ziel  und  die  durch 
seine  Erreichung  zu  erlangende  grössere  Befriedigung  die  Kräfte  des  Unter- 
nehmers von  selbst  steigern  würde.  Auch  der  wirkliche  Stand  der  Dinge  berechtigt 
zu  diesem  Schlüsse.  Während  nämlich ,  wenigstens  in  der  Hauptsache,  nur  un- 
genügende Versuche  auf  den  beiden  Gebieten  der  einseitigen  Auffassung  beste- 
hen, liegen  zwei  die  Lehren  und  die  Thatsachen  gleichmässig  umfassende  "Werke 
vor,  welche  nur  mit  Anerkennung  genannt  werden  können,  sollten  sie  etwa 
auch  dem  allgemeinen  Loose  der  menschlichen  Dinge,  der  ünvollkommen- 
heit,  nicht  ganz  entgangen  sein.  Hier  wenigstens  hat  die  geistige  Gährung  der 
jüngsten  Zeit  Gutes  zu  Stande  gebracht. 

Das  erste  dieser  "Werke  ist  die  Geschichte  des  Völkerrechtes  seit  dem 
"Westphälischen  Frieden  bis  auf  die  neueste  Zeit  von  H.  "Wheaton,  früherem 
Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  in  Berlin*).  Die  Ver- 
anlassung zu  diesem  Unternehmen  hatte  eine  Preisfrage  der  französischen  Aka- 


1)  Wheaton,  H.,  Histoire  des  progres  du  Droit  des  Gens  en  Europe  depuis  lapalx  de 
Weslphalie  jusqu'au  Congres  de  Vienne.  Avec  un  precis  historique  du  Droit 
des  Gens  european  avant  la  paix  de  Westphalie.  1.  IL  Leipz.,  1841.  Ed.  3.  Par. 
et  Leipz.  1853.  —  Eine  dritte  englische  Ausgabe  des  Werkes  ist  Boston,  1846, 
erschienen. 
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demie  der  politischen  nnd  moralischen  Wissenschaften  gegeben.      Das  jetzt  im 
Drucke  vorliegende  Werk   ist  jedoch  eine  verbesserte  und  erweiterte  Bearbei- 
tung der  schon   ursprünglich   mit  lobender  Erwähnung  bedachten  Abhandlung, 
und  Lob  verdient  dasselbe  allerdings.     Zwar  ist  es  dem  Verfasser  nicht  immer 
gelungen,  die  Darstellung  der  im  wirklichen  Völkerleben  sich  zutragenden  Er- 
eignisse und  deren  rechtlicher  Feststellung  zu  einem    organischen  Ganzen  zu 
verbinden    mit   den   wissenschaftlichen  Bestrebungen    der  Gelehrten,   und  die 
Wechselwirkung  derselben  deutlich  hervorzuheben.     Nicht   selten  gehen  sie  in 
gleichlaufenden  Linien  neben  einander,    dann  aber  nattirlich  sich    gegenseitig 
mehr  störend,  als  erläuternd.     Ferner  ist  nicht  immer  leicht  einzusehen,  nach 
welchen  Grundsätzen  der  Verfasser  die  Nachrichten  über  die  völkerrechtliche  Li- 
teratur gerade  an  einem  bestimmten   Orte  eingeschaltet  hat,    an   welchem   sie 
weder  die  gerade  zn  erzälilenden  Staatsbegebenheiten,  noch  die  chronologische 
Ordnung  der  Schriften  selbst  hinwies.     Endlich  würde   dne  bestimmtere  Aus- 
einanderhaltung der  Grundsätze  des  philosophischen  Völkerrechtes  imd  der  po- 
sitiven Rechtsnormen   oder  Forderungen   dem  Gebrauche  der  Schrift  sehr  er- 
spriesslich  gewesen  sein.     Mit  Einem  Worte,   es  ist  allerdings  hinsichtlich  der 
Methode   Manches    zu  tadeln.      Allein  in  der  Hauptsache  ist  das    Buch    ein 
dankenswerthes  Hülfsmittel   zur  Erwerbung   einer  schnellen   und    vollständigen 
üebersicht   über   die  wichtigsten   Veränderungen   der   völkerrechtlichen  Bezie- 
hungen und  namentlich  über  die  Ansichten   und  Gründe,    welche  von  den  Be- 
theiligten geltend  gemacht  wiurden.     Es  ist  mit  Fleiss ,   rechtlicher  Gesinnung 
und  Sachkenntniss  abgcfasst,  und  verdient  somit  einen  Platz,  sowohl  auf  dem 
Tische  des  practischen  Diplomaten,  welcher  sich  schnell  zurechtfinden  will  über 
den  Gang   und  den  Stand  einer  bestimmten  Frage,    als  auf  dem  des  Theore- 
tikers, welcher  das  System  des  Völkerrechtes  nach   der  Wirklichkeit  auszudeh- 
nen und  zu  bereichem  beabsichtigt.    Dass  der  massige  Umfang  der  Schrift  ein 
tieferes  Fingehen   in  manche  der  Begebenheiten  verhindert,    ist  von  unterge- 
ordneter Bedeutung,   indem    auch   eine  kürzere  üebersicht  ihre  wesentlichen 
Vortheile  hat,  überdiess  aus  dem  Mitgetheilten  die  weiteren  Quellen  ersehen  werden 
können.     Endlich  verdient  auch  die  Bekanntschaft  des  Verfassers  mit  der  ge- 
schichtlichen und  völkerrechtlichen  Literatur  Europa's,  namentlich  auch  Deutsch- 
lands, Anerkennung. 

Und  von  noch  weit  höherer  Bedeutung  sogar  ist  das  zweite  der  hier  zu 
nennenden  Werke,  nämlich  die  Geschichte  des  Völken-echtes  von  dem  Genter 
Professor  Laurent*).  Es  ist  diess  in  der  That  ein  stauneiiswerthes  Werk, 
mag  man  nun  die  Kühnheit  und  den  Umfang  des  Planes,  die  Gelehrsamkeit  der 
Ausführung,  oder  die  Klarheit  und  Reinlichkeit  der  Darstellung  ins  Auge  fassen. 
Wenn  dem  Verfasser  bescheert  ist  sein  Werk  zu  vollenden,  so  werden  diesem 
in  wenigen  Wissenschaften  ebenbürtige  Arbeiten  zur  Seite  gesetzt  werden  können. 


i)  Laurent,  F.,  Histoire  du  Droit  des  Gen»  et  de»  relations  internationales.    Tom.  L 
L'Orient;  Tom.  11,  La  Grece;  Tom.  lU,  Rome.    Gand.  1Ö50. 
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Der  Plan  ist,  eine  innere  und  äussere  Geschichte  des  Völkerrechtes  durch  alle 
Zeitalter  und  Völker  zu  entwerfen ,  so  weit  irgend  beglaubigte  Nachrichten  ge- 
hen. In  den  bis  jetzt  erschienenen  drei  starken  Bänden  ist  das  orientalische 
und  das  klassische  Altcrthum  abgehandelt,  der  vierte  wird  das  Mittelalter, 
zwei  weitere  sollen  die  neuere  Zeit  enthalten.  Von  jedem  Volke  und  jedem 
Zeitalter  wird  aber  theils  seine  theoretische  Auffassung  des  Völkerrechtes  ent- 
wickelt, und  zwar  nicht  nur  aus  den  dirccten  Quellen,  sondern  mit  unbegreif- 
licher Belcscnheit  aus  der  ganzen  Literatur  desselben;  theils  werden  die  be- 
zeichnenden Handlungen  aus  der  Geschichte  erzählt.  Diese  verschiedenen 
Völker -Bilder  werden  nun  aber  nicht  blos  neben  und  hinter  einander  gesetzt; 
sondern  der  Verfasser  hat  einen  grossen  weltgeschichtlichen  Gang  der  Vorse- 
hung erkannt,  auf  welchem  die  Menschheit  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  der 
Harmonie,  d.  h.  der  Einheit  in  der  Vielheit,  auch  in  dem  Zusammenleben  der 
Völker  geleitet  wird.  —  Die  Richtigkeit  dieses  letzteren  Gedankens  mag,  un- 
beschadet der  sonstigen  Eigenschaften  des  Werkes ,  dahin  gestellt  bleiben  *). 
Aber  darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  der  Verfasser  in  der  Darstellung 
der  verschiedenen  völkerrechtlichen  Zustände  und  der  gegenseitigen  Durch- 
dringung der  allgemeinen  Bildung  und  der  staatlichen  Handlungen  alle  seine 
Vorgänger  weit  hinter  sich  zurück  lässt.  Jede  Vergleichung  seiner  Leistungen 
mit  den   besten  älteren  oder   neueren   Arbeiten  schlägt   unendlich  zu  seinem 


1)  Ich  habe  an  einem  anderen  Orte  (Krit  Zeitscbr.  f.  Rechtswiss.  des  Auslandes, 
Bd.  XXIV,  S.  321  fg.)  meine  Zweifel  über  die  Richtigkeit  der  weltgeschichtlichen 
Ansicht  Laurenl's  weiter  ausgesprochen.  Es  scheint  diese  Erörterung  hier  nicht 
an  der  Stelle ,  und  es  mag  daher  nur  folgende  Andeutung  des  Streitpunktes  ge- 
gegeben sein.  Laurent  erachtet  das  Gesetz  der  Harmonie  als  ein  Weltgesetz ;  die- 
ses Gesetz  der  Einheil  in  der  Vielheit  wendet  er  denn  auch  auf  das  Zusammen- 
leben der  Staaten  an ,  und  fmdct  die  einzige  Befolgung  desselben  in  einem  allge- 
meinen Frieden  der  verschiedenen  Völker.  Der  durch  sein  Buch  sich  ziehende  rothe 
Faden  ist  der  Gedanke,  dass  die  Menschheil  auch  thatsächlich,  wenn  schon  lang- 
sam ,  diesen  Gang  nehme  ,  indem  die  Völker  immer  mehr  aus  völliger  Vereinz- 
limg  und  grundsätzlicher  Feindschaft  zu  einem  rechtlichen  Gesammtzustandc  vor- 
schrcilen.  Ich  meines  Theiles  habe  dagegen  bezweifelt  ob  dieses  angebliche  Gesetz 
der  Harmonie  wirklich  das  beherrschende  Weltgesetz  sei,  und  nicht  vielmehr  blos 
eine  Form  des  Daseins ,  innerhalb  welcher  sich  denn  erst  die  aufzufindenden  Ge- 
setze der  sittlichen  Welt  gellend  machen.  Ich  habe  ferner  den  Satz  aufgestellt, 
dass  wenn  je  Harmonie  das  Gesetz  sei,  sie  nicht  im  Frieden  bestehe,  sondern  in 
der  vollständigen  Ausbildung  jedes  Volkes  nach  seiner  EigenthümUchkeit  und  in 
der  Verbindung  aller  dieser  einzelnen  Seiten  zu  einem  Ganzen  der  Menschheit 
Endlich  habe  ich,  als  Folge  hiervon,  die  Forderung  gestellt,  dass  eine  allgemeine 
Geschichte  des  Völkerrechtes  die  verschiedenen  internationalen  Systeme  ,  wie  sie 
sich  aus  der  verschiedenen  Staatsau  (Passung  der  Zeilaller,  Welttheile,  Völker  ergebe, 
darstelle,  jedes  derselben  als  relativ  berechtigt  anerkenne,  und  ihre  Reihenfolge, 
so  wie  etwaige  Verklärung  nur  streng  thalsächlich  erzähle ,  sie  nicht  aber  in  vor- 
gefasstes  geschichtsphilosophisches  System  einzureihen  suche.  —    Sub  judice  lis  est. 


^yg  Die  neuere  Literatur  -des  Völkerrechtes 

( 

Vortheile  aus.  Wii-  sind  um  ein  Gnmdwerk  reicher  geworden.  Erst  durch 
Laurent  ist  uns  der  Orient  und  das  klassische  Alterthum  völkerrechtlich  ganz 
aufgeschlossen  worden  ;  und  bei  seinem  Werke  wenigstens  bleibt  kein  anderer 
Wunsch  übrig,  als  der  einer  baldigen  Vollendung,'  und  muss  es  anerkannt 
werden,  dass  die  Wissenschaft  und  Gesittigung  unserer  Zeit  der  an  sie  zu  stel- 
lenden Forderung  vollkommen  gerecht  geworden  ist. 

V 

'    n. 

Die   systematischen   Bearbeitungen. 

Sind  nach  den  bisherigen  Erörteningen  in  der  Geschichte  des  Völker- 
rechtes nicht  alle  billigen  Forderungen  befriedigt,  so  stellt  sich  die  Sache 
weit  günstiger  hinsichtlich  der  theoretischen  Bearbeitung,  namentlich  so 
weit  es  sich  von  ganzen  Systemen  der  Wissenschaft  handelt.  Hier  ist  in  der 
That  über  Mangel  an  Thätigkeit  und  über  ein  Fehlschlagen  des  Ergebnisses 
mit  Billigkeit  nicht  zu  klagen.  Augenfällig  ist  in  den  letzten  fünf  und  zwanzig 
Jahren  und  bei  fast  allen  gebildeten  Völkern  ein  grosser  Eifer  zur  dogmati- 
schen Bearbeitung  des  Völkerrechtes  erwacht,  welcher  gar  sehr  absticht  gegen 
die  frühere  lange  und  tiefe  Unthatigkeit  und  Gleichgültigkeit.  En  Blick  zeigt, 
dass  in  dieser  kurzen  Zeit  mehr  Bearbeitungen  des  Völkerrechtes  erschienen 
sind,  als  bis  dahin  in  einem  Jahrhunderte;  und  sehr  ungenügsam  wäre  Der, 
welcher  nicht  mehreren  derselben  sein  Lob  ertheilen  wollte.  Voraussichtlich 
hat  die  lange  ungestört  gebliebene  Herrschaft  der  grossen  früheren  Führer, 
z.  B.  von  Vattel  und  Martens,  einen  bleibenden  Stoss  oder  wenigstens  eine  sehr 
bedenkliche  Mitwerbung  erhalten.  Es  ist  aber  diese  grosse  Thätigkeit  leicht 
zu  erklären.  Sowohl  im  philosophischen,  als  im  positiven  Völkerrechte  war 
inneres  und  äusseres  Bedürfniss  zu  neuen  Lehrgebäuden.  Dort,  weil  die  gi*os- 
sen  Veränderungen ,  welche  in  der  Philosophie  überhaupt  vor  sich  gegangen 
waren  ,  eine  Bearbeitung  auch  dieses  Theiles  der  sittlichen  Wissenschaft  in 
Uebereinstimmung  mit  den  jetzt  anerkannten  Gedanken  und  Formen  des  Den- 
kens forderten.  Hier,  weil  die  jüngsten  Verträge,  Grundsätze  und  Gewohnhei- 
ten fast  in  allen  Theilen  des  bisherigen  internationalen  Verkehres  Aenderungen 
veranlasst  hatten,  welche  eingetragen,  zurecht  gelegt,  entwickelt  werden  mussten. 

üebrigens  sind  zur  Erleichterung  der  Uebersicht  auch  hier  die  Schriften 
nach  ihrer  innem  Verwandtschaft  in  Abtheilungen  zu  bringen. 

1.    Prolegomena. 

Ein  neuerwachendes  Leben  in  einer  Wissenschaft  hat  vor  Allem  nöthig, 
sich  in  dem  Stande  der  Dinge  zurecht  zu  finden.  Man  muss  sich  klar  werden, 
wo  und  in  wie  ferne  man  zurückgebliebeh  ist,  und  welche  neue  höchste  Anknü- 
pfungspunkte oder  welche  Aenderungen  in  der  Methode  sich  ergeben  aus  dem 
bisherigen  Voraneilen    anderer  Disciplinen.     Das  Bestehende   ist  einer  Kritik, 
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das  Künftige  einer  selbstbewnssten  Vergleichung  zu  unterwerfen.  Natürlich 
ist  es  nicht  gerade  nothwendig,  dass  diese  Vorstudien  und  Zurechtfindungen 
als  selbstständige  und  getrennte  Arbeiten  hervortreten;  sie  mögen  auch  einem 
alsbald  begonnenen  Systeme  zur  verschwiegenen  oder  mitgetheilten  Grundlage 
dienen.  Allein  häufig  werden  solche  Untersuchungen  auch  abgesondert  ange- 
stellt werden,  namentlich  wo  Vieks  zu  überdenken  und  aufzuräumen  scheint. 

So  geschah  es  denn  neuerer  Zeit  auch  im  Völkerrechte.  Es  liegt  eine 
ziemliche  Anzahl  von  einleitenden  und  „Wege  und  Mittel"  erörternden  Schrif- 
ten aus  den  letzten  Jahren  vor.  Sie  verdienen  alle  Aufmerksamkeit,  weil  hier 
ein  tieferes  Eindringen  in  die  schwierigsten  und  obersten  wissenschaftlichen 
Fragen  von  Männern  zu  erwarten  ist,  deren  Geistesrichtung  gerade  zu  solchen 
Untersuchungen  besonders  treibt  und  befähigt.  Nur  versteht  sich ,  dass  sie 
auch  wirklich  neue  Gedanken  mittheilen  müssen ;  und  nicht  etwa  längst  bekannte 
Anfangsbegriflfe  und  Thatsachen  noch  einmal  breit  treten.  Wohin  soll  es  führen, 
wenn  nicht  blos  das  Studium  grosser  Wissensgebiete,  wie  z.  B.  der  gesumm- 
ten Natur-,  Staats-,  Rechts -Wissenschaften,  oder  wenigstens  unübersehbarer 
Eiuzelnhcitcn,  wie  des  römischen  Rechtes,  durch,  eigene  Institutionen  eingeleitet 
werden  will,  sondern  auch  für  jede  einzelne  kleinere  Disciplin  ein  besonderer 
Anlauf  genommen  wird? 

Desshalb  hätte  denn  in  der  That  Sabinus  de  Wal  eine  nützlichere 
Arbeit  wählen  können,  als  seine  (bereits  oben,  S.  370,  bei  einer  anderen  Gele- 
genheit genannte)  „Einleitung  in  das  Völkerrecht."  Er  giebt  vier,  nicht  we- 
sentlich zusammengehörige,  Abhandlungen:  eine  Erörterung  des  Begriffes  des 
Völkerrechtes ;  eine  Literaturgeschichte  desselben ;  eine  Bibliographie ;  endlich 
eine  Art  von  kurzer  Geschichte  und  Statistik  der  sämmtlichen  unabhängigen 
europäischen  Staaten ,  als  der  Subjecte  des  Völkerrechtes.  Etwas  Tiefes  und 
und  Eigenthümliches,  sei  es  nun  in  der  philosophischen  oder  in  der  geschicht- 
lichen Auffassung,  ist  nirgends  zu  finden;  und  wenn  auch  Verständlichkeit  und 
reichliche  Bclesenheit  ohne  Unbilligkeit  nicht  verkannt  werden  können :  so  sieht 
man  sich  doch  vergebens  nach  einem  triftigen  Zwecke  und  augcnfälhgen  Nutzen 
des  Buclies  um.  —  Und  völlig  in  dieselbe  Kategorie  zu  stellen  ist  der  Schotte 
Reddie,  welcher  in  ähnlicher  Weise  allgemein  einleitende  und  kritische  Be- 
trachtungen über  völkerrechthche  Gegenstände  anstellt  *).  Er  giebt  eine  äussere, 
innere  und  literarische  Geschichte  des  Völkerrechtes;  eine  Untersuchung  über 
dessen  Bestandtheile  und  Systematik;  eine  Theorie  des  internationalen  Privat- 
rechtes ;  endlich  Zusätze  und  Erweiterungen  von  allem  diesem.  Keineswegs  un- 
bekannt mit  wenigstens  einem  Theile  der  festländischen,  namentlich  auch  der 
deutschen,  Literatur,  leidet  er  doch  unter  beständigen,  oft  kaum  begreiflichen 
Missverständnissen ;   ist  höchst   ermüdend    in    bloseu   Wortstreitigkeiten ;    und 


1)  Reddie,   J. ,    Inquiries   in  International  Law  public  and  private,     ed.  2.    Edinb., 
1851. 
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dorcliaus  unklar,  stumpf  und  unjuristisch  in  seinen  eigenen  Ansichten.  Das 
Ergebniss  der  weitläufigen  Erortening  ist  kaum  nennenswerth. 

Andei-s  verhält  es  sich  aber  mit  den  weiteren  Prolegomenen. 

Vorci-st  begegnet  uns  der  ehrwürdige  H.  C.  von  Gag  er  n,  welcher  die 
Ergebnisse  seines  Nachdenkens  über  Völkerrecht  in  einer  „Kritik"  desselben 
niedergelegt  hat  ^ )  Ein  methodisches  Verfahren  und  einen  systematischen  Ge- 
dankengang wird  Niemand  hier  erwarten.  Dem  Verfasser  hat  natürliche  Nei- 
gung und  Lebensbeschüftigung  die  unablegbare  Gewohnheit  gegeben,  als  Schrift- 
'  steller  seine  Gedanken  in  abgerissenen,  auch  innerlich  nur  lose  verbundenen 
Sätzen  ,  unter  urci warteten  Absprüngen  und  mit  häufigen  subjectiven  Bezie- 
hungen mitzutheilen.  Nicht  immer  ist  ein  bestimmter  Zweck  oder  ein  zu  sol- 
chem führender  Weg  eingehalten.  Und  sowohl  für  die  Anwendung  als  für  die 
■  Lehre  muss  man  sich  daher  das  zur  Sache  und  zusammen  Gehörige  erst  aus- 
lesen und  ordnen.  Allein  da  das  Gegebene  geistreich,  beredt,  vor  Allem  aber 
immer  grundehrenhaft  ist,  so  fügt  sich  Jeder  am  Ende  der  nun  einmal  nicht 
zu  ändernden  Bedingung  des  Genusses.  Das  "Werk  ist  natürlich  unmittelbar 
nicht  geeignet  zu  einer  Feststellung  der  letzten  Grundlagen  der  "Wissenschaft 
oder  der  richtigen  Methode.  Solches  kann  nur  in  dialectischer  Entwicklung 
und  in  zusammenhängender  Ausführung  geschehen.  Aber  immerhin  regen  die 
scharfsinnigen  desultorischen  Bemerkungen  auf  zum  Nachdenken  über  eine 
grosse  Anzahl  bisher  angenommener  Sätze.  Eine  solche  Kritik  des  Einzelnen 
und  Einzelsten  kann  und  muss  zu  manchfachen  Berichtigungen  und  Erläuterun- 
gen durch  das  ganze  System  des  Völkerrechtes  führen*  und  es  zeigen  sich  denn 
auch  in  derTliat  sehr  sichtbare  Spuren  der  Anregung  und  Benützung  beiden  spä- 
teren Schriftstellern  des  Faches,  so  namentlich  bei  Kaltenborn.  Dahin  gestellt 
mag  bleiben,  ob  mit  Bewusstsein  des  Verfassers  ein  leitender  Gmndgedanke 
durch  das  ganze  Buch  geht;  unmöglich  aber  ist  es  jeden  Falles,  in  einer  Ueber- 
j  sieht,  wie  die  gegenwärtige,  alle  einzelnen  beachtenswerthen  Sätze  auszuheben; 
selbst  eine  ausführliche  Chrestomathie  wäre  eben  auch  wieder  ein  Bruchstück 
und  gäbe  keinen  weitern  Begriff,  als  sie  selbst  gienge.  Nur  angedeutet  kann 
daher  werden,  dass  die  Bemerkungen  über  den  Sklavenhandel  und  über  die 
Lügen  unserer  Zeit  besonders  ansprechen;  wobei  sich  freilich  wieder  fragen 
mag,  ob  dieselben  überhaupt  oder  wenigstens  in  dieser  Ausführlichkeit  dem 
Völkerrechte  angehören?    Gelogen  wenigstens  wird  auch  sonst. 

Stofflich  engere  Kreise  der  Erörterung,  aber,  im  Falle  einer  günstigen 
Beistimmung  der  Männer  vom  Fache,  sehr  durchgreifende  Zwecke  haben  sich 
einige  jüngere  Systematiker  gesetzt.  So  Haelschner  eine  wissenschaftliche 
Begiflndung  de'8  Völkerrechtes  *);   Fallati   eine  Fortführung   des  rechtlichen 


1)  Gagern,  H.  C,  Freih.  von,  Kritik  des  Völkerrechts.   Mit  praktischer  Anwendung 
aur  unsere  Zeit.     Lpz.,  1840. 

2)  Haclachncr,    H. ,    Zar    wissenschaftlichen    Begründung   de»    Völkerrechtes,    (in 
Eberty's  ZeiUcliriA  für  volkstltümliches  Recht,  1844,  H.  1.) 
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Völkerlebens  zur  Völkergesellschaft  *);  Pütt  er  eine  Erörterunf?  des  Begriffes 
und  des  Wesens  des  praktischen  europäischen  Völkerrechtes  **),  so  wie  die  Auf- 
findung eines  durchgreifenden  Principes  für  dieses  praktische  Völkerrecht;  end- 
lich Kaltenborn,  in  seiner  oben,  S.  370,  bereits  aus  anderem  Grunde  bespro- 
chenen „Kritik  des  Völkerrechtes,"  die  Feststellung  des  europäischen  Völker- 
rechtes auf  der  Grundlage  der  christlichen  Gesittigung  ').  Die  beiden  letztge- 
nannten haben  auch  alsbald  den  Beweis  der  Richtigkeit  ihrer  Ansicht  durch 
eine  darauf  gebaute  neue  Systematisirung  zu  ftlhren  unternommen. 

Das  höchste  Ziel  unter  diesen  vier  Schriftstellern  steckt  sich  Fallati. 
Er  will  nicht  blos  das  jetzt  bestehende  Völkerrecht  wissenschaftlich  begreifen, 
sondern  es  auch  auf  eine  weitere  Stufe  heben,  damit  aber  die  ganze  Behand- 
lung des  philosophischen  Völkerrechtes,  rtickwirkend  zum  Theil  auch  des  posi- 
tiven, ändern.  Er  geht  nämlich  von  der  Bemerkung  aus,  dass  Hegel  seine 
Rechtsphilosophie  im  Völkerrechte  nicht  durchgeführt,  sondern,  ganz  folgewidrig 
oder  aus  Ermattung,  abgebrochen  habe,  als  er  bei  dem  durch  die  Famihe 
und  die  Gesellschaft  durchgeführten  Begriffe  des  Einzelstaates  angekommen  sei. 
Diese  Weitei-führung  soll  nun  versucht  werden.  Und  zwar  wird  sie  in  einer 
analogen  Anwendung  (Parallelisirung)  der  Begriffsentwicklung  der  Familie,  der 
Gesellschaft  und  des  Staates  anf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  gefunden. 
Der  Familie  wird  in  gewissem  Sinne  der  Bundesstaat,  der  Gesellschaft  eine 
Völkergenossenschaft  mit  ihrer  höchsten  Entwicklung  im  Staatenbunde,  dem 
Staate  endlich  eine  staatliche  Völkergesellschaft  gegenübergestellt,  somit  eine  fort- 
schreitende Entwicklung  von  niederer  und  unfreier  Organisation  zu  höherer  in 
dieser  Reihenfolge  nachgewiesen.  Dabei  werden  auch  die  verschiedeneu  For- 
men des  Regimentes  auf  jenen  drei  Stufen  parallelisirt  mit  den  Formen  des 
Völkerzusammenlebens,  und  am  Ende  ist  als  die,  freilich  selbst  wissenschaftlich 
noch  in  weiter  ungewisser  Feme  stehende,  letzte  Organisationsform  der  Völker- 
gesellschaft eine  repräsentative  Völkerwahlmouarchie  angenommen.  —  Niemand 
wird  das  Geistreiche  und  Grossartige  dieses  Gedankens  in  Abrede  ziehen;  und 
es  mag  gerne  sein,  (daiüber  mögen  Sachverständigere  urtheilen,)  dass  die  He- 
gel'sche  Rechtsphilosophie  auf  diese  Weise   einen  früher  nicht  versuchten  Ab- 


1)  Fallati,  J. ,  Die  Genesis  der  Völkergesellschaft,  ein  Beilrag  zur  Revision  der 
Völkerrechlswissenschaft,  (in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft,  1844, 
H.  1—3.) 

2)  In  der  bereits  oben,  S.  ^42,  Note  3,  aufgeführten  Schrift:  Beiträge  zur  Völker- 
rechtsgeschichte und  Wissenschaft,  S.  1  fg.;  sodann  in  einer  umfassenden  Abhand- 
lung in.  der  Tüb.  Zeilschr.  für  Slaatsw.,  1850,  S.  299  fg.:  Die  Staatsehre  oder  Sou- 
veränetät  als  Princip  des  praktischen  europäischen  Völkerrechtes. 

3)  Gar  der  Rede  nicht  werth  ist:  Eden,  The  Hon.  F.,  Historical  sketch  of  the 
historical  pohcy  of  modern  Europe.  Lond.,  1823;  ein  ziel-  und  zweckloses  Gerede 
über  geschichtliche  und  dogmatische  Grundlagen  des  Völkerrechtes.  Schüler- 
arbeit. 
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schluss  erhalten  hat.  Allein  dem  unbefangenen  Prtlfer  leuchtet  doch  Doppeltes  ein. — 
Einmal,  dass  der  ganze  Gedanke  auf  der  Annahme  beruht,  es  sei  das  ganze 
Menschengeschlecht  schliesslich  zu  Einem  durch  einen  gemeinschaftlichen  äus- 
seren Organismus  verbundenen  Ganzen  bestimmt;  folglich  der  einzelne  Staat 
ein  unvollkommener  Zustand,  das  ganze  Völkerrecht  nur  zulässig  in  dem  Sta- 
dium der  unvollkommenen  einzelnen  souveränen  Staaten.  Nur  unter  dieser  An- 
nahme ist  es  nämHch  möglich,  die  höchste  Aufgabe  darin  zu  sehen,  dass  sich 
das  Völkerrecht  bis  zur  Selbstvernichtung,  nämlich  bis  zum  Aufgehen  in  ein 
Welt -Staatsrecht,  entwickle.  Nun  ist  aber  eben  die  grosse  Frage,  ob  diese 
äussere  Einheit  und  s Einförmigkeit  des  Menschengeschlechtes  wirklich  deren 
Ziel  ist  und  sein  kann;  und  ob  nicht  vielmehr  gerade  die  intensivste  subjective 
Ausbildung  jeder  Race,  jedes  Stammes,  jedes  Volkes  die  höchste  Aufgabe  ist? 
Scheint  doch  nur  auf  diese  Weise  die  Verschiedenheit  der  Climate,  geographi- 
schen Lagen,  Kacen  u.  s.  w.  Erklärung  zu  finden.  Ist  dem  aber  so,  —  und 
meiner  Ueberzeugung  nach  ist  ihm  also,  —  dann  ergiebt  sich  auch  das  ge- 
trennte Fortbestehen  unabhängiger  Staaten,  also  ein  Völkerrecht,  als  nothwen- 
dig;  d.  h.  die  ganze  Aufgabe  und  Beweisführung  Fallati's  zerfällt  in  sich.  Un- 
ter dieser  Voraussetzung  ist  es  denn  aber  auch  überflüssig,  über  die  Einzeln- 
heiten, und  namentlich  über  die  Zutheilung  bestimmter  Regierungsformen  an 
die  einzelnen  Entwicklungsstufen  des  Staaten-Gcsammtlebens,  zu  streiten.  Selbst 
die  Frage,  ob  ein  solcher  einheitlicher  Weltstaat  nur  überhaupt  thatsächlich  möglich, 
nämlich  von  einem  Mittelpunkte  aus  beherrschbar,  wäre?  —  Zweitens  aber  ist 
klar,  dass  selbst  wenn  die  Grmidansicht  richtig  imd  der  darauf  gebaute  Satz 
von  der  nur  bedingten  und  wesentlich  vorübergehenden  Erlaubtheit  des  Völ- 
kerrechtes begründet  ist,  dennoch  wir  zunächst,  und  wohl  noch  für  Jahrtau- 
sende, der  Anerkennung  und  Bearbeitung  desselben  nicht  überhoben  wären. 
Die  Menschheits-Einheit  ist  noch  nicht  sehr  nahe ;  bis  dahin  aber  muss  Ordnung 
und  Recht  auf  der  einstweiligen  Stufe  der  „Völkergenossenschaft"  sein.  Die 
unmittelbare  Wirkung  der  völligen  Zustimmung  zu  dem  ganzen  Gedanken  wäre 
somit  nur  eine  andere  Stellung  des  VölkeiTechtes  in  der  Reihe  der  Staatswis- 
senschaften. Es  wäre  eine  Mittelstufe  zwischen  dem  Bundesstaatsrechte  und 
dem  Staatsrechte  der  einstigen  Weltmonarchie.  Diese  Aendening  aber  wäre 
zwar  Wühl  von  wissenschaftlicher  Bedeutung:  allein  zunächst  kaum  fühlbar  im 
Leben  und  in  der  für  das  Leben  bestimmten  Lehre. 

Ueber  den  Werth  der  Kaltenborn'schen  Schrift  als  Literaturgeschichte  ist 
bereits  gesprochen,  auch  dabei  anfrcgeben  worden,  warum  dir  unzulässige  Ver- 
bindung von  BücheraufTührung  und  Materialkritik  der  Wissenschaft  dieser 
letzteren,  räumlich,  nicht  zuträglich  ist.  Diess  darf  jedoch  nicht  hindern,  den 
Werth  dieser  Seite  der  Arbeit,  so  weit  sie  nun  eben  geht,  anzuerkennen. 
Wäre  es  auch  für  den  Verfasser  und  für  die  Leser  besser  gewesen,  wenn  die 
Untersuchung  der  bisher  im  Völkerrechte  aufgestellten  Lehren  nicht  an  die 
einzelnen  Bücher  gebunden,  sondern  nach  ihrer  innem  Bedeutung  und  dem  or- 
ganischen Zusammenhange  vorgenommen  worden  wäre;  und  hätte  ein  Eingehen 
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in  die  einzelnen  Hauptlehren  nur  mit  Dank  angenommen  werden  können:  so 
ist  doch  der  kritische  Theil  hoch  zu  stellen.  Nicht  nur  sind  die  Ausstellungen, 
welche  der  Verfasser  an  dem  jetzigen  Zustande  des  Völkerrechtes  als  Wissen- 
schaft macht,  wohl  begründet ;  sondern  es  ist  namentlich  aueh  der  Hauptgedanke, 
dass  die  Grundlage  des  Völkerrechtes  nicht  in  dem  subjectiven  Willen  der 
einzelnen  Staaten,  sondern  in  der  objectiven  vernünftigen  Ordnung  des  Zusam- 
menlebens verschiedener  Staaten  zu  suchen  sei,  von  hoher  Bedeutung  und  ein- 
leuchtender Wahrheit.  Diess  ist  denn  endlich  eine  Grundlage,  auf  welcher  wir 
zu  sachlich  richtigen  Grundsätzen,  zu  einer  richtigen  Umschreibung  des  Völker- 
rechtes, und  zu  einer  verständigen  Eintheilung  kommen  können.  Wenn  einmal 
ein  aus  diesem  Gedanken  hervorgegangenes  System  vorliegt,  dann  wird  sich 
erst  die  ganze  Bedeutung  und  die  grosse  Verschiedenheit  dieser  Auffassung 
auch  dem  Befangensten  zeigen.  Es  ist  hier  somit  in  der  That  ein  grosser 
Schritt  vorwärts  geschehen.  —  Ob  der  Kritik  der  Systematik  nicht  zu  \1el 
Werth  und  zu  viel  Kaum  eingeräumt  worden  ist,  mag  dahin  gestellt  bleiben. 
Wenn  nur  die  Eintheilung  des  Stoffes  dem  Grundgedanken  der  Wissenschaft 
im  Wesentlichen  entspricht ,  so  liegt  schliesslich  an  dieser  oder  jener  Einzeln- 
heit oder  Eigenthümlicliheit  nicht  viel.  Der  vom  Verfasser  selbst  ausführlich 
gegebene  Entwurf  eines  Systemes  ist  sehr  durchdacht  und  löblich;  und  wenn 
vielleicht  auch  die  Eintheilung  der  Lehren  nach  den  drei  Beziehungen  der 
Souveränetät  der  Staaten,  des  Rechtes  und  der  Pflicht  des  Verkehres  mi^ 
Andern,  endlich  der  Ordnung  der  Gemeinschaft,  noch  logischer  und  namentlich 
dem  Grundsatze  einer  objectiven  Auffassung  noch  gemässer  sein  möchte:  so 
wird  doch  kein  Verständiger  daran  mäckeln,  wenn  Kaltenborn  seinen  Vorsatz 
ausführt,  ein  tüchtiges  Werk  auf  seinen  Grundlagen  und  nach  seinem  Systeme 
zu  liefern. 

Ist  diese  Ansicht  von  der  Kaltenborn'schen  Auffassung  begründet,  so  er- 
giebt  sich  freilich  auch  von  selbst,  dass  die  Arbeiten  von  Haelschner  und 
Pütter  nicht  als  gelungene  betrachtet  werden  können.  —  Dieselben  stimmen 
in  so  ferne  mit  einander  überein,  als  sie  beide  eine  Begründung  des  positiven 
Völkerrechtes  suchen ;  materiell  weichen  sie  freilich  wieder  fühlbar  von  einan- 
der ab.  Der  erstere  findet  nämlich  das  positive  Völkerrecht  begründet  in  dem 
gemeinschaftlichen  Rechtsbewusstsein  der  das  europäische  Staatensystem  bilden- 
den Staaten,  wie  sich  dasselbe  theils  durch  einzelne  Willensäusserungen,  theils 
durch  Gewohnheit,  theils  wohl  auch  durch  Verträge  und  sonstige  Erklärungen 
ausspreche.  Dem  natürlichen  Rechte  räumt  er  lediglich  keinen  Einfluss  dar- 
vauf  ein,  läugnet  sogar  dessen  Vorhandensein  ganz.  —  Pütter  dagegen  erach- 
tet das  positive  Völkerrecht  als  den  freien  vernünftigen  Staatswillen  der  christ- 
lichen souveränen  Staaten  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnisse,  und  namentlich  das 
allgemeine  positive  Völkerrecht  als  die  Uebereinstimmung  dieser  Staatswillen. 
Dabei  gestattet  er  eine  Unterscheidung,  aber  nicht  Trennung,  des  philosophi- 
schen Völkerrechtes,  als  des  aus  allgemeinen  Vernunftgesetzen  mit  Nothwen- 
keit  Folgenden,  von  dem  positiven;    und  verbindet  beide  zu  dem  praktischen 
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Völkerrechte.  —  In  der  späteren  grösseren  Abhandlung  giebt  er  aber  diesem 
seinem  praktischen  Völkerrechte  die  subjective  „Freiheit  des  freien  Staatswil- 
lens der  souveränen  Völker"   als  sachliche  Grundlage  und  durchweg  entschei- 
dende Norm.  —  Das  vorstehende  Urtheil  über  diese  Arbeiten  wird  aber  dnrch 
eine  doppelte  Erwägung  bestimmt.  —    Einmal  durch  den   nur  sehr  relativen 
Werth,  welchen  man  der  formellen  Durchführung  an  sich  nicht  neuer  Sätze  in 
dem  Gedankengange  und  dem  Sprachgebrauche  einer  bestimmten  Schule  beilegen 
muss.    Mag  eine  solche  Umkleidung  auch   eine  Bedeutung  für  die  Schule  ha- 
bou,  (weil  es  eine  Probe   der   Anwendbarkeit    ihrer  Sätze  und    ihrer  Methode 
ist;)   so   ist  diess  keineswegs  für  die  concrete  Wissenschaft,   welche  gar  leicht 
nur  eine  neue  Wortfassung  ihres  alten  Besitzes  erhält,   dadurch   aber  leicht 
mehr  verwirrt  als  gefördert  wird.    In    so  ferne  also    die  in   Frage  stehenden 
Abhandlungen   in  der  Hauptsache   nur   als  Anpassungen   älterer  Sätze  an  die 
Hegel'sche  Schule  und  Methode  erscheinen,  sind  sie  vom  Standpunkte  des  Völ- 
kerrechtes nicht  eben  so  hoch  anzuschlagen.     Die   älteren    Völkerrechtslehrer, 
welche  jetzt  gerne  wegen  ihrer  Begriffslosigkeit  hai-t  angelassen  werden,  haben 
schon  bisher  ungefähr  das  Nämliche  mit  anderen  Worten  gesagt.     Und  wenn 
»    allerdings  in   der  jetzigen  richtigeren  Auffassung    des    Gewohnheitsrechtes  ein 
wissenschaftlicher  Fortschritt  nicht  zu  verkennen  ist:    so    verschwindet  dieser 
in  der  praktischen  Anwendung  wieder  beinahe  ganz,  wenn  es  sich  vom  Beweise 
bei   dem  Einen   von  dem  Vorhandensein   eines    Gewohnheitsrechtes,  bei   dem 
Andern  von  dem  Vorhandensein  eines  Rechtsbewusstseins  handelt,   indem  dann 
Beide  eben  auch  darauf  verwiesen  sind,    zu  zeigen,   dass  und  wie  weit  ein  be- 
stimmter Satz  wirklich  die  Ueberzeugung  und  Richtschnur    dieser  oder  jener, 
vieler  oder  weniger  Staaten  ist.  —    Einen   zweiten  Grund  zu    abfälliger  Beur- 
theilung  giebt  der  Umstand ,  dass  beide  Schriftsteller  materiell  unrichtige  Sätze 
vertheidigen.      Hälschner   will    kein   philosophisches    Völkerrecht    anerkennen. 
Es  ist  in  der  That  schwer  zu  begreifen,  wie  geläugnet  werden  kann,   dass  auch 
die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Staat  und  Staat  rein  vernünftig  begriffen  wer- 
den können,  und  sogar,  wissenschaftlich,  begriffen  werden  müssen.    Was  aber 
die  Pütter'sche  Zurückführung  des  Völkerrechtes  auf  die  subjective  vernünftige 
Freiheit  eines  jeden   einzelnen  Staates  betrifft,  so  kann  diese  Grundlage  ent- 
weder nur  zu  einem  Chaos  von  Willkür   und    zu  völliger  Aufhebung  des  Völ- 
kerrechtes, als  eines  wesentlich  gemeinschaftlichen  Rechtes ,  führen ;    oder  aber 
es  muss  durch  dialectische  Künste  der  subjectiven  Freiheit  wieder  ein  inner- 
lich nothwendiger  objectivcr  Inhalt  gegeben  werden ,  und  dann  ist  es  einfacher 
und  klarer,  diesen  gleich  aufzuführen  und  an   die  Spitze  zu  stellen,  und  nicht 
nur  Forderungen,   sondern  auch  Pflichten  als  Gegenstand   des  Völkerrechtes 
anzuerkennen. 

2.    Grundrisse. 

Es  ist  Sitte  geworden,   auf  die  blossen  Grundrisse  zum  Gebrauche  bei 
Vorlesungen  als  auf  „literarische  Speisezettel"  hoch  herabzusehen.      Diess  ist 


Systematische  Arbeiten.    Grundrisse.  2g3 

ganz   verkehrt.     Wenn  freilich    ein   akademischer  Lehrer  nach  langen   Jahren 
kein    anderes   Denkmal  seiner   schriftstellerischen   Thiitigkeit    aufzuweisen  hat, 
oder  wenn  er  sich  auf  eine  solche  Arbeit  viel  zu  Gute   thun  will,   dann    mag 
ein  spöttisches  Lächeln  an  der  Stelle  sein.     Auch  ist  natürlich,  dass  Niemand 
aus  Paragraphen-Yerzcichnissen  mit  oder  ohne  Literatur  durch  Selbststudium 
eine  Wissenschaft  erlernen  kann.     Allein   dennoch   ist   ein  guter  Grundriss  in 
mehr  als  Einer  Beziehung   eine   nützliche  Arbeit.     Zunächst  als  Leitfaden  für 
mündliche  Vorträge;  dann  aber  auch  zur  schnellern  Uebersicht  über  die  Stoff- 
anordnung eines   andern  Mannes  vom  Fache   und  zur  Erinnemng  an  das  bei 
eigener  Arbeit  etwa  Vergessene.    Desshalb   dürfen  denn  auch  die  kleinen  Ar- 
beiten des  Dänen  Kolderup-Rosenvinge*)  und  der  Deutschen  Winter'*), 
M  i  c  h  e  1  s  e  n  3)  und  P  ö  z  1  *)  nicht  ganz  übergangen  werden.  —  Die  Grundrisse 
der  Letzteren  enthalten    nur   Eintheilungen  und   Paragraphen  -  Ueberschriften ; 
jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  Michelscn  und  Pözl  gelegentlich  Büchertitel    . 
beifügen,  Winter  aber  ausser  dem  (philosophischen  und  positiven)  Völkerrechte 
auch  noch  die   auswärtige  Politik    aufnimmt.    Weit  reichhaltiger  an  Stoff  ist 
das  dänische  Werkchen.     Der  Text  ist  sehr  kurz  und  bestimmt;    aber  die  No- 
ten geben  vielfache  Erläuterungen,  Beispiele  und  Literatur-Nachweisungen.    Es 
besteht  wohl  im  Deutschen  ein  Grundriss  von  gleicher  Brauchbarkeit  nicht.  Im 
Uebrigen  stimmt  freilich   das  System  in    allen  vier  Schriften  nicht  mit  den  so 
eben    gemachten    Andeutungen    über   richtige    Eintheiluug    des    Gegenstandes 
überein. 

Sehr  verschieden  von  den  bisher  genannten  nach  Form  und  Zweck,  aber 
doch  am  Ende  eben  auch  ein  „Grundriss"  ist  eine  kleine  Arbeit  von  J. 
Bentham  über  das  Völkerrecht,  welche  in  der  englischen  Gesammtaus- 
gabe  seiner  Werke  zum  ersten  Male  abgedruckt  ist  *).  Der  Zweck  der 
wenigen  Blätter  ist  nämlich  auch  kein  anderer,  als  die  Entwerfung  blosser 
Grundlinien  eines  Systemes  des  Völkerrechtes.  Allein  nichts  kann  abweichen- 
der sein,  als  die  Methode.  Anstatt  einer  gleichmässigen  und  systematisch 
geordneten  Bezeichnung  der  sämmtlichen  die  Völkerrechts- Wissenschaft  bilden- 


1)  Kolderup-Rosenvinge,  J.  L.  A.,  Grundrids  af  den  positiv  Folkeret,  2.  Udg 
Kjöbenh.,  1835. 

2)  Winter,  Systeme  de  la  diplomatie.    Berl.  et  Par.,  1830. 

3)  Michels en,  A.  L.  J.,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  positives  Völkerrecht  Kiel, 
1840. 

4)  P  ö  z  1 ,  J. ,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  europäisches  Völkerrecht.  München, 
1852. 

5)  Bentham,  Jerem. ,  Principles  of  Internaüonal  Law.  In  dessen  Works,  now  first 
coUected  under  superintendence  of  J.  Bowring,  Part  VIII,  S.  535  fg.;  und  als  An- 
hang ;  Juncliana  proposals ,  das. ,  S.  561  fg.  Verfasst  sind  die  Principles  in  den 
J.  1787—1789,  der  Anhang  aber  1822. 
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den  Materien  formulirt  Bentham  die  materiellen  Grundlagen  des  internationa- 
len Rechtes,  wie  er  sich  dasselbe  denkt,  beweist  deren  Richtigkeit,  und  deutet 
dann  mit  wenigen  Strichen  an,  welches  Gebäude  sich  auf  denselben  errichten 
liesse.  Nur  Einen  Punkt  behandelt  er  ausführlicher;  und  ein  (freilich  wohl 
nicht  von  ihm  selbst,  sondern  vom  Herausgeber  dazu  gefügter)  Anhang  soll  in 
einem  Beispiele  die  praktische  Anwendung  der  Principien  zeigen.  Der  als 
Grundlagen  betrachteten  Punkte  sind  aber  vier:  die  Objecto  des  Völkerrechtes, 
nämlich  die  Erstrebung  des  allgemeinen  Nutzens  im  Verkehre  unabhängiger 
Staaten  und,  im  Falle  eines  Krieges,  die  Herbeiführung  des  möglichst  geringen 
Unglückes;  die  Subjecte  des  Völkerrechtes,  oder  die  Bestimmungen  über  die 
völkerrechtliche  Unterthantjnschaft ;  die  Ursachen  und  Wirkungen  des  Krieges; 
endlich  die  Mittel  zu  einem  ewigen  Frieden.  Der  Anhang  bespricht  eine  Durcb- 
stechung  der  Meerenge  von  Panama  durch  eine  Actiengesellschaft ,  „Junctiana" 
zu  benennen.  Am  ausführlichsten  ist  der  Plan  das  ewigen  Friedens  bearbeitet, 
zu  dessen  Bewerkstelligung  eine  vertragsmässige  allseitige  Herabsetzung  und  Auf- 
hebung der  Land-  und  Seemacht,  verbunden  mit  der  freiwilligen  Losgebung  aller 
Kolonieen  und  entfernten  Besitzungen,  sodann  die  Gründung  eines  durch  die 
öffentliche  Meinung  zwingenden  Völkergerichtes  vorgeschlagen  werden.  —  Es 
ist  nicht  möglich,  ein  bezeichnenderes  Muster  von  der  staunenswerthen  analy- 
tischen Kraft,  der  enge  geschlossenen  Logik,  der  völligen  Furchtlosigkeit  selbst 
vor  einer  Absurdität  der  Folgesätze,  der  Gedrängtheit  der  Worte  und  Gedan- 
ken Bentham's  aufzuweisen,  als  diese  kleine  Arbeit  über  das  Völkerrecht.  Wer 
den  Mann  etwa  noch  nicht  kennen  sollte,  der  kann  ihn  hier  in  seiner  ganzen 
Eigenthümlichkeit  vor  sich  sehen.  Auch  sein  Nützlichkeits  -  Princip  zeigt  sich 
in  völliger  Starrheit  und  Unzureichenheit.  Die  Auffindung  und  Bekanntmachung 
der  Handschrift  ist  somit  ein  wahres  Yerdienst.  Daran  ist  freilich  nicht  zu 
denken,  dass  sich  ein  umfassendes  und  zu  praktischen  Zwecken  brauchbares 
System  des  Völkerrechtes  auf  diesen  engen  und  fast  willkürlich  gawählten 
Grundlagen  errichten  liesse.  Allein  zu  lernen  und  zu  benutzen  ist  dennoch 
>iel  Neues;  eine  schärfere  und  gedrängtere  Kritik  vieler  gemeinhin  angenom- 
mener Sätze  lässt  sich  nicht  denken.  So  sind  z.  B.  die  über  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  vorgebrachten  Sätze  ohne  allen  Zweifel  zum  grossen  Theile 
unrichtig;  allein  die  logische  Herauswicklung  derselben  aus  dem  Begriffe  des 
ünterthanen  (so  wie  schon  die  Erörterung  dieses  letztern  Verhältnisses)  ist 
unübertrefflich. 

3.     Systeme   des    philosophischen    Völkerrechtes. 

Als  einer  der  beiden  Hauptgründe  der  grossen  neueren  Thätigkeit  im 
Völkerrechte  ist  wiederholt  die  weitere  Entwicklung  der  Philosophie  über  den 
Kant'schen  oder  gar  WolPschen  Standpunkt  hinaus  anerkannt  worden.  Man 
sollte  nun  glauben,  dass  dieser  Einfluss  der  jüngeren  Philosophie  sich  vorzugs- 
weise auch  in  einer   grossen  Anzahl  von   ganzen  Systemen   des   philoso- 
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phischen  Völkerrechtes,  und  zwar  von  Systemen  in  allen  neuen  Schulen, 
zeigen  werde.  Dem  ist  denn  nun  aber  erfahrungsgemäss  nicht  so.  Es  sind 
zwar  auch  in  der  letzten  Zeit  Systeme  des  natürlichen  Völkerrechtes  erschie- 
nen ;  allein  theils  sind  deren  nicht  so  viele,  als  man  erwarten  sollte,  theils, 
was  noch  auffallender  ist ,  gehören  sie  noch  der  älteren  Philosophie  an,  und 
sind  beinahe  ausschliesslich  von  Nichtdeutschen  vertasst  oder  wieder  heraus- 
gegeben. 

Diese  Erscheinung  lässt  sich  jedoch  erklären.  Es  ist  soeben  ausgeführt 
worden,  dass  selbst  in  Deutschland,  dem  Vaterlande  der  philosophischen  Be- 
wegungen, die  kritischen  Untersuchungen  über  die  ersten  Grundlagen  des  Völ- 
kerrechtes noch  keineswegs  abgeschlossen,  zum  Theile  noch  nicht  einmal  recht 
angefasst  sind.  Es  begreift  sich  also,  dass  Deutsche  einer  Seits  Bedenken 
tragen,  ganze  Lehrgebäude  auf  einem  noch  nicht  ganz  fundamentirten  Boden 
zu  errichten,  anderer  Seits  aber,  wenigstens  grössten  Theiles,  die  früheren  Phi- 
losophieen  für  übeniMinden  ansehen  und  auf  deren  Standpunkt  jetzt  nichts 
mehr  schaffen  wollen.  Sie  tragen  also  ihre  Thätigkeit  im  Völkerrechte,  auch 
in  so  ferne  sie  von  der  Philosophie  ausgehen  sollte,  zunächst  noch  auf  andere 
Aufgaben,  als  auf  die  Schaffung  geschlossener  Systeme.  Die  übrigen  Cultur- 
völker  dagegen,  welche  weniger  Neigung  und  Anlage  zur  abstracten  Philosophie 
haben  und  der  Bewegung  in  Deutschland  nur  in  grossem  zeitlichem  Abstände 
folgen ,  haben  nicht  das  Bewusstsein  Veraltetes  zu  liefern ;  desshalb  kann  bei 
ihnen,  wenn  nur  sonst  ein  Grund  vorhanden  ist,  unbefangen  ein  neues  System  des 
philosophischen  Völkerrechtes  geliefert  oder  ein  früheres  noch  einmal  ans  Licht 
gezogen  werden,  welches  in  einer  diesseits  des  Rheines  längst  und  vollkommen 
verklungenen  Lehre  seine  Wurzel  hat. 

So  erklärt  sich  denn  vor  Allem  ganz  gut,  dass  noch  in  der  jüngsten  Zeit 
in  England ,  in  Frankreich  und  in  Spanien  eine  ganze  Reihe  commentirter  und 
vermehrter  neuer  Ausgaben  von  Grotius,  Bourlamaqui,  Vattel  und  Rayneval 
erschienen  ist. 

Am  natürlichsten  ist  diess  allerdings  bei  Grotius  selbst.  Sein  Werk 
bleibt  denn  doch  immer  die  Grundlage  der  ganzen  Wissenschaft;  und  es  hat 
also  neben  seinem  dogmatischen  Werthe  eine  grosse  geschichtliche  Bedeutung. 
Diese  hervorzuheben  und  der  jeweiligen  Auffassung  begreiflich  zu  machen ,  ist 
somit  ein  zu  jeder  Zeit  möglicher  und  nützlicher  Gedanke.  Die  eben  angedeu- 
teten Erwägungen  müssen  aber  doch  zur  Erklärung  theilweise  beigezogen  wer- 
den, wenn  man  findet,  dass  über  diese  Aufgabe  hinaus  der  Text  des  Werkes 
selbst  neu  herausgegeben,  übersetzt  und  mit  einem  neuen  Commentare  von 
notis  variorum  begleitet  wird,  wie  diess  so  eben  wieder  geschehen  ist,  und 
zwar  von  einem  so  bedeutenden  Manne,  wie  W.  Whewell  *). 

^ r 

1)  Grotius,  H.,  De  jure  belli  et  pacis,  accompagnied  by  an  abrigded  translation  of 
the  text.  By  W.  Whewell,  with  notes  of  the  aulhor,  Bourlamaqui  and  olhers. 
I — in.  Cambr. ,  1854.  —  Die  Ueberselzung  ist  auch  abgesondert  erschienen  u. 
d.  T.  :  Grotius  on  the  rights  of  war  and  peace,  an  abrigd.  transl.  of  W.  W. 
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Vattel  ist  bekanntlich  eine  grosse  Auctorität.  Schon  längst  hat  in 
den  ausserdeutschen  Ländern  keine  Bearbeitung  des  philosophischen  Völker- 
rechtes eine  so  allgemeine  Billigung  und  Bentltzung  gefunden,  als  eben  sein 
Handbuch.  Alle  Auseinandersetzungen,  dass  dasselbe  denn  doch  nur  eine  les- 
barere, zum  Theile  sogar  verschlimmbesserte  Uebersetzung  von  Wolfs  "Werk 
sei,  dass  dasselbe  sich  keineswegs  durch  eine  tiefe  Auffassung  und  kernhafte 
Beweisführung  auszeichne,  dass  es  um  ein  Jahrhundert  hinter  dem  jetzigen 
Stande  der  Philosophie  zurück  sei,  haben  lediglich  nichts  verfangen.  Es  gilt 
bei  Diplomaten  und  namentlich  bei  Consuln  als  eine  Art  von  Orakel,  wird 
nicht  selten  sogar  in  Staatsscbriften  als  ein  unbeantwortbarer  Beweis  an- 
geführt, und  bietet  somit  das  eigenthümliche  Schauspiel  eines  fast  zum  posi- 
tiven Gewohnheitsrechte  gewordenen  Lehrgebäudes  dar.  —  Was  aber  Bour- 
lamaqui  und  Rayneval  betrifft,  so  sind  sie  zwar  nicht  so  weit  verbreitet 
und  so  hoch  geschätzt ;  allein  ihre  flache,  anscheinend  so  klare  Auffassung  des 
Völkerrechtes,  welcher  gemäss  dieses  einfach  ein  Abschnitt  oder  eine  Anwen- 
dung des  natürlichen  Privatrechtes  ist,  hat  doch  auch  ihnen  schon  früher  viele 
Leser  verschafft,  (Bourlamaqui  namentlich  in  England,)  und  lässt  sie  auch  jetzt 
noch  practisch  manchfach  gebrauchen.  —  Die  neuen  Ausgaben  dieser  Stamm- 
halter des  philosophischen  Völkerrechtes  sind  denn  nun  aber  folgende :  Von 
Vattel  sind  vor  Allem  neue  Abdrücke  der  französischen  Urschrift  mit  al- 
lerlei Anhängen  und  Erweiterungen  erschienen.  Der  erste  derselben ,  im 
Jahre  1835  von  Hoffmanns  herausgegeben*),  enthält  ausser  dem 
Texte  von  Vattel  die  kleine  oben  bereits  besprochene  Schrift  von  Sir  J.  Ma- 
cintosh und  ein  völkerrechtliches  Bücherverzeichniss.  Der  andere  im  Jahre 
1838  vom  Graven  Hauterive  veranstaltete  *)  giebt  ebenfalls  ein  Bücherver- 
zeichniss und  überdiess  einige  vollkommen  nutzlose  und  veraltete  Aufsätze  von 
Vattel  selbst,  von  Chambrier  d'Oleires  und  Sulzer.  Sodann  liegen  neuere 
üebersetzungen  in  mehrere  Sprachen  vor.  Eine  englische  Uebersetzung  ist 
von  dem  im  Handelsrechte  rühmlichst  bekannten  Rechtsgtlehrten  Chitty  un- 
ternommen, und  mit  einigen  Anmerkungen,  Anführungen  englischer  Gerichts- 
sprüche und  einer  unbedeutenden  literargeschichtlichen  Einleitung  verschen 
worden  *).    Namentlich  in  Amerika   hat  diese  Bearbeitung  grosse  Verbreitung 


1)  Vattel,  Em.  de,  Le  Droit  des  Gens,  ou  principes  etc.  Nouv.  Edition  augmcntee 
de  quelques  remarques  nouvellcs  et  d'une  bibliog^apbic  choisie  et  systematiquc 
du  Droit  de  la  Nalurc  cl  des  "Gens,  par  Mr.  de  Hoffmanns,  prdc.  d'un  discours 
par  Sir  J.  Macintosh,  trad.  par  M.  P.  Roy  er- CoUard.  I.  U.     Paris,  1836. 

2)  Vattel,  Em.  de,  Droit  des  Gens.  Ed.  pr^cedöe  d'un  Essai  de  l'auteur  sur  le  Droit 
naturel ;  illustr^e  de  qucstions  et  d'observalions  par  Mr.  le  Bon.  de  Chambrier 
d'Oleires;  avec  des  annexes  nouvelles  de  Mr.  de  Vattel  et  de  Mr.  Sulz  er, 
an  Compendium  bibliograpbique  par  Mr.  le  Cte.  d'Uautcrivc.  I.  II.  Par.,  1838. 

3)  Vattel,  Eni.  de,  Tbc  Law  of  Naüons.  A  new  ediüou  by  J.  Chitty.  Lond., 
1834. 
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gefunden  *).  Ferner  bestehen  mehrere  Uebersetzungen  ins  Spanische ;  die 
eine,  von  Otarena,  nur  das  Werk  selbst  wiedergebend  *),  die  andere  mit 
den  oben  erwähnten  Zugaben  von  Hoffmanns  ^).  Endlich  aber  ist  auch  noch 
ein  förmlicher  Commentar  zu  Vattel  erschienen,  und  zwar  von  dem  noch  öfter 
im  Verlaufe  dieses  Versuches  zu  nennenden ,  portugiesischen  Staatsmanne 
Pinhciro-Ferreira  *).  Diese  Schrift  ist  wenigstens  von  einer  vergleichens- 
werthen  Bedeutung.  Es  kann  nämlich  nicht  geläugnet  werden,  dass  manche  der 
Bemerkungen  eine  richtige  Polemik  gegen  Vattel  enthalten,  besonders  die  Un- 
genauigkeit  desselben  in  Worten  und  Begriffen  siegreich  nachweisen ;  und  dass 
andere  derselben  eigene  Ausführungen  des  Verfassers  liefern,  welchen  die 
Beachtung  nicht  entgehen  kann,  die  jeder  Ansicht  eines  gelehrten  und 
selbststündigen  Mannes  gebührt.  Doch  ist  auch  gar  Manches  auszusetzen.  Vor 
Allem  waren  Erörterungen  über  das  erste  Buch  von  Vattel,  bekanntlich  ein 
gar  schwaches  Staatsrecht  enthaltend,  völlig  überflüssig ;  und  diess  um  so  mehr, 
als  man  die  Ansichten  des  Commentators  über  das  öffentliche  Hecht  schon  längst 
kannte.  Sodann  daii  man  sich  wohl  über  den  Ton  wundern ,  welchen  der  Ver- 
fasser der  Noten  gegen  den  Urheber  des  von  ihm  selbst  als  „klassisch"  be- 
zeichneten Werkes  nicht  selten  einhäUt.  Gott  bewahre  Jeden  vor  seinen  Freun- 
den !  Endlich  und  hauptsächlich  aber  drängt  sich  der  allgemeine  Zweifel  auf, 
ob  überhaupt  durch  die  Erläuterung  eines  philosophischen  Werkes  mittelst 
vereinzelter  Noten  viel  gewonnen  werden  kann.  Selbst  wenn  solche  vereinzelte 
Sätze  schärfer  und  tiefer  eindringen,  als  wohl  in  dem  vorliegenden  Falle  zu- 
weilen geschehen  mag,  so  gebricht  ihnen  doch  der  allgemeine  Ausgangs-  und 
Anhaltspunkt,  die  Ucbersicht,  damit  aber  die  rechte  Beweiskraft  und  Belehrung. 
—  Von  Bourlamaqui  ist  allerdings  nicht  das  ganze  ursprüngliche  Werk 
wieder  abgedruckt  worden.  Nachdem  im  Jahre  1820  der  ältere  Dupin  nur 
die  drei  letzten  Bände,  welche  das  VölkeiTCcht  enthalten,  neu  herausgegeben 
hatte,  ist  im  Jahre  1830  auch  eine  neue  Auflage  des  Auszuges  erscliienen,  wel- 
chen de  Fclice  schon  vor  mehr  als  siebzig  Jahren  gemacht  hatte  *).    Später  sind 


1)  Es  liegt  eine  sixth  American  cdition,  Philad.,  1844,  vor  mir. 

2)  Vattel,  El  Derecho  de  Genies,  o  principios  etc.,  trad.  en  castellano  por  D.Lac. 
Mig.  Otarena,  I.  II.     Madr.,  1822. 

3)  Wattel,  G.  de,  (sie)  Derecho  de  Gentes,  o  principios  etc.  con  una  introducion  por 

Sir  J.  Makintosh  y  una  bibliolheca  selecta.     I — IV  16mo.     Par.,  1836. 

4)  Pinheiro-Ferreira,  M.  S.,  Notes  et  table  generale  analytique  de  l'ouvrage  de 
Vattel.    Par.,  1838. 

5)  Die  Principes  du  Droit  de  la  Nature  et  des  Gens  erschienen  ursprünglich  in  Yyer- 
don,  1766  fg.,  in  8  Bänden;  die  drei  letzten  aber  wieder  abgesondert  unter  dem 
Titel :  Droit  de  la  nature  et  des  gens,  nouv.  öd.  revue  par  Dupin.  Par.,  1820 — 21, 
5  Bde.    —  Die  ursprüngliche  Ausgabe  des  Auszuges  ist:  Le^ons  de  droit  de  la 
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auch  mehrere  spanische  Uebersetzungen  unternommen  worden  ^).  Zu  welchem 
Zwecke  dicss  Alles,  ist  freilich  scliwer  einzusehen.  —  Die  neue  Ausgabe  von 
Kayneval  endlich^)  hat  wohl  mehr  die  Pietät  des  Sohnes,  als  ein  wirkliches 
Bedtlrfniss  veranlasst. 

Die  Gründe,  warum  in  der  jüngsten  Zeit  solche  Systeme  des  philosophi- 
schen Völkerrechtes  nicht  wohl  zu  erwarten  waren,  welche  vollständig  auf  der 
Höhe  der  sonstigen  Ausbildung  der  Philosophie  gestanden  hätten,  sind  oben 
angedeutet  worden.  Und  so  hat  es  sich  denn  auch  in  der  Erfahrung  gezeigt. 
Wir  haben  zwar  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Reihe  von  neuen  Systemen 
erhalten;  aber  sie  haben  die  Wissenschaft  nicht  viel  gefördert,  und  sind  mehr 
als  die  Nachzügler  einer  früheren,  denn  als  die  Herolde  einer  kommenden 
Entwicklungsstufe  zu  betrachten.  Diess  gilt  denn  namentlich  von  den  Schrif- 
ten der  Italiener  Baroli  und  Tolomei,  unseres  Landsmannes  K.  S.  Zachariä 
und  des  Belgiers  Destriveaux,  welche  sämmtlich  der  Kant'schen  Schule  an- 
gehören. Aber  auch  durch  das,  was  der  Portugiese  Pinheiro-Ferreira 
gegeben  hat,  sind  wir  wenig  gefördert  worden,  wenn  schon  nicht  ganz  aus 
derselben  Ursache. 

Baroli,  Lehrer  der  Philosophie  in  Pavia,  hat  ein  sehr  umfassendes 
Werk  über  Rechtsphilosophie  geschrieben,  dessen  ganze  fünfte  und  sechste  Band 
dem  philosophischen  Völkerrechte  gewidmet  ist  ■).  Der  allgemeine  Eindruck, 
welchen  das  Buch  macht,  kann  nicht  anders  als  günstig  sein.  Es  ist  eine 
fleissige,  verständige  Arbeit,  ohne  Gespreiztheit  und  hochtönende  Redensarten, 
in  seiner  ganzen  Art  fast  deutsch;  wie  denn  auch  der  Verfasser  die  deutsche' 
Literatur  wohl  kennt.  Auch  mag  gar  wohl  sein,  dass  diese  ausführliche  Er- 
örterung auf  Kant'schem  Standpunkte  in  Italien  verdienstlich,  weil  den  Meisten 
neu  war.  Allein  im  Allgemeinen  ist  natürlich  nichts  damit  gewonnen,  wenn 
wieder  einmal  das  Recht  auf  die  Bewahrung  vor  Verletzung  gestützt,  damit 
aber  auch  abgegrenzt  wird.  Wie  wenig  der  Verfasser  eine  freie  Auffassung 
von  der  Grundlage  und  dem  Ziele  des  Völken-echtes  hat,  geht  schon  daraus 
hervor,  dass  er  das  Recht  auf  Verkehr  ausdrücklich  läugnet;  und  wie  wenig  er 
den  neuen  Untersuchungen  von  dem  Wesen  des  Rechtes  überhaupt  gefolgt  ist, 
zeigt  seine  oberflächliche,  veraltete  Ansicht,  dass  das  philosophische  Recht  da 


Nature  et  de  Gens  par  de  Feiice.    Yverd.,  I— IV.    Der  neue  Abdruck  aber  ist  er- 
schienen in  2  Bdcn,  Paris,  1830. 

1)  Burlamaqui,     Elementes    del   Derecho    natural  .  .    trad.    por    J.   B.    Garcia 

Suelto.     Ed.  2,  I.  II.     Par,  1838.   —  Principios  del  derecho  natural,   trad-  por 
D.  M.  G.  V.    1837. 

2)  Rayncval,  Ger.  de,  InsUtnüons  du  Droit  de  la  Nature  et  des  Gens.  Nouv.  ^dit 
par  de  Rayneval.  L  U.  Par.,  1832.  —  Auch  hiervon  giebt  es  eine  spanische 
Ueberselzung. 

3)  Baroli,  P.,  Dirillo  naturale  privalo  el  pubblico.  I — VI.  Cremona,  1837.  —  Ueber 
einen  andern  Theil  das  Werkes  s.  oben,  S.  247.  * 
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gelte,  wo  eine  Lücke  im  positiven  Rechte  sei.  Auch  wird  natürlich  das  philo- 
sophisclie  Recht  dadurch  nicht  in  sich  klarer  und  überzeugender,  dass  überall 
positives  beigemischt  ist,  bald  als  vermeintlich  beweisendes  Beispiel,  bald  in 
selbstständiger  Ausführung.  Allerdings  wird  dieser  Fehler  auch  von  Anderen 
begangen ;  allein  er  zeigt  desshalb  nicht  minder,  wo  er  vorkömmt,  einen  Mangel 
an  philosophischer  Kraft. 

Von  noch  ungleich  geringerem  Werthe  ist  der  Abschnitt ,  welchen  T  o  1  o  - 
mei  in  Padua,  ebenfalls  in  einem  grösseren  Werke  über  philosophisches 
Recht,  dem  Völkerrechte  widmet  *).  Es  sind  nur  die  allereleraentarsten  Be- 
griffe, ohne  gründliche  Ausfühning  oder  tiefere  Auffassung.  Den  Stoff  liefert 
Vattel,  die  Philosophie  Kant. 

Ohne  Vergleich  besser  allerdings,  aber  doch  auch  nicht  vortrefflich  ist, 
was  K.  S.  Zachariä  leistete.  Er  hat  den  fünften  Band  seiner  „Vierzig  Bü- 
cher vom  Staate"  dem  Völkerrechte  gewidmet  *).  Ven  einer  Arbeit  dieses 
geistreichen  und  gelehrten  aber  bizarren  Mannes  erst  noch  zu  versichern,  dass 
sie  das  Ergebniss  eines  scharfen  Verstandes  und  eines  reichen  Wissens  sei, 
ist  eben  so  überflüssig,  als  bemerklich  zu  machen,  dass  sie  auf  eine  auffallende, 
wohl  auf  eine  gesuchte  Weise  von  dem  Gewöhnlichen  und  Angenommenen  ab- 
weiche. Hier  kommt  aber  noch  dazu,  (wie  man  in  der  zweiten  Ausgabe  der 
Vierzig  Bücher  gar  manche  Gelegenheit  zu  bemerken  hat,)  dass  der  schon  sehr 
alternde  Verfasser  zwar  von  den  neueren  Erscheinungen  in  der  Wissenschaft 
und  im  Leben  Kenntuiss  nahm ,  dieselben  scharfsinnig  in  ihrer  Bedeutung  er- 
kannte und  sie  schon  aus  gelehrter  Eitelkeit  nicht  übergehen  wollte ;  dass  er 
aber  doch  nicht  mehr  vermochte  oder  beliebte,  sein  feststehendes  System  mit 
neuen  tiefgreifenden  oder  gar  wesentlich  umgestaltenden  Gedanken  und  That- 
sachen  organisch  und  vollständig  zu  durchdringen,  und  daher  nicht  selten  den 
Ausweg  ergriff,  sich  mit  einer  sonderbaren  und  geistesblitzenden  allein  nur  äus- 
serlichen  Hineinstellung  oder  Anklebung  abzufinden.  In  anderen  Fällen  geht 
er  an  einem  weit  greifenden  Gedanken  schnell  vorüber,  ihn  kurz  mit  einem 
unstichhaltigen  Grunde  bei  Seite  stossend.  Nur  auf  diese  Weise  kann  man 
sich  denn  sowohl  die  Oekonomie  des  vorliegenden  Buches,  als  den  Mangel  an 
innerem  Zusammenhange  erklären.  Es  zerfällt  nämlich  in  zwei  Haupttheile : 
in  das  Naturrecht  in  seiner  Anwendung  auf  das  Verhältniss  unter  den  Völkern, 
und  in  das  Völkerstaatsrecht.  Jenes  ist  ein  gewöhnliches ,  freilich  ziemlich  un- 
vollständiges, Völkerrecht  auf  Kaut'schem  Standpunkte.  Dieses  dagegen  han- 
delt von  Völkerbünden  (rechtlich,  politisch  und  geschichtlich),  vom  Weltbür- 
gerrechte und  vom  Staatenrechte,  d.  h.  von  der  CoUision  der  Gesetze.  Hier 
einen  organischen  Gedanken  und  eine  scharfe  Aussonderung  verschiedener 
Wissenschaftskreise  zu  finden,  dürfte  eben  so  unmöglich  sein,  als  dem  Gegebe- 


1)  Tolomei;  G.,  Corso  elementare  di  Diritto  naturale  o  razionale.   I— HI.  Päd.,  1848. 

2)  Zachariä,  K.  S.,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  2te  Aufl.    Bd.  V.  Heidelb ,  1841. 
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nen  dennoch  bei  näherer  Uekauntschaft  vielfache  Anerkennung  des  Talentes 
und  Wissens  zu  versagen.  Die  ganze  Gegeneinandersetznng  und  Ausschliessung 
des  Völkerrechtes  und  des  Staatenrechtes  ist  eben  so  unklar,  als  sonderbar. 
Nicht  selten  stosst  man  auf  kaum  glaubliche  Spitzfindigkeiten  und  Scheingründe, 
(so  z.  B.,  dass  eine  Auslieferung  politischer  Flüchtlinge  nicht  stattzufinden  habe, 
vreil  sie  eine  unerlaubte  Intervention  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  an- 
dern Staates  wäre  ;  oder  dass  ein  Staatsvertrag  über  ein  Hoheitsrecht  ungültig 
sei,  weil  das  Staatsoberhaupt  die  Pflicht  habe,  den  Staat  nach  den  jeweiligen 
Bedürfnissen  zu  regieren,  auf  eine  Pflicht  aber  nicht  verzichtet  werden  könne  i 
und  dergleichen  mehr.)  Die  ganze  Geschichte  des  sogenannten  europäischen 
Völkerstaates  ist  nichts  anderes  als  eine  Philosophie  der  Geschichte  seit  dem 
Untergange  des  weströmischen  Reiches,  somit  einem  Systeme  des  internationa- 
len Rechtes  ganz  fremdartig.  Dagegen  sind  aber  andere  Kapitel  höchst  bedeu- 
ten und  die  reiche  Frucht  des  Studiums  eines  ganzen  Lebens.  So  z.  B.  das 
sogenannte  Staatenrecht.  Davon  nicht  zu  reden,  dass  fast  jede  Seite  irgend 
einen  geistreichen  Gedanken  oder  eine  gelehrte  Hinweisung  giebt.  Freilich 
wird  man  auch  hier  nicht  immer  mit  dem  Verfasser  übereinstimmen  können  ; 
allein  sicher  wird  man  von  ihm  zum  eigenen  Denken  genöthigt  sein.  Mit 
Einem  Worte,  Zachariä  hat  auch  dieser  Arbeit  den  Stempel  seiner  ganzen  be- 
deutenden Persönlichkeit  aufgedrückt,  dagegen  aber  eine  Abrundnng  und  ein 
beruhigendes  Abschliessen  der  Wissenschaft  entweder  selbst  nicht  gehabt  oder 
wenigstens  nicht  geben  wollen. 

Eine  hohe  wissenschaftliche  Bedeutung  ist  auch  bei  dem  besten  Willen 
der  Arbeit  von  Destriveaux,  welche  einen  Theil  seines  Werkes  über  das 
öflfentliche  Recht  bildet  '),  nicht  beizulegen.  Es  ist  dieselbe  ein  gewöhnliches 
Compendium  des  Völkerrechtes  auf  Kaut'scher  Grundlage.  Der  Verfasser  hat 
weder  das  Bedürfniss  einer  innerlich  begiUndeten  Systematik,  noch  kann  er 
sich  über  die  Begründung  des  Völkerrechtes  durch  das  subjective  Recht  des 
einzelnen  Staates  erheben.  Im  Uebrigen  ist  das  Gesagte  sehr  verständig  und, 
die  Hauptansicht  zugegeben,  im  Einzelnen  richtig.  Es  ist  ferner  das  Buch  le- 
bendig geschrieben  und  in  kurzen  klaren  Sätzen  abgefasst.  Da  nun  aber  auch 
auf  Literatur  oder  sonst  auf  Gelehrsamkeit  gar  nicht  abgehoben  ist,  so  kann 
eine  eigentliche  Bereicherung  der  Wissenschaft  nicht  erkannt  werden. 

Merkwürdiger  freilich  als  die  bisher  besprochenen  Darstellungen  aas  reiner 
Kant'scheu>  Schule,  desshalb  aber  noch  nicht  etwa  förderlicher  für  die  Wissen- 
schaft, ist  der  von  Pinheiro-Ferreira  in  einem  eigenen  Systeme  einge- 
nommene Standpunkt  *).  Er  kann  mit  Einem  Worte  als  der  der  radikalen 
Üebertreibung  der  atomistischen  Staatsauffassung  bezeichnet   werden;  denn  es 


1)  Destriveaox,  P.  J.,  Traitö  da  Droit  Public.    Bnix  ,  1849.   Bd.  I,  S.  263—412. 

2)  Pinheiro-Ferreira,  8.,  Cour»  d«  Droit  lateme  et  Externe.    Par,  1830,  Bd.  I, 
S.  8^216  and  379—180. 
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wird  das  Recht  des  Einzel-Staates  gegentibey  von  anderen  Staatenindividuen  auf 
das  Höchste  getrieben,  die  Verpflichtung  desselben  als  Theil  eines  Ganzen  aber 
auf  das  niederste  Maass  zurückgeführt.  So  wie  der  Verfasser  in  seinem  Staats- 
rechte die  Befugnisse  der  einzelnen  Persönlichkeit  gegenüber  von  der  Gesammt- 
heit  ungebührlicli  hervorhebt,  und  durch  eine  atomistische  Sicherstellung  der- 
selben den  Organismus  des  Ganzen  fühlbar  beeinträchtigt:  so  legt  er  auch  im 
Völkerrechte  auf  die  Unabhängigkeit  und  Souveränetät  des  einzelnen  Staates 
ein  weit  grösseres  Gewicht,  als  auf  ein  harmonisches  und  die  Menschheits- 
zwecke förderndes  Zusammenleben  der  Staaten.  Es  spricht  sich  diese  Richtung 
zuweilen  höchst  grell  aus,  so  z.  B.  bei  der  Lehre  von  der  Anerkennung  neuer 
Staaten  oder  aufständischer  Regierungen,  vom  Verkehrsrechte,  von  der  Auslie- 
ferung Flüchtiger  u.  s.  w.  —  Es  soll  nun  dieser  Auffassung  Folgerichtigkeit 
und  eine  gewisse  Kraft  des  Gedankens  nicht  abgesprochen  werden ;  auch  ist 
es  jeden  Falles  ganz  wünschenswerth ,  die  radikale  Ansicht  auch  im  Gebiete 
des  Völkerrechtes  in  Wirksamkeit  zu  sehen:  allein  die  Wahrheit,  ein  Fort- 
schritt der  Wissenschaft  ist  hier  nicht.  Es  tritt  der  ganze  Mangel  an  Orga- 
nisationssinn, an  höherer  Lebensauffassung,  und  vor  Allem  an  Gefühl  ftir 
Pflicht,  au  welchem  diese  Partei  überhaupt  leidet,  auch  hier  nachtheilig  ent- 
gegen. Eine  solche  selbstsüchtige  Atomistik  ist  nimmermehr  die  rein  vernünf- 
tige Lehre  vom  Rechte  gleichzeitiger  Staaten. 

4.   Systeme  des  positiven  Völkerrechtes. 

Vor  Allem  ist  hier  dem  Missverständnisse  vorzubeugen,  als  haben  die 
jetzt  zu  nennenden  Schriften  das  Positive  mit  völligem  Ausschlüsse  des 
Philosophischen  zum  Gegenstande.  Diess  ist  bei  keinem  einzigen  Systeme  des 
Völkerrechtes  der  Fall;  und  auch  bei  keinem  möglich.  Wohl  kann  nämlich 
ein  ausschliessend  philosophisches  Lehrgebäude  gegeben  werden,  (wie  die  vor- 
stehenden Werke  beweisen,  und  wie  es  deren  noch  gar  manche  ältere  gibt;) 
allein  blos  positives  internationales  Recht  genügt  nicht  zu  einem  wissenschaft- 
lich organischen  Ganzen.  Wenn  also  hier  von  Darstellungen  des  positiven 
Rechtes  gegenüber  vom  philosophischen  Völkerrechte  die  Rede  ist,  so  sind 
darunter  nur  solche  verstanden,  deren  Absicht  zunächst  eine  vollständige  Ent- 
wicklung des  erstem  ist,  ohne  dass  aber  dabei* eine  gänzliche  Ausschliessung 
des  philosophischen  Elementes  von  ihrer  Seite  irgendwie  behauptet  wäre.  Viel- 
mehr ist  die  gebührende  Berücksichtigung  der  philosophischen  Lehren  bei  jedem 
solchen  Werke  eine  eigene  wichtige  Frage. 

Bekannt  ist,  dass  das  von  J.  J.  Moser  dem  Gedanken  und  dem  Stoffe 
nach  begründete  positive  Völkerrecht  zuerst  von  Martens  geistiger  aufgefasst 
und  auf  allgemeine  Grundsätze  gebracht  wurde;  und  dass  auf  der  von  diesem 
bedeutenden  Manne  eröffneten  Bahn  in  kurzer  Zeit  hintereinander  Günther  (1787), 
Schmalz  (1817),  Schmelzing  (1818),  Klüber  (zuerst  1819)  und  Andere  auftra- 
ten und  das  Begonnene  theils  mit  Hülfe  kant'scher  Philosophie  grundsätzlich, 
theils  geschichtlich  und  stofflich   weiter  führten.     Von  diesen    verschiedenen 
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Werken  waren  namentlich  die  von  Martens  und  Klüber  zu  einem  grossen,  weit 
über  Deutschland  hinausreichenden  Ansehen  gediehen,  wohl  zum  Theile  getra- 
gen durch  ihre  Abfassung  in  französischer  Sprache. 

Lange  blieb  dieser  Zustand;  und  erst  als  die  Masse  von  späteren  That- 
sachen  und  Grundsätzen  immer  grösser  und  ihre  Berücksichtigung  ein  immer 
dringenderes  Bedürfniss  wurde,  namentlich  für  die  Practiker,  entstand  ein 
neues  und  bald  sehr  rüstig  werdendes  Leben  in  der  Bearbeitung  des  positiven 
Völkerrechtes.  Es  wurden  aber  zweierlei  Wege  eingeschlagen.  Einer  Seits 
nämlich  versuchte  man  die  alten  Auctoritäten  durch  Nachträge  und  Verbesse- 
rungen den  neuen  Bedürfnissen  anzupassen.  Anderer  Seits  wurden  selbststän- 
dige Versuche  gemacht. 

Es  mögen  zuerst  die  Ueberarbeitungen  von  Martens  und  Klüber  gewür- 
digt, dann  die  neuen  eigenthümlichen  Leistungen  auf  gefühlt  werden. 

Was  zuerst  Martens   betrifft,  so  ist  es  wieder  Pinheiro-Ferreira 
gewesen,    welcher  den  Text  des  weitverbreiteten  Lehrbuches  mit  fortlaufenden 
Noten  versehen  hat  *).    Es  ist  aber  diese  Arbeit  kläglich  verunglückt,     üeber 
die  Grösse  und  das  Verdienst ,    welche  sich  Martens  um  das  positive  Völker- 
recht erwarb ,    an   dieser  Stelle   ausführlich  zu  reden ,  ist   überflüssig.    Es  ist 
allseitig   anerkannt;   und  wer    es   noch    bezweifeln    möchte,    der  möge   einen 
Blick  auf   die  Vorgänger    von  Martens   werfen,    um   den  unermesslichen  Vor- 
schritt zu  ermessen,  welchen  der  acht  wissenschaftliche  Geist,  der  geschmack- 
volle Tact  und  die  grosse  Sachkenntniss  des  göttinger  Völkerrechtslehrers  einem 
noch  sehr   im   Argen   liegenden  Fache   angedeihen   Hess.     Nöthig    aber  ist  es 
doch,   an    diese  Verdienste  ausdrücklich  zu  erinnern,    weil    in  der  That  Pin- 
heiro-Ferreira   dieselben   nach  Form    und    Sache  misskennt.     Nicht  nur    ist 
nämlich  hier  der  Ton  des  Commentators  noch  weit  verletzender,  als   der  von 
ihm  gegen  Vattel  gebrauchte;   sondern   es  stellt  sich  derselbe  auch  auf  einen 
ganz  falschen  Standpunkt  der  Beurtheilung,  und  wird  dadurch  beständig  ma- 
teriell ungerecht.    Während  nämlich  Martens   ausgesprochenermassen  positives 
Völkerrecht  giebt,  und  natürlich  nur  für  die  Richtigkeit,  nicht  aber  auch  für  die 
Sittlichkeit  und  Staatsweisheit  der   von  ihm  aufgefundenen  Regeln  einzustehen 
hat;  wird  er  fortwährend  von  Pinheiro-Ferreira  mit  Einwendungen  vom  Stand- 
punkte der  letzteren  Lehren  oder  von  dem  des  philosophischen  Rechtes  über- 
häuft   und   hart  wegen    seiner  Widersprüche   gegen  diese  angelassen.     Anstatt 
dass  der  spätere  Herausgeber  und  Commentator   seinen  Schriftsteller  in  Ein- 
klang gebracht  hätte  mit  den  späteren ,  somit  jenem  unbekannten,  Thatsachen, 
schulmeistert  er  ihn  auf  dem  von  ihm  zu  seiner  Zeit  mit  Recht  und  Ruhm  ein- 
genommenen Standpunkte.    Es  ist  in  der  That  unbegreiflich,  wie  ein  scharfsin- 
niger Mann  so  völlig   die  richtige  Auffassung   verfehlen   und  dadurch  die  von 


1)  Härtens,  G.  F.  de,    Friäs    du    Droit   des    Gens   moderne   de    l'Europe.  Nouv. 
^dH.  avec  des  notes  de  Hr.  8.  Pinheiro-Ferreira.  I.  II.  Par.,  1831. 
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ihm  geschleuderten  Vorwürfe  auf  sich  selbst  zurückfallen  lassen  konnte.  Da- 
mit soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  nicht  unter  den  gelieferten  Noten  auch 
ganz  richtige  seien.  Es  fehlt  ihnen  weder  an  Geist,  noch  an  Folgerichtigkeit. 
Gerne  würde  man  daher  das  Verdienstliche  der  Arbeit  anerkennen,  soweit  sol- 
ches vorhanden  ist;  liefe  nicht  der  eben  erwähnte  Grundfehler  durch,  und  müsste 
man  nicht  die  Misshandlung  eines  höchst  ehrenwerthen  Mannes  schwer  miss- 
billigen. 

Richtiger  in  der  Auffassung  der  Aufgabe,  aber  höchst  unzulänglich  in 
der  Durchführung  ist  die  von  Morstadt  unternommene  neue  Bearbeitung 
von  Klüber's  Völkerrecht  in  der  deutschen  Ausgabe  •).  Das  Werk  ist  in 
Text  und  Anmerkungen  geblieben;  und  der  Herausgeber  setzt  sich  nicht  die 
Bekämpfung,  sondern  die  Berichtigung  und  Ergänzug  vor.  Allein  diese  Fort- 
führung besteht  lediglich  aus  einzelnen,  verhältnissmässig  sehr  wenigen  und 
gewöhnlich  höchst  unbedeutenden  Noten.  In  der  Regel  enthalten  sie  den  ei- 
nen oder  den  anderen  Büchertitel ;  zuweilen  einen  kurzen  Widerspruch  gegen 
einen  Satz  der  Urschrift.  Von  einer  eigentlichen  Revision,  Commentirung  und 
Ergänzung  kann  verständigerweise  gar  nicht  gesprochen  werden.  Hierzu  reichte 
weder  das  Wissen  noch  der  Wille  des  Unternehmers  aus,  der,  wie  es  scheint, 
nur  ein  unbefugtes  Gewinnunternehmen  bei  seiner  liederlichen  Arbeit  im  Sinne 
hatte. 

Besser  sind,  ;;lücklicherweise ,  im  Ganzen  die  neuen  selbstständigen 
Werke  ausgefallen ;  obgleich  auch  hier  die  ersten  Anfänge  nicht  eben  viel  ver- 
sprachen. —  Es  ist  wohl  nicht  unpassend,  wenn  sie  nach  der  Nationalität 
der  Verfasser,  anstatt  etwa  der  Zeitfolge  der  Erscheinung  nach,  geordnet  wer- 
den. Letztere  ist  doch  oft  nur  äusserlich  und  zufällig,  und  beweist  nicht  ein- 
mal über  den  inneren  Zusammenhang  der  Schriftsteller,  namentlich  wenn  diese 
verschiedenen  Völkern  angehören.  Die  Zusammenstellung  nach  der  Nationalität 
giebt  mindestens  einen  Begriff  von  dem  relativen  Umfange  der  Thätigkeit. 

So  denn  zuerst  von  den  durch  Deutsche   verfassten  neuen  Systemen. 

Schlimm  genug  eröffnet  hier  den  Reihen  Pölitz,  welcher  den  ötenBand 
seiner  „Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit"  dem  internationalen  Rechte 
widmete  und  ihn  auch  als  eigenes  Werk  erscheinen  üess  *).  Es  ist  schon  an 
einer  anderen  Stelle  von  der  Armseeligkeit  und  Unzulänglichkeit  dieses  Viel- 
schreibers die  Rede  gewesen,  (s.  oben,  S.  141  fg.);  und  so  ist  es  denn  nicht 
nöthig,  das  einzelne  Erzeugniss  weiter  zu  besprechen.  Es  theilt  alle  Fehler 
und  die  wenigen  Tugenden  des  grossen  Werkes.  Hier  verdient  nur  bemerkt 
zu  werden,  dass  Pölitz,   völhg  sinn-  und  zweckloserweise,  von  dem  positiven 


1)  Klub  er,  J.  L.,  Europäisches  Völkerrecht.  2te  Ausg.,  sorgsam  revidirt,    commen- 
tirt  und  bis  zur  Gegenwart  ergänzt  von  C.  E.  Morstadt.     Heidelbg.,  1847. 

2)  Pölitz,  K.  H.  L. ,  Praktisches  (europäisches)  Völkerrecht;  Diplomatie  und  Slaats- 
praxis.  2te  Aufl.    Lpz.,  1828. 
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Völkerrechte  die  Diplomatie,  d.  h.  die  Lehre  von  den  Gesandten,  und  die 
Staatspraxis,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Form  der  Geschäfte,  als  eigene  Wissen- 
schaften abtrennt  und  sie  jenen  als  gleichgeordnet  zur  Seite  stellt! 

Schon  besser  war  das  Handbuch  von  Saalfeld  *).  Der  Verfasser  hatte 
schon  früher  (1809  und  1822)  kurze  Lehrbegriffe  des  Völkerrechtes  ge- 
schrieben; diese  ganz  im  Sinne  von  Martens,  also  die  Grandsätze  nur  als 
Abstractionen  der  rechtlichen  Thatsachen  aufgefasst.  In  dem  späteren  Werke 
ist  diess  nicht  mehr  der  Fall;  er  sucht  auch  für  das  positive  Völkerrecht  eine 
in  sich  berechtigte  Grundlage,  hierbei  im  Wesentlichen  Kanfschen  Ansichten 
folgend.  Das  Buch  ist  übrigens  nicht  sowohl  zum  Gebrauche  der  Männer  vom 
Fache,  als  der  Gebildeten  im  Allgemeinen  bestimmt,  und  macht  gar  keinen 
Anspruch  auf  Förderung  der  Wissenschaft.  Eine  deutliche ,  leicht  lesbare  Dar- 
stellung und  eine  für  diesem  Zwecke  ganz  genügende  Vollständigkeit  sind  die 
hauptsächlichsten  Eigenschaften. 

Offenbar  war  aber  auch  mit  diesem  Erzeugnisse  noch  nicht  viel  gewon- 
nen; und  mit  Recht  hätte  es  nicht  nur  auffallen  können,  sondern  wäre  es  zur 
Unehre  zu  rechnen  gewesen,  wenn  die  Deutschen  tüchtige  neue  Bearbeitun- 
gen des  positiven  Völkerrechtes  allen  andern  Nationen,  selbst  denen  anderer 
Welttheile,  überlassen  hätten,  nachdem  doch  ihr  J.  J.  Moser  es  zuerst  ordnete, 
Martens  aber,  Günther  und  Klüber  es  wissenschaftlich  begründeten.  Diesen 
Vorwurf  hat  Heffter  erspart,  und  zwar  auf  eine  Weise,  welche  den  alten 
Buhm  nur  steigern  kann  *).  Sein  Lehrbuch  vom  juristischen  Standpunkte  aus 
ist  weitaus  das  beste ,  welches  in  irgend  einer  Sprache  im  Völkerrecht  besteht, 
und  zwar  sowohl  nach  Form ,  als  nach  Inhalt.  —  In  formeller  Beziehung 
ist  nämlich  vorerst  anzuerkennen  der  richtige  Umfang  des  Buches.  Trotz  sei- 
nes reichen  Inhaltes  ist  dasselbe,  durch  Vermeidung  alles  unnöthigen  Geredes 
und  Prunkes  mit  dürrer  Gelehrsamkeit,  in  massiger,  für  den  Handgebrauch 
und  für  Vorlesungen  bequemster  Grösse  geblieben.  Sodann  ist  die  einfache, 
tibersichtliche  Eiutheilung  des  Stoffes  zu  loben.  Ob  die  Eintheilung  des  Völ- 
kerrechtes in  das  Recht  des  Friedens  und  das  des  Unfriedens,  ferner  die  des 
Friedensrechtes  in  Personen-,  Sachen-  und  Obligationen  -  Recht  die  für  das 
Wesen  der  Sache  geeignetste  ist,  mag  allerdings  dahin  gestellt  bleiben.  Al- 
lein die  gewühlte  ist  leicht  zu  handhaben,  und  ist  den  Rechtsgelehrten  sonst- 
her  geläufig.  Weiter  zeichnet  sich  aus  die  Gleichmässigkeit  der  Anlage.  Je- 
der Frage  ist  nach  ihrer  objectiven  Wichtigkeit  der  verhältnissmässige  Raum 
angewiesen,  nicht  aber  Lieblingsgegcnständen  minder  gerne  Bearbeitetes  ge- 
opfert. Femer  ist  die  Sprache  klar,  geschmackvoll,  wissenschaftlich  ohne 
Ziererei.    Endlich  ist  in  den  Nachweisungen  der  Literatur  und  einzelner  schla- 
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gender  Beispiele  gerade  das  rechte  Maass  eingehalten.  Das  Gegebene  macht 
aufmerksam  auf  die  Quellen  und  die  besten  Gewährsmänner,  verdeutlicht  und 
verkörpert,  ohne  durch  üeberhäufung  zu  erdrücken.  Allerdings  muss  bei  der 
Auswahl  der  angeführten  Thatsachen  und  Bücher  nicht  aus  den  Augen  gelassen 
werden,  dass  das  Buch  ein  zunächst  für  Deutsche  bestimmtes  ist.  —  "Was 
aber  den  Inhalt  betrifft ,  so  kann  wohl  Keinem  der  Eindruck  entgehen ,  dass 
hier  ein  gewiegter,  vielfach  durchgebildeter  Rechtsgelehrter  spricht.  Geübter 
Scharfsinn,  gründliche  Gelehrsamkeit  treten  auf  jedem  Blatte  entgegen.  Die 
Beweisführung  im  Einzelnen  ist  scharf,  umsichtig,  wissenschaftlich;  die  Ge- 
sammtrichtung  aber  mit  gesundem  Sinne  auf  das  Practische  gerichtet.  Aus 
der  Bekanntschaft  des  Verfassers  mit  anderen  Rechtstheilen  ergiebt  sich  die 
Berücksichtigung  mancher  Materien ,  welche  bisher  fehlerhafter  Weise  im  Völ- 
kerrechte übergangen  wurden,  wie  z.  B.  der  Verbindlichkeiten  ex  delicto,  quasi 
ex  contractu  u.  s.  w.;  daraus  ebenfalls  die  sichere  Handhabung  des,  eben  ihrer 
Vielseitigkeit  weg£n  so  schwierigen,  internationalen  Privatrechtes.  Das  ganze 
Kriegsrecht,  besonders  auch  die  Lehre  von  dem  Handel  der  Neutralen,  ist 
meisterhaft  bearbeitet.  Es  mögen  allerdings  auch  Punkte  mitunterlaufen, 
welche  man  anders  wünschte:  allein  sie  sind  von  untergeordneter  Bedeutung 
und  beeinträchtigen  den  Werth  des  Ganzen  nicht  merklich.  Am  fühlbarsten 
möchte  sein,  dass  das  Recht  und  die  Pflicht  des  humanen  Verkehres  nicht  als 
eines  der  wesentlichsten  Verhältnisse  des  Völkerlebens  selbstständig  aufgestellt 
und  im  Zusammenhange  behandelt  ist.  Die  einzelnen  einschlagenden  Fragen 
kommen  allerdings  jetzt  auch  vor;  allein  nicht  unter  dem  richtigen  Gesichts- 
punkte. Gar  Vieles  würde  durch  die  Einreihung  in  die  Gesammtheit  des  Ge- 
dankens erst  seine  volle  Bedeutung,  Manches  selbst  Berichtigung  erhalten. 

Bei  solchem  Gelingen  mag  es  denn  sowohl  vom  rein  wissenschaftlichen, 
als  vom  volksthünüichen  Standpunkte  aus  ertragen  werden,  wenn  man  sich  über 
das  jüngste  deutsche,  von  Oppenheim  gelieferte,  System  des  positiven  Völ- 
kerrechtes *)  nicht  mit  gleicher  Billigung  auszusprechen  vermag.  Vorerst  kann 
von  einem  Systeme  denn  doch  kaum  gesprochen  werden,  indem  ein  solches 
nicht  blos  einzelne  in  einer  gewissen  Ordnung  vorgetragene  Materien,  sondern 
auch  eine  wenigstens  leidliche  Vollständigkeit  voraussetzt.  Sodann  ist  es  un- 
möglich gutzuheissen ,  dass  bei  jeder  Gelegenheit,  und  selbst  ohne  eine  solche, 
Abschweifungen  in  fremdartige  Staatswissenschaften  eingeschaltet  werden.  So 
z.  B.  politische  Erörterungen  über  die  Fehler  des  deutschen  Bundes,  über 
Guizot's  Politik ,  über  Algier  oder  den  Zollverein ,  über  Kolonieen  und  deren 
Benützung;  oder  staatsrechtliche  Bemerkungen  über  Gültigkeit  der  Regenten- 
handlungeu  nach  eingetretenen  Verfassungs-Aenderungen ,  über  Auswanderungs- 
recht ,  innere  Souveränität  u.  s.  w.  Ein  weiterer  Anstand  sind  manche  offenbar 
falsche  Sätze,  z.  B.  dass  ein  Vertrag  einem  Gesetze  derogire;  dass  zwei  ge- 
trennte aber  unter  demselben  Oberhaupte  stehende  Staaten  auch  bei  der  gröss- 
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ten  individuellen  Unabhängigkeit  völkerrechtlich  doch  als  Einheiten  erscheinen ; 
dass  die  Gültigkeit  eines  Vertrages  durch  die  Uebersch reitung  der  constitutio- 
nellen  Befugnisse  des  Ministers  oder  Fürsten  nicht  geschwächt  werde,  (während 
der  Verfasser  doch  selbst  zwei  Zeilen  tiefer  sagt,  dass  ein  Vertrag  über  Gegen- 
stände, welche  der  Dispositionsbefugniss  der  Contrahenten  entzogen  sei,  nur 
als  Sponsion  gelten  könne.)  Endlich  muss  die  Sprache  und  der  Ton  der 
Schrift  entschieden  getadelt  werden.  So  familiäre  Redensarten,  ein  solcher 
herausfordernder  Liberalismus,  so  wenig  gemessener  persönlicher  Tadel  wäre 
kaum  in  einem  Zeitungsartikel  erträglich.  Die  Wissenschaft  aber  erfordert 
mehr  Haltung  und  Objectivität.  Geist,  Gewandtheit  des  Ausdruckes,  eine  in 
den  Einzelnheiten  nicht  stecken  bleibende  üebersicht  können  nicht  zum  Ersätze 
dienen;  auch  reichen  sie  nicht  hin  zur  Erwerbung  eines  bleibenden  Namens. 

Keines  der  anderen  Cultur-Völker  ist  in  der  Literatur  der  Systeme  des 
positiven  Rechtes  ganz  so  zahlreich  vertreten  wie  die  Deutschen;  doch  sind 
nur   wenige    ihren  Beitrag  völlig   schuldig  geblieben. 

So  denn  zunächst  die  Engländer.  —  Ein  in  mehrfacher  Beziehung 
wichtiges  Buch  ist  das  von  Oke  Manning  herausgegebene').  Zwar  kann  es 
als  System  nicht  gelobt  werden,  in  so  ferne  die  einzelnen  Theile  äusserst  un- 
gleichartig gehalten  sind,  und  namentlich  der  eine  Gegenstand  des  neutralen 
Handels  zur  See  den  grössern  Theil  des  ganzen  Werkes  füllt.  Auch  sind  ma- 
teriell lange  nicht  alle  Sätze  gut  zu  heissen,  welche  der  Verfasser  aufstellt  als 
ein  unerschrockener  Vertheidiger  aller  Ansprüche  und  Grundsätze  der  Eng- 
länder hinsichtlich  des  Seerechtes  in  Kriegszeiten.  Endlich  ist  das  Bentham'- 
sche  Ntitzlichkeitsprincip  eine  durchaus  unzulässige  Grundlage  des  Rechtes 
überhaupt  und  des  Völkerrechtes  insbesondere.  Allein  auf  der  andern  Seite 
ist  die  ernste,  männliche  Haltung  des  Werkes,  die  gesunde  Logik  des  Verfas- 
sers, seine  anständige  Polemik  als  erfreulich  anzuerkennen;  namentlich  aber 
hervorzuheben,  dass  es  ein  entschiedener  Vortheil  für  die  schliessliche  richtige 
Feststellung  des  Völkerrechtes  ist,  hier  eine  in  ihrer  Art  treffliche  Entwicklung 
der  älteren  englischen  Grundsätze  über  neutralen  Handel  zu  erhalten.  Weitaus  in 
der  Regel  werden  bekanntlich  die  entgegenstehenden  Ansichten  verfochten  und 
die  Sprüche  der  englischen  Gerichte  und  sonstigen  Behörden  lediglich  als  Aus- 
flüsse der  ungerechtesten  Eigensucht  und  übermüthiger  Gewaltherrschaft  dar- 
gestellt. Nun  ist  es  aber  offenbar  von  grossem  Werthe,  auch  die  Gründe  der 
Gegner  zu  hören,  und  zwar  nicht  blos  in  den  schwerfälligen  und  immer  nur 
auf  Einzelnfälle  gerichteten  Entscheidungsgründen  der  Gerichte,  sondern  in 
einer  formell  vortrefflichen  zusammenhängenden  Entwicklung.  Nur  auf  diese 
Weise  lässt  sich  der  wirkliche  Stand  der  Frage  feststellen,  und  erst  nach  Ab- 
wägung der  beiderseitigen  Beweisführungen  kann  die  Wissenschaft  eine  wahre  Aus- 
gleichung herbeiführen.  Allerdings  wird  selbst  die  schlagendste  theoretische  Be- 
weisführung, falle  sie  auch  aus    wie  sie  wolle,  nicht    alsbald  eine  allgemeine 
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Befolgung  ihrer  Sätze  zu  Wege  bringen.  Wo  das  Interesse  so  verschieden  und 
so  gross  ist,  wie  hier  das  der  Neutralen  und  das  der  kriegführenden  Seemächte, 
da  findet  die  Wissenschaft  wenig  Gehör  bei  den  von  ihr  Verurtheilten.  Allein 
desshalb  ist  das  Verdienst  einer  Richtigstellung  der  Theorie  immerhin  ein  be- 
deutendes, weil  sich  dann  doch  allmählig  die  Gesittigung  der  als  wahr  erwie- 
senen Sätze  bemächtigt  und  ein  Zuwiderhandeln  immer  unmögUcher  macht. 
Ein  Verdienst  ist  es  sogar,  die  Gründe  auch  nur  der  einen  Seite  besser  als 
bisher  dargelegt  zu  haben,  selbst  wenn  sie  am  Ende  nicht,  oder  wenigstens 
nicht  in  der  Hauptsache,  Anerkennung  finden  sollten.  In  diesem  Falle  ist  denn 
nun  aber  Oke  Manning.  Und  dass  diese  Leistungen  von  einem  den  Rechts- 
studien ursprünglich  fremden ,  noch  jungen  Manne  gemacht  worden ,  (Manning 
war  Kaufmann,)  vermindert  sicher  ihr  Verdienst  nicht.  —  Merkwürdig,  zu 
bestimmten  Zwecken  brauchbar,  allein  im  Grundgedanken  und  in  der  Anlage 
verkehrt  sind  die  von  dem  Londoner  Advocaten  Wild  man  verfassten  Institu- 
tionen des  Völkerrechtes  *).  Merkwürdig,  weil  es  das  einzige  System  des 
Völkerrechtes  ist,  welches  völlig  in  der  Rechtsanschauung  des  englischen  Com- 
mon-law-Juristcn  wurzelt,  also  in  ausschliesslicher  Anerkennung  des  Gewohn- 
heitsrechtes ,  übergrosser  Achtung  gerichtlicher  Urtheile  und  völliger  Verwerfung 
rechtsphilosophischer  Beweisgründe,  Brauchbar,  theils  wegen  der  Anführung 
sehr  zahlreicher  Fälle;  theils  wegen  der  sehr  gründlichen  Bearbeitung  einzelner 
Lehren,  z.  B.  von  der  Nationalität  der  Personen  und  Sachen,  von  Prisen  und 
Prisengerichteu ;  theils  als  Gegengewicht  für  die  entgegengesetzte  Uebertreibung 
jener  Schriftsteller,  namentlich  romanischer  Stämme,  welche  dem  natfLrlichen 
Rechte  einen  übermässigen  Einfluss  einräumen.  Verkehrt  aber,  und  zwar  im 
Grundgedanken,  weil  der  Verf.  den  Begriff  des  allgemeinen  Völkerrechtes  und 
dessen  Verhältniss  zum  positiven  völlig  missversteht,  dadurch  aber  zu  den  un- 
begreiflichsten Sätzen  kommt ;  und  verkehrt  in  der  Anlage ,  weil  absichtUch 
die  ganze  neuere  Entwicklung  der  Wissenschaft  und  selbst  die  in  den  letzten 
sechzig  bis  achtzig  Jahren  vorgefallenen  Thatsachen  unbeachtet  bleiben,  höch- 
stens mit  der  folgewidrigen  Ausnahme  der  Sprüche  enghscher  Admiralitätsge- 
richte. Nimmt  man  denn  hierzu  noch  die  schlotterige  Art  der  Beweisführung, 
welche  im  Abscheu  vor  einem  rechtsphilosophisehen  Grunde  nöthigen  Falles  zu 
einer  blosen  Nützlichkeitsrücksicht  greift,  (die  so  häufige  englische  Sünde,)  so  kann 
man  wohl  kaum  zu  einem  anderen  Urtheile  als  zu  einer  Mischung  von  Lob 
und  Tadel  kommen.  Eine  Vergleichung  aber  der  Art  des  englischen  Rechts- 
gelehi^ten  mit  der  vorstehenden  des  englischen  Kaufmannes  spricht  wenig  zu 
Gunsten  der  landesüblichen  Bildung  in  der  Rechtswissenschaft.  Es  mag  wohl 
behauptet  werden,  dass  ein  Buch,  wie  das  Wildman'sche ,  auf  dem  Festlande 
weder  hätte  geschrieben  werden  können,  noch  wollen.  —  Nur  eine  sehr  ge- 
drängte Uebersicht  geben  die  als  besondere  Schrift  herausgegebenen  Artikel  der 
j^ncyclopädia  metropolitana"  über  Völkerrecht    und   Gesandtschaftsrecht   ins- 
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besondere  von  Polson  und  Hörne').  Während  .die  letztere  Abhandlung 
eine  an  sich  ganz  brauchbare  aber  durchaus  unselbstständige  und  lediglich  nach 
deutschen  Quellen  bearbeitete,  kurze  Darstellung  giebt,  welche  nur  für  den 
Anfänger  oder  für  allgemeine  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande  dienen  kann : 
ist  die  Arbeit  von  Polson  allerdings  selbstständiger,  aber  auch  sachlich  viel 
schlechter.  Es  fehlt  hier  an  den  ersten  klaren  Grundbegriffen  über  das  Völker- 
recht, seine  Arten,  seine  Quellen;  kurz  das  Ganze  ist  unwissenschaftlich  und  in 
der  Grundlage  unsicher.  Von  den  einzelnen  Fragen  wird  namentlich  das  See- 
recht ausführlicher  dargestellt,  und  mit  vielen  Belegen  englischer  Gerichts- 
entscheidungen ausgestattet.  —  Schliesslich  ist  noch,  und  zwar  mit  gros- 
sem Lobe,  des  umfassenden  aber  noch  nicht  vollendeten  Werkes  von  P. 
P  h  i  1 1  i  m  0  r  e  ^)  Erwähnung  zu  thun.  Das  Buch  ist  mit  acht  wissen- 
schaftlichem Sinne,  vortrefflicher  juristischer  Methode  und  grosser  Litera- 
tur- und  Sachkenntniss  geschrieben.  Namentlich  auch  mit  den  deutschen 
Rechtsgelehrten  ist  der  Verfasser  wohl  vertraut,  und  es  lässt  sich  der 
wohlthätige  Erfolg  dieser  Bekanntschaft  gar  deutlich  bemerken.  Der  weniger 
bedeutende  Theil  ist  wohl  die  rechtsphilosophische  Einleitung.  Nicht  nur  sind 
die  allgemeinen  Sätze,  wenn  gleich  an  sich  gesund  und  ehrenhaft,  doch  all- 
zusehr blosse  Axiome  ohne  Beweis ;  sondern  es  ist  auch  ein  Mangel  an  innerer 
Durchbildung  zu  rügen.  Im  Ganzen  steht  der  Verfasser  nämlich  auf  dem 
Standpunkte  der  Kant'schen  Atomistik ;  und  doch  erkennt  er  anderer  Seits  eine 
Weltrechts-Pflicht  der  Staaten  an.  Er  zieht  also  nicht  die  nothwendigen  Fol- 
gerungen aus  dem  von  ihm  selbst  Aufgestellten,  und  lässt  zwei  sich  widerspre- 
chende Grundansichten  unverbunden  neben  einander  bestehen.  Hiervon  kommt 
denn  auch,  dass  das  formelle  System  keine  Spur  der  weiteren  Auffassung  hat. 
Dagegen  ist  das  Geschichtliche,  Positive  und  Juristische  des  Werkes  sehr  ge- 
nügend, zum  Theile  vortrefflich.  Die  Erörterung  über  die  Quellen  ist  höchst 
klar;  die  Nachweisung  über  die  völkerrechtliche  Verschiedenheit  der  Staa- 
ten (völlige  Unabhängigkeit,  Halbsouveränität,  Real-  und  Personal-Union) 
besser  und  vollständiger  als  irgendwo;  vor  Allem  aber  die  Darstellung  der  ein- 
zelnen Abschnitte  und  Lehren  ebenso  stoffreich  als  verständig  und  scharf.  Be- 
sonders schätzenswerth  ist  namentlich  auch  die  Fülle  von  Nachweisuugen  über 
Vertragsbestimmungen  und  einzelne  beweisende  Beispiele.  So  namentlich  im 
internationalen  Strafrechte.  Vollendet  wird  das  Buch  ohne  allen  Zweifel,  und 
zwar  nicht  blos  in  der  englischen  Literatur,  eine  der  ersten,  wo  nicht  die 
erste  Stelle,  unter  allen  auf  seinem  allgemeinen  Standpunkte  stehenden  Sy- 
stemen einnehmen.  Wie  Schade,  dass  der  Verfasser  nicht  die,  doch  von  ihm 
selbst  eingesehene,    richtigere    Grundansicht  sich   ganz   zur  Klarheit   brachte 
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und  nun  in  seiner  tüchtigen  Art  durchfülirte.    Er  hätte  einen  neuen  Abschnitt 
im  Völkerrechte  eröffnen  können. 

An  die  Engländer  scbliessen  sich  natnrgemäss  die  Nordamerikaner 
an.  Es  ist  wohl  nicht  blos  das  äussere  Bedürfniss,  sondern  auch  eine  Folge 
der  geistigen  Anlage  des  Volkes,  daSs  in  der  im  Ganzen  noch,  mangelhaften 
und  spärlichen  Literatur  desselben  die  Rechtsgelehrsamkeit  so  besonders  her- 
vortritt, sowohl  nach  Zahl  als  nach  Werth;  und  es  darf  wohl  der  europäische 
Jurist  noch  viele  und  cigenthümliche  Bereicherungen  seiner  Wissenschaft  von 
jenseits  des  Meeres  erwarten.  Bei  dem  Völkerrechte  insbesondere  sind  wir 
schon  jetzt  für  Bedeutendes  Anerkennung  und  Dank  schuldig.  —  Zunächst 
nämlich  hat  der  gelehrte  Amerikaner,  dessen  umfassende  geschichtliche  Ar- 
beit oben  bereits  gebührend  anerkannt  worden  ist,  Henry  "Wheaton,  die 
Müsse  eines  Gesandtschaftspostens  auch  zur  Bearbeitung  eines  Lehrbuches  sei- 
ner Lieblingswissenschaft  benutzt  *).  Das  Werk  hat  weniger  Eigenthümliches, 
als  man  wohl  ei*warten,  vielleicht  wünschen  möchte.  Offenbar  steht  der  Ver- 
fasser ganz  auf  europäischer  und  zunächst  deutscher  Bildung.  Es  wird  somit 
wohl  seine  Arbeit  für  seine  Landsleute  mehr  Neues  und  Fremdartiges  haben, 
als  für  uns;  und  sie  werden  folglich  auch  mehr  daraus  lernen,  als  wir.  Der 
eigenen  Erklärung  des  Verfassers  gemäss  ist  das  Buch  zunächst  für  angehende 
Diplomaten  und  sonstige  Anfänger  bestimmt.  Und  hiezu  eignet  es  sich  auch 
nach  dem  massigen  Umfange  und  nach  der  einfachen  und  klaren  Darstellung 
gar  wohl.  Es  steht  nur  ein  Grundbedenken  im  Wege.  Es  ist  diess  die  von 
Wheaton  angenommene  Auffassung  des  Begriffes  und  Wesens  des  positiven  Völ- 
kerrechtes. Ihm  ist  nämlich  dasselbe  der  Inbegriff  der  aus  der  Natur  einer 
Gesellschaft  von  unabhängigen  Nationen  für  deren  gegenseitiges  Verhalten  ab- 
zuleitenden Rechtsregeln,  beschränkt  und  modificirt  unter  etwaiger  allgemeiner 
Zustimmung.  Und  in  dieser  Weise  behandelt  er  auch  durchweg  den  Gegen- 
stand. Immer  beginnt  er  mit  einigen  (häufig  ziemlich  magern  und  auf  der 
Oberfläche  genommenen)  rechtsphilosophischen  Sätzen;  diesen  aber  fügt  er 
dann  unmittelbar  als  belegende  Beispiele  oder  etwa  auch  als  gewohnheitsrecht- 
liche Beschränkungen  mehr  oder  weniger  zahlreiche  Fälle  bei  aus  dem  wirk- 
lichen Völkerleben.  Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  auf  diese  Weise  weder  ein  acht 
wissenschaftliches  noch  ein  practisch  zuverlässiges  positives  Völkerrecht  zu 
Stande  kommt.  Ein  solches  kann  denn  doch  nur  der  geschichtlich  nachweis- 
bare Ausdruck  des  gemeinsamen  Rechtsbewusstseins  der  christlichen  Völker 
der  Neuzeit  über  das  Rechtsverhalten  unabhängiger  Staaten  zu  einander  sein. 
Wie  sollte  da  aber  der  Beweis  dieses  Bewusstseins   und  der  Inhalt   desselben 


1)  Wheaton,  H. ,  Elements  of  International  Law,  willi  a  sketch  of  the  History  of 
the  science.  I.  II.  Lond. ,  1836.  —  Ausser  späteren  englischen  und  amerikani- 
schen Ausgaben  und  Nachdrücken  besteht  auch  eine ,  vom  Verf.  selbst  be- 
sorgte ,  französische  Bearbeitung :  Elemens  du  Droit  international.  I.  D.  ed.  2. 
Lpz.  et  Par.,  1852. 
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gegeben  werden  durch  die  Aufstellung  irgend  welcher  beliebiger  rechtsphiloso- 
phischer Sätze  und  eine  eben  so  willktirliche  Beifügung  von  einzelnen  Thatsa- 
chen.  Jene  Sätze  können  recht  wohl  den  Staaten  europäischer  Gesittung  ganz 
unbekannt  und  widrig  sein;  die  Thatsachen  aber  nur  Ausnahmen  oder  Miss- 
bräuche und  Missgriffe.  Und  selbst  wenn  beides  thatsächlich  nicht  der  Fall 
wäre,  so  ist  noch  gar  kein  Beweis  geliefert,  dass  sie  wirklich  als  positive  Maass- 
regeln anerkannt  sind.  Es  ist  oben  die  Beiziehung  des  philosophischen  Rech- 
tes als  nöthig  anerkannt  worden  zur  Zustandebringung  eines  vollständigen  wis- 
senschaftlichen Systemes  des  positiven  Völkerrechtes.  Allein  es  ist  ein  grosser 
Unterschied  zwischen  der  Errichtung  eines  Gebälkes  von  dürren  Naturrechts- 
sätzen, deren  Zwischenräume  mit  thatsächlichen  Beispielen  ausgefüllt  werden, 
und  einem  philosophischen  Begreifen  des  positiven  Rechtsbewusstseins ,  einer 
Kritik  desselben  vom  Standpunkte  eines  philosophischen  Gedankens ,  endlich 
einer  Aufstellung  rein  philosophischer  Sätze,  als  solcher,  wo  sich  ein  positiver 
Stoff  gar  nicht  auffinden  lässt.  Bei  der  vom  Verfasser  befolgten  (freilich  nicht 
von  ihm  zuerst  gebrauchten)  Methode  hat  weder  die  Philosophie  noch  die 
Geschichte  ihre  richtige  Stellung  und  Bedeutung;  und  dass  dann  einem  sol- 
chen positiven  Völkerrechte  selbst  das  Dasein  abgestritten  wird,  ist  begreiflich. 
Eigenthümlich  amerikanisch  und  überdiess  stofflich  weit  reicher  ist  das 
System  des  positiven  Völkerrechtes,  mit  welchem  der  berühmte  neuyorker  Kanz- 
ler Kent  seine  Darstellung  des  Rechtes  der  Vereinigten  Staaten  eröffnet*). 
Eine  so  weit  gehende  Ausholung  für  ein  particuläres  Recht  mag  auf  den  ers- 
ten Blick  verwunderlich  erscheinen.  Allein  wenn  man  bedenkt,  nicht  nur  dass 
die  Vereinigten  Staaten  bei  ihrer  Lostrennung  von  England  eine  Beobachtung 
des  europäischen  Völkerrechtes  ausdrücklich  zugesagt  haben ;  sondern  dass  auch 
ohne  eine  solche  besondere  Zusage  die-  Gerichte  des  Landes  nothwendig  gele- 
gentlich Fragen  zu  entscheiden  hätten,  welche  auf  völkerrechtlicher  Grundlage 
ruhen :  so  kann  die  Berücksichtigung  des  Völkerrechtes  in  einem  den  gesamm- 
ten  Rechtszustand  der  Union  umfassenden  Werke  nur  gebilligt  werden.  Jeden 
Falles  verdanken  wir  der  Ansicht  des  Verfassers  von  der  Nothwendigkeit  der 
Aufnahme  eine  so  ausgezeichnete  Arbeit,  dass  es  sehr  am  um-echton  Orte  wäre, 
weiter  nach  der  Legitimation  zu  fragen.  Diejenigen  Eigenschaften,  welche  am 
auffallendsten  und  bestimmtesten  in  der  Abhandlung  Kent's  hervortreten,  sind: 
Wahrheit,  Bestimmtheit,  genaue  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande ,  prakti- 
scher Sinn.  Es  ist  dem  Verfasser  nicht  entfernt  um  die  Aufstellung  einer  ta- 
dellosen Schultheorie  zu  thuu,  (die  Systematik  ist  fühlbar  vernachlässigt;)  auch 
möchte  es  sein,  dass  der  Verfasser  je  zuweilen  sich  derjenigen  Entscheidung 
der  Fragen  mehr  als  billig  zuneigt,  welche  den  Vortheil   seines  Vaterlandes  zu 


1)  Kent,  J. ,  Commentaries  on  American  Law.  5<i>  edit.  1  —  lY.  New -York, 
1844.  Law  orNaüons,  Bd.  I,  S.  1 — 200  (übrigens  häuüg  mit  einer  über  mehrere 
Biälter  fortlauTendcn  gleichen  Seitenzahl). 
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fördern  verspricht.  Allein  überall  tritt  der  ausgezeichnete  Practiker,  der  in 
der  Abwägung  von  Entsclieidungsgründen  geübte  Kichter,  der  mit  den  Präju- 
dicien  vertraute  anglo- amerikanische  Rechtsgelehrte  auf  eine  eindruckmachende 
Weise  entgegen.  Es  giebt  nicht  viele  Bücher,  welche  für  den  Verfasser  das 
Gefühl  der  persönlichen  Achtung  in  gleichem  Grade  erweckten,  oder  in  wel- 
chen der  Stoflf  mit  solcher  Sicherheit  und  Meisterschaft  gehandhabt  würde. 
Namentlich  gibt  es  sicherlich  im  VölkciTechte  kein  neueres  "Werk,  welches  so 
viele  Nachweise  über  schlagende  Entscheidungen  in  streitigen  Fragen,  so  viele 
neue  Beziehungen  des  internationalen  Verkehres,  besonders  im  Seehandel, 
enthielte.  Wenn  irgendwo  das  Wort  „practisches"  Völkerrecht  an  der  Stelle 
ist,  so  ist  es  hier.  Allerdings  werden,  wie  schon  der  Zweck  des  Buches  es 
mit  sich  brachte,  sehr  viele  amerikanische  Fälle  angeführt ,  und  neben  ihnen 
nur  noch  die  englischen  Entscheidungen  in  grösserer  Anzahl.  Allein  da  diese 
beiden  Völker  die  ausgedehnteste  Erfahi-ung  in  solchen  Angelegenheiten  haben; 
und  da  nothwendig  die  Feststellung  eines  Gewohnheitsrechtes  zum  bedeuten- 
den Theile  von  ihnen  ausgehen  muss:  so  ist  diese,  vielleicht  einseitige,  Be- 
handlung nicht  blos  ein  erwünschter  Beitrag  für  unsere  Theoretiker  des  Fest- 
landes, welche  nicht  leicht  solche  Entscheidungen  aus  den  ersten  Quellen  er- 
fahren; sondern  sie  ist  auch  in  objectiver  Beziehung  ein  bei  weitem  kleinerer 
wissenschaftlicher  Mangel,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte.  Nur 
sehr  selten  ist  man  nicht  im  Stande ,  dem  Verfasser  beizustimmen ;  und  dann 
ist  es  meistens  Vaterlandsliebe,  welche  ihn  verführt.  So  darf  es  z.  B.  nicht 
allzusehr  wundern,  Jass  er  sich  offenbar  den  strengen  englischen  Grundsätzen 
über  das  ganze  Recht  der  Neutralen  zuneigt.  Er  ist  offenherzig  genug,  den 
Grund  selbst  zu  sagen,  indem  er  den  Amerikanern  zu  bedenken  gibt,  dass  sie 
bald  zu  einer  Höhe  der  Seemacht  herangewachsen  sein  werden ,  auf  welcher 
nicht  mehr  die  Förderung,  sondern  vielmehr  die  Beschränkung  des  neutralen 
Handels  ihr  Vortheil  sei.  Ebenso  begreift  sich  unschwer,  wie  er  die  engli- 
schen Ansprüche  an  die  „narrow  seas"  billigt;  haben  doch  die  Amerikaner 
eine  ähnliche  Forderung  hinsichtlich  der  Delaware  Bai.  Oder  die  freie  Be- 
nützung der  unteren  Stromstrecken  durch  die  höher  liegenden  Anwohner ;  schon 
längst  verlangen  die  Amerikaner  die  Schifffahrt  auf  dem  Lorenzstrom  als  ihr 
aus  diesem  Grunde  stamme-ides  Recht  Es  sind  jedoch,  wie  gesagt,  dieser 
zweifelhaften  Punkte  nur  wenige;  die  Schrift  ist  im  Ganzen  eine  höchst  acht- 
bare und  belehrende. 

Eine  nicht  unbedeutende  Thätigkeit  haben  die  Spanier  entwickelt,  was 
die  Zahl  der  Schriften  betrifft ;  der  wissenschaftliche  Werth  freilich  lässt  Man- 
ches zu  wünschen  übrig.  —  Zunächst  ist  das  ausführliche  Werk  von  Pando  *) 
zu  erwähnen.    Erst  nach    des  Verfs.  Tod   und  unter   wunderlichen  Schicksa- 


1)  Pando,  J.  M.  de,  Elementes  del  Derecho  Internacional.  Madr. ,  1843,  4.  (Der 
Verf.  ist  zwar  in  Lima  geboren  und  hat  auch  später  eine  Zeit  lang>  als  Verbann- 
ter dort  Stellen  bekleidet ;  doch  gehört  er  nach  Erziehung  und  Lebensgang  we- 
sentlich Spanien  an.) 

V.  Mo  hl,  Staatswissenschaft  I.  26 
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len  —  cosas  de  Espana  —  erschienen,  hat  es  auch  ausserhalb  Landes  Ver- 
breitung gefunden.  Es  verdient  diese  Gunst  wirklich  auch  theilweise,  in  so 
ferne  dem  Verf.  ausgebreitete  Belesenheit  (namentlich  auch  in  der  deutschen 
Literatur),  scharfes,  geistreiches  Urtheil  im  Einzelnen  und  ehrenhafte  Gesin- 
nung nicht  abgesprochen  werden  kann.  Allein  das  Lob  muss  doch  sehr  be- 
dingt gegeben  werden.  Es  fehlt  nämlich  durchaus  an  dem  richtigen  Begriffe 
des  positiven  Völkerrechtes.  In  jedem  Augenblicke  stellt  sich  der  Verfasser, 
der  denn  doch  äusserlich  gtiltiges  Recht  geben  will ,  bei  Begründung  seiner 
eigenen  Sätzfe  und  bei  Beurtheiluug  des  bestehenden  Rechts  oder  anderer 
Schriftsteller  auf  den  Standpunkt  der  allersubjectivsten  Philosophie.  So  ent- 
steht denn  ein  Gemisch,  welches  weder  Entwicklung  des  allgemeinen  Gedan- 
kens nx)ch  Darstellung  des  geübten  Rechtes  ist;  und  überdiess  vielfach  ver- 
kehrtes Urtheil  über  Bücher  und  Handlungen  giebt.  Namentlich  wiid  im  un- 
gerechten Missverstehen  von  Martens  selbst  Pinheiro  -  Feireira  überboten.  Dass 
aber  der  Verf.,  gerade  wie  dieser  Halblandsmann,  einer  sehr  rationalistischen 
Schule  des  öffentlichen  Rechtes  angehört  (um  das  Wenigste  zu  sagen),  verbes- 
sert natürlich  die  Sache  nicht.  Somit  kann  denn  das  Buch  wohl  als  ein 
kennenswerthes ,  keineswegs  aber  als  ein  wesentlich  gutes  im  Ganzen  be- 
zeichnet werden.  —  Von  geringerer  geistiger  Bedeutung  und  sehr  un- 
gleich in  der  Ausführung  ist  die  Uebersicht  über  das  Völkerrecht,  welche 
Ferrater  seiner  Sammlung  spanischer  Staatsverträge  beigefügt  hat  *). 
Die  mitgetheiltcn  Sätze  sind  auf  eine  störende  Weise  zwischen  Text  und 
Noten  zersplittert,  und  die  meisten  Gegenstände  sehr  kurz  behandelt.  Dagegen 
ist  der  richtige  Begriff  des  positiven  Völkerrechtes  festgehalten ;  ist  die,  übrigens 
unverhältnissmässig  ausführliche ,  Darstellung  des  internationalen  Privatrechtes 
ganz  brauchbar,  und  die  Zusammenstellung  der  spanischen  Gesetze  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  bequem.  —  Etwa  unter  dieselbe  Beurthei- 
lung  fällt  R  i  q  u  e  1  m  e '  s  System  *).  Es  ist  allerdings  ein  Handbuch  des  posi- 
tiven Völkerrechtes  überhaupt ;  allein  die  Lehren  sind  äusserst  gedrängt  und 
in  der  Regel  ohne  tiefere,  sei  es  theoretische  sei  es  geschichtliche,  Begründung 
vorgetragen,  und  nur  die  überall  eingewobenen  Angaben  über  die  besonderen 
spanischen  Verhältnisse  können  von  auswärts  die  Augen  auf  dasselbe  ziehen. 
Der  Verf.  beklagt  sich  über  die  allgemeine  Uukenntniss  der  spanischen  Beam- 
ten, selbst  der  Diplomaten,  im  Völkerrechte;  es  wird  aber  wohl  einer  gründli- 
cheren wissenschaftlichen  Bearbeitung,  namentlich  auch  einer  Bekanntmachung 
mit  der  Literatur,  der  Geschichte  und  der  wesentlichsten  Streitfrage  des  Völ- 
kerrechtes bedürfen,  um  eine  Verbesserung  hervorzurufen.  Auch  hier  ist  das 
internationale  Privat-  und  Strafrecht  am  besten  behandelt. 


1)  Ferrater,  E.  de,  Codipo  de  Derecbo  IntcrnacionaL  I.  II.  Barcel.,  1846—47.  — 
Die  systematische  Darstellung  des  Verfs.  beflndet  sich  in  Bd.  D,  S.  149—367. 

2)  Riquelme,  A. ,  Eiementos  de  Derecbo  PubUco  Intcrnacional  con  explicacion 
de  todas  las  reglas  que  .  .  constituyeo  el  Derecho  Intcroacional  cspailol.  I.  il- 
Madr.,  1849. —     Der  zweite  Band  eothilt  Auszüge  ans  Gesetzen  und  Verträgen. 
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Wenig  ist  von  Franzosen  geleistet.  Viele  Jahre  lang  war  von  gar 
keinem  Schriftsteller  dieser  Nation  ein  selbstständiges  System  des  positiven 
Völkerrechtes  bearbeitet,  als  sich  vor  kurzer  Zeit  der  vielschreibende 
Graf  Garden  aucli  auf  diesem  Felde  zeigte  ^).  Es  kann  aber  kaum  be- 
hauptet werden,  dass  Frankreich  hiermit  seine  Schuld  abgetragen  habe.  Nicht 
nur  hat  der  Verfasser  wenigstens  bis  jetzt  nur  die  Einleitung  zu  einem  höchst 
umfassenden  Systeme,  dessen  ümriss  er  mittheiit,  gegeben;  sondern  es  besteht 
selbst  diese  grossen  Theiles  aus  Auszügen  fremder  Arbeiten,  und  von  einer 
wissenschaftlichen  festen  Behandlting  ist  gar  keine  Rede.  Es  ist  Mancherlei 
zu  lernen  aus  diesen  Mittlieilungen,  allein  auf  ein  gutes  System  des  Völkerrech- 
tes geben  sie  geringe  Aussicht,  wenn  je  überhaupt  das  Werk  fortgesetzt  wird. 

Endlich  ist  sogar,  während  einzelne  europäische  Völker  feiern,  eines  Süd- 
amerikaners Erwähnung  zu  thun.  Freilich  zieht  das  Werk  des  Andr. 
B  e  1 1 0  ')  weniger  des  Inhaltes  ,  als  des  Vaterlandes  des  Verfassers  wegen  die 
Aufmerksamkeit  aiü  sich.  Es  reizt  nämlich  immerhin,  zu  sehen,  wie  ein 
den  gesittigten  Völkern  gemeinschaftliches  Recht  in  einem  so  fernen  Theile  der 
Erde  aufgefasst  wird;  und  wie  viel  von  unserer  Wissenschaft,  so  wie  was  von 
unseren  Büchern  seinen  Weg  dorthin  gefunden  hat.  Freilich  ist  die  Probe  in 
dem  vorliegenden  Fall  wohl  nicht  ganz  rein,  da  der  Verfasser  in  der  unsichern 
und  wechselnden  Eigenschaft  eines  columbischen  und  chilesischen  Diplomaten  län- 
gere Zeit  in  England  zugebracht  zu  haben  scheint.  Sei  dem  nun  jedoch  wie  ihm 
wolle,  so  hat  sich  die  junge  Cultur  Südamerika's  dieses  Buches  nicht  zu  schä- 
men. Ist  in  demselben  auch  die  Wissenschaft  nicht  weiter  gefördert,  so  ist  es 
doch  ein  im  Ganzen  wohlgerathenes  Compendium  der  landesüblichen  Begriffe 
und  Annahmen,  und  der  Verfasser  zeigt  eine  tüchtige  Benützung  seiner  Vor- 
gänger, namentlich  aber  Vattel's,  Marteus's,  Chitty's  und  Kent's.  Einzelne  Ab- 
tlieilungen  sind  sogar  recht  löbhch,  so  namentlich  Alles ,  was  den  Handel  be- 
trifft. Auffallend  ist  übrigens,  dass  der  Verfasser  sich  in  seiner  Darstellung 
des  Rechtes  der  Neutralen  zur  See  völlig  an  die  englischen  Ansichten  an- 
schliesst.  Mag  diess  nun  eine  Folge  der  Auctorität  von  Chitty  und  von  Kent 
sein,  oder  seines  Aufenthaltes  in  England:  jeden  Falles  hätte  eine  unbefan- 
genere Erwägung  der  Gründe  der  Neutralen  erwartet  werden  können,  da  sicher 
noch  Jahrhunderte  lang,  wenn  nicht  überhaupt  immer,  die  südamerikanischen 
Staaten  ihren   Vortheil  in  der  möglichsten   Freiheit   der  neutralen  Flagge   zu 


1)  Garden,  Comle  de,  Code  diplomatique  de  l'Europe,  ou  principes  et  inaximes 
du  Droit  des  Gens.  I,  1.  Par.  (1852).  —  Es  sei  bei  dieser  Gelegenheit  ein  ent- 
schiedener Tadel  über  die  üble  Sitte  dieses  Schriftstellers  ausgesprochen,  seinen 
Büchern  keine  Jahreszahl  vorzusetzen.  Diese  zu  wissen,  ist  in  manchen  Fragen 
der  äusseren  Ordnung  und  selbst  der  Wissenschaft  unentbehrlich.  Welchen  Sinn 
aber  hat  denn  die  Verschweigung?  , 

2)  Bello,  A.,  Principios  de  Derecho  de  Gentes.     Üpera  public.  enSantiago  de  Chile, 
reimpr.  etc.     Par.,  1840,  16;  nueva  edic,  Madr.,  1844. 
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suchen  haben,  somit  die  Anerkennung  von  Grundsätzen,  welclie  eben  so  be- 
sti-itten  als  ihnen  naclitheilig  sind,  noch  hinge  keine  Eile  gehabt'liätte.  Auch 
darf  man  sich  dartlber  wundern,  dass  die  Lehre  von  der  Unabhängigkeit  em- 
pörter Kolonieen  und  von  deren  Anerkennung  von  Seiten  anderer  Staaten  so 
dürftig  abgeliandelt  ist.  Schliesslich  noch  die  Bemerkung,  dass  das  über  in- 
ternationales Privatrecht  Gesagte  so  verwirrt  und  unjuristiscli,  als  möglich  ist. 

III. 

Monographieen. 

Aber  nicht  blos  in  Systemen  und  mittelst  derselben  baut  sich  die  Wis- 
senschaft auf.  Eine  in  Blüthe  stehende  Disciplin  zeigt  auch  eine  entspre- 
chende Menge  von  Einzelnschriften.  —  Nur  als  ein  günstiges  Zeichen  und 
als  ein  erfreuliches  Mittel  vollständigster  Ausbildung  kann  es  daher  aufgenom- 
men werden,  wenn  das  Völkerrecht  in  dem  hier  besprochenen  Zeitabschnitte 
reichliche  Erörterungen  einzelner  Fragen  in  eigenen  Schriften  erhalten  hat. 
Namentlich  in  einer  Beziehung,  freilich  einer  im  praktischen  Leben  täglich  zur 
Anwendung  kommenden  und  dennoch  fast  ganz  vernachtheiligten  Frage,  — 
nämlich  im  internationalen  Privatrechte  —  ist  ein  fast  überschwäüglicher 
Reichthum  über  uns  eingebrochen.  Es  werden  im  Folgenden  diese  Schriften 
in  raschem  Zuge  und  geordnet  nach  den  Gegenständen  vorübergeführt  werden, 
jede  derselben  mit  einem  kurzen  ürtheile  begleitet.  Wenn  aber  namentlich 
in  dieser  Abtheilung  die  Bücherschau  nicht  zu  unbedingter  Vollständigkeit  ge- 
langt sein  sollte,  so  wird  eine  billige  Beurtheilung  diess  nicht  allzuhoch  anrechnen. 
Solche  Bearbeitungen  einzelner  Fragen  erhalten  oft  eine  nur  örtliche  Verbrei- 
tung, verschwinden  leicht  wieder  ganz,  kommen  auf  keine  Weise  zur  öffent- 
lichen Kenntniss. 

1.    Diplomatische  Agenten  und  Diplomatie. 

In  allen  Zeitaltem  und  auf  allen  Gesittigungsstufen  waren  die  völker- 
rechtlichen Beamten  von  grosser  Bedeutung.  Von  ihrer  Einsicht,  ihrer 
Gesinnung  und  ihrer  Geschicklichkeit  hieng  immer  grosses  Wohl  und  Wehe  ab; 
die  genaueste  Feststellung  ihrer  Rechte  und  Pflichten  war  Bedingung  eines 
friedlichen  Verkehres  unter  den  Staaten.  Namentlich  aber  hat  sich  die  Bedeu- 
tung der  diplomatischen  Personen  und  Verhältnisse  immer  mehr  gehoben,  und 
ist  die  Reglung  des  von  ihnen  und  gegenüber  von  ihnen  zu  Beobachtenden  im- 
mer bestimmter  geworden,  seitdem  die  ununterbrochenen  Beziehungen  der 
Staaten  zu  einander  stehende  Aemter  verschiedener  Art  veranlasst,  und  die 
immer  zahlreicheren  Verbindungen  der  einzelnen  Unterthanen  mit  dem  Aus- 
lande die  Geschäfte  nach  Art  und  Menge  ins  unendliche  vermehrt  haben.  Na- 
tQrlicb  hat  sich  auch  die  Literatur  dieses  reichen  Feldes  bemächtigt ;  ja  es  ist 
diess  im  Uebennaasso  geschehen.    Der  Schriften   über  Gesandte  und  Consuln, 
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ihre  Rechte  und  Geschäfte,  Cäremoniel  und  Formen  sind  unzählige  von  Albe- 
ricus  Gentilis  und  Wicqucfort  an.     Man  sehe  nur  bei  Ompteda  und  Kamptz. 

Es  ist  somit  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  neuerwachte  Thätigkeit  im 
Völkerrechte  jeden  Falles  die  Beamten  nicht  tibergangen  haben  würde,  auch 
wenn  sich  nichts  Wesentliches  in  ihren  Verhältnissen  verändert  haben  sollte^ 
Da  nun  aber  überdies?,  abgesehen  von  einzelnen  Entwicklungen  der  Gesandt- 
schaftsrechtes im  engern  Sinne,  das  Consulatwesen  in  diesem  Jahrhunderte  eine 
früher  ganz  unbekannte  Bedeutung  erhalten  hatte:  so  war  eine  neue  Bearbei- 
tung dieser  Abtheilung  der  Völkerrechts  -  Wissenschaft  wirklich  Bedürfniss. 
Dasselbe  ist  denn  auch  reichlich  befriedigt  worden;  es  liegen  viele  Werke  und 
zwar  der  verschiedensten  Art  vor. 

Vor  Allem  Schriften,  welche  den  ganzen  Geschäftskreis  der  diplo- 
matischen Agenten  in  seinen  sämmtlichen  Beziehungen  systematisch  umfassen.  — 
Der  Gedanke,  dieser  Gattung  von  Beamten  eine  ausreichende  Belehrung  über 
die  sachlichen  und  die  formellen  Aufgaben  zu  ertheilen,  ist  ein  sehr  natür- 
licher. Selbst  den  Unterrichtetsten  und  Geübtesten  kann  zu  Zeiten  ein  solches 
Hüli'smittel  nützlich  sein;  noch  mehr  natürlich  den  weniger  gut  Vorbereiteten 
und  den  Anfängern.  Letzteres  um  so  mehr,  als  nur  allzu  oft  die  Vorbereitung 
für  ein  völkerrechtliches  Amt  höchst  mangelhaft  ist.  Wir  wollen  nicht  einmal 
von  Generalen,  Hofleuten  oder  Ständemitgliedern  reden,  welche  mit  einem  Male 
und  ohne  alle  frühere  Beschäftigung  in  auswärtigen  Geschäften  mit  einer  Sen- 
dung beauftragt  werden  können,  oder  von  einfachen  Kautieuten,  welchen  ein 
Consulat  übertragen  wird.  Aber  selbst  die  für  die  völkerrechtliche  Laufbahn 
bestimmten  jungen  Leute  werden  in  den  meisten  Fällen  höchst  ungenügend  in 
dem,  was  sie  einst  zu  wissen  brauchen,  unterrichtet.  Die  Universitäten  geben, 
bei  der  kleinen  Zahl  der  zu  solchen  Studien  Geneigten,  gar  dürftige,  wenn 
irgend  eine,  Gelegenheit  zur  Ausbildung;  eine  eigene  diplomatische  Akademie 
aber,  wie  sie  zu  ihrer  Zeit  J.  J.  Moser  in  Hanau  oder  Koch  in  Strasburg  er- 
richtet hatten,  besteht  gegenwärtig  nirgends  in  der  ganzen  Welt.  Sei  nun 
auch  ein  Buch  nur  eine  mangelhafte  Aushülfe,  so  ist  es  doch  unter  solchen 
Umständen  ein  wahres  Bedürfniss. 

Die  neuen  Werke  zerfallen  aber  wieder  in  solche,  welche  sowohl  Ge- 
sandte als  Consuln  berücksichtigen;  in  solche,  welche  ausschliesslich  die 
Gesandten  i.  e.  S. ,  und  endlich  in  diejenigen,  welche  nur  die  Consuln  be- 
handeln. 

Von  der  ersteven  Gattung  ist  vor  Allem  zu  nennen  die  von  K.  von 
Martens  bearbeitete,  jetzt  bereits  in  einer  Reihe  von  Auflagen  erschienehe, 
Anweisung  für  Diplomaten  ^).     Der  erste  Band  enthält   eine  ausführliche  theo- 


1)  Martens,  Ch.  de,  Le  Guide  diplomatique,  Precis  des  droits  et  des  fonctions 
des  Agenls  Diplomatiques  et  Consulaires.  fid.  Ame  enlier.  refondue.  I.  II.  Par.  et 
Leipz.,  1851.  Es  giebt  von  diesem  Werke  auch  eine  unbefugte,  mit  Recht  vom 
Verfasser  verläugnete  Ausgabe  von  Hoffnianns.     Paris,  1837,  3  Bde. 
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retische  Abhandlung  über  Aufgabe,  Stellung  und  Rechte  sämmtUcher  Arten  von 
diplomatischen  Agenten,  kurz  ein  Gesandtschaftsrecht;  der  zweite  dagegen  eine 
Anweisung  /.m'  Abfassung  der  verschiedenen  völkerreclitlichcn  üblichen  Schrift- 
stücke   und    zahlreiche  MuvSterbcispiclc  von  solchen.      Das    anfänglich    (1823) 
ziemlich  unbedeutende  Buch  hat  sich  allmählig,  namentlich  in  seiner  neuesten 
Ausgabe,  zu  entschiedener  Brauchbarkeit  erhoben.   Es  ist  auch  jetzt  noch  nichts 
Eigenthümliches  und  Tiefes:  allein  es  darf  Anfängern  mit  Vertrauen  empfohlen 
werden,  —  Eine  andere   einschlägige  Schritt  ist  das  oben  S.  383  schon  unter 
den  Grtmdrisscn  angeführte  sogenannte   „System  der  Diplomatie"  von  Winter, 
welches  die  sämmtlichen,    einem  diplomatischen  Beamten   nöthigen  rechtlichen 
und    politischen   Kenntnisse    unter   diesem    Gesammtnamen    zusammenzustellen 
sucht,  aber  freilich  keinen  Stoflf,   sondern  nur  Einthoilungcn  und  Paragraphen- 
Ueberschriftcn  liefert,  und  somit  zu  wenig  nütze  ist.  —    Drittens  gehört  hier- 
her F.  de  Cussy's  alphabetisch   geordnete  Encykläpädie  aller  auch   nur  cüt- 
femt  in   das  Geschäft    des   Diplomaten  einschlagenden    Gegenstände  ');   somit 
ein  Wörterbuch    und  kein   System.      An   Vollständigkeit   des   Umfanges    fehlt 
es  nicht;    allein  die  einzelnen  Artikel  sind  zum  grössten  Theile  sehr  kurz,  ge- 
wöhnlich kaum  etwas  mehr   als  eine  Worterklärung.    Der    Gedanke  ist    nicht 
schlecht,  allein  die  Ausführung  misslungen.  —    Endlich  muss  noch  des  Belgiers 
Garcia  de  la    Vega  für   junge   belgische   Diplomaten  jeder  Art  besonders 
berechnetes     Handbuch     aufgeführt    werden  ^).      Es    schliesst    sich     dasselbe 
zwar  auch   sowohl    in   der   Form  al»  dem   Inhalte   nach    sehr  entschieden   an 
das  allgemeinere  Werk  von  Martens  an ;  dennoch  hat  es  seinen  eigenen  Werth, 
weil  die  einschlagenden  belgischen  Einrichtungen  und  Gesetze  ausführlich  gege- 
ben und  gut  verarbeitet  sind.     Hierdurch   erhält    das   Ganze    für  jeden   Leser 
Leben  und  Unmittelbarkeit,  abgesehen  von  etwaigem  luaktisclieu  Gebrauch. 

Bios  auf  die  Verhältnisse  der  Gesandten  im  engeren  Sinne  beschrän- 
ken sich  die  Schriften  von  dem  Graven  von  Garden  "),  Snouckaert  van 
Schauburg  *),    Miruss  *),     Grenville  Murray  *),    L.  Gessner  ')    und 


1)  Cussy,  F.  de,  Dictionnaire  ou  manucl-lexiquc  du  Diplomate  et  du  Consul.  Lpz., 
1846. 

2)  Garcia  de  la  Ycga,  D.  de,  Guide  pratique  des  Agcnü  politiques  du  Ministere 
des  aflaires  dtrangcrcs.     Brux  ,  1852. 

3)  Garden  C**  de,  Trailö  complet  de  Diplomatie,  ou  tht'orie  gt'nöralc  des  relatioAs 
cxtdricure»  des  puissances  de  l'Europe.  I — III.     Paris,  1833. 

4)  Snouckaert  van  Schaubarg,  Bar.  A.  C.,  Diss.  de  Legatis  robusqae  ab  bis 
agcndis.  Traj.,  1827.  Später  vom  Verf.  überarbeitet  u.  d.  T  :  Essai  s  1.  Ministres 
pnblics.     A  la  Hayc  et  Amst.,  1833. 

5)  Mirnss,  Alex.,  Das  europäische  Gcsandtsciiansrecht,  nebst  einem  Anhange  von 
dem  Gesandtscbaflsrecht  des  d.  Bundes,  einer  Büchcrkundc  und  vielen  Beilagen. 
1.  II,  Lpz.,  1847. 

6)  Grenville  Mnrray,  £.  C,  Droits  et  devoirs  des  Eovoyes  diplomatiques.  Londr., 
1853. 

7)  Gessn«r,  L.,  de  jure  uxoris  Legali  et  Legatae.    Hai.  Sax.,  1851. 
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Wurm  *).  Eine  grosse  Bereicherung  des  Wissens  oder  Denkens  ist  freilich 
durch  dieselben  im  Ganzen  nicht  gewonnen ;  die  Mehrzahl  sind  vielmehr  blose  An- 
fängerversuche. —  Das  Werk  von  Garden  hat  viele  Aehnlichkeit  mit  der  eben 
besprochenen  Schrift  von  Martens,  fasst  aber  seine  Aufgabe,  vielleicht  nicht 
eben  ganz  richtig,  noch  etwas  weitläufiger  auf,  indem  es  sich  nicht  auf  eine 
Darstellung  des  Gesandtschaftsrechtes,  nicht  einmal  auf  die  des  gesammten 
Völkerrechtes  beschränkt,  sondern  auch  noch  einen  Begriff  von  allgemeinen  staats- 
rechtlichen Grundsätzen  beizubringen  sucht.  Auch  hier  sind  Muster-Actenstücke 
beigegeben.  —  Nur  das  Lob  einer  fleissigen  Erstlingsschrift  kann  man  der 
Arbeit  Snouckaert  van  Schauburg's  beilegen.  Das  in  Handbüchern  und  anderen 
leicht  zugänglichen  Quellen  zu  Findende  ist  hier,  im  Uebrigen  ganz  verständig 
und  geordnet,  zusammengetragen.  —  Einen  bei  weitem  grösseren  Anspruch 
auf  eine  streng  juristische  Behandlung  macht  wohl  Miruss;  allein  das  sehr 
austührliche  Werk  ist  doch  auch  nicht  eben  sehr  hoch  anzuschlagen.  Der 
Verfasser  hat  seine  Darstellung  mit  veralteten  und  unnützen  Einzelnheiten  über- 
laden, entbehrt  offenbar  jeder  unmittelbaren  Anschauung  der  gesandtschaftlichen 
Zustände,  und  ist  schwerfällig.  Das  Bücherverzeichniss  ist  allerdings  ziemlich 
vollständig;  das  einzige  Verdienst  aber,  welches  nach  Ompteda,  Kamptz,  KlO- 
ber  u.  A.  hier  zu  erwerben  war,  nämlich  eine  kurze  und  schlagende  Würdi- 
gung jedes  der  genannten  Schriften,  geht  ihm  ganz  ab.  —  Die  kleine  Schrift 
Grenville  Murray's  ist  kaum  des  Nenuens  werth.  Wahrscheinlich  hat  auch 
der  junge  Verfasser  nicht  sowohl  eine  Berichtigung  und  Bereicherung  der 
völkerrechtlichen  Lehren  beabsichtigt,  als  eine  persönliche  Nachweisung  fleissi- 
ger  Studien.  —  Auch  Gessner's  Abhandlung  über  die  Rechte  der  Gesandtin- 
nen ist  nur  eine  akademische  Probearbeit.  Der,  eben  nicht  zu  den  wichtigsten 
gehörende,  Gegenstand  ist  schon  von  F.  K.  von  Moser  ausführlich  und  mit 
grosser  Gelehrsamkeit  behandelt  worden ;  und  seitdem  übergehen  ihn  in  der 
Regel  ausführlichere  Systeme  des  Völkerrechtes  oder  gar  des  Gesandtschafts- 
rechtes nicht;  so  denn  namentlich  zuletzt  noch  Mii'uss.  Stoff  und  Regeln  waren 
somit  längst  beisammen ;  und  was  etwa  von  neuen  Beisprielen  oder  Fragen  in 
der  jetzt  vorliegenden  (im  Uebrigen  ganz  fleissig  bearbeiteten)  Schrift  beige- 
bracht ist,  ändert  in  der  Sache  nichts.  —  Dagegen  ist  allerdings  Wurm's  Un- 
tersuchung über  den  Rang  der  diplomatischen  Agenten,  namentlich  über  die 
Stellung  der  Residenten,  eine  schöne  Arbeit.  Auch  hier  beweist  der  Verfasser 
sein  ausgebreitetes  geschichtliches  Wissen  und  seine  feine  Geschicklichkeit,  das- 
selbe auf  die  genaueste  Feststellung  völkerrechtlicher  Sätze  und  ihrer  Abschat- 
tungen anzuwenden.  Es  ergiebt  sich,  dass  die  Frage  über  die  verschiedenen 
Rangklassen  der  Gesandten  zwar  jetzt  in  der  Hauptsache  leidlich  geordnet  ist; 
dass  aber  die  Dinge  weder  so  einfach  liegen,    noch   so  unbestritten  sind,   wie 


J)  Wijrm,    C.  F. ,   Ueber  den  Rang  diplomatischer  Agenten,    In    der  Tüb.  Zeitschr. 
für  Staatsrecht.  1854.  H.  3  und  4. 
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diess  in  den  Handbüchern  gelehrt  zu  werden  pflegt.    Abhandlungen  dieser  Art 
sind  ein  wahres  Verdienst  um  die  genaue  Richtigkeit  der  Wissenschaft. 

Weit  bedeutender  sind  die  Schriften  über  das  Consulatwesen. 
Dieser  Gegenstand,  welcher  früher  lange  nicht  die  gehörige  Beachtung  und 
durch  die  Schriften  von  Steck,  Warden,  Borel  u.  s.  w.  wenigstens  nicht  die 
bestmögliche  Erörterung  gefunden  hatte,  ist  in  den  jüngsten  Jahren  in  einem 
ausserordentlichen  Maasse  bearbeitet  worden.  Schriften  über  das  Consulatwe- 
sen sind  ordentlich  Sache  der  Liebhaberei  geworden;  und  manche  Staaten  be- 
sitzen jetzt  nicht  blos  Eine  tüchtige  Schrift,  über  die  Rechte  und  Geschäfte 
ihrer  Consuln.  Wenn  es  auf  solche  Weise  auch  des  Guten  fast  zu  viel  zu  werden 
droht,  so  ist  diese  reiche  Thätigkeit  doch  sehr  erklärlich.  Immer  weiter  dehnt 
sich  der  Weltverkehr  aus;  in  immer  grösserem  Maasse  finden  sich  die  Staaten 
veranlasst,  ihren  gewerbenden  Bürgern  auswärts  Hülfe  und  Schutz  angedeihen 
zu  lassen;  immer  häufiger  werden  Consuln  auch  zu  unmittelbar  völkerrechtlichen 
Geschäften  verwendet.  Somit  ist  denn  auch  eine  genaue  theoretische  Erörte- 
rung ihrer  Stellung  von  steigender  Bedeutung;  wo  denn  nur  zu  bemerken  steht, 
dass  gerade  die  ersten  Handelsvölker  das  Bedürfniss  einer  literarischen  Ord- 
nung dessen,  was  bei  ihnen  schon  längst  in  Ucbung  ist,  weniger  zu  fühlen 
scheinen ,  als  die  jetzt  erst  in  grössere  Thätigkeit  eintretenden  oder  sich  für 
solche  bereitenden. 

Vorerst  und  vor  Allem  sind  diejenigen  Werke  zu  nennen,  welche  das  Consulat- 
wesen überhaupt,  d.  h.  ohne  Beziehung  auf  die  Vorschriften  und  Verhältnisse  eines 
einzelnen  Staates,  abhandeln.  —  Zunächst  das  grosse  und  wirklich  staunenswerthe 
Handbuch  für  Consuln  von  A.  v.  Miltitz  *).  An  allgemeinen  Schriften  über  die 
Rechts- und  Geschichts-Verhältnisse  der  Consuln  hat  es,  wie  gesagt,  schon  früher 
nicht  gefehlt.  Allein  wie  viel  doch  noch  in  der  Sache  zu  thun  war,  zeigt 
eigentlich  erst  das  obengenannte  vortreffliche  Werk.  Leider  ist  zwar  dasselbe 
nicht  ganz  vollendet,  indem  die  vom  Verf.  verheissene  Theorie  des  Consulates  fehlt ; 
allein  schon  auch  das  Gegebene  ist  des  höchsten  Lobes  werth.  Nur  selten  in 
der  That  ist  eine  solche  Gründlichkeit  und  eine  solche  staunenswerthe  Gelehr- 
samkeit. Das  Buch  ist  ein  wahrer  Schatz  für  die  wichtige  Klasse  von  öffent- 
lichen Beamten,  zu  deren  Unterweisung  es  bestimmt  ist;  und  es  bedarf  ein 
Consul,  welcher  in  einem  verlorenen,  von  jedem  gebildeten  Verkehre  abge- 
Bchni^tenen  Orte  leben  muss,  kaum  einer  weitern  Bibliothek  in  seinem  Fache. 
Aber  auch  für  Theoretiker  und  Praktiker  in  sonstigen  weiten  Kreisen  gewährt 
es  reichlichste  Belehrung.   Namentlich  muss  es  auch  als  ein  geschichtliches  Werk 


1)  Miltitz.  AI.  de,  Manuel  des  ConsuU.  Bd.  I,  a.  u.  d.  T.  Tableau  du  develope- 
mcnt  des  insülalions  judiciaires  et  administratives  crd«*e8  pour  i'ulilite  du  commerce, 
ainsi  quc  de  la  Idgislation  commcrciale  et  niarilime  des  principaux  6UAs  de  l'Eu- 
rope  et  des  E.  U.  de  l'Amöriquc.  Bd.  IF,  Abth.  1  u.  2 ,  a.  u.  T.  Des  Consuls  ä 
r^anger,  tels  qu'iU  ont  iM  instHn^  pir  les  principaux  ötals  de  l'Europc  etc. 
Lond.  und  Berlin,  1837—39. 
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von  grosser  Bedeutung  anerkannt  werden,  -welches  der  ernsten  Beachtung  un- 
serer Geschichtsforscher  über  das  Mittelalter  gar  sehr  werth  ist.  Soweit 
das  Handbuch  vorliegt,  zerfällt  es  in  drei  wesentlich  verschiedene  Abthei- 
lungen. Die  erste  giebt,  was  sehr  zweckmässig  ist,  eine  genaue,  den 
Quellen  entnommene  Darstellung  der  Handels  -  Gerichte  und  Handels- 
Behörden  in  allen  europäischen  Seestaaten  und  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nord-Amerika.  Die  zweite  Abtheilung  enthält  eine  vortreffliche 
Geschichte  der  Entstehung  der  Consulate  zuerst  im  Morgenlande,  dann  aber 
auch  in  Europa.  Von  ihr  namentlich  gilt  das  oben  ausgesprochene  Lob  der 
Gelehrsamkeit  des  Verfassers.  In  der  dritten  Abtheilung  endlich  wird  die 
Geschichte  und  der  jetzige  Stand  sämmtlicher  einzelner  Consulate  der  mehr- 
ei-wähnten  Staaten,  wie  sich  diess  aus  den  Verträgen  oder  sonstigen  Staats- 
acten  ergicbt,  mit  einer  staunenswerthcn  Vollständigkeit  und  unter  genauester 
Nachweisung  der  einzelnen  Quellen  gegeben.  Der  Gedanke  an  die  auf  diesen 
Theil  des  "Werkes  verwendete  Mühe  kann  in  der  That  schwindlig  machen;  und 
sicherlich  ist  man  durch  sie,  so  wie  durch  die  übrigen  Abtheilungen ,  zu  dem 
Urtheile  berechtigt,  dass  dieses  Handbuch  eine  der  der  gediegensten  Arbeiten 
ist,  welche  die  ganze  Literatur  des  Völkerrechtes  aufzuweisen  hat.  —  Nicht 
auf  gleicher  Höhe  stehen  die  weiteren  allgemeinen  Werke  von  F.  von  Cussy  *), 
Bursotti*),  Letamendi^),  Jochmus*)  und  Oppenheim  *),  wenn  schon 
^uöh  ihnen  Verdienste  nicht  abgesprochen  werden  sollen.  —  Das  erstere  zer- 
fällt in  zwei  Abtheilungen.  Die  eine,  kürzere,  ist  eine  systematische  Abhand- 
lung von  den  Rechten  und  Geschäften  der  Consuln  überhaupt.  Die  andere 
giebt  theils  den  wörtlichen  Text  der  Amtsanweisungen  für  Consulate,  wie 
dieselben  von  dreizehn  der  bedeutendsten  Staaten  erlassen  sind,  theils 
Auszüge  und  Zusammenstellungen  der  Gesetze  und  Vorschriften  von  neun  an- 
dern Regierungen.  Ausserdem  noch  einige  Formulare.  Das  Ganze  aber  kann 
kaum  anders,  als  Buchmacherei  bezeichnet  werden;  namentlich  ist  die  systema- 
tische Abhandlung  theils  viel  zu  stoffarm,  theils  nicht  einmal  richtig,  indem  sie 
die  ganze  Stellung  der  Consuln  den  Gesandtschaften  viel  zu  nahe  rückt.  Am 
brauchbarsten  sind  die  sehr  ausführlichen  Abtheilungen  über  die  den  französi- 
schen Consuln  gegebenen  Anweisungen  verschiedener  Art.  —  Das  Werk  von 
Bursotti  ist,  wie  es  scheint,  unvollständig  geblieben,  und  zwar  in  sehr  we- 
sentlichen Theilen.    Die  beiden  erschienenen  Bände  enthalten  Gesetze  und  Vor- 


1)  Cussy,  F.  de,  Reglemens  eonsulaires   des  principaux  etats  maritimes  de  l'Europe 
et  de  rAraerique. '   Lpz.  et  Par.,  1851. 

2)  Bursotti,'!.,  Guide  des  Agens  eonsulaires.  I.  II.  Nap.,  1837. 

3)  Letameftdi,  Tratado  de  jurisprüdencia  diplotaatico-consular.     Madr.,  1843,  4. 

4)  Jochmus,    Handbuch    für  Consufn   und  Consular-Beamte  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Deutschland.     Dessau,  1852. 

5)  Oppenheim,  H.  B.,  Praktisches  Lehrbuch  der  Consulate  aller  Länder.     Erlang., 
1854. 
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träge  verschiedener   Staaten  über  das  Consulatwesen.    Ein   dritter   sollte  diese 
Abtheilung  vollenden ,  und  erst  im  vierten  eine  systematische  Abhandlung  über 
die  Reclite  und  Pflichten  der  Consuln  folgen.  —  Es  mag  zweifelhaft  erscheinen, 
ob  Letamendi's  wunderliches  Buch  mit  Recht  unter  den  allgemeinen  Schriften 
aufgeführt  sei,  da  es  allerdings  zunächst  Spanien  im  Auge  hat.  Allein  der  Grund- 
gedanke und  die  ■wesentlichsten  Absclmittc  finden  Anwendung  auf  alle  Staaten, 
und  das  rein  Oertliche  besteht   mehr    in  Klagen   und  Vorschlägen,    als  in  der 
Darstellung  bestehenden  Rechtes.    Der  Verfasser  entwickelt  nämlich,  nachdem 
er  die  Geschichte  und  die  Bedeutung  des  Consulates  in    seiner  Weise  erörtert 
hat ,    die  Ansicht ,    dass ,     mit    geringen  Ausnahmen ,    alle    eigentlichen    Ge- 
sandtschaften aufzuheben   und  an  ihrer  Stelle  nur  Generalconsulate ,   welchen 
auch  die  Besorgung  der  diplomatischen  Geschäfte  übertragen  werde,  zu  bestellen 
seien.     Nicht  nur  Ersparniss ,    sondern   auch  die  immer  grösser  gewordene  Be- 
deutung der  Consuln  sprechen ,  seiner  Ansicht  nach ,  hierfür ;    durch  eine  ledig- 
lich auf  die  Vereinigung   berechnete    Laufbahn   und  Organisation   der   völker- 
rechtlichen Beamten  aber  lassen  sich  alle  Schwierigkeiten  beseitigen.    Natürlich 
will  er  dann  auch  nur  von  bezahlten   und  aus   dem  Mutterlande  abgesendeten 
Consuln  wissen ,  (mit  Ausnahmen  bioser  Handelsagenten ,  welche  der  Consul  an 
den  erforderlichen  Plätzen   aus  den  Kaufleuten,   nöthigen    Falles   des  Landes 
selbst,  auswählen  könne.)     Der  Verfasser  geht  dabei  sehr  in  die  Einzelnheiten 
ein;  allein  es  scheint  einleuchtend,  dass  diese  Mischung,  als  allgemeine  Maass- 
regel eingeführt,   weder  der  Besorgung  der  staatlichen    noch  der  der  Handels- 
angelcgenheiten  zu  Gute  käme;  ganz  abgesehen  von  den  Schwierigkeiten,  in  welche 
wenigstens  an  vielen  Orten  die  Rang-  und  geselligen  Verhältnisse,  überall  aber  die 
doppelte  Eigenschaft  des  beglaubigten  Gesandten  und  des  mit  einem  Exequatur 
zu  versehenden  Consuls  verwickeln  möchten.  —   Ganz  verständig  ist  die  kleine 
Schrift  von  Jochmus  abgefasst,   und  es   kann  ihr  das  Verdienst  einer  guten 
ersten  Einleitung  nicht  abgesprochen  werden.    Sie  enthält  theils  eine  didactische 
Abhandlung  über  das  gesammte  Consulatwesen,  wobei  auf  die  Abweichungen  ein- 
zelner Länder  von  der  allgemeinen  Sitte  in  Anmerkungen  aufmerksam  gemacht  ist; 
theils  Gesetzes-Beilagen,  namentlich  Gebühren-Tarife.    Von  der,   auf  dem  Titel 
angekündigten,  besonderen  Berücksichtigung  der  deutschen  Verhältnisse  ist  übri- 
gens nichts  zu  finden.  —  Weit  bedeutender  ist  jeden  Falles  endlich  die  Schrift  von 
Oppenheim.      Hier  wird    der   neue  und  ganz   richtige  Gedanke  duichgeführt, 
in  den  Consular- Ordnungen  der  verschiedenen  Länder   die  gemeinschaftlichen 
Grundsätze  aufzusuchen  und  dieselben  zu  einem  Systeme  zu  verbinden ;  daneben 
denn  aber  immer  ausführlich  theils  die  Quellen  anzuführen,   theils  die  Abwei- 
chungen  der  einzelnen  Gesetze  anzugeben.    Es  ist  somit  eine  Arbeit   in  der 
Art  der  deutschen  gemeinrechtlichen;    und  auch  einer  Seits  eben  so  berechtigt, 
wie  Auffassungen  dieser  Art,  anderer  Seits  mit  derselben  Vorsicht  zur  Vermei- 
meidung   ungegründeter  Verallgemeinerungen    zu  behandeln.     Die   Arbeit   ist 
fleissig  und  zeigt  grosse  Kenotniss  der  Literatur;  und  besondere  Anerkennung 
verdient  auch  die  einem  Anhange  gegebene  ausführlichere  Behandlung  schwie- 
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rigerer  Punkte,  für  deren  richtiges  Verständniss  einem  rechtsungelehrten  Consul 
die  Kürze  des  Systemes  nicht  genügen  würde.  Man  darf  sich,  auch  hinsicht- 
lich der  Haltung  des  Ganzen,  des  Fortschrittes  erfreuen,  welchen  der  Verf.  seit 
seinem  „Systeme  des  .Völkerrechtes"  offenbar  gemacht  hat. 

Von  beschränkterem  Gebrauche  zwar,  dagegen  innerhalb  ihres  Kreises  tief 
eingehend  sind  diejenigen  Schriften,  welche  das  Consulatwesen  einzelner 
Staaten  behandeln.  Sie  sind  um  so  brauchbarer,  je  genauer  sie  sich  an  ihre 
besondere  Aufgabe  halten,  und  nicht  in  Verallgemeinerungen  ausschweifen,  wel- 
che besten  Falles  überflüssig,  leidit  sogar  geradezu  fehlerhaft  sind.  Nur  zu 
viele  dieser  particularrechtlichen  Abhandlungen  leiden  übrigens  an  diesem 
Fehler,  wegen  des  ganz  verkehrten  Bemüliens  der  Verfasser,  ihren  Arbeiten  einen 
wissenschaftlichen  Anstrich  oder  eine  Brauchbarkeit  über  den  nächsten,  völlig 
genügenden  Zweck  hinaus  zu  geben.  —  Es  ist  ohne  Zweifel  am  besten ,  diese 
Art  von  Schriften  nach  den  Staaten  zusammenzustellen ;  dabei  aber  billig,  zuerst 
die  Schriften  über  das  französische  Consulatwesen  aufzuführen,  weil  sie  flie 
zahlreichsten  von  Allen,  zum  Theile  auch  sehr  tüchtig  sind.  —  Das  älteste, 
aber  noch  immer  sehr  brauchbare  Buch  ist  das  bekannte  "Werk  von  Läget 
de  Podio  über  die  Gerichtsbarkeit  der  französischen  Consuln  *).  Es  theilt 
in  systematischer  Ordnung  die  ganze  französische  Gesetzgebung  über  das  Con- 
sulatwesen (nicht  etwa  blos  über  die  Gerichtsbarkeit  der  Consuln)  mit,  und  ist, 
ohne  höhere  wissenschaftliche  Ansprüche  zu  machen,  verständlich  und  prak- 
tisch. —  Nur  von  untergeordneter  Bedeutung  ist  die  kurze  Amtsanweisung  für 
die  Kanzler  der  Consulate  von  Tancoigne  ^).  Der  Gegenstand  ist  natürlich 
in  den  umfassenderen  Werken  auch  abgehandelt.  —  Das  Handbuch  von 
Moreuil  ^)  giebt  einen  nach  Materien  geordneten  Auszug  aus  den  Gesetzen 
und  Verordnungen;  eine  sehr  ausführliche  Nachweisung  über  die  Verträge  und 
Uebereinkünfte  Frankreichs  mit  (51)  fremden  Staaten  über  die  Consular  -  Ver- 
hältnisse ;  endlich  eine  spärliche  Sammlung  von  gerichtlichen  Entscheidungen 
über  einschlägige  Fragen.  Das  Buch  ist  ganz  brauchbar,  aber  nichts  ausgezeich- 
netes. —  Höchst  bedeutend  ist  die  ausführliche  halbamtliche  Schrift  von  A.  de 
Clercq  und  C.  de  Vallet  *).  Dieselbe  umfasst  in  einem  sehr  vollständig 
angelegten  Systeme  die  gesammte  Geschäftsthätigkeit  eines  französischen  Con- 
suls  von  dessen  Ernennung  an.  Hierbei  wird  denn  in  das  Dingliche  der  Auf- 
gaben sehr  genau  eingegangen;  z.  B.  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der 
verschiedenen  Mannschaften  eines  Handelsschiffes,   über  die  Arten  der  Haverei 


1)  Läget  de  Podio,  Nouvelle  juridiction  des  Consuls  de  France  a  l'etranger.  Mars., 
1826;  2.  ed.,  1843. 

2)  Tancoigne,  Le  Guide  des  Chanceliers.    Par.,  1843,  12. 

3)  Moreuil,  Manuel  des  Agens  Consulaires  fran(;ais  et  elrangers.    Par.,  1850, 

4)  Clercq,  A.  de  et  Vallet,    C.  de,    Guide  pratique  des  Consulats,  publ.  sous  les 
auspices  du  Ministere  des  äff.  etr.     Par.,  1852. 
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und  deren  rechtliche  Verhältnisse,  über  die  Bedeutung  der  verschiedenen  Civil- 
stands-ürkunden  u.  s.  w.  üeberall  sind  die  gesetzlichen  Quellen  nachgewiesen, 
und  das  Ganze  zeigt  eben  so  sehr  von  französischer  Klarheit  und  Darstellungs- 
kunst, als  von  genauester  praktischer  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande- 
Noch  mag  bemerkt  werden,  dass  einer  der  Herausgeber,  schon  mehrere  Jahre 
früher,  ein  Formularbuch  filrCoiisuIn  herausgegeben  hatte  '),  welches  als  Ergän- 
zung des  vorstehenden  wichtigeren  Werkes  betrachtet  werden  mag,  indem  es, 
ausser  dem  Abdrucke  wichtiger  einschlagender  Gesetze,  mehrere  Hunderte  von 
Formularen  liefert.  —  Schliesslich  ist  noch  des  kleinen,  alphabetisch  geordne- 
ten Handbuches  von  Bussy  Erwähnung  zu  thun,  an  welchem  aber  der  Ort  der 
Abfassung  und  Herausgabe  das  Merkwürdigste  ist  *). 

Nicht  entfernt  vergleichbar  mit  dieser  französischen  Literatur  ist  die  ein- 
schlagende englische.  Ueber  das  Consulatwesen  des  ersten  Handelsstaates 
der  "Welt  besteht,  und  zwar  sogar  erst  seit  kurzer  Zeit,  nur  eine  einzige 
Schrift,  das  kleine  Handbuch  von  R.  Fynn  *).  Es  ist  diess  freilich 
erklärlich.  Bis  in  die  neuere  Zeit  waren  die  englischen  Einrichtungen 
und  Gesetze  über  diesen  wichtigen  Gegenstand  ganz  schlecht  und  noch  schlech- 
ter eingehalten.  Durch  einen  Ausschuss  des  Unterhauses ,  welcher  einen  vor- 
trefflichen Bericht  über  den  Zustand  und  die  Abhülfemittel  erstattete  *), 
wurde  im  J.  1835  eine  gänzliche  Umgestaltung  bewerkstelligt,  und  namentlich  auf 
zweierlei  hingewirkt.  Zunächst  wurden,  mit  ganz  geringen  Ausnahmen,  nur 
noch  gesendete  und  (gut)  bezahlte  General- Consuln  und  Consuln  verwen- 
det. Sodann  aber  wurden  treffliche  Amtsanweisungen  ausgearbeitet,  welche  den 
Consuln,  nach  ganz  genau  vorgeschriebenen  Punkten,  Berichte  nicht  blos  über 
ihren  eigentlichen  Auftrag,  die  Handelsangelegenheiten,  vorschreiben,  sondern 
auch  über  alle  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnisse  des  von  ihnen  be- 
wohnten Landes.  Im  J.  1 843  aber  wurde  noch  besonders  die  den  Consuln  in  der 
Levante  verliehene  Gerichtsbarkeit  gesetzlich  geregelt,  was  sehr  gute  Folgen 
zu  haben  scheint,  und  jeden  Falles  eine  Sammlung  sehr  merkwürdiger  Berichte 
zur  Folge  hatte,  aus  welchen  die  Art,  Zahl  und  Behandlungsweise  der  bei 
europäischen  Consulaten  in  der  Levante  vorkommenden  gerichtlichen  Fälle 
ersehen  werden  mag  *).    Das  Werk  von  Fynn   nun  enthält  zuerst,  in  sehr  ge- 


1)  De  Clercq,  A.  J.  H.,  Formolaire  k  l'usage  des  Consulats.    Par.,  1848. 

2)  Bussy,  Th.  Rol.  de,  Dicüonnaire  du  Consulat  de  France.    Alger,  1854. 

3)  Fynn,  A.,  British  Consuls  abroad;  thcir  origin,  rank,  privUeges  de.  3.  ed.,  Lond., 
1841,  kl.  8.  —  Die  kleine  äcbrifl  von  J.  Green,  On  the  naturc  and  character  of 
consular  service.  Lond.,  1848,  enthält  nur  ein  unklares  Bin-  und  Hergerede 
fiber  die  angebliche  Unbestimmtheit  der  rechtlichen  Stellung  eines  Consuls  u.  dgl* 
Sic  ist  der  Rede  nicht  werlh. 

4)  Report  from  the  selcct  Committee   on    Consular  Establishment.     Ord.  to    be  print. 
'  10.  Ang.  1835.  Fol. 

5)  Papcrs  rel.  to  Jurisdiction  of  Consuls  in  the  Levant.  Prcsented  to  both  H.  of  P.  1845. 
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drängter  Fassung,  eine  Abhandlung  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  britischen 
Consuln  ,  dann  die  sämmtlichen  neueren  Vorschriften.  Ein  grosser  Kenner  der 
festländischen  Literatur  des  Völkerrechtes  ist  der  Verfasser  freilich  nicht.  Seine 
wenigen  Anführungen  derselben  sind  ergötzlich  falsch. 

Kaum  reichlicher  ist  die  Literatur  des  Consulatwesens  in  den  Verei- 
nigten Staaten  von  Nordamerika.  Allerdings  hatte R.  Warden  schon 
im  Jahre  1811  eine  ihrer  Zeit  geschätzte  Arbeit  über  das  Considatwesen  im 
Allgemeinen  und  Ober  das  amerikanische  insbesondere  herausgegeben.  In- 
dessen veraltete  die  Schrift  allmählich,  ohne  dass  etwas  Neues  an  die  Stelle 
getreten  wäre.  Der  Zustand  der  Gesetzgebung  war  freilich  nicht  aufmunternd 
zu  literarischer  Thätigkeit.  Im  Jahre  1833  erliess  zwar  der  Staatssecretär  Li- 
vingston  amtliche  Anweisungen ;  erstattete  auch  an  den  Congress  einen  ausführ- 
lichen, sehr  tüchtigen,  Bericht  über  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Gesetzge- 
bung; ebenso  Buchanan  im  Jahre  1845:  es  ist  aber  bis  jetzt  nichts  geschehen. 
Somit  ist  es  denn  einer  Seits  ein  nur  vorübergehender,  anderer  Seits  aber  doch 
ein  wesentlicher  Dienst,  welchen  J.  S.  Henshaw  *)  seinen  Landsleuten  durch 
die  Herausgabe  eines  kurzen  und  zum  grossen  Theile  nur  aus  Gesetzestexten 
bestehenden  Handbuches  des  ConsulatwQsens  leistet.  Eine  wissenschafthche  Be- 
deutung ist  ausser  Frage. 

Von  einer  gemeinsamen  deutschen  Literatur  über  Consulatwesen 
kann  leider  nicht  die  Rede  sein,  da  die  im  Jahre  1848 — 49  getroffenen  Vor- 
bereitungen zu  einem  Reichs-Consulatsysteme  das  Schicksal  aller  Hoffnungen 
und  Plane  jener  Zeit  getheilt  haben  *),  der  Zollverein  aber  weder  in  innerer 
Organisation  noch  in  äusserer  Anerkennung  zu  einer  Einheit  gediehen  ist,  wel- 
che ihm  gestattete,  gemeinschaftliche  Consuln  zu  ernennen.  So  bestehen  denn 
nur  Schriften  über  die  Consulatseinrichtungen  einzelner  deutscher  Länder; 
und  zwar  (da  andere  Staaten  wohl  Gesetze  aber  keine  Bearbeitungen  derselben 


i)  Henshaw,  J.  Sidn. ,   A  manual  for  the  United  States  Consuls.  New- York,  1849. 

2)  Wohl  ist  es  hier  an  der  Stelle ,  des  im  Reichsministerium  des  Handels  ausgear- 
beiteten ,,Vorl  äufigen  Entwurfes  zu  einer  Reichs-Con  sulat-Ord- 
nung"  sammt  Anlage,  und  des  „Vorläufigen  Entwurfes  einer  Verord- 
nung für  die  Reichsconsuln  in  nichtchristlichen  Staaten"  (beide 
lithographirt ,  in  Fol.)  mit  dem  verdienten  Lobe  Erwähnung  zu  thun.  Wäre  ein 
deutsches  Reich  zu  Stande  gekommen,  an  der  nölhigen  Vorbereitung  zu  einer 
alsbaldigen  Vertretung  der  Handelsinteressen  seiner  Bürger  häUe  es  nicht  gefehlt. 
Die  eben  genannten  Arbeiten  sind  Muster  von  Klarheit  und  Zweckmässigkeit,  wel- 
che sich  mit  den  Consulatgesetzen  aller  Länder  fügUch  messen  können.  Sie  he- 
fern auch,  im  Vorbeigehen  bemerkt,  einen  schlagenden  Beweis,  dass  man  sich  in 
Frankfurt  nicht  blos  mit  leerem  Theoretisiren  beschäftigte,  wie  die  zünftige  Staats- 
weisheit ,  welche  uns  so  herrlich  weit  gebracht  hat ,  gerne  spottet ;  sondern  dass 
auch  wichtige,  von  jener  seit  Jahrzehenten  nicht  berührte,  praktische  Angelegen- 
heiten rüstig  in  der  Slille  gefördert  wurden. 
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haben,)  blos  in  OesteiTeicli  und  Preussen.  —  Das  östem-it  In  sehe  Con- 
sulatwesen,  früher  ohne  eigene  Literatur,  ist  in  jtlngstcr  Zeit  zwar  ebenfalls 
nur  mit  einer  einzelnen,  aber  mit  einer  sehr  tüchtigen  Arbeit  von  Neu  mann*) 
bedacht  worden.  Es  hat  dieses  Werk  nicht  blos  auf  das  Lob  einer  fleissigen 
und  verständigen  Verarbeitung  des  positiven  Stoffes  Auspi-uch  zu  machen;  son- 
dern es  gebührt  ihm  auch  eine  über  diesen  nächsten  Zweck  hinausgehende 
wissenschaftliche  Bedeutung.  Es  zerfällt  nämlich  in  drei  Abtheilungen.  In  der 
ersten  wird  die  Lehre  von  dem  Consulatwesen  überhaupt,  und  von  dem  im  Oriente 
Q  Insbesondere,  mit  eben  so  grosser  Ausführlichkeit  als  rechtswissenschaftlicher 
Schärfe  entwickelt.  Die  zweite  enthält  eine  Erörterung  des  besondern  öster- 
reichischen Rechtes.  In  der  dritten  endlich  sind  österreichische  Gesetze  abge- 
druckt. —  Etwas  älter  und  vollzähliger  ist  die  Literatur  über  die  Consuln  Preus- 
sens.  Zuei"st  gab  F.  A.  von  Mensch  die  Gesetze  Preussens  (und  der 
übrigen  Zollvereinsstaaten)  fleissig  und  übersichtlich*).  Die  vorangeschickte 
systematische  Abhandlung  war  klar,  einfach  und  brauchbar;  aber  freilich  kurz 
und  ohne  Belege  der  aufgestellten  Sätze.  Eine  wesentliche  Ergänzung  war  es 
also ,  als  ein  halbamtliches  „Handbuch"  *)  die  den  preussisclien  Consuln  ken- 
nenswerthen  Verordnungen,  Verträge  u.  s.  w.  nach  Gegenständen  und  Zeitfolge 
geordnet  mittheilte.  Aber  eine  allen  Forderungen  entsprechende  Bearbeitung 
des  Stoffes  ist  doch  erst  erfolgt  durch  B.  W.  König's  tüchtiges  Werk*). 
Hier  findet  sich  nicht  blos  eine  Zusammenstellung  der  Texte  von  Gesetzen  und 
Verordnungen,  sondern  auch  eine  sachliche  Erläutenmg,  wo  sie  nötliig  schien; 
endlich  eine  grosse  Menge  von  Formularen. 

Allgemein  als  vortrefflich  anerkannt  ist  das  zunächst  für  den  portugie- 
sischen Dienst  bestimmte  Werk  von  dos  Santos  imdCastilho  Barreto*). 
Den  Text  des  Buches  bildet  eine  von  den  Verfassern  aus  einzelnen  zerstreuten 
Vorschriften  zusammengesetzte  Dienstordnung  für  die  portugiesischen  Consulate. 
Ihm  folgen  sehr  umfangreiche  Anmerkungen  (S.  112 — 637),  in  welchen  die 
Nachweisungen  für  die  Bestimmung  des  Textes,  ausserdem  aber  Vergleichungen 
mit  den  Gesetzen  anderer  Staaten  und  allgemeine  theoretische  Erörterungen 
enthalten  sind.    Diese  Anmerkungen  sind  es  nun,  welche  den  Ilauptwerth  des 


1)  Neumann,  K,  Handbuch  des  Consulatwesens ,    mit  besonderer  Bcrflsksichtiguug 
des  österreichischen.     Wien,  1854. 

2)  Jdensch,  F.  A.  de,   Manuel   pratiquc  du  Consulal,   ouvr.  consacre  specialement 
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5)  Ribeiro  dos  Santot,  J.  et  Castilho  Barreto,  J.  T,  Tiait^   du   Consulat. 
1.  II.    Uambg.,  1839. 
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Buches  bilden,  indem  sie  an  Gründlichkeit,  Umsicht,  umfassendster  Kenntniss 
des  Völkerrechtes  nichts  zu  wünschen  übrig  lassen.  Das  Buch  sollte  in  keiner 
grösseren  Sammlung  fehlen. 

Endlich  ist  noch  das  für  die  s  ar  dini sehen  Consuln  von  dem  Ritter  Mag- 
none  *)  verfasste  Handbuch  zu  nennen.  Dasselbe  hat  übrigens  weder  in  der 
allgemeinen  Anlage,  noch  seinem  Inhalte  nach  etAvas  Eigenthümliches ,  indem  es 
ebenfalls ,  wie  mehrere  der  bisher  genannten  Schriften,  die  positiven  Gesetze  und 
Verordnungen  des  Landes  in  systematischer  Ordnung  und  gemeinverständlichem 
Ausdrucke,  sodann  aber   Geschäftsformulare  enthält. 

Eine  zweite  Ilauptgattung  von  Schriften  über  die  Aufgabe  der  diplomatischen 
Angenten  sind  solche,  welche  nicht  sowohl  systematisch  den  ganzen  Gegenstand 
durcharbeiten  und  die  verschiedenen  Geschäfte  in  ihrer  Objectivität  arfifassen, 
als  vielmehr  sich  an  die  subjective  Thätigkeit  der  Betreffenden  wenden,  und 
namentlich  Anfängern  Kathschläge  zu  einer  gedeihlichen  Wirksamkeit  geben. 
Ihre  Sätze  enthalten  freilich  nicht  immer  Rechtsregeln,  und  sind  überhaupt  we- 
niger auf  unmittelbare  Anwendung  in  einem  bestimmten  Falle  als  auf  Erwe- 
ckung von  Nachdenken  und  Beobachtung  berechnet;  sie  sind  aber  doch  auch 
in  gegenwärtige  Uebersicht  aufzunehmen,  weil  sie  wesentlich  zur  richtigen  Auf- 
fassung der  Stellung  und  Aufgabe  eines  Gesandten  dienen. 

Schon  einige  Jahre  vor  Beginn  des  Zeitabschnittes ,  welcher  hier  der  ei- 
gentliche Gegenstand  der  Betrachtung  ist,  hatte  der  Freihen'  J.  M.  von  Liech- 
tenstern  kurz  aber  sehr  verständig  die  einem  diplomatischen  Beamten  nö- 
thigen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  besprochen  ^).  Der  Gegenstand  ist  aber 
wiederholt  in  den  jüngsten  Jahren  wieder  aufgegriffen  worden,  und  zwar  in 
verschiedener  Weise. 

An  der  Spitze,  nach  der  Zeit  sowohl  als  nach  der  Wichtigkeit  der  Lei- 
stung, steht  die  geistmche  Schrift  Fr.  Kölles^)  „Betrachtungen  über  Diplo- 
matie."    Es  ist   dicss  eine   Sammlung  von  Aphorismen   über  Diplomaten   und 


1)  Magnone,  Chev.  de,  Manuel  des  Oflleiers  Consulaires  sardes  et  elrangers.  I."II. 
MarseiUe,  1848. 

2)  Liechtenstern,  J.  M.  Freih.  v.,  Was  hat  die  Diplomatie  als  Wissenschaft  zu 
umfassen  und  der  Diplomat  zu  leisten?  Altenburg,  1820.  —  Im  Uebrigen  mag 
bei  dieser  Gelegenheit  gegen  den  logischen  Unfug  und  die  unwissenschaftliche 
Schlotterigkeit  der  Begriffe  Verwahning  eingelegt  sein,  mit  welcher  nicht  selten 
aus  der  Summe  der  einer  bestimmten  Klasse  von  Beamten  nöthigen  Kenntnisse 
und  Fertigkeiten  eigene  Wissenschaften  gemacht  werden.  Diplomatie  in 
dem  Sinne  einer  Zusammenfassung  von  philosophischem,  und  positivem  Völker- 
rechte ,  auswärtiger  Politik ,  Statistik  und  positivem  Staatsrechte  der  bedeutendsten 
Völker  ist  keine  eigene  Wissenschaft ,  sondern  ein  Zweig  des  Staatsdienstes, 
von  welchem  man  diese  Kenntnisse  verlangt.  Was  würde  man  von  einer  eigenen 
Wissenschaft  „Criminalislik"  sagen,  welche  etwa  Strafrecht,  Strafprocess ,  Theile 
des  bürgerlichen  Rechtes  und  Processes  begriffe? 

3)  Kölle,  Fr,,  Betrachtungen  über  Diplomatie.   Stultg.  und  Tüb.,  1838. 
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deren  Beschäftigungen  und  Mittel,  wie  sie  ein  geistig  unabhängiger  und  scharfer 
Beobachter  während  eines  langen,  vielbewegten  Lebens  und  in  günstiger  per- 
sönlicher Stellung  sich  bilden  und  abrunden  konnte.  Ohne  einen  sichtbaren 
äusseren  Zweck  und  ohne  einen  Gedanken  an  systematische  Vollständigkeit 
und  Reihenfolge  sind  die  Sätze  ein  unmittelbares  Erzeugniss  des  feinen  und 
selbst  überfeinerten,  künstlichen  und  verkünstelten,  mehr  von  Verstand  und 
Wissen  als  von  Sittlichkeit  und  Gemüth  bewegten  Lebens  in  diplomatischen 
Kreisen.  Und  zwar  tragen  sie,  eben  weil  sie  das  Ergebniss  eigenster  Geistes- 
thätigkeit  und  Erfahrung  sind,  ein  sehr  subjectives  Gepräge.  Ein  verständiger 
Leser  findet  in  derselben  leicht  die  Spuren  langen  Aufenthaltes  bei  der  römi- 
schen Curie,  der  Vertretung  einer  kleinen  Macht,  der  Stellung  eines  bürger- 
lichen ^Diplomaten.  An  Freiheit  der  Auffassung,  geistreicher  Ironie  und  Kunst 
der  Darstellung  erinnern  sie  an  Gracian's  Männerschule  und  Hanülton's  par- 
lamentarische Logik.  Für  Anfänger  sind  sie  freilich  nicht  bestimmt;  je  reifer 
die  eigene  Lebenserfahrung  ist,  desto  besser  werden  sie  verstanden  werden 
und  nützen. 

Mehr  den  Zweck  des  Unterrichtes  noch  ganz  Unerfahrener  haben  die 
beiden  kleinen  Schriften  des  Franzosen  Hoffmanns  ^)  und  des  ehemaligen 
Curators  der  Bonner  Hochschule  Rehfues^).  Doch  sind  sie  wieder  nach 
Form  und  Inhalt  wesentlich  verschieden.  Der  letztgenannte  Autor  giebt  un- 
mittelbar Lehren,  offenbar  gestützt  auf  eigene  Erfahrung,  wohlwollend,  ver- 
ständig, Sache  und  Ait  der  Besorgung  beachtend,  das  ganze  Gebiet  der  Thä- 
tigkeit  umfassend;  allein  ziemlich  im  Allgemeinen  gehalten,  und  an  Geist  frei- 
lich lange  nicht  mit  Kölle  vergleichbar.  Hoffmauns  dagegen  theilt  nur  über 
gewisse  Einzelnlieiteu  der  gesandtschaftlichen  Pflichten  und  VeKrichtungeu  lehr- 
reiche Actenstücke  und  Erzählungen  mit,  welche  kaum  zu  einer  ernsthaften  Be- 
lehrung dienen  können.  —  Diesen  Anleitungen  aber  scheint  sich  auch  die 
jüngste  Schrift  von  Defaudis*)  anzuschliesseu. 

In  den  Lehrbüchern  des  Völker-  und  des  Gesandtschafts-Rechtes  sind 
allerdings  die  Bestimmungen  enthalten  über  die  verschiedenen  Gattungen  der 
diplomatischen  Personen,  über  ihren  Rang,  ihre  Rechte  u.  s.  w.  Das  Staats- 
recht lehrt,  dass  die  Ernennung  dieser  Beamten,  also  die  Ausübung  des  activen 
Gesandtschaftsrechtes,  Befugniss  des  Staatsoberhauptes  sei,  freilich  der  betref- 
fende Minister  die  Verantwortlichkeit  für  alle  Begehung  und  Unterlassung  zu 
übernehmen  habe.  Aber  davon  schweigen  beide,  wie  die  Einrichtungen  am 
zweckmässigsten  zu  treffen,  wem  die  Posten  am  sichersten  zu  übergeben  seien, 
wie  also   die  Verantwortung  getragen  werden  könne.    Sehr   unschuldig   aber 


1)  Hoffmanns,  Ms  de,  Conseil  ü  des  jcunes  Diplomales.  Par.,  1841. 

2)  R  c  h  f  u  c  s ,    Ph.  Jos.  von  ,    Entwurf    einer  allgemeinen    Instruction   für    die  Preus- 
sischen  Gesandten.  StuUg.,  1845. 

3)  Defaudis,  Qucstions  diidomatiques.     Par.,  1849.  —    Ich    kenne  das  Buch  nicht 
aas  eigener  Anschauung. 
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wäre  Der,  welcher  wähnte,  es  könne  hier  gar  kein  Zweifel  oliwalten,  es  werde 
niemals  ein  Fehler  gemacht.  Im  Gegeutheile  liegt  wohl  kaum  ein  Theil  der 
ganzen  Regierung  so  im  Argen ,  als  gerade  dieser.  Besprechungen  des  Gegen- 
standes und  Vcrsuclie  zur  Feststellung  von  Grundsätzen  des  Rechtes  und  der 
Klugheit  können  daher  nur  erwünscht  sein. 

Wir  besitzen  nun  zwar  einige  Schriften  dieser  Art;  allein  sie  erschöpfen 
die  wichtige  Frage  lange  noch  nicht. 

Eine  amtliche  Bekanntmacliung  des  belgischen  Ministeriums  des  Aeusse- 
rcn  ')  giebt  Nachricht  tiber  die  zum  Eintritte  in  die  diplomatische  Laufbahn 
nöthigen  Prüfungen  und  über  die  Art  des  Vorrückens  im  Dienste.  Die  Be- 
stimmungen sind  im  Wesentlichen  billig  und  verständig;  allein  sie  sind  natürlich 
nur  ein  Beispiel  und  keine  allgemeine  Regel. 

Offenbar  selbsterlebtcr  und  unangenehmer  Erfahrung  im  französischen 
Dienste  ist  entsprossen  die  Schrift  des  französischen  Diplomaten  Valbezen**). 
Er  fordert  dreierlei:  Vereinigung  des  diplomatischen  Corps  im  engern  Siime 
mit  den  Consuln,  so  dass  die  Laufbahn  abwechselnd  durch  gesandtschaftliche 
Posten  und  Consulate  führe;  die  Bestellung  eines  Botschaftsrathes  mit  Ge- 
sandtenrang bei  jeder  Grossbotschaft,  damit  die  Stellvertretung  des  Botschaf- 
ters nicht  alsbald  auf  einen  Secretär  falle;  endlich  eine  bessere  Bezahlung  des 
diplomatischen  Personales.  Zunächst  allerdings  nur  für  Frankreich  bestimmt, 
könnten  jedoch  diese  Verbesserungsvorschläge  ohne  Anstund  auch  in  jedem  an- 
deren grössern  Staate  Ausführung  finden. 

Eine  dritte  kleine  Schrift  ist  ein  Erzeugniss  der  deutschen  Bewegung  von 
1848.  Ein  angehender  Diplomat,  Frhr.  A.  von  Leutrum,  macht  Vorschläge 
zu  einer  Umgestaltung  der  deutschen  Diplomatie  in  volksthümlichem  Sinne  ^). 
Er  verlangt,  ausser  ausschliesslicher  Uebertragung  des  activen  und  positiven 
Gesandtschaftsrechtes  an  eine  deutsche  Reichsgewalt,  Besetzung  der  Posten 
mit  neuen  Männern  ^nd  ohne  Unterschied  der  Geburt;  Ersparniss  durch  Be- 
schränkung auf  Geschäftsträger;  Verbot  der  Annahme  von  Orden  und  Geschen- 
ken; Prüfung  der  Anfänger. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort ,  den  Inhalt  der ,  wie  man  sieht  nicht  ganz 
übereinstimmenden,  Vorschläge  der  beiden  letzteren  Schriftsteller  zu  besprechen. 
Allein  die  Bemerkung  drängt  sich  auf,  dass  Erörterungen  solcher  Art  in  so 
ferne  von  Bedeutung  sind ,  als  sie  beweisen ,  dass  eine  wesentliche  Veränderung 
in  der  Organisation  der  diplomatischen  Laufbahn  selbst  nach  der  Ansicht  von 
Berufsgenossen  Bedürfniss  ist.  Die  beiden  Schriften  stimmen  wenigstens  daliiß 
überehi,  dass  ein  Eintritt  in  Gesandtschaftsposten  Männern  nichtadeligeu  Stan- 


1)  Ministerc  des  Affaires  Eliangeres.     Examen  pour  le   grade  de  Secrelaire  de  Lega- 
tion, Organisation  du  Corps  Diplomatique.  Brux.,  1844. 
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3)  Leutrum,  Ad.  (Freih.  von),  Beiträge  zur  Gestaltung  einer  deutschen  Diplomatie. 
Wien,  1848. 
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des  erleichtert  werden  müsse.  Unzweifelhaft  ist  diese  Ansicht  begründet,  wenn 
schon  hiermit  allein  nicht  sämmtlichen  jetzigen  Gebrechen  abgeholfen  sein  möchte. 
Eiae  solche  Erleichterung  fordert  nämlich  das  Recht  und  die  Ehre  des  Mittel- 
standes, welchem  dieser  Theil  des  öffentlichen  Dienstes  thatsächlich  verschlossen 
oder  doch  sehr  verkümmert  ist;  die  sachverständige  Bedienung  der  Staaten  in 
ihren  auswärtigen  Angelegenheiten;  vor  Allem  aber  die  Nothwendigkeit,  der 
häufigen  Richtung  des  diplomatischen  Korps  gegen  die  bürgerliche  Frei- 
heit im  Inneren  der  Staaten  ein  Ende  zu  machen.  So  lange  die  Gesandtschaft- 
stellen im  alleinigen  Besitze  einer  geschlossenen  Kaste  sind,  werden  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  nur  allzuhäufig  kenntnisslos,  beschränkt  und  selbstisch 
besorgt  werden. 

Schliesslich  mag  noch  eines  Werkes  Erwähnung  geschehen,  welches  aus- 
schliessüch  zur  Belehrung  über  die  richtige  formelle  Abfassung  der  verschie- 
denen völkerrechtlichen  Actenstücke  und  Urkunden  bestimmt  und  mit  Beispielen 
gelungener  Stücke  dieser  Art  versehen  ist.  Es  ist  dasselbe,  wie  es  scheint,  nach 
den  Vorträgen  eines  Sprachlehrers  d'Appel  bearbeitet  von  H.  Meise  1'),  und 
entspricht  seinem  Zwecke  vollkommen. 

2.   Völkerrechtliches  Eigenthum. 

Der  ausschliessende  Besitz  eines  Stückes  der  Erdoberfläche  ist  ein  noth- 
wendiges  Merkmal  des  Staatsbegriffes,  und  diess  zwar  sowohl  im  Staats-  als  im 
Völkerrechte.  Ausserdem  ist  der  Boden  eine  der  Hauptbedingungen  dos  Reich- 
thumes  und  der  Gesittigung,  also  der  Macht  der  Staaten.  Die  Fragen:  wie 
dieser  Besitz  erworben  werde;  welche  rechtliche  Grenzen  das  Erworbene  habe; 
ob  und  wie  der  Bestand  des  Gebietes  rechtlich  verändert  werden  könne?  sind 
somit  von  höchster  Bedeutung  im  Völkerrechte.  Und  diess  zwar  um  so  mehr,  als 
sich  an  den  Territorialbesitz  mittelbar  auch  noch  die  wichtigsten  Fragen  über 
Gerichtsbarkeit  und  über  Gleichgewicht  knüpfen.  Von  jeher  ist  denn  auch 
dieser  Gegenstand  als  einer  der  ersten  und  wesentlichsten  betrachtet  und  be- 
handelt werden.  Kann  man  doch  sagen,  dass  die  Untersuchungen  über  das 
Seegebiet  der  Gründung  eines  umfassenden, Völkerrechtes  sogar  voran  giengen. 
Nun  lässt  sich  aber  nicht  läugnen ,  dass  sich  theils  nach  positivem  Völkerrechte 
in  der  Materie  mancherlei  unrechtfertigbare  oder  bestrittene  Gewohnheiten 
festsetzten,  theils  vom  Standpunkte  des  philosophischen  Rechtes  aus  verschie- 
dene schwere  Zweifel  erheben  lassen,  und  namentlich  der  jüngste  Vorschritt 
der  Wissenschaft  zu  neuen  Grundsätzen  über  die  ausschliessende  Benützung 
u.  8.  w.  treibt.  Eine  Revision  der  ganzen  Lehre  ist  somit  an  sich  sehr  ge- 
rechtfertigt; aber  wenn  sie  von  Nutzen  sein  soll,  so  muss  sie  natürlich  den 
Standpunkt  der  Atomistik  verlassen. 

Diess    ist  nun  aber   nicht  geschehen  von  den  beiden  einzigen  Schriften, 


1)  Meitsel,  H.,  Coars  de  ttylc  diplomatique.  I.  II.   Dresd ,  1823—24. 
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welche  sich  iu  neuerer  Zeit  die  Aufgabe  gestellt  haben ;  und  es  ist  somit  auch 
in  der  Hauptsache  nicht  viel  geleistet  worden.     Doch  ist  allerdings  ein  grosser 
Unterschied  zwischen  diesen  Büchern,     und   eines    derselben   immer   einer  ge- 
naueren Beachtung  werth.    —     Unbedeutend    und   eigentlich   zwecklos  ist  die 
Schrift    des  Engländers  Finch  über   die  natürlichen  Grenzen    der  Staaten*). 
Ein  solches  schlotteriges  Hin-  und  Herreden,  bald  auf  dem  Boden  des  Rechtes 
bald  auf  dem  der  Politik,    kann  nichts  fördern  und  nichts  feststellen;   und  die 
zahlreichen    Abschweifungen   in   das    Gebiet   des  inneren    öffentlichen   Rechtes 
führen  ohnedem  hier  zu  nichts.  —     Weit  bedeutender  ist  die  Arbeit  des  fran- 
zösischen Schriftstellers  E.  Ortolan»)    (nicht  zu  verwechseln    mit  dem  Verf. 
des  bekannten  Werkes  über  das  Seerecht).    Dieselbe  zerfällt  in  zwei  wesentlich 
verschiedene  Abtheilungen.    In    der  ersten    werden   die    gewöhnlichen  Lehren 
über  die  verschiedenen  Arten  der  Erwerbung  von  Gebiet  vorgetragen ;  klar  und 
scharf;  mit  beständiger  Rücksicht  auf  die  verwandten  Lehren  des  Privatrechtes 
und  mit  löblicher  Anerkennung  einschlagender  staatsrechtlicher  Sätze;  jedoch 
ohne  bedeutende  Eigenthümlichkeit,    und  namenthch  ohne  Erhebung   auf  den 
höheren  Standpunkt   einer   rechtlichen  Vei-pflichtung  der  Völker,    sich  gegen- 
seitig  bei  Erstrebung    erlaubter  Lebenswecke  zu  miterstützen.    Das  Buch  mag 
also  immerhin   mit  Nutzen  gebraucht   werden  bei    den  einzelnen  Erwerbungs- 
arten ,   und  es   mag  leicht  in    diesen  Beziehungen  das  beste   vorhandene  sein ; 
allein   es   fördert   die  Sache  nicht  im  Grossen.     Die  zweite  Abtheilung  befasst 
sich  mit  dem  Gleichgewichte  unter  den  Staaten,   als  einer  Folge  des  Gebietes. 
Hier  wird   denn    zunächst    die  Geschichte    des  Gleichgewichtes   gegeben,   und 
zwar  mit  Geist,  wenn  schon  wesentlich  französischem;  dann  aber  die  Frage  un- 
tersucht,   in  wie  ferne  die  Gleichgewichtsfrage   dem  Rechte  angehöre?    Und 
hier  kommt  nun    die    sehr    eigenthümliche  und   offenbar  zu  bestimmten  prak- 
tischen Zwecken  ersonnene  Theorie  zum  Vorscheine,  dass  zu  unterscheiden  sei 
zwischen  vollständig,  nämlich  philosophisch -rechtlich,  begründeten  Erwerbun- 
gen; weniger  gegründeten  und   nur  aus  Nothwendigkeit  zu  duldenden,    denen 
des  positiven  Völkerrechtes;  endlich  ganz  unzulässigen.     Die  auf  erstere  Weise 
gemachten  Erwerbimgen  seien  unbedingt  zu  achten;    die  zweiten,  (zu  welchen, 
wohlbenierkt,    die  durch  allgemeine  Congresse  festgestellten  Gebietsbestimmun- 
gen gehören,)  erleiden  im  Nothfalle  eine  Beschränkung  im  Interesse  des  Gleich- 
gewichtes;   die    auf  ganz    ungerechte    Weise    gemachten  Erwerbungen    geben 
gar  kein  Recht.     Füglich    staunt    man  über    eine   solche   Zurückstellung   des 
positiven  Rechtes  gegen  das  philosophische,    was  nicht  weniger,  als  geradezu 
eine  Umkehruug  aller  gewöhnlichen,  und  sicher  auch  richtigen,  Rechtsanschau- 
ung ist;  allein  das  Räthsel  ist  lösbar.    Aus   diesen  Sätzen   wird  nämlich,   an- 


1)  Finch,  J. ,  The  natural  boundaries  of  Empires.     Load.,  1844. 

2)  Ortolan,  Eug  ,    Des    moyens  d'acquerir  le   doraaine  international  .   .  et  suivi  de 
l'examen  des  principes  de  l'equilibre  polilique.     Par.,  1851. 
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scheinend  nur  beispielslialber,  abgeleitet,  dass  jede  europäische  Macht  einer 
Ausdehnung  des  deutschet  Bundesgebietes  sich  widersetzen  könnte,  obgleich 
nicht  einer  Veränderung  seiner  inneren  Verfassung. 

S.Anerkennung  neuer    Staaten. 

Die,  nicht  sowohl  theoretisch  als  practisch,  schwierige  Frage:  wann  ein 
neu,  namentlich  durch  Empörung,  entstandener  Staat  von  anderen  Staaten  an- 
erkannt werden  dürfe  und  müsse?  hat  zwar  nicht  eine  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung, allein  doch  sehr  vielseitige  Erörterung  gefunden  iu  Berichten,  wel- 
che die  diplomatischen  Agenten  der  Vereinigten  Staaten  über  die  Zustände  der 
mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  erstatteten.  Es  ist  daher  immerhin 
wichtig,  dass  sie  gesammelt  und  veröffentlicht  sind  '). 

4.  Interventions-Recht. 

Keine  völkerrechtliche  Frage  hat  wohl  in  diesem  Jahrhunderte  so  viel  zu 
Verhandlungen  und  Behauptungen  Anlass  gegeben,  als  die,  ob  und  wann  es  ge- 
stattet sei,  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines  fremden  unabhängigen  Staates 
Eingriffe  zum  eigenen  Vortheile  zu  machen ;  und  zu  keiner  haben  sich  nicht 
nur  verschiedene  Staaten,  sondern  dieselben  Staaten  zu  verschiedener  Zeit  auf 
so  abweichende  Weise  verhalten.  Freilich  wohl  ein  Beweis,  dass  diese  Ant- 
worten nicht  sowohl  auf  einer  festen  rechtlichen  Grundlage,  als  auf  dem,  wah- 
ren oder  vermeinthchen ,  Vortheile  beruhten.  Unter  diesen  Umständen  wäre 
auch  eine  bedeutende  Literatur  zu  erwcUten  gewesen;  allein  dem  ist  doch 
nicht  so.  Weder  der  Zahl  noch  dem  Gewichte  nach  entspricht  das  in  neue- 
rer Zeit  über  das  Recht  der  Einmischung  (natüi-lich  der  Stärkeren  in  die  An- 
gelegenheiten der  Schwächeren)  der  Wichtigkeit  der  Frage.  Abgesehen  von 
den  schon  älteren  bei  Gelegenheit  des  Einfalles  der  Franzosen  in  Spanien  im 
Jahre  1823  erschienenen  Tagesschriften  von  Fiev6e  (De  l'Espagne  et  des 
consequences  de  l'intervention  armee)  und  von  Bignon  (Les  cabinets  et  les 
pcuples),  welche  sich  gegen  das  Einmischungsrecht  aussprachen;  sodann  der 
Abhandlung  von  Kamptz  (Völkerrechtliche  Erörterung  des  Rechtes  der 
Mächte,  in  die  Verfassung  eines  einzelnen  Staates  sich  einzumischen.  Berlin, 
1821),  welche  das  Recht  vertheidigt :  sind  in  neuerer  Zeit  nur  einige  kurze 
und  nicht  eben  sehr  bedeutende  Schriften  erschienen.  Eine  holländische  Dis- 
sertation von  Gericke  ')  führt  lediglich  eine  Anzahl  von  Intcrventionsfällen 
aus  dem    17.  und  18.  Jahrhundert   geschichtlich  aus,   ohne   für   die   Theorie 


1)  Message  from  the  President  of  thc  U.    St.  transmilüng  .  .  Communications  .  .  wilh 
the  Governmcnls  .  .  .  which  havc  dcclarcd  Ihcir  indcpendencc.     Wasli.,  1822. 

2)  Gericke,  J.  L.  H.  A.,   De  jure  intcrvenlionis  ante  reram  convcrsioncm  in  Gallia 
usurpalo.    Lugd.  Bat.,  1836.    (Unter  Thorbccke's  Leitung  gcscbriebeo,) 
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Nennenswerthes  zu  leisten.  Letztere  haben  drei  kleine  Monographieen 
zum  Gegenstande  genommen,  nämlich  ein  Artikel  im  Staatslexikon  von  K.  v. 
Rotteck  ')  und  zwei  Abhandlungen  von  Heiberg'*)  und  H.  v.  Rotteck'). 
Sie  sprechen  sich  sämmtlich  gegen  das  Recht  einer  Einmischung  aus,  (den  Fall 
eigener  unmittelbarer  Rechtsverletzung  ausgenommen.)  und  stützen  sich  dabei 
auf  die«  Achtung  vor  der  Unabhängigkeit  auch  der  Miudermächtigen ;  die  bei- 
den ersten  machen  dabei  noch  auf  den  Widerstreit  zwischen  der  heiligen  Al- 
lianz und  England,  so  wie  auf  den  nach  den  Julitagen  eingetretenen  Umschwung 
in  den  Grundsätzen  aufmerksam.  Am  gelehrtesten,  aber  auch  am  starrsten 
auf  den  formalen  Rechtssätzen  behaiTend  ist  H.  v.  Rotteck.  Heiberg  unter- 
sucht den  Grundsatz  auch  noch  in  Beziehung  auf  die  gegenseitige  Einmischung 
der  Factoren  eines  und  desselben  Staats^villens,  wo  denn  freilich  der  Begriff 
nur  auf  sehr  gezwungene  Weise  Anwendung  erleidet  Von  einer  tüchtigen, 
rechtsphilosophischen,  geschichtlichen  und  politischen  Untersuchung,  welche  die 
Frage  völlig  erschöpfte,  ist  jedoch  weder  bei  dem  Einen,  noch  bei  dem  An- 
dern die  Rede.  Davon  abgesehen,  dass  gerade  die  jüngste  Zeit  wieder  sehr 
merkwürdige  Fälle  von  Anerkennung  der  „vollendeten  Thatsachen"  gebracht 
hat,  welche  ebenfalls  theoretische  Erörtening  und  Einordnung  bedürften. 

5.    See-  und  Handelsverhältuissc. 

Sehr  bedeutend  sind  die  Beiträge,  welche  die  Lehre  von  den  völker- 
rechthchen  See-  und  Handclsverhältnissen  erhalten  hat;  und  zwar  sowohl  in 
umfassenderen  systematischen  Werken,  als  durch  Bearbeitung  einzelner  Fragen. 
Wenn  irgendwo  im  Völkerrechte,  so  ist  in  dieser  wichtigen  Materie  ein  ent- 
schiedener Fortschritt  von  roherer  Auffassung  und  gewaltthätiger  Durchführung 
des  selbstischen  Vortheiles  zu  allgemeinerer  Humanität  bemerkUch.  Die  gros- 
sen Leiden,  welche  die  strenge  Durchftihnuig  des  Kriegsrechtes  in  der  Napo- 
leonischeu  Zeit  über  das  Festland  und  über  Nordamerika  gebracht  haben,  be- 
sonders durch  die  von  den  Engländern  gehandhabte  Beschränkung  des  neutralen 
Seehandels,  brachte  während  des  langen  Friedens  zur  genaueren  Untersuchung 
der  obersten  Grundsätze  und  der  einzelnen  Folgerungen,  und  führte  zu  erneu- 
erter Geltendmachung  der  milderen  Ansichten  und  Billigkeits  -  Forderungen ,  an 
die  Kriegführenden.  Allerdings  bequemten  sich  die  Engländer  diesen  Ansich- 
ten zunächst  nur  wenig.  Ihr  Vortheil  als  herrschende  Seemacht  Hess  ihnen 
die  Festhaltung  der  Sätze,  wie  sie  namentlich  der  berühmte  Admiralitätsrichter 


1)  K.  V.  Rolteck,  im  Slaatslexicon,  Art.  Inlcivenliou,  Itc  Ausg.  Bd.  VIII,  S.  377  fg.; 
21e  Ausg.  (mit  einem  Zusätze  von  Seh  ei  dl  er)  Bd.  VII,  S.  422  fg.). 

2)  Heiberg,    Das  Princip    der  Nichüntcrveiiliou  in  Beziehung    auf   die   äussere  und 
innere  Organisation  des  Staates.     Lpz.,  1842. 

3)  Rotteck,  H.  V.,   Das  Recht  der  Einmischung   in  die  inneren  Angelegenheiten  ei- 
nes  fremden  Staates.    Freibg.,  1845. 
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Lord  Stowell  (Sir  William  Scott)  mit  grosser  Strenge  und  bewundemswerthem 
juristischen  Scharfsinne  geltend  gemacht  hatte,  als  nothwondig  und  recht  vor- 
kommen. Und  es  schien  somit  praktisch  nicht  viel  gewonnen  zu  sein  für  den 
Fall  neuer  Seekriege.  Dennoch  zeigt  glücklicherweise  jetzt  die  Erfahrung,  dass 
in  der  Stille  Bildung  und  Billigkeit,  (freilich  mächtig  unterstützt  durch  poli- 
tische Erwägungen  und  Verhältnisse,)  einen  grossen  Einfluss  erlangt  haben.  Die 
im  J.  1854  gegen  Russland  verbündeten  Mächte  haben  dem  Seehandel  in  Bezie- 
hung auf  Verkehr  mit  dem  Feinde,  auf  den  Schutz  feindlichen  Gutes  durch  die 
neutrale  Flagge,  auf  Nichtausgabe  von  Kaperbriefen  u.  s.  w.  Einräumungen  ge- 
macht, wie  sie  seit  Jahrhunderten  vergeblich  erstrebt  wurden.  Und  wenn  diese 
Zugeständnisse  zunächst  nur  als  freiwillige  und  zurücknehmbare  erklärt  sind : 
so  kann  doch  wohl  von  einem  Zurückfallen  in  die  volle  alte  Härte  kaum 
mehr  die  Rede  sein. 

Natürlich  muss  auch  die  Literatur  durch  diese  grosse  Wendung  der 
Dinge  mächtig  becinflusst  werden;  und  in  diesem  Theile  des  Völkerrechtes 
stehen  wir  unzweifelhaft  am  Anfange  eines  neuen  Abschnittes.  Allein  diess 
bedarf  Zeit.  Zunächst  sind  nur  einige  Anfänge  zu  bemerken ,  und  fast  noch 
widerwillige.  Doch  muss  schon  ein  Unterschied  gemacht  werden  zwischen  den 
vor  dem  Russischen  Kriege  bearbeiteten  Werken,  und  den  seit  demselben  und 
mit  Beziehung  auf  ihn  erschienenen. 

a)  Allgemeine   Werke. 

Die  früheren  Schriften,  welche  den  ganzen  Gegenstand  monographisch  behan- 
delt haben,  zerfallen  in  französische  und  deutsche.  Englische  sind  aus  dieser 
Zeit  nicht  vorhanden,  (abgesehen  von  den  betreffenden  Abschnitten  in  den,  be- 
reits genannten,  allgemeinen  Systemen  des  Völkerrechtes.) 

Die  Franzosen  haben  sich  zweier  bedeutender  Namen  zu  berühmen:  Or- 
tolan's  und  Masse's.  —  Der  erstere,  ein  See -Offizier,  giebt  in  einem 
hauptsächlich  für  seine  Berufsgenossen  bestimmten  Werke')  eine  vollständige 
Uebersicht  über  das  Völker -Seerecht,  namentlich  aber  über  diejenigen  Lehren, 
welche  dem  Führer  eines  Kriegsschiffes  von  Bedeutung  sein  können.  So  sind 
denn  nicht  nur  die  sämmtlichen  Fragen  über  das  Verhalten  gegen  Neutrale 
abgehandelt,  sondern  auch  die  Kapitel  vom  Seegebiete,  von  Handels-  und 
Kriegsschiffen ,  vom  See  -  Cäremoniel ,  von  Flüchtlingen  und  Ausreissem.  Es 
wäre  sehr  ungerecht,  dem  Verfasser  Beherrschung  des  Gegenstandes,  Kenntniss 
der  Literatur,  grosse  Klarheit  der  Darstellung  absprechen  zu  wollen.  Das 
Buch  ist  seinem  nächsten  Zwecke  vollkommen  angemessen,  mit  eben  so  vieler 


1)  Ontolan,  Th.,  Regles  inlemationalcs  et  Diplomatie  de  la  mcr.  I.  11.  Par., 
1845;  eine  zweite,  nianchfach  verbesserte  und  erweiterte  Ausgabe  erschien  1853.  — 
Ein  Auszug  aus  der  ersten  Ausgabe  ist:  Flncati,  C,  Regole  intemationali  ma- 
rilUmc.    Tratte  dcl  francese.     Vcnez.,  1847. 
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Frische  und  Klarheit,  als  mit  grosser  Sachkenntni ss  geschrieben,  und  somit 
auch  für  Andere  sehr  lehrreich,  —  Masse  aber  liat  in  den  beiden  ersten 
Bänden  seines  grossen  Werken  (Aer  das  Handelsrecht  ')  lediglich  völkerrecht- 
liche Gegenstände  behandelt.  Der  erste  umfasst  den  Handel  in  Friedens-  und 
in  Kriegs-Zeiten,  sammt  dem  Consulatwesen;  der  zweite  das  internationale  Pri- 
vatrecht in  seinem  ganzen  Umfange.  Letzteres  wird  wohl  passender  weiter 
unten  besprochen  werden  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Schriften  über  die 
Frage ,  und  die  Darstellung  des  Consulatwesens  ist  nicht  bedeutend :  dagegen  muss 
das  eigentliche  Handelsrecht  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Völkerrechts  mit  vol- 
lem Lobe  genannt  werden  nach  Uebersichtlichkeit  des  Systemes,  Klarheit  der 
einzelnen  Sätze  und  Schlüssigkeit  der  Beweise.  Nameutlich  ist  auch  rühmend 
zu  bemerken,  dass  sich  der  Verfasser  überall  auf  der  Seite  der  möglichsten 
Freiheit  des  Verkehres  und  der  Beschränkung  der  Kriegsübel  auf  das  Noth- 
wendigste  hält;  so  bei  allen  Fragen  über  den  Handel  der  Neutralen,  überAb- 
speniing  u.  s.  w.  Zu  tadeln  ist  nur,  dass  das  philosophische  und  das  posi- 
tive Völkerrecht  nicht  scharf  aus  einander  gehalten  sind,  letzteres  fast  nur  in 
der  Form  von  Beispielen  erscheint ,  sei  es  zum  Belege  für  die  Sätze  des  na- 
türlichen Rechtes,  sei  es  als  unverständige  Abweichung  von  diesem.  Es  ist 
diess  überhaupt  eine  Auffassung  der  Wissenschaft ,  welche  man  als  überwun- 
den ansehen  sollte;  insbesondere  aber  ist  sie  sehr  bedenklich  in  einer  Lehre, 
welche  so  unmittelbar  in  die  Verhältnisse  der  Einzelnen  eingreift.  Gar  leicht 
können  diese  zu  ihrem  grossen  Schaden  missleitet  werden  über  die  Grundsätze, 
welche  schliesslich  zur  Anwendung  kommen. 

Mit  Ehren  stellen  sich  neben  diese  französischen  Werke  zwei  deutsche, 
nämlich  von  Miruss'*)  und  von  Kalte  nborn*).  Beide  Werke  gehören  al- 
lerdings zunächst  und  zum  grösseren  Theile  ihres  Inhaltes  dem  Privatrecht« 
an;  dennoch  wird  auch  das  Völker -Seerecht,  namentlich  so  weit  die  Kenntniss 
desselben  für  den  Privatmann  von  Wichtigkeit  ist ,  ausführlich  abgehandelt. 
Es  sind  tüchtige  Arbeiten,  durch  welche  die  Wissenschaft  entschieden  geför- 
dert worden  ist;  namentlich  die  zweite.  Dass  sich  Miruss  auf  einem  enge- 
ren Standpunkte,  nämlich  auf  dem  eines  Particularrechtes,  hält,  zeigt  schon  den 
Titel;  bemerkt  muss  dabei  werden,  dass  er  auch  die  betreffende  Polizeige- 
setzgebung in  seineu  Kreis  gezogen  hat.  Dem  Völkerrechte  gehören  an 
tlieils  die  reiche  (nur  in  höchster  Unordnung  vorgemerkte)  Literatur  über 
das  Seerecht  im  weitesten  Sinne,  theils  die  ausführlichen  Kapitel  über  die  Con- 


1)  Masse,  M.  G.,  Le  Droit  commercial  dans  ses  rapports  avec  le  Droits  des  Gens. 
I-VI.     Paris,  1844  fg. 

2)  Miruss,  Alex.,  Das  Seerecht  und  die  FlussschißTahrt  nach  den  preussischen  Ge- 
setzen, mit  Rücksicht  auf  die  wichtigsten  fremden  Staalsgesetzgebnngen.  I.  ü. 
Lpz.,  1838—39. 

3)  Kaltenborn,  K.  von,  Grundsätze  des  praktischen  europäischen  Seerechtes.  Ber- 
hn,  1851 ;  ßd.  II.  S.  337  fg. 
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sulate ,  über  die  Kaper  und  über  die  Schifffahrt  auf  der  Elbe ,  der  Weser  und 
dem  Rheine.  Im  übrigen  ist  es  lediglich  positives  Recht ,  was  hier  gegeben 
vrird.  —  Kaltenborn's  höchst  gediegene  Mrstellung  umfasst  das  gesammte 
europäische  Völkerrecht,  so  weit  dieses  den  Sceliandel  ordnet;  also  nicht  nur 
die  Verträge,  Gewohnheiten,  Ansprüche  und  Streitigkeiten  über  den  Scehandel 
der  Neutralen,  Blokade,  Kriegscontrebande  u.  dgl.,  sondern  auch  die  Fragen  über 
das  Eigcnthunisreclit  an  das  Meer,  über  die  Nationalität  der  Schiffe  und 
das  ganze  Consulatwesen.  Grosse  Kenntniss  und  fleissigste  Benützung  der  Li- 
teratur, wissenschaftliche  Auffassung  und  gesundes  Urtheil  sind  auch  hier 
\Eigenschaften  des  Verfassers.  Dass  er  sich  zu  den  seit  jeher  von  den  Neutralen 
vertheidigten  Grundsätzen  neigt,  versteht  sicli  bei  einem  Deutschen  von  selbst.  — 
Mehr  der  Vollständigkeit,  als  der  Bedeutung  wegen  mag  auch  noch  einer  klei- 
nen ,  ohne  Namen  des  Verf s.  in  Hamburg  erschiencjien  Schrift  Ei-wähnung 
geschehen  ').  Es  werden  in  derselben  wunderliche  Vorschläge  zur  Milderung 
der  früheren  Strenge  gemacht,  deren  nähere  Prüfung  jetzt   überflüssig  ist. 

Seit  der  neuen  glücklichen  Wendung  im  Scerechte  sind  bis  jetzt  haupt- 
sächlich nur  englische  Schriften  erschienen ,  und  zwar  von  Lock*),  H  o- 
sack^jj  Thomson*),  Hazlitt  und  Roche*).  Sie  sind  nicht  nur  in  Be- 
handlung und  praktischem  Zwecke ,  wie  sogleich  näher  anzugeben ,  wesentlich 
verschieden;  sondern  auch  in  Beziehung  auf  Gesinnung  und  völken-echtliche 
Richtung.  Während  die  Verfasser  der  beiden  letztgenannten  Schriften  die  in 
den  Continentalkriegen  von  Lord  Stowell  festgestellten  Grundsätze  aJs  eigent- 
lich maassgebcnd  betrachten ,  und  die  neuen  Erklärungen  Frankreichs  und 
Englands  nur  als  eine  für  den  einzelnen  Fall  eingeräumte  Ausnahme  behan- 
deln, welcher  sie  noch  keine  rechte  Stelle  im  Systeme  einräumen:  ist  Lock 
weit  freisinniger  gesinnt  und  auf  höherer  Auffassungsstufe ,  und  sieht  Hosack 
wenigstens  die  grosse  Bedeutung  der  neuen  Abweichungen  von  den  strengen 
alten  Grundsätzen  ein,  und  sucht  dieselben  rechtlich  zu  erläutern.  Jene  führen 
die  neuen  Beschränkungen  der  Kricgsilbel  allerdings  als  eben  jetzt  geltendes 
Gesetz  an ,  aber  kurz  und  trocken ,  und  ohne  viele  Bemühungen  zur  Ausle- 
gung und  Entwicklung;  Lock  dagegen  begrüsst  sie  als  Morgenröthe  einer  bes- 
seren, gesittigteren  Zeit.  Im  Uebrigcn  sind  alle  vier  Schriften,  jede  in 
ihrer  Art,  tüchtige  Arbeiten.  —    Lock  und  Thomson  geben  in  massigem  Umfange 


1)  Hc-moirc  pour  la  libcrtc  du  commerce  marilimc  en  iemps   de  guerrc.      Haiiibg.< 
1842. 

2)  Lock,   W.  A.,    A  praclical  legal  guido  for  sailors  and  nierchanls  durtng   war. 
Lond.,  1S54. 

3)  Hosack,  The  rights  ot  british  and  neutral  commerce,  as  alTcctcd  l>y  rcccnl  royal 
declarations.     Lond.,  Ih51. 

4)  Thomson,   H.  Bycrley,   The  iaws  of  war,  atTecting   llic   commerce   and   ship- 
ping.     Ed.  2.     Lond.,  1854. 

5)  Haziitt,  W.,  cl  Roche,  K.,  A  mnnual  or  maritime  warfare,  cmbodying  Uic  de- 
cisions  of  Lord  StowcU.     Lond.,  1854. 
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die  hauptsächlichsten  Lehren  des  Seekriegsrechtes ,  in  kurzen  Sätzen ,  ohne 
spitzfindige  Casuistik  oder  viele  Belegstellen ;  allein  scharf,  gemeinverständlich 
und  mit  Anführung  einzelner  beweisender  Fälle.  Beide  Schriften  sind  zu 
einer  Belehrung  der  Seeoffiziere.  Kaufleute,  Rheder  u.  s.  w.  bestimmt,  und 
hierzu  auch  vortrefflich  geeignet.  Es  dürfte,  mit  Ausnahme  des  eben  bespro- 
chenen Punktes ,  schwer  sein,  einen  Unterschied  unter  ihnen  zum  Nachtheile 
des  Einen  eu  machen;  und  Beiden  gebührt  das  Lob  gesunden  practischen 
Sinnes  und  klaren  Verstandes.  —  Hosack's  Arbeit  ist  eine  wesentlich 
rcchtswissenschaftliche  und  für  den  Mann  vom  Fache  berechnete;  aber  aller- 
dings gedrängt  und  mit  verständiger  Auswahl  der  Belegstellen.  Sehr  zweck- 
mässig lässt  er  der  Erörterung  des  durch  die  neuesten  Bestimmungen  gebilde- 
ten Systcmes  eine  scharfe  und  sehr  übersichtliche  Darstellung  der  früheren, 
hauptsächlich  auf  den  Grundsätzen  von  1756  beruhenden  und  in  dem  Revolu- 
tionskriege von  Lord  Stowell  ausgebildeten  härteren  Regeln  vorangehen.  Hier- 
auf werden  dann  die  einzelnen  Gegenstände  nach  der  jetzigen  Milderung  kurz, 
scharf  und  mit  schlagenden  Beweisen  durchgegangen.  Die  Behandlung  ver- 
dient, als  eine  für  die  erste  Zurechtfindung  bestimmte,  alles  Lob;  und  nament- 
lich muss  dem  Verfasser  eingeräumt  werden ,  dass  er  sehr  ehrlich  verfährt. 
Eine  Freude  an  den  neueren  Bestimmungen  hat  er  wohl  nicht;  aber  er  sucht 
sie  nicht  zu  umgehen  oder  zu  schwächen..  —  Das  von  Hazlitt  und  Roche 
gemeinschaftlich  bearbeitete  Werk  endlich  ist  sehr  stoffreich  und  gelehrt,  und 
ebenfalls  nur  für  den  Rechtsgelchrten  bestimmt.  Es  geht  sehr  ins  Einzelne; 
führt  eine  Menge  von  Unterschieden  und  verschiedenen  Fällen,  sammt  den 
Entscheidungen  derselben  an.  Obgleich  weit  systematischer  geordnet,  und  all- 
gemeiner gehalten,  hat  es  grosse  Aehnlichkeit  mit  Jakobsen's  bekannten 
Schriften ,  namentlich  auch  darin ,  dass  es  im  Wesentlichen  aus  Entschei- 
dungen liord  Stowell's  besteht.  Der  Geist  des  Buches  ist  damit  hinrei- 
chend bezeichnet;  und  wenn  allerdings  auch  gelegentlich  die  Ansichten  ameri- 
kanischer Gerichte  und  Rechtsgelehrter  beachtet  werden,  so  ist  wohl  zu 
bedenken,  dass  die  Amerikaner  mir  wenn  sie  neutral  sind  die  Freiheitsgrund- 
sätzc  geltend  machen ,  als  Kriegführende  aber  so  strenge  und  uubillig  als  die 
Engländer  waren.  Auch  in  diesem  grösseren  Wfirke  ist  allerdings  auf  die 
jüngsten  Aenderungen  Rücksicht  genommen,  allein  zunächst  nur  als  auf  zu 
beachtende  Thatsaclien.  Weder  von  einer  feineren  juristischen  Auslegung, 
noch  von  einer  Würdigung  derselben  in  Beziehung  auf  Vergangenheit  uud  Zu- 
kunft ist  die  Rede.  —  Kaum  nennenswerth  neben  diesen,  jeden  Falles  mit  kla- 
rem Bcwusstsein  der  Aufgabe  und  praktischem  Sinne  verfassten,  englisclien  Schrif- 
ten ist  eine  namenlose  deutsche*).  Sie  ist  eine  Mischung  von  privatrechtli- 
chen Erörterungen,  Abdrücken  von  Handels  -  und  Schifffalirtsgesetzen  uud  eini- 
gem Gerede  über  das  Seckriegsrecht.     Alles  weder  deutlich  noch  gründlich. 


1)  Das  Seerecht  und  die  Neulialilät  auf  der  See.    Lpz.,  1854.     (A.  u.  d.  T.     Emo- 
pa"s  brennende  Fragen.  H.  'S.) 
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Nicht  blos  die  Gesammthcit  des  Völkersseerechtes  ist  aber  bearbeitet 
worden;  aucl)  einzelne  Thcilc  und  Fragen  desselben  haben  in  der  von  uns  im 
allgemeinen  besprochenen  Zeit  zahlreiche  Erörterungen  gefunden,  welche  im 
Folgenden  kurz  erwähnt  werden  mögen*). 

b)  Handel  der  Neutralen. 

Kaum  zu  den  Einzelnfragen  freilich  gehört  die  Neutralität.  Wie  aus 
dem  eben  Vorgetragenen  erhellt,  nimmt  sie  in  den  allgemeinen  Schriften  tlber 
Seerecht  eine  Hauptstelle  ein.  Da  sie  aber  doch  auch  abgesondert  behandelt 
wird,  so  müssen  diese  eigenen  Erörterungen  zusammengestellt  werden. 

Namentlich  zu  Ende  des  vorigen  uud  zu  Anfang  des  laufenden  Jahrhun- 
derts sind  ganze  Bibliotheken  von  amtlichen  und  Privat  -  Schriften  über  die 
hier  einschlagenden  Streitpunkte  gewechselt  worden.  Diese  Thätigkeit  hat  sich 
natürlich  in  solchem  Maasse  nicht  in  die  lange  Friedenszeit  herein  erstreckt. 
Wegen  Mangels  au  unmittelbar  praktischem  Interesse  Hess  die  schriftstellerische 
Thätigkeitwährendder  letzten  Jahrzehnte  nach;  doch  allerdings  nur  in  einem  ge- 
wissen Grade.  Abgesehen  nämlich  davon ,  dass  sich  die  neueren  Systeme  des  ge- 
sammten  Völkerrechtes ,  z.  B.  von  Wheaton ,  Kent ,  Pando ,  mit  der  Frage  be- 
schäftigen, ist  doch  auch  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Anzahl  bedeutender 
Schriften  über  Neutralität  erschieden.  Und  zwar  sind  es  theils  grössere, 
die  ganze  Frage  umfassende  Werke,  theils  aber  Bearbeitungen  einzelner  be- 
stimmter Fälle. 

Die  umfassenderen  Werke  stehen  sich,  wie  nicht  wohl  der  Bemerkung 
bedarf,  hinsichtlich  des  Inhaltes  schroff  entgegen,  geschaart  unter  die  beiden 
Banner  der  möglichst  grossen  Berechtigung  und  der  möglichst  grossen  Be- 
schränkung der  Neutralen.  Jenes  wir4  emporgehalten  von  den  Schriftstellern 
des  Festlandes,  dieses  von  Engländern.  (In  wie  ferne  die  jüngsten  Bestimmun- 
gen Frankreichs  und  Englands  eine  Aenderung  in  dieser  nationalen  Schei- 
dung bringen  wird,  muss  sich  erst  zeigen,  wenn  noch  weitere  Schriften  über 
das  Seekriegswesen  von  Engländern  erschienen  sein  werden.) 


1)  Ohne  Zweifel  ist  hier  der  geeignetste  Ort,  einiger  neuer  Sammlungen  von 
Actcnstücken  Erwähnung  zu  thun,  welche  sich  ausschliessend  auf  SchiflTahrl 
und  Handel  in  Kriegszeilbn  beziehen.  Es  ist  diess  vor  Allem  die  (von  A.  Soct- 
beer)  mit  vieler  l'nisicht  angelegte  Sammlung  officieller  Actenstücke  in  Bezug 
auf  SchiflTahrl  und  Handel  in  Kriegszeiten.  Hambg,  1854  —  55,  bis  jetzt  G  Hefte 
mit  109  Nummern.  Ferner,  in  kleinerem  Umfange,  die  amtliche  Bckaniilmachung  : 
Her  Majesly's  Declarations ,  Proclamalions  and  Orders  in  Council  with  ref.  to 
Ihe  commencment  of  hoslilities  with  Russia.  Lond. ,  1854;  und  Guerrc  d'Orient. 
Rccucil  de  Documcns ,  rcl.  ä  la  navigation  et  au  conmicrcc.  St.  Petcrsb. ,  1854. 
In  80  ferne  diese  Urkunden  die  Beweise  eines  glücklichen  Vorschritles  im  See- 
völkerrechle  sind,  dienen  sie  nicht  nur  unmittelbar  fflr  die  Dauer  des  Krieges  zu 
wichtigen  praktischen  Zwecken  ,  sondern  auch  forlan  für  die  Wissenschaft  und 
deren  Geschichte.  Die  Hamburger  Sammlung  enthält  auch  noch  die  neacstcn 
Urtheile  det  Londoner  Admiralitälsgerichles  in  Priseosacheo. 
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unter  den  ersten  ist  vor  Allem  nach  Vollständigkeit  und  Umfang  zu 
nennen  L,  B.  Hautefeuille's  "Werk  über  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Neutralen  bei  einem  Seekriege  *),  Kaum  dürfte  eine  zweite  Schrift  aufzuwei- 
sen sein,  welche  einen  einzelnen  Gegenstand  des  Völkerrechtes  so  umfassend 
und  so  gründlich  behandelte,  als  eben  diese.  Die  geschichtliche  und  literarge- 
schichtliclie  Einleitung  allein  ist  fast  ein  eigenes  Werk ;  dann  aber  werden  von  der 
Freiheit  des  Meeres  an  alle  allgemeinen  und  besonderen  Fragen  mit  einer  Aus- 
führlichkeit behandelt,  welche  zuweilen  bis  an  die  Grenzen  des  Ucberflüssigen 
geht.  Säramtliche  Grundsätze  der  bewaffneten  Neutralität  finden  hier  die 
eifrigste  Vertheidigung ;  die  früher  von  England  gehandhabten  Maassregeln  die  bit- 
terste Befchdung.  —  Verwandt  in  den  Grundsätzen,  aber  freilich  von  weit 
geringerer  Bedeutung,  sind  die  Schriften  des  Neapolitaners  L  u  c  c  h  e  s  i  P  a  1 1  i  *) 
und  eines  ungenannten  russischen  Schriftstellers ').  Die  Arbeit  des  Erste- 
ren  ist  ihrem  Hauptinhalte  nach  der  Geschichte  der  bewaffneten  See -Neutra- 
litäten gewidmet,  über  deren  Veranlassung  und  Verlauf  sie  ausführlich  berichtet; 
doch  berührt  sie  auch,  wenn  schon  kürzer,  sämmtliche  Fragen  des  Seerechtes 
der  Neutralen.  Dass  der  Verfasser,  als  Bürger  einer  kleinen  Seemacht ,  die 
möglichste  Ausdehnung  der  Ansprüche  der  Neutralen  zu  vertheidigen  sucht, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Im  Uebrigen  hat  allerdings  weder  Geschichte 
noch  Theorie  durch  das  Buch  viel  gewonnen,  welches  an  wortreicher  italieni- 
scher Breite  gar  sehr  leidet.  Der  ungenannte  russische  Schriftsteller  aber  be- 
spricht die  ganze  Frage  zwar  gedrängt  und  ohne  fiberflüssiges  Auskramen  von 
geschichtlicher  oder  literarischer  Gelehrsamkeit,  jedoch  systematisch  und  mit 
sichtbarer  genauer  Kenntniss.  Dass  er  sich  auf  Seite  des  Neutralen  im  allge- 
meinen stellt,  ist  schon  durch  die  Haltung  bedingt,  welche  Russland  zu  jeder 
Zeit  in  diesem  Verhältnisse  eingenommen  hat ;  doch  sind  die  Forderungen  ge- 
mässigt, und  es  wird  dem  wirklichen  Rechte  und  Interesse  der  Kriegführenden 
nicht  zu  nahe  getreten.  —  Den  nämlichen  Standpunkt,  wie  die  bisher  Ange- 
führten, nehmen  sodann  noch  eine  Reihe  belgischer  und  holländischer  Abhand- 
lungen    über    Handel    ußd    Schifffahrt    der    Neutralen    ein*).       Die    kleinen 


1)  Hautefeuille,  L.  B. ,  Des  droits  el  des  devoirs  des  naiions  neutres  en  Icmps 
de  guerre  maritime.     I  — IV.     Par.,  1848. 

2)  Lucchesi-Palli,  Conte  Ferd. ,  Principii  di  dritto  pubblico  marilimo  e  sloria 
di  molli  trattati  sugli  stessi.  Nap. ,  1840.  Auch  ins  französische  übersetzt  von 
A.  de  Galiani.     Paris  ,  1842. 

3)  Essai  sur  le  commerce  maritime  des  Neutres.     Dorp.,  1825. 

4)VanderPoll,  De  principiis  foederis  quod  dicitur  neutralilas  armala.  Lugd.. 
1821.  —  Conway,  De  neulralltate  maritima,  ejusque  quae  dicitur  armala  his- 
toria.  Gand.,  1827.  Van  Gelder  de  Neufville,  De  mercatura  et  naviga- 
tione  gentium  in  bello  mediarum.  Amst. ,  1834.  —  Royards,De  placito:  11- 
bera  navi  libera  merx.     Traj ,  1852. 


4!28  Die  neuere  Literatur  des  Völkerrechtes. 

Scliriften  sind  jedoch  von  gar  geringer  Bedeutung,  indem  sie  im  Wesentlichen 
nur  Aufzähhingcn  der  Hingst  bekannten  und  weit  besser  erörterten  Thatsachen 
zu  Ende  des  18ten  und  Anfang  des  19tcn  Jahrlmnderts  entlialten. —  Weiter, 
als  alle  bisherigen,  gehen  endlich  einige  Hamburger  Schriftsteller,  welche  nicht 
nur  dem  vollen  Rechte  der  Neutralen  das  Wort  reden,  sondern  tlbcrhaupt  die 
üuantastbarkeit  alles  Privateigenthumes  zur  See  verlangen,  somit  eine  Neutra- 
lität des  Seehandels,  nicht  bloss  eine  Freiheit  des  Seehandels  der  Neutralen. 
So  Wurm*)  und  Ascher*).  Ihre  Schriften  sind  von  entschiedener  Bedeu- 
tung. Wurm's  Arbeit  namentlich  auch  wegen  der  darin  gemachten  Mitthei- 
lungen über  verschiedene  Versuche  der  Hamburger,  während  eines  Reichskrie- 
ges als  neutral  erkannt  zu  werden.  Ascher's  Beiträge  aber  durch  die  Samm- 
lung der  von  den  verschiedenen  Seemächten  in  dem  orientalischen  Kriege  von 
1854  gegebenen  Erklärungen  und  Verfügungen. 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  zu  vertheidigen ,  ist  der  Zweck  der  von 
dem  Engländer  Furneaux  herausgegebenen  Geschichte  der  auf  den  Grund- 
satz, dass  freie  Schiff  frei  Gut  mache,  sich  beziehenden  Staatsverträge  ^).  Und 
ebenso  ist  es  die  Aufgabe,  welche  sich  der  Schotte  Reddie  gestellt,  und  die 
er  in  einem  ausführlichen  geschichtlich  -  kritischen  Werke  mit  grosser  Belesen- 
heit und  scharfer  Logik,  allein  entschiedenster  Partheilichkeit  und  ohne  höhe- 
ren sittlichen  Geist  gelöst  hat*).  Die  Rechtsgrundsätze  über  den  Handel  der 
Neutralen  werden  vom  Alterthume  an  durchgegangen,  bei  jedem  Zeitabschnitte 
oder  jeder  merkwürdigen  Thatsache  die  einschlagenden  Schriftsteller  mit  gros- 
ser Ausführlichkeit  geprüft,  schliesslich  die  von  England  gehandhabten,  den 
Neutralen  ungünstigen  Gnuidsätze  als  die  richtigen  vertheidigt.  Nur  binsicht- 
sichlich  der  Kaperei  schliesst  sich  der  Verfasser  den  humanen  Grundsätzen  an ; 
wobei  freilich  in  Betracht  kommt,  dass  die  völlige  Beseitigung  des  Privatsee- 
krieges einen  übermächtigen  Seestaat,  welcher  die  Staatskriegsschiffe  des  Geg- 
ners vom  Meere  vertrieben  hat,  von  jeder  Gefahr  befreiet. 

Der  durch  bestimmte  Fälle  veranlassten  Schriften  sind  es  zwei.  —  Die 
erste  derselben  ist  veranlasst  durch  die  Blokade  der  tscherkessischeu  Küste 
von  Seite  der  Russen,  insbesondere  aber  durch  die  Wegnahme  des  englischen 
Schiffes  Vixen,  im  Jahre  1836.  Es  kamen  in  diesem  Falle  mehrere  ebenso 
wichtige  als   bestrittene  Fragen   des  Völkerrechtes  zur  Sprache;  so  über  die 


1)  Wurm,  C.  F. ,  Von  der  Neutralität  des  deutschen  Scchandels  ia  Kricgszeilen. 
Hambg.,  1841,  4. 

2)  Ascher,  C.  W.,  Beiträge  zu  einigen  Fragen  ü.  d.  Verhältnisse  der  neutralen 
ächiflTahrt.     Hambg.,  185). 

3)  Furneaux,  M. ,  Abridged  hislory  of  tbc  principal  treatiscs  or  pcace  etc.  wilh. 
refcrcnce  to  the  question  or  Ihe  neutral  flag  prolecting  the  propcriy  or  thc  enemy. 
Lond.,  1837. 

4)  Reddie,  J.,  Rcscarches,  bislorial  and  crilical,  in  niarilime  international  law.  I.  II. 
Kdinb.,  1844. 
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Anerkennung  eines  angeblicli  unabhängigen  Staates,  über  die  Notification  einer 
Blokade,  über  das  Anhalten  eines  gegen  einen  blokirten  Hafen  segehiden  Schif- 
fes, Die  einzelne  Streitsache  blieb  unentschieden ;  immer  aber  bleibt  sie  für 
das  Völkerrecht  wichtig ,  und  daher  ist  auch  eine  genauere  Kenntniss  dersel- 
ben von  Bedeutung.  Zu  einer  solchen  gelangt  man  aber  durch  eine  Schrift, 
welche  den  in  der  Sache  entstandenen  amtlichen  Briefwechsel  theils  zwischen 
den  Eigenthümem  des  Schiffes  und  der  englischen  Regierung,  theils  unter  den 
englischen  Stellen  selbst,  endlich  zwischen  diesen  und  den  russischen  Behör- 
den enthält*).  Die  eigene  Erörterung  des  Verfassers  ist  freilich  nicht  von 
Bedeutung ,  weil  leidenschaftlich  einseitig  und  verwirrt.  —  Der  zweite ,  aller- 
dings noch  ganz  anders  wichtige,  Fall  ist  die  Festsetzung  einer  beständigen 
Neutralität  des  belgischen  Staates.  Ein  solches  Verhältniss  ist  al- 
lerdings kein  im  europäischen  Völkerrechte  unerhörtes.  Die  Schweiz  und  Kra- 
kau  sind  schon  ältere  Vorgänger.  Doch  gab  natürlich  die  für  das  Land  so 
hochwiclitige  Bestimmung  den  belgischen  Publicisten  Veranlassung  zu  näheren 
Erörterungen.  So  namentlich  dem  nach  Belgien  verpflanzten  deutschen  Rechts- 
gelehrten Arendt*),  welcher  in  einer  mehrfach  beachtenswerthcn  Arbeit  theils 
die  günstigen  Folgen  einer  beständigen  Neutralität  für  Belgien  auseinandersetzt; 
theils  nachzuweisen  sucht,  dass  dieselbe  zu  erhalten  allerdings  möglich  sei;^ 
theils  endlich  das  Rechtsverhältniss  der  Neutralen  zur  Land  und  zur  See  nä- 
her erörtert.  Ob  dieser  letztere  Theil  der  Schrift  nicht  etwa  allzu  ausführlich 
ist  für  den  besondem  Zweck,  mag  unerörtert  bleiben,  indem  man  dem  Fehler, 
wenn  es  wirklich  einer  ist,  eine  klare  Darstellung  dieses  wichtigen  Theiles  des 
Völkerrechtes  und  eine  ziemlich  ausführliche  Sammlung  von  Verträgen  über 
den  Gegenstand  verdankt.  Zu  bemerken  ist 'nur  noch,  dass  der  Verfasser 
sich  mit  grosser  Klugheit  und  Vorsicht  eher  zu  der  den  Neutralen  weniger 
günstigen  Ansicht  hinsichtlich  der  Rechte  ihrer  Flagge  in  Kriegszeiten  hin-  ^ 
neigt;  und  so  bei  Zeiten  die  Belgier  vor  Ansprüchen  und  Handlungen  warnt, 
welche  doch  nicht  durchzusetzen  wären,  leicht  aber  das  Land  in  weitaussehende 
Händel  mit  den  kriegführenden  Mächten,  namentlich  mit  Englaud,  verwickeln 
könnten. 

c)     Die   Kaperei. 

Enge  verbunden  mit  der  Rechtswahrung  der  Neutralen,  ja  zum  Theile 
gleichbedeutend  mit  derselben,  ist  das  Kaperwesen.  Die  Duldung  und  Be- 
nützung dieses  Rechtes  alter  Barbarei  und  dieser  Quelle  von  Unrecht  und  Un- 
heil ist  eine  Schande  für  die  europäische  Gesittigung,  eine  Folgewidrigkeit  im 
Völkerrechte,   und  überdiess  ein  Verkennen  des  eignen  Vortheiles.    Jede  Be- 


1)  [Parish,  H.  Headly,]  British  diplomacy  illuslrated  in  Ihe  afiair  of  Ihe  Vixen ,  by 
an  old  diplomatic  servant.     Newcaslle,  1838. 

2)  Arendt,  Essai  sur  la  neulralite  de  la  Belgique,    consideree  principalement  sous 
le  point  de  vue  du  Droit  Public.    Brux.,  1845. 
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mühung  zur  völligen  Beseitigung  des  Unfuges  ist  daher  danlcenswerth.  Sd 
denn  auch  die  sehr  verständigen  Arbeiten  des  Amsterdamer  Advocaten  Berg 
van  Middelburgh^),  und  von  Kaltenborn's  ■*)  über  die  Abschaffung  der 
Kaperei). 

d)    Embargo. 

Ein  nicht  unwichtiger,  freilich  schon  wiederholt  behandelter  Gegenstand 
ist  das  Embargo.  Die  Doppel-Dissertation  eines  jungen  Holländers,  Karse- 
boom,  behandelt  dasselbe  sowohl  vom  völkerrechtlichen  als  vom  privatrecht- 
lichen Standpunkte  ^).  Die  Arbeit  zeichnet  sich  aus  durch  scharfe  Begriffs- 
bestimmungen, genaue  Aufzählung  der  verschiedenen  Fälle  und  Zwecke  eines 
Embargo,  namentlich  aber  durch  die  Geschichte  einer  bedeutenden  Anzahl  sol- 
cher Beschlaglegungen,  und  durch  die  Aufzählung  aller  einschlägigen  Verträge 
unter  europäischen  Staaten. 

e)Durchsuchung-srecht. 

Selten  ist  ein  grundloserer  und  verkehrterer  Lärm  entstanden,  als 
über  das  gegenseitige  Durchsuchungsrecht,  wie  solches  durch  den  Lon- 
doner Vertrag  vom  20.  Dec.  1841  zwischen  England,  Frankreich,  Russland, 
Oesterreich  und  Preussen  zur  Verhinderung  des  Sklavenhandels  bestimmt  wor- 
den war.  Sowohl  die  heftige  Widersetzung  der  Vereinigten  Staaten,  als  der, 
hauptsächlich  dadurch  aufgeregte,  wüthende  Sturm  der  öffentlichen  Meinung  in 
Frankreich  war  theilweise  sinnlos,  theilweise  heuchlerisch  auf  andere  Zwecke 
berechnet.  Der  ganze  Hergang  ist  ein  Flecken  in  der  Geschichte  beider  Län- 
der. —  NatürUch  haben  beide  Parteien  auch  in  Schriften  ihre  Sache  geltend 
gemacht.  Gegen  das  vertragsmüssige  Durchsuchungsrecht  haben  sich  na- 
mentlich ausgesprochen  der  amerikanische  Gesandte  in  Paris,  C  a  s  s ;  der  ame- 
rikanische Gesandte  Wheaton  in  Berlin;  Franz  Grund;  der  dänische  Con- 
sul  Olof  Berg  iiv Königsberg ;  endlich  unter  den  Franzosen  Graf  Brossard 
und    ein  Ungenannter  *).    Für   dasselbe   reden    aber   der   anonyme  Verfasser 


1)  Berg  van  Middelburgh,  F.  E.,  Verhandeling  over  de  afschaffing  van  de 
Kaapvaahrt.     Ulr.,  1828. 

2)  Kaltenborn  v.  Strachau,  K.  v.,  Die  Kaperei  im  Seekriege,  (in  Bülau's  Jahr- 
bücher, 1849.  Bd.  II.) 

3)  Karseboom,  F.  F.,  De  navium  detentione,  quae  vulgo  dicitur  Embargo.  Amst , 
1840. 

4)  (Cas8,  Gen.]  Examinalion  of  the  right  of  search,  by  an  American.  Par  ,  1842. 
Es  giebt  auch  eine  französische  Ausgabe.  —  Wheaton ,  H".,  Enquiry  inlo  the 
validity  of  the  British  claim  to  a  right  of  Visitation  and  search  of  American  vcssels 
nispectcd  to  be  in  the  slave-tradc.  Lond.,  1842.  —  Berg,  Olof,  Nordamerika'» 
Stellung  zum  Quintupel-Vertrag  vom  29.  Dec.  1841.  König«b..  1842.  Der«., 
Sklaverei,  Sccherrschafl  und  die  preussischc  Staatszeitung.  Ein  Nachtrag  u.  s.  w. 
Königsb.,  1843.  —  Grund,  F.  J.,  Das  Untersuchungsrecht.  Lpz.  1842.  —  Bros- 
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einer  gegen  Cass  gerichteten  Schrift  und  ein  Beamter  im  englischen  Ministe- 
rium der  auswärtigen  Angelegenheiten,  J.  Bandinel  ').  Von  diesen  Schriften 
sind  die  beiden  Berg'schen,  die  des  anonymen  Engländers,  die  Grund'sche 
und  die  beiden  französischen  keiner  weiteren  Beachtung  werth.  Höher  ste- 
hen die  Schriften  von  Cass,  Wheaton  und  Bandinel.  Der  erstere  führt 
den  Angriff  auf  die  englische  Regierung  mit  Scharfsinn ;  aber  er  ist  ungerecht 
in  seinen  Verdächtigungen  und  sehr  ungezogen  in  der  Form.  Auch  hier  zeigt 
er  sich  als  grundsatzloser  Demagog,  welcher  Alles  aufgreift,  was  der  augen- 
blicklichen Leidenschaft  der  Menge  schmeichelt  und  ihn  selbst  beliebt  macht. 
Wheaton  schreibt  ruhiger  und,  wie  von  ihm  niclit  anders  zu  erwarten,  an- 
gemessener. Allein  sein  Genius  hat  ihn  doch  im  Wesentlichen  verlassen  bei 
dieser  schlechten  Sache.  Manche  seiner  Gründe  sind  gar  schwach.  Nicht  so- 
wohl eine  selbstständige  Entwicklung  eigener  Theoreme,  als  vielmehr  eine  voll- 
ständige Aufzählung  und  Characterisirung  aller  Verträge  und  Vertragsversuche 
von  Seiten  Englands  zum  Behufs  der  Aufliebung  des  Sklavenhandels  liefert 
Bandinel.  Der  Gegenstand  ist  durch  seine  Gleichförmigkeit  ermüdend  und 
durch  die  Darstellung  trocken ;  dennoch  ist  die  Schrift  von  bleibendem  Werthe 
durch  ihre  Zuverlässigkeit  und  Vollständigkeit. 

f)    Handel    in    geschlossenem    Meere. 

Die  berühmten  Streitigkeiten  über  das  Eigenthum  an  der  See  sind  aller- 
dings längst  in  den  Hintorgrund  getreten,  und  es  hat  sich  eine  leidliche  Ueber- 
einstimmung  der  Volker  in  diesem  Punkte  gebildet.  Doch  ist  die  Lehre  von  dem 
mare  clausum  keineswegs  ganz  beseitigt;  vielmehr  wird  sie  in  einzelnen  Fällen 
mit  allen  ihren  Folgerungen  gehandhabt.  Je  mehr  aber  dadurch  die  Interessen 
Dritter  berührt  werden ,  desto  leichter  ist  auch  Streit ,  und  dann  folgt  die 
literarische  Behandlung  von  selbst.  In  Europa  sind  namentlich  das  schwarze 
Meer  und  der  Sund  hochwichtige  Fälle  dieser  Art;  und  beide  haben  denn 
auch  ihre  Literatur.  —  Die  zahlreichen  neueren  Schriften  über  den  Sundzoll 
sind  bereits  oben,  S.  362  fg.,  bei  den  geschichtlichen  Arbeiten  aufgeführt,  in- 
dem sie  die  Frage  wesentlich  auf  diesem  Standpunkte  behandeln.  —  Der  Han- 
del im  schwarzen  Meere  ist  nur  aus  dem  wirthschaftlichen  Gesichtspunkte  auf- 
gefasst  worden,  weil  allerdings  der  Rechtspunkt  nach  den  hergebrachten  Sätzen 
des  positiven  Völkerrechtes  hier   weit   weniger  zweifelhaft  war ;  und  erst  die 


sard,  A.  de,  Etudes  sur  le  droit  de  visite.  Par.,  1842.  —  AUeinte  ä  la  libertd 
des  mers.  Du  droit  de  visite  maritime.  Par.,  1842. 
1)  Reply  to  „an  American's  Examinalion  on  the  right  of  search",  by  an  Englishman. 
Lond.,  1842.  Die  Schrin  ist  auch  in  französischen  und  deutschen  Uebersetzungen 
erschienen ;  letztere  u.  d.  T. :  Erwiederung  auf  „Prüfung  des  Durchsuchungsrcch- 
tes  von  einem  Amerikaner"  von  einem  Engländer.  Berl.,  1842.  —  Bandinel, 
J.,  Der  afrikanische  Sklavenhandel  .  .  .  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Be- 
mühungen der  britischen  Regierung,  ihn  auszurotten.  A.  d.  Engl,  von  A.  Hech- 
sei.    Berl.,  1843. 
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eben  jetzt  im  Laufe  befindlichen  grossen  Bewegungen  in  der  europilisolien  Staa- 
tenwelt haben  die  Frage  auch  als  eine  bestreitbare  und  bestrittene  erscheinen 
lassen.  Dennoch  ist  sie  auch  schon  früher  nicht  ganz  ohne  völkerrechtliche 
Beaibeituug  geblieben.  Es  besteht  nämlich  eine  holländische  Dissertation  von 
van  Hoorn,  welche  das  Recht  zum  Handel  in  das  schwarze  Meer  er- 
örtert *).  Die  kleine  Schrift  ist  hauptsächlich  belehrend  durch  die  Aufzählung 
aller  Verträge,  welche  mit  der  Türkei  über  die  Schifffahrt  durch  die  Dardanel- 
len geschlossen  worden  sind  ;  doch  erörtert  sie  auch  den  Eechtspunkt  theore- 
tisch. Der  Ansicht  des  Verfassers  gemäss  war  das  Schwarze  Meer  ganz  mit 
Recht  von  den  Türken  als  mare  clausum  behandelt,  indem  ein  solches  nicht 
blos  bei  dem  Besitze  sämmtliclier  Küsten,  sondern  auch  schon  im  Falle  der 
Botmässigkeit  über  die  beiden  Ufer  des  einzigen  vorhandenen  Zuganges 
bestehe.  Somit  sei  denn  auch  die  Alleinbenutzung  der  Türken  erst 
durch  die  besonderen  Bestimmungen  des  Friedens  von  Adrianopel  gebroc- 
hen worden,  nicht  aber  schon  durch  die  allmählige  Ei-werbung  eines  Thei- 
les  der  Küsten  von  Seiten  Russlands.  Mit  Lob  ist  der  einfachen  Darstellung 
und  des  Fleisses  in  Herbeischaffung  des  Materiales  zu  gedenken ;  die  allge- 
meinen Rechtsfragen  hätten  dagegen  wohl  gründlicher  erfasst  werden  dürfen.  — 
Künftig  freilich  werden  ganz  andere  Rechtsfragen  in  Beziehung  auf  dieses 
Meer  zu  erörtern  sein. 

g)    Handel   auf   conventioneilen    Strömen. 

Die  Wichtigkeit  der  Flussschifffahrt  für  Binnenländer  bedarf  keines  Be- 
weises; ebenso  wenig  aber,  wie  oft  dieser  Handelsweg  durch  Abgaben,  Zölle 
und  Störungen  aller  Art  verkümmert  ist.  Eines  der,  nicht  eben  zahlreichen, 
Verdienste  des  Wiener  Congresses  war  daher  die  Regelung  der  Schifffalirt  auf 
den  mehreren  Staaten  gemeinschaftlichen  Strömen,  wodurch  wenigstens  der  Er- 
höhung des  Uebels  ein  Ziel  gesetzt  war,  und  bestimrfite  Regeln  für  das  Ver- 
hallen der  Uferstaaten  zu  einander  gegeben  wurden ;  eine  der  Sünden  des 
deutschen  Bundes  aber  war  seuie  lange  Nachgiebigkeit  gegen  die  freche  Nicht- 
beachtung dieser  gerade  für  Deutschland  so  wichtigen  völkerrechtlichen  Vor- 
schriften von  Seiten  Hollands ;  und  überhaupt  seine  völlige  Unthätigkeit  zur 
Weiterentwicklung  des  Begonnenen.  Wenn  allmählig  etwas,  namentlich  auf 
den  deutschen  Flüssen,  geschah,  so  ist  es  nur  durch  die  Bemühungen  einzelner 
betlieiligter  Staaten,    mit  grosser  Mühe  und  unvollkommen  gelungen. 

Natürlich  hat  sich  auch  die  Literatur  des  Gegenstandes  bemächtigt. 

Eine,  zunächst  wenigstens  zureichende,  Geschichte  der  in  Frage 
stehenden  Vorschriften  des  Völkerrechtes  findet  sich  in  der  fleissigcn  Abhand- 
lung eines  jungen  Holländers  *). 


1)  van  Hoorn,  Diss.  de  navigalionc  et  mercalura  in  Mari  Migro.    Amst ,  1834. 

2)  Crem  er  van    den  Bergh,  Hisloria   novarum  Icguni  do  fluniiiium  communium 
navigatioac.    Lugd.  Bat,  1835. 
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Die  Rechtsfragen  aber  und  die    sacliliche  Wichtigkeit  sind  höchst   zahl- 
reich behandelt ,    wenigstens  in  Beziehung  auf  bestimmte  einzelne  Flüsse.    — 
Nur   mit  Schaamröthe    freilich    mag    der  Deutsche    an   die   Versperrung    der 
Rheinmündung  durch  das  kleine  Holland  denken,   und  an  deren  Rechtfer- 
tigung durch  sophistische  Verdrehung  von  Sprach-  und  Erdkunde ;   allein  ken- 
nenswerth  sind  immerhin  die  über  den  Gegenstand  gewechselten  Schriften.    Es 
ist    kaum  Eigenliebe ,     wenn  den   für  das   deutsche  Recht    sprechenden   nicht 
nur    der    richtigere  Inhalt,    sondern    auch  die   bessere  Behandlung   zuerkannt 
wird  ^).  —     Ob  es  erträglicher  ist,  dass  die  Schifffahrt  auf  der  Elbe  nicht  von 
fremden,  sondern  von  deutschen  Staaten  durch  Zölle  und  Bevorrechtungen  ver- 
kümmert wird,  mag   zweifelhaft  sein;   leider  ist  jeden  Falles   auch   hier   die 
Thatsache    ausser  Frage.     Und  wenn  auch  die  grossen    höher  stromaufwärts 
liegenden  Staaten,   so  wie  selbstverständlich  Hamburg,    die  möglichste  Befrei- 
ung der  wichtigen  Wasserstrasse  anstreben,  so  hat  es  doch  keineswegs  gelingen 
wollen,  Hannover,  Mecklenburg  und  Lauenburg  zur  Bewilligung  billiger  und 
verständiger  Forderungen  zu  bewegen.     Daher  auch  hier  endlose  Verhandlun- 
gen, Streitschriften,  ungenügende  Verträge.    Aus  der  zahlreichen  Literatur  sind 
aber  namentlich  die  über  den,  seinem  Betrage  nach  höchst  bedeutenden,  Sta- 
der  (Brunshäuser)   ZolP),    und  die  über   Schifffahrtsbevorzugungen    der  Stadt 
Laueuburg  ^)  erschienenen  Schriften  von  rechtlicher  Bedeutung. 

6.    Verträge. 

Eine  so  wichtige  Quelle  für  das  positive  Völkerrecht  die  Verträge  auch 
sind,  so  fehlt  doch  noch  viel,  dass  die  Lehre  von  denselben  schon  vollständig 
und  mit  allgemeiner  Anerkennung  bearbeitet  wäre.     Mit  Dank  sind  daher  die 


1)  Die  RheinschiflTahrt  ist  schon  längst  Gegenstand  scliridstellerischer  Thätigkeit;  der 
in  gegenwärtiger  Abhandlung  besprochenen  Zeit  gehören  aber  insbesondere  fol- 
gende Schriften  an:  —  Die  deutsche  Sache  verlhcidigen :  Neue  Organisaüon 
der  SchiflTahrls-  und  Handelsverhällnisse  auf  dem  Rheinslrorae.  Basel,  1822. 
üeber  die  HandelsschifiTahrt  auf  dem  Rheinstrome.  Heilbr.,  1827;  Oppenheim, 
E  B.,  Der  freie  deutsche  Rhein-  Sluttg.  u.  Tüb.,  1842.  —  Die  holländischen 
Ansprüche  und  Maassregeln  vertreten  aber:  Op  den  Hoff,  J.,  Jets  over  de 
Vaardl  op  den  Ryn.  Amst. ,  1826  (auch  deutsch).  Einige  Worte  über  die  Ent- 
stehung .  .  .  des  RheinschiflTahrtsvertrages  und  Reglements.    Amst.,  1835. 

2)  Gegen  den  Slader  Zoll  sprechen  sich  aus;  Soetbeer,  A.,  Des  Stader  Elbzolles 
Ursprung,  Fortgang  und  Bedeutung.  Hamb.,  1839.  (Ders.,)  Hints  from  Ham- 
burg resp.  the  Stade  duty.  s.  I.,  1839.  Hutt,  W.,  The  Stade  duties  considered. 
Lond.,  1839;   (deutsch  von  Slockfleth :  der  Stader  Zoll). 

3)  Die  Lauenburger  Vorrechte  sind  verhandelt  zwischen:  Ostwald,  G.  F.  A.,  Ma- 
terialien zu  einer  .  .  Beleuchtung  der  monopoUstischen  Privilegien  des  Schiffs- 
amtes zu  Lauenburg.  Alt.,  1842;  und:  Walcke,  J.  A.,  ElbschifiTahrtsrecht. 
H^mb.,  1844.     (Durch  zahlreiche  Urkunden  bedeutend.) 

T.  Molil,  Staatswissensehaft  I.  28 
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Beiträge  zur  weiteren  Ordnung  dieses  Gegenstandes  aufzunehmen,  wenn  schon 
ihrer  nicht  viele,  und  diese  keineswegs  alle  bedeutend  sind. 

Letzteres  Urtheil  muss  vor  Allem  gefällt  werden  tlber  eine  holländische 
akademische  Abhandlung  von  Hoffmann  *),  Diese  umfasst  zwar  die  ganze 
Lehre  von  den  Verträgen ,  und  erörtert  die  einzelnen  grossen  Fragen ,  z.  B. 
über  die  zur  Abschliessung  von  völlverrcchtlichen  Vertrügen  berechtigten  Per- 
sonen und  Gesellschaften,  über  die  von  einem  Zwischenherrscher  geschlossenen 
Verträge,  über  die  Dauer  der  Verträge  u.  s.  w.  Allein  es  ist  weder  die  Be- 
handlung scharf  juristisch,  noch  taugen  die,  zum  grossen  Theile  der  Geschichte 
des  Alterthumes  entnommenen,  Beispiele  viel. 

Weit  besser  ist  gefahren  die  besondere  Lehre  von  der  Ratification. 
Im  Verlaufe  weniger  Jahre  sah  man  den  Fall  sich  fünfmal  wiederholen ,  dass 
einem  regelmässig  unterhandelten  und  abgeschlossenen  Staatsvertrage  die  Ra- 
tification von  Seiten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  verweigert  wurde,  zum 
Theile  unter  sehr  aufregenden  Umstünden.  Die  Ansicht  der  Völkerrechtslehrer 
■über  das  Recht  zu  einer  solchen  Verneinung,  so  wie  über  die  Folgen  des  Ent- 
schlusses stimmte  keineswegs  überein,  C.  F.  Wurm  hat  sich  nun  das  Ver- 
dienst erworben,  in  einer  durch  gründliche  Kenntniss  der  Thatsachcn  und  klare 
Beherrschung  der  Rechtsfragen  gleichmässig  ausgezeichneten  Abhandlung^) 
theils  Säuberung  und  Ordnung  vorzunehmen,  tlieils  die  gewonnenen  Ergebnisse 
zu  einer  Beurtheilung  der  einzelnen  Fälle  anzuwenden.  Seine  Ansicht  ist  aber 
in  Kurzem  die :  dass  die  Ratification  eines  von  Seite  des  Unterhändlers  ta- 
dellos abgeschlossenen  Vertrages    in    drei    Fällen  verweigert   werden   könne: 

1)  wenn  der  Vertrag  überhaupt  nichtig  sei,  entweder  wegen  des  Versprechens 
auf   Leistung    einer  Unmöglichkeit    oder    wegen    mangelnder   Willensfreikeit ; 

2)  wenn  der  Staat  sogar  berechtigt  wäre,  einen  ratificirteu  und  in  anerkannter 
Kraft  bestehenden  Vertrag  zu  brechen,  z.  B.  wegen  Veränderung  der  Umstände ; 

3)  falls  nach  der  Verfassung  eines  Staates  ausser  dem  Staatsoberhaupte  noch 
ein  anderer  bei  der  Ertheilung  der  Vollmachten  und  überhaupt  bei  der  Unter- 
handlung nicht  betheiligter  Factor  des  Staatswillcns  seine  Zustimmung  zu  der 
Abschliessung  zu  geben  berechtigt  sei,  derselbe  sie  aber  verweigere.  Man 
kann  diesen  Sätzen  einfach  beistimmen ,  und  der  wichtige  Punkt  mag  jetzt  als 
erledigt  betrachtet  werden. 

Schlicssb'ch  hat  die  sehr  verschieden  beantwortete  Frage:  ob  und  wie 
weit  die  zwischen  zwei  Staaten  geschlossenen  Verträge  im  Falle  eines  Krie- 
ges zwischen  denselben  fortbestehen,  eine  neue  Bearbeitung  erhal- 
ten;   leider  freilich   nur  von  einem  Anfänger.    Eine  zweite  holländische   Dis- 


1)  HorTmann ,   H.  M. ,  Diss.   de   gentium  pacüonibus   ac  foederibus  ex  historia  illus- 
traüs.    tr^j.,  1824. 

2)  [Wurm,  C.  F.,]  Die  Ratification  von  Slaatsverträgcn.     In   der  Deutschen   Viertel- 
jahrsschria,  1S45,  H.  1,  S.  163  fg. 
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sertation^)  führt  nämlich  die  bisher  geltend  geraachten  Meinungen  und  einige 
einsclilügige  gerichtliche  Fälle  auf,  und  entscheidet  sich  endlich  fflr  die  na- 
mentlich auch  von  Kliiber  vertheidigte  Ansicht,  dass  die  Verträge  fortbestehen, 
so  weit  diess  mit  dem  Kriegszustande  vereinbar  sei.  Die  Erörterung  ist  je- 
doch zu  ungründlich  und  die  Antwort  selbst  viel  zu  unbestimmt ,  als  dass 
man  sich  hiermit  begnügen  könnte. 

7.    Internationaler  Schutz  gegen  Nachdruck. 

Sehr    erfreulich   —  nicht   sowohl    der   sachlichen   Wichtigkeit    als   des 
Grundsatzes  und  Vorganges  wegen  —  sind  die  Verträge,  welche  in  der  neueren 
Zeit  eine  Reihe  von  Staaten  auf  Verbot  des  Nachdruckes  der  im  gegenseitigen 
Gebiete  erschienenen  Bücher,  Musikalien  u.  s.  w.  abgeschlossen  haben.    Es  ist 
schon  überhaupt  löbhch ,  wenn   Staaten  Verträge    zu  schliessen  suchen ,    durch 
welche    sie    nicht  blos  politische  Fragen   ordnen,   sondern    ihren  Angehörigen 
unmittelbar  Vortheile  zuwenden;  und  doppelt  löblich,  wenn  die  geförderten  In- 
teressen geistiger  Art  sind,  zu  deren  Förderung  sogar  sachliche  Opfer  gebracht 
werden.    Allein  die  hier  in  Frage  stehenden  Verträge  müssen  noch  aus  einem 
anderen,   weit  höher  stehenden  Gesichtspunkte  willkommen  geheissen   werden. 
Die  Verabredungen  über  gemeinsames  Verbot    des  Nachdruckes   sind   dazu  be- 
stimmt,   einen  Zustand    zu  bewerkstelligen,    dessen  Herstellung    dem    einzelnen 
Staate  allein  nicht  mögüch  ist.    Sie  sind  also  ein  weiteres  thatsächliches  Aner- 
kenntniss  des  Grundsatzes,  dass  es  Aufgabe  gesittigter  Staaten  sei,  in  solchen 
Fällen  mit  anderen   Staaten  zur  Förderung  menschlicher  Zwecke  zusammenzu- 
wirken, wo  blos  durch  gemeinsame  Kraft  das  Ziel  zu  erreichen  ist.     Der   liier 
insbesondere   in   Frage    stehende    Gegenstand    ist  allerdings    nicht   von    sehr 
grosser  Bedeutung;  und  es  mag  sogar  zweifelhaft  sein,  ob  nur  die  hier  getrof- 
fenen Verabredungen    nach  allen    Seiten  wirklich   erspriesslich  sind,   (weil  die 
Verbreitung  der  Werke  aus  fremden  Ländern  und  in  fremden  Staaten  bedeu- 
tend beeinträchtigt  wird.)    Allein  nicht  hierauf  kommt  es  an,   sondern  auf  den 
Grundsatz;  und  steht  nur  dieser  erst  ganz  fest,  immer  mehr  in  Wissenschaft 
und  Leben  anerkannt,  so  werden  schon  weitere  und  grössere  Verhältnisse  un- 
ter seine  Wirkung  gezogen  werden.    Es   giebt   der  wünschenswerthen  Einrich- 
tungen noch  gar  manche,  welche  nur  dann  überhaupt  möglich  sind,    wenn  sie 
in  vielen  Staaten  zu  gleicher  Zeit  getroffen  werden.    Man  denke  nur  z.  B.  an 
eine  menschliche  Reglung  des  Fabrikwesens  '*).    Durch  eine  solche  Handhabung 


1)  Van  der  Meer  de  Wys,  J.  H. ,  De  quaestione,  an  bello  oborlo  pereat  inter 
bellum  gerenles  foederum  auctorilas.     Amst.,  1830. 

2)  Es  ist  hier  natürlich  nicht  der  Ort,  diese  Frage  ausführlich  zu  erörtern;  allein  dar- 
auf darf  doch  aufmerksam  gemacht  werden ,  dass  eine  der  grössten  Schwierig- 
keilen für  eine  Gesetzgebung,  durch  welche  die  tägliche  Arbeitsdauer,  die  Kinder- 
arbeit, die  Gesundheit   der  Arbeitsräume  u.  s.  w.    im  Interesse    der   Arbeiter   aus- 

28  * 
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des  Verhältnisses  vom  Staat  zu  Staat  briclit  dann  aber  eine  ganz  neue  Zeit 
für  das  Völkerrecht  und  für  die  menschliche  Gesittigung  überhaupt  ein;  und  es 
verschwindet  der  Standpunkt  völlig,  auf  welchem  coexistircude  Staaten  in 
selbstsüchtiger  Vereinzelung  neben  einander  stehen,  und  nur  zur  eigenen  Eechts- 
vertheidignng  oder  zur  Erwerbung  einseitiger  Vortheile  in  Verbindung  zu  treten 
suchen.  Die  Verbesserung  der  Zustände  ist  völlig  vergleichbar  der  durch  den 
Eintritt  in  Familie,  Gesellschaft  und  Staat  für  die  einzelne  Persönlichkeit  erwachsen- 
den vortheilhafteren  Stellung.  —  Was  nun  aber  die  Literatur  über  die  Nachdrucks- 
verträge  insbesondere  betrifft,  so  ist  dieselbe  noch  ziemlich  unbedeutend.  — 
Einige  englische  Schriften  halten  sich,  nach  Landes  Art,  ganz  nur  an  das 
nächst  Liegende  und  Praktische.  Es  haben  nämlich  zwei  Reclitsgelehrte  über 
den  englisch-französischen  Vertrag  (vom  3.  Nov.  1851)  geschrieben.  Von  die- 
sem giebt  der  eine,  Burke'),  ausser  den  Gesetzestexten  nur  eine  ziemlich 
oberflächliche,  gemeinverständliche  Erklärung  derselben.  Der  andere,  Quain*), 
sucht  den  Anfang  eines  Gerichtsgebrauches  nachzuweisen.  Es  wird  jedoch  im 
"Wesentlichen  nur  ein  einziger  Fall  von  ihm  besprochen ;  und  seine  Anmerkun- 
gen und  Erörterungen  sind  nicht  eben  von  grosser  Bedeutung.  —  Etwas  allge- 
meiner fassen  belgische  und  französische  Schriftsteller  den  Gegenstand  auf. 
Für  Belgien  ist  die  Frage  über  Verbot  des  Büchernachdruckes  von  der  gröss- 
ten  Bedeutung,  Durch  seinen  in  ungeheuerem  Umfange  betriebenen  Nachdruck 
französischer  Bücher  hat  es  der  französischen  Literatur  sehr  geschadet,  das 
Aufblühen  einer  eigenen  Nationalliteratur  unmöglich  gemacht,  und  doch  schliess- 
lich wenig  Geld  gewonnen.  Sein  höchster  Vortheil  wäre  somit  der  Abschluss 
eines  Staatsvertrages  nrit  Frankreich  auf  beiderseitiges  Verbot  des  Nachdruckes 
gewesen.  Nur  auf  diese  Weise  konnte  es  überhaupt  seinen  rechtmässigen  lite- 
rarischen Erzeugnissen  Eingang  in  Frankreich  verschaffen,  für  seine  eingeborenen 
Schriftsteller  einen  Leserkreis  im  Lande  selbst  gewinnen,  und  hatte  es  die 
wahrscheinliche  Aussicht,  einen  Theil  des  französischen  Verlages  den  wohlfeile- 
ren Pressen  Brüssels  zuzuwenden.  Je  früher  dieses  geschah,  desto  bessere 
Bedingungen  mochte  es  von  Frankreich  erhalten.    Hierzu   räth  denn  nun  eine 


giebig  geregelt  •würde ,  in  der  Bcsorgniss  vor  der  übermächtigen  Milwerbnng 
solcher  Länder  besteht,  welche  ähnliche  Bestimmungen  nicht  annähmen,  und  somit 
wohlfeiler  arbeilen  könnten.  Dass  hier,  wenn  überhaupt,  nur  durch  Verträge  unter 
den  hauptsächlichsten  gewerbenden  Staaten  geholfen  werden  kann,  ist  einleuchtend. 
Hierauf  will  denn  z.  B.  auch  einwirken  der ,  freilich  sehr  flüch(ig  geschriebene, 
„Appel  respcclueux  adresse  aux  Gouvernements  des  pays  indnstriels  dans  le  but 
de  provoquer  une  loi  internaüonale  sur  le  travail  induslriel."  Par. ,  1853,  4. 
(IHhogr.) 

1)  Barke,  P. ,  The  Law   of  international  Copyright  between  England  and  France. 
Lond-,  1852. 

2)  QntiQ,  J.  R.,   The  rigfat  of  Foreignert  to  acquire  Copyright  in  England  consi- 
dered.    Lond.,  1854. 
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sehr   verständige    kleine   Schrift    des    Brüssler    Buchhändlers    Muquart  '), 
welcher  sich  überhaupt  grosse  Mühe    um    die  Verbreitung  ehrenhafter   und  zu 
gleicher  Zeit  vortheilhafter  Ansichten    in    dieser  Sache   gegeben    hat.     Dass  er 
nicht  so  frühe,  als  er  wünschte,  durchdrang,  ist  nicht  seine  Schuld;  die  Schrift' 
bleibt  immer  ein  Beitrag  zum  richtigen  Verständniss   der  Frage.     Die   gegen- 
wärtige Sachlage  aber,   naciidem   ein   wenigstens  theilweise  ordnender  Vertrag 
abgeschlossen  ist,   setzt   J.    Delalain  kurz  auseinander').     Am    umfassend- 
sten behandelt  die  Sache  der  Franzose  Villefort  *),    indem  er  sich  mit  den 
theils  von   Frankreich   theils   von  England  bereits    abgeschlossenen  vielfachen 
Verträgen  beschäftigt.    Seine  Schrift  enthält  vielen  Stoff,  indem  der  Inhalt  der 
Gesetze  sämmtlicher  gesittigter  Staaten   über   das  geistige  Eigenthum,    so  wie 
der  Text  eine  Reihe  von  Verträgen  zu  gegenseitiger  Aufgebung  des  Nachdruckes 
mitgetheilt  ist;  und  sie  hat  das  bedeutende  Verdienst,  auf  eine  grosse  Anzahl  von 
Rechtsschwierigkeiten  aufmerksam  zu  machen,  welche  die  Ausführung  der  Ver- 
träge hat,  oder  wenigstens  haben  kaim.     Allein   der   Verfasser  beherrscht  den 
Gegenstand  keineswegs  vollständig,  und  bemüht  sich  namentlich  nicht  um  eine 
Lösung  der  Schwierigkeiten.  —  Eine  dankcnswerthe  Ergänzung  der  Erörterun- 
gen über  den  Gegenstand  giebt  schliesslich  noch  eine  kleine  sehr  klare  Schrift 
von  A.  Enslin  *),    in  welcher    die   Frage  namentlich   vom    deutschen  Stand- 
punkte aus  beleuchtet,  hierbei  aber  gezeigt   wird,    dass  Deutschland  durch  die 
bisher  mit  England  und  Frankreich  geschlosseneu  Verträge  in  offenbarem  Nach- 
theile ist.    Nicht  nur  findet,  da  in  Deutschland   sehr  viele  englische  und  fran- 
zösische,  in  England  und  Frankreich  aber   nur  sehr   selten    deutsche  Bücher 
nachgedruckt   wurden,  nur  eine  scheinbare  Gegenseitigkeit  statt,    welche  dann 
billigermaassen  durch  anderweitige   Einräumungen  an  unsern  Buchhandel  hätte 
ergänzt  werden  sollen;   sondern  es  ist  auch,   weit  schlimmer  noch,   durch  die 
Verschiedenheit    der  Verträge    der  Grund  zu   einer   grossen  Rechtsverwirrung 
und  Unbequemlichkeit  im  deutschen  Bücherverkehre  gelegt  worden.    Auch  was 
über  den  Nachtheil  des,  völlig  verkehrten,    Verbotes  aller  nicht  besonders  ge- 
nehmigten üeberset Zungen  gesagt  ist,  verdient  grosse  Beachtung.     Klar  ist  lei- 
der, dass  auch  hier  wieder  einmal  Mangel  an  einheitlicher  kräftiger  Thätigkeit 
ganz   unnöthigen   Schaden  gebracht  hat.     Es  war  Sache  des  Bundes,  für  ganz 
Deutschland  einen  Vertrag  zu  schliessen;  jetzt  ist  kaum  mehr  zu  helfen. 


1)  Muquart,  Ch.,  De  la  propriete  lilteralrc  internationale.     Brux.,  1851. 

2)  Delalain,  J.,  Legislation  francaise   et  beige  de  la  propriete  literaire  et  artistique. 
Par.,  1854. 

3)  Villefort,  A.,  De  la  propriete  litteraiie  et  artistique  au  point  de  vue international. 
Par.,  1851. 

4)  Enslin,  A. ,    üeber   internationale  Verlagsverträge  mit  besonderer  Beziehung  auf 
Deutschland.    Berl.,  1855. 
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8.    Ewiger  Frieden. 

Die  Vemunftmässigkeit  des  Friedens  und  die  Schädlichkeit  sowohl  als 
die  UnZuverlässigkeit  des  Krieges  liegen  so  sehr  vor  Augen,  dass  es  eitel  Zeit- 
verschwendung wäi-e ,  darüber  zu  reden  und  erst  den  Beweis  zu  führen ,  dass 
ewiger  Friede  das  Ideal  des  Völkerlebens  sei.  Die  Frage  kann  nur  sein,  ob 
und  wie  dieser  Znstand  erreichet  werden  möge? 

Oflfenbar  sind  nur  zwei  Möglichkeiten.  Entweder  eine  unbedingte  und 
allgemeine  Herrschaft  der  Vernunft  über  sämmtliche  Menschen,  so  dass  auch 
von  Staat  zu  Staat  keine  ungerechte  Forderung  gemacht,  jeden  Falles  kein 
Streit  durch  Gewaltmittel  entschieden  werden  will.  Oder  aber  die  Einführung 
solcher  äusserer  Maassregeln ,  welche  eine  Kriegführung  den  dazu  etwa  Ge- 
neigten thatsächlich  unmöglich  macheu. 

Der  erste  Zustand  wäre  der  an  sich  wünschenswerthere ,  weil  ein  rein 
sittlicher  und  in  allen  Fällen  wirksamer.  Leider  ist  er  aber  weder  bis  jetzt 
erreicht,  noch  wird  er,  nach  menschlicher  Wahrscheinlichkeit,  je  erreicht  wer- 
den. Allerdings  hat  die  zunehmende  Gesittigung  eines  Theiles  der  Völker  die 
Kriege  allmählig  vermindert.  Allein  einer  Seits  ist  bis  jetzt  nur  eine  kleine 
Minderzahl  der  Menschen  in  diesen  Bildungsstand  eingetreten;  anderer  Seits 
geht  selbst  bei  diesen  Völkern  und  Regierungen  die  Herrschaft  der  Vernunft 
nicht  bis  zur  Beseitigung  jedes  Unrechts,  jeder  selbstischen  Forderung,  jeder 
Leidenschaft  und  Neigung  zu  Gewaltthaten.  Die  Geschichte  und  die  Gegen- 
wart der  europäischen  Staaten  beweist  diess.  Nur  eine  Verminderung  des 
Uebels  ist  erfolgt.  Und  wenn  denn  auch  gehofft  werden  darf,  dass  sich  durch 
weitere,  sowold  innerlich  als  äusserlich  zuüehmende  Gesittigung  allmählig  noch 
mehr  erreichen  lasse:  so  wäre  es  doch  unbeschreiblich  thörigt,  selbst  in  unab- 
sehbarer Zeit  auf  eine  vollkommene  Sittlichkeit  aller  Menschen  zu  rechnen.  — 
Unter  diesen  Umständen  mag  es  denn  immerhin  versucht  werden,  durch  religiöse, 
sittliche  und  verständige  Belehrungen  die  Ueberzeugung  von  den  Vortheilen 
und  der  Pflicht  des  Friedens  und  von  den  Gräueln  und  dem  Schaden  des  Krie- 
ges immer  weiter  unter  allem  Volke  zu  verbreiten;  allein  es  ist  weder  ein 
schneller  noch  ein  bedeutender  Erfolg  zu  erwarten. 

Desshalb  haben  denn  Viele  sich  schon  seit  langer  Zeit  mehr  dem  an- 
deren denkbaren  Mittel  zugewendet,  d.  h.  Einrichtungen  zu  ersinnen  gesucht, 
durch  welche  die  Kriegführung  unnüthig  und  unmöglich  gemacht  werden 
soll.  Die  Vorschläge  gehen  weit  auseinander;  doch  lassen  sie  sich  unter 
Kategorieen  bringen.  Die  einen  suchen  die  Hülfe  in  einem  die  ganze  Erde 
umfassenden  Gesanimtstaatc,  dessen  Regierung  die  unter  den  einzelnen,  also 
halbsouveränen,  Staaten  entstehenden  Streitigkeiten  im  Wege  rechtlichen  Ver- 
fahrens schlichten,  dem  Urtheile  aber  durch  eine  unwiderstehliche  Gewalt  Voll- 
ziehung verschaffen  würde.  Eine  zweite  Gattung  von  Vorschlägen  geht  auf 
die  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  für  alle  Völker,  welcher  zur  Voll- 
streckung seiner  Sprüche  über  die  Heere  aller  Staaten    nach  Bedarf  verfügen 
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könnte.  Dritte  endlich  beschränken  sich  bescheidener  auf  den  Rath,  es  möge 
bei  allen  einzelnen  Verträgen  ein  Schiedsgericht  verabredet  werden  zur  Ent- 
scheidung der  etwa  bei  der  Vollziehung  sich  ergebenden  Streitigkeiten.  — 
Hier  ist  jeden  Falles  nicht  der  Ort,  diese  verschiedene  Gedanken  ausführlich 
zu  besprechen;  man  mag  es  sich  aber  wohl  überhaupt  ersparen.  Jeder  Ver- 
ständige sieht  von  selbst  ein,  dass  der  allgemeine  Weltstaat  ein  bloses  Him- 
gespinnst  ist.  Bildung,  Zusaramenhaltung  und  Regierung  eines  solchen  uner- 
messlichen  Reiches  wären  gleich  unmöglich ;  abgesehen  davon,  dass  der  Weg  zu 
dieser  Friedensanstalt  nur  durch  jahrhundertlange  vernichtende  Kriege  gienge, 
und  dass  an  die  Stelle  des  äussern  Kampfes  um  so  viel  häufigere  Empörungen 
treten  würden.  Als  weniger  unmöglich  an  sich  erscheint  allerdings  ein  Völker- 
tribunal oder  die  Verabredung  von  Schiedsrichtern  für  den  einzelnen  Fall. 
Wenigstens  in  kleinerem  Umfange  sind  solche  Eim-ichtungeu  denkbar;  und  so 
weit  sie  wirkten,  wären  sie  eine  Wohlthat.  Aber  einleuchtend  ist  doch  auch 
hier,  dass  auf  eine  Beseitigung  aller  Kriege  niemals  gerechnet  werden  dürfte, 
und  gerade  da  am  wenigsten,  wo  es  am  nöthigsten  wäre.  Ehrgeitz  und  Län- 
dersucht würden  sich  nicht  zurückhalten,  Leidenschaft  nicht  beschwichtigen 
lassen ;  die  Durchführuug  der  Urtheilssprüche  könnte  häufig  nur  mit  Gewalt, 
also  durch  Krieg,  geschehen.  Das  einzige  Mittel  aber,  allen  diesen  Unfug  und 
Ungehorsam  zu  vormeiden,  nämhch  eine  allgemeine  Entwaffnung  aller  Staaten, 
muss  als  unausführbar  erklärt  werden,  weil  dessen  Folge  allgemeine  Gesetz- 
losigkeit im  Innern  und  völlige  Schutzlosigkeit  gegen  Aussen  wäre.  Es  ist 
sinnlos ,  solcherlei  zu  verlangen ;  doppelt  sinnlos ,  ein  Eingehen  darauf  zu  er- 
warten. —  Also  auch  hier  kann  höchstens  im  Einzelnen  Vermeidung  von  Krieg 
erzielt  werden ,  und  zwar  gerade  in  den  ohnedem  nicht  sehr  gefährlichen 
Fällen. 

Diese  allgemeinen  Bemerkungen  waren  nöthig,  um  den  Werth  der  in  den 
letzten  Jahren  so  laut  heiTortretenden  Bemühungen  um  einen  ewigen  Frieden 
zu  würdigen. 

Bekannthch  geht  die  Beschäftigung  mit  diesem  Gedanken  weit  zurück, 
und  ist  immer  wieder  von  Männern  aufgenommen  worden,  welchen  mehr  guter 
Wille  als  Urtheil  nachgerühmt  werden  mochte.  (Schon  in  der  Kamptz'schen 
Literatur  des  V.  R.'s  sind  29  einschlagende  Schriften  aufgezählt,  und  das  Ver- 
zeichniss  ist  nicht  einmal  vollständig.)  Diese  Bemühungen  blieben  jedoch  ver- 
einzelt, und  äusserten  sich  nur  in  Schriften,  ohne  grosse  Theiluahme  im  Leben 
zu  finden.  Eine  neue  Erscheinung  war  es  somit  allerdings,  als  sich  in  jüngster 
Zeit  zuerst  freiwiUige  Gesellschaften  in  verschiedenen  Ländern  bildeten  zur 
Erzielung  eines  ewigen  Friedens,  (in  New-York  1815,  in  London  1816,  in  Genf 
1830,  in  Paris  1841,  ausser  vielen  anderen  Orten;)  dann  aber  jährliche  grosse 
Versammlungen  abwechselnd  in  den  Hauptstädten  Europa's  zusammentraten  zur 
Besprechung  des  Gegenstandes  und  zum  gemeinschaftlichen  und  formulirten 
Ausdrucke  von  Ueberzeugungen  und  Wünschen,  (1848  in  Brüssel,  1849  in  Pa- 
ris, 1850  in  Frankfurt,  1851  in  London.)    Unzweifelhaft  ist  durch  diese  weit- 
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verbreitete  Bewegung  und  durch  unmittelbare  Aufmunterung  von  Seiten  der 
Gesellschaften  der  Friedens-Gedanke  in  weite  Kreise  gebracht,  zur  Tagesfragc 
geworden,  und  hat  die  Literatur  desselben  einen  sehr  bedeutenden  Umfang 
genommen  *).  Auch  lässt  sich  mit  "Wahrscheinlichkeit  annehmen,  dass  die 
wohl  eingeleitete  und  mit  Eifer  betriebene  Thätigkeit  in  dieser  Richtung  noch 
weiteren  Fortgang  nehmen  wird.  Fragt  man  aber  nach  den  Ergebnissen,  so 
ist  von  solchen  freilich  bis  jetzt  nichts  zu  bemerken. 

Von  einem  Einflüsse  auf  das  Leben  kann  gar  keine  Rede  sein.  —  Aber 
auch  die  Lehre  des  Völkerrechtes  hat  bis  jetzt  nichts  gewonnen,  und  wird  auch, 
falls  nicht  ein  anderer  Weg  eingeschlagen  wird,  niemals  einen  Nutzen  ziehen- 
Die  Gesellschaften  und  Versammlungen  suchen  auf  die  beiden  oben  bezeich- 
neten Weisen  zu  wirken.  Die  Bemühungen  sind  in  sittlicher  und  reliöser  Rich- 
tung herzlich  gut  gemeint,  und  es  wird,  abgesehen  von  geschmacklosen  Ueber- 
treibungen,  manches  Gute  und  Wahre  gesagt.  Aber  das  in  so  vielfacher  Form 
Vorgetragene  ist  weder  neu,  noch  kann  es  die  Nothwendigkeit  der  Selbstvertheidi- 
gung  beseitigen,  so  lange  die  Menschen  nicht  völlig  umgewandelt  sind,  wozu  keine 


1)  Die  Reichhaltigkeit  dieser  Fricdens-Literalur  mag  aus  nachstehenden  Anführungen 
ersehen  werden,  bei  welchen  überdiess  über  Vollständigkeit  keine  Versicherung 
gegeben  werden  kann.  —  a)  Berichte  über  Fri  edens-Congresse:  The 
Peace-Congress  al  Brüssels,  1S48.  Lond. ,  s.  a. ;  Congres  des  amis  de  la  paix 
universelle,  rdunis  ä  B.  en  1848.  Brux.,  1849.  Report  of  the  proceedings  of  the 
2<«  General  P.  C  hcld  in  Paris,  1849.  Lond.,  1849;  Garnier,  J. ,  Congres  des 
amis  de  la  paix  rc'unis  i  Paris,  1849.  Par. ,  1850.  Trois  raeetings  des  amis  de  la 
paix  ä  Londres,  Birmingham  et  Manchester,  1849.  Par.,  1850.  (Diese  Versamm- 
lungen waren  bestimmt  zur  Berichterstattung  über  den  Pariser  Congress.)  Ver- 
handlungen des  drillen  allgemeinen  Friedenscongrcsses,  gehalten  zu  Frankfurt, 
1850.  Frankf.,  1851;  Report  of  the  proceedings  of  the  3^  General  P.  C. ,  held 
al  Frankforl.  Lond.,  1851.  Report  of  the  proceedings  of  the  4«»>  General  P.  C. 
hcld  ia  London,  1851.  Lond.,  1851.  —  b)  Eine  eigens  dem  Zwecke  gewidmete 
Zeitschrift  der  Londoner  Friedensgcsellschafl  ist:  The  Herald  of  Peace,  6Bde 
Svo;  vom  Juli  1850  an  in  4.  —  c)  Abhandlungen  über  die  ü  nerlaubtheit  des 
Krieges:  Inquiry  into  the  accordancy  of  war  with  the  principles  of  Chrislianity 
4«*>  ed.  Lond.,  184.3;  All  war  anlichrislian.  Lond.,  s.  a.  (eine  Sammlung  von  13 
grösseren  Abhandlungen  verschiedener  Verfasser);  Peace,  permanent  and  univer- 
sal, the  law  of  Christ.  Lond ,  1847.  Ausserdem  eine  grosse  Anzahl  kleiner  Schrif- 
ten und  Flugblätter  aller  Art.  —  d)  Abhandlungen  über  praktische  Mittel 
zur  Verhüthung  von  Krieg:  Sartorius,  J.  B.,  Organe  des  vollkommenen 
Friedens,  (in  GenO  gekrönte  PreisschrifL  Zürich,  1837;  Prize  Essays  on  a  Con- 
gress of  Nations.  Best.,  1840;  (Sammlung  von  sechs  ausführiichcn  Abhandlungen 
von  J.  A.  Sollet,  Hamilto  n,  Tb.  C  Upham,  W.  Ladd  nnd  zwei  Ungenann- 
ten.) Marchand,  F.  R. ,  Nouvcau  projet  de  trailc  de  paix  pcrpctucUe.  Par, 
1842.  —  c)  Kritik  der  Lösungen  von  Preisfragen:  Concours  inslilud  par  les 
socidtc«  anglo  -  am^ricaines  de  la  paix  au  Congres  de  Bruxelles.  Rapport  des 
Commissaircs.     Brux.,  1849. 
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Aussicht  ist.  Die  Zumuthung,  auch  blose  Vertheidigungskriege  zu  unterlassen, 
ist  in  der  That  gar  zu  abgeschmackt.  Was  aber  die  praktischen  Mittel  der 
VerhindeiTing  betrifft,  so  scheinen  zwar  die  von  den  ersten  Congressen  als  Ziel 
gesetzten  Maassregeln,  nämlich  ein  allgemeines  Völkerrecht  und  ein  Congress 
zur  Abfassung  eines  völkerrechtlichen  umfassenden  Gesetzbuches,  später  wieder 
selbst  aufgegeben  worden  zu  sein,  als  unerreichbar  und  unwirksam;  allein  auch 
die  beibehaltene  allgemeine  Entwaffnung,  vertragsmässige  Feststellung  von 
Schiedsrichtern  für  den  einzelnen  Fall,  endlich  sittliche  Brandraarkung  aller 
Anlehen  zu  Kriegszwecken,  halten  keine  Prüfung  aus.  Von  den  beiden  ersten 
Maassregeln  ist  dieses  oben  bereits  gezeigt  worden;  die  dritte  aber  ist  theils 
nur  ein  "Wort,  über  welches  die  Gewinnsucht  spottet,  theils  würde  seine  "Wirk- 
samkeit lediglich  Gewaltmaassregeln  zur  Verschaffung  der  Geldmittel  erzeugen, 
somit  Schlimmeres. 

Bis  jetzt  ist  also  die  ganze,  äusserlich  so  grossartige  Bewegung  nur  ein 
Beweis  urthcilslosen  Wohlwollens;  und  es  mag  sich  sehr  fragen,  ob  die  hierzu 
verwendeten  Kräfte  nicht  weit  besser  zu  erreichbaren  nützlichen  Zwecken  ver- 
wendet würden.  Jeden  Falles  aber  werden  die  Versammlungen  über  Schwie- 
rigkeiten und  Unmöglichkeiten  nicht  aufgeklärt  werden ,  so  lange  sie  den 
Grundsatz  festhalten,  dass  Niemand  gegen  die  von  ihnen  aufgestellten  Sätze 
sprechen  darf.  Diese  Strausen-Klugheit  giebt  zwar  den  Schein  einer  allgemeinen 
Uebereinstimmung,  und  erspart  den  Verdruss  einer  Widerlegung;  allein  sie 
bringt  unerträgliche  Wiederholung,  Festrennung  in  Verkehrtem,  und  wenig- 
stens den  Verdacht  geringen  Vertrauens  in  die  Sieghaftigkeit  der  eigenen 
Meinung. 

9.  Internationales   Recht   der  Privaten. 

Absichtlich  sind  diejenigen  Werke,  welche  sich  mit  den  Rechtsverhält- 
nissen Einzelner  in  fremden  Staaten  und  zu  fremden  Staaten  beschäftigen,  als 
letzte  Abtheilung  der  Monographieen  aufgespart.  In  keinem  Theile  des  Völ- 
kerrechtes ist  das  Wiedererwachen  des  wissenschaftlichen  Bedürfnisses  so  auf- 
fallend, als  hinsichtlich  dieser  schwierigen  und  wichtigen  Fragen.  In  früheren 
Jahrhunderten  der  Gegenstand  umfassender  und  scharfsinniger  Erörterungen  ^) 
war  die  Lehre  von  dem  internationalen  Privatrechte  allmählig  im  Völker- 
rechte sehr  in  den  Hintergrund  getreten,  und  wurde  selbst  in  den  Systemen 
kaum  mehr  beachtet  '*).     Und   wenn  allerdings  die  Bearbeiter  des  bürgerlichen 


1)  Eine  sehr  reichhaltige  Aufzählung  der  älteren  Literatur  über  die  Collision  der  Sta- 
tuten ist  zu  finden  in  Weiske's  Rechtslex.,  Bd.  IV,  S.  721  fg.  Es  sind  namentlich 
Schriften  von  Burgundius,  D.  Mevius,  P  Yoet,  S.  Stryk,  Huber,  Hert,  Boullenois, 
welche  einen  bleibenden  Namen  erworben  haben. 

2)  In  einer  längern,  dem  hier  besprochenem  Zeilabschnitte  vorangehenden,  Frist  war 
in  Europa  ausser  den  Dissertationen  von  Haus  (Gott,  1824),  Lyndayer  (Ana- 
sterd.,  1825)  und  Rolin  (Gent,  1827)   wohl  kaum  eine  andere  Schrift  über  inter- 
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Rechtes,  namentlich  in  Deutschland,  den  einschlägigen  Fragen  fort  und  fort 
ihre  Tkätigkeit  von  ihrem  Standpunkte  aus  zuwendeten,  so  gentigte  diess 
nicht  immer  für  die  Auffassung  des  Völkerrechtskenners.  Diese  Gleichgiiltig- 
heit  hat  nun  aber  einer  fast  übergrossen  Thätigkeit  Platz  gemacht;  und  nicht 
nur  liegen  Arbeiten  aller  Art  und  aus  allen  Ländern  vor,  sondern  es  rauss 
sogar  eine  doppelte  Gattung  derselben  Jetzt  unterschieden  werden.  Während 
nämlich  die  Einen  die  Frage  über  das  Verhalten  des  Staates  und  des  einzelnen 
Bürgers  zu  den  Gesetzen  eines  anderen  Staates  im  Allgemeinen  untersuchen, 
und  Grundsätze  für  das  Verhalten  der  Gerichte  und  der  Privaten  in  allen  Ländern 
europäischer  Gesittigung,  oder  wenigstens  in  den  zu  einem  der  grossen  Rechts- 
systeme (des  römischen,  französischen,  englischen  Rechtes)  gehörigen  Staaten 
ableiten ,  und  zwar  wieder  theils  im  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechtes  'j,  theils 


nationales  Privatrecht  erschienen.  In  den  Vereinigten  Staaten  halle  zwar  Liver- 
more  „Dissertations  on  the  conlrariety  of  laws"  herausgegeben,  (Ncw-Orl.,  1828;) 
allein  das  Buch   bUeb    diesseits    des  Weltmeeres  ganz  unbekannt  und  unbeachtet. 

1)  Es  sind  diess  folgende  Schriften: 

Struve,   G.   von,    Ueber   das   positive    Rechtsgesetz    in    seiner  Beziehung  auf 

räumliche  Verhältnisse,  oder  über  die  Anwendung  der  Gesetze  verschiedener 

Art    Karlsr.,  1834. 
Robertson,  A.,  A  treatise  on  the  law  of  personal  succession  in  the  diiTcrent 
'  parts  of  the  Realm,  and  on  the  cascs  rcgarding  foreign  and  international  suc- 

cession, which  have  been  decidcd  in  the  Brilish  couri«:.     Lond ,  1835. 
Bürge,  W.,    Commentaries    on    colanial  and    foreign   laws,    generally  and  in 

their    conflict  with  each   other   and  wilh  the  law  of  England.  I— IV.    Lond., 

1838. 
Hartogh,  H.  AI,  De  de  regula  juris:  locus  regit  actum.     Hagae,  1838. 
Wächter,  C.  G.  von,  Ueber  die  Collision  der  Privatrechtsgesetze  verschiedener 

Staaten.   Im  Arch.  f.  civ.  Praxis,  Bd.  XXV  u.  XXVI. 
Schaffner,  W.,  Entwicklung  des  internationalen  Privalrcchlcs.   Frankf.,  1S41. 
•  Story,  J. ,  Commentaries  on  the  conflict  of  laws,  foreign  and  domcstic.  Ed.  2. 

Bosl.,  1841.    Frühere  Ausgaben  waren  in  Boston,  1834  und  Edinburg  1835 

erschienen. 
Fölix,  Traite  du  droit  international  prive,   ou  du  conflit  des  lois  de  di(r(?rente8 

natioDS  en  matiere    du    droit  prive.    Par.,  1843;  2e  ed.,  1847.      Eine  Zusam- 
menfassung einer  Reihe   seit  dem  Jahre  1840  in  des  Verf.  Revue  de  logisla- 

tion  enthaltener  Artikel. 
Rocco,  N.,    Dcir  uso    e  autoritä    dclle    leggi   del  Regne    dcUe    Due    SicIUe 

cons.  neue  relazioni  con  le  pcrsone  e  col  terrilorio  degli  slranicri.  I.  11.  Ed.  2. 

Nap.,  184.3.  —     Die  erste  Ausgabe  ist  von  1837. 
Günther,  in  Weiske's  Staalslexicon,  Bd.  IV,  (1843),    Arükel:  Gesetz,  S.  721 

—755. 
Masse,  M.  H,    Le  droit  commcrcial  dans  scs   rapports  avec  le  droit  des  gens 

et  le  droit  civil.    Par.,  1844  fg.  —    Der  ganze  zweite  Band  des  Werkes  be- 

scbäfligt  sich  mit  dem  inlcrnatioDalcn  Privatrcchtc. 


Monographieen.     Inlernation.  Privatrecht.  _  443 

in  dem  des  Strafrechtes'):  begnügen  sich  Andere  damit,  die  positive  Gesetz- 
gebung eines  bestimmten  Staates  in  Beziehung  auf  die  unter  seiner  Herrschaft 
lebenden  Fremden  aufzuführen,  der  Wissenschaft  die  Verarbeitung  zu  einem 
internationalen  Rechte  überlassend  *). 


Reddie,  J.,  Oh  private  international  law,  (in  dessen  Inquiries  on  internat.  law, 

2.  od.,  S.  405—494.) 
Püttcr,  L.  Th.,  Das  praktische  europäische  Fremdenrecht.  Lpz.,  1845;  Ders., 

im  Arch.  f.  civ.  Praxis,  Bd.  XXXVIf,  H.  3. 
Mail  her  de  Chassat,   Traite  des  Statuts  (lois  pcrsonnelles   et   nielles,  ou  du 

droit  international  prive).  Par.,  1845. 
Pfeiffer,  L.,  Das  Princip  des  internationalen  Privatrechles.  Tüb.,  1851. 
Ausserdem  ist  der  Gegenstand  in  mehreren  Systemen,  sei  es  des  Völker-,  sei  es 
des  Privatrcohtes ,  ausführhch  behandelt  worden.  —  So  namentlich  von  F  errat  er, 
Codigo  del  dcrecho  internacional,  Bd.  II,  S.  232  —  260;  Savigny,  System  des  röm. 
Rechtes,  Bd.  Vlll,  S.  1—367;  Thöl,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht.  Gott., 
1851,  S.  61  fg. ;  Walker,  Introduction  lo  American  law,  ed.  2,  Cincinn,  1846, 
S.  642-651;  Bowyer,  H.,  Commentar.  on  univers.  publ.  law.  Lond.,  1854,  S.  156— 194. 

1)  Ueber  die  völkerrcchlliche  Seite  des  Strafrechtes   sind  nachstehende  drei  SchriAcn 
beinahe  zu  gleicher  Zeit  erschienen: 

Berner,  A.  F.,  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Raum  und  Per- 
sonen.    Berl,  1853. 

Mo  hl,  R.,  Revision  der  völkerrechtlichen  Lehre  vom  Asyle.  Tüb.,  1853.  (Be- 
sonderer Abdruck  aus  der  Tüb.  Zcitschr.  für  Slaatsw.,  1853.) 

Bulmerincq,  Das  Asyl  und  die  AusUcfcning  flüchtiger  Verbrecher.  Dorp.,  1853. 

2)  Diese  Abtheilung  wird  von  nachstehenden  Schriften  gebildet :         > 

a.  Das  Recht  der  deutschen  Staaten  schildert:  Krug,  A.  0.,  Das  Interna^ 
tionalrechl  der  Deutschen.     Lpz.,  1851.    Lex.  8. 

b.  Das  österreichische  Recht:  Vesque  v  on  Püttlingen,  J.  v..  Die  ge- 
setzUche  Behandlung  der  Ausländer  in  Oesterreich.     Wien,  1842. 

c.  Das  französische  Recht:  L^gat,  B.  J-,  Code  des  dtrangers,  ou  traite  de 
la  Icgislallon  fr.  concernant  les  ^trangers.  Par. ,  1832.  —  Demangeat, 
Hisloiie  de  la  condition  civile  des  ötrangers  en  Fr.  Par.,  1841.  —  Sapey, 
Les  etrangers  en  Fr.  sous  l'ancien  et  le  nouveau  droit.  Par,  1843.  —  Schü- 
tzenberger.  F.,  Condition  des  etrangers  en  Fr.  Strasb.,  1852.  —  Gand, 
Code  des  etrangers,  ou  dt^t  civil,  politiqac  etc.    Par.,  1853. 

d.  Das  englische  Recht:  Oakey,  C,  Droits,  privileges  et  obligations  des 
etrangers  dans  la  Grande  Bretagne,  ed.  3.  Par.,  1837.  —  Oakey,  Concisc 
digfest  of  the  law  .  .  alTecting  the  intercourse  of  the  subjects  of  Gr.  Br.  and 
France.  5.  ed.  —  Le  Baron,  Le  Code  des  etrangers,  ou  recueil  des  lois 
.  .  anglaises  concernant  les  etrangers  dans  le  R.  U.  de  la  Gr.  Br,  Par.,  1849, 

e    Das  russische  Recht:  Witte,  F.,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in 

Russland.     Dorp.,  1847. 
'f.  Das  spanische  Recht:  Salinas,  Don  J.,  Manuel  des  droits  civils  et  com- 
merciaux  des  Francais  en  Espagne  et  des  etrangers  en  general.    Par.,  1829.  — 
Ferrater,  Don  E.  de,    Legislacion    espaifola  sobre  estrangeros   (in    dessen 
Codjgo  del  Derecho  Internacional,  Bd.  II,  S.  61  fg.) 
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Was  nun  zuerst  die  allgemeinen  wissenschaftlichen  Bearbeitun- 
gen betrifft,  zunächst  aber  die  Schriften  über  die  privatrechtliche  Seite 
der  Frage,  so  ist  wohl  kaum  in  irgend  einem  Theile  des  Völkerrechtes  ein 
Abschluss  so  ferne,  als  eben  hier.  Selbst  Savigny  hofft  nur  einen  Beitrag  zur 
Weiterbildung  einer  noch  nicht  reifen  Lehre  geben  zu  können.  Von  einer  ir- 
gendwie allgemein  anerkannten  Doctrin  ist  noch  gar  keine  Rede.  Die  Aufgabe 
wird  formell  Ton  den  verschiedenen  Schriftstellern  sehr  verschieden  aufgefasst, 
und  die  von  ihnen  aufgestellten  Sätze  sind  materiell  nicht  nur  nicht  überein- 
stimmend, sondeiTi  zum  Theile  geradezu  widersprechend.  Es  soll  im  Nach- 
stehenden dejr  Versuch  genjacht  werden,  den  Stand  der  Sache  und  die  Grund- 
verschiedenheit der  Schriftsteller  zur  Anschauung  zu  bringen.  Natürlich  muss 
aber  die  gegenwärtige  üebersicht  bei  dem  Allgemeinsten  stehen  bleiben ;  ein  Ein- 
gehen in  einzelne  Folgesätze  und  Streitfragen  ist  hier  ganz  ausser  der  Möglichkeit. 
Ebenso  wenig  können  die  betreffenden  Stellen  sämmtlicher  neuer  Systeme  des, 
römischen  oder  deutschen,  Privatrechtes  angeführt  werden,  welche  die  Frage 
zwar  aufnehmen,  aber  eigenthümliche  Ansichten  nicht  aufstellen. 

Die  früheren  Theorieen,  welche  wesentlich  auf  dem  Unterschiede  von 
statuta  personalia,  realia  und  mixta  beruhten,  sind  jetzt  durchweg  verlassen, 
da  sie  weder  vollständig  noch  immer  zutreffend  sind.  Eben  weil  eine  neue 
Grundlage  gesucht  wird,  ist  jetzt  der  Umfang  und  die  Verschiedenheit  der 
Thätigkeit  so  gross.  Am  besten  lässt  sich  nun  wohl  Üebersicht  gewinnen,  wenn  zwi- 
schen denjenigen  Theorieen  unterschieden  wird,  welche  auf  die  Aufstellung  durch- 
greifender allgemeiner  Sätze,  unter  welche  sämmtliclie  Einzelnfragen  zu  bnugcn 
seien,  ganz  verzichten,  und  denjenigen-,  welche  solche  beherrschende  Regeln 
aufstellen. 

In  die  erste  Klasse  gehören  vor  Allem  T  h  ö  1  und  Savigny  sammt 
ihren  Anhängern,  (deren  bedeutendste  bis  jetzt  wohl  Gerber  und  Bluntschh 
sind.)  Diese  gehen  davon  aus,  dass  ein  Richter,  dessen  Schutz  in  einem  be- 
stimmten einzelnen  Falle  angerufen  werde,  allerdings  zunächst  zur  Anwendung 
der  Gesetze  seines  Landes  bestimmt  sei;  aber  eben  nur  bei  Fällen  oder  Per- 
sonen ,  für  welche  diese  Gesetze  gegeben  seien,  mit  anderen  Worten,  über  wel- 
che sie  etwas  haben  bestimmen  wollen.  Dalier  müsse  denn  für  jeden  solchen 
einzelnen  Fall  untersucht  werden,  in  welches  Rechtsgebiet  derselbe  seiner  ei- 
genthümlichen  Natur  nach  gehöre.  Derjenige  Rechtssatz  nun,  welcher  über 
den  bestimmten  J'all  etwas  habe  bestimmen  wollen,  müsse  zur  Anwendung 
kommen;  wobei  es  ganz  gleichgültig  sei,  ob  dieser  Rechtssatz  gerade  von  dem 
Staate  des  aufgerufenen  Richters  «lusgesprochen  worden  sei.  Allgemeine  Prä- 
sumtionen dürfen  hier  weder  störend  noch  fördernd  angewendet  werden;  und 
am  wenigsten  sei  es  vorherrschender  Gesichtspunkt  der  neueren  Gesetzgebun- 
gen, eifersüchtig  ihre  eigene  Gewalt  aufrecht  zu  erhalten.  Die  ganze  Schwie- 
rigkeit bestehe  somit  nur  in  der  Auäfindigmachung  des  Gesetzes,  welches  über 
den  einzelnen  Fall  wirklich  etwas  habe   bestimmen   wollen.    Diess  sei  Sache 
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der  rechtswissenschaftlichen  Auslegung,  und  nur  für  diese  seien  denn  die  Re- 
geln aufzustellen.  Als  hauptsächlich  leitende  Gesichtspunkte  nennt  dabei  na- 
mentlich Thül  folgende:  Zuerst  Untersuchung,  ob  die  eigenen  Landesgesetze 
eine  Bestimmung  enthalten,  welche  sie  auf  das  streitige  Recht  angewendet  wis- 
sen wollen?  Bestehe  eine  solche  Bestimmung,  so  könne  sie  unbedingt  vorschrei- 
bend, oder  nur  dispositiv  sein.  Im  ersten  Falle  sei  sie,  und  sie  allein,  anzu- 
wenden; im  anderen  Falle  trete  sie  gegen  den  erklärten  Willen  der  Partheien 
zurück ,  welcher  also  auch  hinsichtlich  des  niaassgebenden  Gesetzes  zu  erforschen 
sei.  Bestehe  gar  kein  Landesgesetz,  welches  über  die  concrete  Frage  habe  etwas 
bestimmen  wollen,  so  sei  der  Richter  nicht  gehindert  auch  fremdes  Recht  an- 
zuwenden, welches  angewendet  sein  wolle ;  und  es  sei  dann  dieses  aufzusuchen.  — 
Die  Entwicklung  der  Hauptsätze  ist  bei  den  beiden  Ilauptstimmfübrern  für  diese 
Ansicht  nur  formell  verschieden ;  und  dass  in  Beziehung  auf  einzelne  hypotheti- 
sche Fälle  die  Ansichten  zuweilen  auseinandergehen,  ist  natürlich  Nebensache. 

Die  grosse  Mehrzahl  der  Schriftsteller  aber,  welche  die  Lehre  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  neuerdings  bearbeitet  haben,  ist  der  Ansicht,  dass  sich 
sachlich  ausgiebige  Regeln  geben  lassen;  und  sie  sehen  theils  in  dieser  weiten 
Thätigkeit  des  Richters  eine  grosse  Gefahr  für  das  objective  Recht,  theils  ist 
ihnen  nichts  weniger  als  erwiesen,  dass  der  Richter  jedes,  auch  fremde,  Gesetz 
anzuwenden  berechtigt  sei,  welches  etwas  habe  bestimmen  wollen.  Unter  sich 
sind  sie  nun  freilich  aber  wieder  sehr  abweichender  Meinung. 

Eine  erste  Abtheilung  bilden  Diejenigen,  welche  der  Ansicht  sind,  dass 
zwar  strengem  Rechte  gemäss  jeder  Staat  in  seinem  Gebiete  völlig  unabhängig 
von  anderen  Staaten,  namentlich  hinsichtlich  seiner  Gesetzgebung  und  der  aus 
derselben  hervorgehenden  Rechtspflege  ganz  selbststäudig  sei,  und  dass  er  daher 
auch  volles  Recht  habe,  letztere  auf  alle  Personen  und  Sachen  auszudehnen, 
welche  innerhalb  seiner  Grenzen,  sei  es  bleibend  sei  es  nur  vorübergehend, 
betroffen  werden,  dass  aber  die  Berücksichtigung  des  gegenseitigen  Bedürfnisses 
und  der  Billigkeit  (die  sogenannte  comitas  nationum)  dazu  rathe,  auch  fremden 
Gesetzen  Kraft  vor  den  diesseitigen  Gerichten  zu  geben,  wenn  das  Recht  der 
Hülfesuchenden  von  der  Anerkennung  jener  Gesetze  abhänge,  weil  es  unter 
der  Herrschaft  derselben  gültig  entstanden  sei ,  und  wenn  die  fremden  Gesetze 
nicht  den  Rechten  und  den  Interessen  des  eigenen  Staates  oder  seiner  Unter- 
thanen  zuwiderlaufen.  Namentlich  wird  anerkannt,  dass  die  Statusrechte  eines 
Fremden  durch  die  Gesetze  seines  Vaterlandes  bestimmt  werden;  dass  über 
unbewegliches  Eigenthura  die  Gesetze  der  liegenden  Sache  entscheiden;  endlich 
dass  die  Form  der  Rechtshandlungen  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zu  beur- 
theilen  sei,  wo  dieselben  zu  Stande  gekomen.  —  Zu  dieser  Ansicht  bekennen 
sich  von  den  oben  genannten  Schriftstellern:  Bürge,  Story,  Rocco, 
Fölix,  Ferrater,  Walker,  Bowyer.  Dieselben  stimmen  im  obersten 
Grundsatze  vollkommen  tiberein;  und  sind  überdiess  auch  darin  ähnlich,  dass 
sie  sämmtlich  sich  nicht  damit  begnügen,  nur  im  Allgemeinen  festzusetzen,  wo 
und  wie  weit  die  Nachgiebigkeit  gegen  fremdes  Recht  zu  gehen  habe ,  sondern 
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hauptsächlich  auch  eine  unmittelbare  praktische  Brauchbarkeit  bezwecken.  Ein 
Unterschied  unter  ihnen  besteht  nur  darin,  dass  sie  bei  Erörterung  der  ein- 
zelnen Fragen  auf  dem  Boden  verschiedener  Rechtssysteme  stehen,  was  natür- 
lich nicht  selten  auf  den  Inhalt  einzelner  Sätze  bedeutend  einwirkt.  Bei  Bürge 
Story,  Walker  undBowyer  nämlich  ist  ein  Land  vorausgesetzt,  in  welchem  das 
englische  common  law  Recht  macht;  Rocco  und  Fölix  dagegen  stehen  auf  dem 
Standpunkte  des  französischen  Rechtes,  und  zwar  Rocco  insbesondere  auf  der 
neapolitanischen  Modification  desselben.  Ferrater  endlich  geht  lediglich  von 
philosophisch-rechtlichen  Sätzen  aus.  Es  ist  schwer,  besser  gesagt  unmöglich, 
die  Eigenthümlichkeiten  so  umfassender  und  reichhaltiger  Werke  mit  wenigen 
Worten  zu  bezeichnen.  Doch  mögen  folgende  Bemerkungen  einen  allgemeinen 
Begriff  geben.  —  Bürge  ist  ausgezeichnet  durch  den  Reichthum  des  Stoffes; 
sein  Werk  ist  eine  kaum  erschöpfbare  Fundgrube  von  Fällen  und  zuverlässigen 
Thatsachen.  Weniger  befriedigend  ist  dagegen  seine  Theorie.  Wenn  es  schon 
ein  richtiger  Gedanke  ist,  die  theilweise  Geltung  fremder  Gesetze  nicht  blos 
auf  die  unbestimmte  comitas  nationum,  sondern  auf  den  Rechtssatz  der  Ver- 
kehrsnothwendigkeit  zu  stützen:  so  ist  doch  seine  Aufstellung  von  nicht  weni- 
ger als  ein  und  dreissig  leitenden  Sätzen  viel  zu  casuistisch,  deren  Inhalt  aber 
zum  Theile  unrichtig.  Die  Methode  ihrer  Auffindung  gar  ist  völlig  barbarisch, 
indem  sie,  je  nachdem  sie  brauchbar  erscheinen,  bald  diesem,  bald  jenem  po- 
sitivem Rechte  entnommen  werden,  ohne  gemeinschaftlichen  Rechts-  und  Gül- 
tigkeitsgnind ,  ohne  alles  Princip.  —  Story  erklärt,  sich  in  die  überkritischen 
und  übergelehrten  Unterscheidungen  und  Begriffsbestimmungen  nicht  einlassen, 
sondern,  unter  Vorausschickung  einiger  allgemeiner  Grundsätze,  die  Haupt- 
materien auf  dem  Standpunkte  des  englischen  common  law  behandeln  zu  wollen. 
Diess  geschieht  denn  mit  eben  so  grosser  Gelehrsamkeit  als  gesundem  prakti- 
schen Tacte.  Dass  die  Beweisführung  zuweilen  etwas  unschai-f  und  auf  sub- 
jective  Würdigung  des  Nutzens  gegründet  ist,  lässt  sich  nicht  läugnen;  es  ist 
diess  aber  nicht  sowohl  ein  persönlicher  Fehler  des  Verfassers,  als  einer  Seits 
eine  Folge  des  unbestimmten  und  unbestimmbaren  Grundsatzes  der  comitas, 
anderer  Seits  eine  Eigenschaft  aller  englischen  Common-Iaw-Rechtsgelehrten. 
—  Rocco  fasst  die  Aufgabe  sehr  allgemein  und  thcilt  den  Stoff  logisch  sehr 
richtig  ab.  Er  unterscheidet  nämlich  zwischen  den  Ansprüchen,  welche  einem 
in  Neapel  sich  aufhaltenden  Fremden  auf  den  Genuss  der  neapolitanischen 
Rechte  zustehen,  und  den  Forderungen,  welche  derselbe  auf  die  Anerkennung 
seiner  vaterländischen  Gesetze  vor  den  neapolitanischen  Gerichten  machen 
könne.  Die  Einzelausführung  wendet  die  obersten  Grundsätze,  welche  wesent- 
lich auf  der  Milderung  der  grundsätzlichen  StaatssouveränitAt  durch  die  comitas 
beruhen,  ausführlich  und  fleissig  auf  die  wichtigsten  Materien  des  bürgerlichen 
Rechtes  an;  und  es  wäre  offenbare  Ungerechtigkeit,  wenn  man  dem  Verfasser  nicht 
feine  jtiristische  Auffassung,  Scharfsinn  und  ein  gesundes  praktisches  Urtheil 
einräumen  wollte.  Dass  sich  über  manches  Einzelne,  auch  unter  Zugebung 
des  allgemeinen  Grundsatzes,  streiten  lics&e,  ist  bei  einer  solchen  grossen  Menge 
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von  verwickelten  Einzelnheiten  kein  ernstlicher  Tadel.  —  Weitverbreiteten 
Beifall  hat  das  Werk  von  Fölix  gefunden;  und  ohne  Zweifel  verdient  es  auch 
denselben.  Zwar  ist  hinsichtlich  der  obersten  Grundsätze  nichts  besonderes 
zu  bemerken,  da  diese  der  Verfasser  wörtlich  von  Story  annimmt;  auch  kann 
man  wohl  nicht  beistimmen,  wenn  ganz  allgemein  behauptet  wird,  dass  rechts- 
philosophische Untersuchungen  nichts  zur  Lösung  der  vorhegenden  Fragen  bei- 
tragen können ;  endlich  mag  die  Genauigkeit  der  Benützung  der  in  überschweng- 
licher Menge  angeführton  Schriften  Anderer  einigem  Zweifel  unterliegen:  allein 
nnläugbare  Vorzüge  sind  die  Umsicht  der  Anlage,  die  Klarheit  und  Reinlich- 
keit der  Ausführung ,  die  reiche  und  belehrende  Benützung  zahlreicher  Gesetz- 
gebungen. Im  Uebrigen  äussert  sich  der  Veifasser  über  die  Personal-  und  die 
Real-Statuten  nur  kurz,  und  macht  vielmehr  die  Handlungen  zum  eigentlichen 
Gegenstande  seiner  Erörterungen,  dabei  sowohl  die  ins  bürgerliche  als  die 
ins  Strafrecht  einschlagenden,  und  beide  wieder  in  materieller  und  in  formeller 
Beziehung  berücksichtigend.  —  Am  wenigsten  hat  geleistet  Ferrater;  diess 
Aber  aus  zwei  Gründen.  Einmal  sind  die  philosophisch -rechtlichen  Sätze, 
welche  er  der  Beantwortung  der  einzelnen  Fragen  zu  Grunde  legt,  nur  keck 
hingestellt,  nicht  aber  erwiesen;  sodann  ist  überhaupt  mit  einer  Entscheidung 
der  Fälle  blos  aus  philosophischen  Gründen  bei  diesem  so  praktischen  Gegen- 
stande gar  wenig  geholfen,  da  die  Gerichte  keines  Landes  bei  ihren  Urthei- 
len  zunüciist  auf  diesem  Boden  gestellt  sind.  Im  Uebrigen  beschäftigt  sich 
auch  dieser  Schriftsteller  hauptsächlich  mit  den  Handlungen  und  dem  Gerichts- 
verfahren. 

Eine  zweite  Kategorie  bilden  diejenigen  Schriften,  in  welchen  die  Gültig- 
keit des  einheimischen  Rechtes  eines  Staates  auch  zur  Beurtheilung  der  von 
Fremden  vor  diesseitigen  Gerichten  geltend  gemachten  Ansprüche  und  von 
ihnen  eingegangenen  Verhältnisse  gelehrt  wird ;  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  der  Richter  lediglich  durch  die  Gesetze  seines  Landes  gebunden  und  nur 
zur  Anwendung  dieser  bestellt  und  befugt  sei.  Allerdings  gestatten  einige  der 
Anhänger  dieser  Lehre  gewisse  Ausnahmen ;  aber  eben  nur  als  solche ,  und 
nicht  in  Folge  einer  allgemeinen  Regel.  Diese  Abtheilung  wird  gebildet  von 
den  oben  angeführten  Arbeiten  Hartogh's,  Wächters,  Pütter's  und 
Pfeiffers;  und  es  haben  diese  Schriftsteller  ausser  ihrer  gemeinsamen  An- 
sicht auch  noch  weiter  das  Uebereinstimmende,  dass  sie  sich  mehr  die  Revision 
der  Grundbegriffe  und  die  anfechtungslose  juristische  Begründung  der  obersten 
Principien,  als  die  ins  Einzelne  gehende  P^rörtenmg  der  Materien  zur  Auf- 
gabe gesetzt  haben.  Am  ausführlichsten  ist  noch  Wächter,  —  Mit  den  ein- 
zelnen Schriften  aber  verhält  es  sich  folgendermaassen :  —  Hartogh  giebt 
eine  flüchtige  Uebersicht  der  verschiedenen  früheren  Theorieen  über  den  Gegen- 
stand und  Nachweisungen  über  einige  neuere  Gesetzgebungen,  namentlich  über 
die  holländische.  Hinsichtlich  des  Hauptgrundsatzes  ist  er  der  Ansicht,  dass 
nur  das  philosophische  Völkerrecht  leitende  Regeln  an  die  Hand  geben  könne.  — 
Wächter  fasst  allerdings  die  Frage  formell   nicht    aus   dem  allgemeinen  völ- 
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kerrechtlichen  Gesichtspunkte,  sondern  stellt  sich  ausschliessend  auf  den  Boden 
des  gemeinen  deutschen  Rechtes.  Dieses  aber  handliabt  er  mit  seltener  Meister- 
schaft; und  da  es  schhesslich  gleichgültig  ist,  ob  die  Frage  in  Beziehung  auf 
die  Rechte  verschiedener  deutscher  oder  auf  die  ganz  fremder  Staaten  aufge- 
worfen wird ,  so  ist  die  Antwort  auch  im  allgemeinen  maassgebeud.  Die  kriti- 
sche Geschichte  der  früheren  Literatur  und  die  Darstellung  der  einschlagenden 
Sätze  des  in  Deutschland  geltenden  Rechtes  lässt  an  Vollständigkeit,  Zuver- 
lässigkeit und  Schärfe  nichts  zu  wünschen  übrig.  In  der  eigenen  Behandlung 
der  Frage  aber  verfährt  er  mit  strengster  Folgerichtigkeit.  Er  räumt  dem 
Richter  keine  Befugniss  zur  Berücksichtigung  des  Nutzens  und  der  Billigkeit 
ein,  sondern  bindet  ihn  fest  an  das  ihm  zur  Anwendung  anvertraute  positive 
Recht.  "Wenn  sich  also  nicht  in  bestimmten  Fällen  eine  abweichende  Vorschrift 
des  Gesetzgebers  nachweisen  lasse,  so  sei  dem  einheimischen  Gesetze  in  allen 
vor  den  Richter  gebrachten  Fällen  einer  gebietenden  Rechtsregel  (lex  cogens) 
ausschliesslich  Anwendung  zu  geben;  und  nur  die  Fälle  freier,  den  Privaten 
überlassenen  Rechtsverfügung  dürfen  nach  dem  Rechte  entschieden  werden, 
welches  die  Paitheien  im  Auge  gehabt  haben.  Dabei  werden  zwar  in  erste- 
rer  Beziehung  einzelne  Ausnahmen  gemacht,  jedoch  auch  nur  wegen  eines 
deutschen  Gewohnheitsrechtes,  nicht  etwa  aus  allgemeinen  Gründen.  Die 
Ausführung  im  Einzelnen  ist  juristisch  vortrefflich,  und  das  Ganze  über- 
haupt, wenigstens  für  Deutschland,  als  Abschluss  zu  betrachten,  wenn  die 
oberste  Grundanschaaung  zugegeben  werden  kann.  —  Noch  weiter  selbst  als 
Wächter  gehen  die  Uebrigen.  Pütter  verlangt  Anwendung  des  einheimischen 
Rechtes  sowohl  bei  der  Entscheidung  über  die  von  eigenen  Unterthanen  im 
Auslande  vorgenommenen  Handlungen,  als  bei  der  einem  Fiemden  diesseits 
zu  gebenden  Rechtshülfe.  Selbst  Statusrechtc  Fremder  sollen  im  letzten  Falle 
dem  Landesrechte  unterliegen.  Zugegeben  wird  nur,  dass  im  Auslande  exi- 
stent gewordene  wohlerworbene  Rechte,  welche  durch  Urkunden  fremder  Be- 
hörden oder  durch  Beweisführung  vor  unseren  Gerichten  thatsächlich  nachge- 
wiesen seien ,  auch  diesseits  anerkannt  werden  müssen ;  jedoch  nur,  falls  und 
so  weit  sie  nach  unseren  Rechten  überhaupt  zulässig  seien,  und  so,  dass  nur 
die  diesseitigen  Gesetze  vor  den  Gerichten  auf  sie  angewendet  werden.  Diese 
Anerkennung  aber  wird  gestützt  auf  die  nothwendige  völkerrechtliche  Achtung 
christlicher  Völker.  —  Ganz  kurzer  Hand  entscheidet  die  Frage  Pfeiffer, 
indem  er  das  einheimische  Recht  unbedingt  und  ausnahmslos  angewendet  wissen 
will.  Er  beweist  seinen  Satz  aus  allgemeinen  Gründen  und  aus  dem  in  Deutsch« 
land  gültigen  gemeinen  Rechte.  Ob  er  aber  den  wirklichen  Umfang  der  P'rage 
und  die  aus  seiner  Entscheidung  entspringenden  Folgen  klar  und  umfassend 
begriffen  hat,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 

Eine  dritte  Abtheilung  der  Ansichten  über  das  internationale  Privatrecht 
bilden  die  Schriften  von  Struve,  Schaffner  und  Mailher  de  Chassat 
Dieselben  stimmen,  freilich  in  ziemlicher  Verschiedenheit  unter  sich,  dahin  im 
Wesentlichen  überein,    dass  die  fremden  Rechtsverhältnisse  unbedingt  im  dies- 
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seitigen  Staate  anzuerkennen  und  nach  ihren  eigenen  Quellen  zu  beurtheilen 
seien.  Es  ist  also  diese  Ansicht  das  entschiedene  Gegentheil  von  der  so  eben 
mitgetheilten,  und  auch  von  der  ersten  in  so  ferne  abweichend,  als  von  Rechts 
wegen  und  grundsätzlich  gefordert  wird,  was  jene  nur  als  eine  Ausnahme  und 
nur  aus  Gründen  der  Billigkeit  oder  Zweckmässigkeit  gewähren  will.  —  Am 
weitesten  geht  Struve.  Seiner  Ansicht  nach  ist  jeder  Fall  ausschliessend 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zu  entscheiden,  in  welchem  er  verwirklicht  wor- 
den ist.  Selbst  positiv  dagegen  sprechende  Gesetze  sollen  nichts  gelten  und 
weder  vom  Bürger  noch  vom  Richter  zu  beachten  sein,  weil  sie  innerlich  nich- 
tig, gar  keine  Gesetze  sind!  —  Schaffner  verwirft  die  comitas  nationura  als 
unbestimmt  und  uujuristisch,  und  glaubt,  dass  dem  Gewohnheitsrechte  eine  an- 
derweitige und  sicherere  Grundlage  gegeben  werden  könne.  Seine  Theorie 
geht  denn  nun  aber  im  Wcsenthchen  dahin,  dass  jedes  Rechtsverhältniss  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes  beurtheilt  werden  müsse,  wo  es  existent  geworden 
sei  *).  —  In  einem  wunderlichen  Buche  und  in  sehr  unklarer  Darstellung  reiht 
sich  Mai  Hier  de  Chassat  dieser  Ansicht  an.  Abgesehen  von  allerlei  ganz 
müssigen  und  fremdartigen  Erörterungen  stellt  derselbe  nämlich  folgende  Sätze 
auf.  An  und  für  sicli  erstrecke  sich  die  Gewalt  der  Gesetze  eines  Staates 
über  alle  Personen  und  Sachen  innerhalb  seiner  Grenzen.  Allein  es  liege  im 
Sinne  der  neuzeitigen  Menschheitsentwicklung,  im  Verkehre  mit  einem  Fremden 
an  die  Stelle  der  feudalen  Ansicht,  welcher  der  Mensch  nur  ein  Pertinenzstück 
des  Bodens  gewesen  sei,  den  Begriff  der  Nationalität  zu  setzen.  Vermöge  die- 
ses Begriffes  erscheine  denn  Jeder  als  Träger  der  Tugenden,  der  nützlichen 
Eigenschaften  und  der  Ehre  seines  Volkes,  und  sei  als  solcher  überall  anzuer- 
kennen, da  er  nirgends  blos  als  physisches  Wesen,  sondern  immer  als  socialer 
Mensch  auftrete.  Seine  aus  den  Gesetzen  des  Vaterlandes  entstehende  Rechts- 
sphäre läugncn,  heisse  diesen  Staat  selbst  uegiren;  desshalb  bleibe  denn  auch 
der  Bürger  im  Auslande  ganz  von  dem  Gesetze  semes  Vaterlandes  bedeckt. 
Nur  in  so  weit  bestehe  eine  Ausnahme,  als  die  Folgen  eines  fremden  Rechts- 
standes niemals  auf  den  Boden,  die  öffentlichen  Anstalten,  die  allgemeinen  Ge- 
setze, die  Sitten,  die  Ordnung  und  die  Sicherheit  des  Landes  einwirken  dürfen, 
indem  hieraus  nicht  blos  ein  Zusammenstoss  der  Gesetze,  sondern  ein  wahrer 
Zusammenstoss  der  Staatshoheiten  entstände.  Auf  diese  Theorie  gestützt  erör- 
tert denn  der  Verfasser  eine  Reihe  von  einzelnen  Fragen,  nicht  selten  scharf- 
sinnig, allein  im  Ganzen  verwirrt,  verwirrend  und  weitläufig,  auch  ohne  Scheu 
vor  den  unglaublichsten  Folgerungen. 

Eine  vierte,  von  allen  bisher  angeführten  wieder  wesentlich  verschiedene 


1)  Im  Wesentlichen  stimmen  dieser  Ansicht  u.  A.  auch  bei:  Bcseler,  System 
des  deutschen  Privatrechtes,  Bd.  I,  S.  145  fg.  und  Renaud,  Lehrbuch  des  d. 
Privafrechts,  Bd.  I,  S.  101  fg.  Doch  lässt  Letzterer  Modificalionen  eintreten  nach 
den  drei  Kategorieen  der  Statute. 

r.  Mohl,    Staatswiasenschaft  I.  QQ 
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Ansicht  stellt  Mass 6  und,  wie  es  scheint,  Keddie  auf.  Letzterer  ist  zu  un- 
klar und  in  allzu  offenbarsten  Missverständnissen  befangen,  als  dass  eine  kurze 
Besprechung  seiner  Ansicht  möglich  und  dienlich  würe.  Dagegen  verdient 
Mass6  allerdings  Beachtung.  Er  räumt  dem  Staate  zwar  unbedingt  das  Recht 
ein,  die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden,  so  weit  dieselben  seiner  Gewalt  un- 
terliegen, nach  Beheben  festzustellen;  allein  er  nimmt  an,  dass  in  allen  Fällen, 
in  welchen  diess  nicht  ausdrücklich  geschehen  sei,  die  Entscheidung  lediglich 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  Billigkeit  und  Vernünftigkeit 
zu  geschehen  habe,  in  so  ferne  nicht  Reciprocität  oder  Retorsion  etwa  einen 
Unterschied  begründen.  Diese  Ansicht  weicht  also  von  der  ersten  in  so 
ferne  ab ,  als  sie  in  den  vom  Staate  nicht  selbst  bestimmten  Fällen  nicht  das 
Recht  des  Ausländers  als  solches ,  sondern  nur  in  so  ferne  es  mit  allgemeinen 
Rechts-  und  Billigkeits  (?)  Regeln  übereinstimmt,  gelten  lassen  will.  Mit  den 
unbedingt  nur  Ein  Recht  anerkennenden  beiden  andern  steht  sie  in  geradem 
Widerspruche.  Ohne  Zweifel  ist  Masse's  Werk  im  Ganzen  eine  bedeutende 
Arbeit,  und  auch  in  anderen  Theilen  des  Völkerrechtes  sehr  beachtenswerth 
(s.  oben,  S.  423):  allein  dass  eine  Verweissung  der  schwierigen  Fragen  des  in- 
ternationalen Privatrechtes  an  eine  unbestimmte  Billigkeit  und  eine  subjective 
Rechtsphilosophie  nicht  die  richtige  Lehre  ist,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 
So  ist  denn  auch  der  Werth  der  Erörterung  des  Verfassers  im  Einzelnen  sehr 
verschieden,  je  nachdem  er  auf  der  sichern  Grundlage  des  (von  ihm  nur  so 
weit,  als  es  ausdrückhch  geht,  zugelassenen)  französischen  Rechtes,  oder  auf  der 
schwankenden  seiner  allgemeinen  Sätze  steht. 

Einer  eben  so  vereinzelten  Ansicht  ist  endlich  Günther,  wenn  derselbe 
nach  der  Art  der  Gesetze  entscheiden  will,  und  zwar  je  nachdem  diese  regu- 
lative, ordinative  oder  dispositive  seien.  Bei  den  ersteren,  den  unbedingt  ge- 
bietenden ,  soll  die  Entstehung  und  der  extensive  Umfang  des  Rechtes  nach 
dem  Lande  der  Entstehung,  der  intensive  Umfang  nach  dem  der  Anwendung 
beurtheilt  werden.  Ordinativen  Gesetzen,  d.  h.  den  die  Unbestimmtheiten  des 
natürlichen  Rechtes  mit  positiven  Satzungen  ergänzenden,  schreibt  er  auswärts 
gar  keine  Kraft  zu  (?).  Bei  den  dispositiven  Gesetzen  endlich  habe  der  Scharf- 
sinn des  Richters  den  eigentlichen  Willen  der  Partheien  zu  entdecken,  welcher 
denn  allerdings  im  Zweifel  die  Einhaltung  der  vaterländischen  Gesetze  sein 
werde.  Nähere  Ausführungen  und  Unterscheidungen  suchen  die  Richtigkeit 
dieser,  ziemlich  willkürhchen  und  nicht  zu  den  letzten  Schwierigkeiten  der 
Frage  eindringenden,  Sätze  darzulegen. 

Es  bedarf  wohl  nicht  erst  eines  Beweises,  von  welcher  grossen  Bedeutung 
die  strafrechtliche  Seite  des  internationalen  Privatrechtes  ist,  mit  anderen 
Worten,  das  Rechtsverhältniss,  in  welchem  der  Staat  zu  solchen  Vergehen 
steht,  die  zwar  nicht  in  seinem  eigenen  Gebiete  gegen  seine  eigene  Rechts- 
ordnung begangen  worden  sind,  deren  Bestrafung  aber  entweder  durch  seine 
Mitwirkung  thatsächlich  bedingt  ist,  oder  welche  im  Auslände  gegen  ihn  gerich- 
tet waren.    Das  in  diesen  Beziehungen  eingehaltene  Verfahren  bestimmt   einen 
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bedeutenden  Tlieil  des  Rechtsschutzes  überhaupt;  greift  tief  ein  in  die  wichtig- 
sten Verhältnisse  vieler  und  oft-  ausgezeichneter  Privaten ;  entscheidet  endlich 
leicht  über  die  freundliche  oder  unfreundliche  Stellung  zu  andern  Staaten.  Man 
bedenke  nur,  dass  es  sich  liier  unter  Anderem  von  dem  Schutze  oder  der 
Auslieferung  politischer  Flüchtlinge  handelt.  Nicht  selten  werden  die  von  ei- 
nem Staate  über  internationales  Strafrecht  aufgestellten  Grundsätze  geradezu 
als  ein  Beuitheilungsmaassstab  seiner  Gesittigung  betrachtet. 

Der  Gegenstand  ist  allerdings  zu  wichtig  und  von  viel  zu  häufigem  Vor- 
kommen, als  dass  er  nicht  schon  längst  die  Aufmerksamkeit  sowohl  der  Cri- 
minalisten  als  der  Publicisten  auf  sich  gezogen  hätte.  Seit  H.  Grotius  und 
Pufendorf  haben  sich  die  Völkerrechtslehrer,  seit  Renazzi  und  Eudolpli  die 
Strafrechtsk'hrer  damit  bescliäftigt ;  und  nicht  nur  in  den  Systemen  wird  die 
Frage  besprochen,  sondern  es  giebt  auch  eine  ganze  Reihe  von  Einzelnschrif- 
ten und  besonderen  Abhandlungen  über  dieselbe.  So  unter  den  Deutschen 
eigene  Schriften  von  Tittmann  und  Abegg ;  berühmte  Abhandlungen  von  Klein- 
schrod,  Egger,  Heffter ;  eine  Anzahl  Dissertationen  von  Holländern  ^).  Den- 
noch war  es  weder  übei-flüssig,  noch  bioser  Zufall,  dass  sich  in  jüngster  Zeit 
drei  Schriftsteller  der  Frage  mit  einemmale  zugewendet  haben.  (S.  dieselben 
genannt  oben,  S.  443,  Note  1.)  Vielmehr  war  es  eine  innere  Nothwendigkeit, 
die  ganze  Frage  von  einem  höheren  Gesichtspunkte  zu  behandeln,  als  bisher, 
und  dadurch  einen  sicheren  Anknüpfungspunkt  für  die  Entscheidung  des  viel- , 
fachen  Widerstreites  imter  den  Gesetzgebern  und  den  Gelehrten,  so  wie  für 
die  eigene  Entwicklung  zu  erlangen.  Seitdem  das  Völkerrecht  sich  losgewun- 
deu  hat  von  dem  falschen  Standpunkte  der  Analogie  des  natürlichen  Privat- 
rechtes und  seine  eigene  selbstständige  Aufgabe  begreift,  ist  auch  eine  genü- 
gende Ordnung  des  Verhältnisses  zu  auswärtigen  Rechtsverletzungen  Einzelner 
möglich.  Bis  dahin  mühten  sich  die  Bearbeiter  des  Völkerrechtes  vergebens 
ab  auf  ungenügender  Grundlage ;  natürlich  dann  aber  auch  die  Strafrechts- 
lehrer auf  ihrer  Spur. 

Die  neue  Aufgabe  ist  von  den  jüngsten  Bearbeitern  nicht  in  völlig  glei- 
cher Weise  begriffen  worden.  —  Am  wenigsten  hat  sich  Berner  zu  einem 
beheiTschendcn  Standpunkte  erhoben.  Er  erkennt  allerdings  eine  allgemeine 
Rechtspflicht  der  Staaten  zu  einer  gegenseitigen  Auslieferung  der  Verbrecher 
an.  Allein  für  andere  Fälle  des  internationalen  Strafrechtes  stellt  er  Grund- 
sätze auf,  welche  sich  mit  dieser  Anerkennung  nicht  vereinigen  lassen.  Die 
Bestrafung  der  Inländer  für  ihre  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  stützt  ev 
auf  eine  angebliche  Persönlichkeit  des  Strafgesetzes ;  die  Bestrafung  von  Aus- 
ländern aber  bei  einem  Fehler  gegen  das  diesseitige  Recht  auf  ein  natürhches 
Strafrecht  des  Staates.  Auf  diese  Weise  wird  dann  aber  kein  allgemeiner 
maassgebender  Satz  gewonnen  ;  abgesehen  von  der  Willkürlichkeit  der  beiden 


1)  S.  über  diese  Literatur  Köstlin,  System  des  deutschen  Strafrechtes,  Bd.  I.   Tüb., 
1855,  S.  29,  Not.  1. 
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letzteren  Bestrafungsgründe.  —  Der  Verfasser  des  gegenwärtigen 
Werkes  und  Bulmerincq  sind  dagegen  in  so  ferne  ganz  einig,  als  sie 
beide  als  entscheidenden  Grundsatz  die  Anstrebung  zu  einer  Wcltrechtsordnung 
aufstellen;  hieraus  denn  aber  die  Mitwirkung  jedes  gesittigten  Staates  zur  Un- 
terstützung anderer  Staaten  ableiten,  wo  eine  solche  Hülfe  nothwendige  Bedin- 
gung einer  Rechtsherstellung  ist.  Ein  Unterschied  besteht  nur  in  so  ferne 
unter  ihnen,  als  Mohl  einer  Seits  sämmtliche  bei  dem  Gegenstande  aufstossende 
Fragen  nach  diesem  Grundsatze  behandelt,  anderer  Seits  aber  eine  wichtige 
Ausnahme  hinsichthch  der  Auslieferung  politischer  Flüchtlinge,  jedoch  nur  aus 
Billigkeitsgi'ünden ,  zulässt;  während  Bulmerincq  sich  in  kurzer  Ausführung 
nur  auf  die  Auslieferungsfrage  beschränkt,  und  hierbei  die  oben  bemerkte  Aus- 
nahme nicht  macht.  (Die  Geschichte  des  Asylrechtes,  welche  den  grösseren 
Theil  der  Erstlingsschrift  des  jungen  russischen  Rechtsgelehrten  bildet,  ist  eine 
sehr  fleissige  und  verdienstliche  Arbeit,  gehört  aber  wesentlich  in  das  Gebiet 
des  inneren  Strafrechtes.  Die  sehr  gelehrte  Arbeit  Beaurepaire's  in  der  Bibl. 
de  l'ecole  des  chartes,  1851,  über  den  gleichen  Gegenstand  scheint  er  jedoch  nicht 
gekannt  zu  haben.)  —  Ohne  Zweifel  ist  auf  diesem  Felde  noch  manche  Arbeit 
und  noch  häufiger  Streit  zu  erwarten,  ehe  die  neuen  Auifassungen  vollständig 
ausgearbeitet  und  zur  practischen  Geltung,  namentlich  auch  im  Strafrechte, 
durchgedrungen  sind. 

Als  eine  zweite  Hauptgattung  von  Schriften  über  internationales  Privat- 
recht  sind  oben,  S.  443,  diejenigen  bezeichnet  worden,  welche  ausschliessend 
die  von  einem  bestimmten  Staate  in  Beziehung  auf  Fremde  gehandhabten 
Rechtsgrundsätze  erörtern.  Es  bedarf  wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  Ab- 
handlungen dieser  Art  zwar  nur  eine  beschränkte  Wichtigkeit  für  die  Theorie 
des  allgemeinen  Völkerrechtes  haben,  dass  sie  aber  doch  keineswegs  übersehen 
werden  dürfen.  Beschränkt  nämlich  ist  die  Wichtigkeit  solcher  Landesgeseiz- 
gebungen,  weil  dieselben  denn  doch  nur  die  Ansicht  eines  einzigen  Staates  be- 
weisen, keineswegs  aber  über  die  allgemeine  völkerrechtliche  Regel  etwas  aus- 
sagen, oder  auch  nur  erkennen  lassen,  wie  sich  andere  Staaten  zu  solcher  ein- 
seitiger Feststellung  ihrer  Seit«  verhalten,  etwa  im  Wege  der  Retorsion,  der 
Reciprocität  u.  s.  w.  Uebersehen  aber  dürfen  diese  Darstellungen  nicht  werden, 
weil  sie  sichere  Nachricht  geben  über  das  Verhalten  wenigstens  einzelner  Staa- 
ten ,  und  somit  aus  ihnen  theils  zurückgeschlossen  werden  kann  auf  die  Grund- 
ansicht der  gesittigten  Völker  in  dieser  schwierigen  Frage,  theils  sie  für  die 
Behauptungen  von  allgemeinen  Gewohnheiten  oder  Ausnahmen  zu  bester  Con- 
trole  dienen.  Mit  Einem  Worte,  sie  geben  für  das  Völkerrecht  nur  Stoff,  al- 
lein unentbehrlichen  und  wichtigen. 

Unter  diesen  Umständen  genügt  es,  kurze  Fingerzeige  darüber  zu  geben, 
was  etwa  in  den  einzelnen  Schriften  dieser  Gattung  gesucht  werden  mag.  — 
Das  ohne  allen  Zweifel  reichhaltigste  Werk  ist  das  von  Vesque  von  Pütt- 
lingen  über  das  Verhalten  Oesterreichs  zu  einzelnen  Ausländern.  Es  umfasst 
dasselbe  nicht  etwa  nur  die  in  das  bürgerliche  Hecht  einschlagenden  Verhält- 
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nisse;  sondern  auch  das  Strafrecht,  die  Handels-  und  Gewerbe-Fragen,  die 
Vorschriften  in  polizeilichen  und  in  militärischen  Fragen.  Diess  Alles  aber  ist 
mit  der  grössten  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit,  so  wie  mit  beständiger  An- 
führung der  betreffenden  Rechtsquellen  erörtert.  Zum  Beispiele.  Der  Abschnitt 
über  die  Behandlung  der  Fremden  in  Fragen  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechtes  zerfällt  in  zehn  Abschnitte :  Rechte  und  Pflichten  der  Fremden  über- 
haupt; Rechtsgeschäfte  derselben  überhaupt;  Eherecht  derselben;  älterliche  Ge- 
walt; Vormundschaften  und  Curatelen;  Besitz-,  Eigenthums-  und  Pfandrecht; 
Erbrecht;  Fideicommisse;  Verträge;  besondere  Civilrechte  (z.B.  Wechselrecht.) 
Ausserdem  ist  noch  eine  weitläufige  Darstellung  des  Rechtes  der  Ausländer  imCivil- 
processe.  —  Von  den  Schriften  über  das  Verhalten  Frankreichs  in  dieser  Frage 
sind  die  von  Legat  und  Gand  verfassten  besonders  hervorzuheben.  Von  er- 
sterem  sind  die  staatsrechtlichen,  privat-  und  strafrechtlichen  Verhältnisse, 
endlich  die  Bestimmungen  über  Handel  und  Verkehr  abgehandelt;  und  zwar  in 
der  Form  von  ausführlichen  Erläuterungen  bestimmter  Gesetzesstellen.  Die 
Ausführung  lässt  freilich  nach  Uebersichtlichkeit,  Gründlichkeit  und  Klarheit 
Manches  zu  wünschen  übrig.  Das  Buch  von  Gand  dagegen  ist  eine  in  jeder 
Beziehung  achtenswerthe,  gründlich  -  rechtswissenschaftliche  Arbeit.  Die  Rechts- 
verhältnisse der  Fremden  sind  im  weitesten  Sinne  genommen,  indem  in  einer 
ersten  Abtheilung  die  in  Frankreich  sich  aufhaltenden  fremden  Fürsten  und 
Gesandten,  und  erst  dann  (freilich  weit  umfassender)  die  auswärtigen  Privatper- 
sonen behandelt  werden.  Die  Rechtsmaterien  selbst  aber  sind  so  vollständig  und 
ausführlich  erörtert,  Literatur  und  Gerichtsgebrauch  so  reichlich  benützt,  dass 
nicht  nur  für  die  praktischen  Bedürfnisse,  sondern  selbst  für  die  Forderungen 
der  Wissenschaft  alles  Wünschenswerthe  geleistet  ist.  Die  kleine  Schrift  von 
0  k  e  y  ist  zunächst  nur  für  Engländer  bestimmt ;  dass  sie  ihrem  Zwecke  ent- 
spricht, beweist  schon  die  grosse  Zahl  von  Auflagen.  —  Die  über  die  Rechte 
der  Fremden  in  England  bestimmte  Schrift  von  Okey  umfasst  nur  die  Normen 
hinsichtlich  des  Besitzes  unbeweglicher  Güter,  des  Handels,  des  Gerichtsver- 
fahrens und  der  Naturalisation.  So  weit  das  Gegebene  geht,  ist  es  deutlich; 
aber  es  ist  sehr  gedrängt  und  nur  zur  ersten  Zurechtfindung  brauchbar.  L  e 
Baron's  grösseres  Werk  ist  mir  nicht  bekannt  geworden.  —  Das  Handbuch 
von  Salinas  über  die  spanischen  Grundsätze  ist  höchst  ungenügend.  Die  Dar- 
stellung des  Fremdenrechtes  umfasst  wenige  Seiten;  der  Rest  ist  mit  Gesetzes- 
auszügen gefüllt.  Gar  keine  wissenschaftliche  Abhandlung  giebt  F  errat  er; 
aber  seine  systematisch  geordneten  Gesetzes -Texte  sind  sehr  umfassend  und 
die  Benützung  ist  bequem.  —  Die  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  des  Aus- 
länders in  Russland  von  Witte  ist  eine  ganz  hübsche  Arbeit,  welche  in  ge- 
schichtlicher Entwicklung  die  nissische  Gesetzgebung  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  die  Gegenwart  enthält.  Allerdings  wäre  grössere  Ausführlichkeit  und 
ein  tieferes  juristisches  Eingehen  wünschenswerth.  —  Das  sogenannte  Interna- 
tionalrecht der  Deutschen  von  Krug  beschränkt  sich  lediglich  auf  die  zwischen 
verschiedenen   deutschen  Staaten   abgeschlossenen  Verträge    über  gegenseitige 
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Rechtshtllfe.  Es  ist  der  Text,  nach  drei  Familien  von  Verträgen  abgetheilt  und 
tabcUariscli  geordnet,  abgedruckt  und  mit  Erläuterungen  verschen.  So  ver- 
dienstlich diess  auch  ist,  so  ist  von  dieser  Leistung  noch  weit  hin  zu  einem 
wirklichen  internationalen  Rechte  der  Deutschen. 

IV. 

Urkunden-Sammlungen. 

1.  Sammlungen  von  Verträgen. 

Es  wäre  in  mehr  als  Einer  Beziehung  unentschuldbar,  wollte  man  erst 
lange  verweilen  bei  einer  Erörterung  der  Nothwendigkeit  reichhaltiger  Ver- 
trags -  Sammlungen  für  eine  umsichtige  und  vollständige  Entwicklung  des  Völ- 
kerrechtes, Ebenso  überflüssig  ist  es,  die  Schwierigkeit  der  Anlegung  einer 
solchen  Sammlung  auseinanderzusetzen,  sobald  dieselbe  nicht  blos  einen  ge- 
schlossenen Zeitabschnitt  umfassen,  sondern  fortdauernd  auf  dem  Laufenden 
bleiben  soll.  Endlich  liegt  auf  flacher  Hand,  dass  es  für  den  praktischen  Ge- 
brauch der  Staatsmänner  jedes  Landes  höchst  bequem  ist,  wenn  neben  den 
allgemeinen  Werken  eine  eigene  und  zwar  möglichst  vollständige  Sammlung  der 
Verträge  des  vaterländischen  Staates  besteht.  Es  kann  daher  ohne  weitere 
Vorbereitungen  alsbald  zur  Aufzählung  und  Schilderung  der  verschiedenen 
Sammlungen  geschritten  werden,  welche  auch  in  der  jüngsten  Zeit  diesen,  früher 
schon  reichlich  vertretenen.  Zweig  der  völkerrechtlichen  Literatur  noch  weiter 
angeschwellt  haben,  theils  als  Fortsetzungen,  Ergänzungen  oder  Auszüge  älterer 
Werke,  theils  ganz  neu  angefangen. 

a)    Allgemeine   Sammlungen. 

Es  ist  nicht  mehr  als  billig,  mit  dem  grossen  von  Martens  einst  ge- 
gründeten, nun  aber  schon  vom  vierten  Fortsetzer  weitergeführten  und  immer 
noch  fortgehenden  Werke  zu  beginnen,  wenn  von  Sammlungen  der  Staatsverträge 
die  Rede  ist  Diese  Sammlung  befindet  sich  über  die  ganze  Welt  in  den 
Händen  der  Diplomaten;  und  kaum  mag  ein  anderes  in  Deutschland  gedrucktes 
Buch  räumlich  so  weit  verbreitet  sein.  Niemand  kann  ihm  die  Eigenschaft  der 
Unentbehrlichkeit  streitig  machen.  Um  so  mehr  ist  denn  aber  auch  zu  be- 
dauern, dass  die  formelle  Einrichtung  dieser  Sammlung  zu  so  vielen  und  so 
gerechten  Ausstellungen  Anlass  giebt,  und  dass  ihr  Gebrauch  jährlich  unbe- 
quemer wird.  Theils  ist  der  Umfang  bei  dem  nnzweckmässigen  und  hässlichen 
Drucke  nachgerade  ins  Unleidliche  angeschwollen;  theils  die  chronologische 
Ordnung  völlig  zerstört;  theils  endlich  die  Auffindung  eines  citirten  Vertrages 
durch  die  vielfache  Veränderung  des  Titels  der  Bände  beschwerlich  und  un- 
sicher geworden.  Letzterer  Uebelstand  ist  geradezu  ein  sinnloser  Fehler;  und 
es  wäre  in  der  That  hohe  Zeit,  an  eine  vollständige  Abhülfe  dieser  Uebel- 
stAndc  zu  denken.    Leider  scheint  wenige  Aussiebt  dazu  zu  sein.    Die  von  F. 
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Murhard  nnd  dann  von  Pinhas  besorgte  Fortsetzung  hat  wieder  zwei  neue  Titel 
erhalten  *);  und  das  (vor  K.  von  Martens  besorgte)  zwei  Bände  umfassende 
Register  ^)  giebt  keineswegs,  wie  es  gekonnt  und  gesollt  hätte,  volle  Bequem- 
lichkeit des  Gebrauches.  Es  besteht  lediglich  aus  zwei  chronologischen  Ver- 
zeichnissen der  Verträge,  einem  einfach  fortlaufenden  und  einem  nach  Staaten 
geordneten,  beide  ohne  alle  Berücksichtigung  des  Inhaltes;  und  selbst  so  zer- 
fällt die  Arbeit  wieder  in  zwei  Theile,  von  welchen  jeder  eine  Anzahl  von 
Bänden  abgesondert  umfasst.  Dass  wir  auf  diese  Weise  nicht  aus  der  Verle- 
genheit kommen,  ist  einleuchtend;  und  wenn  nicht  besser  und  bald  geholfen 
wird,  bleibt  nichts  übrig,  als  eine  ganz  neue,  besser  geordnete  und  handbarer 
eingerichtete  Sammlung  anzulegen. 

Dieser  Ansicht  scheinen  denn  auch  in  der  That  die  Freiherren  von  Mar- 
tens und  von  Cussy  gewesen  zu  sein,  indem  sie  eine  mit  dem  Jahre  1760 
beginnende  Handausgabe  von  Verträgen  veranstaltet  haben  ^).  In  fünf  Bän- 
den liefern  sie  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Urkunden,  natürlich  in  streng  chro- 
nologischer Ordnung;  ausserdem  ein  Verzeichniss  der  bedeutenderen  älteren 
Verträge  von  1516  bis  1789  und  eine  Art  von  völkerrechtlichem  Conversations- 
lexicon  als  Einleitung.  Es  ist  jedoch  zu  bezweifeln,  ob  sich  auf  diese  Weise 
dem  Uebel  abhelfen  lässt.  Ohne  Zweifel  ist  ein  solches  Handbuch  in  vielen 
Fällen  ganz  bequem  und  genügend;  allein  sicherlich  nicht  in  allen.  Es  ist  rein 
unmöglich,  zum  Voraus  zu  sagen,  welcherlei  Verträge  jetzt  noch  von  Wichtig- 
keit sind  und  sein  können,  welche  aber  als  nutzloser  Plunder  bei  Seite  gewor- 
fen werden  dürfen.  In  jedem  Augenblick  kann  in  allgemeinen  und  besonderen 
Geschäften  eine    völlig  abgemacht  scheinende  Verabredung  wieder  auftauchen. 


1)  Die  ganze  Sammlung  besteht  jetzt  aus  vier,  oder  je  nach  der  gewähllen  Bezeich- 
nungsweise aus  fünf,  Abtheilungen: 

1)  Recueil  des  traites,  vol.  I— VIII.  Gölt,  1791—1801,  (die  4  ersten  Bände  sind 
1817  —  18  in  einer  zweiten,  etwas  verbcsserlcn  Auflage  erschienen); 

2)  Supplement  au  recueil  des  traites,  vol.  I— XX.  GölL,  1802 — 42;  (von  ^i.  5 
an  führt  diese  Abtheilung  auf  den  zweiten  Titel:  Nouveau  rec.  des  traites, 
vol.  I-XVI;) 

3)  Nouveaux  supplemens  au  r.  d.  t.  vol.  I— III.     Gott.,  1839—42; 

4)  Nouveau  recueil  general  des  traites.  Bis  jetzt  vol.  I — XII.  Gott.,  1843—54. 
(Von  Bd.  12  an  führt  diese  Abtheilung  auch  den  Titel :  Archives  diploraatiques 
generales  des  annees  1848  et  suivantes.) 

Von  dem  Ganzen  ist  von  dem  Gründer,  C.  F.  von  Martens,  herausgegeben:  der 
Recueil  und  das  Supplement,  I— VIII.  Die  späteren  Herausgeber  sind  F.  Saalfeld, 
K.  v.  Martens,  F.  Murhard,  J.  Pinhas. 

2)  Table  generale  chronologique  et  alphabetique  du  Recueil  des  traites  I.  II.  Gott, 
1837-43. 

3)  Martens,  Bar.  Ch.  de,  et  Cussy,  Bar.  F.  de,  Recueil  manuel  et  pratique  des 
traites,  Conventions  etc.  depuis  lannce  1760  jusqu'  ä  I'epoque  actuelle.  I — V. 
1846.  — 
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Somit  muss  man  die  grosse  Sammlung  immer  noch  daneben  haben ;  ist  und 
bleibt  diese  aber  beschwerlich  und  nicht  zu  gewaltigen,  so  steht  Alles  auf  dem 
alten  Flecke. 

Natürlich  von  noch  geringerem  Nutzen  ist  eine  noch  unvollständigere 
Sammlung,  wie  sie  Ghillany  ^)  begonnen  hat.  Bei  solcher  willkührlicher 
Auswahl  ist  es  lediglich  Zufall,  wenn  das  im  einzelnen  Be«ützungsfalle  Noth- 
wendige  sich  wirklich  vorfindet. 

Noch  ist  hier,  als  wenigstens  beziehungsweise  allgemeiner  Sammlungen, 
der  Zusammenstellungen  von  Handelsverträgen  verschiedener  Staaten  Erwähnung 
zu  thun.  Es  bestehen  deren  drei  verschiedene.  —  Die  erste  derselben  ist 
von  dem  Prof.  Gallo  in  Triest  herausgegeben  *) ;  besteht  eigenthch  nur  aus 
einem  Abschnitte  des  von  demselben  besorgten  Almanacco  nautico  von  1846, 
und  sollte  später  fortgesetzt  werden.  Nur  so  lässt  sich  denn  auch  der  höchst 
lückenhafte  und  zufällige  Inhalt  erklären.  Es  sind  nämlich  34  Urkunden,  von 
verschiedenen  europäischen  Staaten,  gegeben  zwischen  1816  und  1848;  allein 
ohne  irgend  einen  inneren  oder  äusseren  Zusammenhang.  —  Beschränkt  zwar 
dem  Umfange  nach,  in  sich  jedoch  vollendet,  ist  die  von  dem  berühmten  Bre- 
mer Staatsmanne  Smidt  besorgte  Sammlung  der  hanseatischen  Handelsver- 
träge 3).  —  Endlich  aber  ist  eine  mit  reichstem  Stoffe  angefüllte  Arbeit  die  von 
Soetbeer  entworfene  Uebersicht  über  die  Handelsgesetzgebung  und  die  Han- 
delsverträge aller  irgend  bedeutenden  Staaten  *).  Das  Werk  zerfällt  in  drei 
Abtheilungen.  In  der  ersten  sind  Uebersichten  der  Handelsgesetzgebung  von 
37  verschiedenen  Staaten  gegeben ;  gedrängt,  aber  mit  grosser  Umsicht  und  Sach- 
kenntniss.  Die  zweite  Abtheilung  enthält  in  24  tabellarischen  Uebersichten 
sämmtliche  von  eben  so  vielen  Staaten  abgeschlossene  Handelsverträge  und 
deren  wesentlichen  Inhalt;  ausserdem  die  Verträge  über  Abschaffung  des  Skla- 
venhandels. In  einer  dritten  endlich  ist  der  volle  Text  der  Handelsverträge 
der  Hansestädte,  Hannovers,  Oldenburgs  und  Mecklenburg-Schwerins  gegeben. 
Das  ganze  ist  ein  Meisterwerk  von  geschickter  und  sachkundiger  Arbeit 

I  b)    Sammlungen  der  Verträge    einzelner  Staaten. 

Es  ist  auffallend  und  wenig  löblich,  dass  im  Allgemeinen  die  deutschen 
Staaten  jeder  eigenen  Mittheilung  über  ihre  völkeirechtlichen  Verhältnisse  so 
sehr  abhold  sind.    Während  selbst  in  solchen  Ländern,    welche  sich  an  Oef- 


1)  Ghillany,  F.  W.,  Diplomatisches  Handbuch.  Sammlung  der  wichtigsten  europäi- 
schen Friedensschlüsse  .  .  I,  1,  2.  Nördl.,  1854 — 55. —  Es  sollen  zwei  Bände  er- 
scheinen. 

2)  Gallo,  V.,  TraltaU  e  convcnzioni  dl  commercio  e  di  navigazionc  fra  Slali  csteri. 
Bd.  I.    Triest,  1845. 

3)  (Smidt,  J.  H.  W.,)  Handels-  und  SchifTabrtsverträgc  der  freien  Hansestädte  und 
Bremcn's  insbesondere.     Bremen,  1842. 

4)  Soetbeer,  A.,  ScbiflTahrtsgesetze ,  so  wie  Handels-  und  SchifTabrts- Verträge  vcr- 
»chiedener  Staaten  ioi  J.  1847.    Hambg.,  1848. 
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fentlichkeit  nicht  entfernt  mit  jenen  messen  können,  in  älterer  und  neuerer  Zeit 
Sammlungen  der  Staatsverträge  veranstaltet,  zum  Theile  mit  grossen  Kosten 
glänzend  ausgestattet  worden  sind:  gehört  ein  Unternehmen  dieser  Art  in 
Deutschland  zu  den  grössten  Seltenheiten.  Und  man  wolle  nicht  geltend  ma- 
chen, dass  die  kleineren  Verhältnisse  solche  Sammlungen  unwichtig  und  nutz- 
los machen  würden.  Nicht  nur  passt  dieser  Gnind  überhaupt  auf  die  grösse- 
ren deutschen  Staaten  nicht;  sondern  es  sind  auch  für  die  minder  bedeutenden 
Staaten  Vertrags  -  Sammlungen  gerade  von  derselben  praktischen  Bedeutung, 
wie  jene  grossen  Werke  für  ihre  Reiche.  Für  die  "Wissenschaft  aber  wären 
sie  immer  von  doppeltem  Werthe.  Theils  weil  sie  Einsicht  in  das  Völker -Ge- 
wohnheitsrecht geben;  theils  weil  die  Kcnntniss  der  völkerrechthchen  Zustände 
und  Bemühungen  eines  kleineren  und  abhängigeren  Staates  mehrfach  beleh- 
rend ist.  Da  nun  der  Natur  der  Sache  nach  der  Eifer  von  Privaten  den 
mangelnden  Willen  der  Regierungen  nur  sehr  unvollkommen  ersetzen  kann,  so 
sind  denn  auch  in  der  neueren  Zeit ,  trotz  des  fühlbaren  Mangels ,  nur  wenige 
Veröffentlichungen  über  die  Verträge  deutscher  Staaten  erschienen,  und  diese 
sind  sogar  meistcntheils  nicht  eigentliche  Vertrags  -  Sammlungen ,  sondern  nur 
Verzeichnisse  der  bestehenden  Verträge. 

Gleich  bei  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  (in  so  ferne  es  erlaubt  ist ,  dasselbe  un- 
ter den  deutschen  Staaten  aufzuführen)  tritt  diese  Art  der  Mittheilung  we- 
nigstens bei  dem  Hauptwerke  ein.  Zwar  hat  der  Ministerialrath  Vesque 
von  Püttlingen  mit  dem  grössten  Fleisse,  und  ohne  Zweifel  vielfach  unter- 
stützt durch  seine  amüiche  Stellung,  die  von  Oesterreich  seit  Maria  Theresia's 
Thronbesteigung  abgeschlossenen  Verträge  aufgesucht,  und  dieselben  erst  nach 
den  mitvertragenden  Staaten,  dann  aber  bei  jedem  derselben  chronologisch 
zusammengestellt*):  allein  er  giebt  nur  die  Titel  und  die  allgemeinste  Inhalts- 
bezeichnung sammt  näherer  Nachweisung  der  Fundorte ;  nicht  aber  den  Text 
der  Vorträge  selbst.  Bisher  gar  nicht  zu  allgemeiner  Kenntniss  gekommene 
V^träge  sind  nicht  einmal  in  dieser  kurzen  Weise  bezeichnet.  —  Genügender 
allerdings  sind  die  mit  der  Türkei  abgeschlossenen  Handelsverträge  in  einer 
amthchen  Ausgabe  mitgetheilt  *) ;  diess  ist  aber  nur  ein  winziger  Theil  des 
ganzen  Stoffes. 

Etwas  besser  ist  es  um  die  Kenntniss  der  Verträge  Preussen's  be- 
stellt; aber  auch  ohne  Verdienst  von  Seiten  des  Staates  selbst,  und  so 
gut  es  ohne  solche  Unterstützung  möglich  ist.  Hier  besteht  nämlich  jetzt 
Rohrscheid's  umfassende  Sammlung  der  preussischen  Staatsverträge').    Es 


1)  Vesque  von  Püttlingen,  J. ,  Uebersicht  der  Verträge  Oesterreichs  mit  aus- 
wärtigen Staaten  von  dem  Regierungsantritte  Maria  Theresia's  angefangen  bis  auf 
die  neueste  Zeit.     Wien,  1854. 

2)  Raccolta  dei  tratlati  concernenti  il  commercio  e  la  navigazione  dei  sudditi  Aus- 
triaci   negli  stati  della  Porta  OUomana.     Vienna,  1844. 

3)  Rohr  scheid,  W.  F.  von,  Preussens  Staatsverträge.    Berlin,  1852.     Lex,  8. 
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wftre  sehr  ungerecht,  der  Arbeit  das  Lob  grossen  Fleisses,  verständiger 
Einrichtung  und  bedeutender  Vollständigkeit  sti'eitig  zu  machen ;  allein  sie  ist 
doch  eben  nur  ein  Privatunternebmen,  ohne  Untersttltzung  der  Regierung,  ohne 
Zugang  des  Herausgebers  (wie  es  scheint)  zu  den  Archiven,  somit  lediglich 
gedruckten  Quellen  entnommen.  Dass  diess  aber  nicht  genügt  zur  Vergewis- 
sening  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit,  versteht  sich  von  selbst.  Nur  eine, 
freilich  ehrliche,  amtliche  Sammlung  kann  in  diesem  Fache  alles  ViT^ünschens- 
werthe  und  Nothwendige  leisten.  —  Mit  Dank  anzuerkennen  ist  die  dem 
Texte  der  Urkunden  vorangeschickte  ausführliche  Uebersicht  der  verschiedenen 
Gegenstände,  über  welche  Preussen  Verträge  mit  anderen  Staaten  abgeschlossen 
hat;  ebenso  der  reichliche  Ausweiss  über  geschichtliche  und  sonstige  Erläute- 
rongsschriften.  Dass  der  Herausgeber  tiber  nur  die,  seiner  Meinung  nach ,  für 
den  praktischen  Gebrauch  dienlichen  Verträge  hat  abdrucken  lassen ,  ist  zwar 
bei  einem  Privatuntemehmen  begreiflich  und  verzeihlich,  an  sich  jedoch  zu 
beklagen.  Das  angehängte  chronologische  Verzeichniss  aller,  also  auch  der 
übergangenen,  Verträge  kann  doch  nur  als  ein  Nothbehelf  angenommen  werden. 

Nicht  von  gleicher  Ausdehnung  den  Gegenständen  nach,  allein  von  all- 
gemeinerer geographischer  Anwendung  ist  die  von  C.  A.  von  Kamptz  her- 
ausgegebene Zurammenstellung  der  Handels  -  und  Schifffahrtsverträge  des  Z  o  1 1- 
vereines  und  Preussens*).  Dieselbe  geht  bis  zu  dem  mit  der  Türkei 
im  Jahre  1764  geschlossenen  Handelsvertrage  hinauf,  indem  der  Ansicht  des 
Verfs.  gemäss  eine  Kenntniss  der  gesammten  Handelsverhältnisse  Preussens 
für  den  Zollverein  von  wesentlichem  Nutzen  ist.  In  einer  kurzen  Einleitung 
sind  Erörterungen  über  Handels  -  und  Schifffahrtsverträge  überhaupt ,  insbe- 
sondere aber  über  Differentialzölle  vorangeschickt.  Zahlreiche  Noten  enthalten 
geschichtliche,  rechtliche  und  statistische  Erläuterungen,  und  dienen  allerdings 
wesentlich  zum  Verständnisse ,  wie  denn  die  ganze  Arbeit  nur  als  eine  ver- 
dienstliche und  nützliche  bezeichnet  werden  kann.  —  Eine  verwandte  Samm- 
lung betrifft  ein  ähnliches,  aber  weniger  umfangreiches  und  glücklicherweise 
bald  überwundenes  Verhältniss,  nämlich  den  vorübergehenden  Zollverein  von 
Hannover  und  Braunschweig'). 

Eine  weitere  Sammlung  deutscher  Verträge  ist  das  höchst  gründliche  nnd 
sorgsam  angelegte  Verzeichniss  der  vom  bayerischen  Staate  abgeschlossenen 
Uebereinkünfte ,  welches  der  Freiherr  von  Ar  et  in  aus  gedruckten  und  unge- 
dnickten  Quellen  zusammengetragen  hat  *).    Das  Verzeichniss  beginnt  mit  1 508 


1)  Kamptz,  CA.  von,  Die  Handels-  und  ScbiflTahrtsvcrlräge  des  Zollvereine«. 
Gesammelt  und  mit  Rücksicht  auf  der  Fremdländer  Gesetzgebung  bcleuchteL 
Braunschw.,  1845. 

2)  8ammlang  der  Vertrage  .  .  in  Beziehung  auf  die  Zoll-  uad  Stcuervereinigung 
zwischen  Hannover  und  Braunschweig.     Braunschw.,  1835,  4. 

3)  Arelin,  C.  M.  Freih.  v. ,  Chronologisches  Verzeichnis«  der  bayerischen  Staats- 
verträge von  1503—181».  Nebst  einer  Sammlung  von  94  bisher  »uigedrucktcn 
Reeeaaen  a.  «.  w.    Pasaaa,  1639. 
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und  geht  bis  1819,  Ueberall  sind,  wo  ein  Vertrag  bereits  gedruckt  ist,  die 
Fundorte  angegeben ;  ein  nach  den  Staaten  alphabetisch  geordnetes  Register 
erleichtert  die  Auffindung  sehr.  Die  im  Anhange  gegebenen  ungedruckten 
Verträge  und  Recesse  sind  von  geschichtlicher  Bedeutung ,  indem  sie  die  ka- 
tholische Liga  bctreflfcn. 

Eie  ähnliches  Vcrzeichniss  hat  Oechsle  über  die  von  Wtlrttemberg 
vom  Jahre  1800  —  1840  geschlossenen  Verträge  entworfen  *).  Dasselbe  ist 
doppelt;  zuerst  chronologisch,  dann  aber  nach  den  Staaten  geordnet.  Wo  ein 
Vertrag  gedruckt  vorliegt,  ist  diess  angemerkt.  Nachrichten  über  den  Inhalt 
sind  keine  beigefügt. 

Endlich  besteht  noch  eine  Sammlung  der  von  Oldenburg  abgeschlos- 
senen Handels-  uud  Schifffahrtsverträge'). 

Von  den  Vertrags -Sammlungen  ausserdeutscher  Staaten  sind  vor  Allem 
zwei  umfangreiche  Werke  zu  nennen ,  welche  ausschliesslich  die  Handelsver- 
verträge der  beiden  bedeutendsten  europäischen  Handelsvölker  zum  Gegen- 
stände haben.  Es  ist  diess  die  von  L.  Hertslet  besorgte  halbamtliche  Samm- 
lung der  noch  gültigen  HandelsvertrJlge  Englands'),  und  die  von  Graf 
d'Hauterivc  und  Bai-on  F.  Cussy  herausgegebene  Sammlung  der  franzö- 
sischen Verträge  gleicher  Art  seit  dem  Westphälischen  Frieden*).  Beide 
sind  tüchligc  und  zuverlässige  Werke;  namentliifh  ist  das  enghsche  von  einer 
staunenswertheu  Vollständigkeit.  Auch  in  dieser  Erscheinung  zeigt  sich  die 
Riesengrösse  des  englischen  Handels  in  überwältigender  Art.  Es  sind  hier 
Verträge  mit  Staaten  abgedruckt,  deren  Namen  auf  dem  Festlande  kaum  ge- 
kannt ist. 

p]in  nach  der  Zeitfolge  geordnetes  Verzeichniss  sämmtlicher  von  Hol- 
land seit  dem  Ausbruche  der  französischen  Umwälzung  abgeschlossenen  Ver- 
träge giebt  H.  J.  van  Dijk*).  Da  die  grosse  Sammlung  der  holländischen 
Verträge  (der  Recueil  van  de  Tractaten)  bis  1795  geht ,   so  ist  jetzt  allerdings 


1)  Oechsle,  S.  S. ,  Verzeichniss  der  von  Württemberg  mit  auswärligen  Regierun- 
gen abgeschlossenen  Verträge,  Uebercinkünfle  u.  s.  w.,  von  1800—1840.  SluUg. 
u.  Tüb.,  1842;  (bes.  Abdruck  aus  den  Würlt,  Jahrbüchern,  Jahrg.  1840.) 

2)  Strackerjahn,  F.  A.,  SchifiTahrls -Handbuch.  Eine  Sammlung  u.  s.  w.  Ol- 
denburg, 1852. 

3)  Hertslet,  L. ,  Collecüon  of  the  treaties  and  Conventions  at  prescnt  subsisting 
between  Great  Britain  and  Foreign  powers  relating  to  commerce  and  navigation  etc. 
From  autlienüc  documenls.  I — VIII.  Lond. ,  1427 — 51.  Weitere  Bände  folgen 
nach  Bedürfniss. 

4)  Hauterive,  Comte  A.  d',  et  Cussy,  Bar.  de,  Recueil  des  traites  de  commerce 
et  de  navigation  de  la  France  avec  les  puissances  etrangeres  depuis  la  paix  de 
Westphalie.  Suivi  des  princ.  traites  entre  Ics  puissances  dtrangeres  et  par  la 
theorie  des  traites  de  commerce  par  Boucaud.     I— X.     Par.,  1833 — 39. 

5)  Van  Dijk,  H.  A.,  Repertoire  historique  et  chronologique  des  traites  conclus  par 
la  Hollande  depuis  1789  jusqu'ä  nos  jours.     Utr.,  1845. 
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eine  ununterbrochen  fortlaufende  Uebersicht  hergestellt,  aber  leider  sind  in 
den  neuen  Werken  nur  die  Ueberschriften ,  höchstens  Auszüge  gegeben.  — 
Den  Text  der  Verträge  selbst,  dagegen  freilich  nur  aus  einem  kürzeren  Zeit- 
räume, 1814 — 1830,  liefert  eine  andere,  ohne  Namen  des  Herausgebers  erschie- 
nene Sammlung').  Sie  dient  natürlich  auch,  wenigstens  theilweisc,  für  das 
jetzige  Belgien.  —  In  einer  weiteren,  ziemlich  unordentlichen  Sammlung  sind  die 
von  dem  Königreiche  der  Niederlande  und  später  von  Belgien  über  Aufhebung 
des  Abzugsrechtes  (droit  d'aubainc)  abgeschlossenen  Verträge  zu  finden  '). 

Lediglich  nur  diesen  jüngsten  der  europäischen  Staaten  betrifft  eine  von 
D.  de  Garcia  de  la  Vega  herausgegebene  Sammlung'),  in  welcher  jedoch 
nur  diejenigen  üebereinkünfte  enthalten  sind ,  welche  die  Entstehung  und  all- 
gemeine völkeiTCchtliche  Anerkennung  Belgiens  als  eines  selbstständigen  Staa- 
tes betreffen. 

Bekanntlich  hat  Spanien  im  verflossenen  Jahrhunderte  und  in  den  ers- 
ten Jahren  des  gegenwärtigen  vortreffliche  Sammlungen  seiner  Staats  vertrage 
auf  öflfentliche  Kosten  bekannt  gemacht.  Die  Namen  von  A  b  r  e  u  und  C  a  p- 
many  werden  unter  den  Ersten  in  diesem  Zweige  der  Literatur  genannt; 
ihre  grossen  Werke  sind  die  hochgehaltenen  Zierden  der  Büchersammlungen. 
Diesen  Arbeiten  reihen  sich  nun  —  auch  abgesehen  von  den  unter  dem  Titel 
Prontuario  de  los  tratados  in  den  Jahren  1749  und  1791  bekannt  gemachten 
Auszügen  und  Handausgaben  —  einige  neuere  Werke  an.  Zunächst  zwar  in 
einem  engeren  Umfange  und  zum  Theile  Früheres  wiederholend,  allein  an  sich 
mit  grosser  Vollendung,  die  neue  Sammlung  von  del  Cantillo  an*),  welche 
die  sämmtlichen  Friedens-  und  Handelsverträge  Spaniens  bis  zum  Ende  1842 
enthält.  Es  ist  von  diesem  Werke  nur  mit  Lob  zu  reden.  Das  Aeussere  ist 
höchst  gefällig,  pünktHch  und  bequem  zum  Gebrauche;  Einleitung  und  Regis- 
ter genügend,  namentlich  aber  sind  die  zahlreichen  geschichtlichen  und  völker- 
rechtlichen Ausführungen  hervorzuheben,  welche  den  Verträgen,  wo  es  nöthig 
und  belehrend  schien,  beigegeben  sind.  Dieselben  bilden  zum  Theil  kleine 
Abhandlungen  und  sind  mit  grosser  Sachkenntniss  und  Objectivität  abgefasst; 
zum  Theile  liefern  sie  neue,  aus  noch  geheimen  Quellen  geschöpfte  Aufschlüsse 
über  die  Geschichte  Spaniens  in  den  letzten  150  Jahren.  —  Eine  «weite,  frei- 
lich weniger  bedeutende,  Sammlung  ist  von  dem  Advocaten  Ferrater  inBar- 


1)  Recueil  des  traitc^s  politiqucs,  tcrritoriaux,  et  de  commerce  concernant  le  Roy.  des 
Pay»-Bas,  de  1814—1830,    I-IH.    Brux.,  1843,  18o. 

2)  Cloquet,   M.,  Recueil  de  lois  maritimes  et  commerciales.     Brux.,  1840.    4o. 

3)  Garcia  de  la  Vega,  D.  de,  Recueil  des  trait^s  et  Conventions  concernant  la 
Roy««  de  Bclgiqne.    Brax..  1850. 

4)  Del  Cantilo,  A.,  Tratados  de  paz  y  de  comerdo  que  han  becho  eon  las  po- 
tcncias  estranjcras  los  Monarcas  Espaifoles  desdc  el  anno  de  1700  hasta  el  dia. 
Madr.,  1843,  4. 
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celona  herausgegeben  *).  Hier  sind  die  Verträge  zuerst  nach  den  Staaten  mit 
welchen  sie  geschlossen  sind,  sodann  bei  diesen  nach  den  Gegenständen  geord- 
net. Zum  Theile  werden  nur  Auszüge  gegeben;  jeden  Falles  sind  alle  dieje- 
nigen Verträge  ausgeschlossen,  welche  nach  der  Ansicht  des  Herausgebers  nur 
von  vorübergehender  Bedeutung  waren.  Die  gelegentlich  beigefügten  geschicht- 
lichen Erläuterungen  sind  nicht  bedeutend.  Mit  Einem  Worte  das  Ganze  ist 
bequem  zum  Handgebrauche,  allein  kein  Quellenwerk. 

Weit  höher  ist  die  nächste  der  partikulären  Sammlungen  zu  stellen,  näm- 
lich die  der  Verträge  des  Hauses  S  a  v  o  y  e  n,  angeordnet  durch  den  Minister  Grafen 
Solar  de  la  Marguerite,  bearbeitet  aber  von  dem  Arcliivar  Datta*).  Die- 
selbe beginnt  mit  dem  Jahre  1559  und  geht  in  chronologischer  Ordnung  bis  in 
das  Jahr  1836.  Von  welcher  grossen  Bedeutung  aber  der  Inhalt  ist,  mag 
die  eine  Thatsache  beweisen,  dass  unter  etwa  500  in  den  ersten  Bänden  mit- 
getheilten  Actenstücken  nicht  weniger  als  205  früher  noch  gar  nicht  gedruckt 
waren.  Allerdings  sind  es  nicht  lauter  Verträge  i.  e.  S.,  sondeni  auch  manche 
einseitig,  sei  es  von  savoyischer  sei  es  von  anderer  Seite,  erlassene  Urkunden; 
allein  alle  gehören  in  so  ferne  zur  Vervollständigung  des  Werkes,  als  sie  die 
Feststellung  auswärtiger  Angelegenheiten  betreften.  Die  vierfachen  Register 
lassen  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig. 

Durchaus  vollständige  und  amtliche  Kenntniss  besitzen  wir,  schliesslich, 
von  den  Verträgen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Da 
die  Bundesverfassung  zur  Gültigkeit  eines  von  dem  Präsidenten  unterhandelten 
Vertrages  die  Zustimmung  des  Senates  verlangt,  so  ist  jede  Verheimlichung 
hier  undenkbar,  und  jeder  Versuch  dazu  wäre  ebenso  sinnlos  als  für  die  Schul- 
digen gefälirlich.  Violmehr  werden  denn  auch  alle  von  der  Bundesgewalt  ab- 
geschlossenen Verträge  unmittelbar  in  den  amtlichen  Gesetzessammlungen  be- 
kannt gemacht,  wo  sie  dann  leicht  aufgefunden  werden  mögen').  Ausserdem 
bestehen  aber  auch  eigene  Sammlungen  *) ,  welche  freilich  nicht  bis  auf  die 
jüngste  Zeit  herunter  gehen. 


1)  Ferrater,  D.  Estev.  de,  Codigo  de  Derecho  Internacional.  I.  II.  Barcelona,  1846, 
47.  —  Einiger  anderer  Abiheilungen  des  Werkes  ist  bereits  oben  bei  den  Sy- 
stemen und  beim  internationalen  Privafrechte  Erwähnung  gethan. 

2)  Traites  publics  de  la  Royale  Maison  de  Savoie  avec  Ics  puissances  etrangeres  de- 
puis  la  paix  de  Chateau-Cambresis  jusqu'  ä  nos  jours.  1— VI.  Turin,  1836—49,  4. 

3)  Man  sehe  z.  B. :  Public  Statutes  at  large  of  the  U.  St.  of  A.,  ed.  by  R.  Peters. 
Bosl.  ,  1848.  Bd.  VII  in  2  starken  Abiheilungen  enthält  die  Verträge  mit  frem- 
den Staaten,  und  die  mit  den  Indianern.  Einzelne  Anmerkungen  und  Nachwei- 
sungen erleichtern  den  Gebrauch. 

4)  Elliott,  J.,  American  diplomatic  code,  embrac.  the  Ireaües  and  Conventions  bet- 
ween  the  U.  St.  and  Foreign  Powers  form  1778—1834.  I.  11.  Wash.,  1834.  — 
Indlan  Treatises  between  the  U.  St.  and  the  several  Tribes  from  1778—1837. 
New.  ed  ,  Wash.,  1837.  —  Mi  not,  H.,  Treatises  conclud.  by  the  U.  St.  of  A. 
with  Foreign  Nalions  and  Indian  Tribes,  1844—1850.     Bost.  (jährlich  erscheinend.) 
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2.    Sammlungen   von    völkerrechtlichen   Actenstüclven. 

Aber  nicht  blos  in  den  Staatsverträgen  liegt  der  StoflF  des  positiven  Völ- 
kerrechtes. Auch  noch  in  anderen  Arten  von  Urkunden  kann  sich  der  Wille 
der  Staaten  über  internationale  Verhältnisse  aussprechen,  kann  entweder  «un- 
mittelbar Eecht  für  concrete  einzelne  Staaten  gemacht,  oder  wenigstens  eine 
Behauptung  über  einen  allgemeinen  Rechtssatz  aufgestellt  werden.  So  in  Ma- 
nifesten, Protestationen,  Noten  u.  s.  w.  Allerdings  liegt  nicht  in  allen  solchen 
Fällen  das  Ergebniss  für  die  Theorie  des  Völkerrechtes  klar  vor.  Wo  üeber- 
einstimmung  unter  zwei  oder  mehreren  eine  Erklärung  gebenden  Staaten  ist, 
da  entsteht  freilich  unzweifelhaft  für  die  Erklärenden  Recht.  Es  mag  ferner 
die  Macht  der  Thatsachen  einer  Norm  Nachachtung  vcrschaifeu,  wenn  sie  von 
den  grossen  Mächten  allein  ausgesprochen  ist,  auch  wenn  keine  Willensäusse- 
rung  von  den  übrigen  erfolgte.  Endlich  entsteht  natürlich  allgemeines  Recht, 
wenn  sämnitliche  gesittigte  Staaten  einen  Salz  gemeinschaftlich  als  verbindlich 
aufstellen,  oder  einen  von  nur  Einzelnen  aufgestellten  Satz  nachweisbar  aner- 
kennen. Allein  wie,  wenn  nur  Ein  Staat  eine  Behauptung  aufstellt?  wenn 
ausdrücklich  Widerspruch  von  Betheiligten  erfolgt?  wenn  abweichende  Erklä- 
rungen und  Handlungen  in  anderen  Fällen  geschehen  sind,?  Es  ist  Sache  der 
Wissenschaft,  zuerst  die  Regeln  zur  Behandlung  solcher  zweifelhaften  Fragen 
aufzustellen,  und  sie  sodann  anzuwenden  auf  alle  einzelnen  wirklich  vorliegen- 
den Fälle.  Auf  diese  Weise  mag  im  wirklichen  Leben  die  Veranlassung  zu 
Streitigkeiten  und  Ungewissheit  beseitigt  werden ;  und  nur  auf  diese  Weise 
ist  der  ganze  Inhalt  und  Umfang  des  thatsächlich  bestehenden  internationalen 
Rechtes  auch  für  die  Wissenschaft  zu  gewinnen. 

Hierzu  ist  denn  nun  aber  zuverlässige  und  vollständige  Kenntniss  der 
Thatsachen  nöthig,  d.  h.  der  Actenstücke,  in  welchen  sich  Staaten  über  völ- 
kerrechtliche Verhältnisse  aussprechen.  Diese  Urkunden  sind  allerdings  nur 
StoflF  zur  Gewinnung  eines  theoretischen  Ergebnisses ;  allein  sie  sind  mientbehr- 
lich,  und  es  muss  namentlich  Gewissheit  sein,  dass  wirklich  die  Gesammtheit 
der  bei  einer  bestimmten  Gelegenheit  aufgestellten  Grundsätze ,  Forderungen, 
Widersprüche ,  Zustimmungen ,  kurz  Erklärungen  vorliegt.  Dcsshalb  ist  denn 
die  Mittheilung  solcher  Actenstücke  ein  Verdienst,  nicht  blos  um  die  Geschichte, 
sondern  eben  so  um  die  Theorie  des  positiven  Völkerrechtes.  Und  wenn  etwa 
auch  das  schliessliche  Ergebniss  einer  grossen  Menge  von  Stoff  sich  auf  ganz 
Weniges  zurückführen  lässt:  so  ist  wenigstens  so  viel  sicher  gewonnen. 

Solche  Mittheilungeu  erfolgen  nun  allerdings  häufig  durch  die  Zeitungen; 
allein  weder  immer,  noch  vollständig,  noch  zuverlässig.  Daher  sind  andere 
sicherere  Veröffentlichungsarten  dankbar  anzuerkennen,  sei  es  nun,  dass  sie 
als  Beilagen  gescliichtlicher  Werke,  in  eigens  dazu  bcstimmcnten  Sammelwerken, 
oder  durch  Vorlagen  an  Ständeversammliugen  erfolgen.  NamentUch  die  letztere 
Weise  ist  von  grosser  Bedeutung,  weil  sie  häufig  die  Mittheilung  auch  von  sol- 
chen Actenstflcken  mit  sich  bringt,  welche  sonst  nicht  veröffentlicht  würden, 
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und  die  doch  zur  Einsicht  in  den  wahren  Sachverhalt  sehr  dienlich  sind;  so  z.B. 
Instructionen  für  Gesandte,  Berichte  derselben  u.  dgl.  Die  „blauen  Bücher"  beider 
Häuser  des  englischen  Parliaments  erhalten  zahlreiche  und  wichtige  Beispiele  sol- 
cher Schriftstücke.  Wenn  es  auch  sein  mag,  dass  nicht  immer  unbedingt 
Alles  mitgetheilt  wird;  wenn  sogar  zuweilen  von  Anfang  an,  in  der  Aussicht 
auf  eine  einstige  Nothwendigkeit  der  Veröffentlichung,  neben  den  amtlichen 
Actenstücken  eine  ausseramtliche  Verbindung  herlaufen  mag:  so  ist  diess  weni- 
ger von  Bedeutung  gerade  für  die  Urkunden  von  völkcrrechtliclier  Bedeutung, 
(welche  der  Natur  der  Sache  nach  bei  einer  solchen  Mittheilung  an  die  Volks- 
vertretung weder  unterschlagen  noch  verfälscht  werden  können,)  als  für  die 
Kenntniss  der  Beweggründe,  der  angewendeten  Mittel  und  der  Persönlichkeiten. 
Diese  alle  sind  aber  von  keiner  Bedeutung  für  die  Lehre  des  Völkerrechtes.  • 

Leider  ist  es  nicht  immer  leicht,  von  der  Thatsache  solcher  Mittheilungen 
Kenntniss  zu  erhalten,  und,  zuweilen  auch,  des  Mitgetheilten  habhaft  zu  wer- 
den. Allgemeine  Sammelwerke,  wie  die  alten  „Staatskanzleien,"  „Staatsarchive" 
XL.  s.  w.  oder  in  neuerer  Zeit  die,  sogleich  zu  erwähnenden,  „Neuesten  Staats- 
acten,"  bestehen  jetzt  auf  dem  Festlande  nicht  mehr,  oder  gehen,  wenn  sie 
versucht  werden,  bald  wieder  ein.  Die,  allerdings  höchst  reiclihaltige,  amtliche 
englische  Sammlung  ')  giebt  die  Actenstücke  zum  grossen  Theilc  erst  nach 
einer  längeren  Keihe  von  Jahren ,  wenn  deren  Mittheilung  keinerlei  Nachtheile 
für  die  englische  Regierung  zu  haben  scheint.  Alle  Zeitschriften  und  ständi- 
schen Verhandlungen  zu  kennen  und  zu  lesen,  ist  unmöglich.  Es  wäre  daher 
ein  grosses  Verdienst,  wenn  ein  zu  solcherlei  Arbeit  berufener  und  mit 
allen  Hülfsmitteln  ausgerüsteter  Kenner  des  Völkerrechts  wenigstens  ein  voll- 
ständiges Verzeichniss  aller  solcher  zerstreuten  Bekanntmachungen  entwerfen 
"Würde. 

In  Ermanglung  einer  solchen  ausgedehnten  Zusammenstellung  bleibt  für 
jetzt  nichts  übrig,  als  diejenigen  Mittheilungen  aufzuzählen,  welche  im  Verlaufe 
eines  auf  die  Sache  und  nicht  zunächst  auf  diese  Art  von  Quellen  gerichtetes 
Studium  auffinden  liess  *). 


1)  Es  sind  diess  die :  British  and  foreign  State  Papers.  Compiled  by  Ihe  Librarian 
and  Keeper  of  ihe  Papers,  Foreign  Office.  Lond.  gr.  8.  —  Der  bis  jetzt  letzte, 
24sle  Band,  ist  im  J.  1853  ersclüenen  und  giebt  in  der  Hauptsache  Urkunden 
von  den  J.  1835  —  36.  Die  Auswahl  der  in  dieser  bedeutenden,  wie  es  scheint 
auf  dem  Festlande  sehr  seltenen  und  viel  zu  wenig  gekannten ,  Sammlung  ist 
ziemlich  willkürhch  und  zufäUig;  natürlich  am  reichhaltigsten  da,  wo  England  un- 
mittelbar bei  einem  Ereignisse  betheiligl  war.  Im  Uebrigen  sind  sowohl  Verträge 
als  sonstige  Slaatsacten  aufgenommen.  Kurze  Register  nach  Staaten  und  Gegen- 
ständen erleichtern  den  Gebrauch  wenigstens  in  etwas. 

2)  Es  wird  dabei  erinnert,  dass  im  Verlaufe  der  gegenwärtigen  Abhandlung,  nament- 
hch  in  dem  Abschnitte  über  die  Geschichte   des  Völkerrechtes,    einzelne   Samm- 
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Neuere  allgemeinere,  d.  h.  nicht  blos  auf  die. Verhältnisse  eines  ein- 
zelnen Landes  sich  beziehende,  Sammlungen  von  völkerrechtlichen  Acten- 
stücke  sind : 

Diplomatisches  Archiv  für  Zeit-  und  Staaten-GescKichte ,  I— XXXVl.  Stuttg. 
u.  Tüb.,  1821—33. 

Auch  unter  dem  franz.  Titel :  Archives  diplomaliques ;  ferner  von  Bd.  VII  an : 
Neueste  Staatsactcn  und  Urkunden.  Die  ersten  6  Bände  enthalten  Zusam- 
menstellungen theils  nach  Jahren,  theils  nach  Ländern;  vom  7lcn  Bande 
an  sind  nur  vereinzelte  Urkunden  gegeben. 

Papers   rel.  to   the    affairs   of  Greece    and  Belgium,  print.  by  the  Foreign 
Office.     Lond.,  1835. 

The  Portfolio;  or  a  collection  of  State -Papers  illustrative  of  the  history  of 
our  times.  I— VI.    Lond.,  1836—37. 

Merkwürdiger  Sammlung  geheimer  Actenstäcke. 

Le  Portfolio,   ou  Colloction  de  documens  politiques  rel.  k  l'histoire  contem- 
poraine.  I— V.     Hambg.,  1836—37. 

Nicht  ganz  vollständige  Uebersetzung  der  vorangehenden  Sammlung. 

The  Portfolio.  I— IV.     Lond.,  1843—44. 

Portfolio.     Actenstficke  zur  Geschichte  und  Characteristik  unserer  Zeit.  Lpz., 
1848. 

Actenstücke  aber,  welche  sich  auf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  ein- 
zelner Länder  oder  Verhältnisse  beziehen^  sind  in  nachstehenden 
Schriften  gesammelt: 

a)  England. 

Correspondence  between  some  of  the  Continental  Powers   and   Gr.  Britain 
resp.  the  foreign  Rcfugees  in  London.    Pres,  to  Pari.  1852.  fol. 

—  rel  to  the  trial  of  a  Maltese  in  the  Court  of  the  Hey  of  Tunis.  Pari. 
Pap.,  1844.  fol. 

—  between  Gr.  Britain  and  Foreign  Powers  rel  to  loans  made  by  British 
subjects,  1823—47.     Pari.  Pap.,  1847.  fol. 

—  resp.  the  British  Protestant  Chapel  in  Florence.  Pari.  Pap.,  1851. 
fol. 


loDfen  von  Actenstflcken  bereits  angefQhrt  sind,  wenn  es  zm  vollständigen  Ueber- 
sicht  Ober  die  einschlagende  Literatur  nothwendig  war.  Eine  Wiederholung  dieser 
Anfübnuigcn  erscheint  überflüssig. 
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b)  Frankreich. 

Papcrs  rel.  to  the  arbitration  of  thc  King  of  Prussia  on  tlie   Claims  rel.  to 
thc  affairs  of  the  Coast  of  Portentic  1834—35.  Pari.  Pap.,  1845.  fol- 

c)  Spanien. 

Correspondence ,  rel.  to    commercial  Privileges   in  Spain.    Pari.  Pap., 
1845.  fol. 

—  rel.  to  the  ma'rriages  of  the  Qneen  and  Infauta  of  Spain.   Pari.  Pap., 
1847.  fol. 

Papers  rel.  to  the  affairs  of  Spain   and  correspondence  between  Sir  H. 
Bulwer  and  the  duke  of  Sotomayor.  1844 — 47.    Pari.  Pap.,  1848.  fol. 

d)  I  talien. 

Correspondence  rel.  to  the  affairs  of  Italy,    1840 — 18.  I — III.    Pari.  Pap., 

1849.  fol. 

e)  Neapel. 

Papers  rel.  to  the  sulp  hur  monopoly  in  Sicily.   Present.  to  Pari.    Lond., 

1840.  fol. 
Correspondence  rel.  to  Naples  and  Sicily,   1814—16;   1848;    1848— 49ir 

Pari.  Pap.,  1849.  fol. 

f)  Pabst. 

Correspondence  resp.  the  relations  existing  between  Foreign  Powers 
and  the  Court  of  Rome.  I— III.  Pari.  Pap.,  1851.  fol. 

—  resp.  the  affairs  of  Rome  1849.     Pari.  Pap.,  1851.  fol. 

g)  Ungarn. 

Correspondence  rel.  to    the    affairs  of  Hungary  1847 — 49.     Pari.  Pap., 

1850.  fol. 

h)  Holland. 

Papers  rel.  to  the  treaty  of  1824,  by  the  Netherland  authorities  in  tbe 
East-lndies.    Present.  to  the  H.  of  Comm.    Lond.,  1840. 

i)  Schweiz. 

Communications  between  the  Representatives  of  Austria,  Prussia  and  Russia 
in  Switzerland  and  the  President  and  Council  of  Berne.  Pari.  Pap., 
1847.  fol. 

Correspondence  rel.  to  the  affairs  of  Switzerland,  1844  —  47,  (Sonder- 
bund).    Pari.  Pap.,  1847—48.  fol. 

k)  Cracau. 

Papers  rel.  to  the  suppression  of  the  free  State  of  Cracau.  Pari. 
Pap.,  1847.  fol. 

T.  Mo  hl,    StaatBwissenschaft  I.  ßQ 
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1)  Griechenland. 

Papcrs  rel.  to  the  aifairs  of  Greece'  (Protocols  of  Conferences  held  in 
London  and  in  Constantinopel  etc.  1830,  Lond.  fol. 

Correspondence  rel.  totherecent   events  in  Greece,   1843* — 44.    Pari. 
Pap.,  1844.  fol. 

—  resp.  the  failure  of  the  Greek  Government  to  provide  for  the  interest 
of  the  Greek  loan.    Pari.  Pap.,  "1846.  fol. 

—  rel.  of  demands  upon   the  Greek  Government  (Pacifico  u.  s.  w.) 
1842.    Pari.  Pap.,  1850.  fol. 

—  resp.  the  mixed  Commission  appointed  to  investigate  the  Claims  of  Pa- 
cifico.   Pari.  Pap.,  1851, 

m)  Türkei  und  Orient  überhaupt. 

Correspondence  rel.  to  the  Levant.  Present.  to  Parl.I.  II.  Lond.,  1841.  fol. 

—  rel.  to  the  continuance  of  monopolies  in  the  dominions  of  Turkey. 
Lond.,  1840.  fol. 

—  resp.  the  commercial  treaty  with  Turkey  of  1838.  I.  11.    Present.  to 
Pari.,  1842—43.  fol. 

—  rel.  to  executions  in  Turkey. for   apostacy  from  Islamism.    Pari. 
Pap.,  1844.  fol. 

—  rel.  to  the  affairs  of  Syria  1843—45.  L  U.  Pari.  Pap.,  1845.  fol. 

—  resp.  the  conditions  of  Protestants  in  Turkey,  1841 — 45,  Pari.  Pap., 
1851.  fol. 

—  rel.  to  Turkey,  I— YU.  Pari.  Pap.,  1853—54.  fol. 
Communications  respect.  Turkey  made  to  H.  M'ß  Government  by  the  Em- 

peror  of  Russia.     Pari.  Pap.,  1853.  fol. 
Correspondence  with  the  Kussian  Government  resp.  obstructions  to  the  na- 
vigation  of  the  Sulina  Channel.  Laid  bef.  Pari.  1853.  fol. 

—  resp.  the  rights  and  Privileges  of  the   Latin  and  Greek   Charches 
in  Turkey,  pres.  to  Pari.,  1854.  fol. 

La  France  et  la  Russie.    Question  d'Orient.    Par.,  1854. 

n)  Vereinigte  Staaten  in  Nordamerika. 

The    diplomatic  Correspondence   of    the  American  Revolution. 

Publ.  from  the  original  Mss  by  J.  Sparks.  I— XU.  Bost.,  1829—30. 
The  diplomatic   Correspondence   of   the  United  States   of  the  from 

1783—89.  I— VIL    Bost.,  1838. 
The  duplicate  letters,  the  fisheries  and   the  Mississippi  docu- 

ments,  rel.  to  transactions  and  the  negociation  of  Ghent.    Publ.  by  J. 

Qnincy  Adams.    Wash.,  1822. 
Papers  on  the  navigation  of  the  St.  Lawrence.  Present  to  Pari.,  1828. 

foL  —  und  Congress.  Docum.  1827—28,  Nr.  43. 
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North  American  Boundary.  Correspondence  rel,  to  the  Boundary  of  the 
British  posscssions  and  the  U.  St.    Present.  to  Pari.,  Lond.,  1838.  fol. 

— .    Procecdings  and  correspondence  rel.  to   the   pretentions  of  the 

States  of  Maine,  Massachusetts  and  Hampshire  .  .  in  the  disputed  ter- 
ritory, 1831—37.  Present.  to  Pari.  Lond.,  1834.  fol. 

Correspondence  resp.  the  Boundary  line  under  the  treaty  of  Washington, 
1842.     Pari.  Pap.,  1845.  fol. 

—  rel.  to  the  Oregon  Territory.    Pari.  Pap.,  1846.   fol. 

—  rel.  to  the  project  of  annexing  Cuba  to  the  to  the  U.  St.  Laid.  bef. 
Pari.,  1853.  fol. 

Correspondenz  zwischen  dem  Staatssecretär  der  V.  St.  und  dem  Charge  d' 
Affaires  von  Oesterreich  mit  Bezug  auf  den  Fall  von  M.  Kossta.  New- 
York,  1853.  8. 

o)  Venezuela. 
Memorias  del  ministro  de  relac.  exteriores  de  Venezuela.    Caracas,  1842 — 
47.  fol. 

p)  Mosquito  Küste. 

Correspondence  resp.  the  Mosquito  Territory.    Pari.  Pap.,  1848.  fol. 

q)  China. 

Treaty  between  Her  Majesty  and  the  Emperor  of  China,  Nanking,  29.  Aug. 

1842.    With  other  docum.     Pari.  Pap.,  1844.  fol. 
Supplementary  treaty ,  Hoomun  Chae,  8.  Oct.  1843.   With  other  döc. 

Pari.  Pap.,  1844.  fol. 
State   papers   with   respect  to  British  subjects  in  China.    Pari.    Pap., 

1853.  fol. 

r)  Australien. 
Correspondence   rel.  to   the    Society   Islands   1843.    I.    U.      Pari.  Pap., 
1843—44.  fol. 


Die  vorstehende  üebersicht  über  die  neueren  Leistungen  im  Völker- 
rechte ist  weitläufig,  vielleicht  schwerfällig  geworden.  Es  schien  aber  rathsa- 
mer  und  nützlicher ,  die  Zusammendrängung  auf  kurz  formulirte  Ergebnisse 
und  die  Hervorhebung  der  wichtigsten  Werke  dem  Einzelnen  für  seinen  be- 
sonderen Gebrauch  und  nach  seinem  Urtheile  zu  überlassen,  als  hier  vorzu- 
greifen. Die  Thätigkeit  auf  diesem  Felde  der  Staatswissenschaften  ist  noch 
zu  sehr  im  Flusse,  manche  Kichtung  noch  zu  schwankend,  alä  dass  schon  ein 
unantastbares,  für  Alle  maassgebendes  objectives  Urtheil  ausgesprochen  werden 
könnte.    Diess  ist  vielleicht  erst  einer  viel  späteren  Zeit  möglich. 
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Nicht  für  Weiteres,  als  ebenfalls  für  eine  subjective  Anschauung  wollen 
daher  nachstehende  Schlussbemerkungen  gelten. 

Unläugbar  hat  das  in  der  Völkerrechts-Wissenschaft  seit  fast  einem  Men- 
scheualter  neu  erwachte  und  vielgestaltete  Leben  nicht  blos  der  Masse,  sondern 
auch  dem  Inhalte  nach  Bedeutendes  geleistet.  Es  wird  diese  plötzliche  und 
grosse  Regsamkeit  immer  eine  bezeichnende  Erscheinung  in  der  Geschichte 
und  Literatur  der  Staatswissenschaften  bilden.  Aber  es  wäre  eine  alberne  Selbst- 
überschätzung, wenn  das  jetzige  Geschlecht  wähnte,  schon  in  allen  Beziehun- 
gen die  ihm  durch  die  Wirklichkeit  gestellten  Aufgaben  gelöst  zu  haben. 

In  der  Geschichte  des  Völkerrechtes  ist  nicht  nur  Vieles ,  sondern 
auch  Grosses  geleistet  worden.  Laurent's  Name  ragt  hoch ;  und  gelingt  es 
ihm ,  sein  Werk  so  durch  das  Mittelalter  und  durch  die  neue  Zeit  bis  zur  "Ge- 
genwart herabzuführen,  wie  er  diess  durch  den  Orient  und  das  Alterthum  ge- 
than  hat,  so  ist  eine  Grundlage  für  immer  gewonnen.  Auch  soll  das  Verdienst 
des  Grafen  Garden  nicht  unterschätzt  werden,  wenn  es  schon  mehr  in  Zu- 
sammentragurig  als  in  selbstständiger  Leistung  besteht.  Im  Einzelnen  haben 
Müller -Jochmus,  Schaumann,  Wheaton,  Kaltenborn  u.  A.  ehrenwerthes  voll- 
bracht. Aber  es  ist  doch  erst  von  der  Zukunft  eine  vollständige  Geschichte 
des  gesammten  völkerrechtlichen  Stoffes  und  eine  billigen  Forderung  entspre- 
chende Literatur-Geschichte  zu  erwarten. 

Die  Kritik  der  Grundbegriffe  des  Völkerrechts  und  der  Bearbeitungs- 
weise hat  sicherlich  gewonnen  durch  Gagern's  geistreiche  Gedankenspäne  und 
Kaltenborn's  ernsten  wissenschaftlichen  Sinn.  Man  mag  selbst  Pinheiro- 
Ferreira  in  seiner  Art  gelten  lassen.  Eine  Material  -  Kritik  freilich,  wie  sie 
z.  B.  dem  Strafrechte,  dem  Processrechte ,  mancher  rein  philisophischen  Disci- 
plin  zu  Theile  geworden  ist,  eine  solche,  welche  systematisch  und  vollständig 
aufräumte,  erläuterte,  gründete,  hat  das  Völkerrecht  noch  keineswegs  er- 
halten. 

Natürlich  können  auch  dann  erst  die  Systeme  zur  Vollkommenheit  ge- 
langen; die  des  philosophischen  VölkeiTCchts  nach  Inhalt  und  Form,  die  des 
positiven  jeden  Falles  in  der  Form.  Darüber,  dass  die  neue  Zeit  im  philoso- 
phischen Völkerrechte  nichts  Systematisches  geleistet  hat,  kann  gar  kein  Zwei- 
fel sein.  Und  wenn  es  haare  Ungerechtigkeit  wäre  zu  verkennen,  was  in  dem 
positiven  Rechte  durch  Wheaton,  Pando,  Oke-Manning,  Wildmann,  vor  Allem 
aber  durch  Heffter  und  Phillimore  Bedeutendes  und  Brauchbares  geleistet  worden 
ist:  so  fehlt  doch  noch  immer  theils  eine  nach  den  richtigen  Grundanschauun- 
gen systematisirte  Darstellung  des  Geltenden,  theils  ein  ausführliches  Werk, 
welches  in  alle  Einzelnheiten  geschichtlich,  kritisch,  dogmatisch  eingicnge.  Ein 
Werk,  wie  es  J.  J.  Moser  seiner  Zeit  lieferte,  sollten  wir  jetzt  auf  unserem 
Standpunkte  haben. 

Es  wäre  thöricht,  bei  den  Einzelnschrifteu  auszuheben,  was  noch 
nicht  bearbeitet  ist.  liier  ist  nie  ein  Ende,  und  nirgends  ein  nothwendiges 
Maass.    Also   mag  man  sich  einfach  darüber   freuen,   dass   so  Vieles  und  so 
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Gutes  bereits  geleistet  ist.  lieber  die  Verhältnisse  der  völkerrechtlichen  Be- 
amten haben  K.  v.  Martens,  Garden,  Miruss  manchfach  Brauchbares,  Dos  Santos 
und  Barreto  Treffliches,  Miltitz  Staunenswerthes  geleistet,  hat  Kölle  Geist 
in  Fülle  ausgegossen.  Das  See-  und  Handelsrecht  vom  internationalen  Stand- 
punkte, die  Neutralitätsfrage  haben,  freilich  mit  sehr  verschiedenen  sachlichen 
Ergebnissen,  meisterhaft  behandelt  die  Franzosen  Ortolan  und  Hautefeuille, 
die  Engländer  Reddie  und  Fourneaux.  Im  internationalen  Privatrechte  ist 
kaum  gewältigbarer  Reichthum,  wenn  gleich  sehr  geringe  Uebereinstimmung. 
Story,  Fölix,  Wächter,  Bürge  werden  hier  in  der  Wissenschaft  bleiben. 

An  Urkunden-Sammlungen  endlich  haben  wir  Wichtiges,  freilich 
lange  noch  nicht  alles  Nöthige,  erhalten. 

Also  nochmals.  Es  ist  in  (Jreissig  Jahren  Vieles  und  Bedeutendes, 
für  eine  so  kurze  Zeit  ungewöhnlich  Vieles  und  Bedeutendes  zur  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  des  Völkerrechtes  gescliehen.  Aber  es  sind  doch  auch  noch 
manche  Kränze  unangestrebt  oder  unerreicht  hängen  geblieben.  Mögen  sie  alle 
und  bald  errungen  werden! 

Und  diesen  Wunsch  sollten  auch  Solche  theilen,  welche  der  wissenschaft- 
lichen Feststellung  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Staaten  dess- 
halb  kein  sehr  grosses  Gewicht  beilegen,  weil  sie  nur  auf  seltene  Anwendung 
der  Lehre  im  wirklichen  Leben  hoffen.  Es  ist  leider  wahr  genug,  dass  der 
Mangel  an  Völkermoral  dem  Völkerrechte  noch  immer  viel  von  seiner  Bedeu- 
tung und  Wirksamkeit  raubt;  dass  mächtige  Staaten  ihren  selbstischen,  viel- 
leicht sogar  ganz  falsch  begriffenen  oder  rein  persönlichen,  Vortheil,  nicht 
aber  Recht  und  Verbindlichkeit  im  Auge  halten;  dass  Selbstständigkeit  ein  lee- 
res Wort  im  Munde  der  Scliwachen  ist;  dass  nur  zu  oft  der  Unerlaubtheit 
der  Zwecke  die  Unsittlichkeit  der  Mittel  entspricht;  kurz,  dass  endlos  und 
aller  Orten  gegen  die  Grundsätze  des  philosophischen  und  des  positiven  Völ- 
kerrechtes gesündigt  wird.  Dennoch  ist  Bemühung  um  dessen  richtige  Begrün- 
dung und  Ausbildung  auch  ein  praktisches  Verdienst. 

Diess  aber  aus  mehr  als  Einem  Grunde. 

Was  bleibt  dem  IVIindermächtigen ,  welcher  sein  Schwert  nicht  in  die 
Wagschaale  werfen  kann,  zur  Vertheidigung  anders  übrig,  als  eben  der  Beweis 
des  Rechtes?  Je  sicherer  aber  dieses  steht,  je  unwiderleglicher  es  aus  aner- 
kannten Grundsätzen  des  Völkerrechts  nachgewiesen  werden  kann :  desto  grösser 
ist  wenigstens  die  Möglichkeit,  dass  es  geschont  werde ;  dass  entweder  das  Ge- 
wissen oder  die  Scheue  vor  der  öffentlichen  Meinung  erwache. 

Sodann  muss  jeder  Staat  gerüstet  sein,  den  von  einem  Gegner  vorge- 
brachten Scheingründen  eine  tüchtige  Widerlegung  entgegenzusetzen.  Nicht 
immer  kann  und  will  alsbald  thatsächlich  vorgefahren  werden;  ein. unbilliger 
oder  ungerechter  Gegner  sucht  zunächst  auch  wohl  nur  die  Meinung  für  sich 
zu  gewinnen.  Dann  aber  ist  ein  theoretischer  Sieg  einer  im  Leben.  Auf  diesem 
Wege  wenigstens  wird  dann  keine  weitere  Anfechtung  erfolgen. 
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Endlich  und  hauptsächlich  aber  hat  ein  wahrer  Fortschritt  in  der  Wis- 
senschaft des  gerechten  und  humanen  Zusammenlebens  der  Völker  allmählig 
auch  einen  sittlichenden  Einfluss  auf  Völker  und  Regierungen.  Es  mag  langsam 
gehen,  und  es  sind  Eückfülle  möglich;  aber  wenn  das  allgemeine  Bewusstsein 
eine  gewisse  Handlung  entschieden  für  unerlaubt  erachtet,  eine  gewisse  Forde- 
rung für  eine  Barbarei:  so  wird  die  Möglichkeit,  dass  sie  dennoch  be- 
gangen oder  gestellt  werde,  immer  kleiner.  Sei  es  auch  nicht  aus  bewusstem 
Willen,  so  doch  aus  allgemeinem  Rechtsgefühle ;  man  weiss  es  gar  nicht  anders. 
Die  Theorie  ist  immer  der  Anwendung  von  Bildung  und  Sittlichkeit  im  Leben 
vorangeschritten,  Sie  muss  es  auch  im  Völkerrechte  thun;  hierzu  aber  sich 
kräftigen  und  nach  allen  Seiten  hin  ausbilden. 

Gewiss  Ursache  jgenug,  der  Wissenschaft  für  das  Geleistete  zu  danken, 
und  ihr  zu  Weiterem  Ausdauer  und  Glück  zu  wünschen. 


VE' 
DIE  LITERATUR  DES  SCHWEIZERISCHEN  STAATSRECHTES, 


Die  Scliweizer  gefallen  sich  in  dem  Satze:  ihr  Land  sei  der  republika- 
nische Mikrokosmus  Europa's  gegenüber  von  dessen  monarchischem  Makrokos- 
mus; und  es  bestehe  somit  seine  Aufgabe  darin,  dem  letzteren  ein  Gegenbild 
seiner  Zustände  und  Bestrebungen  vorzuhalten. 

Diese  Auffassung  der  geistigen  staatlichen  Bedeutung  ist  nicht  ganz  rich- 
tig, und  zwar  in  doppelter  Beziehung.  Einer  Seits  dient  eine  genaue  Kennt- 
niss  und  Ei-wägung  der  schweizerischen  Staatseinrichtungen  nur  sehr  theilweise 
als  Gegenbild  für  uns  Andere;  anderer  Seits  klärt  sie  aber  über  Weiteres  auf, 
als  nur  über  die  Verschiedenheit  der  Volksherrschaft  und  des  Fürstenthumes. 

Als  Gegenbild  kann  die  schweizerische  Demokratie  der  europäischen  Mo- 
narchie nur  für  deren  kleinste  zerrbilderartige  Ausläufer  dienen,  eben  weil  sie  ein 
Mikrokosmus  ist.  Kein  Anfänger  in  der  Staatskunst  kann  die  Einsicht  missen, 
dass  die  Einrichtungen  kleiner  Staaten  noch  keineswegs  auch  in  grossen  möglich 
sind;  und  dass  die  Folgen  einer  und  derselben  staatlichen  Gestaltung  ganz 
anders  in  einem  Reiche  von  dreissig  Millionen  Einwohnern  und  Tausenden  von 
Geviertmeilen  ausfallen,  als  in  einem  Ländchen,  welches  aus  Einem  Thale  und 
einigen  Hirten  besteht.  Von  Appenzell -Innerrhoden  lässt  sich  etwa  eine  An- 
wendung für  Hessen-Homburg  oder  Waldeck  machen,  aber  nicht  von  Uri  für 
-Russland,  und  selbst  nicht  von  Bern  für  Preussen  oder  auch  nur  für  Bayern. 
Was  grösser  ist  als  Nassau  oder  Braunschweig,  findet  kein  Gegenbild  in  der 
Schweiz;  zu  einem  abschliessenden  Urtheile  über  die  Tauglichkeit  und  Lebens- 
fähigkeit jener  mikroskopischen  Monarchieen  bedarf  aber  Niemand  mehr  eines 
fremden  Anhaltspunktes. 

Damit  soll  aber  die  grosse  Bedeutung  des  schweizerischen  Rechtes  für 
eine  richtige  allgemeine  Auffassung  des  Staatslebens  nicht  im  mindesten  ge- 
läugnet  werden.  Diese  Bedeutung  liegt  nur  anderswo,  als  in  einer  Verglei- 
chung  der  schweizerischen  Volksherrschaften  mit  den  europäischen  Königreichen. 

Eine  Kenntniss  jenes  Rechtes  gibt  nämlich,  vor  Allem,  höchst  bedeutende 
Beiträge  zur  Einsicht  iu  das  Wesen  der  Volksherrschaft  an  sich,  (also  ohne 
weitere  Beziehung  zu  anderen  Zuständen ;)  und  zwar  sowohl  der  unmittelbaren, 
reinen  Demokratie,  als  der  durch  Stellvertreter  ausgeübten.  Zwei  und  zwanzig 
demokratische  Staaten   von  verschiedener  Art  und  Grösse  sind  immerhin   ein 
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reicher  Stoff  der  Beobachtung;  und  die  daraus  gewonnenen  Ergebnisse  sind 
von  um  so  grösseren  Werthe,  als  die  Schweiz  nach  Gesittigung,  Bevölkerungs- 
dichtigkeit und  Volkswirthschaft  ein  europäisches  Land  der  Jetztzeit  ist,  somit 
die  Zustände  nicht  erst  mit  Mühe,  Gelehrsamkeit  und  Gefahr  vielfacher  Fehl- 
griffe unserem  Verständnisse  nahe  gebraclit  werden  müssen.  Auch  ist  es  ein 
grosser  Vortheil  für  die  Beobachtung,  dass  die  schweizerischen  Demokratieen 
seit  langen  Jahren  in  so  häufiger  und  tiefgehender  Bewegung  begriffen  sind, 
dabei  aber  ihr  Wesen  vielfach  und  unverhüllt  zeigen. 

Zweitens  ist  kaum  ein  günstigerer  Fall  denkbar  zu  einer  richtigen  Beur- 
theilung  der  Aristokratie.  Gerade  die  bedeutendsten  Staaten  der  Schweiz  wa- 
ren, zum  Theile  bis  vor  Kurzem,  Aristokratieen ;  sind  aber  jetzt  in  Folge  des 
Gleichheitsdranges  in  Demokratieen  verwandelt.  Hier  ist  denn  eine  tiefe  Ein- 
sidht  in  das  Leben  eines  von  bevorzugten  Geschlechtem  geleiteten  Staates  zu 
gewinnen.  Die  Vergleichung  der  jetzigen  Zustände  mit  den  früheren  ist  sehr 
leicht;  und  da  beide  Formen  dieselben  geistigen  und  sachlichen  Bestandtheile 
umfassen,  so  ist  eine  Schlussziehung  eben  so  sicher  als  belehrend. 

Endlich  giebt  die  Geschichte  der  Bundesv^rhältnisse  der  Schweiz  einen 
"Wichtigen  Beitrag  zu  der  Lösung  der  schwierigen  Aufgabe,  die  Nothwendigkeit 
eines  grossen  und  starken  Vereines  vieler  kleiner  Staaten  in  Einklang  zu  brin- 
gen mit  deren  ünabhängigkeitsliebe,  Eifersucht  und  Sonderbündelei.  Die 
Schweiz  hat  einen  langen  Lehrgang  durchgemacht  in  der  Frage  vom  Staaten- 
tbund imd  Bundesstaat,  und  mag  Solchen,  welche  noch  in  der  Lehre  stehen, 
manchen  warnenden  und  aufmunternden  Blick  geben. 

Nur  erwünscht  kann  es  daher  sein,  dass  —  Während  früher  Man- 
gel an  brauchbaren  Hülfsmitteln  war  —  in  neuerer  Zeit  eine  auffallend  grosse 
Thätigkeit  in  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  öffentlichen  Rechtes  der 
Schweiz  gekommen  ist;  und  man  nun  an  der  Hand  erprobter  Führer  die  "Wan- 
derung durch  die  Entwicklungsgeschichte  und  die  jetzigen  staatlichen  Zustände 
aller  dieser  Alpthäler  und  Vorländer  thun  kann.  Die  deutsche  Wissenschaft  hat 
ohne  Zweifel  Anstoss,  Methode  und  Bedürfniss  zu  solchen  Arbeiten  gegeben; 
allein  nicht  geringeren  Ruhmes  sind  desshalb  die  Männer  werth,  welche  sich 
an  -die  Erforschung  dieser  kleinen  und  zun&chst  nur  für  einen  engen  Kreis 
bedeutsamen  Verhältnisse  gewagt,  sie  dann  aber  mit  Gelehrsamkeit  und  freiem 
Blick  durchgeführt  haben.  Eben  das  ist  ja  das  Löbliche,  man  darf  wohl  sagen 
das  Rührende,  an  solchen  Bemühungen,  dass  die  Mtlhe  und  der  Lebensauf- 
wand nicht  durch  eine  entsprechende  Tragweite  der  Wirkung  belohnt,  der 
Forscher  nicht  durch  die  Grösse  des  Gegenstandes  selbst  gehoben  wird. 

Die  Erscheinung  aber,  dass  die  Arbeiten  über  das  schweizerische  Staats- 
recht zum  bedeutenden  Theile,  nach  Zahl  und  Werth,  rechtsgeschichtlichcr 
Art  sind,  ist  leicht  erklärbar.  Die  Schweiz  kann  nur  geschichtlich  begriffen 
wcnlcn;  und  wenn  auch  allerdings  die  jetzige  Entwicklung  der  Demokratie 
daselbst  eine  mehr  grundsätzliche  und  systematische,  als  naturgeschichtliche 
ist:  so  bleibt  doch  auch  jetzt  noch  sehr  Vieles  übrig,  was  nicht  nach  der  Elle 
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der  Doctrin  gemessen  werden  darf,  nicht  blos  logisch  verstanden  wird.  Von 
jeher  war  daher  in  der  Schweiz  das  Bedürfniss  geschichtlicher  Forschung;  und 
es  sind  wenige  Länder,  welche  so  trefifliche  Erzählungen  ihrer  Erlebnisse  be- 
sitzen. Einzelne  und  Gesellschaften  wetteiferten  in  der  Beibringung  und  Sich- 
tung des  Stoffes  und  in  der  Aufldäi-ung  einzelner  dunkler  Fragen.  Von  der 
deutschen  tieferen  Auffassung  des  gesammten  germanischen  Rechts  -  und  Staats- 
lebens aber  haben  die  Schweizer  gelernt,  auch  ihre  gesammten  gesellschaftlichen 
Zustände  in  der  Wurzel  zu  erfassen,  sie  in  ihrer  Eigenthtlralichkeit  darzu- 
stellen und  durch  alle  inneren  und  äusseren  Veränderungen  zu  begleiten  bis  in 
die  Gegenwart.  Eichhorn's  Beispiel  ist  für  sie  nicht  verloren  gegangen.  Nach- 
dem Bluntschli  zuerst  an  seinem  engeren  Vaterlande  Zürich  (später  an  der  ge- 
sammten Eidgenossenschaft),  gezeigt  hat,  was  ein  richtiger  Standpnnkt,  rechts- 
wissenschaftliche Durchbildung  und  genaue  geschichtliche  Forschung  zu  leisten 
im  Stande  ist,  sind  seinem  Vorgange  Andere  gefolgt,  die  gebahnte  Strasse  mit 
vielleiclit  noch  grösserer  Sicherheit  und  mit  reicherem  Stoffe  durchschreitend. 
Allerdings  enthalten  diese  "Werke  manclies  für  den  Staatsgelehrten  wie  für  den 
praktischen  Staatsmann  nicht  unmittelbar  Bestimmte,  da  das  gesammte  Rechts- 
leben als  ein  Ganzes  aufgefasst  wird,  und  somit  auch  Abschnitte  kommen,  wel- 
che die  staatlichen  Einrichtungen  nicht  berüliren.  Allein  nicht  nur  schadet 
Ueberfluss  weniger  als  Dürftigkeit;  sondern  es  wird  doch  auch  überhaupt  durch 
eine  allgemeine  Bekanntschaft  mit  den  Rechtsverhältnissen  der  Einzelnen  und 
der  Art  ihrer  Geltendmachung  die  Einsicht  in  die  ganze  Lebensauffassung  und 
Gesittigung  eines  Zeitabschnittes  oder  einer  Bevölkerung  gefördert. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  Pflicht  der  "Wissenschaft,  Umschau  zu 
halten  in  der  auf  das  schweizerische  Staatsleben  sich  beziehenden  Literatur ;  und 
zwar  am  besten  so ,  dass  auch  das  Aeltere  oder  das  neuerer  Zeit  über  Aelteres 
Erschienene  nicht  versäumt  wird. 

Der  gesammte  Büchervorrath  über  schweizerisches  Staatsrecht  ist  auch 
jetzt  noch  keineswegs  sehr  gross;  dennoch  ist  es  nicht  ganz  leicht,  ihn  in  eine 
richtige  Uebersicht  zu  bringen,  da  der  gegenständliche  Umfang  und  die  Be- 
handlung der  einzelnen  Arbeiten  sehr  verschieden  sind.  Das  Angemessenste 
wird  dann  wohl  sein,  das  Bundesrecht  der  Eidgenossenschaft  von  dem  Staats- 
rechte der  einzelnen  Kantone  getrennt  zu  halten ;  bei  dem  ersteren  die  Schriften 
je  nach  den  von  ihnen  behandelten  verschiedenen  Bundesverfassungen  zusam- 
menzustellen;  im  Kantonsstaatsrechte  aber  das  nach  Zeit  oder  Raum  Umfas- 
sendere vorangehen  zu  lassen.  Wo  ein  Werk  sich  mit  beiden  Seiten  des 
schweizerischen  Staatslebens  beschäftigt,  ist  es  doppelt  zu  nennen.  Dagegen 
würde  Trennung  der  geschichtlichen  von  den  dogmatischen  Werken  nur  nutzlos 
zersplittern  und  zu  Wiederholungen  führen. 
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I. 

Das  eidgenössische   Bundesrecht. 

Wenige  staathche  Zustände  der  Welt  sind  so  entfernt  von  einer  theore- 
tischen Begründung  und  systematischen  Entwicklung  gewesen,  als  die  alte 
schweizerische  Eidgenossenschaft.  Entstanden  aus  unmittelbarem  praktischem 
Bedürfnisse  in  verwirrtester  Zeit  und  aus  zufälligsten  Bestandtheilen ,  ist  die- 
selbe in  gleich  untheoretischer  "Weise  vorgeschritten,  und  hat  überdiess  durch 
gemeinsame  Unterthanenlande,  zugewendete  Orte  und  confessionelle  Sonderbünde 
die  wunderlichsten,  fast  fratzenhaften  Anhängsel  bekommen.  Man  sollte  nun 
glauben,  dass  für  die  Begreifung  und  Handhabung  so  verschiedener,  und  so 
wenig  aus  allgemeinen  Grundsätzen  aufgebauter  Gestaltungen  sich  sehr  frühe 
das  Bedürfniss  tüchtiger  schriftstellerischer  Arbeiten  fühlbar  gemacht  habe, 
welche  dem  Staatsmanne  den  Stoff  geordnet  zur  Hand  gelegt,  die  Streitpunkte 
bezeichnet  und  entschieden  hätten,  für  den  Bürger  aber  eine  Belehrung  über 
seine  eigene  Stellung  gewesen  wären.  Und  es  fehlte  auch  in  4er  That  weder 
an  Solchen,  welche  auf  das  Bedürfniss  aufmerksam  machten  (wie  z.  B.  "Wald- 
kirch),  noch  war  Mangel  an  Männern  für  solche  Unternehmungen,  da  die 
Schweiz  zu  allen  Zeiten  durch  die  Freiheit  und  durch  die  Nothwendigkeit  der 
Behandlung  schwieriger  Aufgaben  und  Verhältnisse  treffliche  Staatsmänner  er- 
zeugte ').  Dennoch  war  —  mag  nun  die  Ursache  sein,  welche  sie  wolle,  — 
Jahrhunderte  lang  die  veröffentlichte  Literatur  des  eidgenössischen  Bundes- 
rechtes sehr  dürftig  und  ungenügend.  Erst  in  der  jüngsten  Zeit  ist  eine  grös- 
sere Thätigkeit  in  der  Bearbeitung  auch  des  früheren  Rechtes  erwacht  und 
manches  Versäumte  nachgeholt  worden.  Eine  unmittelbare  Bedeutung  für  das 
Leben  hat  freilich  diese  jetzige  Darlegung  des  Rechtes  älterer  Zustände  nicht 
mehr;  wohl  aber  dient  sie  zum  besseren  Verständnisse  der  Gegenwart  für  die 
Schweiz  selbst,  wie  für  die  fremden  Theoretiker  oder  Gesetzgeber;  und  als 
Beitrag  zu  einem  wichtigen  und  schwierigen  Abschnitte    der  Staatswissenschaft. 

1.  Das   Recht  der   alten  Eidgenossenschaft. 

"Während  des  fOnfhundertjährigen  Bestandes  des  ursprünglichen  Schwei- 
zerbundes wurden  kaum  vier  oder  fünf  Schriften  veröffentlicht,  welche  das  öf- 
fentliche Recht  dieses  Bundes  zum  Gegenstande  hatten;  und  auch  diese  Hessen 
selbst   bescheidene  Wünsche  unbefriedigt.    Es   waren  diess  die  Arbeiten  von 


j)  In  Haller's  Bibl.  der  Schw.  Geschichte,  Bd.  VI,  S.  206,  ist  eine  ganze  Reihe 
von  handschrifUichcn  Arbeiten  über  das  öITentlichc  Recht  der  Schweiz  angeführt, 
welche  mehr  oder  weniger  vollendet  in  Archiven  and  Büchersammlungcn  lagen, 
aber  nie  das  Tageslicht  sahen. 
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Simmler  ^),  Iselin  ^),  von  Balthasar  3),  Falckner  *)  und  Meister*).  — 
Von  diesen  mag  immerhin  Simmler,  namentlich  in  seiner  Erörterung  durch 
Leu ,  bedeutende  Verdienste  um  die  Geschichte  und  Beschreibung  der  Schweiz 
und  ihrer  einzelnen  Länder  haben;  allein  was  er  von  dem  Bundesrechte  bei- 
bringt, ist  in  der  That  kaum  das  Aeusserlichste.  Eine  tiefe  Auffassung  oder 
auch  nur  eine  gewöhnliche  juristische  Bearbeitung  fehlt  ganz.  Iselin's  Disser- 
tation war  eine  gute  Anfänger -Arbeit,  aber  sie  ist  im  Anfange  des  Anfanges 
stecken  geblieben.  Balthasar's  Fragmente  betreffen  nur  einen  einzelnen  Gegen-  ■ 
stand,  und  behandelten  diesen  zwar  mit  staatsmännischer  Auffassung  und  Vater- 
landsliebe, allein  ohne  rechtswissenschaftliche  Schärfe.  Falckner's  Disserta- 
tionen gehören  zu  der  schlechtesten  und  oberflächlichsten  Art  dieser  Schrift- 
gattung. Meister  endlich  hatte  seine  Hauptaufmerksamkeit  dem  Kantonal- 
Staatsrechte  zugewendet.  Die  eidgenössischen  Einrichtungen  finden  nur  in  einem 
kleinen  Theile  des  Buches  (S.  384  —  448)  Berücksichtigung;  und  auch  hier  ist 
mehr  eine  sehr  äusserliche  und  manches  Unrichtige  enthaltende  Geschichte,  als 
eine  dogmatische  Darstellung,  das  Ganze  nicht  einmal  eigene  Arbeit,  sondern 
ein  Auszug  aus  einigen  Artikeln  Tscharncr's  in  der  Yverdoner  Encyklopädie. 
In  keiner  dieser  Schriften  findet  sich  ein  tiefes  und  wissenschaftliches  Eingehen 
in  streitige  Fragen  oder  eine  scharfe  rechtliche  Auffassung  irgend  eines  Ver- 
hältnisses; und  nur  sparsam  helfen  in  einzelnen  Fragen  mehr  oder  weniger 
gelungene  Mouographieen  nach  ß).  Es  mussten  sich  somit  die  angehenden 
Staatsmänner  der  Eidgenossenschaft  durch  eigene  Forschungen  in  der  Ge- 
schichte und  in  Urkunden,  so  wie  durch  Erlernung  der  Uebung  den  richtigen 
Standpunkt   selbst   zu    verschaffen   suchen.    Und    auch   diess  war  ihnen  durch 


1)  J.  Simmler  (Professor  der  Theologie)  schrieb  1576:  De  rcpublica  Helveliorum 
libri  duo.  Das  erste,  weit  umfassendere,  Buch  enthält  eine  Geschichte,  das 
zweite  eine  Schilderung  der  Slaatseinrichtungen  der  Schweiz  und  der  zugewendeten 
Orte.  Das  Werk  ist  sehr  häufig  neu  herausgegeben  und  in  andere  Sprachen 
übersetzt  worden  (s.  Haller,  Bibl.,  Bd.  IV,  S.  295  fg.).  Bemerkenswerth  aber 
ist  namentlich  eine  Fortsetzung  und  Erweiterung  des  Werkes :  Von  dem  Regiment 
der  Löbl.  Eidgenossenschaft,  mit  Anmerk.  von  H.J.Leu.  Zürich,  1722  u.  1735,  4. 

2)  Iselin,  J.,  Tentamen  juris  public!  Helvetici.  Diss.  inaug.     Bas.,  1751,  4. 

3)  Balthasar,  F.  v. ,  Gedanken  und  Fragmente  über  einzelne  Theile  des  eidge- 
nössischen Rechtes.     Luzern,  1783. 

4)  Falckner,  E. ,  De  jure  legationum  liberae  resp.  Heivetorum.  Bas.,  1737.  Idem, 
De  Helveticorum  singulari  specie  legalorum,  qui  vulgo  Repraesentanles  vocantur. 
Bas.,  1747. 

5)  Meister,  L.,  Abriss  des  eidgenössischen  Staatsrechtes  überhaupt,  nebst  dem  be- 
sonderen Staatsrechte  jedes  Kantons  und  Ortes.     St.  Gallen,  1786. 

6)  Zu  nennen  ist  namentlich:  J.  J.  Moser,  Verlheidigung  der  1647  geretteten  völli- 
gen Souveränelät  der  Eidgenossenschaft.  Tüb.,  1731,  4.  Roselet,  Versuch  ei- 
ner Abhandlung  von  den  schw.  Schulz-  und  Schirmbündnissen.  Bern,  1757,  4. 
Jan's  Staatsrechtliches  Verhällniss  der  Schweiz  zum  deutschen  Reiche.  I-IU. 
Nürnbg.  u.  Alld.,  1801— 3. 
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den  damaligen  Zustand  der  Geschichtsschreibung  und  durch  den  Mangel  an 
geordneten  Urkundensammlungen  nicht  wenig  erschwert.  Ausländer  gar  mögen 
sich  in  der  Regel  mit  den  Schilderungen  in  statistischen  und  geographischen 
Werken  begnügt  haben  ^). 

Erst  als  das  ganze  Verhältniss  lediglich  der  Geschichte  verfallen  war, 
hatte  die  vorgeschrittenere  Wissenschaft  das  Bedürfniss,  auch  das  alte  Recht 
der  Eidgenossenschaft  gescliichtlich  zu  begreifen  und  systematisch  darzulegen. 
Nachdem  zuerst  Henke  in  der  Einleitung  zu  seinem  Rechte  des  Bundes  den 
Weg  dazu  eröffnet  hatte  (wovon  weiter  unten  das  Nähere),  haben  jetzt  Stett- 
ier und  Bluntschli  Arbeiten  geliefert,  welche  nichts  zu  wünschen  übrig 
lassen,  und  von  den  alten  Eidgenossen  hätten  mit  höchstem  Danke  begrüsst 
werden  müssen '),  Dass  sie  unter  sich  verschieden  sind  nach  Anlage  und 
Zweck,  ist  nur  ein  Vortheil  weiter. 

Stettier')  stellte  sich  zur  Aufgabe,  in  klarer  übersichtlicher  Darstel- 
lung, und  gleich  weit  entfernt  von  oberflächlicher  Leichtfertigkeit  und  von  un- 
nützem gelehrtem  Ballaste,  das  Bundesrecht  der  alten  Eidgenossenschaft  zu 
entwickeln,  so  wie  sich  dasselbe  schliesslich  festgestellt  hatte.  Seiner,  ganz 
richtigen,  Ansicht  gemäss  ist  ein  Verständniss  auch  der  späteren  Einrichtungen 
nur  auf  Grund  der  Kenntniss  der  früheren  Zustände  möglich.  Dabei  liefert 
er  aber  eine  wesentlich  dogmatische,  und  keine  rechtsgcschichtliche  Arbeit, 
obgleich  sich  von  selbst  versteht,  dass  die  zur  richtigen  Auffassung  nöthigen 
geschichtlichen  Anknüpfungen  nicht  versäumt  sind.  In  einzelnen  Abschnitten 
ist  das  Wesen  der  Eidgenossen  nach  Zweck,  Form,  Verhältniss  zu  den  Kan- 
tonen und  zum  Auslande  erörtert,  sind  die  Bestimmungen  über  die  gemein- 
schaftlichen Herrschaften,  über  die  Kriegsverfassung,  über  das  eidgenössische 
Recht  und  über  das  Kirchenwesen  dargelegt.  Das  Ganze  ist  von  massigem 
Umfange  (kaum  100  Seiten);  Ueberflüssiges  findet  sich  nirgends.  Es  möchte 
schwer  sein,  die  gesteckte  Aufgabe  besser  auszuführen.  Die  Auffassung  des 
Wesens  der  Eidgenossenschaft  ist  lediglich  auf  Thatsache  und  Geschichte  ge- 
stützt, das  Bild  mit  reinlichster  Klarheit  gezeichnet;  von  einer  Verzerrung 
durch  falsche  Doctrin  oder  Analogie  keine  Spur;  das  Urtheil  ernst  und  des 
Vaterlandsfreundes  würdig,  weder  getrübt  durch  Heiligsprechung  des  Alten 
noch  durch  wohlfeilen  Spott.    Der  ganze  Zustand,   so   reich  an  wunderlichen 


1)  Hierher  gehören  namentlich:  Fäsi,  J.  F.,  Staats-  und  Erdbeschreibung  der  helve- 
tischen Eidgenossenschaft.  I — IV.  Zürich,  1765—69;  Nor  mann,  Geographisch- 
statistisehe  Darstellung  des  Schweizerlandes.    I— IV.  Hambg.,  1794  Tg. 

2)  Die  in  Planta's  History  of  the  Helvcüc  Confodcracy  (Lond.,  1800,  2Bd.  4)  Bd. II, 
Kap.  5,  nnd  in  LordBroa  gham's  Poliücal  philosophy,  Bd.  II  und  III,  gegebenen 
Skizzen  der  Schweizer  Bundes-  und  Kantonal-Siaatsrcchte  sind  allzu  unbedeutend, 
am  weitere  Beachtung  zu  verdienen. 

3)  Stcttler,  F.,  Das  Bondesstaatsrecbt  der  Scbwcizer'schen  EidgenossenschaR  vor 
dem  Jahr  1798.    Bern  nnd  St  Gallen,  1844. 
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positiven  Gestaltungen,  so  schwach  wegen  kleinlicher  Eifersucht  und  verkehrten 
Unabhängigkeitssinnes ,  so  schwer  zu  begreifen,  wegen  Mangels  an  allgemeinen 
Grundsätzen,  wird  durch  die  Darstellung  des  Verfassers  klar  vor  unser  Auge 
gerückt.  Man  möchte  seine  Leistung  vergleichen  mit  jenen  Abbildungen  schwei- 
zerischer Gegenden  in  erhabener  Arbeit,  welche  dem  Beschauer  bequem  und 
übersichtlich  einen  Begriff  von  der  krausesten  Verschlingung  der  Thäler  und 
Gebirge  gewähren.  Dass  in  einer  Schrift  dieser  Art  keine  kritischen  Excurse 
gemacht,  alle  Streitfragen  nicht  allseitig  erörtert,  sondern  nur  als  Thatsachen 
angeführt  werden,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung.  Einen  Nutzen  für  das 
Leben  hätten  solche  Untersuchungen  ohnediess  nicht. 

Viel  umfassender  ist  die  Arbeit  Bluntschli's  *),  sowohl  nach  äusserem 
Umfange  des  Stoffes,  als  nach  der  inneren  Behandlung.  Es  ist  eine  rechtsge- 
schichtliche Darstellung  des  gesammten  schweizerischen  Bundesrechtes  von  des- 
sen ersten  Anfängen  im  J.  1291  bis  zu  der  im  J.  1848  vollzogenen  neuesten 
Umgestaltung.  Es  war  dem  Verf.  darum  zu  thun,  die  neueren  Forschungen  im 
deutschen  Rechte  nutzbar  zu  machen  zum  wahren  Verständnisse  der  schweizeri- 
schen Zustände  und  Gesetze,  und  mit  gemässigter  politischer  Gesinnung  und 
durchgebildetem  Rechtssinne  eine  richtige  und  billige  Beurtheilung  von  Ursachen 
und  Folgen  zu  vermitteln,  damit  aber  beizutragen  zu  einem  besonnenen  Be- 
tragen in  der  Gegenwart  und  nächsten  Zukunft.  Bezeichnend  sagt  er  in  seiner 
Zueignung  au  die  Landammänner  und  Räthe  der  Urkantone:  „Die  Erbschaft 
(der  Väter)  dürfen  wir,  die  Enkel,  weder  den  Legisten  Preis  geben,  welchen 
nichts  heilig  ist  als  der  todte  Buchstaben  des  Gesetzes,  noch  den  wilden  Jungen 
zur  Beute  werden  lassen,  welche  den  Irrlichtern  nachjagen  und  in  die  Sümpfe 
fallen".  —  Der  grössere  Theil  der  geschichtlichen  Darstellung  befasst  sich  mit 
dem  hier  zunächst  zu  Besprechenden,  nämlich  mit  der  alten  Eidgenossenschaft. 
Es  zerfällt  nämlich  das  Werk  in  zwölf  Bücher,  deren  sieben  erste  die  Ge- 
schichte und  die  systematische  Darstellung  des  Bundes  bis  zum  J.  1798  be- 
greifen. (Das  achte  Buch  schildert  die  helvetische  Republik;  das  neunte  die 
Mediationsperiode;  das  zehnte  die  Bundesverfassung  von  1815;  die  beiden  letz- 
ten erörtern  die  Verfassung  von  1848  sammt  den  übrigen  Fragen  der  Gegen- 
wai't.)  —  Ueberall  ist  mit  der  allgemeinen  Geschichtserzählung  eine  abgeson- 
derte Behandlung  der  wichtigsten  einzehien  Beziehungen  geschickt  verbunden, 
dadurch  aber  Uebersicht  und  Zusammenfassung  gewonnen.  So  ist  im  Bueh  IV. 
die  Geschichte  und  das  rechtliche  Verhältniss  der  zugewendeten  Orte  und  der 
gemeinen  Herrschaften  gegeben;  im  Buch  V.  das  Verhältniss  der  alten  Eidge- 
nossenschaft zum  Auslande,  namentUch  zu  Kaiser  und  Reich,  zu  Oesterreich 
und  zu  Frankreich ;  im  Buch  VL  die  Erzählung  der  confessionellen  Verhältnisse 
seit  der  Reformation.    Im  Buch  VII.  aber  wird  ausführlich  die  alte  Bundesver- 


1^  Bluntschli,  J.  C,  Geschichte  des  schweizerischen  Bundesrechtes  von  den  er- 
sten ewigen  Bünden  bis  auf  die  Gegenwart  I.  U.  Zürich,  1849 — 52.  Der  zweite 
Band   enthält  Urkunden. 
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fassung  entwickelt.  —  Es  giebt  wohl  w^enige  Schriften ,  welche  in  gleichem 
Maasse  durchsichtige  Klarheit  der  Auffassung  und  Darstellung  mit  gründlicher 
Kenntniss  des  Gegenstandes  verbinden.  Mit  richtigem  Tacte  ist  das  Wichtige 
hervorgehoben,  das  Unbedeutende  und  durch  Masse  Verwirrende  bei  Seite  ge- 
schoben, das  Zweifelhafte  kurz  und  scharf  entschieden  oder  als  unlösbar  be- 
zeichnet. Die  ältesten  Zustände  sind  von  Fabeln  und  Missverständnissen  be- 
freit, die  vei"wickeltcn  Verhältnisse  deutlich  und  übersichtlich  aus  einander  ge- 
setzt, der  staatliche  Geist  jeder  Zeit  in  seiner  Eigenthümlichkeit  aufgcfasst. 
Die  beigebrachten  Beweise  weisen  ohne  nutzlos  prankende  Gelehrsamkeit  nur 
auf  die  entscheidenden  Urkunden  oder  Forschungeu  hin;  der  Verf.  ist  sich  ja 
bewusst,  dass  er  Herr  des  Stoffes  ist,  und  dass  auch  Andere  ihm  diess  zu-' 
geben.  Zu  überschlagen  giebt  es  hier  gar  niclits;  selbst  die  Untersuchungen 
über  die  ursprünglichen  Zustände  der  Waldstädte  vor  ihrem  ersten  Bündnisse 
mit  einander ,  sind  —  wenn  auch  für  das  Bundesrecht  zunächst  nicht  von  gros- 
ser Bedeutung  —  so  anziehend,  dass  man  sich  ihnen  gerne  hingiebt,  um  eine 
endliche  begründete  Ansicht  in  diesen  berühmten  Streitfragen  zu  gewinnen. 

Schliesslich  mögen  hier  noch  zwei  Werke  erwähnt  sein,  welche  zwar  das 
innere  öffentliche  Recht  der  Eidgenossenschaft  nicht  berühren,  allein  deren 
Kenntniss  doch  einen  wesentlichen  Beitrag  zum  völligen  Verständnisse  desselben 
giebt.  Bekannt  ist  das  enge  Verhältniss,  in  welchem  die  Eidgenossenschaft 
Jahrhunderte  lang  mit  Frankreich  stand.  Auf  der  einen  Seite  lieferten  die 
Schweizer  den  Königen  von  Frankreich  zahlreiche  und  tapfere  Soldtruppen, 
deckten  die  verwundbarsten  Grenzen  des  Landes,  und  unterstützten,  in  der  Re- 
gel, dessen  Politik ;  auf  der  andern  Seite  waren  sie  vielfach  von  dem  mächtigen, 
überdiess  Geld  und  Ehrenstellen  spendenden  Verbündeten  beeinfiusst.  Auch  in 
den  inneren  Angelegenheiten  und  Streitigkeiten  der  Eidgenossen  hatte  Frank- 
reich vielfach  die  Hand.  Wenn  auch  nicht  vollkommene ,  so  doch  immer  be- 
lehrende Auskunft  über  diese  Verhältnisse  geben  nun  folgende,  unter  sich  aller- 
dings sehr  verschiedene,  Werke.  —  Der  ehemalige  Grossrichter  der  Schweizer- 
Leibwache  in  Paris,  Vogel,  hat  eine  Sammlung  der  von  den  französischen 
Königen  den  Schweizern  in  Frankreich  eingeräumten  Vorrechte  hef ausgegeben  *);' 
allerdings  blosen  Text,  ohne  alle  geschichtliche  oder  dogmatische  Erläuterung, 
aber  doch  schon  durch  den  einfachen  Inhalt  interessant.  Die  öffentlichen  Briefe 
beginnen  mit  1481  und  gehen  bis  1728.  —  Sodann  hat  der  eben  jetzt  (1855)  verstor- 
bene St.  Galler  Staatsmann  Zellweger*)  eine  aus  den  Urkunden  gearbeitete  Ge- 
schichte sämmtlicher  Beziehungen  der  Eidgenossenschaft  zu  Frankreich  während 


1)  Lc«  Privileges  des  Suisses  .  .  .  par  M.  V(ogel)  G.  J.  D.  G.  S.  (Grand  Juge  des 
Gardcs  Suisscs.     Zuerst  lb31 ;  2te  Aufl.     Yvcrd.,  1770.    4. 

2)  Zcllwcger,  J.  H.,  Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  der  Schweisinit 
Frankreich  von  1698—1184.  Sl.  Gallen  und  Bern  ,  1848 — 49.  Bis  jetzt  erschie- 
nen: Bd.  I,  1  und  2. 
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der  Regierungen  Ludwig's  XIV,  des  XV.  und  des  XVI.  unternommen.  Bis  jetzt 
ist  leider  nur  das  erste  Drittheil  erschienen;  allein  schon  dieses  giebt  sehr 
merkwürdige  Aufschlüsse.  Das  Werk  liest  sich  allerdings  nicht  leicht;  allein 
der  Inhalt  entschädigt  reichlich. 

Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  nach  diesen  beiden  Schriften  der  ge- 
lehrte schweizerische  Altcrthumsforscher  oder  der  im  Leben  stehende  Ge- 
schäftsmann noch  ein  unbefriedigtes  Bedürfniss  hinsichtlich  des  alten  Bundes 
hat.  Allein  sicherlich  ist  der  fremde  Staatsgelehrte  und  Staatsmann  vollständig 
durch  dieselben  für  seine  Bedürfnisse  zufrieden  gestellt.  Er  bedarf  nichts 
weiter,  um  mit  klarem  Blicke  den  Schweizer  Bund  einzureihen  in  die  grosse 
Bildersammlung  der  staatlichen  Erscheinungen;  und  er  besitzt  jetzt  den  nöthi- 
gen  Stoff  vollständig  geordnet,  um  die  Warnungen  und  Beispiele  sich  abnehmen 
zu  können,  welche  diese  „confusio  divinitus  conservata"  in  reichem  Maasse 
liefert. 

2.  Das  Recht  der  helvetischen  Republik  und  der  Mediationsacte. 

Eigene  Darstellungen  des  schweizerischen  Staatsrechtes  in  der  Zeit  der 
einen  und  untheilbarcn  helvetischen  Republik  und  unter  der  Herrschaft  der 
napoleonischcn  Mediationsacte  giebt  es  nicht.  Es  waren  Zeiten  des  Handelns 
und  Leidens,  nicht  aber  der  Erwägung  und  der  sammelnden  Gelehrsamkeit. 
Keiner  konnte  im  damaligen  Zustande  Europa's  Lust  tragen,  das  Recht  der 
während  der  Arbeit  sich  beständig  verändernden  staatUchen  Nebelbilder  zu  un- 
tersuchen; in  der  Schweiz  fast  noch  weniger,  als  anderwärts.  Zu  einer  nach- 
träglichen genaueren  Darstellung  ist  aber  kaum  ein  genügendes  praktisches 
Bedürfniss;  und  wir  mögen  es  daher  als  einen  günstigen  Zufall  und  als  eine 
leidliche Zufriedenstcllung  betrachten,  dass  sowohl  Bluntschli  in  dem  obenge- 
nannten Werke,  als  auch  Stcttler  in  einer  sogleich  weiter  zu  besprechenden 
Schrift  den  vorübergehenden  Gestaltungen  von  1798 — 1815  eigene  Abschnitte 
gewidmet  haben;  und  dass  Troxler  ausser  den  beiden  wirklich  zur  Ausfüh- 
rung gekommenen  Vorfassungen  auch  die  im  Zustande  des  blosen  Entwurfes 
gebliebenen  Versuche  einer  gemeinschaftlichen  Einrichtung  bekannt  gemacht 
hat*).  Da  in  dieser  Zeit  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  gleichgültig  jetzt 
ob  passenden  oder  verwerflichen,  gehandelt  wurde,  so  ist  das  Verständniss 
dieser  vorübergehenden  Bundesverfassungen  ein  weit  leichteres  und  schon 
aus  den  Urkunden  selbst  zu  schöpfen  ').  Die  vöHige  Umkehrung  des  ganzen 
alten  Zustandes,  deren  positiver  Ausdruck  die  beiden  Bundesverfassungen  von 
1798  und  1803  sind,  war  und  ist  allerdings  von  der  grössten  und  bleibend- 
sten Wichtigkeit  für  die  Schweiz;    allein  es  ist  mehr  die  Geschichte  der  Bege- 


1)  Troxler,  J.  P.  V.,   Die   sieben  Bundesverfassungen  der  schw.  Eidgenossenschaft 
von  1798-1815.    Zürich,  1838. 

2)  S.  diese  unter  Anderen  auch  bei  Pölitz,    Europ.  Verfassungen.    2.  Aufl.,  Bd.  HI, 
S.  114  f. 

V.  Mohl,  Staatswissenschaft.  I,  3]^ 
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benheiten  lehrreicli,  als  das  wenig  entwickelte  Recht.  Jene  aber  ist,  wie  be- 
kannt, reichlich  bearbeitet,  zuletzt  namentlich  von  Tillier,  Ilottinger  und 
Monnard,  so  wie  in  den  Lebensbeschreibungen  von  Laharpe,  Reinhard  und 
Usteri. 

Man  mag  daher  alsbald  übergehen  zu  den  Schriften,  welche 

3.  Das  Recht  der  Eidgenossenschaft  nach  dem  Bunde  von  1815 

behandeln.  Es  sind  diese  theils  Quellen  und  Sammelwerke,  theils  wisscn- 
Bchaftliche  Bearbeitungen. 

Vor  Allem  muss  hier  der  amtlichen  Bekanntmachungen  Erwähnung  ge- 
schehen, welche  über  die  Geschichte  der  Entstehung  des  Bimdes  von  1815 
Aufschluss  geben.  Es  sind  diess  die  Protocolle  der  Tagessatzungen  von  1813 
— 14  und  von  1814 — 15  *).  So  ungewältigbar  und  für  den  Gebrauch  unbe- 
quem, so  vollständig  und  also  lehrreich  sind  dieselben. 

In  zweiter  Stelle  ist  zu  nennen  die  Quellensammlung  Usteri's*).  Schon 
im  Jahr  1816  veranstaltete  dieser  verdiente  Züricher  Staatsmann  eine  Samm- 
lung der  die  Umgestaltung  des  Gesammtvaterlandes  betreffenden  Urkunden. 
Allmählig  kamen  aber  weitere  Actenstücke  dazu ;  und  da  die  Tagsatzung  zwar 
eine  amtliche  Sammlung  der  das  öffentliche  Recht  der  Eidgenossenschaft  be- 
treffenden Urkunden  veranstaltet,  (Officielle  Sammlung  der  das  schw.  Staats- 
recht betreffenden  Actenstücke.  Zürich,  1820,)  auch  für  eine  französische 
üebersetzung  derselben,  und  für  eine  regelmässige  Fortführung  in  je  zweijäh- 
rigen Lieferungen  gesorgt,  allein  dieselbe  nicht  in  den  Buchhandel  hatte  kom- 
men lassen:  so  entschkss  sich  Usteri  zu  einer  vermehrten  und  berichtigten 
Ausgabe  seiner  Arbeit.  Dieses  Handbuch  umfasst  nun  sowolü  das  Bundesrecht, 
als  das  der  Kantone.  Die  hierher  gehörige  erste  Hälfte  giebt  in  drei  Abthei- 
lungen die  auf  den  Bundesvertrag  von  1815  sich  beziehenden  Urkunden;  die 
Beschlüsse  der  Eidgenossenschaft  und  die  Concordate  unter  den  Ständen 
endlich  die  Verträge  mit  dem  Auslande.  Eine  kurze  statistische  und  litera- 
rische Einleitung  enthält  dankenswerthe  Notizen ;  und  auszusetzen  an  dem  Werke 
dürfte  nur  das  sein,  dass  es  die  wieder  aufgehobene,  aber  doch  noch  oft  nach- 
zusehende, Verfassung  der  Helvetik  und  die  Mediationsacte  übergeht. 

Das  viel   gebrauchte  Buch   veraltete  allmählig;   es   unternahm    daher  L. 
Snell  die  Herausgabe  einer  ähnlichen,    aber   vcr>'ollständigten  Sammlung'). 


1)  Abschied  über  die  Verhandlungen  der  eidgenössischen  Versammlung  zu  Zürich 
vom  27.  Christm.  1813  bis  11.  Hornung  1814.  0.  D.  u.  J.,  foi.  —  Abschied  der 
am  6.  April  1814  zu  Zürich  vcrsammeUen  und  am  31.  Aug.  1815  geschlossenen 
•osserordcntl.  cidgen.  Tagssalzung.  I — III.  0.  D.  u.  J.,  foI. 

2)  (Usteri,  P.,)  Handbuch  des  schweizerischen  Staatsrechtes.  2.  verm.  Ausg., 
Aaraa,  1821. 

3)  Snell,  L.,    Handbach  des   schweizerischen  Staatsrechtes.    Bd.  I,    Bundesstaats- 
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Sie  zerfällt  in  ähnliche  Abtheilungen,  wie  die  Usteri'sche,  ausserdem  liefert  ein 
Anhang  einige  Particularconcordate  und  eine,  sehr  dankenswerthe,  Sammlung 
von  Urkunden  über  kirchliche  Verhältnisse.  —  Die  ganze  Einrichtung  des 
"Werkes  ist  lobenswerth.  Nicht  nur  sind  die  Urkunden  sehr  vollständig  ge- 
sammelt, (freilich  auch  mit  der  so  eben  bei  Usteri  getadelten  Auslassung;) 
sondern  sie  sind  auch  zweckmässig  nach  Gegenständen  geordnet  und  mit  aus- 
reichenden Kegistern  versehen.  Ueberdiess  hat  der  Herausgeber  sehr  zahl- 
reiche Anmerkungen  beigefügt,  welche  die  zum  richtigen  Verständnisse  erfor- 
derlichen geschichtlichen,  statistischen  und  literarischen  Nachrichten  enthalten. 

Einer  theoretischen  Behandlung  dagegen  haben  sich  (ausser  dem  betref- 
fenden Abschnitte  in  Bluntschli's  bereits  angeführtem  Werke)  der  ehemalige 
Berncr  Professor  E.  Henke  ')  und  später  F.  Stettier')  unterzogen. 

Ilenke's  Schrift  ist  von  keinem  grossem  Belange.  Zum  Handbache  fflr 
Vorlesungen  bestimmt,  giebt  sie  in  einem  vollen  Dritttheile  ihres  ümfanges 
einen,  der  Sache  selbst  ganz  fremden,  Abriss  des  philosophischen  Staats- 
rechtes. Einen  andern  Abschnitt  widmet  sie  einem  allgemeinen  Kontonal- 
staatsrechte ;  so  dass  für  die  dogmatische  Darstellung  des  damals  gültigen 
Bundesrechtes  nur  ein  kleiner  Raum  übrig  bleibt.  Deutlichkeit  und  Einfach- 
heit mag  diesem  eigentlichen  Kerne  des  Buches  nicht  abgesprochen  werden; 
allein  von  einer  scharfen  Auffassung  der  einzelnen  Rechtsinstitute  oder  von 
einer  eindringlichen  kritischen  Erörterung  der  zweifelhaften  Fragen  ist  keine 
Rede.  Selbst  dem  Umfange  nach  ist  das  System  lange  nicht  vollständig.  So 
ist  z.  B.  der  auswärtigen  Verhältnisse  der  Schweiz  nur  ganz  äusserlich  und 
oberflächlich,  der  kirchlichen  Angelegenheiten  gar  keine  Erwähnung  gethan. 
Von  entschiedener  Verkehrtheit  aber  gar  ist  der  vom  Verf.  gemachte  Versuch 
eines  allgemeinen  Kantonalrechtes,  in  welchem  die  angeblich  den  sämmt-^ 
liehen  einzelnen  Kantonen  gemeinschaftlichen  Sätze  des  öffentlichen  Rechts 
erörtert  werden.    Hiervon  jedoch  unten. 

Wieder  mit  grossem  Lobe  muss  dagegen  auch  diese  Arbeit  Stettler's 
erwähnt  werden.  Nach  einer  kurzen,  aber  das  Wesentliche  mit  staatsmänni- 
schem und  juristischem  Sinne  bestimmt  her\orhebenden  Darstellung  der  Zu- 
stände unter  der  helvetischen  Republik  und  unter  der  Mediationsacte  wird 
zuerst  die'  Geschichte  der  Entstehung  des  Bundes  von  1815  gegeben,  dann  in 
vollständiger  dogmatischer  Erörterung  das  Bundesrecht  dargelegt     Diese  Aus- 


recht.   Zürich,  1839;  Bd.  II,  Kantonalstaalsrecht,  1844.  8.   Zum  ersten  Bande  sind 
im  J.  1844  Nachträge  erschienen,  zum  zweiten  Bande  in  Aussicht  gestellt 

1)  Henke,  E. ,  Oefl'enlliches  Recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der 
Kantone  der  Schweiz.  Nebst  Grundzügen  des  allgemeinen  Staatsrechts.  Aaran, 
1821. 

2)  Stettier,  F.,  Das  Bundesstaalsrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  ge- 
mäss den  Entwicklungen  seit  dem  J.  1798  bis  zur  Gegenwart.  Bern  imd  St 
GaUen,  1847.  , 
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führung  ist  zwar  sehr  ferne  von  Breite  und  überflüssigen  Abschweifungen; 
allein  dennoch  wird  nicht  blos  das  Aeusserliche  und  Formelle  kahl  hergezählt, 
sondern  die  rechtliche  Eigenschaft  der  verschiedenen  Bestimmungen  scharf  und 
mit  praktischem  Sinne  untersucht,  die  Reihcfolge  der  sich  daraus  ergebenden 
Sätze  bestimmt,  wo  es  passend  und  nöthig  schien  ein  körniges  Urthcil  gefällt. 
Es  reiht  sich  somit  die  Schrift  würdig  der  vom  Verf.  gegebenen  Darstellung 
des  alten  Bundesrechtes  au;  und  es  ist  in  der  That  zu  beklagen,  dass  eine  so 
gute  Arbeit  kaum  nach  ihrem  Erscheinen  durch  den  Umsturz  der  Staatsein- 
richtung, welche  sie  behandelte,  ihre  hauptsächlichstee  Bedeutung  verlor. 

Endlich  ist  es  noch  an  der  Stelle,  unter  den  Schriften,  welche  die  staat- 
lichen Zustände  der  Schweiz  unter  der  Verfassung  von  1815  erörtern,  auch  der 
berühmten  Statistik  Frans cini's  Erwähnung  zu  thim  ^).  Allerdings  ist  das 
Buch  zur  Darlegung  von  Rechtssätzen  zunächst  nicht  bestimmt ;  allein  die  den 
zweiten  Band  bildende  Schilderung  des  „politischen  Zustandes  der  Schweiz" 
enthält  so  viele  und  genaue  Nachrichten  über  die  staatlichen  Einrichtungen 
sowohl  der  gesammten  Eidgenossenschaft,  als  einzelner  Kantone,  dass  das  Werk 
gar  sehr  zur  Ergänzung  der  Kenntnisse  und  Einsichten  empfohlen  wer- 
den muss. 

4.    Das  Recht  der  Verfassung  vom  J.  1848. 

Die  jetzt  gültige  Bundesverfassung  der  Schweiz  ist  das  Ergebniss  langer 
und  heftiger,  zweimal  bis  zum  inneren  Kriege  gesteigerter  Bewegungen  und 
Bestrebungen.  Nachdem  in  Folge  der  französischen  Julirevolution  die  demo- 
kratische Parthei  in  vielen  Kantonen  die  Herrschaft  erreicht  und  neue  Ver- 
fassungen durchgesetzt  hatte,  brach  sich  die  Abneigung  auch  gegen  die  unge- 
nügende und  von  den  Bevorrechteten  herrührenden  Bundesverfassung  von  1815 
allmählig  Bahn.  Der  erste,  im  Jahre  1832  gemachte.  Versuch  einer  Aende- 
rung  misslang  zwar  2);  allein  im  Jahre  1848  wurde  der  lange  gereifte  Gedanke 
mit  Entschlossenheit  und  Geschick  durchgeführt  ').  —  Noch  ist  allerdings  die 
Dauer  der  neuen  Gestaltung  nicht  durch  die  Zeit  oder  durch  grosse  Stürme 
gesichert;  allein  die  Wahrscheinlichkeit  ist  allerdings  für  Bestand  und  weitere 


1)  Franseini,  St.,  Neue  Statistik  der  Schweiz.    A.  d.  ItaL,  I.  II.    Bern,  1848. 

2)  Ueber  diesen  ersten,  wenn  gleich  fruchtlosen  so  doch  immerhin  merkwürdigen, 
Veränderuugsversuch  sehe  man:  Acte  Föderal  de  la  Con/t-dcraÜon  suisse,  proj«Slc 
par  la  Commission  de  revision.  Gen.,  1832;  und  (Rossi,)  Kapport  de  la  Com- 
mission  de  la  Diele  sur  la  projet  d'Actc  Fedt'raL  Gen.,  1832.  (Beides  auch 
deutsch.) 

3)  Eine  genaue  and,  soweit  solches  in  einer  Erzählung  gleichzeitiger  Begebenheiten 
und  von  einem  Mitliandelnden  erwartet  werden  kann ,  unparlliciische  und  billige 
Geschichte  der  inneren  staatlichen  Bewegungen  der  Schweiz  ist:  Baumgart- 
ner,  J.,  Die  Schweiz  in  ihren  Kimpfen  und  Umgestaltungen  von  1830—50.  l.  IL 
ZOricb,  1863—64. 
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Ausbildung.  Dann  wird  sich  auch  das  Bcdtirfuiss  einer  gründlichen  wissen- 
schaftlichen Bearbeitung  fühlbar  machen,  und  den  Ordner  und  Ausleger  ohne 
Zweifel  finden.  Bis  jetzt  hat  das  neue  Bundesrecht  eine  eigene  rechtliche 
Bearbeitung  noch  nicht  erhalten;  und  bis  zum  Erscheinen  einer  solchen  muss, 
80  weit  der  Text  der  Bundesacte  selbst  ')  und,  zu  ihrer  Geschichte  und  Aus- 
legung, die  Protocolle  der  zur  Bearbeitung  eines  Verfassungs-Entwurfes  nieder- 
gesetzten Commission  ^)  nicht  ausreichen,  zunächst  noch  die,  glücklcherweise 
im  kleinen  Umfange  treffliche,  letzte  Abtheilung  der  Geschichte  von  Bluntschl  i 
genügen. 

n. 

Das  Kantonal-Staatsrecht. 

War  es  schon  für  die  Eidgenossenschaft  schwer,  zu  einer  eigenen  staats- 
rechtlichen Literatur  zu  gelangen,  —  ein  Nachtheil,  welchen  sie  mit  allen 
Staaten  gleicher  Grösse  theilt,  —  so  war  und  ist  nattidich  die  Schwierigkeit 
noch  weit  gi-üsser  hinsichtlich  des  Kantonalstaatsrechtes.  Nur  in  einigen  der 
grössten  Kantone  konnte  auf  einen  hinreichenden  Leserkreis  für  ein  wissen- 
schaftlich gehaltenes  Werk  über  die  Landesgesetzgebung  gehofft  werden.  Und 
dennoch  war  die  Bearbeitung  des  öffentlichen  Rechtes  eines  jeden  Kantons 
Bedürfniss,  thcils  für  die  eigenen  Bürger,  theils,  und  vielleicht  noch  mehr,  für 
die  Behörden  und  Angehörigen  anderer  Kantone.  Es  war  daher  ein  natür- 
licher Gedanke  allgemeine  Werke  anzulegen,  welche  von  einer  grösseren 
Anzahl  von  Kantonen,  vielleicht  von  allen,  das  Nothwendigste  enthielten,  und 
somit  für  einen  umfassenderen  Kreis  wenigstens  das  erste  Bedürfniss  befrie- 
digten. Möglicherweise  konnten  sie  auch  nur  einzelne  Theile  des  öffentlichen 
Rechtes  der  Kantone  behandeln,  z.  B.  das  Kirchenrecht  derselben,  die  Finan- 
zen u.  s.  w.  In  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  aber  war  eine  doppelte 
Behandlung  des  Stoffes  möglich.  Entweder  beschränkte  man  sich  auf  das 
blose  Sammeln  der  wichstigsten  Gesetzestexte,  etwa  eingeleitet  mit  den  nöthig- 
steu  geschichthchen,  statistischen  und  literarischen  Notizen,  allein  ohne  weitere 
Bearbeitung  des  Stoffes.  Oder  mochte  der  Versuch  gemacht  werden,  durch 
Zusammenstellungen   und    Schlussfolgerungen  das   allen   Gemeinschaftliche    zu 


1)  Derselbe  ist  oft  abgedruckt,  namentlich  auch  in  den  verschiedenen  Handausgaben 
von  Gmndgesetzen  u.  s.  w.,  welche  das  J.  1848  hervorrief.  So  z.B.  in  Rauch's 
Parlamentär.  Taschenbuche.    Erl.,  1848. 

2)  Es  wurde  in  der  Commission  ein  deutsches  und  ein  französisches  Protocoll  ge- 
führt.    Das  französische  hat    den  Titel:     Protocolle    des    delibdrations  de  la  Com- 

.  mission  chargee  .  .  de  la  revision  du  Pacte  Föderal  de  1815.  Red.  par  Schiess. 
s.  1.  et  a.  4.  Künftige  Ausleger  der  V.U.  werden  ohne  Zweifel  die  Aufzeichnung 
sehr  dürftig  finden ,  und  namentlich  die  Namen  der  Anstragssteller  ungerne  ver- 
missen. 
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finden  oder  die  Unterschiede  aufzudecken.  Es  verhielt  sich  der  schweizerische 
Staatsgelehrte  zu  seinem  Stoffe  ganz  wie  der  deutsche,  nur  in  engerem  Kreise. 
Und  auch  darin  war  eine,  nicht  eben  erfreuliche,  Aehnlichkeit  beider,  dass 
die  seit  zwei  Menschenaltern  sich  unaufliörlich  drängenden  Umgestaltungen  der 
Verfassungen  das  kaum  fertige  Werk  zur  Antiquität  werden  liessen. 

Es  ist  desshalb  nöthig,  im  Nachstehenden  die  allgemeineren  Schriften 
über  Kantonalstaatsrecht  den  Monographieen  über  nur  einzelne  Kantone 
vorangehen  zu  lassen,  bei  den  ersten  aber  die  Bearbeitungen  von  den  Sam- 
melwerken zu  trennen.  In  allen  Abtheilungen  wird  möglichste  Yollstäudigkeit 
angestrebt  werden;  doch  ist  wohl  eine  nur  kurze  Erwälinung  bei  minder  be- 
deutenden Schriften ,  namentlich  auch  über  älteres  Recht ,  an  der  Stelle.  Die 
Aufzählung  der,  in  einzelnen  Kantonen  und  über  gewisse  Ereignisse  in  über- 
schwänglicher  Menge  erschienenen  Flugschriften,  wird  gerne  erlassen  werden. 
Dergleichen  Erzeugnisse  des  Augenblickes  mögen  etwa  zur  Kenntniss  der  Par- 
theien, und  somit  etwa  für  die  Geschichte  nimmermehr  aber  für  das  Recht, 
von  Bedeutung  sein.  Ebenso  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  sehr  reichhaltige  sta- 
tistische Literatur  über  die  Schweiz  aufzuführen,  obgleich  es  Unrecht  wäre  zu 
läugnen,  dass  in  mehreren  Werken  dieser  Art  auch  die  staatsrechtlichen  Ab- 
schnitte mit  grosser  Sachkenntniss  nnd  Anschaulichkeit  bearbeitet  sind  *)• 
Möglich,  dass  einige  tüchtige  Abhandlungen  in  Zeitschriften  entgangen  sind. 

1.    Allgemeines  Kantonal-Staatsrecht. 
und  zwar: 

A.    Bearbeitungen. 

Die  Zahl  der  Schriften,  welche  das  öffentliche  Recht  der  gesammten 
Kantone  in  irgend  einer  Weise  übersichtlich  bearbeiten,  ist  nicht  gross.  Den- 
noch lassen  sich  zwei  wesentlich  verscliiedene  Gattungen  unterscheiden.  Die 
einen  suchen  die  den  Einrichtungen  und  Normen  der  einzelnen  Kantone  ge- 
meinschaftlich zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Sätze  aufzufinden;  die  andern 
begnügen  sich  mit  einer  abgesonderten  gedrängten  Darstellung  jedes  einzelnen 
Kantonalrechtes,  ohne  höhere  und  gemeinsame  Regeln  für  sie  zu  suchen. 

Dass  jene  erstere  Behandlung  die  wissenschaftlich -belehrendere  und  die 
tiefergehende  ist,  fällt  in  die  Augen.  Leider  ist  es  schwierig,  hierbei  das  Rich- 
tige zu  treffen.    Die  Erwägungen  und  Zweifel   über  die  richtige    Behandlung 


1)  Namentlich  ist  auf  nachstehende  zwei  Sammlungen  aufmerksam  zu  machen:  Hel- 
vetischer Almanach.  Zürich,  12,  von  1800—1822.  (über  manclie  Zustände, 
namentlich  aus  der  Zeit  der  Hclvetik  und  der  Mediation ,  die  beste  und  oft  die 
einzige  Quelle);  sodann  das:  Gemälde  der  Schweiz.  SL  Gallen  und  Zürich, 
seit  1834,  (je  in  einem  Bande  die  Schilderung  Eines  Kantons  von  einem  Sach- 
verttiogigen  liefernd;  zum  Theil  vortreffliche  Arbeiten). 
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des   allgemeinen    deutschen  Territorial  -  Staatsrechtes   finden    auch  auf  die  Be- 
handlungsart des  allgemeinen  schweizerischen  Kantonalrechtes  vollständig  ihre 
Anwendung.     Wer  nicht  mit  gesunder  Logik ,  richtigem  geschichtlichen  Blicke 
und  praktischem  Sinne  ausgestattet  ist,    der   läuft  Gefahr,  eine  ganze  Wissen- 
schaft zu  erfinden,    welche  durch   und  durch  Lüge  ist,   indem  er  durch  uner- 
laubte Verallgemeinerungen   blos   örtlich  gültiger  Normen,    durch  Uebergehun- 
gen    wesentlicher   Unterschiede,    durch    Anwendungen    unrichtiger    Analogieen, 
durch    Verkleidungen    rechtsphilosoi)hischcr    Sätze    in    positive    Vorschriften, 
schliesslich    ein   System    von     angeblich     allgemeinen    gültigen    Principien    zu 
Stande  bringt,   von    welchen  nicht  ein  einziges  wissenschaftlich  oder  praktisch 
wahr  ist.    —   Diesen  Irrthümern  ist  nun  das  allgemeine    Kantonalstaatsrecht 
nicht  entgangen.    Zwar  sind  hier  der  alte  ehrenhafte  Simmler   und  sein  Er- 
weitercr  Leu  (s.  oben,  S.  477)  mit  bestem  Beispiele  vorangegangen,     Sie  ha- 
ben  ihre   schwierige  Aufgabe,    das    sehr  verschiedenartige,  zum  Theile   nicht 
einmal  aufgezeichnete,   zuweilen  hinreichend   irrationale  Recht  der  XIII   alten 
Kantone   und   der    zugewendeten  Länder  zu   erkunden,  zu  ordnen  und  unter 
allgemeine  Gesichtspunkte  zu  bringen,   redlich  und  fleissig  erfüllt.    Und  wenn 
sie  sich  auch  zu  sehr  an  die  Aeusserlichkeitcn  gehalten  haben;  und  wenn  fer- 
ner ihre  Eintheilung  der  Kantone  in  solche,  welche  keine  Städte,  sondern  eine 
allgemeine  Landesgemeinde  hatten,  in  solche,  deren  Stadtbürger  einen  Schul- 
theissen  wählten,  endlich  in  diejenigen,  deren  Regierung  aus  den  Zünften  her- 
vorgieng,    eine  wunderliche  sein  mag:    so  haben    sie  doch  ein  gar  treues  und 
noch  heute  zum  Nachschlagen  unentbehrliches  Buch  zu  Stande  gebracht.    Die- 
sem guten  Vorgange  ist   nun  aber    nicht  gefolgt   worden;   vielmehr    sind  die 
beiden  einzigen    neueren    Schriften,    welche    sich  eine   Zusammenfassung  des 
gesammteu    Kantonalstaatsrechtes    vorgesetzten,     tief    in    die    unrichtige  Art 
verfallen.     Es   ist   diess  Henke,    im  zweiten   Buche   seines    oben  bereits  er- 
AVähnten   eidgenössischen  Staatsrechtes ,   und  Haupt*).    Von   letzterem   kann 
eigentlich  kaum  die  Rede  sein.   Nicht  nur  ist  seine  Schrift  sehr  kurz,  sondern  sie 
ist  ohne  alle  Spur  von  rechtswissenschaftlicher  Methode  abgefasst.     Was  aber 
Henke  betrifft,  so  ist  die  falsche,  in  einem  Theile  des  deutschen  Staatsrechtes 
eingehaltene,    Art  der  Behandlung  hier  in  der  That  auf  den  Gipfel   getrieben. 
Es    ist    lediglich    ein    Gemenge    von    rechtsphilosophischen    Sätzen    und   von 
thatsächlich    unrichtigen    Behauptungen.      Wie   toll    war  aber   auch  der   Ge- 
danke, Bern   und  Uri,  Neuenburg  und  Graubünden  in   Einen  Hexenkessel  zu 
werfen,   und   nun   allgemein  gültige    Regeln  d^er    Verfassung  und   Verwaltung 
aus  demselben  herauszuziehen!     Es  ist  unmöglich,   aus  diesem   Gerede   einen 
Begriff  von  den  Eigenthümlichkeiten    eines  Schweizerkantons  zu  erhalten,   ge- 
schweige denn  aller.     Unter  diesen  Umständen  ist  es  denn  auch  völlig  gleich- 
gültig,   dass   Henke   die  Verfassungen   von   1814,    Haupt  die  von  1830   im 
Sinne  hat. 


1)  Haupt,  F.,  Grundzüge  der  Staatsverfassungen  in  der  Schweiz.    Zürich,  1843. 
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Ein  hien'on  wesentlich  verschiedener  Gedanke  ist  es,  wenn  die  Allge- 
meinheit einer  Bearbeitung  des  Kantonalstaatsrcchtes  durch  die  Aneinander- 
reihung von  Darstellungen  des  Rechtes  aller  einzelnen  Kantone  erreicht  werden 
will.  Hier  ist,  bei  einiger  Pünktlichkeit,  allerdings  die  Aufstellung  unrichtiger 
Sätze  nicht  zu  befürchten;  auch  kann  natürlich  die  Schildernng  jedes  einzel- 
nen Staates  an  sich  ganz  tüchtig  und  zum  Gebrauche  im  täglichen  Leben 
passend  sein:  allein  eben  so  einleuchtend  ist,  dass  der  tiefere  wissenschaftliche 
Zweck  einer  Gesammtdarstellung  auf  diese  Weise  nicht  erreiclit,  ja  gar  nicht 
einmal  versucht  wird.  Selbst  die  beste  Sammlung  solcher  neben  einander  lie- 
gender Abrisse  überlässt  dem  Leser,  die  schwere  Aufgabe  selbst  zu  lösen,  wie 
Vieles  denn  nun  diesen  Staaten  gemeinschaftlich  sei,  und  wo  sie  verschiedenes 
Recht  haben;  ferner,  auf  welchen  geschichtlichen  oder  theoretischen  Gründen 
das  Allgemeine  und  das  Besondere  beruhe.  Danach  ergiebt  sich  denn  schon 
von  selbst,  welche  wissenschaftliche  Stufe  Schriften  dieser  Ai-t  einzuräumen 
ist.  —  Wie  dem  nun  aber  immer  sei,  so  liegen  zwei  solche  Werke  in  der 
schweizerischen  Literatur  vor;  ein  älteres,  welches  noch  die  früheren  XIII 
Kantone  schildert,  und  ein  neues,  welches,  so  ziemlich  wenigstens,  die  Gegen- 
wart darstellt.  —  Jenes  ist  das,  oben  ebenfalls  bereits  genannte,  Werk  von 
Meister;  leider  eine  sehr  mittelmässige  Arbeit.  Vor  Allem  ist  die  grosse 
Ungleichheit  der  Behandlung  der  einzelnen  Kantone  zu  tadeln.  Von  einigen, 
namentlich  den  grösseren,  erfährt  man  so  ziemlich  die  Einrichtungen;  andere 
dagegen  werden  kurz  und  oberflächlich  abgefertigt.  Bei  zweien  oder  dreien 
werden  wichtige  Urkunden  mitgetheilt;  bei  den  übrigen  fehlen  eben  so  bedeu- 
tende. Sodann  ist  die  Darstellung  kahl  und  trocken;  nur  die  —  übrigens 
nicht  von  Meister  selbst,  sondern  von  L.  A.  v.  Wattcnwyl  herrührende  — 
Schilderung  der  bemer  Verfassung  ist  lebendiger  und  anschaulicher.  Allein  auch 
abgesehen  von  allem  diesem  ist,  selbst  in  den  besseren  Abtheilungen,  das 
Buch  iusofeme  ungenügend,  als  es  durchaus  nur  eine  äusscrliche  Beschreibung 
der  verschiedenen  Behörden  und  ihrer  Ernennungsweise  giebt,  und  diess  noch 
in  unklarer  Reihenfolge.  Da  ist  also  auch  weder  von  einer  systematischen 
und  übersichtlichen  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Regierungszweige, 
noch  von  einer  wissenschaftlich  scharfen  Auffassung  des  rechtlichen  oder  poli- 
tischen Wesens  einer  einzelnen  Einrichtung  oder  des  Ganzen,  am  wenigsten 
von  einer  Entwicklung  von  Folgesätzen  die  Rede.  Wer  nicht  aus  der  Ge- 
schichte, oder  aus  statistischen  Werken  und  Reisebeschroibungcn  jener  Zeit 
eine  lebendige  Anschauung  von  den  schweizerischen  Zuständen  mitbringt,  dem 
wird  schwerlich  das  Yerständniss  des  staatlichen  Lebens  der  alten  Kantone 
aus  diesem  Buche  aufgehen.  —  Weit  tüchtiger  ist  das  neuere  Werk  von 
Leuthy  ^).    Dasselbe  cuthält  in  völlig  gleichartig  bearbeiteten  Uebersichten 


1)  Lcalhy,  J.  J. ,    Organismus  aller  Behörden    und  Bcainlungcn   sämmtlichcr  Kan- 
tone der  Scbw.    Zürich,  1844.  —  Von  gar  keinem  wissenschaftlichen  Verdienste, 


I 
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den  Organismus,  die  Zusammensetzung  und  die  ZustUngigkeit  aller  öffentlicher 
Behörden  in  jedem  der  zweiundzwanzig  gegenwärtigen  Kantone,  nach  den  Ver- 
fassungen derselben  im  J.  1844.  Die  Schilderung  beginnt  mit  dem  grossen 
Rathe  oder  der  Landesgemeinde  und  geht  bis  zu  den  untersten  Central-  und 
Gemeindebehörden.  Von  irgend  einer  wissenschaftlichen  Erörtemng,  welcher 
Art  immer,  ist  freilich  keine  Spur ;  allein  jene  geordnete  Aufzählung  ist  sehr 
übersichtlich  und  deutlich,  und  man  mag  dem  Verfasser  gerne  glauben,  dass 
dicZusammcnbringung  der  Nachweisungen  mit  unsäglicher  Mühe  verbunden  war. 

Sei  es,  dass  diese  Beispiele  mittelmässigen  Erfolges  abgeschreckt  haben, 
sei  es ,  dass  in  späterer  Zeit  eine  blosse  Sammlung  von  Verfassungsurkunden 
(mit  Unrecht)  zu  genügen  schien:  weitere  Versuche,  die  gesammten  Staats- 
einrichtungen aller  Kantone  wissenschaftlfch  zu  erörtern,  sind  nicht  gemacht 
worden.  Um  so  dankbarer  müssen  denn  solche  Schriften  aufgenommen  wer- 
den, welche  sich  die  Schilderung  wenigstens  einzelner  Seiten  des  Kantonal- 
Staatslebens  vorsetzen. 

Solcher  aber  besitzen  wir  über  vier  verschiedene  Gegenstände,  nämlich 
über  das  katholische  Staatskirchenrecht  der  Kantone;  über  deren  Fi- 
nanzen; über  deren  Gemeindewesen;  endlich  über  das  Wesen  und  die 
Folgen  des  allen  ihren  Verfassungen  zu  Grunde  liegenden  demokratischen 
Principes*). 

Wer  irgend  mit  der  Geschichte  der  Schweiz  bekannt  ist,  weiss,  welchert 
hervorstechenden  Zug  derselben  die  kirchlichen  Angelegenheiten  bilden, 
und  diess  bis  in  die  jüngste  Zeit  herunter  und  in  Beziehung  auf  beide  Kirchen. 
Demgcmäss  ist  denn  auch  in  der  That  die  das  kirchliche  Leben  der  Schweiz 
behandelnde  Literatur  überreich.  Nicht  nur  ist  die  Kirchengeschichte  sehr 
vollständig  behandelt,  sondern  auch  einzelne  Vorfälle  haben  eine  zuweileu  un- 
übersehbare Masse  von  Schriften  hervorgerufen').     Es  würde   nun  aber  weit 


wohl  aher  möglicherweise  von  Brauchbarkeit  sind  die  blossen  Aufzälüungen 
der  Staalsbrhörden  und  der  Beamten,  wie  sie  z.  B.  zu  finden  sind  in  dem :  Regi- 
mentsbuch der  XXll  Kantone.  Schaffh.,  1828,  oder  in  C.  Herzog's  Slaats- 
handbuch  der  schw.  Eidgenossenschaft.     Bern,  1837. 

1)  üeber  einen  weitern  Gegenstand  ist  es  bei  einem  so  kleinen  Anfange  geblieben, 
dass  er  hier  nicht  weiter  in  Betracht  gezogen  werden  Kann.  Diess  ist  das  scliwei- 
zerische  Medi«Jinalwesen ;  das  betrefTende  Buch  aber:  Meier-Ahrens, 
Geschichte  des  schweizerisehen  Medicinalw^csens.  1.  2.  Zürich  und  Basel,  1838  — 
1840.  Der  Verfasser  beabsichtigte  alle  Kantone  zu  umfassen,  was  immerhin  auch 
ein  ansprechender  Beitrag  zu  der  Kennlniss  der  Slaatseinrichtungen  gewesen  wäre; 
allein  er  führte  seinen  Plan  nur  hinsichtlich  des  Kantons  Zürich  aus,  [und  selbst 
hier  nur  zu  geringem  Theile. 

2)  So  nennt  z.  B.  die  treffliche  ,  jedem  Bande  des  Archives  für  schweizerische  Ge- 
schichte beigegebene  Bibliographie  über  den  Aargauer  Klosterhandel  40  allein  im 
Jahre  1841  erschienene  Schriften.  Der  Straussische  Handel  in  Zürich  hat  min- 
destens 150  Schriften  aller  Art  veranlasst.     Und  über  die  abgeschmackte  Verfol- 
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über  die  Grenzen  des  gegenwärtigen  Werkes  hinausgehen,  wollten  alle  diese 
einzelnen  Btlcher  aufgeführt  werden;  selbst  wenn  etwa  auch  nur  die,  welche 
einen  Rechtspunkt  erörtern,  berücksichtigt  werden  sollten.  Billig  mag  man 
sich  auf  die  Schriften' von  umfassenderem  Inhalte  und  bleibendem  Werthe  be- 
schränken. Sie  beziehen  sich  aber  sämmtlich  auf  das  Verhältniss  der  Staats- 
gewalten zu  der  katholischen  Kirche. 

Nichts  ist  erklärlicher.  Theils  war  in  der  Schweiz  von  der  Kirchenver- 
bessening  an  das  Verhältniss  der  Katholiken  zu  den  Reformirten  von  hoher 
Bedeutung ,  indem  die  Glaubensverschiedenheit  die  Eidgenossenschaft  in  zwei 
Lager  spaltetete,  mehr  als  einmal  in  blutigen  Bürgerkrieg  verwickelte,  zu  gros- 
ser Unduldsamkeit  in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kantone  führte,  fremden 
Umtrieben  Handhabe  und  Gegenstand  gab.  Theils  aber  war  zu  allen  Zeiten 
das  Verhalten  der  schweizerischen  Staatsgewalten  zu  der  katholischen  Kirche 
ein  bemerkenswerthes.  Einer  Seits  war  von  Anfang  der  Schweizer -Geschichte 
an  ,  und  seit  der  Reformation  wenigstens  noch  in  den  katholischen  Kantonen, 
eine  grosse  Hingebung  an  Rom,  ein  wenig  aufgeklärter  aber  fester  Glauben 
an  das  Reclit  der  Curie,  weitgehende  und  oft  selbst  verderbliche  Folgsamkeit 
gegen  die  Nuntien  und  gegen  die  Leitung  der  Mönchsorden,  vielfache  poli- 
tische Verbindung  mit  dem  Papste.  Anderer  Seits  brach  der  natürliche  Rechts- 
sinn der  einfachen  Völker  und  Regieningen  gar  oft  mitten  durch  die  Folge- 
sätze des  System  es,  welches  man  ihnen  aufgelegt  hatte ;  und  wenn  sie  auch  den 
obersten  Kirchengewalten  ihre  Rechte  nicht  theoretisch  bestritten,  so  hielten 
sie  doch  vielfach  und  handgreiflich  Ordnung  unter  den  Geistlichen,  mit  welchen 
sie  es  zunächst  zu  thun  hatten.  Aus  diesen  verschiedenartigen  Bestandtheilen 
entstand  denn  ein  wunderliches  Staatskirchenrecht,  welches  dadurch  noch  zu- 
fälliger wurde,  dass  der  grössere  Theil  der  katholischen  Schweiz  unter  aus- 
wärtigen Bischöfen  war,  welche  je  nach  ihrem  Landeskirchenrechte  in  verschie» 
denen  Verhältnissen  zum  Römischen  Stuhle  standen.  Im  gegenwärtigen 
Jahrhunderte  kamen  nun  aber  zu  allem  diesem  noch  die  neuen  Stellungen  pro- 
testantischer Kantone  mit  .einzelnen  katholischen  Bestandtheilen  und  die  der 
paritätischen  Kantone;  die  Bemühungen  der  Curie,  ein  von  deutschen  Metro- 
politen abgetrenntes ,  unmittelbares  schweizerisches  Bisthum  zu  gründen ;  die 
vertragswidrige  aber  sehr  erklärliche  Aufhebung  der  Klöster;  Hurter's  üeber- 
tritt;  der  Sonderbundskrieg  um  die  Jesuiten;  die  St.  Gallischen  Händel  u.  s.  w. 

An  innerer  und  äusserer  Aufforderung,  das  katholische  Staatskirchenrecht 
der  Schweiz  zu  bearbeiten,  hat  es  daher  nicht  gefehlt.  Und  wenn  auch  das 
wirklich  Geleistete  vielleicht  nicht  alle  Ansprüche  befriedigt;  weun  es  nament- 
lich an  einem  dogmatischen  Systeme  des  bestehenden    positiven  Kirchenrechtes 


gung  der  Momicrs  in  Waadt  ist  ebenralls  eine  kleine  Bibliothek  erschienen.  S. 
darüber  Monatbiällcr  zar  A.Z.,  1840,  ä.  100  fg.  Ebenso  über  die  Einführung  und 
Verbreitung  der  Jesuiten ,  über  Hurter's  Verhältnis»  zur  Scbaifliauser  Kirche. 
Und  diess  Alles  nur  aus  den  letzten  zehn  Jahren. 
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der  einzelnen  Kantone  fehlt:  so  liegt  doch  mehr  als  ein  tüchtiges  Werk  vor, 
welches  Einsicht  gewährt,  warnt  und  aufmuntert.  Mit  der  Leidenschaftlichkeit 
der  Gesinnung  und  Sprache  wird  es  auch  der  Unpartheiische  nicht  so  streng 
nehmen.     Daran  ist  man  ja  in  Sachen  der  Kirche  gewöhnt. 

Die  erste  Arbeit  über  schweizerisches  Staatskirchenrecht,  welche  durch 
den  Druck  verbreitet  wurde,  (viele  liegen  handschriftlich  in  Archiven,)  scheint 
ein  von  F.  v.  Balthasar  schon  um  die  Mitte  des  letzten  Jahrhunderts  be- 
kannt gemachtes,  seitdem  mehrmals  wieder  aufgelegtes  kleines  Buch  *)  zu  sein. 
Dasselbe  wurde  in  Rom  in  den  Index  gesetzt;  was  nicht  verwundert,  wenn 
man  sieht,  wie  dieser  tüchtige  und  eifrige  Mann  die  Rechte  der  weltlichen  Re- 
gierungen gegen  die  Kirchengcwalt  und  namentlich  gegen  die  Eingriffe  der 
Nuntien  vertheidigt,  die  alten  guten  schweizerischen  Gewohnheiten  als  Regeln 
setzt.  Es  ist  diese,  nach  Zeit  der  Erscheinung  und  Wohnort  des  Verfassers, 
sehr  muthige  Arbeit  ein  Beleg,  wie  viel  richtiger  die  alte  Schweizer  Aristo- 
kratie die  Verhältnisse  zur  Kirche  einzusehen  und  zu  handhaben  wusste ,  als 
die  im  Jahr  1815  wieder  theilweise  eingetretene.  Während  jene  den  Uebergiiffen 
der  Kirche  Zähigkeit  und  Stolz  entgegensetzte ,  suchte  diese  ihrer  unsicherer 
gewordenen  Gewalt  durch  Nachgeben  eine  Stütze  zu  verschaffen.  —  Vor  letz- 
terem bemühte  sich,  als  diese  neue  Richtung  zu  Tage  kam,  Ild.  Fuchs  durch 
eine  geschichtliche  Schilderung  der  frtlheren  Kämpfe  zu  warnen').  Ohne  aus- 
führliche Erörterungen  oder  leidenschaftliche  Darstellungen  bringt  er  in  einer 
mit  den  Belegen  versehenen  Reihenfolge  von  Thatsa^hen  die  frtüieren  Erleb- 
nisse und  Grundsätze  vor  Augen ;  zunächst  was  die  Verhältnisse  der  Eidge- 
nossen zu  ihrem  Clerus  betrifft,  dann  die  Stellung  zu  Rom  und  zur  Nuntiatur. 
In  einem  zweiten  Bändchen  soUte  die  Losreissung  der  Schweiz  von  dem  Bis- 
thum  Constanz  erörtert  werden;  es  ist  dieses  aber  nicht  erschienen.  Vielleicht, 
weil  schon  die  Herausgabe  des  ersten  Theiles  dem  ausgeforschten  Verfasser 
eine  strenge  apostolische  Rüge  zu  zuzog.  —  Während  des  Streites  über  die 
Errichtung  eines  unmittelbar  unter  Rom  stehenden  Bisthumes  für  die  von  dem 
Bisthume  Constanz  abzutrennenden  und  die  mit  dem  Bisthume  Basel  überzutra- 
genden schweizerischen  Landestheile  erschienen  mehrere  kleinere  Schriften  von 
einigen    der  Ilauptvorkämpfer  gegen  das  Papalsystem  3).     Practischer  Erfolg 


1)  (Balthasar,  F.  v. ,)  De  Helvetiorum  juribus  circa  Sacra,  d.  L  kurzer  historischer 
Entwurf  der  Freiheiten  und  Gerichtsbarkeit  der  Eidgenossen  in  sog.  geistlichen 
Dingen.  Zürich,  1768.  Eine  2te  verb.  Aufl  ,  Rappersw.,  18.33.  Eine  franz.  Ueber- 
selzung  von  Viend  heisst:     Les  libertes  de  l'cglise  Helvetique.     Laus.,  1770. 

2)  (Fuchs,  J.,)  Versuch  einer  pragmatischen  Geschichte  der  slaatsrechthchen  Kirchen- 
verhältnisse der  Schweiz.  Eidgenossen.    Bd.  I.     Zürich,  1816. 

3)  (Pfyffer,  L.,)  Auch  etwas  über  die  Kirchengüter  und  über  die  Verhältnisse  geis- 
tiger Personen  und  Sachen  im  Staate  überhaupt  und  in  der  Schweiz.  Eidgenos- 
senschaft insbesondere.  Zürich,  1828.  —  Snell,  L. ,  die  Verhältnisse  der  ka- 
tholischen Kirche  zu  den  Schweiz.  Regierungen.  Zürich,  1828.  —  Fe  er,  Ueber 
das  Bisthum  Basel.    Aarau  1828. 
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wurde  ihren  Bemühungen  bekanntlich  nicht  zu  Theil;  cauch  die  schriftstelleri- 
schen Versuche  sind  vom  Strome  der  Zeit  bereits  verschlungen.  Dagegen  hat 
eine  dieselben  Verhältnisse  ausführlicher  besprechende  Schrift  L.  Snell's  theils 
schon  an  und  für  sich  giosse  Beachtung  gefunden,  theils  den  Kern  abgegeben 
zu  einem  umfassenden  geschichtlichen  Werke  über  die  Verhältnisse  der  Eid- 
genossen zu  der  katholischen  Kirche  von  den  Ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegen- 
wart ').  Es  wäre  ungerecht,  die  Bedeutung  dieser  letztern  Schrift  nicht  auszu- 
sprechen. Ein  Meisterwerk  der  Gcschichtschreibung  ist  es  freilich  nicht.  Nicht 
nur  fehlt,  da  es  von  Mehreren  herrührt,  die  Gleichförmigkeit  der  Behandlung ; 
sondern  es  wäre  auch  dem  ersten  Theile  eine  Sonderung  der  Begebnisse  nach 
den  einzelnen  Kantonen,  und  die  Ausscheidung  ganz  fremdartiger  Gegenstände, 
in  dem  zweiten  Theile  aber  eine  objectivcrc  Auffassung  und  würdigere  Ruhe 
zu  wünschen.  Allein  es  ist,  namentUch  der  erste  bis  zum  Untergänge  der  alten 
Eidgenossenschaft  gehende  Band,  mit  grosser  Sachkenntniss  geschrieben,  giebt 
eine  gründliche  Einsicht  in  das  kirchliche  Leben  der  katholischen  Schweiz, 
imd  kann  nicht  anders,  denn  als  ein  wichtiger  Beitrag  sowohl  zur  allgemeinen 
Geschichte  des  I^irchenrechtes,  als  insbesondere  zur  Kenntniss  der  öffentlichen 
Zustände  der  Schweiz  erklärt  werden.  Der  grosse  Reichthum  von  einzelnen 
Zügen  sowohl  des  Verhaltens  der  Geistlichen,  als  anderer  Seits  der  weltlichen 
Obrigkeiten  gegen  sie,  die  Erzählung  des  Nuntiatur-Einflusses ,  die  Erörterung 
des  Verhältnisses  der  Schweiz  zum  Tridentinum,  ist  höchst  belehrend,  lieber 
die  politische  und  kirchenpolitische  Richtung  der  Verfasser  kann  und  wird 
Streit  sein ;  und  sie  würden  wohl  den  Einfluss  ihres  Werkes  noch  bedeutend 
erhöht  haben,  wenn  sie,  namentlich  im  zweiten  Theile,  die  Ansichten  und  Hand- 
lungen der  päpstlichen  Parthei  objectiver  aufgefasst  hätten:  allein,  wie  gesagt, 
in  kirchenstaatsrechtlichen  Schriften  muss  man  eine  Spur  von  der  Gluth  der 
Religionskriege  schon  zu  Gute  halten.  —  Diess  ist  denn  auch  der  Grimd, 
warum  der  feindliche  Sinn  und  der  scharfe  Ton  einer  Seits  in  Glück's,  im 
Uebrigen  sehr  tüchtigen,  Monographie  über  die  Geschichte  der  Nuntiatur  in  der 
Schweiz»),  anderer  Seits  in  Hurter's  Geschichte  der  Befeindung  der  katho- 


1)  Der  Titel  der  ursprünglichen  Schrift  von  L.  S neu  ist:  •  Documentirle  pragma- 
tische Erzählung  der  neuen  kirchUchen  VerÄnderungen  in  der  kathol.  Schweiz. 
Sursee,  1833,  —  Die  Umarbeitung  und  Erweiterung  aber  ist:  L.  Snell,  G.  V. 
Glück  und  A.  Henne  ,  Pragmatische  Erzählung  der  kirchlichen  Ereignisse  in 
der  katholischen  Schweiz  von  der  helvet.  Revolution  bis  auf  die  Gegenwart.  I.  II. 
Mannheim,  1850,  51.  Von  der  ursprünglichen  Schrift  ist  in  der  neueren  Bearbei- 
tung nicht  viel  übrig.  Der  erste  Band  und  die  zweite  AbtbeÜung  dos  zweiten 
Bandes  aind  ganz  neu ;  die  erste  Abtheilung  des  zweiten  Bandes  aber  wesentlich 
verAoderL  Bd.  1,  ist  von  Glück;  Bd.  II.  von  Snell;  Bd.  II,  2,  (von  1830  bis 
1850)  von  Henne. 

2)  (Glück,)  Geschichte  der  Einführung  der  Nuntiatur  in  der  Schweiz  und  ihre  dar- 
gelegte PoUÜk,  in  authentischen  Aclenstücken.     Baden,  1847. 
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lischen  Geschichte  in  der  Schweiz  ^)  weniger  getadelt  werden  wird,  als  bei  einem 
anderen  Gegenstande  der  Fall  wäre. 

Von  nicht  geringer  Bedeutung  ist  Hottinger's  Schrift  über  das  Fi- 
nanzwesen'). Sie  zerfällt  in  drei  Abtheilungen:  in  eine  kurze  Uebersicht  der 
eidgenössischen  Finanzsystenic  von  der  Helvetik  bis  zur  neuen  Bunderverfas- 
sung; in  eine  Darlegung  der  Budjets  aller  einzelnen  Kantone,  in  der  Regel  für 
das  Jahr  1846 ;  endlich  in  einer  Zusammenstellung  der  Ausgaben  und  Einnah- 
men der  Kantone  nach  Gegenständen.  Da  kommen  denn  freilich  sehr  ur- 
sprüngliche Zustände  zu  Tage.  Das  Buch  gibt  reichen  Stoflf  zur  Erwägung. 
Ob  und  wie  weit  auch  zur  Beneidung?  Diess  ist  eine  weitaussehende,  verwi- 
ckelte Frage. 

Ohne  Zweifel  ist  die  richtigere  Würdigung  des  Wesens  und  der  Wich- 
tigkeit der  Gemeinden  einer  der  entschiedensten  Fortschritte,  welche  die 
Staatswissenschaften  in  der  jüngsten  Zeit  gemacht  hab  n.  Dadurch,  dass  man 
sie,  was  ihr  Wesen  betrifft,  als  eine  gesellschaftliche  Gestaltung  erkannt  hat, 
hinsichtlich  ihrer  staatlichen  Bedeutung  aber  als  die  Grundlage  des  Bürger- 
thumes  nach  Rechten  und  Pflichten,  ist  man  gleichzeitig  aus  zwei  geistlosen 
Anschauungen  herausgekommen.  Einmal  aus  der  älteren  civilrechtlichen,  welche 
in  ihnen  nur  eine  besondere  Gattung  von  Korporationen  sah;  dann  aber  auch 
aus  der  französischen  bureaukratischen ,  der  the  Gemeinden  nur  der  geogra- 
phisch kleinste  Verwaltungsbezirk  sind.  Eine  Folge  dieser  richtigeren  Begrei- 
fung ist  denn  unter  Anderen  auch  ein  genaueres  und  inhaltreicheres  Studium 
ihrer  Geschichte  gewesen;  und  zwar  nicht  blos  der  städtischen  Gemeinden, 
sondern  auch  der  ländlichen,  also  bei  weitem  zahlreicheren.  Diese  bessere 
Einsicht  in  das,  was  die  Gemeinden  ursprünglich  waren,  in  welchen  Beziehun- 
gen sie  eine  Wirksamkeit  äusserten,  und  was  und  wie  daran  allmählig  geän- 
dert wurde ,  hat  denn  auch  die  Gesetzgebungen  der  neueren  Zeit  in  richtiges 
-  Licht  gestellt.  Gar  Manches  war  da  nicht  mit  klarem  Selbstbewusstsein  vor 
sich  gegangen.  —  Zu  diesen  Aufklärungen  ist  jeder  Beitrag  erspriesslich ; 
doppelt,  wenn  er  aus  einem  Lande  kömmt ,  wie  die  Schweiz  ist ,  wo  das  Ge- 
meindeleben von  jeher  so  wichtig  war,  und  auch  jetzt  noch  so  viel  Ursprüng- 
liches bewahrt  hat.  Mit  Freuden  sieht  man  daher  die  zahlreichen  Abhandlun- 
gen über  den  Ursprung,  die  Entwicklung  und  die  rechtliche  so  wie  gesellschaft- 
liche Natur  von  schweizer  Gemeinden.  Zum  grossen  Theile  betreffen  diese  Ar- 
beiten allerdings  zunächst  nur  bestimmte  einzelnen  Oertlichkeiten ,  wie  z.  B. 
die  betreffenden  Abschnitte  in  den  (später  noch  näher  zu  bezeichnenden)  Staats- 
und Rechtsgeschichten  von  Zürich  und  Luzern,  und  die  Einzelnschriften  über  das 
Berner  Gemeindewesen  von  Stettier  und  Blösch.    Allein  nicht  nur  werfen  auch 


2)  Hurte r,  F.,  Die  Befeindung  der  katholischen  Kirche  in  der  Schweiz  seit  dem  J, 

1831.    Schaflh.    I.  II.    1842,  43,  8. 
2)  Hottinger,  J.  G.,  Der  Staatshaushalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und 

ihrer  einzelnen  Republiken.    Zürich,  1847. 


^g^  '  Die  Literatur  des  scbwcizcrischca  Staatsrechtes. 

diese  Einzelgeschichten  belehrende  Lichter  auf  den  Gegenstand  überhaupt:  sondern 
es  sind  auch  umfassendere  Ai-beiten  vorhanden,  so  die  von  Blum  er  tiber  die 
gesammten  kleineren  Kantone,  und  von  Wyss*),  Renaud^)  und  Bechard^) 
über  die  schweizerischen  Gemeinden  im  Allgemeinen.  —  Der  Erstere  giebt 
eine  sehr  anschauliche  Uebersicht  über  die  verschiedenen  Arten  von  Landge- 
meinden im  Vorlande  und  im  Gebirge,  in  den  deutschen  nnd  den  romanischen 
Theilen,  von  Freien  und  Unterworfenen,  und  über  die  verschiedenen  rechtlichen 
und  gesetzlichen  Gestaltungen ,  welche  dieselben  von  der  Niederlassung  der 
Barbaren  bis  zum  einheitlichen  Municipalitätsgesetz  der  helvetischen  Republik 
und  von  da  wieder  rückwärts  zu  naturgemässeren  Zuständen  erfuhren.  Diese 
Schilderung  ist  eine  dankenswerthe  Ergänzung  dessen ,  was  wir  von  Moser 
und  Stüve  über  die  niedersächsischen  Gemeinden,  von  Landau  über  die  Grund- 
lagen des  deutschen  Gemeindelebens  überhaupt  besitzen.  —  Renaud  behan- 
delt einen  engeren  Gegenstand,  nämlich  die  Grundsätze  über  die  Gemeinde- 
nützungen  ;  in  diesem  Kreise  aber  zeigt  er  genaueste  Bekanntschaft  mit  Thatsache 
und  Recht.  —  Von  sehr  viel  geringerer  Bedeutung  ist  die  Arbeit  von  Bechard, 
welchem  es  sowohl  am  geschichtlichen  Verständniss  der  germanischen  Gemeinde 
überhaupt,  als  an  gründlicher  Kenntniss  der  Eigenthümlichkeiten  der  schweize- 
rischen Gemeinden  insbesondere  gänzlich  gebricht,  und  welcher  auch  diesen 
Mangel  an  Wissen  nieht  durch  eine  höhere  wissenschaftliche  Beherrschung  des 
Stoffes  ersetzt. 

Ein  bedeutender  Beitrag  zu  der  oben  nur  eben  angedeuteten  Frage  über 
die  relative  Vortrefflichkeit  der  schweizerischen  Zustände  mag  in  den  Betrach- 
tungen des  Genfers  Cherbuliez  *)  über  die  Folgen  der  demokratischen 
Staatseinrichtungen  gefunden  werden.  Ohne  Zweifel  ist  hier  —  zunächst  dem 
ähnlichen  "Weike  Tocqueville's  tiber  die  Volkshenschaft  in  Amerika  —  die 
beste  Erörterung  des  Wesens  und  der  Folgen  der  Demokratie  zu  finden.  Der 
Verfasser  hat  sowohl  untersucht,  welche  Verfassungsbestimmungen  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  dem  Grundsatze  der  Volksherrschaft  hervorgehen,  als  welchen 
Einfluss  derselbe  auf  die  wichtigsten  Zweige  des  gesellschaftlichen  Lebens  und 
auf  die  Führung  des  Staates  in  den  einzelnen  Kantonen  und  in  der  Gesammt- 
eidgenossenschaft  ausübt.  Als  solche  wesentlich  demokratische  Verfassungs- 
sätze sind  aber  benannt:  das  Veto  des  Volkes  bei  den  Gesetzen;  regelmässig 
wiederkehrende  Prüfungen  der  Verfassung;  Recht  der  Empörung;  Absonde- 
rung der  Minderheiten  zu  eigenen  Staaten ;  Vertretung  nach  Kopfzahl ;  Befähi- 
gung Aller  zu  allen  Stellen;  endlich  die  höchste  ünbeschränktheit  der  Persön- 
lichkeit hinsichtlich  der  Kirche,   der  Presse,  des  Gewerbes  nnd   Eigentimms. 


1)  Wy»$,  F.  V.,  Die  schweizerischen  Landgemeinden.     (In  der  Zeitschrifl  für  »chwciz. 
Recht,  Bd.  I,  1  und  2.) 

2)  Renaud,    A. ,    Die  Gemeindenutznngen  .  .  mit  Berücksichtigung  der  schw.  Vcr- 
hälloissc.  (In  der  Zcitschr.  f.  deutsches  Recht,  IX,  1.) 

3)  Bechard,  F.,  Lois  municipalcs  de  la  Suissc  et  des  Etats  Unis.     Par.,  1852. 

4)  Cherbuliez,  A.  £.,  De  la  Dcmocraüe  en  Suisse.    I.  II.    Gen.  et  Par.,  1843. 
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Als  berührt  durch  den  Grundsatz  der  Volksherrschaft  dagegen  werden  aufge- 
führt die  Gerichte,  die  Grossräthe,  die  Bezirksstellen,  die  ausübende  Central- 
gewalt  der  Kantone,  das  Verhalten  zu  den  Kirchen,  namenthch  zur  katholi- 
schen, die  Kraft,  Wirkung  und  Würde  der  Eidgenossenschaft;  sodann  die 
Sitten,  die  Partheien,  der  Volksunterricht  und  die  höhere  Bildung.  Der  Ver- 
fasser, ein  entschiedener  Gegner  der  Volksherrschaft,  sucht  in  all  den  genann- 
ten Beziehungen  die  Nachtheile  nachzuweisen,  welche  die  einzelnen  Kantone 
durch  dieselbe  erlitten  haben  und  ferner  noch  erleiden  werden.  Mag  immer- 
hin die  Münze  auch  ihre  Kehrseiten  haben,  so  verdienen  aber  doch  die  mit 
eben  so  grossem  Scharfsinn  als  mit  Kenntniss  der  Thatsachen  gemachten  Be- 
merkungen die  ernsteste  Beachtung  eines  Jeden,  welchem  es  um  eine  richtige 
Einsicht  zunächst  in  dss  schweizerische  Staatsleben,  dann  aber  auch  überhaupt 
um  ein  umfassendes  Urtheil  in  der  Weltfrage  der  Demokratie  zu  thun  ist. 
Und  wenn  schon  das  Werk  kein  positives  Staatsrecht  im  engern  Sinne  ist, 
so  ist  es  doch  ein  unentbehrlicher  Führer  zu  demselben.  Und  selbst  Der, 
welcher  sich  auf  einen  dem  Verfasser  feindlichen  Standpunkt  stellt,  muss  des- 
sen Geist  und  Muth  Anerkennung  zollen. 

B.    Sammelwerke. 

Unstreitig  von  geringerem  Schriftsteller -Verdienste  als  Bearbeitungen 
des  positiven  Stoffes  sind  diejenigen  Schriften,  welche  sich  mit  der  Sammlung 
und  Ordnung  von  Gesetzestexten  begnügen;  allein  ein  grosser  Nutzen  und  be- 
quemer Gebrauch  ist  ihnen  nicht  abzustreiten.  An  die  Stelle  der  früheren  ge- 
wordenen Verfassungen  sind  seit  der  Mediationszeit  gemachte  in  den  meisten 
Kantonen  getreten,  und  für  diese  wurden  nach  dem  Beispiele  so  vieler  euro- 
päischer und  überseeischer  Staaten  systematische  das  Ganze  umfassende  Urkun- 
den entworfen.  Selbst  die  Urkantone  wurden  thcilweise  genöthigt,  ihre  alten 
Satzungen  und  Uebungen  in  diese  bequemere  Form  zu  kleiden.  So  wurde 
es  also  möglich,  eine  Uebersicht  über  das  gesammte  Kantonalverfassungswerk 
durch  blosse  Aneinanderreihung  von  Urkunden  und  einige  Erläuterungen  zu 
geben.  Die  grosse  Veränderlichkeit  in  den  staatsrechtlichen  Zuständen  der 
Schweiz  ist  freilich  Schuld,  dass  selbst  Sammlungen  von  blossen  Grundgesetzen 
bald  veralten. 

Solche  Zusammenstellungen  für  das  gesammte  neuere  Kantonalstaats- 
recht haben  nun  aber  Usteri  und  Snell  in  ihren  bereits  oben  beim  Bun- 
desrechte (S.  450  und  451)  genannten  Werken  gegeben.  Beide  liefern  die  be- 
treffenden Verfassuiigsurkunden  wörtlich  und  ohne  Bearbeitung,  jedoch  unter 
Anfügung  erläuternder  Notizen  und  sonstiger  Mittheilungen;  und  sie  ergänzen 
sich  glücklicher  Weise  dadurch,  dass  Usteri  die  bei  der  Restauration  im  Jahr 
1815  zu  Stande  gekommenen  oder  wieder  befestigten  Urkunden  liefert,  Snell 
dagegen  die  neueren  seit  dem  Jahre  1830  vielfältig  beschlossnen ,  auch  wohl 
wieder  abgeänderten.  In  der  Behandlung  ist  jedoch  zwischen  beiden  Schriften 
ein  wesentlicher  Unterschied. 


AQß  Die  Ldleratur  des  schweizerischen  Staatsrechtes. 

Usteri  giebt  in  der  Regel  nur  «lie  zur  Zeit  des  Erscheinens  seiner  Samm- 
lung gültige  Vcrfassungsurkunde  jedes  Kantons,  oder,  wo  eine  eigentliche  Ur- 
kunde solcher  Art  nicht  bestand,  die  im  eidgenössischen  Archive  niedergelegte 
Erklärung  des  Kantons  ttber  die  bestehenden  Einrichtungen.  Nur  ausnahms- 
weise und  mit  willkührlicher  Auswahl  ist  dann  und  wann  ein  wichtiges  Gesetz 
beigefügt.  Die  über  jeden  Kanton  gelieferten  statistischen  und  literarischen 
Nachrichten  sind  auf  das  Unentbehrlichste  beschränkt;  Geschichtliches  ist  gar 
nicht  gegeben.  Das  Buch  ist  dankbar  aufgenommen  worden,  weil  in  jener 
Zeit  gar  nichts  Aehnliches  bestand,  und  als  herrührend  von  dem  allgemein 
verehrten  Manne;  allein  es  befriedigt  in  der  That  nur  sehr  nothdürftig  die 
FordeiTingen  der  Einheimischen  wie  der  Fremden. 

Weit  mehr  Stoff  und  Bearbeitung  liefert  Snell.  Ausser  den  zur  Zeit  sei- 
ner Sammlung  (1844)  gültigen  Verfassungs-Urkunden  giebt  er  auch  regelmässig 
die  in  der  Mediationszeit  entworfenen  Dotationsurkunden,  und  ausserdem,  theils 
in  Noten  theils  in  Anhängen,  wichtige  Gesetze  oder  Einzeln- Abänderungen. 
Namentlich  aber  sind  die  geschichtlichen  Erläuterungen  über  die  Entstehung 
der  jüngsten  Verfassungen  oder  über  einzelne  bedeutende  Ereignisse  sehr  reich- 
haltig. Bei  einzelnen  Kantonen  sind  auch  streitige  Punkte  des  öffentlichen 
Rechtes  erörtert,  besonders  kirchenstaatsrechtliche  Fragen.  Von  grosser  Voll- 
ständigkeit endlich  sind  die  literarischen  Nachweisungen,  welche  zum  Theile 
eine  vollständige  Bibliographie  aller  über  einen  Kanton  oder  einen  seiner  Theile 
abgefassten  (nicht  bloss  der  gedruckten)  Schriften  ausmachen.  Die  Sammlung 
kann  daher  nicht  anders,  denn  als  eine  sehr  reichhaltige  und  belehrende  be- 
zeichnet werden;  und  es  ist  mit  ihrer  Hülfe  ein  ziemliches  Verständniss  des 
Kantonalstaatsrechts  zu  erlangen.  Schade,  dass  bei  der  Darstellung  und  Beur- 
theilung  von  Ereignissen  und  Zuständen  der  entschiedenste  Partheigeist  die 
Feder  führt.  Eine  solche  Auffassung  der  Bedürfnisse,  Einrichtungen  und  Be- 
strebungen vom  radikalen  Standpunkte  aus  ist  zwar  belehrend  über  die  Ursa- 
chen der  Schweizer  Geschichte,  allein  kann  natürlich  nur  mit  grosser  Vorsicht 
benützt  werden  bei  Bildung  einer  objectiv  richtigen  Ansicht  vom  Stande  der 
Dinge.  Namentlich  ist  die  kü-chlich-politische  Richtung  des  Verfassers  so  ent- 
schieden die  beschränkte  und  gewaltthätige  des  polizeilich  unterdrückenden  Ra- 
dicalismus,  dass  sie  selbst  den  völlig  unbctheiligten  Protestanten  anwidern  muss. 
Durch  Verletzung  des  Glaubens-  und  Rechtsgefühles  der  Katholiken  und  eine 
aufgedrungene  Aufklärerei  kann  nur  tiefer  Ingrimm  erzeugt  werden;  und  es 
muss  bei  der  ersten  passenden  Gelegenheit  ein  Rückschlag  erfolgen,  welcher 
dann  wohl  nicht  bloss  die  kirchliche,  sondern  auch  die  staatliche  Politik  der 
Unterdrücker  treffen  wird.  Es  beruht  freilich  auf  demselben  Grundfehler,  näm- 
lich auf  völliger  Unkenntnis«  der  wirklichen  menschlichen  Natur,  dass  so  Viele, 
welche  bürgerliche  Freiheit  in  einem  die  Fähigkeiten  und  das  Bedürfniss  weit 
flbcrsteigcndeu  Maasse  wollen,  der  kirchlichen  Freiheit  nicht  die  geringste  innere 
Berechtigung  einräumen. 

Nach  diesem  bedarf  es  wohl  nicht  erst  eines  Beweises,  dass  eine  die  jetzt 
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gültigen  Grundgesetze  umfassende,  die  nöthigen  thatsächlichen  und  literarischen 
Erläuterungen  in  rein  gegenständlicher  Haltung  beifügende  Sammlung  von  gros- 
sem Nutzen  wäre. 

2.    Schriften   über  das  Staatsrecht  einzelner  Kantone. 

Einen  stattlichen  Uebergang  von  dem  allgemeinen  zum  besonderen  Kanto- 
nalstaatsrechte bildet  Blumer's,  bis  jetzt  freilich  nur  theilweise  erschienene, 
Staats-  und  Rcchtsgeschichte  sämmtllcher  rein  demokratischer  Kantone  ^),  also 
von  Schwyz,  Uri,  Untcrwalden,  Glarus,  Zug  und  Appenzell.  Ein  völlig  abschlies- 
sendes ürtheil  ist  natürlich  erst  mit  Beendigung  des  ganzen  Werkes  möglich ; 
allein  schon  der  vorliegende  erste  Band  beweist  genügend  theils  die  grosse  Ge- 
lehrsamkeit und  den  unermüdlichen  Fleiss  des  Verfassers,  welcher  neben  den 
gedruckten  Quellen  und  HOlfsmitteln  auch  alle  einschlägigen  Archive  durch- 
forsclit  hat;  theils  die  wissenschaftliche  juristische  Durchbildung  und  die  klare 
Auffassung  desselben.  Der  Plan  ist  weit.  Es  soll  das  gesammte  Rechtsleben 
der  rein  demokratischen  Kantone  je  in  seinen  verschiedenen  Entwicklungs- 
Phasen  geschildert  werden.  Mit  dankenswerther  Selbstbeschränkung  fasst  sich 
dabei  der  Verf.  im  Privatrechte  und  in  der  Gerichtsordnung  kürzer,  wo  er  mit 
den  Forschungen  Bluntschli's  (in  der  Züricher  Staats-  und  Rechtsgeschichte) 
übereinstimmt.  Ausführlich  dagegen  sind  die  geschichtlichen  und  staatsrecht- 
lichen VcrhäKnisse  entwickelt;  und  Niemand  wird  es  dem  Schweizer  verdenken, 
wenn  er  sich  tief  in  den  Streit  über  die  ursprünglichen  Zustände  der  Wald- 
stätten  und  die  geschichtlichen  Ereignisse  ihrer  Freiwerdung  einlässt.  Es  sind 
wohl  in  den  kleinen  Freistaaten  selbst  nur  Wenige  im  Stande,  den  ganzen 
Wcitli  der  Arbeit  zu  fassen ;  allein  desto  zahlreichere  Anerkennung  verdient  sie 
in  der  übrigen  Schweiz  und  in  noch  weiterwi  Kreisen.  Das  Werk  ist  nament- 
lich ein  bedeutender  Beitrag  zu  einem  künftigen  allgemeinen  positiven  Staats- 
rechte. Eine  solche  in  das  Wesen  einer  seltenen  Staatsart  eingehende  Erzäh- 
lung und  Schilderung  fördert  unserie  Gesammtauffassung  von  dem  staatlichen 
Leben  der  Menschheit  mehr,  als  fünfzig  Schriften  über  längst  bekannte  und 
durchdachte  Formen,  z.  B.  über  repräsentative  Monarchieen  oder  Demokratieen. 

Wendet  man  sich  nun  aber  zu  den  einzelnen  Kantonen  und  hier  zunächst  zu 

a)  Bern, 

als  dem  früher  und  jetzt  noch^mächtigsten  Schweizer  Staate,  weiland  dem  Horte 
einer  stolzen  und  staatsklugen  Aristokratie,  später  wiederholt  dem  Bannerträger 
der  demokratischen  Bemühungen :  so  ist  man  zwar  keineswegs  von  schriftstelle- 
rischen Versuchen  der  Erörterung  dieses  Staatslebens  ganz  verlassen,  allein 
nicht  unbillig  ist  doch  wohl  das  ürtheil,  dass  das  Berner  Staatsrecht  nicht  im 
Verhältnisse  seiner  Bedeutung  ausgebildet  sei. 

Von  höchstem  Interesse  für  jeden  Staatsmann  wäre  eine  tüchtige  dogma- 


1)  Bluiner,  J.  J. ,    Staats-   und  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen  Demokratieen, 

Bd.  1.  Das  Mitlelaher.    St.  Gallen,  1850.     Es  steht  noch  ein  zweiter  Band  aus. 
▼.  Mo  hl,  StaaUwissenschaft  I.  32 
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tisch -kritische  Darstellung  des  Rechtes  der  alten  Aristokratie.  Jeder  Beitrag 
zu  der  Beantwortung  der  Frage:  welche  Mittel  es  bedarf,  und  welche  Folgen 
es  hat,  wenn  die  Aufgabe,  den  Besten  im  Staate  die  Regierung  zu  übergeben, 
durch  Uebertragung  an  die  Vornehmen  gelöst  werden  will,  ist  von  Bedeutung. 
Und  Bern  hat  einen  grossen  Beitrag  geliefert.  Leider  fehlt  nun  aber  eine  solche 
Arbeit.  Ausser  dem  oben  (S.  488)  bereits  genannten,  ungenügenden,  Abschnitte 
der  Meister'schen  Schrift,  und  einer  mehr  die  geschichtlichen  äusseren  Ereig- 
nisse als  die  inneren  Zustände  und  Einrichtungen  ins  Auge  fassenden  Lobrede 
auf  die  gestürzte  Aristokratie  von  dem  Züricher  Schulthess ') ,  bestehen 
nur  einige  Abhandlungen  über  die  frühere,  von  Bern  längst  unterdrückte  Ver- 
fassung des  Waatlaudes  ') ,  und  eine  Reihe  von  Streitschriften  für  und  gegen 
die  patricische  Regiening,  welche  freilich,  bei  Gelegenheit  der  Lostrennung 
des  "Waadtlandes  erschienen,  mit  grosser  Vorsicht  benützt  werden  müssen,  und 
von  denen  sich  nur  einige  wenige  überhaupt  im  Andenken  erhalten  haben '). 

Genügender  sind  die  Nachweisungen  über  die  staatlichen  Zustände  wäh- 
rend der  gemilderten  aristokratischen  Verfassung  von  1814 — 1830.  Es  liegt 
nämlich  vor  die  reichhaltige  Darstellung,  welche  die  durch  die  Umwälzung 
von  1830  gestürzte  Regierung  über  ihre  gesammte  Thätigkeit  während  ihrer 
Herrschaft  gegeben  hat  *).  Natürlich  muss  ein  solcher  Rechenschaftsbericht 
mit  kritischem  Auge  geprüft  werden;  und  es  ist  auch  die  Schrift  ihrem  ganzen 
Zwecke  nach  nichts  weniger  als  ein  Staatsrecht  des  Kantons :  dennoch  erhalten 
wir  umfassenden  und  tiefen  Einblick  in  die  staatlichen  Zustände  dieses  Zeit- 
abschnittes. Es  geschah  aber  damals  Vieles  und  Gutes  mit  stätem  Sinne  und 
fester  Hand;  und  nichts  möchte  zweifelhafter  sein,  als  dass  der  Staat  Bern 
durch  seine  seither  immer  demokratischer  gewordenen  Einrichtungen  in  sach- 
licher und  geistiger  Beziehung  gewonnen  habe. 

Bei  diesem  blossen  Stückwerke  ist  es  denn  immerhin  eine  Bereicherung 
und  Befestigung  des  Wissens,  wenn  F.  Stettier,  zwar  keine  ausführlich-dog- 
matische Darstellung  früherer  oder  jetzt  gültiger  Zustände  seines  Vaterlandes, 
aber  doch  eine  übersichtliche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  geliefert  hat  *).  In 
klarer   Auseinanderhaltung   der  verschiedenen   Entwicklungsperiodeu    und    der 


1)  (Schullhess,)  Tableaax  historiques  et  politiqucs  des  anciens  gouverncmens  de 
Zuric  et  Berne.     Par.,  1810. 

2)  Man  sehe:  Estavaycr,  Pröcis  sor  I'ancienne  Constitution  du  Pays-de-Vaud ;  Mul- 
linen,  Rechercbes  historiques  sur  les  ancienncs  asscmbl<ies  du  Pays-de-Vaud. 
Berae,  1797. 

3)  Den  heftigsten  und  bedeutendsten  AngriiT  auf  das  Berncr  Regiment  führte  F.  C. 
Laharpe,  Essai  sur  la  Constitution  du  Pays-de  Vaad.  I.  II.  Par.,  1796;  die  Vcr- 
theidigung  aber  wurde  unternommen  von  (Cur tat,)  Du  gouvcrncmenl  de  Berne. 
En  Suisse,  1797. 

4)  Bericht  an  den  Grossen  Rath  der  Stadt  und  Republik  über  die  Staatsverwaltung 
von  1814—1830.    Bern,  1830. 

5)  St  eitler,  F.,  Staats-  und  RechUgcschichle  des  Kantons  Bern  bis  zur  Einführung 
der  Verl  von  1831.    Bern  nnd  St.  Gallen,  184Ö. 
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verschiedenen  Einrichtungen  in  jeder  derselben  wird  das  Wesentlichste  ge- 
schichtlich und  darstellend  an  uns  vorübergeführt,  und  wenn  auch  eine  mehr 
in  die  Einzelnheiten  gehende  Erörterung,  eine  reichere  Angabe  der  Quellen 
und  der  Literatur,  endlich  ein  bestimmteres  Urtheil  über  das  Wesen  und  die 
Folgen  der  verschiedenen  Staatsformen  wünschenswerth  wäre:  so  ist  doch  ein 
Leitfaden  gegeben,  welchem  später  vielleicht  das  noch  Fehlende  folgt.  — 
Schon  jetzt  dienen  einige  Sonderschriften  über  wichtigere  Gegenstände  ^)  zu 
erwünschter  Ergänzung. 

Die  Wünsche,  deren  Erfüllung  ftlr  Bern  noch  zu  erwarten  steht,  sind  ftlr 
den  Kanton 

b)   Zürich 

bereits  auf  glänzende  Weise  befriedigt.  —  Ist  auch  eine  ältere  populäre 
Schrift  von  Wyss  *)  nicht  eben  hoch  anzuschlagen,  so  ist  desto  mehr  geleistet 
durch  Bluntschli's  Staats-  und  Rechtsgescuichte  der  Stadt  und  Landschaft 
Zürich  3) ,  welche  das  ganze  Licht  der  neuen  germanischen  Rechtsforschungen 
auf  schweizerische  Zustände  fallen  lässt,  damit  aber  erst  eine  richtige  Auffas- 
sung vieler  Zustände  und  Einrichtungen  vermittelt,  und  Geschichte,  Gesellschaft 
und  Recht  in  wesentlich  anderen  Gestaltungen  vorführt.  Bluntschli  hat  sich 
hier  mehr  als  Ein  bedeutendes  Verdienst  erworben.  Zuerst  um  das  deutsche 
Recht.  Wenn  ihm,  wie  er  selbst  bekennt,  allerdings  die  von  Eichhorn  ge- 
gründete Wissenschaft  den  Anstoss  gab  und  den  Weg  zeigte,  so  war  doch 
seine  Arbeit  sachlich  durchaus  selbstständig  und  eigenthümlich ,  und  er  bezahlte 
seine  Schuld  an  die  deutsche  Lehre  reichlich  zurück,  indem  er  sie  mit  dem 
Dasein  und  der  Entwicklung  eines  germanischen  Rechtslebens  bekannt  machte, 
welches  bisher  sich  selbst  nicht  dcuthch  bewusst.  Anderen  aber  ganz  unzu- 
gänglich gewesen  war.  Viele  Rechtseinrichtungen  haben  sich  in  der  Schweiz 
reiner  germanisch  erhalten,  als  in  Deutschland  selbst.  Ein  zweites,  vielleicht 
noch  grösseres  Verdienst  aber  hat  sich  der  Verf.  um  die  Schweiz  selbst  erworben. 
Er  zuerst  hat  sie  ihr  Recht  in  seiner  Quelle  und  in  seiner  inneren  Entwicklung 
kennen  gelehrt,  und  gleich  durch  ein  musterhaftes  Beispiel  die  richtige  Me- 
thode der  Forschung   und  Auffassung    gezeigt.    Auch  sehen  wir  in  der  That, 


1)  Nämlich:  Stettier,  F.,  Versuch  einer  urkundlichen  Entwicklung  der  Gemeinde- 
und  bürgerrechtlichen  Verhältnisse  im  Kanton  Bern.  1840.  —  Blösch,  E. ,  Be- 
trachtungen über  das  Gemeindewesen  in  Bern.  Bern,  1848.  (Eine  vortreflliche 
Arbeit.)  —  Studer,  P.  ,  Versuch  einer  Geschichte  des  Kirchengutes  im  ehem. 
Kanton  Bern.  Bern,  1832.  —  (Romang,)  Beiträge  zur  Beleuchtung  der  recht- 
lichen Stellung  der  reformirten  Kirche  im  Kanton  Bern.  Bern,  1836.  —  Schä- 
rer, Geschichte  der  Unlerrichtsanstalten  des  deutschen  Theiles  des  ehem.  Kanton 
Bern.     Bern,  1829. 

2)  Wyss,  D.,  Politisches  Handbuch  für  die  erwachsene  Jugend  der  Stadt  und  Land- 
schaft Zürich.     Zürich,  1796. 

3)  Bluntschli,  J.  C,  Staats- und  Rechtsgeschichte  der  Stadt  und  Landschalt  Zürich. 
I.  U.     Zürich,  1838—39. 

32  * 
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dass  der  Vorgang  nicht  verloren  war.  Bluntschli's  Züricher  Rechtsgeschichte 
hat  bereits  mehrere  andere  ähnliche  Arbeiten  hervorgerufen.  Endlich  hat  die 
Schrift  einen  grossen  Werth  für  den  Publicisten.  Zürich  ist  für  diesen  in  dop- 
pelter Beziehung  beachtenswerth.  Einmal  in  so  ferne  die  städtische  Verfassung, 
als  Ergcbniss  des  Kampfes  der  Geschlechter  mit  den  Zünften,  ein  Beispiel  jener 
wunderlichen  bürgerlichen  Aristokratieen  darbietet.  Zweitons  als  eifersüchtige 
und  gewaltthätige  Beherrscherin  einer  ausgebreiteten  Landschaft.  Die  Entste- 
hung dieser  merkwürdigen,  wenig  natürlichen,  Verhältnisse  und  ihre  rechtliche 
Natur  genau  kennen  zu  lernen  an  der  Hand  eines  grossen  Sachkenners,  ist  sehr 
belehrend ;  und  ihr  farbiges  charaktenolles  Bild  ist  ein  schöner  weiterer  Beitrag 
zu  einer  Woltgallerie  der  Staatsformen.  —  Hinsichtlich  der  Bearbeitungsart 
und  Oekonomie  des  Buches  mag  die  Bemerkung  genügen,  dass  dasselbe  we- 
sentlich in  zwei  verschiedene  Hälften  zerfällt.  Einer  Seits  nämlich  erörtert  der 
Verf.  geschichtlich  die  Entstehung  des  Staates  Zürich  und  seine  eigentlichen  und 
privatrechtlichen  Einrichtungen  bis  zur  Verfassung  von  1831  herunter.  Zwei- 
tens aber  entwickelt  er  dogmatiscli  das  bestehende  Recht,  vorzugsweise  das 
bürgerliche.  Man  könnte  vielleicht  über  die  Methode,  in  welcher  er  diese 
beiden  Richtungen  seiner  Arbeit  zuweilen  durcheinander  mengt,  mit  ihm 
rechten;  in  der  Sache  selbst  aber  muss  mau  mit  ihm  einverstanden  sein.  Das 
jetzt  gültige  Recht  ist  allerdings  das  Ergebniss  der  ganzen  Geschichte,  und 
diese  nur  mit  ihm  abgeschlossen;  davon  abgesehen,  dass  manche  geschichtliche 
Thatsache  nur  auf  diese  Weise  rückwärts  betrachtet  richtig  aufgefasst  werden 
kann.  Wenn  aber  der  Staatsgelehrte  in  dem  Werke  mehr  bürgerliches  Recht 
und  Gerichtsverfassung  findet,  als  für  seine  nächsten  Zwecke  nötliig,  so  muss 
er  bedenken,  dass  der  Verf.  nie  etwas  beabsichtigt  und  angekündigt  hat,  als 
eben  eine  Darstellung  des  gesammten  Züricher  Recht slebens,  und  dass  das, 
was  etwa  der  Publicist  missen  könnte,  von  den  Germanisten  um  so  dankbarer 

aufgenommen  werden  wird. 

c)   L  u  z  e  r  n. 

Früher  als  andere  Kantone  hatte  Luzern  den  Vortheil  einer  Bearbeitung 
seiner  staatrechtlichen  Zustände.  J.  A.  F.  von  Balthasar,  in  mehr  als  Einer 
Beziehung  als  gründlicher  Kenner  und  staatsmännischer  Beurtheiler  der  vater- 
ländischen Zustünde  hervorgetreten ,  gab  schon  in  den  80ger  Jahren  eine  Dar- 
stellung der  damaligen  Landesverfassung  ').  Wenn  auch  in  wunderlicher  Form 
abgefasst,  so  ist  das  Büchlein  selbst  jetzt  noch  wohlthuend  durch  die  aufrich- 
tige Vaterlandsliebe  und  den  frommen  Eifer  des  Verfassers.  —  Einige  kleine 
rechtsgeschichtliche  Schriften  haben  später  versucht;  in  gemeiufasslicher  Sprache 
das  Verstöndniss  der  Ereignisse  im  Staate,  der  Zustände  und  das  Bewusstsein 
des  Rechtes  zu  verbreiten  *).    Doch  ist  allerdings  denselben,  theils  wegen  dürf- 


1)  Balthasar,  J.  A.  F.  V.,   Nachrichten    von    der  Stadt  Lozern    und    ihrer  Regie- 
•    mngfvcrrassung.     Luz. ,   17^4.  —     Auch    mag    die    Scbrifl    desselben    Verfassers: 

Die  fünf  politischen  Jahrhunderte  der  Republik  Luzcm.  Luz.,  1808,  erwähnt  wcrde^. 

2)  Man  sehe:  (Trox  1er,)    Die  Freiheiten    und  Rechtoame    der  Kantonsbürgerscbaft 
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tigen  Inhaltes,  theils  ob  ihrer  scharfen  Partheistellungen  kein  besonderer  Werth 
beizulegen.  —  Mit  Recht  dagegen  mag  der  kleine  Staat  sich  jetzt  wieder 
einer  in  neuester  Zeit  erhaltenen  geschichtlichen  Darstellung  seiner  Einrichtungen 
erfreuen,  wie  sie  weit  grössere  Staaten  in  der  Regel  nicht  aufzuweisen  haben. 
Es  ist  diess  Segesser 's  Rechtsgeschichte*);  ein  durchaus  würdiger  weiterer 
Schritt  auf  der  Bahn,  welche  Bluntschli  seine  Landsleute  zu  betreten  gelehrt 
hat.  Bis  jetzt  geht  das  Werk  allerdings  nur  zum  Ende  des  Mittelalters ;  allein 
wenn  es  einst  mit  demselben  Fleisse  und  mit  derselben  gewissenhaften  urkund- 
lichen Begrtindung  bis  zur  Gegenwart  geführt  ist:  so  wird  die  Literatur  des 
öffentlichen  Rechtes  um  ein  weiteres  Hauptwerk  bereichert  sein.  Die  Wichtig- 
keit der  Arbeit  wird  natürlich  durch  den  kleinen  Umfang  des  Landes  nicht 
beeinträchtigt.  Nicht  darauf  kann  es  ankommen,  von  wie  Vielen  die  Rechts- 
verhältnisse erforscht  sind,  sondern  mit  welcher  Genauigkeit  und  Einsicht 

d)    S  c  h  w  y  z. 

Dass  der  Kanton  Schwyz  gemeinschaftlich  mit  den  übrigen  reindemokra- 
tischen Bergkantonen  eine  tüchtige  Bearbeitung  gefunden  hat,  ist  oben  bereits 
angeführt.  In  Blumer's  umfassender  und  gelehrter  Arbeit  ist  denn  auch  die 
vollständige  Einsicht  in  dieses  kleine  und  einfache  Staatsleben  zu  suchen.  Doch 
mag  hier  noch , im  Besonderen  bemerkt  werden,  dass  auch  einige  nur  für  die- 
sen Kanton  bestimmten  Ilülfsmittel  vorhanden  sind.  Einmal  eine  genaue 
und  für  amtlich  erklärte  Ausgabe  des  Landbuches  von  Schwyz,  in  welchem 
die  seit  Jahrhunderten  allmählig  entstandenen  Ordnungen  eingetragen  sind, 
und  welches  auch  über  öffentlich  rechtliche  Dinge ,  namentlich  über  Polizei, 
Manches  bestimmt  **).  Sodann  ausführlich  begründete  Vorschläge  zu  Verfas- 
sungs  -  Veränderungen  von  J.  A.  Fuchs  ^),  wo  zwar  das  Verständniss  der  zur 
Zeit  der  Abfassung  bestehenden  Zustände  und  ihrer  misslichen  Seiten  durch  eine 
breite  und  wenig  scharfe  Darstellnng  erschwert,  aber  doch  so  recht  aus  der 
Mitte  des  Volkes  über  die  Zwecke  und  Mittel  des  kleinen  Gemeinwesens  geur- 
theilt  ist. 

Als  einen  in  der  That  grossen  Beweis  wissenschaftlichen  Strebens  nach 
richtiger  Einsicht  in  alle  staatlichen  Zustände  der  Schweiz  muss  es  betrachtet 
werden,  dass  jetzt  sogar  der  Kanton 


I.uzerns  nach  dem  Laufe  der  Zeiten.  Luz  ,  J815.  —  Keller,  Kurze  Darstellung 
der  Regicrungsänderung  des  Cantons  Luzern  im  J.  1814.  Luz.,  1830. —  (Meyer, 
J.  R.  C.,)  Das  Pckulat;  eine  wahrhafte  Slaatsgeschichte  .  .  der  Aristokratie  in  der 
Republik  Lui^crn.  Surs.,  1831.  —  Pfyffer,  C. ,  Kurzer  Abriss  einer  Staalsver- 
fassungsgcschichte  des  K.  Luzern.     Luz.,  1840 

1)  Segesser,   A.  P.  v. ,    Rechtsgcschichte    der    Stadt    und    Republik   Luzern.  LH. 
Luz.,  1851-53. 

2)  Das  Landbuch  von  Schwyz.    Herausg.  von  M.  Kothing.  Zürich  u.  Frauenf.,  1850. 

3)  Fuchs,  J.  A,  Wünsche  für  die  Verfassung  des  Kantons  Schwyz.  Rappersw.,  1833. 
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e)  Zug, 

dieser  Staat  von  15,000  Einwohnern,  seine  eigene  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
erhalten  hat.  Rena  ad  hat  es  nicht  verschmäht,  die  allerdings  manchfach  eigen- 
thümlichen  und  selbst  wunderlichen  Gestaltungen  dieses  Mikrokosmus  zu  schil- 
dern'). Ohne  Zweifel  haben  die  in  dem  Ländchen  unverändert  erhaltenen 
Statutar-  und  Gewohnheitsrechte,  —  der  Hauptgegenstand  der  in  Frage  ste- 
henden Schrift,  —  eine  grössere  Bedeutung  für  das  gemeine  deutsche  Recht ;  allein 
auch  für  die  Staatswissenschaft  ist  es  immerhin  von  Interesse,  einen  Blick  zu 
werfen  auf  den  Staat,  welcher  aus  zwei  in  wohl  abgewogener  Weise  einander 
gegenüberstellten  Hälften,  einem  aristokratisch  regierten  Städtchen  und  drei 
demokratischen  Landgemeinden,  bestand,  die  Unterthanendörfer  nicht  an  den 
gemeinen  Rechten  Antheil  nehmen  liess ,  Antheil  an  eroberten  Landvogteien 
besass,  fünf  Jahrhunderte  lang  einem  halb  spasshaften,  halb  ernstlichen  Sitten- 
gerichte sich  imterwaii.  Und  glaube  man  etwa  nicht ,  dass  diess  ein  idylli- 
sches Stillleben  war ;  in  diesem  Glase  Wasser  waren  die  heftigsten  Stürme : 
Feindschaft  zwischen  Stadt  und  Land,  Partheiung  der  österreichisch  und  fran- 
zösisch Gesinnten,  Anmaassung  der  Vornehmen,  Trotz  der  Gemeinen.  Dieses 
Nürnberger  Spielzeug  aber  hat  sich  erhalten,  während  Weltreiche  neben  ihm 
entstanden  und  vergiengen ;  und  es  wird  sich  vielleicht  erhalten,  wenn  die  euro- 
päische Gesittigung,  welche  neben  ihm  entstand,  neben  ihm  auch  wieder  zu 
Grunde  geht, 

f)  Basel. 

Eine  stattliche  Menge  von  Büchern,  und  unter  diesen  treffliche,  sind 
vorhanden,  welche  Auskunft  geben  über  die  Geschichte  der  reichen  Stadt  Ba- 
sel, über  ihre  Hochschule  und  das  sonstige  wissenschaftliche  Leben,  über  das 
Kirchenwesen,  und  Anderes  mehr.  Man  denke  nur  an  die  Werke  von  Ochs, 
J,  J.  Burkhard,  Hagenbach,  an  die  vortreffliche  Beschreibung  von  L.  A. 
Burkhard  (in  dem  Gemälde  der  Schweiz,  Bd.  XI).  Ohne  Zweifel  kann  aus 
diesen  geschichtlichen  und  statistischen  Werken  ein  Verstau  dniss  der  Entwick- 
lung und  des  jetzigen  Bestandes  der  staatlichen  Einrichtungen  gewonnen  wer- 
den;  dennoch  ist  es  nicht  wohl  zu  verstehen,  dass  dem  Beispiele  von  Zürich, 
Bern,  Luzem  nicht  auch  hier  gefolgt  wurde.  Eine  eigene  Staats  -  und  Rechts- 
geschichte von  Basel  oder  ein  systematisches  Handbuch  seines  öffentlichen 
Rechtes  fehlt.  Dass  es  aber  weder  an  den  nöthigen  geistigen  Kräften  zur 
Abfassung,  noch  an  der  Möglichkeit  der  Veröffentlichung  gebricht,  beweist  die 
Erfahrung.  So  ist  denn  zunächst  noch  der  Schriftenvorrath  über  die  staats- 
rechtlichen Zustände  von  Basel  klein  und  dem  Inhalte  nach  wenig  bedeutend.  — 
Dem  Gegenstande  nach  am  umfassendsten   ist  die  von  Gutzwillcr')   gcge- 


1)  R  e  Q  a  u  d,  A.,  Beilrag  zur  Staats  -  und  Rcchtsgeschichle  des  Kantons  Zug.  Pforzh., 
1817,  A.  u.  d.  T.  Beitr&gc  zur  Staats-  und  Recbtsgcschichte  der  schw.  Kantone. 
Heft  I.     (Weitere  Hefte  sind  nicht  erschienen.) 

2)  Gulz willer,  St,  Basels  VerfassuDgsinderuogen  in  den  Jahren  1798,  1803  and 
1814.    Zürich,  1830. 


Einzelne  Kantone.  503 

bene  Uebersicht  der  Verfassungsveränderungen  des  Kantons ,  wie  dieselben  aus 
den  allgemeinen  Umgestaltungen  der  Schweiz  vom  J.  1798  an  hervorgingen. 
Das  Büchlein  ist  jedoch  einseitig  und  oberflächlich.  —  Gründlicher  allerdings, 
allein  nur  eben  Ein  Ereigniss  erläuternd,  sind  diejenigen  Schriften,  welche 
sich  auf  die  jüngste  Thcilung  des  Kantons  in  zwei  Hälften  beziehen.  Die 
Losreissung  des  Landgebietes  von  der  Stadt  nach  blutigem  Kampfe ,  die 
Anerkennung  des  ersteren  als  selbstständiger  Halbkanton,  die  übervolks- 
thümliche  Verfassung  desselben,  die  Besetzung  der  Stadt  mit  einem  ganzen  eid- 
genössischen Heere,  die  Theilung  des  Universitäts -Vermögens,  haben  einen  tie- 
fen Eindruck  weit  und  breit  gemacht;  und  nur  starre  politische  Leidenschaft 
kann  der  schwer  geprüften  und  misshandelten  Stadt  Mitgefühl  versagen.  Einer 
ihrer  tüchtigsten  Söline  hat  die  Begebenheit  und  ihre  Folgen  ernst,  freimüthig 
und  möglichst  unpartheiisch  erzählt ');  zwei  der  Theilungsrichter  aber  haben 
sich  gedrungen  gefühlt  ihren  Antheil  an  der  kaum  glaublichen  Handlung  zu 
rechtfertigen'*).  Möglich,  dass  Keller  jetzt  selbst  seinen  Entscheid  als  Ob- 
Dicht  mehr  für  gerecht  erkennt. 

g)  Scha  ff  hausen. 

Auch  der  Stadt  und  dem  Kanton  Schaffhausen  fehlt  es  nicht  an  ge- 
schichtlichen Werken.  Kirchhofer,  Schalch,  Habicht  erzählen  einzelne 
wichtigere  Begebenheiten  oder  den  ganzen  Zusammenhang  der  Ereignisse. 
Doch  ist  Staatsrechtliches,  auch  nur  geschichtlich  aufgefasst,  kaum  darunter. 
So  beschränkt  sich  denn  der  ganze  besondere  Schriftenvorrath  auf  eine  ge- 
meinverständlich gehaltene  Nachweisung  Hurter's  über  die  Entstehung ,  die 
allmähligc  Entwicklnug  und  namentlich  über  den  Vermögenserwerb  seiner  Va- 
terstadt 3) ;  auf  eine  zwar  kurze  aber  genügende  und  gemässigte  Erörterung 
über  die  auch  in  diesem  Kanton  nach  1830  vorgefallene  Verfassungsänderung*); 
endlich  auf  eine,  weder  geschickt  abgefasste  noch  im  richtigen  Tone  gehaltene 
Partheischrift  über  einen  Streit  der  Kantone  Zürich  imd  Schaffhausen,  betref- 
fend die  Rheinschifffahrt*). 

Kaum  hat  ein  anderer  Kanton  die  Presse  mit  seinen  Angelegenheiten  so 
viel  in  Anspruch  genommen,  als 


1)  Heussler,  A.,  Die  Trennung  des  Kantons  Basel.    1.  II.     Zürich,  1839—43. 

2)  Keller,  F.  L.,  Die  Baseler  Theilungssache.  Nach  den  Acten  dargestellt.  1 — 3. 
Aarau,  1834—35.  Tscharner,  J.  F.  v. ,  Verhandlungen  über  die  Theilungs- 
frage  in  Betreff  der  Univ.  Basel  vor  der  eidgenössischen  Theilungscommission. 
I.  U.     Aarau  und  Chur,  1833-35. 

3)  Hurter,  F.,  Wie  die  Stadt  Seh.  zu  ihren  Freiheiten,  Besitzungen,  Rechten,  Gü- 
tern und  Häusern  kam.     Schaffh ,  1832. 

4)  (Meyenburg-Rausch,  v. ,)  Versuch  einer  Darstellung  der  Staatsumwälzung 
des  Kantons  Seh.  im  J.  1831.     Zürich,  1838.  > 

5)  Geschichtliche  Darstellung  und  rechtliche  Erörterung  des  .  .  Streites  über  die 
RheinschiffTahrt.      Zürich,  1835. 
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h)   Waadt 

während  seines  verhältnissmässig  kurzen  Bestandes.  Oben  sind  bereits  einige 
Schriften  angegeben,  welche  die  früheren  Verhältnisse  zu  Bern  betreffen ;  allein 
seit  der  vollendeten  Trennung  ist  erst  die  Schrcibseligkeit  recht  erwacht.  Al- 
lerdings sind  es  zumeist  geschichtliche  Schriften  und  Flugschriften  über  ein- 
zelne Begebenheiten  (wie  z.  B.  über  den  berüchtigten  Kirchenstreit),  oder 
amtliche  Actenstücke;  und  an  einer  vollständigen  Bearbeitung  des  öffentlichen 
Rechtes  fehlt  es  noch  ganz:  doch  sind  immerhin  einige,  und  zum  Theile  be- 
deutendere ,  Arbeiten  auch  in  dieser  Uebersicht  aufzuführen.  —  Zuerst  ein 
Rechenschaftsbericht  über  die  Verwaltung  des  Kantons  von  1803  bis  1830*), 
entworfen  im  Namen  des  Staatsrathes  und  auf  den  Grund  amtlicher  Acten- 
stücke von  dem  Geheimschreiber  jener  Behörde  D.  A.  Chavannes,  und  be- 
stimmt zur  Rechtfertigung  des  in  Folge  einer  radical  -  demokratischen  Bewe- 
gung im  J.  1831  gestürzten  Systemes.  —  Sodann  eine  gemeinfassliche  Beleh- 
rung über  die  staatsbürgerlichen  Rechte  und  Pflichten  der  Waadtländer'),  ab- 
gefasst  in  gemässigt -freisinniger  Richtung;  somit  in  einem  der  herrschenden 
ultrademokratischen  Parthei  abgeneigten  Sinne,  und  bei  ihr  unbeliebt.  —  Aus- 
serdem zwei  in  ihrer  Art  treffliche  Monographieen.  Die  eine ,  von  dem  Land- 
amman F.  Clavet  verfasste,  über  die  Gemeindeverfassung  und  -Verwaltung 
des  Kantones  *),  im  Lande  selbst  als  unentbehrlich  betrachtet ;  die  andere  eine 
Untersuchung  über  die  Massenarmuth  (den  Pauperismus)  in  Waadt  *) ,  sowohl 
wichtige  Thatsachen  als,  in  einer  zweiten  Abtheilung,  manchfache  und  theilweise 
beherzigenswcrthe  Ansichten  enthaltend,  und  als  ein  bedeutender  Beitrag  zur 
Armenpolizei  auch  in  weiteren  Kreisen  bekannt. 

i)  Neuenbürg. 
Eines  der  allerkrausesten  staatsrechtlichen  Verhältnisse  war  das  während 
der  alten  Eidgenossensshaft  zwischen  dem  Fürstenthume  Neuenburg  und  Val- 
lendis  und  einem  Theile  der  Kantone  bestandene,  wodurch  der  früher  drei  Für- 
stenhäusern, seit  dem  J.  1707  aber  den  Königen  von  Preussen  zustehende  kleine 
Staat  die  Stellung  eines  der  Schweiz  zugewendeten  Ortes  hatte.  Ein,  zum  min- 
desten gesagt,  wenig  normales  Verliilltniss  war  es,  dass  das  im  J.  1814  vom 
König  von  Preussen  zurückerworbene  Fflrstenthum  als  ein  Kanton  in  die  Eid- 
genossenschaft von  1815  eintrat.  Ein  blos  revolutionäres  und  mit  den  schlimm- 
sten Folgen  schwangeres  Verhältniss  ist  es  endlich,  dass  im  J.  1848  das  Re- 
gentenrecbt  der  preussischen  Könige  gewaltsam  abgeschüttelt  wurde  und  der 


1)  De  l'AdntiDistration  publique  du  Caiilon  de  Vaud  de  1803 — 1830.     Laus.,  1831. 

2)  Gauthcy,    J.  L.  F.,   Des  droits  et  des   dcvoirs   des  citoycns  vaudois,    ou  Essai 
d'inslruction  civique.    Ed.  2.    Laus.,  1844. 

3)  Essai  sur  Ics  Conimunes  et  sur  Ic  gouvernemcnt  mnnicipal  dans  le  Canton   de 
Vaud.    L  IL    Laus.,  1828,  8. 

4)  Enqudtc  sur  Ic  paupcrisme  dans  Ic  canton  de  Vaud     Laus.,  1841,  8. 
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mit  einer  neuen  rein  demokratischen  Verfassung  versehene  Kanton  jetzt  einen 
Theil  des  Bundesstaates  bildet,  —  Diese  ganz  eigenthümlichen  Zustände  ha- 
ben eine  grosse  Menge  von  Schriften  über  die  öffentlichrechtlichen  Verhältnisse 
Neuenbürgs  hervorgerufen*),  unter  welchen  freilich  eine  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung des  gesammten  Staatsrechtes  bis  jetzt  nicht  ist.  Ausser  sehr  bedeu- 
tenden geschieh thchen  Werken**),  deren  Kenntniss  zur  richtigen  Auffassung  der 
Rechtszuständc  hier  nöthiger  ist  als  irgendwo,  bestehen  nämlich  zahlreiche 
Schriften  über  die  Kcchtsansprüche  der  verschiedenen  nach  dem  Aussterben 
des  Longueville'schen  Hauses  aufgetretenen  Prätendenten,  besonders  also  des 
Königes  Friedrich  I,  von  Preussen^);  Erörterungen  über  das  Verhältniss  zu 
der  alten  Eidgenossenschaft*);  endlich  Besprechungen  der  durch  die  Empörung 
von  1848  entstandenen  Verhältnisse  *).  Das  neueste,  mit  eben  so  vieler  Gründ- 
lichkeit als  üebersichtlichkeit  abgefasste  Werk  eines  deutschen  Staatsgelehrten 
giebt  einen  sichern  Ueberblick  über  Geschichte  und  Recht,  vertheidigt  das,  an 
an  sich  freilich  zweifellose ,  Recht  der  Könige  von  Preussen  auf  die  Regierung 
in  Neuenburg,  und  verlaugt  Wiederherstellung  des  alten  Verhältnisses  der  Zu- 
gewandtheit^).  Was  ächte  Staatsweisheit  räth,  ist  freilich  eine  andere,  hier 
nicht  weiter  zu  besprechende  Frage. 


1)  Ein  hinreichend  ausführliches  Verzeichniss  dieser  Schriften  s.  in  dem  sogleich  nä- 
her zu  bezeichnenden  Werke  von  Schulze.  S.  XIV — XXXII.  Daselbst  auch 
Nachricht  von  einem  weit  reichhalligeren  Kataloge. 

2)  IJie  wichtigsten  derselben  sind  folgende:  Montni ollin,  Chane,  de,  Moinoires 
sur  Ic  Comte  de  Neufchatcl ;  (aus  dem  Ende  des  I7ten  Jdls.  stammende  Haupt- 
quelle,  zuerst  gedruckt  1831.  Neufch.,  2  Bde  )  —  Chambrier,  T.  de,  Histoire 
de  Neufchatcl  et  Valangin  jusqu'ä  l'av^nement  de  la  Maison  de  Prusse.  Neuch., 
1840.  —  Tribolet,  Ch.  G.  de,  Histoire  de  N.  et  V.  depuis  l'av^nement  de  la 
M.  de  P.  jusqu'en  1806.  Neuch,  1846.  —  Guinand,  U.,  Fragmens  neufchä- 
telois,  ou  essai  s.  1.  droit  pubhc  n. ,  la  domination  prussienne  et  les  evenements 
de  1830 — 32.  Laus.,  1833.  —  Mabile,  G.  A. ,  Monumens  de  rhistoirc  de  N. 
Neuch.,  1844.     (Quellensammlung  vom  10. — 14.  Jdt) 

3)  S.  diese  Streit-  und  Processschriften  bei  Schulze,  S.  XIX  fg.  Die  bedeutend- 
sten der  für  die  Rechte  des  Königs  von  Preussen  verfassten  sind:  (Leibnitz,) 
Traitc  somniaire  du  droit  de  S.  M.  le  Roi  de  Prusse  ä  la  Principaute  de  N.  Fol.  — 
(P.  V.  Lud  ewig,)  Preussisches  Neuenburg  und  dessen  Gerechtsame  von  P.  v. 
Hohenhard.  Teutsch.,  1708.  —  Gründling,  N,  H. ,  Historische  Nachricht  von 
der  Grafschaft  N. . .  Frankf.  u.  Lpz.  Ders.,  Erläuterung  des  historischen  Berich- 
tes.    Frankf.,  1708. 

4)  Boy  ve  ,  J.  E.  ,  Recherches  s.  1.  indigenat  helvetique  de  la  Princip.  de  N.  et  V. 
Neufch.,  1778.  —  (Müller  v.  Friedberg,)  Ueber  der  Eidgenossen  Staatsin- 
teresse an  N.  und  V.     St.  Gallen,  1789. 

5)  Expose  sommaire  de  1' Administration  du  pays  ,  fait  par  les  Membres  de  I'ancien 
Conseil  d'etat.  Neufch.,  1848.  —  Roth,  A.  ,  Neuenburgische  Studien.  Bern, 
1850.  N.  principaute  et  N.  republique.  Keuch.,  1852—53.  I— III.  —  Hottin- 
ger,  J.  J.,  N.  in  seinen  geschichtlichen  und  Rechtsverhältnissen.     Zürich,  1853. 

6)  Schulze,  Herm.,  Die  staatsrechtliche  Stellung  des Fürstenthums  N.     Jena,  1854. 
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k)  Genf 
war  bekanntlich  seit  langer  Zeit  ein  literarisch  sehr  regsamer  Ort,  weit  über 
die  Zahl  seiner  Einwohner  hinaus.  Aber  diese  geistige  Beschäftigung  hat  sich 
mehr  auf  das  allgemein  Ansprechende,  als  auf  strenge  Rechtswissenschaft  ge- 
worfen. Wir  b  esitzcn  demnach  auch  an  Schriften  ausdrücklich  über  das  Staats- 
recht, sei  es  der  frtlhern  Republik,  sei  es  des  späteren  Kantons,  nur  Weniges 
und  Ungenügendes.  Die  Liebhaber -Arbeit  des  Englünders  Keat  e  ^),  einige 
gründlichere  Streitschriften  aus  der  Zeit  der  Unrulien  in  den  80er  Jahren  *),  und 
einige  Zusammenstellungen  der  Genfer  Verfassung  von  1814  mit  den  späteren 
Landesgesetzen  ^)  ist  Alles,  was  hierher  gezählt  werden  kann.  Zur  Erlangung 
einer  richtigen  Einsicht  muss  man  sich  daher  an  andere  Quellen  wenden. 
Genf  hat  eine  reichere  Geschichte  als  mancher  grosse  Staat,  und  der  in  dieser 
80  lange  vom  Glücke  begünstigten  Stadt  lebendige  wissenschaftliche  Sinn  hat 
sich  vielfältigst  mit  deren  Bearbeitung  beschäftigt.  Die  beste  Kunde  über  die 
staatlichen  Zustände  und  Veränderungen  des  Freistaates  wird  daher  aus  den 
Werken  von  Picot,  Berenger,  d'Ivernois,  J.  Fazy,  Galiffe  u.  s.  w. 
gewonnen.  Ebenso  zeigt  sich  die  Leichtigkeit  und  Uebung  der  schriftlichen 
Gedankenmittheilung  in  den  unzähligen  Flugschriften,  welche  bei  den  verschie- 
denen staatlichen  Bewegungen  jedesmal  hervorschiessen,  So  denn  namentlich 
auch  neuestens  bei  der  von  der  demokratischen  Parthei  seit  dem  J.  1841  an- 
gestrebten imd  endlich  auch  errungenen  Veränderung  der  Verfassung  von  1814, 
und  was  sich  von  Folgen  und  Gegenbemühungen  an  sie  knüpft.  Kaum  dürfte 
eine  andere  Stadt  von  gleichmässigcr  Grösse  bestehen,  in  welcher  so  viele  in 
der  That  durch  Bildung  und  Gabe  ausgezeichnete  Männer  in  einer  Innern  An- 
gelegenheit das  Wort  ergreifen  könnten.  Ich  nenne  nur  beispielshalbar  die  Na- 
men von  Cherbuliez,  Fazy-Pasteur,  Rigaud,  Naville,  J.  Fazy,  Rilliet-Constant. 
Das  Ausland  freilich  muss  sich  begnügen  von  den  Ergebnissen  solcher  Geis- 
teskämpfe Kenntniss  zu  nehmen;  zu  Verfolgung  der  einzelnen  Gründe  und 
Ansichten,  und  wären  sie  noch  so  scharfsinnig  und  staatsmännisch,  fehlen  Zeit 
und  Mittel*). 


1)  Keate,  G.,  A   short  account  of  the  ancient  history,  govemment  and  laws  of  the 

Repoblic  of  Gencva.     Gen.,  1761. 

2)  Rigaud,  E.,  Constilulion  de  la  Röpubl.  et  Canlon  de  Gencve. . .     Gen.,  1835. 
3)Fazy-Pasteur,   La  constilulion  du  Canlon  de  Gencve  misc  cn  parallele    avec 

les  constitulions  des  Cantons  de  Zuric ,  Fribourg,  Bcrne,  Solcure,  Bälc  et  Vaud. 
Gen.,  1834. 
4)  Im  Archive  für  die  schw.  Geschichte,  Bd.  II,  S.  378  fg.  sind  C7  im  J.  1841  er- 
schienene Flugschriften  über  Genfer  Verhältnisse  aufgeführt,  und  in  Bd.  IV.  ist 
von  75  innerhalb  zweijähriger  Frist  neu  dazu  gekommenen  Schriften  die  Rede. 
„Geneve  est  un  volcan  de  brochurcs!" 


vni 

DAS  STAATSRECHT 


DER 


VEREINIGTEN   STAATEN  VON   NORDAMERIKA. 


Es  bedarf  einer  Rechtfertigung,  dass  in  dem  gegenwärtigen  Werke,  wel- 
ches keineswegs  den  ganzen  Bestand  des  staatswissenschaftlichen  Büchervorrathes 
aufzuzeigen  unternimmt,  sondern  nur  wichtige  und  bezeichnende  Abschnitte 
derselben  bespricht,  das  Recht  einer  und  derselben  Staatsform  in  zwei  Aus- 
bildungen Aufnahme  findet,  indem  jetzt  auf  die  Literatur  des  Staatsrechtes 
der  schweizerischen  Demokratie  die  der  nordamerikanischen  folgen  soll.  Diese 
Rechtfertigung  mag  jedoch  wohl  unternommen  werden,  und  zwar  durch  mehr 
als  Einen  zureichenden  Grund. 

Vorerst  hat  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst,  und  hat  sich  ander- 
wJlrts  über  dieselben,  bereits  eine  zahlreiche  und  zum  Theile  sehr  bedeutende 
staatsrechtliche  Literatur  ausgebildet.  So  wenig,  aus  nahe  liegenden  Gründen, 
die  Amerikaner  im  Allgemeinen  in  Wissenscliaften  und  Künsten  bis  jetzt  viel 
Selbstständiges  leisten:  so  macht  doch  gerade  die  Bearbeitung  ihres  Rechtes 
eine  Ausnahme,  und  zwar  vor  Allem  die  des  öifentlichen  Rechtes.  Die  Namen 
eines  Kent,  Story,  Marshall,  der  Verfasser  des  Föderalisten  würden 
in  der  ältesten  und  reichsten  Literatur  unter  den  Sternen  erster  Grösse  glän- 
zen. Diese  Werke  sind  nun  aber,  so  weit  sie  amerikanischen  Ursprunges 
sind,  in  Europa  nur  wenig  verbreitet;  und  die  meisten  derselben  selbst 
unseren  Gelehrten  höchstens  von  Hörensagen  bekannt.  Wenn  es  nun  dem  Ver- 
fasser der  gegenwärtigen  Blätter  (trotz  vielfacher  Bemühungen  und  mancher 
freundlicher  Hülfe)  ebenfalls  nicht  gelungen  ist,  eine  persönliche  Einsicht  aller 
und  jeder  bestehender  Bücher  zu  erlangen:  so  darf  er  doch  wohl  hoffen,  man- 
chem Leser  Nachricht  von  Unbekanntem  allein  Kennenswerthem  zu  geben ,  und 
überhaupt  ein  richtigeres  Bild  von  der  Beschaffenheit  dieses  Theiles  der  Lite- 
ratur entwerfen  zu  können,  als  bisher  bestand  '). 


1)  Eine  irgendwie  wissenschaftliche  Gesammlarbeit  über  die  Literatur  und  Geschichte 
des  öffentlichen  Rechtes  der  Vereinigten  Staaten  ist,  meines  Wissens  wenigstens, 
nicht  vorhanden.  In  D.  Hoffmann's  Course  of  legal  study,  ed.  2,  I.  II.  Ballim., 
1836,  finden  sich  ganz  nützliche  Fingerzeige  über  das  Verständniss  des  Bundes- 
rechles,  und  auch  einzelne  Büchertitel.  Allein  letztere  sind  (unbegreiflich  genug 
in   einem   Werke    dieser   Art)  sehr    unbibliographisch   abgedruckt,    und   machen 
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Eine  solche  Bekanntmachung  ist  aber  um  so  gerechtfertigter,  als  wohl 
Keiner  einem  zweiten  Grunde  der  beabsichten  Besprechung  seine  Zustimmung 
versagen  wird.  Als  solcher  macht  sich  nämlich  die  grosse  Bedeutung  geltend, 
welche  die  Vereinigten  Staaten  und  ihre  öffentlichen  Einrichtungen  schon  jetzt 
für  alle  übrigen  gesittigten  Völker  gewonnen  haben,  und  die  noch  unendlich 
grössere,  welche  sie  in.nalier  Zukunft  erreichen  werden.  In  diesem  Lande 
geht  Alles  mit  Riesenschritten,  wie  wohl  kaum  je  zuvor  in  der  Geschichte. 
Noch  die  vorige  Generation  mochte  mit  Zweifeln,  wo  nicht  gar  mit  Missachtung, 
auf  die  verhältnissmässig  geringe  Macht,  die  ersten  Anfänge  der  Gesittigung 
und  die  wunderlichen  Versuche  in  staatlichen  Anstalten  hinblicken,  welche  die 
ehemaligen  englischen  Kolonieen  darboten.  Wir  dagegen  sehen  ein  Reich  vor 
uns,  welches  fast  einen  halben  Welttheil  umfasst,  mit  diesem  unermesslichen 
Gebiete  aber  noch  lange  nicht  zufrieden  ist,  sondern  mit  List  und  Gewalt  alles 
umliegende  Land  an  sich  zieht;  eine  Bevölkerung,  welche  schon  jetzt  gleich 
ist  den  mächtigsten  europäischen  Nationen,  zu  Ende  dieses  Jahrhunderts 
aber  voraussichtlich  auf  hundert  Millionen  gestiegen  sein  wird,  theils  durch 
eigene  Vermehrung ,  theils  durch  den  jährlich  anwachsenden  Strom  einwan- 
dernder Europäer;  einen  mit  diesen  Ausdehnungen  nicht  nur  gleichen  Schritt 
haltenden,  sondern  sie  noch  weit  überflügelnden  Natioualreichthum ;  Bestimmun- 
gen über  Regierungsweise  und  Volksrechte,  welche  nicht  nur  im  Lande  selbst  tiefe 
"Wurzeln  geschlagen  und  ganz  neue,  in  dieser  Weise  noch  nicht  gesehene. 
Zustände  erzeugt  haben,  sondern  auch  anderwärts,    gleichgültig  jetzt  ob  mit 


fiberdiess  keinerlei  Ansprach  aaf  Vollständigkeit.  —  Ucber  einzelne  nencre 
Werke  habe  ich  selbst  in  der  „Zeitschrin  f.  Rechtsw.  des  Auslandes"  kritische 
Anzeigen  gegeben,  —  so  namentlich  in  Bd.  VII,  H.  3;  Bd.  II,  H.  2;  Bd  XVI, 
H.  2; —  allein  es  sind  diess,  ihrem  ganzen  Zwecke  nach,  nur  bruchstücklichc  Mit- 
theilungen. Somit  ist  man  denn  auf  das  sehr  ungenügende  AuskunflsmiUel  der  ein- 
fachen Bücherverzeichnisse  verwiesen.  Von  solchen  erfüllt  z.  B.  Liltlc  und 
Brown's  Catalogue  of  Law  Bocks,  Best.,  1853,  den  Zweck  eiuigcrmaassen; 
doch  erhält  das  Bnch  einer  Seits  nicht  blos  amerikanisches,  sondern  auch  eng- 
lisches und  selbst  festländisch-europäisches  Recht  jeder  Art,  anderer  Seils  ist  es 
lange  nicht  vollständig.  Die  zuweilen  eingestreuten  Bemerkungen  bclreiTen  nur 
die  eigenen  Verlagswcrkc  der  Herausgeber.  Ein  weiteres  ähnliches  Hülfsmiltcl  ist: 
0.  A.  Rooabach,  fiibUotbeca  Americana.  Catalogue  of  American  pubUcatioos 
from  182C — 1852.  N.  York,  1852;  wo  im  Anhange  die  gcsammte  rechlswissen- 
tchaAliche  Literatur  zusammengestellt  isL  Doch  ist  auch  dicss  lediglich  ein  Buch- 
händler- Katalog ;  von  einer  Vollständigkeit  gar  keine  Rede ;  und  die  im  Auslände 
über  Amerika  erschienene  Werke  fehlen  ganz ,  wenn  sie  nicht  zufällig  in  den 
Vereinigten  Staaten  nachgedruckt  sind.  Von  etwas  grösserer  Bedeutung  scheint 
zu  sein:  Marvin,  J.  G.,  Legal  Bibliography,  or  a Thesaurus  of  american,  english 
irish  and  scotisb  Lawbooks,  inlcrspersed  wilh  crilical  observations  upon  thcir  va- 
rious  edilions  and  authority.  Philad. ,  1847.  Ich  kenne  das  Buch  aber  nicht  aus 
eigner  Kinaicht. 
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Recht  oder  Unrecht,  von  Unzähligen  als  beneidenswerthes  und  wo  möglich  nach- . 
zuahmendes  Vorbild  betrachtet  werden ;  eine  Bildung,  welche  zwar  jetzt  noch  dem 
unmittelbar  für  das  Leben  Brauchbaren  fast  ausschliesslich  zugewendet  ist  und  des 
höheren  Schwunges  und  Zieles  entbehrt,  für  deren  Ausdehnung  aber  die  breiteste 
Grundlage  eines  allgemein  entwickelten  Volksunterrichtes  besteht  und  unermess- 
liche  sachliche  Mittel  bereit  gehalten  werden;  eine  Geistesrichtung  und  Gemüthsart, 
welche  vor  keiner  Schwierigkeit  zurücktritt,  das  stärkste  Selbstgefühl  ausbrü- 
tet, und  ohne  Zweifel  zu  einem  weltverlangenden  Ehrgeize  sich  entfalten  wird, 
wenn  das  jetzt  noch  zunächst  liegende  Ziel,  nämlich  Erwerb  von  Reichthum, 
genügend  erreicht  ist:  mit  Einem  Worte  einen  Staat,  welcher  schon  in  diesem 
Augenblicke  einer  der  mächtigsten  der  Erde  ist,  in  wenigen  Jahrzehenteu  aber 
die  übrigen  an  Einfluss  -  und  Gewaltmitteln  aller  Art  weit  hinter  sich  zurück- 
lassen wird.  Wenn  nun  auch  uuzweifelliaft  die  politischen  Einrichtungen  dei- 
Union  diese  Wunder  nicht  alle  erzeugt  haben:  so  ist  doch  eben  so  unbestreit- 
bar, dass  diese  sich  nicht  hätten  so  fröhlich  entwickeln  können,  wenn  sie  nicht 
durch  eine  entsprechende  Ordnung  geschützt  und  gefördert  worden  wären.  Und 
wenn  ferner  die  künftige  Einwirkung  der  Vereinigten  Staaten  auf  die  übrige  Welt 
nicht  durch  deren  staatsrechtlichen  Organismus  wird  bestimmt  werden,  so  muss 
sie  doch  in  den  Formen  desselben  vor  sich  gehen,  und  die  Art  ihres  Auftretens 
von  ihm  erhalten.  Es  ist  also  für  Jeden,  welcher  sich  Rechenschaft  geben  will 
über  die  Lage  der  Gegenwart  und  über  die  Gründe  der  Zukunft,  eine  Kennt- 
niss  des  öffentlichen  Rechtes  von  Nordamerika  schon  jetzt  zum  unabweisbaren 
Bedürfnisse  geworden,  und  wird  es  täglich  in  höherem  Maasse.  Unsere  Eitel- 
keit mag  sich  gerne  oder  ungerne  darein  fügen,  allein  es  werden  im  prakti- 
schen Leben  unsere  Staatsmänner  mehr  und  mehr  mit  dem  Kabinete  von 
Washington  und  mit  der  Volksstimmung  im  Lande  rechnen  müssen;  eben  so 
haben  sich  unsere  Gelehrten  zu  einem  gründlichen  Verständnisse  der  dortigen 
Gesetze  und  ihrer  Erläuterungen  nach  Ursache  und  Wirkung  zu  bequemen. 
Hierzu  verhilft  aber  natürlich  die  blose  Bekanntschaft  mit  den  Worten  kurzer 
Verfassungs-Urkunden  nicht,  sondern  es  ist  eine  Kenntniss  der  Literatur  uner- 
lässlich. 

Endlich  aber  verdient,  drittens  noch,  das  amerikanische  Staatsrecht  eine 
eingehende  Besprechung  aus  rein  wissenschaftlichen  Gründen,  und  somit  ganz 
abgesehen  von  den  bisher  angedeuteten  äusseren  Veranlassungen.  Die  Verfas- 
sung der  Vereinigten  Staaten  begreift  die  Lösung  zweier  staatsrechtücher 
Aufgaben  in  sich,  welche,  zu  jeder  Zeit  als  schwierig  erachtet,  eben  jetzt 
durch  den  ganzen  Entwicklungsgang  vieler  europäischer  Völker  die  höchste 
Bedeutung  erhalten  haben;  nämlich  die  Gründung  einer  Demokratie  bei 
einem  zahlreichen  Volke  und  in  einem  ausgedehnten  Gebiete,  sodann  die  Er- 
richtung eines  starken  Bundesstaates.  Wenn  nun  aber  nicht  geläugnet  werden 
kann,  dass  in  der  Lebensauffassung  der  westeuropäischen  Völker  die  Gedanken 
der  rechtlichen  Gleichheit  und  der  möglichsten  Unbeschränktheit  aller  Men- 
schen eine  grosse  Stelle  einnehmen;  und  dass  diese  Richtung  eine  ganz  beson- 
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dere  Förderung  erhält  durch  die  nüchterne  Verstandesbildung,  welche  den 
gegenwärtigen  Abschnitt  der  Weltgeschichte  bezeichnet:  so  muss  mit  Recht 
aych  von  der  Wissenschaft  verlangt  werden ,  dass  sie  die  folgerichtige  Durch- 
fühning  dieser  Gedanken  nach  Möglichkeit,  Vortheil  und  Schaden,  Voraus- 
setzungen und  Wirkungen  genau  untersuche,  und  damit  ein  umsichtiges  und 
gründliches  Urtheil  begründe.  Und  wenn  zwei  grosse  europäische  Stämme, 
welche  das  innere  und  das  äussere  Bedürfniss  der  Einigung  haben,  unwidei*- 
bringlich  in  viele  kleine  Staaten  zersplittert  sind:  so  ist  es  eine  weitere  grosse 
Aufgabe,  zunächst  wenigstens  theoretisch  diejenige  Form  einer  Verbindung 
aufzusuchen,  welche  geeignet  ist,  eine  starke  gemeinschaftliche  Gewalt  und 
ein  allgemeines  Nationalgefühl  zu  vereinigen  mit  einer  Bewahrung  der  nun 
einmal  bestehenden  besonderen  Organismen.  Zur  Lösung  dieser  theoretischen 
Fragen  sind  natürlich  passende  Beispiele  von  grosser  Hülfe.  Kein  Beispiel 
aber  kann  von  entschiedenerem  Nutzen  sein,,  als  das  der  Vereinigten  Staaten; 
denn  nirgends  sind  die  beiden  eben  angegebenen  staatlichen  Gestaltungen  in 
gleicher  Reinheit  eingeführt  und  mit  so  wenigen  folgewidrigen  äusseren  Stö- 
rungen durchgearbeitet  worden,  wie  hier.  Man  darf  kühn  die  Behauptung  auf- 
stellen, dass  sowohl  die  in  Nordamerika  bestehende  repräsejitative  Demokratie 
als  der  doitige  Bundesstaat  den  Lehren  der  Theorie  so  nahe  <  sind ,  als  In 
menschlichen  Dingen  überhaupt  Ausführung  und  Vorschrift  stehen  können.  Ein 
glückliches  Geschick  hat  nämlich,  und  zwar  in  beiden  Beziehungen,  fast  alle 
störenden  Umstände  und  Bestandtheile  ferne  gehalten,  so  dass  das  als  richtig 
Erkannte  nun  auch  sogleich  ohne  Schmählerungen  und  widrige  Einräumungen 
an  die  Thatsachen  verwirklicht  werdeij  konnte.  Die  Demokratie  mochte  so- 
wohl im  einzelnen  Staate  als  im  Bunde  eingeführt  werden,  ohne  dass,  sobald 
nur  das  Verhältniss  zur  englischen  Krone  beseitigt  war,  irgend  ein  anderer 
unvereinbarer  Rechtszustahd  vorhanden  gewesen  wäre,  und  ohne  dass  voran- 
gegangene Erlebnisse  von  der  richtigen  Bahn  abgedrängt  hätten.  Es  gab 
keine  bevorrechteten  Stände,  welche  erst  widerwillig  unter  das  Gesetz  der 
Gleichheit  hätten  gebtacht,  oder  denen  folgewidrige  Ausnahmen  hätten  bewilligt 
werden  müssen;  es  hatten  weder  innere  Unruhen  die  Kraftforderungen  der 
Regierungen,  noch  Verletzungen  vorausgegangener  harter  Zwingherrschaft  das 
Verlangen  des  Volks  nach  Recht  und  Freiheit  ins  Unausführbare  gesteigert; 
durch  lange  Uebung  der  englischen  Eiurichtungen  war  selbst  d^j  Menge  vor- 
bereitet zu  vollständiger  Selbstregierung;  die  allgemeine  Einfachheit  der  Sitten 
war  ganz  einverstanden  mit  der  unscheinbaren  äusseren  Erscheinung  einer 
demokratischen  Staatseinrichtung.  Der  Bundesstaat  aber  konnte  eingeführt 
werden,  ohne  dass  fürstlicher  Stolz  oder  lange  genossene  Selbstständigkeit  der 
Staaten  sich  gegen  eine  Unterwerfung  gesträubt  hätten ;  ohne  dass  einzelne  der 
Gliederstaaten  eine  grosse  politische  Stellung  zum  Opfer  bringen  mussten;  ohne 
dass  eine  allzugrosse  Ungleichheit  der '  Bestandtheile  eine  Gleichstellung  ihrer 
Rechte  unmöglich  machte ;  ohne  dass  endlich  eine  wesentliche  Verschiedenheit 
der  Einrichtungen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  auch  eine  abweichende  Auf- 
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fassung  der  allgemeinen  Fragen  veranlasste.  Wenn  dennoch  eine  genaue  Prü- 
fung der  staatlichen  Zustände  in  Nordamerika  auch  minder  vortheilhafte  Sei- 
ten entdecken  lassen  sollte,  so  sind  diese  in  so  ferne  von  grosser  Bedeutung, 
als  sie  über  die  innere  Gesundheit  des  Gedankens,  von  dem  es  sich  hier  han- 
delt, Schlüsse  ziehen  lassen.  Nicht  äussere  Verkrüpplung  oder  zufällige  Ablen- 
kung von  den  richtigen  Folgesätzen  steht  hier  ja  dem  Guten  im  Wege.  — 
Ein  einziges  Vcrhältniss  macht  von  dieser  Verwendbarkeit  der  amerikanischen 
Einrichtungen  als  Beispiel  zu  theoretischen  Zwecken  eine  Ausnahme,  und 
nöthigt  zu  einer  Ausscheidung.  Es  ist  diess  die  Sklaverei.  Leider  fehlte  es 
an  Weisheit,  an  Opferbcrcitwilligkeit  und  an  Entschlossenheit,  um  den  schmäh- 
lichen Schaden  mit  kecker  Hand  auszurotten,  als  es  noch  Zeit  war;  und  nun 
ist  die  Sklaverei  ein  schreiender  Missklang  in  der  Demokratie,  welcher  sie  den 
Vorwurf  heuchlerischer  Ungerechtigkeit  zuruft,  und  ein  Fluch  für  den  Bund, 
den  sie  in  zwei  feindseelige  Hälften  theilt,  und  dessen  Handlungen  und  Beschlüsse, 
und  wären  sie  stofflich  noch  so  weit  entfernt  von  der  Sklavenfrage,  durch  diese 
verkehrt  und  vergiftet  werden.  Die  Rechtlosigkeit  und  grundsatzlose  Ausbeutung 
der  schwarzen  Race  ist  für  die  Vereinigten  Staaten  ein  grosses  Unglück  in 
der  Gegenwart ,  eine  noch  drohendere  Gefahr  in  der  Zukunft ;  für  den  zunächst 
in  Frage  stehenden  Zweck  aber  eine  Beeinträchtigung  des  Nutzens ,  welcher 
aus  dem  Beispiele  gezogen  werden  kann.  Wo  uns  also  immer  Sklaverei  als 
Grundsatz  oder  in  ihren  Folgerungen  entgegentritt,  muss  sie  ausser  Acht  ge- 
lassen werden,  da  sie  kein  nothwendiger  Bestandtheil  sei  es  der  repräsentativen 
Demokratie  sei  es  eines  Bundesstaates ,  sondern  nur  ein  zufälliger  Flecken 
eines  concreteu  Zustandes  ist. 


Es.  vereinfacht  ohne  Zweifel  die  Besprechung  der  einzelnen  Werke,  wenn 
derselben  eine  Aufzählung  der  wesentlichen  Eigenthümlichkeiten  des 
öffentlichen  Rechtes  der  Vereinigten  Staaten,  so  wie  eine  kurze  Würdigung  der 
bisherigen  Wirkungen  desselben  vorausgeschickt  ist,  indem  hierdurch  eine 
Grundlage  für  die  Beurtheilung  und  eine  Berechtigung  zu  kurzer  Verweisung  in 
bestimmte  Kategorieen  gewonnen  wird.  Natürlich  ist  in  eine  solche  Auffassung 
immer  nur  eine  subjective;  allein  sie  hat  ein  Recht  auf  ungescheutes  Vortre- 
ten, wenn  sie  auf  ernster  Beschäftigung  mit  dem  Gegenstande  beruht.  Un- 
partheiisch  dabei  Lob  und  Tadel  auszusprechen,  ist  Recht  und  ist  Pflicht. 

Von  den  vier  wesentlichen  Grundzügen  der  staatlichen  Einrich- 
tungen in  den  Vereinigten  Staaten  sind  oben  die  beiden  hauptsächlichsten  — 
nämUch  die  Durchführung  einer  Demokratie  in  einem  unermesslichen  Gebiete 
und  bei  einem  grossen  Volke,  und  die  Bildung  eines  Gesammtwillens  und 
einheitlichen  Handelns  für  mehr  als  dreissig  abgesonderte  Staaten  mittelst 
eines  Bundesstaates  —  bereits  erwähnt  worden.  .  Ihnen  sind  aber,  wenn 
schon  vielleicht  nicht  auf  gleicher  Stufe  der  Bedeutung  stehend,  noch  zwei  - 
weitere   beizufügen:   nämlich    die  vollkommene  Ablösung   des  Staates  von  der 
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Kirche,  und  zwar  nicht  blos  des  Bundesstaates,  sondern  auch,  mit  durchgehen- 
der Gleichförmigkeit ,  aller  einzelnen  Gliederstaaten ;  und  die  Annahme  des 
englischen  Systemes  der  strengen  Auslegung  und  Einhaltung  des  gesetzlichen 
Buchstabens,  so  wie  des  Rechtsschutzes  und  der  negativen  persönlichen  Frei- 
heit des  Einzelnen.  —  Jeder  dieser  Punkte  erfordert  einige  Worte  genauerer 
Bezeichnung. 

Die  Eigenthümlichkeit  und  in  der  That  weltgeschichtliche  Bedeutung  der 
in  den  Vereinigten  Staaten  eingeführten  demokratischen  Regierungsform 
besteht  darin,  dass  hier  zunüehst  der  Gedanke  der  Repräsentation  auf 
Volksherrschaft  angewendet  und  regelmässig  durchgeführt  worden  ist.  Durch 
diese  Modification  ist,  wie  eben  angedeutet  worden,  einer  Seits  die  Ausdehnung 
auf  jede  beliebige  Gebietsausdehnung ,  auf  der  andern  Seite  die  Besorgung  der 
tausendfachen  Forderungen  und  Anstalten  des  modernen  Staates  ermöglicht; 
hiermit  aber  der  Demokratie  eine  Anwendbarkeit  verlielien,  welche  ihr  bis 
dahin  nicht  zukam,  und  welche  ihr  besonders  für  die  Neuzeit  zu  fehlen  schien. 
Die  Benützung  der  Stellvertretung  zur  regelmässigen  Selbstregierung  des  Volkes 
war  aber  nicht  so  einfach,  als  sie  jetzt,  nachdem  es  geschehen  ist,  scheinen  mag; 
denn  ursprünglich  war  die  Bezeichnung  Einzelner  aus  den  Berechtigten  und  die 
üebertragung  der  Befugnisse  aller  üebrigen  auf  sie  nur  zur  Vertheidigung  ge- 
meinsamer Rechte  gegen  wirkliche  oder  mögliche  Eingriffe  des  Staatsoberhaup- 
tes, nicht  aber  zur  Regierung  aus  eignem  Rechte  bestimmt.  Allerdings  scheint 
das  Mitregieren  des  Einzelnen  dabei  sehr  zusammen  zu  schrumpfen,  indem  nur 
bei  den  Wahleii  der  Vertreter  und,  so  weit  diess  stattfindet,  der  Beamten  eine  un- 
mittelbare Theilnahme  stattfindet;  und  es  begreift  sich  daher  wohl,  dass  der 
ganze  Gedanke  einer  repräsentativen  Demokratie  bei  den  Völkern  des  Alter- 
thumes,  welche  Freiheit  und  volles  Bürgcrthum  nur  in  der  täglichen  und  eige- 
nen Theilnahme  an  den  Staatsangelegenheiten  fanden,  gar  nicht  bestehen 
konnte.  Doch  darf  die  dem  einzelnen  Bürger  in  dieser  Staatsart  zufallende 
staatliche  Stellung  nicht  unterschätzt  werden.  Theils  besteht  auch  in  der  De- 
mokratie der  Neuzeit  Keiner,  welcher  aus  eigenem  Rechte  Gewalt  im  Staate 
übte,  (und  es  ist  diese  Abwesenheit  eines  höheren  Befehlenden  um  so  mehr 
anzuschlagen,  da  wir,  im  Gegensatze  mit  den  Griechen  und  Römern,  Freiheit 
nicht  im  Mitregieren,  sondern  im  Nichtregiertwerdcn  finden;)  theils  ist  doch 
auch  der  wirkliche  oder  doch  mögliche  Einfluss  des  Einzelnen  auf  die  öffent- 
liche Meinung  von  Bedeutung,  da  diese  ihrer  Seits  den  wesentlichsten  Einfluss 
auf  die  gewählten  Vertreter  und  Beamten  ausübt.  Auch  die  ausgesprochenste 
demokratische  Neigung  kann  sich  daher,  wenn  alle  Umstände  verständig  erwo- 
gen werden,  in  der  neuen  Form  befriedigt  finden;  und  es  wird  ihr  auch  in 
der  That  crfahrungsgemäss  vollständig  durch  dieselbe  genügt.  Welches  Urtheil 
nun  auch  schliesslich  über  die  unbedingten  oder  die  vergleichungsweisen  Vor- 
ztge  und  Fehler  der  Volksherrschaft  zu  fällen  sein  mag;  immerhin  ist  die 
grosse  Ausdehnung  der  Anwendbarkeit  von  höchster  Wichtigkeit.  Ob  zum  lieile 
oder  zum  Verderben  der  Menschen,  ruht  freilich  im  Schoosse  der  Zukunft. 
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Mögen  auch  solche  Völker,  welche  glücklich  genug  sind  in  ungetrennter 
Einheit  zu  leben,  die  Verfassung  des  amerikanischen  Bundesstaates  ohne 
Neid  und  mehr  als  eine  Merkwürdigkeit  denn  als  etwas  Nachahmungswerthes 
betrachten:  so  ist  diess  doch  anders  hei  denjenigen  Nationen,  welche  in  eine 
grosse  Anzahl  von  Staaten  zersplittert  sincf,  und  sich  entweder  nach  einem  ver- 
einigenden und  die  Uebel  der  Spaltung  und  der  Kleinstaaterei  wenigstens 
theilweise  beseitigenden  Organismus  vergeblich  sehnen ,  oder  doch  nur 
eine  unvollkommene  Einrichtung  dieser  Art  zu  erlangen  vermocht  haben. 
Solche  sehen  leiclit  in  der  amerikanischen  Union  fast  ein  Ideal,  Ohne 
Zweifel  ist  die  Gründung  einer  über  mehrere  Staaten  zu  stellenden  höheren 
Gewalt  eine  der  allerschwierigsten  Aufgaben  der  Staatskunst,  Schon  theore- 
tisch ist  die  Abwägung  der  den  untergeordneten  Organismen  zu  lassenden  und 
der  an  die  neue  Obergewalt  zu  übertragenden  Regierungsrechte  nicht  leicht.  Es 
mag  durch  übermässige  Schonung  der  besonderen  einzelnen  Staaten  Schwäche 
der  Gesammtheit  und  Verfehlung  des  Zweckes,  oder  aber  durch  Uebertragung 
unnöthiger  Rechte  an  die  Centralgewalt  Ueberhäufung  derselben  mit  Arbeiten 
und  Nutzlosigkeit  der  Gliederstaaten  bewerkstclhgt  werden.  Allein  noch  weit 
grössere  Hindernisse  bereitet  praktisch  der  Widerwille  der  einzelnen  Staa- 
ten und  ihrer  Regierungen  gegen  eine  Unterwerfung  unter  einen  höheren 
"Willen  und  gegen  eine  Abtretung  bisher  ausgeübter  Rechte.  Und  hier  sind 
denn  nicht  etwa  nur  monarchische  Oberhäupter  bereit,  für  ihre  persönliche 
Stellung  und  ihre  Macht  in  die  Schranken  zu  treten;  sondern  auch  bei  den 
Bevölkerungen,  welche  doch  zunächst  bei  der  Zusammenlegung  gewinnen  sollen, 
rührt  sich  gar  leicht  ein  Geist  der  Eifersucht  auf  vermeintlich  bevorzugte 
Stämme,  Abneigung  unter  den  Angehörigen  verschiedener  Landestheile,  Erin- 
nerung an  frühere  Fehden  und  Unbillen.  Kurz ,  so  übel  die  bestehende 
Zersplitterung  sein  mag,  so  knüpfen  sich  doch  Interessen  und  Gewohnheiten 
an  sie,  und  jede  Veränderung  findet  also  "Widerstand;  sogar  bei  Solchen, 
wenigstens  in  Einzeluheiten ,  >vclche  sie  im  Ganzen  wünschen.  Die  Folge  von 
dem  Allen  aber  ist  in  der  Regel ,  ---  wenn  nicht  gar  das  ganze  Unternehmen 
scheitert,  —  eine  grosse  Abschwächung  der  neuen  Centralgewalt  weit  unter  das 
Bedürfuiss  und  die  ersten  "Wünsche  herab.  Man  bringt  schliesslich,  um  die 
technischen  Worte  zu  gebrauchen,  nur  einen  lockeren  und  nach  Innen  wie 
Aussen  unmächtigen  Staatenbund  zu  Wege,  anstatt  eines  kräftigen  und  mäch- 
tigen Bundesstaates,  —  Auch  die  Vereinigten  Staaten  sind  durch  diese  zwar 
natürlichen,  aber  nichts  desto  weniger  sehr  schädlichen  Schwierigkeiten  durch- 
gegangen. Will  man  etwa  auch  noch  den  Mangel  an  zugreifendem  Muthe  und 
an  Organisationsgabe  bei  demCongresse  während  des  Lostrennungskrieges  entschul- 
digen; so  war  doch  jeden  Falles,  namentlich  nach  all  den  schlimmen  Erfah- 
rungen, welche  der  Mangel  einer  starken  und  zur  Durchführung  ihrer  Be- 
schlüsse fähigen  Centralgewalt  zugezogen  hatte,  die  Gründung  des  blosen 
Staatenbundes  von  1781  ein  unverzeihlicher  Fehler,  Bekanntlich  zeigten  sich 
auch  die  Folgen  innerhalb  weniger  Jahre  nach  dem  Frieden  in  so  erschrecken- 
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dem  Maasse,  dass  sie  das  Volk,  unter  Leitung  der  im  Befreiungskampfe  er- 
probten Staatsmänner,  zu  dem  entschiedenen  Schritte  einer  völligen  Umgestal- 
tung des  blosen  Bimdes  in  einen  Staatenbund  bewogen.  Auch  jetzt  noch  war 
zwar  die  Eifersucht  auf  eine  höhere,  über  den  einzelnen  örtlichen  Regierungen 
stehende  Gewalt  nicht  ganz  erloschen;  doch  konnte  sie  bei  dem  festen  Willen 
der  Führer  und  bei  der  noch  so  neuen  Erfahrung  der  Menge  nichts  Wesent- 
liches verderben.  Nur  wurde  allerdings  schon  damals  der  Grund  zu  den  bei- 
den grossen  Partheien  gelegt,  welche  seitdem,  unter  verschiedenen  Namen,  die 
Nation  getheilt  haben,  und  deren  eine  die  kräftige  Aufrechterhaltung  der  Bun- 
desgewalt, die  andere  die  möglichste  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Glieder- 
staaten beabsichtigt.  —  Im  Uebrigen  sind  bei  der  Beurtheilung  der  amerika- 
nischen Bundesverfassung  zweierlei  Bestandtheile  derselben  wohl  zu  unterschei- 
den. Ein  Theil  ihrer  Bestimmungen  nämlich,  glücklicherweise  der  bedeutendste, 
beruht  auf  allgemeinen  Grundsätzen,  indem  er  lediglich  aus  einer  theoretischen 
Erwägung  des  Verhältnisses  einer  Centralgewalt  zu  Gliederstaaten  hervorge- 
gangen ist,  und  nur  die  bei  einer  solchen  Abtheilung  von  Rechten  nothwendigen 
politischen  und  psychologischen  Forderungen  an  sich  im  Auge  gehabt  hat,  ohne 
alle  weitere  Berücksichtigung  besonderer  örtlicher  Verhältnisse  und  Bedürfnisse. 
Es  sind  diess  namentlich  die  Satzungen  über  die  dem  Präsidenten,  als  dem 
Regierungshaupte  des  Bundes,  dem  Congresse,  als  seiner  gesetgebenden  und 
obersten  staatswirthschaftlichen  Behörde,  den  Bundesgerichten,  als  Auslegern 
der  Verfassung  und  in  ihrer  gerichtlichen  Zuständigkeit,  einzuräumenden  Rechte ; 
über  die  alleinige  Uebertragung  aller  auswärtiger  Beziehungen  an  die  Union, 
tind  in  Folge  dessen  auch  aller  Kriegsmacht  zu  Land  und  zur  See,  des  ganzen 
Gesandtschaftswesens  und  der  Reglung  des  Handels ;  endlich  über  die  den  ein- 
zelnen Gliederstaaten  für  ihre  inneren  Einrichtungen  zur  Herstellung  einer 
Uebereinstimmung  unter  sich  und  mit  der  Bundesverfassung  auferlegten  Ver- 
pflichtungen. Ein  anderer  Theil  der  Verfassung  freilich  ist  durch  örtliche 
Nothwendigkeiten  oder  wenigstens  feststehende  Ansichten  des  Landes  bestimmt 
worden.  Diess  sind  einer  Seits  alle  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  unseelige 
Sklaverei  beziehen ;  anderer  Seits  die  Bestimmungen,  welche  auch  die  Bundes- 
verfassung nach  dem  Grundsatze  der  repräsentativen  Demokratie  ordnen.  (So 
nothwendig  nämlich  letzteres  in  einem  Lande  ist,  dessen  sämmtUche  einzelne 
Bruchstücke  nach  dieser  Staatsform  leben:  so  zufällig  ist  es  doch  für  den 
Gedanken  eines  Bundesstaates  an  sich.)  Natürlich  sind  diese  letzteren  Bestim- 
mungen für  das  unmittelbare  praktische  Leben  keineswegs  die  unbedeutenderen ; 
vielmehr  bilden  sie,  weil  sie  die  besonderen  EigenthUmlichkeiten  und  Bedürf- 
nisse berühren,  in  der  Regel  den  Angelpunkt  des  öffentlichen  Lebens  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Und  es  muss  auch  zugegeben  werden,  dass  eine  Staats- 
einricbtnng  nimmermehr  zu  einem  guten  Gedeihen  kommen  könnte,  welche  nur 
den  allgemeinen  theoretischen  Regeln,  nicht  auch  den  örtlichen  und  individuel- 
len Bedürfnissen  entspräche.  Am  wenigsten  in  einer  Demokratie.  Allein  vom 
höheren  Standpunkte  aus,  und  in  so  ferne  von  einer  Benützung  des  Vorganges 
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in  Amerika  für  die  Staatswissenschaft  oder  etwa  auch  ftir  die  Handlungsweise 
anderer  Völker  die  Rede  ist,  treten  allerdings  diese  nur  zufällig  gebotenen  Ein- 
richtungen gegen  die  wesentlichen  zurück. 

Der  amerikanische,  auch  im  Bundesrechte  festgehaltene  und  durch  das- 
selbe gestärkte,  Grundsatz  der  völligen  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
ist  oben  für  zwar  bezeichnend,  dennoch  aber  für  minder  wichtig  erklärt  worden. 
Diese  Würdigung  stützt  sich  einer  Seits  auf  die  Thatsache,  dass  in  keinem 
andern  Staate  der  Welt  weder  eine  solche  völlige  Ablösung  der  Kirche  von 
allem  Einflüsse  auf  die  politischen  Einrichtungen,  noch  eine  so  unbedingte 
Entsagung  jeder  Einmischung  der  Staatsgewalt  in  kirchliche  Angelegenheiten 
stattgefunden  hat  oder  stattfindet;  auf  der  andern  Seite  auf  die  Erwägung, 
dass  die  sämmtlichen  grossen  staatlichen  Gedanken,  welche  die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  so  merkwürdig  machen,  irgendwie  durch  dieses  Gesetz 
über  das  Verhältniss  zur  Kirche  im  Mindesten  berührt  sind,  und  dass  also  das- 
selbe nicht  tief  in  das  Wesen  der  staatlichen  Zustände  eingreift.  Auch  kömmt 
bei  der  etwas  niedrigeren  Veranschlagung  des  Satzes  in  Betracht,  dass  das 
kirchliche  Leben  keineswegs  zu  allen  Zeiten  von  gleichen  Einflüssen  auf  die 
menschlichen  Handlungen,  und  somit  auch  auf  den  Staat  ist;  während  die 
Grundgedanken,  welche  das  einheitliche  Zusammenleben  in  seinem  Wesen  und 
seinen  tausendfältigen  stündlichen  Anwendungen  bestimmen,  immer  von  gleicher 
Wichtigkeit  sind.  —  Dem  sei  übrigens,  wie  ihm  wolle:  jeden  Falles  ist  es, 
und  zwar  in  doppelter  Richtung,  thöricht,  wenn  dieser  Bestandtheil  des  ame- 
rikanischen Staatsrechtes  auch  bei  uns  gepriesen  und  seine  Einführung  bei 
passend  scheinenden  Gelegenheiten  versucht  wird.  —  Einmal  nämlich  ist  ein 
sehr  grosser  Unterschied,  ob  diese  völlige  Unbekümmertheit  des  Staates  um 
alles  Kirchliche,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  stattfinden  soll  gegenüber  von 
einer  zahlreichen  Menge  von  kleineren  Secten,  deren  keine  einzige  eine  bedeutende 
Macht  hat,  und  welche  sich  gegenseitig  die  Waage  halten;  oder  ob  in  Bezie- 
hung auf  eine  oder  zwei  grosse  Kirchen  im  Staate,  namentlich  wenn  diese 
in  sich  fest  organisirt  sind,  mit  fremden  ähnlichen  Vereinen  in  Verbindung 
stehen,  oder  gar  nur  einen  Bestandtheil  eines  solchen  ausmachen.  Je  nach  der 
Macht  des  Gegenüberstehenden  muss  auch  die  Grösse  der  eigenen  Abwehr- 
kraft  bemessen  werden;  und  gegen  einen  Ehrgeizigen  und  Herrschsüchtigen 
schützt  die  Erklärung,  sich  mit  ihm  nichts  zu  thun  machen  zu  wollen,  keines- 
wegs. Wenn  aber  etwa  die  Hoffnung  im  Hintergrunde  liegt,  dass  bei  dem 
Systeme  gänzlicher  Tlieilnahmlosigkeit  des  Staates  die  Kirchen  in  eine  grosse 
Menge  von  kleinereu  Secten  zerbröckeln  werden :  so  fragt  sich  einmal,  ob  nicht 
eine  solche  Zersplitterung  sehr  nachtlieilige  Folgen  hinsichtlich  der  mangelhaf- 
ten Bildung  der  Geistlichen  und  eines  weit  grösseren  Aufwandes  für  überflüssige 
Gebäude,  Gehalte  u.  s.  w.  hat;  zweitens  aber  muss  die  Voraussetzung  an  sich 
in  Zweifel  gezogen  werden  gerade  in  Beziehung  auf  die  am  festesten  organi- 
sirten  und  daher  mächtigsten  Kirchen.  Es  wird  sich  auch  in  Amerika,  viel- 
leicht in  nicht  entfernter  Zeit,   gar  sehr  fragen,    ob    der   Grundsatz   völliger 
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Passivität  gegenüber  von  der  katholischen  Kirche  und  dem  kanonischen  Rechte 
wird  aufrecht  erhalten  werden  können,  wenn  erst  die  Hierarchie  vollständig 
geordnet  und  reif  geworden  ist,  die  Zahl  der  Gläubigen  aber  in  die  Millionen 
geht.  Ueberdiess^  ist  doch  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen,  dass  eine  mit 
den  moralischen  und  rechtlichen  Grundlagen  des  allgemeinen  Gesittigungsstandes 
unvereinbare  Religion  eingeführt  werden  möchte.  Unmöglich  kann  ein  solcher 
beständiger  Feind  im  Innern  des  Staates  geduldet  werden,  blos  einen  dürren 
Grundsätze  zu  liebe.  "Wäre  es  etwa  erträglich,  wenn  sich  chinesisches  Ilei- 
denthum  festsetzte?  Oder  wird  der  Congress^  die  Mormonen  vollständig  ge- 
währen lassen  können?  —  Zweitens  aber  ist  es  verkehrt,  den  Grundsatz,  dass 
der  Staat  sich  um  die  Kirchen  in  seinem  Schoosse  gar  nichts  zu  bekümmern 
habe,  auch  bei  uns  anwenden  zu  wollen,  weil  er  au  sich  und  theoretisch  unrichtig 
ist.  Und  sogar  nach  zwei  Seiten  hin.  Er  beraubt  den  Staat  eines,  unter  Um- 
ständen, höchst  nöthigen  Rechtes;  und  zur  Entschädigung  entbindet  er  ihn 
einer  wesentlichen  Pflicht.  Unveräusserliches  Recht  des  Staates  ist  es  näm- 
lich, jegliche  Lebensgestaltung  und  Richtung,  welche  grundsätzlich  unvereinbar 
ist  mit  seinem  Zwecke  oder  mit  seinem  Organismus,  unter  das  Gesetz  der 
Einheit  zu  beugen.  Wer  sich  dem  nicht  fügen  will,  muss  den  Staat  verlassen, 
da  er  ihn  nicht  zu  gleicher  Zeit  wollen  und  nicht  wollen  kann.  Aus  welchen,  wirk- 
lichen oder  angeblichen,  Gründen  ein  solcher  Widerspruch  stammt,  ist  völlig 
gleichgültig  für  den  Staat,  der  auch  z.  B.  einen  aus  sittlichen  oder  religiösen 
Gründen  begangenen  Mord  nicht  unbestraft  lässt.  Wenn  also  wirklich  die  Lehren 
oder  äusserlichen  Einrichtungen  irgend  einer  kirchlichen  Gesellschaft  mit  den 
bestehenden  Grundgesetzen  des  concreten  Staates  im  Widerspruche  sind,  so  hat 
dieser  das  Recht,  dieselben  zu  unterdrücken.  Nicht  die  Rechtsfrage,  sondern 
nur  etwa  die  Thatsache  des  unvereinbaren  Widerspruches  kann  hier  zweifel- 
haft sein.  Als  ein  Ersatz  dieses  unentbehrlichen  Rechtes  kann  nun  aber  un- 
möglich die  Befreiung  von  Pflicht  der  Hülfeleistung  gelten,  welche  der  Staat 
jeder  in  Noth  befindlichen  Kirche  schuldet.  Kirchliche  Gemeinschaften  sind 
für  die  meisten  Menschen  Bedürfniss  zu  Erreichung  eines  nicht  nur  rechtlich 
erlaubten,  sondern  selbst  sehr  edlen  Zweckes,  nämlich  zur  Ausbildung  ihres 
religiösen  Gefühles  und  Glaubens.  Hierzu  ist  ihnen  nnn  aber  der  Staat  nicht 
nur  Rechtsschutz  schuldig,  sondern  auch  positive  Hülfe  und  Unterstützung, 
wenn  ihre  eigenen  Kräfte  nicht  vollständig  ausreichen.  So  gewiss  sich  nun  der 
Staat  hinsichtlich  der  Förderung  anderer  menschlicher  Zwecke,  z.  B.  der  Gei- 
stesbildung oder  der  Gesundheitspflege,  durch  eine  Erklärung  völliger  Unbe- 
kümmertheit von  einer  in  seinem  innersten  Wesen  begründeten  Pflicht  nicht  selbst 
befreien  kann:  so  wenig  ist  es  der  Fall  gegenüber  von  den  Kirchen.  —  Wir 
mögen  somit  von  dem  amerikanischen  Staatsrechte  Manches  zu  lernen  und 
nachzuahmen  haben:  seinen  Vorschriften  über  das  Verhalten  zu  den  Religions- 
gesellschaften gehören  sicherlich  nicht  hierzu. 

Endlich  ist  noch  der  Aufnahme  der  englischen  Rechtsauffassungen 
in  dem  gesammteo  öffentlichen  und  borgerlichen  Leben  als  eines  wesentlichen 
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Bestandthcilcs  der  amerikanischen  Zustände   erwähnt  worden.    Die  Thatsache 
bedarf  nicht  erst  eines  Beweises;   der  angelsächsische  Geist  hat  in   dieser  Be- 
ziehung alle    anderen  Bestandtheile    der  bunt  zusammengesetzten    Nationalität 
vollständig  überwunden.    Englisches  Recht  ordnet   das  Privatleben ;    nach  eng- 
lischer Auffassung  wird  das  Gesetz  ausgelegt  und  angewendet;  die   zahlreichen 
und    wirksamen    englischen     Grundsätze     über     den    Schutz     des     Einzelnen 
gegen  Vergewaltigungen    der   öffentlichen    Macht    sind    in    alle    Verfassungs- 
urkunden   und    Gerichtsordnungen     der    Vereinigten     Staaten    aufgenommen; 
nach  englischen  parlamentarischen  Regeln    wird  jede   bcrathcnde  Versammlung 
geleitet;  englisch  sind  die  sämmtlichen  Einrichtungen  der  Behörden,  bis  herun- 
ter in  die  Ordnung  der  Gemeinden  und  Kirchspiele.    Sehr  gross  sind  nun  aber 
die  Vortheile   dieses   engen  Anschliessens  an   das  englische  Recht,   namentlich 
in  dem  ganzen  Kreise  des  individuellen  Lebens.  —  Vor  Allem  ersparte  es  den 
Amerikanern  unsichere  und  vielleicht  fehlschlagende  Versuche.    Der  englische 
Theil    ihrer  Vorältern  brachte   die   Grundsätze  und  Einrichtungen,  welche  im 
Mutterlande   in  vielhundertjährigem  Ringen   erworben  und    in    langer  Ucbung 
erprobt  waren,  fertig  und  abgerundet  mit;  einfache  Fortsetzung  verschaffte  den 
unschätzbaren  Nutzen  eines  Zustandos ,  in  welchem   höchste  Achtung  vor  dem 
Gesetze  mit   der  möglichsten  Freiheit  des  individuellen  Gebahrens  verbunden, 
und  in  welchem,   besser  als  irgendwo  bis  dahin  in  der  Welt,  die  Aufgabe  ge- 
löst war,  grosses  Selbstgefühl  des  Bürgers  mit  dem  nöthigen  Maasse  von  Macht 
für  den  Staat  zu  verbinden.    Diese  Herübernahme  verhinderte  namentlich  auch 
eine  Uebertrcibung  der  Freiheitsidecn  und  Gewohnheiten,  wozu  sonst  wohl  die 
neue  Bevölkerung  der  Urwälder  hätte  geneigt  sein   können.  —   Sodann  blieb 
die  reifere  wissenschaftliche  Bearbeitung    des  englischen  Systemes  von  unmit- 
telbarer Anwendbarkeit  für   die  Amerikaner.    Man    schlage  diess    aber   nicht 
zu  geringe  an.    In  dem  neuen  Lande  war  natürlich  auf  lange  hin  weder  Bil- 
dung noch  Müsse  zu  eigenen  Erörterungen  über  das  Recht  vorhanden.     Ohne 
die  Benützbarkeit  der  englischen  Wissenschaft   hätten   sie   in  grosse  Unwissen- 
heit und  Roheit  der  Handhabung  zurückfallen  müssen.    Davon  nicht  zu  reden, 
dass  die  nothwendige  Richtung    der    enghschen  Rechtsgelehrten   dazu  beitrug, 
die  Amerikaner  vor  Ueberstürzung  der  Freiheit  zu  bewahren.  —    Endlich  und 
hauptsächlich  aber  hat  diese  Verbindung   des   englischen  Rechtes  im  Einzeln- 
leben  mit  der   demokratischen  Einrichtung  des  Staates  eine  Summe  von  Frei- 
heit zu  Wege  gebracht,  wie  sie  in  diesem  Maasse  die  Welt  noch  niemals  ge- 
sehen  hat.     Allerdings   hatten    auch  früher   schon  Volksherrschaften   bestan- 
den, und  zwar  nicht  selten  solche,  in  welchen  der  Bürger  ein  unmittelbareres 
Mitregierungsrecht  hatte;  allein  eine  solche  Durcharbeitung  des  Rechtsschutzes 
und  der  Selbstständigkeit  des  Einzelnen   im  Privatleben  war  nicht  vorhanden 
in  denselben.     Sie  widerstrebte  der  ganzen  Staatsauffassung  des  Alterthumes; 
im  italiänischen   oder   deutschen  Mittelalter,  so    wie    in  den  kleinen  schweizer 
Kantonen,   gebrach   es    an  Einsicht   und  Durchbildung.    Auf  der  andern  Seite 
bestehen  zwar  in  England,  wie  bemerkt,    dieselben  Rechtsgrundsätze  für   den 
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Einzelnen;  allein  seine  staatlichen  Einrichtungen  gewähren  der  Menge  nicht 
dieselbe  Betheiligung  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten.  Beide  Seiten  der 
Freiheit,  die  negative  des  Nichtregicrtwerdens  und  die  positive  des  Mitregie- 
rens,  sind  noch  niemals  in  dieser  Weise  zu  einer  Einheit  vereinigt  gewesen; 
und  diese  Zusammenwirkung  rechtfertigt  denn  allerdings  die  grosse,  wenngleich 
nicht  immer  bewusste,  Bewunderung  der  amerikanischen  Staatszustände. 

So  viel  über  die  wesentlichsten  Eigenthümlichkeiten  des  öffentlichen 
.Rechtes  der  Vereinigten  Staaten.  Nun  sind  aber  auch  noch  die  Folgen  ins 
Auge  zu  fassen ,  welche  die  neue  Staatsbildung  für  das  Land  und  für  Andere 
bis  jetzt  gehabt  hat;  denn  schliesslich  ist  doch  die  Bedeutung  der  ganzen  Er- 
scheinung keineswegs  blos  nach  ihrer  Theorie  und  Absicht,  sondern  namentlich 
nach  ihren  V\rirkungen  zu  beurtheilen. 

Hier  ist  denn  nun  allerdings  eine  scharfe  Aussonderung  und  gerechte  Zu- 
theilung  schwierig.  Unzweifelhaft  erfreuen  sich  die  Vereinigten  Staaten  in  vielen 
sachlichen  Beziehungen  eines  staunenswerthen  Gedeihens,  und  die  Zufriedenheit 
des  Volkes  mit  seinen  Zuständen  und  der  Stolz  auf  dieselben  ist  eben  so  gross 
als  selten  in  der  Welt.  Allein  einer  Seits  sind  die  Ursachen  dieser  Blüthe 
und  dieser  Genugthuung  sehr  zusammengesetzter  Art,  und  keineswegs  sämmt- 
lich  auf  die  Verfassung  des  Landes  zurückzuführen.  Ein  wesentlicher  Tlieil 
derselben  rührt  vielmehr  aus  den  Vortheilen  her,  welche  ein  unermessliches, 
leeres,  aber  zu  dem  fruchtbarsten  Anbau  taugliches  Land  der  Bevölkerung  dar- 
bietet. Ein  anderer  Theil  ist  in  der  thatsächlichen  Natur  des  angelsächsischen 
Stammes  zu  suchen,  welcher  die  ihm  gebotenen  Gelegenheiten  auf  das  beste 
benutzt.  Dritte  Gründe  des  Gedeihens  und  der  Zufriedenheit  endlich  beruhen 
auf  den  ungünstigen  Verhältnissen  Eüropa's,  dessen  stehende  Heere,  Staats- 
schulden und  der  Freiheit  abgeneigte  Einrichtungen  der  vollen  Entwicklung 
des  Wohlstandes  negativ  und  positiv  zuwider  sind,  und  den  Unterthanen  Mit- 
werbung mit  dem  Amerikaner  erschweren,  dann  aber  sowohl  den  Eingeborenen, 
als  namentlich  auch  den  zahlreichen  missvergnügten  £inwandcrem  Veranlassung 
zu  Vergleichen  geben,  welche  zwar  nicht  immer  gerecht  und  verständig,  al- 
lein desto  auffallender  sind.  Anderer  Seits  zeigt  eine  genauere  Prüfung,  dass 
die  öffentlichen  Zustände  der  Vereinigten  Staaten  keineswegs  sämmtlich  er- 
freulich sind,  und  Gutes  für  die  Zukunft  verheissen.  Abgesehen  von  Feh- 
lem der  Bildung  und  dem  Mangel  eines  feineren  sittlichen  Gefühles,  welche 
denn  doch  auch  auf  die  staatlichen  Beziehungen  wirken,  sind  mancherlei  üble 
Erscheinungen  vorhanden,  welche  ausschliesslich  und  wesentlich  mit  den 
Staatseinrichtungen  zusammenhängen  und  entschieden  eine  Rückseite  der  Münze 
bilden. 

Es  kann  sich  natürlich  hier  weder  davon  handeln,  minder  Bedeutendes 
zu  besprechen,  noch  einen  Streit  über  Zweifelhaftes  zu  führen.  Nur  wichtige 
und  allerseits  anerkannte  Folgen  der  Staatszustände  dürfen  und  sollen  hervor- 
gehoben werden.  Nachstehende,  thcils  gute  theils  zu  bedauernde,  Thatsachen 
scheinen  nun  aber  diese  beiden  Eigenschaften  zu  vereinigen. 
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Vor  Allem  ist  unzweifelhaft,  dass  die  demokratischen  Einrichtungen  der 
Vereinigten  Staaten  als  solche  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  weit  und  breit 
auf  sich  gezogen  haben  und  für  Millionen  in  mehr  als  Einem  Welttheile  ein 
bleibender  Gährungsstoff  geworden  sind.  Es  ist  jetzt  durch  reichliche  Erfah- 
rung erwiesen,  dass  sich  in  Freud  und  Leid,  in  Frieden  und  Krieg,  mit  de- 
mokratischen Formen  regieren,  jede  "vorkommende  Staatsaufgabe  mittelst  Be- 
nützung derselben  lösen  und  für  Staat  und  Volk  sogar  eine  grosse  Blüthe  und 
Macht  erlangen  lässt.  Allerdings  findet  der  an  eine  gemessenere  Handhabung 
der  Gesetze,  an  unerbittliche  Unterdrückung  von  Rohheit  und  Rücksichtlosig- 
keit,  an  Achtung  vor  Menschenleben,  an  vielseitige  Thätigkcit  des  Staates  zur 
Förderung  höherer  Zwecke  gewöhnte  Europäer  gar  Manches  unvollkommen, 
ja  selbst  zurtickstossend  und  fast  barbarisch  in  der  amerikanischen  Volksherr- 
schaft; und  es  zeigt  sich  auch  hier,  dass  von  keiner  menschlichen  Einrichtung 
jeglicher  denkbare  Vortheil  erwartet  werden  darf.  Allein  die  Richtigkeit  des 
Grundgedankens,  nämlich  die  Möglichkeit  eines  im  Ganzen  befriedigenden  Zu- 
sammenlebens unter  dem  von  Vertretern  gehandhabten  Gesammtwillen  der 
Menge  und  nach  einer  von  diesen  ausgehenden  Ordnung,  ist  durch  das,  zum 
Theile  jetzt  fast  ein  Jahrhundert  lang  bestehende,  Dasein  von  mehr  als  dreis- 
sig  untergeordneten  Demokraticen  und  einer  sie  sämmtlich  umfassenden  uad 
regelnden  demokratischen  Gcsammteinrichtung  für  immer  erwiesen;  and  die 
oben  angedeuteten  Ucbelstände  fallen  bei  der  grossen  Menge  der  Ungebildeten 
und  bei  den  mit  dem  Wesen  anderer  Staatszustände  Unzufriedenen  nicht 
scliwcr  ins  Gewicht.  An  der  weiteren  Benützung  der  auf  solche  Weise  er- 
probten Idee  kann  nicht  gezweifelt  werden;  und  es  ist  diess  von  Jedem  als 
eine  höchst  bedeutende  Folge  des  bisherigen  Verhaltens  der  Vereinigten  Staaten 
anzuerkennen.  Zunächst  scheint  ganz  Amerika  dazu  bestimmt,  diesem  Vorgange 
zu  folgen,  sei  es  nun  durch  imraittelbare  Einwirkung  oder  gar  vöUige  Aufsau- 
gung von  Seiten  der  mächtigen  Union,  sei  es  durch  deren  Beispiel.  Und  kaum 
zweifelhafter  ist  es,  dass  sich  mit  der  Zeit  ähnliche  Folgerungen  auch  in  den 
jetzigen  Nebenländern  der  Eui'opäer  in  den  übrigen  Welttheilen  ergeben  wer- 
den, vor  Allem  in  Australien.  Ob  auch  in  Europa  selbst,  ist  freilich  weit 
ungewisser:  gar  manche  gewichtige  Gründe  sprechen  dagegen.  Doch  darf  nicht 
vergessen  werden,  dass  wenn  sämmtliche  Versuche  in  unserem  Welttheile  bis 
jetzt  immer  kläglich  gescheitert  sind,  nicht  die  innere  Unmöglichkeit  der  Sache, 
sondern  die  aus  geschichtlichen  und  Macht  -  Verhältnissen  rührenden  Schwierig- 
keiten die  Veranlassung  waren.  Selbst  Diejenigen  also,  welche  entweder  diese 
Hindernisse  für  unbeseitigbar  in  Europa  erachten,  oder  Deren  höhere  geistige 
und  gesellschaftliche  Ansprüche  die  einer  Demokratie  eigenthümlichen  Unvoll- 
kommenheiten  unerträgUch  finden,  müssen  wenigstens  einräumen,  dass  durch 
den  Vorgang  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Zahl  der  möglichen  staatlichen 
Formen  um  eine  weitere,  und  zwar  um  eine  vielfach  merkwürdige  und  unter 
Umständen  ganz  passende  bereichert  worden  ist,  —  Dass  auch  die  Wissen- 
schaft hiedurch  gewonnen  hat,  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises. 
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Ein  zweiter  feststehender  Erfahrungssatz  ist,  dass  auch  die  schwie- 
rigste aller  staatlichen  Gestaltungen,  nämlich  ein  Bundesstaat,  mittelst  des 
Grundsatzes  und  in  den  Formen  der  Volksherrschaft  wirklich  möglich  ist 
Die  Aufgabe  war  keine  kleine.  "Wenn  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
das  anderwärts  so  mächtige  Hinderniss  einer  kräftigen  Gesammtpewalt, 
nämlich  das  dynastische  Selbstgefühl,  nicht  im  Wege  steht:  so  ist  dagegen 
hier  die  grosse  Erregbarkeit  und  Eiferstlchtelei  des  Provinzialgeistes  und  die 
wirkliche  Verschiedenheit  der  Interessen  in  den  südlichen  und  den  nördlichen 
Staaten  zu  überwinden,  Diess  aber  ist  um  so  bedeutender,  weil  nicht  die  Ein- 
sicht und  der  Wille  einzelner  geistig  höher  Stehender  hier  entscheidet  und 
festhält,  sondern  eben  der  Wille  der  Menge,  von  Avelcher  eine  staatsmännische 
Erwägung  der  Vortheile  und  Nachtheile  nicht  erwartet  werden  kann.  Und 
dennoch  ist  nicht  nur  die  Gründung,  sondern  auch  die  ungestörte  Fortführung 
der  Einrichtung  gelungen;  ja,  die  gewaltigen  Stürme,  welche  schon  an  deren 
Bestände  gerüttelt,  haben  nur  zur  grösseren  Befestigung  gedient.  —  Diese 
Erfahrung  ist  von  der  grössten  Wichtigkeit,  nicht  blos  für  die  Vereinigten 
Staaten,  deren  Zukunft  als  gesichert  erscheint;  sondern  auch  für  alle  jene 
Theile  der  Welt,  welche  demokratische  Einrichtungen  hassen.  Mit  ihr  beginnt 
ohne  Zweifel  eine  neue  Aera  in  dem  weltgeschichtlichen  Vorlaufe  der  Staats- 
bildung. Man  wird  zwar  vielleicht  gegen  die  allgemeine  Bedeutung  der  Er- 
scheinung bemerken  wollen ,  dass  gerade  in  Amerika  die  Gründung  des  Bundes- 
staates durch  die  gar  zu  schlechten  Ergebnisse  des  vorangehenden  Staaten- 
bundes auch  der  gemeinsten  Einsicht  nahe  gelegt  worden  seien;  seit  der  Grün- 
dung 'aber  die  täglich  jedem  Einzelnen  aus  der  grossen  Ausdehnung  des  Bundes- 
gebietes, aus  der  Freiheit  der  Bewegung  eines  Jeden  innerhalb  desselben,  aus 
dem  Schutze  der  Bundesmacht  zufliessenden  Vortheile  den  Wahnsinn  einer  Zer- 
reissung  unwiderstehlich  klar  machen.  Beides  ist  richtig ;  allein  es  beweist  doch 
nichts  anderes,  als  dass  selbst  dem  Verständnisse  der  Masse  offenbare  und 
grosse  Vortheile  eines  bestimmten  staatlichen  Zustandes  so  einleuchtend  sein 
können ,  dass  sich  auch  ein  souveränes  Volk  nicht  durch  Leidenschaft  des  Au- 
genblickes und  durch  unverständige  Ueberschätzung  eines  nächst  liegenden  un- 
tergeordneten Uebelstandes  zu  seiner  Zerstörung  hinreissen  lässt  Die  hieraas 
zu  ziehende  Lehre  ist  nun  aber  offenbar,  dass  selbst  künsthchc  und  mit  un- 
liebsamen Opfern  verbundene  Staatseinrichtungen  sich  des  festen  Beistandes 
und  der  dauernden  Anhänglichkeit  erfreuen  können,  wenn  nur  der  Nutzen  ein 
sehr  bedeutender  und  tlas  Verderben  einer  entgegengesetzten  Maassregel  ein 
handgreifliches  ist.  Für  zweifelhafte  und  schwächliche  Dinge  ist  freilich  eine 
solche  Entsagung  nicht  zu  erlangen. 

Eine  dritte  unbezweifelbare  Erscheinung  ist  die  allgemeine  Zufriedenheit 
der  amerikanischen  Bevölkerung  mit  dem  Grundsatze  und  mit  der  Wirkung 
ihre«  Staatslebens.  Diese  Zufriedenheit  mag  sich  zuweilen  bei  Ungebildeten  in 
einer  lächerlich  -  eiteln  Ueberschätzung  des  eigenen  Zustandes  und  in  einer  un- 
verständigen rohen  Missachtung  fremder  Einrichtungen  äussern :  allein  vorhanden 
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ist    sie   nun  einmal.    Es  würde  eigenen  Mangel  an  staatlichem  Verständnisse 
beweisen,    wollte  man  nicht  den  grossen  Vortheil  einer  solchen  Stimmung  an- 
erkennen;  und  man  vermag  in  dieser  Beziehung  nur  mit  Neid  die  Verhälnisse 
mehr  als  Eines  europäischen  Staates    mit    den   amerikanischen  zu  vergleichen, 
gleichgültig  jetzt,  durch  wessen  Schuld  bei  uns  die  staatsrechtlichen  Auffassun- 
gen und  die  politischen  Gefühle  vergiftet  worden  sind.      Schon    ein   nicht   bis 
zur  Leidenschaft  gesteigerter,  allein  doch   weit  verbreiteter  Geist  des  Missbe- 
hagens,   und   somit  ein  allgemeiner  Wunsch    nach  Veränderung,   ist  ein  sehr 
ernstliches  Unglück;  und  es  bedarf  nur  eines  flüchtigen  Ueberdenkens  der  eu- 
ropäischen Staatenverhältnisse,  um  mehr  als  Eine  Regierung  aufzufinden,  welche 
durch  das  allgemeine  Missvergnügen  der  Unterthanen  zu  kostspieligen  und  be- 
schränkenden (also  überdiess  das  üebel  immer  steigernden)  Maassregeln  im  In- 
nern genöthigt,  gegen  Aussen  aber  beständig  in  einem  Zustande  der  Schwäche 
und  Gefahr  ist.     Und  wie  schlimm  steht  es  gar  da,  wo  nur  noch  Der  für  einen 
Vaterlandsfreund  gilt,   welcher   alles  Bestehende  und  jede  Regierungshandlung 
tüdtlich  anfeindet,    nur  weil  jenes  besteht   und  weil  diese  von  der  Regierung 
ausgeht;    und   wo  jedes   sittliche    und  staatliche  Bewusstsein  so  ganz  verkehrt 
ist,  dass  Vaterlandsfreund  und  Verschwörer,    wohl  gar  Banditt,   gleichbedeu- 
tende Begriffe   geworden  sind.  —    Allerdings  ist,    wie   oben  bereits  im   Vor- 
beigehen   angedeutet  wurde,    die   allgemeine   Zufriedenheit     der  Amerikaner 
nicht  ausschliesslich  auf  die  Staatseinrichtungen  gegründet;  die  sonstigen  Quel- 
len der  Blüthe  und  des  staunenswerthen  Vorschrittes   des  Landes   tragen  auch 
mächtig  dazu  bei :  allein  theils  sind  jene  doch  immerhin  eine  der  wesentlichsten 
Ursachen;  und  dann  lässt   sich  nicht  läugnen,   dass   sie   zum  grossen  Theile 
das  Verdienst  haben,   die  Güterquellen  leicht  und  allgemein  zugänglich  zu  ma- 
chen.    Man  lasse  sich  hier  nicht  täuschen  durch  Solche,   welche   ein  Interesse 
dabei  zu  haben  glauben,    das   offenkundige  Gedeihen    der  Vereinigten  Staaten 
Ursachen  zuzuschreiben ,  welche  vom  menschlichen  Willen  und  staatlichen  Ein- 
richtungen ganz  unabhängig,  und   überhaupt  nur  eine  völlige  Ausnahme  seien. 
Die  zweckmässige  Heranbildung  der  Wildniss  zu  neuen  Staaten ;  die  kluge  Be- 
nützung der  Staatsländereien ;    der  verfassungsmässige  freie  Verkehr  von  Ver- 
mont  bis  Californien;   die  Einführung    eines  Bundesbürgerrechtes,  welches  in 
mehr  als  dreissig  Staaten  dem  Bürger  eines  jeden  derselben  ganz  dieselben  An-  " 
Sprüche  und  Rechte  gewährt,    wie   dem  Eingeboruen   selbst;   die    vom  Bunde 
verlangte  und  jetzt  bereits  in  vollkommene  Gewohnheit  übergegangene  wesent- 
liche Gleichheit  der  Gesetzgebungen  aller  einzelnen  Staaten,  verbunden  mit  dem 
Rechte,  das  Uebrige  nach  örtlichen  Bedürfnissen  und  Ansichten   einzurichten; 
die  gänzliche  Unselbstständigkeit  der  Gliederstaaten,  welche  es  ihnen  unmöglich 
macht,  ihre  besten  Kräfte  in  Spielereien  mit  Kriegswesen,  nutzlosen  Gesandt- 
schaften und  gegenseitigen  Beeinträchtigungen  zu  vergeuden;  der  kräftige  Schutz 
der  mächtigen  Bundesregieiiing,   welcher  jedem  Bürger  der  Vereinigten  Staa- 
ten in  allen  Weltthcilen  zu  Gute  kömmt,    und  ihm  sichern  und  einträglichen 
Betrieb  seiner  Geschäfte  möglich  macht :  diese ,  und  noch  manche  andere  Staat- 
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liehe  Einrichtungen  hahen  wahrlich  nicht  geringe  Wirkung  auch  für  das  sach- 
liche Wohl  der  Einwohner  und  für  deren  Behagen.  Es  giebt  noch  manche 
wenig  bewohnte  Länder,  welchen  die  Natur  dieselben,  wo  nicht  grössere  Be- 
günstigungen gegeben  hat,  und  welche  doch  weder  solche  riesenhafte  Fortschritte 
machen,  noch  solcher  Zufriedenheit  geniessen.  Der  Unterschied  besteht  nur  in  den 
Stammeseigenschaften  der  beiderseitigen  Bevölkerungen  und  in  den  staatlichen 
Zuständen.  Also  tragen  auch  letztere  bei  zu  der  Verschiedenheit  der  Er- 
gebnisse. 

Viertens  muss  es  noch  als  zweifellos  feststehende  Thatsache  angesehen 
werden,  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  eingeführten  Staatsformen  einen 
beträchtlichen  Antheil  haben  an  der  so  bezeichnenden  Thätigkeit  und  Selbst- 
ständigkeit der  Einwohner.  Das  grosse  Gefühl  der  persönlichen  Unabhängigkeit 
und  Freiheit;  die  Gewohnheit,  alle  Träger  der  Gewalt  nicht  als  Herren,  son- 
dern vielmehr  als  verantwortliche  Diener  zu  betrachten;  die  Unbekanntschaft 
mit  allen  erblichen  Standesunterschieden  und  das,  hieraus  stammende  (freilich 
nicht  selten  auf  sehr  widrige  Weise  sich  äussernde)  Bewusstsein  der  Gleichheit, 
die  Beschränkung  der  Regierungsthätigkeit  auf  das  kleinst  mögliche  Maass; 
die  Abwesenheit  jedes  willkührlichen  Eingreifens  der  Regierung  in  die  An- 
gelegenheiten der  Privaten:  müssen  in  jedem  Einzelnen  einer  Seits  Zuversicht 
auf  die  eigene  Kraft,  anderer  Seits  das  Bedürfniss  des  eigenen  Schutzes  er- 
wecken. Kommen  hierzu  noch  die  zähen  und  kecken  Eigenschaften  des  angel- 
sächsischen Stockes  der  Bevölkerung,  so  muss  sich  daraus  mit  Nothwendigkcit 
ein  Stamm  ausbildeu,  welcher  allen  öffentlichen  und  privaten  Unternehmungen 
gewachsen  ist,  weil  er  sich  ihnen  gewachsen  fühlt,  und  welcher  daher  auch 
kaum  Glaubliches  an  Arbeit,  Gütergewinn  und  Kühnheit  leistet. 

Aber  allerdings  wäre  nichts  unrichtiger,  als  wenn  man  lediglich  nur 
löbliche  oder  wenigstens  an  sich  tadellose  Folgen  der  staatlichen  Zustände  Nord- 
amerikas anerkennen  wollte.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  keineswegs  ein  von 
Engeln  bewohntes  Paradies,  ihre  Einrichtungen  nicht  von  utopischer  Vortreff- 
lichkeit. Vielmehr  ist  auch  starker  Schatten  neben  dem  hellen  Lichte.  Theils 
haben  die  politischen  Grundsätze  und  Formen  auch  schlimme  Seiten  der  mensch- 
lichen Natur  gross  gezogen;  theils  sind  einzelne  Einrichtungen,  welche  die 
grossen  Gründer  der  Verfassung  nicht  gehörig  erwogen  haben,  oder  selbst  nur  bis 
zu  einem  gewissen  Punkte  benützen  wollten,  bei  voller  mit  der  Zeit  und  durch 
folgerichtige  Sehlussfolgerungen  allmählig  eingetretener  Entwicklung  zu  empfind- 
lichen Uebeln  geworden. 

So  schlägt  —  um  auch  von  dieser  Seite  nur  das  Hervorstechendste  zu 
erwähnen  —  gleich  das,  so  eben  noch  in  seinen  guten  Folgen  gepriesene,  Ge- 
fühl der  Gleichheit  und  die  trotzige  Befähigung  zu  physischen  Unternehmungen 
auch  in  minder  Löbliches  um.  Uniäugbar  hält  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
höhere,  sittliche  sowohl  als  intellectuelle ,  Gesittigung  nicht  gleichen  Schritt 
mit  dem  sachlichen  Gedeihen.  —  In  sittlicher  Beziehung  steht  das  Land  im 
schlimmen  Rufe;  und  keineswegs  ohne  Grund.    Nicht  nur  ist  die  betrügerische 
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Schlauheit  im  Handel  und  Wandel  sprüchwörtlich  geworden  in  der  ganzen 
Welt ;  sondern  es  ist  auch  in  den  wichtigeren  Lebenskreisen  und  in  Beziehung 
auf  staatliches  Verhalten  Mangel  an  Rechtssinn  unläugbar.  Das  Verhalten  der 
Vereinigten  Staaten  gegen  schwächere  Nachbarn,  z.  B.  gegen  Mexico,  Spanien, 
die  indischen  Stämme,  ist  höchst  verwerflich;  gegen  andere,  wie  z.  B.  gegen 
England,  war  es  wiederholt  hinterlistig  und  tückisch.  Das  Freischaaren- 
wesen  ist  ein  Rückfall  in  Barbarei ;  der  denselben  von  der  Regierung  zu  Theil 
werdende  Schutz  unverantwortlich,  üeberhaupt  ist  von  einer  Achtung  gegen 
das  Völkerrecht  gar  keine  Rede.  Ebenso  wird  der  Partheikrieg  in  den  inneren 
Angelegenheiten  mit  höchst  tadelnswerthen  Mitteln  gefülirt.  Bestechung  ist 
freilich  schwerer  bei  so  vielen  Stimmgebenden;  desto  mehr  aber  wird  ver- 
läumdet.  Die  Theilung  der  Staatsämter  unter  die  Sieger  ist  eben  so  widrig, 
als  schädlich;  die  persöuliche  Behandlung  entgegenstehender  Staatsmänner  oft 
empörend.  Dieser  Mangel  an  höherem  sittlichen  Sinne  liegt  nun  aber  keines- 
wegs in  dem  englischen  Charakter;  auch  kann  man  ihn  den  Staatsmännern 
und  Führern  aus  der  Befreiungszeit,  welche  unter  dem  englischen  Systeme  auf- 
gewachsen waren,  nicht  vorwerfen.  Sein  jetziges  Erscheinen  ist  unbezweifelbar 
eine  üble  Folge  des  Geistes  der  Gleichheit  und  des  Selbstvertrauens.  Es  wider- 
strebt dem  falschen  Gleichheitsstolze  sich  zu  beugen  vor  der  höheren  sittlichen 
Bildung;  der  Geist  des  Verfahrens  soll  der  der  grossen  Menge  sein,  welche  ja 
berechtigt  zur  Regieiaing  ist.  Ein  hoher  geistiger  Maassstab  ist  Aristokratie. 
Dazu  kömmt  der  Mangel  an  gesellschaftlichen  Ständen,  in  welchen  vornehmer 
Sinn  traditionell  und  erblich  ist.  —  Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  in- 
tellectuellen  Bildung.  An  einer  allgemeinen  Verbreitung  der  gewöhnlichsten  und 
namentlich  für  das  Gewerbe  tauglichen  Kenntnisse  fehlt  es  freihch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  nicht.  Allein  diess  ist  auch  Alles.  Nicht  nur  ist  der  in  dem 
Lande  vorhandene  Bestand  an  bedeutenden  Gelehrten,  Dichtern  und  Künstlern, 
oder  auch  blos  geistvollen  und  gefälligen  Schriftstellern  ganz  unverhältniss- 
mässig  klein;  sondern  es  ist  auch,  nach  allgemeinem  Urtheile,  die  Zahl  der 
Männer  und  Frauen  von  höherer  menschlicher  Bildung  weit  geringer,  als  bei 
jedem  europäischen  Volke  von  gleicher  Bevölkerung,  (die  Russen  natürlich  aus- 
genommen.) Man  entschuldigt  diess  mit  der  „Jugend"  des  Volkes,  welche 
für  die  Ansammlung  von  bioser  Zierde  noch  keine  Zeit  haben.  Wenn 
dieses  Wort  überhaupt  einen  Sinn  hat,  so  kann  es  nur  bedeuten,  dass  die  vor 
Allem  nöthige  Ansiedluug  in  der  Wildniss  und  die  Beschaffung  der  nothwen- 
digsteu  sachlichen  Lebensbedürfnisse  alle  Kraft  und  Zeit  in  Anspruch  nehmen, 
so  dass  an  geistige  Bildung  noch  nicht  gedacht  werden  könne.  Diese  Behaup- 
tung ist  wahr  in  Beziehung  auf  die  neuen  Staaten;  allein  auch  nur  für  diese. 
In  den  älteren  Staaten  ist  jenes  Nothwendige  längst  gethan,  und  Müsse  sowohl 
als  Mittel  für  Höheres  wären  reichUch  vorhanden.  Dennoch  gebricht  es  daran. 
Es  geht  ein  banausischer  Geist  durch  das  ganze  Volk,  auch  in  seinen  bevöl- 
kertsten  Gegenden  und  in  seinen  reichsten  Städten.  Die  sämmtlichen  Unter- 
richtsanstalten für   höhere  wissenschaftliche  Bildung  sind  unvollkommen;  die 
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meisten  geradezu  elend.  Die,  allerdings  höchst  bedeutenden,  Mittel  für  öffent- 
liche Erziehung  werden  auf  solche  Schulen  verwendet,  welche  die  der  grossen 
Masse  unentbehriichen  Kenntnisse  lehren.  Diess  wird  ftlr  vollkommen  gentlgend 
erachtet  in  dem  Lande  der  Gleichheit ;  damit  aber  auch  eine  tief  stehende  Art 
von  Bildung  verbreitet.  Ausgezeichnete  geistige  Leistungen  geben  nur  dann 
eine  Stellung  und  Vortheile ,  wenn  sie  mit  der  Politik  oder  den  unmittelbaren 
Lebensinteressen  zusammenhängen,  und  der  Ruf,  höher  zu  stehen,  als  der 
Mitteldurchschnitt,  ist  mehr  ein  Hinderniss  des  Emporkommens,  als  ein  Grund 
dazu.  Die  öffentliche  Presse,  in  keinem  Lande  der  Welt  freier  und  mächtiger, 
wendet  sich  an  den  Bildungsstand  und  die  Leidenschaften  der  Menge,  da  bei 
dieser  die  Macht  und  die  Begünstigungsmittel  sind;  dadurch  ziehen  sie  sich 
aber  gegenseitig  herab. 

Aus  diesem  niederen  Stande  der  Bildung  verbunden  mit  der  Herrschaft 
der  Masse  ergiebt  sich  denn  als  eine  weitere  unlöbliche  Folge,  dass  in  den 
Vereinigten  Staaten  weniger  vielleicht,  als  irgendwo  eine  Garantie  für  die 
Herrschaft  des  Rechtes  ist,  so  bald  dieses  mit  weitverbreiteten  Interessen 
zusammenstösst.  Eine  unglückliche  Neigung  dieser  Art  lässt  sich  allerdings 
schon  in  den  ersten  Zeiten  der  Unabhängigkeit  bemerken.  Man  erinnere 
sich  nur  z.  B.  an  die  in  der  That  schmachvolle  Ungerechtigkeit  und  Wort- 
brtichigkeit  gegen  das  Heer.  Allein  unläugbar  ist  diese  schlechte  Seite  des 
Nationalcharakters  noch  gewachsen.  Fast  ohne  Beispiel  ist  die  „Repudia- 
tion"  der  öffentlichen  Schuld  von  Seiten  einer  ganzen  Reihe  von  Staaten.  Un- 
verantwortlich die  offene  Unterdrückung  des  verfassungsmässigen  Rechtes  der 
freien  Farbigen  auch  in  den  nördlichen  Staaten.  Wie  schlecht  es  um  die 
Achtung  des  Völkerrechtes  steht,  ist  bereits  erwähnt.  Einen  Ausspruch  von 
Geschworenen  gegen  eine  augenbhckliche  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  zu 
erhalten,  gilt  beinahe  für  eine  Unmöglichkeit.  Und  selbst  in  die  letzte  Sicher- 
heit, welche  in  der  Lebeuslänglichkeit  der  Richterstellen  bestand,  ist  mm  eine 
grosse  Sturmlücke  gebrochen,  seitdem  es  als  eine  folgerichtige  Forderung  der 
Demokratie  erklärt  worden  ist,  dass  auch  diese  Aemter  durch  allgemeine 
Volkswahlen  und  nur  je  auf  eine  kurze  Zeit  zu  besetzen  seien.  Je  gewisser  es 
ein  ausnahmslos  wahrer  Satz  der  Staatskunst  ist,  dass  in  jeder  Staatsform  die 
Unabhängigkeit  des  Richterspruches  gegen  Eingriffe  der  Inhaber  der  Gewalt 
durch  künstUche  Mittel  gesichert  werden  müsse ;  und  je  unläugbarer  es  für  ei- 
nen tüchtigen  Sachwalter  sehr  wenig  verlockend  sein  kann,  seine  Clientel  auf 
einige  Jahre  aufzugeben  mit  fast  gewisser  Aussicht,  sie  beim  Rücktritte  vom 
Richterstuhle  nicht  wieder  vorzufinden :  desto  unzweifelhafter  ist  es ,  dass  die, 
in  entschiedener  Verbreitung  begriffene,  Wählbarkeit  der  Richter  von  den  übel- 
sten Folgen  für  die  Rechtssicherheit  sein  muss.  Auch  diese  Stellen  werden 
der  Preis  der  Partheikftmpfc ;  und  mit  sittlicher  Nothwendigkoit  müssen  sie  in 
die  Hfinde  einer  sehr  unzuverlässigen  «Klasse,  nämlich  der  Wühler  und  Masscii- 
führer,  kommen.  Diese  aber  werden  weder  die  nöthigen  gelehrten  Kenntnisse 
besitzen,  noch  bei  der  Aussicht  auf  eine  bald  bevorstehende  neue  Wahl  andere 
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Rücksichten,  als  die  einer  Uebereinstimmung  mit  dem  Willen  der  Masse  nehmen. 
"Wird  nicht  etwa  schon  jetzt  triumphirend  gefragt,  ob,  wenn  erst  einmal  ge- 
wählte Richter  bestehen  werden,  einer  derselben  wagen  werde,  ein  verhasstes 
Gesetz  des  Congresses  zur  Ausübung  zu  bringen?  Wie  einleuchtend  diess  Alles 
aber  auch  ist,  so  sind  doch  Vorstellungen  vergeblich,  weil  die  demokratische  Lust 
zu  regieren  und  alle  Organe  des  Staatswillens  völlig  in  der  Hand  zu  haben, 
weit  stärker  wirkt,  als  der  Sinn  ftlr  Recht  und  Gerechtigkeit;  und  weil  die 
Gewohnheit,  die  öffentlichen  Dinge  nach  dem  eigenen  Willen  zu  ordnen,  jeder 
Schranke  abhold  ist.  Schon  jetzt  ist  die  Wahl  der  sämmtlichen  Richter  durch 
das  Volk  und  nur  auf  bestimmte  kürzere  Zeit  in  vollen  zwei  Drittheilen  aller 
Staaten  Gesetz;  und  nichts  ist  unwahrscheinUcher ,  als  dass  sich  die  übrigen 
auf  die  Dauer  derselben  unheilvollen  Aenderung  werden  entziehen  können. 
Hoffentlich  aber  wird  man  zur  Widerlegung  der  Besorgnisse  und  des  Tadels 
nicht  auf  das  angeblich  gute  Ergebniss  der  bisherigen  Richterwahlen  hinweisen 
wollen.  Einmal  lauten  die  Nachrichten  nichts  weniger,  als  allgemein  günstig. 
Zweitens  aber  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  schlimmen  Folgen 
sich  nur  allmähüg  entwickeln.  Die  erste  Erfaliining  nach  der  Einführung  der 
neuen  Ordnung  ist  noch  keinerlei  Probe.  Zunächst  ist  die  Hauptsache,  dass 
eine  der  nothwendigsten  Rechtssicherheiten  einem,  wirklichen  oder  gar  nur 
vermeintlichen,  Interesse  von  der  befehlenden  Menge  zum  Opfer  gebracht 
wurde.  —  Von  dem  himmelschi-eienden  Unrechte  der  Sklaverei  im  Allgemei- 
nen zu  reden,  ist  nicht  nöthig.  Allein  auf.  zweierlei  mag,  zum  Beweise  wie 
wenig  Aussichten  das  Recht  in  der  Demokratie  gegen  grosse  Interessen  hat,  hin- 
gewiesen werden.  Einmal  ist  es  doch  ein  beispielloser  Widerspruch,  in  einem 
Lande,  dessen  selbstständiges  Dasein  als  Staat  mit  der  feierlichen  Erklärung 
beginnt,  dass  „alle  Menschen  frei  und  gleich  geboren"  seien,  die  Sklaverei  von 
MiUionen  nicht  etwa  als  ein  Unglück  und  als  ein  möglichst  bald  zu  beseitigen- 
des Unrecht ,  sondern  als  ejn  unantastbares,  heiliges,  verfassungsmässiges  Recht 
zu  behandeln.  Selbst  der  Gnindlage  des  Bestehens  wird  ins  Gesicht  geschla- 
gen, weil  eine  folgerichtige  Durchführung  nachtheilig  wäre.  Zweitens  aber  be- 
weisen die  theils  gelungenen  theils  wenigstens  angebahnten  Versuche,  das  Be- 
stehen der  Sklaverei  zu  sichern  durch  Ausdehnung  derselben  auf  Gebiete,  in 
welchen  sie  bisher  noch  nicht  bestand,  oder  Sklavenländer  um  jeden  Preiss  in 
die  Union  aufzunehmen,  zu  Genüge,  dass  man  auch  vor  neuem  furchtbaren 
Unrechte  nicht  zurücktritt,  wenn  es  sich  von  einem  Interesse  handelt.  Hier 
kann  die  angebliche  Unmöglichkeit  einer  Aenderung  nicht  zur  Entschuldigung 
angeführt  werden.  Es  ist  kalt  überlegte  Weiterverbreitung  neuen  Unrechtes 
lediglich  zum  Schutze  des  bereits  bestehenden;  und  zwar  in  der  Demokratie 
und  durch  den  Willen  derselben. 

Eine  weitere  sehr  wichtige  —  wenn  schon  in  Europa  wohl  kaum  gehörig 
gewürdigte  —  Thatsache  ist  eine  langsame  aber  unaufhaltsame  Abweichung 
der  amerikanischen  Demokratie  von  dem  richtigen  Gedanken  der  Repräsen- 
tation,   und  zwar    in    der   Richtung    einer    unmittelbaren    Theilnahme    des 
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Volkes  an  Regierungshandlungen,  namentlich  an  Ernennung  der  Beam- 
ten. Es  ist  zur  Vermittlung  eines  völligen  Verständnisses  nöthig,  etwas 
weiter  auszuholen.  —  Die  staatsmännischen  Gründer  der  Unabhängigkeit  der 
Vereinigten  Staaten  und  der  repräsentativen  Demokratie  in  den  Einzelnstaaten 
wie  im  Bunde  giengen  allerdings  von  dem  Grundsatze  aus,  dass  das  Volk  nicht 
blos  die  Quelle  aller  Macht,  sondern  auch  berechtigt  sei,  die  Einrichtungen 
des  Staates  nach  seinen  Zwecken  zu  bestimmen  und  die  Organe  seinot  Willens 
verantwortlich  zu  machen  für  eine  verfassungs-  und  gesetzmässige  Ausübung 
der  ihnen  anvertrauten  Gewalt.  Auch  erkannten  sie  den,  freilich  sehr  bestreit- 
baren, Satz  an ,  dass  das  Volk  eine  entschiedene  Fähigkeit  zur  guten  Auswahl 
seiner  Vertreter  habe.  Allein  hierbei  blieben  sie  stehen.  Sie  waren  namentlich 
der  doppelten  Ansicht,  einmal,  dass  eine  tüchtige  Ausübung  des  Wahlrechtes 
gewisse  Eigenschaften  bei  den  Wählenden  voraussetze ;  zweitens ,  dass  die  Er- 
nennung zu  allen  Aemtern,  welche  besondere  Befähigungen  erfordern,  nur  von 
einer  mit  den  nöthigen  Personalkenntnissen  und  einer  Einsicht  in  die  frag- 
lichen Amtsgeschäfte  ausgerüsteten  Person  oder  kleineren  Versammlung  mi£ 
gutem  Erfolge  geschehen  könne.  Mit  anderen  Worten,  sie  betrachteten  die 
Ausübung  des  activen  Wahh-echtes  auch  in  der  Demokratie  mehr  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte eines  Auftrages  als  eines  Anspruches,  und  die  Handhabung  der 
Regierungsgewalt  als  bedingt  dui'ch  eine  besondere  Befähigung.  In  Folge  des- 
sen waren  in  den  älteren,  nach  der  Lossagung  von  England  entworfenen  Ver- 
fassungen mancherlei  Beschränkungen  des  Stimmrechtes  durch  Alters-  und 
Vermögensbestimmungen,  längeren  Besitz  des  Bürgerrechtes  u.  s.  w.  aufgestellt ; 
die  Ernennung  zu  den  höheren  Staatsämtem  aber  dem  Haupte  der  ausübenden 
Gewalt,  oder  demselben  in  Verbindung  mit  einem  Rathe  oder  etwa  mit  der 
Volksvertretung  übertragen;  die  Aemter  aber  auf  unbestimmte  Zeit,  also  im 
Zweifel  auf  Wohlverhalten  ertheilt.  Nur  in  der  Besetzung  der  örtlichen  Stellen 
machte  sich  die  freie  und  unmittelbare  Volkswahl  geltend ,  weil  man  hier  den 
Wählern  die  nöthige  Kenntniss  und  Beurtheilung  zutraute.  —  Diese  Auffas- 
sung ist  nun  aber  allmählig,  als  eine  halbe  Maassregel  und  als  einen  üeberrest 
von  Aristokratie  in  sich  tragend,  aufgegeben,  und  an  ihre  Stelle  die  Lehre 
gestellt  worden:  das  Volk  sei  nicht  blos  die  Quelle  der  Staatsgewalt,  sondern 
es  habe  diese  auch,  wenigstens  so  weit  als  möglich,  selbst  zu  handhaben;  die 
Ernennung  zu  allen  Aemtern  sei  ein  wesentliches  Recht  Aller,  deren  Ge- 
schäfte von  den  Beamten  besorgt  werden,  also  beziehungsweise  der  Gcsammt- 
heit  bei  Centralbeamten ,  der  Bewohner  eines  Bezirkes  bei  den  Bezirksbeamten, 
u.  8.  w.;  die  Theilnahme  des  Einzelnen  an  allen  Handlungen  des  souveränen 
Volkes  sei  ein  unveräusserliches  Recht  des  freien  Mannes,  und  somit  lediglich 
durch  sein  Bürgerthum ,  nicht  aber  durch  anderweitige  besondere  Eigenschaften 
bedingt.  In  Folge  dieser  Auffassung  wurden  denn  Verfassnngsändcningen  ver- 
langt, und  allmählig  auch  durchgesetzt.  Auf  die  Bundesverfassung  freilich 
hatte  diese  Bewegung  keinen  unmittelbaren  Einfluss,  da  eine  Aenderung  der- 
selben mit  allzugrossen  Schwierigkeiten  verbanden  ist;   doch  konnte  auch  sie 
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sich  den  Wirkungen  der  neuen  Strömung  in  allen  denjenigen  FäUen  nicht  ent- 
ziehen, in  welchen  die  neudemokratisirten  Staatenregierungen  zu  einer  Handlung 
in  Bundessachen  berufen  sind.  So  ist  namentlich  ein  fühlbarer  Einfluss  auf  die 
Ernennung  in  die  beiden  Häuser  des  Congresses,  welche  durch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Staaten  theilweise  bestimmt  werden  kann,  erkennbar.  Um  so  fühl- 
barer aber  waren  die  Folgen  in  den  einzelnen  Gliederstaaten,  deren  Verfassungen 
einfach  nach  dem  Willen  der  Mehrheit  der  Bewohner  geändert  werden  mö- 
gen. Und  zwar  ist  hier  die  demokratische  Richtung  in  beständigem  Steigen, 
so  dass  jede  spätere  Revision  weitere  Beschränkungen  des  activen  Wahlrech- 
tes und  der  Ernennungen  wegnimmt,  und  namentlich  die  Verfassungen  völlig 
neu  gebildeter  Ghederstaaten  hierin  um  so  weiter  gehen,  je  später  sie  entstan- 
den sind.  (Man  sehe  z.  B.  die  Verfassungen  von  Jowa  und  Californien.)  Auf 
diesem  Wege  ist  denn  nun  Dreifaches  zu  Wege  gebracht.  Einmal  werden  fast 
in  allen  Staaten  der  Union  nicht  nur  die  Gouverneure  und  deren  Stellvertreter, 
sondern  auch  alle  höheren  Beamten,  wie  der  Schatzmeister,  der  Staatsanwalt, 
die  obersten  Baubeamten,  der  Oberaufseher  über  die  Schulen,  neuestens  auch 
die  Oberrichter,  durch  allgemeine  Wahlen  des  ganzen  Volkes  ernannt;  sondern 
es  sind  auch  die  Richter,  die  Mitglieder  des  Staatsrathes,  wo  noch  ein  solcher 
besteht,  u.  s.  w.  einzelnen  Wahlbezirken  überwiesen.  Zweitens  aber  sind  diese 
Wahlen  alle  auf  möglichst  kurze  Zeit  bestimmt ;  also  bei  allen  Verwaltungsäm- 
tern nur  auf  ein  Jahr,  bei  den  Richtern  auf  einige  wenige  Jahre  mehr.  Theils 
liebt  das  Volk,  seine  Regierungsgewalt  oft  auszuüben,  theils  ist  die  gewünschte 
Abhängigkeit  der  Beamten  von  der  Mehrzahl  nur  auf  diese  Weise  vollständig 
zu  bewirken.  Der  Faden ,  an  welchem  der  Vogel  flattert ,  muss  kurz  sein. 
Drittens  endlich  wählt  fast  jedes  volljährige  (über  21  Jahr  alte)  männliche 
Geschöpf  weisser  Race,  ohne  dass  über  Vermögen,  Zeit  der  Ansässigkeit,  per- 
sönliche Selbstständigkeit  u.  s.  w.  irgend  welche  Bedingungen  gemacht  wären. 
Kaum  sind  Irre,  Strafgefangene  und  Bewohner  der  Armenhäuser  ausgenommen ; 
nur  die  unseligen  Nachkommen  von  Negern  bleiben  unerbittlich  zurückgestossen. 
Hieran  aber  nicht  genug.  Mit  logischer  Nothwendigheit  hat  die  Auffassung 
der  individuellen  Mitregierung  als  eines  angebornen  Menschenrechtes  die  Frage 
von  der  Theilnahme  der  Weiber  in  erste  Reihe  gerückt.  Sind  sie  nicht  auch 
Menschen  ?  Gehören  sie  nicht  auch  zum  Volke  ?  Sind  sie  sittlich  und  intel- 
lectuell  unfähiger,  als  viele  der  männlichen  Wähler?  Haben  sie  nicht  auch 
Rechte  und  Interessen  im  Staate?  Bis  jetzt  zwar  hat  das  natürliche  Gefühl, 
die  Scheu  vor  dem  Lächerlichen ,  und  vielleicht  die  Abneigung  gegen  so  viele 
weitere  Theilnehmer  an  dem  Regierungsrechte  noch  den  Sieg  davon  getragen; 
allein  es  ist  sehr  zu  bezweifeln,  ob  diess  immer  der  Fall  sein  wird.  Auch  ist 
gar  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  dass  eine  folgerichtige  Durchführung  des  in  al- 
len anderen  Beziehungen  so  hochgestellten  Grundsatzes  eine  Anerkennung  der 
Weiberrechte  verlangt.  —  Aber  selbst  wenn  diese  letzte  Folgerung  abgewen- 
det bleibt,  so  hat  doch  schon  die  neuere  Auffassung  der  repräsentativen  Demo- 
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kratie  sehr  bedeutende  und  sehr  üble  Folgen  gehabt.  Dieselben  zerfallen  in 
die  Nachtheile  der  häufigen  und  allgemeinen  Wahlen,  und  in  die  des  so  weit 
ausgedehnten  Stimmrechtes.  —  In  ersterer  Beziehung  kommt  zunächst  die 
beständige  Unruhe  und  der  Zeitverlust  in  Betracht ,  welche  das  immer  wieder- 
kehrende Wählen  bald  im  ganzen  Staate,  bald  in  einzelnen  Bezirken  mit  sich 
bringt.  N\mmt  man  die  Partheileidenschaften,  welche  doch  immer  auch  mit 
aufgeregt  werden,  und  die  Thütigkeit  einer  oft  niederträchtigen  Presse,  welche  na- 
mentlich die  Ernennungen  beschmutzt,  mit  in  Berechnung:  so  kann  in  der 
That  das  theils  sittliche,  theils  wirtlisch aftliche  Uebel  nicht  nieder  erscheinen. 
Dies  aber  ist  um  so  beklagcnswerther,  als  merkwürdigerweise  gerade  aus  der 
Vervielfältigung  und  allzugrossen  räumlichen  Ausdehnung  der  Wahlen  Gewohn- 
heiten entsprungen  sind,  welche  den  Werth  des  Wahlrechtes  des  einzelnen  ehr- 
lichen Bürgers  gar  sehr  beeinträchtigen.  Theils  nämhch  die  Nothweudigkeit  der 
Stimmenvereinigung  auf  bestimmte  Männer,  theils  der  Bemühungen  der  Partheien 
um  den  Sieg,  haben  vorbereitende  Versammlungen  (Conventionen  und  Caucus) 
für  sämmtliche  Wahlen  zu  allgemeiner  Sitte  gemacht.  Die  von  der  Mehrheit 
hier  Bestimmten  erhalten  dann  die  Stimmen  aller  der  betreffenden  Rich- 
tung Angehörigen,  und  jede  Bemühung  eines  anderen  Bewerbers  oder  eine 
selbstständige  Abstimmung  ist  vollkommen  nutzlos.  Am  meisten  natürlich  ist 
diess  der  Fall,  wenn  eine  ganze  Liste  zugleich  zu  Ernennender  verabredet  wor- 
den ist.  Da  nun  die  Einleitung  und  Führung  dieser  Vorversammlungen  ganz 
in  den  Händen  der  gewerbmässigen  politischen  Umtreiber  ist,  so  bleibt  dem 
angeblich  zur  unmittelbaren  Mitwerbung  berufenen  Bürger  nur  die  Wahl  blin- 
der Zustimmung,  der  Vereinigung  mit  Gegnern,  oder  des  gänzlichen  Stillsitzens. 
Und  so  ist  denn  das  schliessliche  Ergebniss  der  falschdemokratischen  Lehre 
von  unmittelbarer  Betheiligung  bei  allen  Aemterbesetzungen  die  Uebertraguug 
der  Ernennungen  von  den  verfassungsmässigen  und  verantwortlichen  Gewalten 
auf  eine  Anzahl  von  unruhigen  Köpfen  sehr  zweifelhaften  Rufes.  —  Was 
aber  die  Ausdehnung  des  activen  Wahlrechtes  auf  alle  Männer  fast  ohne  Un- 
terschied betrifft,  so  hat  es  die  Uebertragung  der  Senatoren -- und  Repräsen- 
tantcnstellen ,  so  wie  aller  Aemter  an  eine  nach  Achtbarkeit  und  Tauglichkeit 
ziemlich  tief  stehende  Klasse  von  Bewerbern  zur  Folge  gehabt.  Ausnahmen 
kommen  natürlich  vor.  Allein  da  nun  die  Entscheidung  lediglich  in  den  Hän- 
den der  grossen  Masse  ist,  so  sind  schon  die  eben  erwähnten  Vorversamm- 
lungen genöthigt,  ihre  Vorschläge  nach  dem  Geschmacke  derselben  einzu- 
richten; die  Sprache  der  öffentlichen  Blätter  über  die  zu  Wählenden  ist 
demselben  Maasse  von  Bildung  angemessen ;  und  auch  die  Bewerber  sind  ge- 
nöthigt, in  diesen  Kreis  herabzusteigen,  wenn  sie  Aussicht  haben  wollen.  Ja 
M  ist  dahin  gekommen,  dass  der  Bewerber  nicht  selten  die  Hülfe  der  gewerb- 
nissigen  politischen  Umtreiber  erkaufen  oder  doch  ihre  Gegenwirkung  durch 
Geld  abwenden  muss.  Diess  Alles  erzeugt  nur  allzu  oft  eine  Behandlung  der 
Wahlangelcgeuheitcn,  welche  den  Mann  von  höherer  Bildung  und  feincrem  sitt- 
lichen Gefühle  zurücktreibt.    Rechnet  mau  nun  noch  dazu«  dass  nach  alier  Beob- 
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achtung  der  Menschen  die  grosse,  also  ungebildete,  Masse  bei  allen  ausserhalb 
ihres  unmittelbaren  Gesichtskreises  stehenden  Fragen  und  Stellen  keineswegs 
die  ihr  zugeschriebene  geheiranissvolle  und  unerklärliche  Begabung  einer  Er- 
wählung der  Tüchtigsten  hat;  sondern  vielmehr  von  Misstrauen  gegen  geistig 
und  gesellschaftlich  höher  Gestellte ,  von  Neid  gegen  ausgezeichnete  Männer 
erfüllt  ist ;  und  sich  durch  die  plumpsten  Mittel  gewissenloser  nnd  gemeiner 
Bewerber  gefangen  nehmen  lüsst:  so  kann  mau  sich  die,  von  allen  Beobach- 
tern einstimmig  gemachte ,  Bemerkung  wohl  erklären ,  dass  in  den  Vereinigten 
Staaten  jetzt,  und  zwar  im  Bunde  und  in  den  Einzelnstaaten,  eine  weif  tiefer 
stehende  Klasse  von  Staatsmännern  das  Ruder  in  Händen  hat ,  als  in  früherer 
Zeit,  wo  noch  die  Folgen  der  englischen  Zustände  vorhanden  und  der  falsche 
Grundsatz  einer  Gleichbefähigung  Aller  zu  allen  Regierungsgeschäften  unbe- 
kannt war.  Ist  es  doch  dahin  gekommen,  dass  selbst  in  dem  Congresse  eine 
bedeutende  Auzahl  von  Mitgliedern  einen  offenen  Handel  mit  ihrem  Einflüsse 
und  ihrer  Stimme  treibt,  und  die  schändlichsten  Bestechungen  und  Betrüge- 
reien selbst  bei  sehr  hochgestellten  Bundesbeamten  vorkommen*):  so  dass  sich 
ein  Mitglied  der  Versammlung  nicht  scheuen  durfte,  jüngst  in  öffentlicher  Rede  zu 
sagen:  „mit  genügsamem  Geld  ist  jede  Bill  durch  den  Congress  zu  bringen". 
Und  ruht  ferner  auf  nur  zu  vielen  Gouverneuren  der  einzelnen  Staaten  der 
Verdacht ,  dass  sie  das  ihnen  zustehende  Begnadigungsrecht  auf  die  schänd- 
lichste Weise  und  um  der  niedrigsten  Beweggründe  willen  missbrauchen.  Aus 
Partheirücksichten  oder  gar  gegen  eine  Bezahlung  werden  die  schlimmsten 
Verbrecher,  oft  in  Masse,  nach  kurzer  Haft  wieder  gegen  die  Gesellschaft  los- 
gelassen '*).  —  Natürlich  ist  hier  auf  eine  nahe  Verbesserung  nicht  zu  hoffen. 
Im  Gegegtheile  werden  wohl  erst  alle  Folgerungen  des  jetzigen  Systemes  voll- 
ständig gezogen  und  deren  Wirkungen  lange  und  empfindlich  genug  ertragen 
sein  müssen ,  ehe  von  einer  Rückkehr  zu  verständigeren  Ansichten  die  Rede 
ist.  Dann  erst  kann  wieder  Raum  für  die  Erkenntniss  werden,  dass  auch  in 
der  Demokratie  die  Ausübung  öffentlicher  Rechte  ein  Amt  und  Auftrag  ist, 
dessen  gute  Besorgung  bestimmte  Eigenschaften  erfordert;  und  dass  daher  ganz 


1)  Man  sehe  hierüber:  Tremenhere,  The  ConsUtulion  of  the  ü.  S.,  S.  143  fg. 
Sehr  bezeichnend  ist  die  angeführte  Stelle  aus  einem  amerikanischen  Blatte  :  „Man 
betrachte  die  unvermeidlichen  Folgen  unserer  gegenwärtigen  Art  die  Staalsge- 
schäfle  zu  betreiben.  Der  Werth  unserer  Staatsmänner  nimmt  reissend  ab.  Man 
schreibe  einmal  die  Namen  der  fünfundzwanzig  bedeutendsten  Männer  aus  Was- 
hinglon's,  Adams's  oder  Jeffcrson's  Zeit  nieder ,  und  daneben  unsere  jetzigen  fünf- 
undzwanzig leitenden  Politiker.  Sind  nicht  unter  den  hervorragendsten  dieser  letz- 
teren unwissende,  flache,  lärmende,  eitle  Demagogen  ?  Mehr  und  mehr  werden 
unsere  öfTcnllichen  Geschäfte  von  solchen  Menschen  betrieben ;  und  mehr  und 
mehr  hüten  sich  Männer  von  Werth,  Würde  und  Weisheit  sich  mit  solchem  Peche 
zu  besudeln;  mehr  und  mehr  herrscht  unter  unseren  Gebildeten  die  vollkom- 
mentse  Gleichgültigkeit  gegen  alles  Staatliche." 

2)  Man  sehe  z.  B.  Lieber,  Civil  liberty,  Bd.  II,  S.  144  fg.  ^ 
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unbeschadet  der  Berechtigung  des  Volkes,  die  Staatsverfassung  nach  seinem 
"Willen  und  Zwecke  zu  bestimmen,  und  sie  unter  strenger  Verantwortlichkeit 
anwenden  zu  lassen,  die  Vornahme  bestimmter  Handlungen  nur  an  Taugliche 
zu  übertragen  ist.  Solches  ist  freilich  gegenwärtig  noch  eine  entsetzliche  Ketzerei 
in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  sich  förmliche,  theils  sinnlose  theils  heuchle- 
rische, Abgötterei  mit  dem  "Willen  der  Menge  ausgebildet  hat,  und  der  gegen 
einen  Staatsmann  geschleuderte  Vorwurf  eines  „Misstraucns  gegen  das  Volk" 
ein  wahrer  Bannfluch  ist,  fast  schrecklicher  und  für  seine  Hoffnungen  vernich- 
tender, als  eine  Anklage  auf  Hochverrath  und  Majestiitsvcrbrcchen  in  einem 
europäischen  Fürstenstaate. 

Diess  führt  denn  aber  unmittelbar  zur  Hervorhebung  einer  weiteren  übeln 
Folge  der  politischen  Einrichtungen  in  den  Vereinigten  Staaten.  Keineswegs 
nämlich  beschränkt  sich  die  Furcht  vor  der  Mehrzahl  nur  auf  das  öffentliche 
Leben  und  nur  auf  Stellenbewerber.  Vielmehr  muss  sich  Jedem,  welcher  sich  mit 
amerikanischen  -Zuständen  aufmerksam  und  ehrlich  beschäftigt,  die  Bemer- 
kung aufgedrängt  haben,  welche  ungemeine  Scheue  vf)r  der  öffentli- 
chen Meinung  in  diesem  Lande  alle  Menschen  beherrscht  und 
alle  Verhältnisse  durchdringt.  Es  versteht  sich,  dass  einer  frechen 
Missachtung  der  allgemeinen  Sitte  oder  einer  eigensinnigen  und  hochmüthigen 
Unbekümmertheit  um  übereinstimmendes  Urtheil  das  Wort  nicht  geredet  werden 
will.  Allein  sehr  verschieden  hiervon  ist  doch  die  Selbstständigkeit  einer  wohlüber- 
legten Ansicht;  der  Muth,  dieselbe  sammt  ihrer  Begründung  auszusprechen  und 
aufrecht  zu  erhalten  auch  gegen  eine  entgegengesetzte  grosse  Strömung;  die 
Unabhängigkeit  in  der  Einrichtung  des  eigenen  Lebens  innerhalb  der  Grenzen 
des  Rechtes  und  der  Sittlichkeit.  Wer  diese  Stellung  nicht  einnimmt,  ist  kein 
freier  Mann;  und  wo  ein  "Widerspruch  gegen  die  gerade  herrschende  Meinung 
nicht  möglich  erscheint ,  ist  für  verkanntes  Recht  sehr  zu  fürchten,  und  auf 
"Wiederkehr  zur  Vernunft  von  leidenschaftlichen  oder  einfältigen  Abwegen  we- 
nig zu  hoffen.  Ein  schwaches  Beugen  unter  die  Ansichten  und  Forderungen  der 
Meng  ein  Sachen  des  Urtheiles,  des  Geschmackes,  der  Lebensweise  ist  eines  der 
grössten  Hindemisse  wahren  Fortschrittes  uud  eine  sichere  Förderung  jeden 
möghchen  "Widersinnes  und  Unrechtes.  Aenderungen  zum  Besseren  gehen  im- 
mer von  Einzelnen  aus,  welche  durch  Zufall,  Scharfsinn  oder  Gesinnung  voraus 
sind.  Und  wie  will  man  von  Freiheit  reden,  wenn  eine  eigene  Meinung,  eine 
ungewöhnliche  Lebensweise ,  ein  eigenthümlicher  Genuss  des  eigenen  Vermö- 
gens Grund  zur  Aechtung  oder  eine  physische  Unmöglichkeit  ist.  In  solcher 
Unfreiheit  leben  aber  die  Bewohner  der  Vereinigten  Staaten;  und  es  ist  die- 
selbe ein  Fluch  für  das  Land,  namentlich  ein  Hanpthindcmiss  höherer  Bildung. 
Wie  höchst  vortheilhaft  stehen  hiergegen  die  Zustände  der  europäischen  Ge- 
sittigung  ab,  vorab  die  Englands!  —  Dass  aber  die  politischen  Einrichtun- 
gen Amerika's  die  Ursache  dieser  wundersamen  Unterwürfigkeit  unter  die  An- 
sichten der  Menge  sind,  unterliegt  gar  keinem  Zweifel.  Einer  Seits  wird  Jeder 
durch  die  bestftndige  ehrfurchtsvolle  Hinweisung  auf  den  Willen  der  Mehrheit 
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in  allen  staatlichen  Dingen  unmerklich  an  eine  Achtung  vor  dieser  unsichtba- 
ren Macht,  als  vor  einem  unwiderstehlichen  und  inappellabeln  Tribunale,  ge- 
wöhnt; und  wie  er  ihr  oft  genug  seine  politischen  Ueberzeugungen  zum  Opfer 
bringen  muss ,  so  fügt  er  sich  auch  in  den  übrigen  Lebensbeziehungen.  An- 
derer Seits  wird  aber  auch  die  Menge  von  ihren  Höflingen  und  Schmeichlern 
in  öffentlichen  Dingen  so  vei^wöhnt,  so  unaufhörlich  mit  Belobungen  ihrer  "Weis- 
heit, ihrer  Tugend,  ihres  unwiderstehlichen  Rechtes  überschüttet:  dass  es  gar 
kein  "Wunder  ist,  wenn  sie  sich  schliesslich  von  ihrer  allseitigen  Unübertreff- 
lichkeit überzeugt,  und  nun  auch  in  jeder  Richtung  blinden  Gehorsam  gegen 
ihre  Gebote  und  Launen  erwartet.  Eine  unbeschränkte  und  beständig  um- 
schmeichelte Gewalt  wird  übermtithig,  sei  sie  nun  ein  Einzelner,  oder  ein  Volk.  — 
Wenn  man  aber  gar  dieser  unselbstständigen  und  unmännlichen  Unterwürfig- 
keit das  Wort  redet  als  einem  unentbehrlichen  Mittel  zu  Erhältung  der  Ordnung 
und  des  Anstandes  in  einem  Lande  von  sonst  ungebundener  Freiheit  und 
schwacher  Rcgierungsgewalt :  so  soll  zwar  diese  Wirkung  nicht  ganz  in  Ab- 
rede gezogen  werden;  allein  die  Frage  ist  eben,  ob  nicht  dieser  Nutzen  zu 
theuer  erkauft  ist,  und  ob  es  nicht  besser  wäre,  die  nothwendige  Macht  im 
Staate  durch  feste  Einrichtungen  zu  gewinnen,  unter  deren  Schutz  und  Zaum 
der  Einzelne  sich  in  erlaubten  Dingen  frei  bewegen  könnte? 

Endlich  sei  noch,  als  eine  wenigstens  lange  nicht  in  allen  Beziehungen 
nützliche  Folge  der  amerikanischen  Staatseinrichtungen,  der  Mangel  einer  ge- 
genüber von  dem  Volkswillen  und  dessen  Vertretern  genügenden  ausüben- 
den Gewalt  erwähnt.  Zwar  mag  ein  solcher  Vorwurf  der  geschriebenen  Be- 
stimmungen der  Bundesverfassung  nicht  gemacht  werden;  die  grossen  Staats- 
männer, welche  diese  schufen,  —  und  zwar  eben  zur  Abhülfe  von  der  schmählichen 
Unmacht  des  bisherigen  Staatenbundes,  —  hatten  zu  viele  Erfahrung  und  Vater- 
landsliebe, um  einen  solchen  Fehler  zu  begehen.  Allein  in  der  wirkllichen 
Handhabung  dieser  Rechte  tritt  selbst  bei  den  höchsten  Behörden  der  Union 
eine  grosse  Schwäche  an  den  Tag,  sobald  es  sich  von  einer  bei  der  Jtfenge 
nicht  beliebten  IVIaassregel  handelt.  Die  Befugniss  ist  da;  aber  auch  die 
Furcht  vor  dem  Willen  der  Demokratie ,  und  wäre  dieser  noch  so  tadelns- 
werth  *).     Und   noch  viel   mehr  findet  diese  Bemerkung  Anwendung  auf  die 


1)  Kann  es  z.  B.  etwas  Kläglicheres  geben,  als  das  amtlich  von  dem  Staatsse- 
cretär  Everett  im  J.  1854  gegen  die  britische  Regierung  abgelegte  Geständniss  : 
dass  die  Vereinigten  Staaten  keinen  Vertrag  mit  England  und  Frankreich  über 
die  Abstellung  von  Freischaaren- Zügen -gegen  Cuba  abschliessen  können  ,  weil 
durch  eine  solche  Uebereinkunft  die  Bundesregierung  nur  die  Macht  solcher  offen- 
barer Verletzer  des  Völkerrechtes  verstärken,  und  dieselbe,  anstatt  den  gesetzwidri- 
gen Unternehmungen  ein  Ende  zu  machen,  vielmehr  ein  neuer  und  gewaltigerer 
Anstoss  zu  solchen  sein  würde?  Und  kann  etwas  gerechter  sein,  als  die  Ant- 
wort Lord  J.  Russel's  :  dass  diess  ein  trauriges  (melancholy)  Geständniss  von  Sei- 
ten des  Hauptes  eines  mächtigen  Reiches  sei? 


534  ^'^^  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Gliederstaaten.  Schon  Tocqueville  hebt  den  grossen  Widerspruch  zwischen 
der  tibermächtigen  Gesetzgebung  und  der  unmächtigen  Verwaltung  hervor;  und 
dieser  unterschied  ist  seitdem,  in  Folge  der  weiteren  Ausbildung  der  neueren 
demokratischen  Grundsätze ,  noch  sehr  viel  grösser  geworden.  Die  Gesetzge- 
bung wird  von  Versammlungen  gehandhabt,  welche  als  ein  Ausdruck  der 
Mehrzahl  des  souveränen  Volkes,  innerhalb  der  Grenzen  und  Formen  der 
Verfassung,  Alles  zu  befehlen  berechtigt  und  im  Stande  sind.  Je  kürzer  die 
Wahlperioden  geworden  sind,  desto  höher  ist  auch  die  Macht  der  Versamm- 
lungen gestiegen,  weil  sie  die  eben  bestehende  Mehrheit  darstellen,  folglich 
mit  dem  Willen  derselben  nicht  im  Widerspruche  sind.  Daher  die  nicht  nur 
sehr  zahlreichen,  sondern  auch  oft  tief  einschneidenden  Gesetze.  Was  nun 
aber  die  Verwaltung  betrifft,  so  ist  diese  in  der  Hauptsache  nicht  in  den  Hän- 
den des  Staates  und  der  obersten  Beamten  desselben,  sondern  vielmehr  in  de- 
nen der  Gemeindebeamten,  oder  eigentlich,  da  deren  Zahl  so  gross  ist,  in  den 
Händen  der  Gemeindebtirger.  Der  Gouverneur  des  Staates  hat  keinerlei  re- 
gelmässiges Aufsichtsrecht,  oder  ist  gar  eine  Recursinstanz  von  den  Entschei- 
dungen der  örtlichen  Behörden ;  sondern  Beide  bewegen  sich  ganz  unabhängig  von 
einander  in  verschiedenen  Thätigkeitskreisen.  Nur  mittelst  der  Gerichte  kön- 
nen die  vielen  unabhängigen  kleinen  Behörden  im  Gehorsam  gegen  die  Ge- 
setze und  in  leidlicher  Gleichförmigkeit  der  Handlung  erhalten  werden;  ob 
aber  jene  angerufen  werden,  ist  Zufall.  Der  Gouverneur  ist  nur  die  äussere 
Erscheinung,  nicht  aber  der  Inhaber  der  ganzen  verwaltenden  Macht  und  Pflicht 
des  Staates.  Natürlich  leidet  unter  dieser  Einrichtung  die  Gleichförmigkeit 
der  Staatsthätigkeit  gar  sehr;  und  dass  manche  grössere  polizeiliche  Anstalt 
aus  Mangel  an  Organen  ganz  unmöglich  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Der 
Amerikaner  findet  in  dieser  Zersplitterung  der  Macht  und  in  der  grossen  Selbst- 
ständigkeit der  Gemeinden  (oder  Grafschaften)  ein  nöthiges  Gegengewicht  gegen 
die  Uebergewalt  der  Gesetzgebung.  Da  fragt  sich  denn  freilich  sehr,  ob  die 
Beschränkung  eines  Fehlers  durch  einen  andern  eine  Verbesserung  und  nicht 
vielmehr  ein  doppelter  Uebelstand  ist? 

Ein  förmlicher  Abschluss  der  Rechnung  und  Gegenrechnung  der  repräsen- 
tativen Demokratie  soll  und  kann  hier  allerdings  nicht  aufgestellt  werden;  auch 
müsste  dazu  wohl  noch  mancher  weitere  Posten  eingetragen  sein.  Allein  die 
im  Vorstehenden  vorgetragenen  Bemerkungen  werden  wenigstens  dazu  hinrei- 
chen, um  das  Verhalten  des  einzelnen  Werkes  zur  gegenständUchen  Wahrheit 
zu  bezeichnen;  und  um  es  zu  rechtfertigen,  wenn  die  Literaturgeschichte  der 
Staatswissenschaft  die  jüngste  der  Staatsfornien  nicht  etwa  als  die  letzte 
mögliche  Leistung  der  menschlichen  Weisheit  aufstellt ,  sondern  bei  ihr ,  wie 
bei  jeder  anderen  Form ,  Vortheile  und  Nachtheile  gemischt  findet ,  und  das 
ürtheil  hauptsächlich  daVon  abhängig  macht,  ob  sie  im  einzelnen  Falle  der  Ge- 
sittigungsstufc,  und  also  den  Bedürfnissen,  des  betreffenden  Volkes  entspricht; 
und  ob  etwa  vermeidlicbc  Schwächen  und  Leidenschaften  die  Zahl  der  Mängel 
schuldhaft  vermehrt. 
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Da  die  Vereinigten  Staaten  ein  Bundesstaat  sind,  so  bildet  ihr  öffentliches 
Recht  die  drei  wesentlich  verschiedenen  Kreise  des  Rechtes  der  Gesammtver- 
biudung,  des  Rechtes  der  einzelnen  Gliederstaaten,  endlich  des  djen  letzteren 
in  ihren  inneren  Verhältnissen  gemeinschaftlichen  Rechtes.  Von  diesen  drei 
Abtheilungen  ist  denn  nun  aber  allerdings  bis  jetzt  nur  die  erste  in  reichliche- 
rem Maasse  bearbeitet.  Theoretische  "Werke  über  das  Staatsrecht  der  einzel- 
nen Staaten  bestehen  kaum ;  und  selbst  noch  weiter  ist  die  bewusste  Ausbil- 
dung des  allgemeinen  Landesstaatsrechtes  zurück,  dessen  Begriff  sogar  der 
Rechtswissensckaft  der  Vereinigten  Staaten  fast  abgeht. 

I.    Das  Bundesrecht. 

Eine  Uebersicht  über  die  Literatur  des  Bundesrechtes  ist  wohl  am 
leichtesten  zu  gewinnen,  wenn  sie  unter  die  drei  Abthciluugeu  der  Geschichte, 
der  Systeme  und  der  Monographieen  gebracht  wird.  Bei  Letzteren  er- 
geben sich  die  passenden  Unterabtheiluugen  von  selbst. 

1.    Geschichtliche  Werke. 

Eine  Staats-  und  Rechtsgeschichte  in  dem  Sinne  und  der  Art,  wie  wir 
Deutsche  sie  zur  Erläuterung  unserer  eigenen  und  zum  Theile  für  fremde  Zu- 
stände bearbeitet  haben,  besteht  allerdings  bis  jetzt  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht. 
Es  ist  noch  keiner  ihrer  geschichts-  und  rechtskundigen  Bürger  auf  den  Ge- 
danken gekommen,  das  öffentliche  Recht  des  Landes  in  seiner  ganzen  Entwick- 
lung, also  in  den  bestimmenden  Grundsätzen  sowohl,  wie  in  den  einzelnen 
Rechtsanstalten,  von  den  ersten  Anfängen  der  Staatsbildung  an  durch  alle  Ver- 
änderungen hindurch  bis  zur  neuesten  Zeit,  oder  sonst  einem  verständigen  Ruhe- 
punkte, darzulegen.  Diess  aber  wohl,  nicht  weil  man  sich  wenig  um  die  Ge- 
schichte des  Landes  bekümmerte,  —  dieselbe  ist  vielmehr  ein  Gegenstand 
vielfacher  Beschäftigung  —  sondern  weil  der  wissenschaftliche  Nutzen  einer 
solchen  Aussonderung  des  Rechtslebens^  aus  der  Gesammtheit  der  Zustände 
nocli  nicht  klar  geworden  ist.  Am  nächsten  sind  noch  Story  in  drei  einlei- 
tenden Kapiteln  seines  berühmten,  unten  ausführlich  zu  besprechenden  Bundes- 
verfassungsrechtes, und  Curtis  in  seiner  so  eben  zur  Hälfte  ans  Licht  getre- 
tenen Geschichte  der  Entstehung  der  Bundesverfassung,  der  Forderung  gekommen. 
Jener  giebt  eine  üeberschrift  über  die  Rechtsverhältnisse  der  englischen  Kolo- 
nieen  in  Nordamerika,  sowohl  im  Ganzen  als  der  einzelnen  derselben;  sodann 
eine  kurze  Erwägung  der  Rechtsgründe  für  die  Empörung  und  Trennung  von 
England;  endlich  die  Geschichte  des  Staatenbundes  (der  Conföderation)  und 
der  Gründung  des  jetzigen  Bundesstaates.  Curtis  dagegen  schildert  die  aus 
der  Trennung  von  England  sich  allmählig  entwickelnden  Rechtsfolgen  und  Ein- 
richtungen bis  zur  Gründung  der  jetzigen  Verfassung.  Beide  Arbeiten  sind  in 
ihrer  Art  trefflich;  allein  für  die  eben  aufgestellte  allgemeine  Aufgabe  ge- 
nügen sie  doch  lange  nicht.    Bei  Story  ist,   auch  abgesehen  von  nicht  bedeu- 
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tendem  Umfange  und  folglich  nur  gedrängtem  Inhalte,  auszusetzen,  dass  einer 
Seits  die  allgemeinen  Verhältnisse  nicht  zu  grossen  Zügen  verbunden,  anderer 
Seils  die  einzelnen  Rechtsinstitute  nicht  in  ihrer  Besonderheit  dargestellt  sind. 
Curtis  aber  liefert  überhaupt  nur  einen  Beitrag  zu  einer  solchen  allgemeinen 
Staats-  und  Rechtsgeschichte.  —  Dennoch' fehlt  es  keineswegs  an  Mitteln, 
den  geschichtlichen  Hergang  der  Staatsentwicklung  in  Nordamerika  kennen  zu 
lernen.  Es  gehört  nur  mehr  Zeit  und  Arbeit  zu  ihrer  Gewältigung  und,  in 
Europa  wenigstens,  grössere  Mühe  zur  Ausfindigmachung  der  nöthigen  Werke*). 

a)  Die  Kolonial* Verfassuug. 

Ein  gründliches  Studium  des  amerikanischen  Staatsrechtes  muss  bei  der 
englischen  Kolonialverfassung  beginnen.  Dieselbe  ist  nicht  blos  an  sich ,  so 
wie  als  Ursache  der  späteren  Trennung,  geschichtlich  merkwürdig ;  sondern  es 
finden  sich  in  derselben  auch  die  ersten  Keime  vieler  jetzt  bestehender  Ein- 
richtungen. Die  Ansiedler  haben  englische  Gesetze,  englische  Einrichtungen, 
vor  Allem  aber  englische  Rechtsanschauungen  über  das  Meer  mitgebracht,  und 
nach  diesen  ihr  Leben  auch  im  Urwalde  geordnet.  Allmählich  hat  sich  Man- 
ches davon  eigenthtimlich  entwickelt;  allein  in  vielen  Beziehungen  ist  der  eng- 
lische Ursprung  immer  noch  unverkennbar.*  Allerdings  gehören  diese  Bestim- 
mungen zunächst  mehr  dem  Gebiete  des  Landes-  als  des  Bundesstaatsrechtes 
an;  doch  geht  auch  von  den  in  den  Zusätzen  der  Bundesverfassungs- Urkunde 
enthaltenen  Vorschriften  ein  guter  Theil  bis  zum  ersten  englischen  Rechte  hin- 
auf.    Der  Bestand  der  Literatur  ist  freilich  hier  mangelhaft. 

Das  einzige  Werk,  welches  die  staatsrechtlichen  Zustände  der  amerikani- 
schen Kolonieen  vom  rechtswissenschaftlichen  Standpunkte  aus  bearbeitet  hat, 
ist  das  schwerfällige  und .  geistlose  Buch  des  englischen  Rechtsgelehrten  Sto- 


1)  Ich  kann  nicht  unterlassen,  hier  auf  den  so  höchst  mangelhaften  Zustand  aufmerk- 
sam zu  machen ,  in  welchem  sich  die  amerikanische  Literatur  auch  in  den  gröss- 
ten  öfTenllichen  Sammlungen  des  Festlandes  bcündct.  Selbst  da,  wo  noch  Einiges 
vorhanden  ist,  waltet  der  Zufall ,  und  es  fehlt  bei  manchem  Nutzlosen  an  dem 
Nothwendigsten  und  Besten.  Allerdings  ist  die  für  die  Bibliolheksverwallungen 
erwachsende  Ausdehnung  der  Ausgabe  und  der  Aumcrksamkeit  nicht  angenehm; 
allein  sie  ist  unvermeidlich.  Die  Vereinigten  Staaten  nehmen  mit  Riesenschritten 
eine  Machtstellung  ein,  welche  nur  zu  bald  in  allen  übrigen  Erdlheilcn  sehr  fühl- 
bar und  zu  beachten  sein  wird.  Eine  gründliche  Kcnntniss  ihrer  inneren  Zustände 
also  natürlich  auch  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ist  auch  für  den  praktischen 
Staatsmann  täglich  uentbehrlicher.  lüerzu  dürfen  nun  aber  die  HülfsmiUel  nicht  feh- 
len. Auch  ist  die  Ausgabe,  genau  betrachtet,  keine  so  sehr  bedeutende.  Noch 
ist  der  Umfang  der  in  Europa  kennenswerthen  amerikanischen  Literatur  nicht  so 
gross ,  dass  nicht  selbst  eine  massig  ausgestattete  Anstalt  sie  sich  in  einigen  Jah- 
ren verschaffen  könnte.  Später  müsste  es  docii  einmal  geschehen;  und  dann 
mit  grossem  Aufwände  und  weit  betrSchlUcheren  Schwicrigkcttcn. 
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kes*),  welcher  eine  Kichterstelle  in  Georgia  bekleidete,  durch  den  Aufstand 
aber  vertrieben  wurde.  Die  Einrichtung  der  Gerichte  ist  der  hauptsächliche 
Augenmerk  des  Verfassers,  und  die  übrigen  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes 
sind  nur  nothdürftig  berücksichtigt;  doch  sind  die  Formen  der  Kolonial -Re- 
gierung genauer  angegeben ,  und  z.  B.  Muster  für  die  Bestallungen  der  Beam- 
ten mitgetheilt,  aus  welchen  sich  ihre  Zuständigkeit  beurtheien  lässt.  Von  drei- 
zehn einzelnen  Provinzen  werden  die  Hauptsätze  der  Verfassungen  angegeben. 
Bei  diesem  Mangel  an  unmittelbarer  Bearbeitung  muss  denn  aus  ge- 
schichtlichen Quellenwerken  und  allgemeinen  historischen  Schriften  so- 
wohl in  Beziehung  auf  das  Stoffliche ,  als  hinsichtlich  des  Geistes  und  der 
Wirkungen  der  Einrichtungen  das  Fehlende  ergänzt  werden.  Glücklicher- 
weise ist  kein  Mangel  an  solchen.  —  Die  Gesetze  der  älteren  Staaten  sind 
zum  grossen  Theile,  einige  derselben  schon  in  früher  Zeit,  gesammelt  worden**). 
Ausserdem  bestehen  vielfache,  zum  Theile  ausgezeichnete,  Geschichten  der 
einzelnen  Kolonieen^),  so  wie  Bearbeitungen  der  gesammten  Kolonial- 


1)  Stokes,  A.,  A  view  of  the  Constitutions  of  the  Brilish  Colonies  in  N.A.  and  the 
West  Indios  at  the  limc  the  civil  war  brolie  out.     Lond.,  l'iSS. 

2)  Die  Sammlungen  der  älteren  Kolonial-Gesetze  zerfallen  in  die  allgemeinen  Samm- 
lungen der  Charters  und  sonstigen  Grundgesetze,  und  in  die  Gesetze  der  einzelnen 
Kolonieen.  —  Von  den  crsteren  sind  namentlich  zu  nennen :  The  Charters  of 
the  N.A.  Provinces.  Lond.,  1776,  4;  und  Hazard,  Hislorical  collcction  of  Ihe 
State  Papers  of  the  U.  S.  I.  II.  Philad.,  1792,  4.  —  Beispiele  örtlicher  Gesetz- 
sammlungen sind:  The  Provincial  Laws  of  New-Hampshire  ,  1771.  —  The  Co- 
lonial  Laws  of  Connecticut,  ed.  by  Greene.  New  Lond.,  1715—17,  Fol.  — 
Colony-Laws  of  Rhode  Island.  Bost. ,  1719;  spätere  Ausgabe  1744.  —  Acts 
and  Laws  of  Massachusetls-Bay.  Bost.,  1726,  Fol.  —  The  Charters  and  General 
Laws  of  Massachusetts-Bay.  Bost,  1814  (von  Dan,  Prescott  und  Story 
herausgegeben). —  The  Laws  of  Pennsylvania,  ed.  by  F  ran  kli  n.  Phil.,  1742. — 
Bacon,  Laws  of  Maryland.  1765.  —  Henning's  Virginia  Statutes.  —  The 
Laws  of  North-Carohna ,  ed.  by  IredelL  —  The  Laws  of  South- Carolina,  ed. 
by  Grimke.    1712. 

3)  Als  vorzüghche  Werke  dieser  Art  sind  anerkannt:  Williamson,  W.  J.,  His- 
tory  of  the  State  of  Maine  from  1602—1820,  I— UI ,  1832.  —  Thomson,  J., 
History  of  the  State  of  Vermont.  Burlingt.,  1841.  —  Belknap,  J.,  History  of 
New-Hampshire.  I— III,  1812.  —  Trombull,  R.,  History  of  Connecticut,  from 
1630—1764.  L  n.,  1818.  —  Hutchinson,  Gov. ,  History  of  the  Colony  of 
Massachusetts-Bay  from  1628—1691.  I— III,  1767;  Ders.,  H.  of  the  Province  of 
M.  B.  from  1750-54.  —  Smith,  W.,  History  of  the  Province  of  New-York,  to 
1763.  LH.—  C  Call  agha  n,  E.  B.,  The  documeniary  history  of  New-York. 
Alb.,  1849,  bis  jetzt  5  Bände  (vortrefflich.)  —  Smith.,  W.,  History  of  N.  Jersey. 
—  Stith,  W.,  History  of  the  discovery  and  setllement  of  Virginia.  1747.  Smith, 
J.,  History  of  Virginia,  l  ü.,  1819.  —  Williamson,  H. ,  History  of  North-Ca- 
rolina.  L  IL  1802.—  R  am  say,  D.,  History  of  South-Carohna  to  1808.  LH 
1809. 


538  I^as  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordanjerika. 

geschichte  ^).  Voraussichtlich  ist  freilich  hier  noch  manches  Weitere  und 
Ahschliessende  zu  erwarten,  da  eine  grosse  Thätigkeit  in  diesem  Theile  der 
amerikanischen  Literatur  herrscht.  Zur  immer  weiteren  Ausbildung  der  ört- 
lichen Geschichte  tragen  nämlich  theils  die  Sammelschriften  mehrerer  gelehr- 
ter Gesellschaften,  theils  aber  auch  die  Unterstützungen  der  betreffenden  Staa- 
ten Vieles  bei;  wodurch  denn  auch  für  die  umfassenderen  Arbeiten  Einzelner 
beständig  neuer  Stoff  geliefert  wird.  Dabei  ist  namentlich  auf  einen  eigen- 
thümlichen  günstigen  Umstand  aufmerksam  zu  machen,  welcher  insbesondere 
auch  die  Geschichte  der  Rechts  -  und  Staatsanstalten  wesentlich  berührt.  Da 
das  ganze  Dasein  der  Vereinigten  Staaten  innerhalb  völlig  historischer  Zeit  und 
in  der  Anschauung  gebildeter  Menschen  vor  sich  gegangen  ist:  so  kann  hier 
auch  der  ganze  Bestand  der  Thatsachen  richtig  hergestellt  werden,  und  man  ist 
niemals  auf  blosse  Vermuthungen  und  künstliche  Schlussfolgerungen  angewie- 
sen, wie  diess  bei  den  älteren  Staaten  Europa's  der  Fall  ist.  Es  bedarf 
nun  keines  Beweises,  dass  bei  einem  solchen  Zustande  des  Stoffes  zwar  der 
Scharfsinn  und  die  Gelehrsamkeit  der  Bearbeiter  viel  geringere  Gelegenheit  zu 
glänzender  Entfaltung  erhält;  dagegen  aber  auch  eine  sehr  viel  grössere 
Gewissheit  über  Ursprung  und  Verlauf  zu  erreichen  ist.  Es  ist  fast  wunder- 
bar, wie  dieser  völlige  Mangel  an  anfänglichem  Helldunkel,  sammt  den  Reizen 
aber  auch  Unsicherheiten  eines  solchen ,  durch  sämmtliche  Beziehungen  des 
amerikanischen  Lebens  geht.  Ueberall  ist  die  Prosa  der  klar  vorliegenden 
Thatsachen;  überall  aber  auch  praktische  Brauchbarkeit. 

b)   Die  Entstehung   der  Unabhängigkeit  und    die  Revo  lutionsregierung 

Kaum  jemals  ist  eine  weltgeschichtliche  Staatsumwälzung  aus  so  geringen 
unmittelbaren  Ursachen  hen'orgegangen ,  als  die  Trennung  der  Vereinigten 
Staaten  von  England.    Letzteres  begieng  sittliche  und  staatliche  Felder,  und  ver- 


2)  Die  Zahl  der  Geschichtswerke ,  welche  auch  die  älteren  Zustände  der  Vereinigten 
Staaten  berücksichtigen,  ist  so  gross,  dass  —  namentlich  zu  dem  vorliegenden 
Zwecke  —  von  jedem  Versuche  einer  vollständigen  Aufzählung  abgestanden  wer- 
den muss.  Nachstehende  Schririen  sind  nicht  blos  au  sich  ausgezeichnet,  sondern 
dürften  leicht  überhaupt  die  vcrhällnissmässig  besten  sein:  Robertson,  W.,  His- 
tory  of  America.  I— IIL  Bas.,  1790.  —  Ramsay,  D.,  Hislory  of  the  ü.  8. 
rom  the  settlemcnt  to  1808.  I— III.  Philad.,  1809.  —  Mars  hall,  J.,  Hislory 
of  the  Colonics  of  N.A  Bost,  1824.  —  Grab  am  e,  J.,  Colonial  hislory  of  the 
U.S.  1— IV.  Philad.—  Holm  es  ,  A, ,  Annais  of  America  from  1492— 1826 
L  U.  1827.  —  Bancroft,  G. ,  Hislory  of  the  U.  S.  from  the  discovcring 
lo  1768.  I-ra.  Bort.,  1831—32.—  Hildreth,  R. ,  History  of  the  U.  S. 
First  series.  From  the  first  colonization  to  the  Federal  Constitution.  I— III.  New- 
York.  Namentlich  Bancrofl's  Werk ,  (von  welchem  auch  eine  ganz  brauchbare 
deutsche Uebersetzung  besteht,)  verdient  alle  Beachtung,  da  es  auf  der  gründlich- 
sten Quellcnbenülzung  beruht,  und  mit  grosser  Sorgfalt  ausgearbeitet  ist 


Bundesrecht.    Geschichte.  5iJ9- 

schummerte  sie  noch  durch  Schwäche  und  Eigensinn;  allein  von  einer  uner- 
träglichen Unterdrückung  kann  doch  offenbar  die  Kede  nicht  sein.  Mag 
man  auch  die  dem  angelsächsischen  Rechtsbewusstsein  der  Kolonisten  zugefüg- 
ten Verletzungen  noch  so  unbedingt  tadeln  und  noch  so  hoch  anschlagen: 
so  folgt  aus  denselben  doch  zunächst  sicher  nur  die  Berechtigung  zu  einem 
nachhaltigen  gesetzUchen  Widerstände,  allein  kein  zureichender  Grund  zu  einer 
Trennung.  Diess  ergiebt  sich  für  einen  unbefangenen  Beurtheiler  am  deutlich- 
sten aus  der  Erklärung  des  Congresses  von  1774,  der  sog.  Declaration  of 
rights  ^),  und  aus  der  Unabhängigkeits- Erklärung  selbst,  wenn  man  nur  diese 
Actenstücke  der  allgemeinen  Sätze,  welche  Niemand  bestritten,  England  auch 
nicht  verletzt  hatte,  und  der  leidenschafthchen  Färbung  entkleidet.  Der  wahre 
Grund  und  die ,  aus  einem  höheren  als  dem  blos  juristischen  Gesichtspunkte 
allerdings  vollständige,  Rechtfertigung  der  Trennung  ist  vielmehr  zu  suchen  in 
der  Volljährigkeit,  zu  welcher  die  Kolonieen  herangereift  waren,  welche  in  ihnen 
naturgemäss  das  Bedürfniss  der  Selbstständigkeit  erweckte,  und  die  ihnen  folg- 
lich auch  eine  Befugniss  dazu  gab. 

Da  nun  aber  einmal  der  Streit  als  ein  Rechtsstreit  aufgefasst  wurde,  so 
wurden  auch  natürlicli  die  gegenseitigen  Rechtsgründe  vielfach  und  ausführüch 
erörtert,  und  es  beginnt  die  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  mit  einer  sehr 
zahlreichen  juristischen  Literatur. 

Zunächst  natürlich  mit  Schriften,  welche  auf  augenblickliche  Wirkung 
berechnet  waren.  Selbst  bei  einem  an  den  Gebrauch  der  Feder  in  staatlichen 
Dingen  weniger  gewöhnten  Volke  wären  unter  solchen  Umständen  beiderseitig 
Flugschriften  entstanden.  Namentlich  die  Amerikaner  hatten  das  Bedürf- 
niss, die  Gerechtigkeit  ihrer  Sache  in  England  und  im  übrigen  Europa  zu  er- 
weisen; die  Zweifelhaften  im  eigenen  Lande  aufzumuntern  und  zu  bestärken; 
die  keineswegs  stummen  Gegner  in  der  eigenen  Mitte  zu  widerlegen.  Wie  leb- 
haft dieser  J^'ederkrieg  aber  in  der  That  geführt  wai'd,  ist  uns  namentlich  aus 
den  Lebensbeschreibungen  der  Leiter  jener  Bewegung  bekannt,  welche  fast  alle 
Antheil  an  demselben  nahmen  ^).  Wie  leicht  zu  denken,  hat  sich  jedoch  kaum 
die  eine  oder  andere  dieser  Gclegenheitsschriften  im  Gedächtnisse  erhalten; 
und  diese  lassen  in  der  That  den  Verlust  der  übrigen  kaum  bedauern.  Na- 
mentlich ist  die  berühmteste  derselben,  und  der  man  einen  grossen  Einfluss 
auf  die  Lostrennung  von  England  zuschreibt,  Th.  Payne's  „gemeiner  Men- 
schenverstand" 3) ,   durchaus  nur   ein  leidenschaftlicher  Ausfall  auf  das  König- 


1)  S.  dieses  selten  angeführte ,  allein  staatsrechtlich  und  für  die  Geschichte  des  Un- 
abhängigkeilskrieges -wichtige  Aclenslück  bei  Slory,  Commentaries  on  the 
Conslilulion,  Bd.  I,  8.179,  Note  4. 

2)  Man  sehe  z.  B.  die  ersten  Abschnitte  von  J.  C.  Hamilton' s  Life  of  Alex.  Ha- 
milton. I.  II.     N.  York,  1840. 

3)  Payne,  Th.,  The  Common  Sense,  addressed  to  the  inhabitants  of  America.  Die 
Iste  Auflage  ist  von  1774;  eine  deutsche  Uebersetzung  in  Dohm's  Materialien, 
H.  1 ;  eben  so  daselbst  auch  Gegenschriften. 
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thum  und  eine  ganz  einseitige,  um  nicht  zu  sagen  völlig  unverständige ,  Un- 
terschätzung der  Vortheile  eines  kräftigen  und  geordneten  wenn  allerdings 
auch  mit  Opfern  zu  erkaufenden  Staatslebens. 

Eine  noch  richtigere  Einsicht  in  den  Stand  der  Rechtsfragen  jener  Zeit, 
so  wie  in  die  freilich  höchst  unvollkommenen  staatlichen  Einrichtungen  und 
in  die  entscheidenden  Erklärungen  und  Handlungen  ist  zu  schöpfen  aus  den 
zahlreichen,  später  allraählig  amtlich  bekannt  gemachten,  Urkunden.  So  denn 
namentlich  aus  den  ProtocoUen  des  Congresses  während  der  Gährungs-  und  Kriegs- 
zeit ^) ;  aus  dem  höchst  umfassenden  Briefwechsel  der  Bevollmächtigten  der 
Vereinigten  Staaten*);  so  wie  aus  den  vielen  und  zum  Theile  meisterhaften 
Geschichtswerken  über  den  Unabhängigkeitskrieg  3).  Wenn  diese  Gattun- 
gen von  Schrifen  auch  nicht  die  Erörterung  von  Rechtsfragen  zum  unmittelba- 
ren Gegenstande  haben,  so  theilen  sie  diese  wenigstens  als  Thatsachen  mit, 
so  wie  deren  Lösung. 

Von  der  grössten  Bedeutung  für  eine  gründliche  Einsicht  in  die  Rechts- 
geschichte der  Revolution  und  der  ersten  Gründung  der  Vereinigten  Staaten 
als    selbstständiger    Macht  ist   aber  endlich    das    so   eben    erscliienene   Werk 


1)  Die  Journals  of  the  Congress  gehen  von  1774  bis  1788,  und  bilden  4  Bände; 
die  Secret  Journals  on  domestic  aflairs  von  1775  —  1788,  1  Bd  ,  on  foceign 
afTairs,  aus  derselben  Zeit,  3  Bde.     Sämmllich  erschienen  1823. 

2)  The  Diplomatie  Correspondence  of  thje  American  Revolution,  from  1776  —  1784. 
Ed.  by  Jarcd  Sparks,  1— XII.  —  Eine  2lc  Abtheilung  begreift  die  Jahre  1785— 
89  in  7  Bdn. 

3)  Aus  der  grossen  Anzahl  der  Geschicktswerke  über  den  Unabhängigkeitskampf 
mögen  namentlich  genannt  sein:  Mars  hall,  J.,  The  life  of  Washington.  I— V. 
Lond.,  1804—5  (auch  in  französischer  Ueberselzung).  —  Botta,  C,  Storia  della 
gucrra  dell'  indcpendcnza  degli  Slati  Unili.  I— IV.  Par.,  1809.  —  Ramsay,  D., 
History  of  Ihe  American  RevoIuÜon.  1.  II.  Charl.,  1811.  —  Pitkin,  Th.,  PoUlical 
and  civil  hislory  of  the  U.  S.  from  1763-1797.  I.  II.  Phll.,  1768.  —  Vor  Allem 
aber  auch  hier:  Bancrofl,  G.,  History  of  the  U.  S.  from  1848;  bis  jetzt 
3  Bände  (deutsche  Ueberselzung:  Geschichte  der  a.  Revolution.  Lpz.,  1852  fg.). 
Ausserdem  sind  namentlich  auch  die  besseren  Lebensbeschreibungen  und  die  ge- 
sammelten Papiere  der  Feldherren  und  Staatsmänner  jener  Zeil  vorzügliche  Quel- 
len. So  die  grosse  Sammlung  der  sammtUchen  Papiere  Washingtoni  (The 
Wrilings  of  G.  W.,  ed.  by  Jared  Sparks.  I— Xil.  Bosl.,  1842);  die  Werke  und  das 
Leben  F  r  a  n  kli  n'  s  (Work's,  cd.  by  J.  Sparks,  I- X.) ;  die  Autobiographie  J.Adams' 
(herausgegeben  in  Boston,  1850);  die  Briefe  Jeffers  on's  (Menioir,  Correspon- 
dence and  Miscellanies  from  the  papers  of  Th.  J.  Ed.  by  Th.  J.  Rafidolph.  Ed.  2. 
I— IV.  Bost,  1830);  die  Papiere  MadisoD's  (Papers  of  J.  M.,  purch.  by  order 
of  Congrcss.  I— IlL  Wash.,  1840);  und  die  Lebensbeschreibungen  Hamilton's, 
von  dessen  Sohn;  Jefferson's  von  Tucker;  Madison's  und  Munroe's  von 
J.  Q.  Adams,  o.  •  w. 
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von  Curtis  *)  über  den  Ursprung  der  Bundesverfassung.  Dasselbe  füllt  eine 
Lücke  meisterhaft  aus.  Mit  genauer  Sachkenntniss,  beherrschender  politischer 
Uebersicht  und  feinem  juristischen  Tacte  werden  die  einzelnen  staatlichen  und 
rechtlichen  Folgerungen  entwickelt,  welche  sich  mit  logischer  Nothwendigkeit 
aus  der  nur  allmähligen  Ablösung  der  unzufriedenen  Kolonieen;  aus  ihrem 
Uebertreten  in  völlige  Unabhängigkeit  von  England  und  von  einander;  end- 
lich aus  dem  Mangel  einer  mit  bestimmten  Rechten,  ausreichenden  Mitteln 
und  den  nöthigen  Organen  ausgerüsteten  Gesammtregicning  ergaben.  Dass 
dabei  die  ursprünglichen  Streitpunkte  nicht  noch  einmal  einer  Untersuchung 
unterworfen  werden,  mag  leicht  verschmerzt  werden ;  waren  sie  doch ,  wie  be- 
merkt, mehr  der  Anstoss  als  der  eigentliche  Giiind  der  Bewegung.  Das  Haupt- 
bedürfniss  war,  die  Zustände  während  des  Kampfes  vom  staatsrechtlichen 
Standpunkte  aus  genau  zu  kennen,  während  man  sie  bisher  nur  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Kriegführung  oder  ihres  Einflusses  auf  Persönlichkeiten  auf- 
gefasst  hatte.  Diesem  Bedürfnisse  ist  nun  abgeholfen,  und  die  neue  Rechts- 
geschichte der  amerikanischen  Revolution  darf .  mit  vollem  Rechte  nicht  blos 
als  eines  der  Hauptwerke  der  transatlantischen  Literatur,  sondern  als  wesent- 
liche Bereicherung  der  Staatswissenschaften  überhaupt  erklärt  werden. 

Es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  das  Werk  auch  in  dieser  letzteren  Bezie- 
hung gehörig  gewürdigt  werde.  Sehr  mit  Unrecht  würde  man  nämlich  den 
Nutzen  einer  genauen  und  wissenschaftlich  gesichteten  Kenntniss  jener  recht- 
lichen Fragen  beschränken  auf  eine  vollständige  Einsicht  in  die  Gescliichte  der 
Vereinigten  Staaten  und  ihrer  Einrichtungen.  Natürlich  trägt  dieselbe  vor 
Allem  hierzu  Vieles  bei,  und  lässt  Manches  erst  jetzt  in  seinem  rechten  Lichte, 
die  Lage  der  Dinge  in  ihrer  ganzen  Eigenthümlichkeit  und  Schwierigkeit,  und 
manchen  Mann  in  seinem  völligen  Verdienste  erscheinen.  Allein  es  ist  auch  im 
Allgemeinen  belehrend,  an  diesem  Beispiele  zu  sehen,  wie  ausserordentlich 
schwierig  es  ist,  in  ein  durch  eine  gewaltsame  Zerstörung  des  bisherigen 
Rechtszustandes  ins  Leben  gstretenes  Verhältniss  Gesetz,  Auctorität,  Organis- 
mus zu  bringen.  Im  vorliegenden  Falle  ; waren  die  äusseren  und  inneren  Hin- 
ternisse nicht  einmal  ungewöhnlich  gross;  und  doch  wie  oft  entstanden  die 
grössteu  Verlegenheiten ,  wie  nahe ,  oft  und  lange  stand  das  Ganze  am  Rande 
des  Abgrundes!  Die  innere  Geschichte  der  Regierung  Nordamerika's  während 
des  Unabhängigkeitskrieges  stellt  so  recht  klar  dar,  wie  es  viel  leichter  ist, 
eine  revolutionäre ,  zur  Beseitigung  der  angefeindeten  Gewalt  taugliche  und 
entschlossene  Macht  zu  bilden,  als  dieser  dann  die  Formen  und  die  Befugnisse 
einer  Gehorsam  findenden  Regierung  zu  geben;  wie  viel  leichter  ein  bestehen- 
des System  von  Rechten  zerstört,  als  ein  neues  an  seine  Stelle  gesetzt  ist;  wie 


1)  Curtis,  G.  Ticknor,  Hislory  of  Ihe  origin ,  formation  and  adoption  of  Ihe  Con- 
stitution of  the  U.S.,  Lond.,  1854.  Bis  jetzt  nur  der  erste  Band;  ein  zweiter  soll 
das  Werk  zu  Ende  fähren. 
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ein  lebhaftes  Rechtsgeftthl  des  Volkes  zwar  eine  unermessliche  rohe  Kraft  des 
Widerstandes  gegen  die  Bedrücker  giebt,  dagegen  aber  eben  dasselbe  Gefühl 
die  Zähmung  dieser  Kraft  zu  geordneten  und  nachhaltigen  Mitteln  gar  sehr  er- 
schwert; wie  endlich  die  durch  Abwerfen  einer  bisherigen  höheren  Macht  ent- 
standene SelbststÄndigkeit  einzelner  Staatentheile  schnell  so  erstarkt,  dass  sie  nur 
durch  die  äusserste  Noth  wieder  zur  Unterordnung  unter  eine  neue  gemein- 
same Gewalt  gebracht  werden  kann,  auch  wenn  letztere  durch  eigene  Mitwir- 
kung gebildet  werden  soll,  und  Beharrung  in  der  Vereinzelung  offenbar  "VV'ahn- 
sinn  und  Verderben  wäre.  Es  sind  diess  Lehren,  welche  sich  nicht  nur  der 
Geschichtschreiber  und  der  Staatsmann  gar  wohl  zu  merken  hat  zur  richtigen 
"Würdigung  einer  jeden  revolutionären  Bewegung;  sondern  welche  vor  Allem 
jeder  mit  den  staatlichen  Zuständen,  nnd  wäre  es  aus  noch  so  triftigen 
Gründen,  Unzufriedene  tausendfach  erwägen  muss,  wenn  er  die  Lust  zu  ge- 
waltsamen Aeuderungen  in  sich  steigen  fühlt.  Nicht  jeder  Aufstand  wird  vom 
Glücke  so  begünstigt,  wie  der  der  Amerikaner;  nicht  jede  aufständische  Re- 
gierung findet  einen  Washington  zur  Ueberwindung  von  kaum  lösbaren  Schwie- 
rigkeiten, um  nicht  zu  sagen  Unmöglichkeiten. 

c)   Der    Staatenbund  (die   Conföderation)   und  die  Entstehung  der 
jetzigen  Bundesverfassung. 

Sehr  zweifelhaft  freilich  erscheint  die  Hoffnung  auf  solchen  Nutzen  der  Ge- 
schichte, wenn  man  bedenkt,  wie  wenig  die  nächste  Entwicklungsphase  der  Vereinig- 
ten Staaten  zur  Belehrung  gedient  hat,  nämlich  der  Bund,  welchen  die  von  England 
thatsächlich  frei  gewordenen  dreizehn  Staaten  Nordamerika's  im  J.  1781  er- 
richteten. Wenn  irgendwo,  so  ist  hier  ein  belehrendes  Beispiel  gegeben  von 
der  völligen  Unmöglichkeit,  durch  einen  blos  völkerrechtlichen  Verein  souverä- 
ner Staaten  eine  Gewalt  zu  errichten,  welche  genügen  könnte  zu  Erreicherung 
solcher  innerer  oder  äusserer  Zwecke,  denen  der  vereinzelte  Staat  nicht  gewach- 
sen ist.  Die  völkerrechtlichen  Verbindlichkeiten  wurden  nicht  erfüllt;  die  hei- 
ligsten Ehrenschulden  des  Landes  nicht  bezahlt;  Empörung  gieng  frechen 
Hauptes  durch  das  Land  und  drohte  mit  einer  allgemeinen  communistischcn 
Vernichtung  des  Eigenthumes;  der  Handel  war  der  Gnade  fremder  Mächte 
biosgegeben;  kurz  Auflösung  und  Untergang  vor  der  Thüre.  Und  dennoch 
dient  der  schmähliche  Erfolg  dieses  Versuches,  welcher  die  kaum  unabhängig 
Gewordenen  in  die  tiefste  Schwäche  und  in  offenbare  Gefahr  neuer  Umwälzun- 
gen stürzte,  keineswegs  zu  entsprechender  Belehrung.  Nicht  im  Auslande,  wo 
immer  wieder  —  wir  sehen  leider,  mit  welchen  Folgen  —  das  Festhalten  an 
einem  Scheine  von  SelbststÄndigkeit  Staatenphantome  zur  Verwerfung  kräftige- 
rer Gestaltungen  treibt  Aber  auch  nicht  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst. 
Kaum  war  die  Eifersacht  der  verschiedenen  Landestheile  gegen  einander,  die 
unverständige  Abneigung  von  Opfern  zum  eigenen  Besten,  das  falsche  Frei- 
heitsgeftlhl  müheseelig  überwunden  und  durch  die  Bemühungen  grosser  und 
wahrer  Vaterlandsfreonde  ein  kräftigerer  Bundesstaat  zu  Stande  gekommen,  so 
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tauchten  dieselben  üblen  Neigungen  und  falschen  Gedanken  wieder  auf.  Mit 
der  Gründung  der  neuen  Verfassung  bildete  sich  alsbald  auch  eine  mächtige 
Parthei,  welche  die  Rechte  des  Gesammtstaates  möglichst  zu  beschränken  und, 
in  unstaatsmännischer  Furcht  vor  einer  Gewaltherrschaft  desselben,  die  Unab- 
hängigkeit der  einzelnen  Glieder  zu  wahren  suchte.  Allerdings  liegt  in  jedem 
Bundesstaate  naturgemäss  die  doppelte  Richtung  der  Begünstigung  der  Central- 
gewalt  und  der  eifersüchtigen  Bewahrung  des  Rechtes  der  Ghederstaaten  auf 
Selbstständigkeit,  so  wie  in  jedem  einfachen  Staate  der  Kampf  zwischen  Ord- 
nung und  Freiheit  unvermeidlich  ist:  allein  es  ist  doch  ganz  unbegreiflich,  wie 
in  den  Vereinigten  Staaten  die  Erinnerung  an  die  kaum  erduldeten  Uebel  so 
bald  verschwinden  konnte,  und  es  war  unverzeihlich,  dass  man  sich  zu  solch 
leerem  Gerede  über  drohendes  Königthum,  Militärdespotie  u.  dgl.  hinreissen 
liess.  Namentlich  bei  einem  Manne  von  Jefferson's  Gaben  und  Erfahrung  kann 
unmöglich  Reinheit  der  Beweggründe  bei  solchem  Gebahren  angenommen  wer- 
den. Die  unlösliche  Verbindung  der  Sklavenfrage  mit  der  Lehre  von  dem 
Staateurcchte  beweist  wohl  am  besten ,  welche  Gesinnungen  schliesslich  zu 
Grunde  liegen. 

Dem  sei  nun  aber,  wie  ihm  wolle,  ob  gehörig  benützt  oder  nicht,  jeden 
Falles  ist  ein  genaues  Studium  dieser  Uebergangszeit  von  der  revolutionären 
Auflösung  aller  Dinge  zu  dem  wohlgeordneten  Bundesstaate  höchst  merkwürdig. 
Zum  Glücke  fehlt  es  hier  an  den  Mitteln  nicht. 

Vor  Allem  ist  anzuerkennen,  dass  die  amtlichen  Urkunden  aus  die- 
ser Zeit  reichlich  vorhanden  und  dass  sie  zugänglich  sind  *).  —  Sodann  be- 
schäftigen sich  sowohl  die,  bereits  genannten,  allgemein  geschichtlichen  Werke, 
als  auch  die  Lebensgeschichten  der  grossen  Staatsmänner  aus  der  ersten  Zeit 
der  Vereinigten  Staaten  ausführlich  mit  diesem  Uebergangszustande.  Nament- 
lich ist  hier  die  Lebensbeschreibung  Hamilton's  von  hohem  Werthe  ,  weil  er, 
wie  kein  Anderer,  die  Uebelstände  des  Bestehenden  tief  fühlte,  sich  beständig 
mit  Verbesserungsgedanken  trug,  und  auch  mehr  als  irgend  Einer  zur  schliess- 
lichen  Herbeiführung  der  Rettung  wirkte  *).  —  Endlich  aber  sind  sogar  zwei 
"Werke  vorhanden,  welche  den  Bund  von  1781  einer  ausführlichen  theoretischen 
Besprechung  unterziehen.  Es  ist  diess  eine  eigene  dem  Zwecke  gewidmete 
Schrift  vonMably^),  und  dann  wieder  das  eben  gerühmte  Werk  von  Curtis. 
An  Werth  sind  dieselben  freilich  sehr  verschieden.  —  Mably's  Schrift  anders, 
als  mit  bitterem  Tadel,  fast  mit  Hohn,    zu  erwähnen,  ist  in  der  That  schwer. 


1)  Es  sind  diess  die,  öffentlichen  und  geheimen,  Protocolle  des  Congresses;  die 
zweite  Abtheilung  der  Diplomatie  Correspondence  von  J.  Sparks  (7  Bde) ;  namenüich 
aber  auch  die  von  Madison  während  seiner  Theilnahme  an  einzelnen  Congress- 
sitzungen  gemachten  Aufzeichnungen  (in  Bd.  1  seiner  „Papers"). 

2)  S.  über  diese  Werke  oben,  S.  539,  Note  2. 

3)  Mably,  Abbe  de,  Observations  sur  le  gouvernement  et  les  loix  des  E.  ü.  d'Ame- 
rique.    DubL,  1785. 
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Man  weiss  in  der  That  nicht,  ob  er  durch  das,  was  er  sagt,  oder  durch  das, 
was  er  Übergeht,  seine  Unfähigkeit  und  Verkehrtheit  am  meisten  zeigt.  Er 
hat  nämlich  an  den  neuen  amerikanischen  Zuständen  sehr  Vieles  auszusetzen, 
und  sagt  ihnen  einen  schlimmen  Ausgang  voraus;  allein  er  weiss  in  doppelter 
Beziehung  gar  nicht ,  wovon  es  sich  handelt,  und  seine  Bemerkungen  und 
Theorieen  sind  daher  ganz  ziel-  «nd  zum  Theile  sinnlos.  Einmal  wird  ihm 
gar  nicht  klar,  dass  die  Hauptfrage  die  ist,  ob  die  Bundesartikel  von  1781 
dem  Zwecke  entsprechen,  oder  nicht?  Der  Begriff,  die  Schwierigkeit  und  die 
Nothwendigkeit  einer  Bundeseinrichtung  sind  ihm  gleichmässig  fremd.  Sodann 
hat  er  nicht  die  entfernteste  Ahnung,  dass  die  Demokratie  des  Rechtsstaates 
der  Neuzeit  einer  ganz  anderen  Gesittigung  angehört,  als  der  römische  oder 
der  spartanische  Staat.  So  kommt  es  denn,  dass  er  mit  vielem  Aufwände 
von  zierlicher  Redekunst  und  übel  angebrachter  Gelehrsamheit  hauptsächlich 
dreierlei  Punkte  als  bedenklich  und  verwerflich  hervorhebt.  Einmal  tadelt  er, 
dass  die  jungen  Freistaaten  nicht  mit  aller  Macht  den  Handel  zurückdrängen 
und  sich  nur  auf  Ackerbau  legen.  Jener  mache  reich,  verderbe  die  Sitten 
und  erzeuge  Wohlleben.  Zweitens,  klagt  er,  dass  der  Vermögensungleichheit 
nicht  auf  alle  "Weise  gesteuert  werde,  da  sie  doch  der  Tod  der  Republik 
sei.  Drittens  findet  er  die  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Einzelnen  viel  zu 
gross;  dieselben  müssen  zu  völliger  Ungebundenheit  und  Unmacht  des  Staates 
führen.  Ausserdem  sind  noch  manche  kleinere,  zum  Theile  höchst  wunder- 
liche, Einwendungen  vorgebracht,  z.  B.  über  angeblich  falsche  Bevölkerungs- 
polizei. Diess  ist  denn  in  der  That  doch  gar  zu  kläglich;  und  es  ist  das 
ganze  selbstzufriedene  falsche  geistreiche  Gerede  kaum  zu  etwas  anderem  zu 
benützen ,  als  durch  den  Gegensatz  so  .  recht  klar  die  tüchtige ,  im  Leben  ste- 
hende ächtstaatsmännische  Weisheit  eines  Washington,  Hamilton,  Madison  u.  s.  w. 
hervortreten  zu  lassen.  —  Anders  verhält  es  es  sich  mit  den  Erörterungen  von 
Curtis.  Diese  sind  so  gesund,  sachverständig  und  aufklärend  als  möglich; 
und  der  Verfasser  hat  ein  doppeltes  grosses  Verdienst.  Einmal  zeigt  er  durch 
seine  ausführliche  geschichtliche  und  rechtliche  Erörterung  der  einzelnen  wäh- 
rend der  Conföderation  vorgekommenen  Fragen  das  wahre  Wesen  dieser  Ver- 
bindung auf,  namentlich  aber  ihre  völlige  Unzureichenheit  für  die  Bedürfnisse 
des  Landes.  Sind  dabei  auch,  wie  natürlich,  die  Thatsachen  nicht  neu;  so 
sind  doch  von  Keinem  vor  üim  die  Rechtspunkte  so  genau  erörtert.  Dann 
aber  macht  er  in  geistreicher  Weise  auf  den  wesentlichen  Unterschied  auf- 
merksam, welcher  zwischen  der  unbestimmten  Dictatur  des  revolutionären 
Congresses  und  dem  Versuche  zu  einer  regelmässigen  Friedensverfassung  für 
den  Frieden  stattfand.  Der  Gedanke  ist  eben  so  richtig,  als  unseres  Wissens 
neu,  dass  eine  Behörde,  deren  einzige  Aufgabe  die  Führung  eines  Rettungs- 
krieges sei,  zwar  mit  grossen  Schwierigkeiten  in  Herbeibringung  der  Mittel  zu 
kämpfen  haben  könne,  aber  einer  geordneten  Einrichtung,  regelmässiger  Or- 
gane, einer  ausgedehnten  Verwaltung  nicht  bedürfe;  während  bei  einer  für  ge- 
wöhnliche Friedenszciten   bestimmten  Ordnung  die  Aufgabe,   somit  also  auch 
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die  Einrichtungen  zu  ihrer  Gewältigung  nothwendig  ganz  andere  seien.  In 
dem  Verkennen  dieser  Wahrheit  sieht  denn,  und  gemiss  mit  Recht,  Curtis  den 
Hauptgrund  des  Fehlschiagens  des  Staatenbundes.  Mit  Einem  Worte,  unsere 
Einsicht  in  die  unglückliche  Zwischenzeit  zwischen  dem  Kriege  und  der  jetzi- 
gen Bundesverfassung  ist  durch  dieses  Werk  sehr  gefördert  und  erleichtert. 

Nicht  weniger  gut,  ja  in  der  That  vortrefflich  bestellt,  sind  die  Hülfs- 
mittel  zur  genauem  Kenntniss  der  Entstehung  des  Bundesstaates;  und 
zwar  sowohl  die  geschichtlichen  als  die  dogmatischen  Quellen. 

Vor  Allem  liegen  auch  hier  die  Urkunden  über  den  Hergang  vollstän- 
dig vor.  AUmählig  sind ,  und  zwar  hauptsächlich  auf  Veranlassung  der  Bun- 
desregierung selbst,  die  ProtocoUe  sämmtlicher  Versammlungen  veröffentlicht 
worden,  welche  sich  mit  der  Bildung  der  Verfassuugs-Urkunde,  wie  sie  jetzt 
vorliegt,  beschäftigt  haben;  nämlich  der  eigentlichen  verfassuug-vorschlagenden 
Versammlung  (Federal  Convention)  von  1787;  der  in  allen  dreizehn  Staaten 
über  Annahme  und  Verwerfung  abgehaltenen  Versammlungen;  endlich  noch  des 
ersten  nach  der  vorläufigen  Annahme  gehaltenen  Congrcsses,  auf  welchem  die 
jetzt  der  Verfassung  angehängten  Zusätze  berathen  und  ebenfalls  wieder  dem 
Volke  zur  Entscheidurg  vorgelegt  wurden  ^).    Diese  Verhandlungen  haben  vor 


1)  Nachrichten  über  die  Verhandlungen  in  der  verfassunggebenden  Versammlung 
finden  sich  in  den  zuerst  im  Jahre  1818  auf  Anordnung  des  Congresses  gedruckten 
Journal,  Acts  and  Procecdings  of  the  Federal  Convention;  vorzüglich  aber  in  den 
schon  mehr  genannten  Madison  Papers,  S.  721 — 1()24.  Die  letzteren  sind  un- 
schätzbar ,  da  sie  die  von  Madison  in  den  Sitzungen  selbst  aufgezeichneten  und 
jeden  Tag  ausgearbeiteten  Debatten  enthalten,  aus  welchen  der  Geist  der  Ver- 
sammlung im  Allgemeinen  und  die  Geschichte  jeder  einzelnen  Bestimmung  der 
Verfassungsurkunde  aufs  Deutlichste  erhellt.  Merkwürdig  ist ,  wie  oft  jetzt  die 
Erfahrung  die  Falschheit  der  Besorgnisse  übertriebener  Freiheitsfreunde  nachgewie- 
sen hat.  Die  ProtocoUe  der  Staaten -Convenlionen  sind  gesammelt  und  amüich 
herausgegeben  iu:  Elliott,  J. ,  Dcbales  in  the  several  State  Conventions  on  the 
adoplion  of  the  Federal  Constitution.  Ed.  2.  I  — IV.  Wash,,  1836.  Diese  reichhaltige 
Sammlung  enthält  nicht  blos  die  Verhandlungen  in  den  einzelnen  Staaten  in  Betreff 
der  Annahme  der  Bundesverfassungen ,  sondern  auch  das  amtliche  ProtocoU  der 
Versammlunür  von  Philadelphia ,  Privataufzeichnungen  über  dieselbe  von  Yates 
und,  in  einem  nachträchlichcn  Bande ,  einen  neuen  Abdruck  der  von  Madison 
gemachten  Bemerkungen ,  manche  andere  auf  die  Ahnahme  bezügliche  Aclen- 
stücke,  endÜch  Auszüge  aus  späteren  Congressverfassungen  über  wichtige  Ver- 
fassungsfragen. Die  Verhandlungen  in  den  einzelnen  Staatcn-Versammlungen  sind 
von  sehr  ungleichem  Werthe  und  Umfange.  Von  einzelnen  hat  sich  kaum  eine 
Nachricht  erhalten;  andere  sind  genau  verzeichnet.  Am  bedeutendsten  sind  die 
von  Virginien,  welche  den  ganzen  dritten  Band  einnehmen.  —  Von  den  Ver- 
handlungen im  ersten  Congresse  giebt  Kunde:  The  congressional  Register;  or 
history  of  the  Proceedings  and  Debales  of  the  first  House  of  Representatives  o 
the  U.  S.  of  A.     By  Th.  Lloyd.  I-UI.    N.  York,  1789—90. 
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Allem  eine  grosse  technische  Bedeutung.  Wenn  nämlich  auch,  ■wunderlich  ge- 
nug, in  den  Vereinigten  Staaten  von  den  Protocollen  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen nicht  der  ausgedehnte  Gebrauch  zur  Auslegung  der  von  diesem 
beschlossenen  Gesetze  gemacht  zu  werden  pflegt;  und  so  namentlich  auch  die 
eben  angeführten  Verhandlungen  über  die  Feststellung  der  Bundesverfassung 
selten  in  den  Schriften  der  amerikanischen  Rechtsgelehrten  benützt  werden:  so  ist 
ihr  Inhalt  doch  von  der  grössten  Wichtigkeit  für  die  riclitige  Auffassung  der  Urkun- 
den. Und  zwar  sowohl  in  positiver,  als  in  negativer  Weise.  Jenes,  in  so  ferne  die 
Absicht  der  Antragsteller  und  der  Zustimmenden  erkennbar  ist,  damit  aber 
der  Sinn,  in  welchem  das  Gesetz  gegeben  wurde;  dieses,  als  sich  aus  der  Be- 
kämpfung geltendgemachter  Gründe,  namentlich  aber  aus  der  Verwerfung  ge- 
stellter Anträge  und  aus  der  Geschichte  des  Durchstriches  bestimmter  Sätze 
und  Worte  abnehmen  lässt,  was  man  nicht  festsetzen  wollte  *).  Ausserdem 
aber  ist  es  von  aUgemeinem  geschichtlichen  Werthe,  den  Geist  und  die  Absich- 
ten der  Männer  kennen  zu  lernen ,  welche  nicht  blos  ihr  Vaterland  in  die  erste 
Reihe  einsichtsvoller  und  gesinnungstüchtiger  Staatsmänner  stellt.  Höchst  merk- 
würdig ist,  wie  die  Befürchtungen  und  Auffassungen  der  Gegner  des  Bundes- 
staates durch  den  Erfolg  vollständig  als  nichtig  erwiesen  sind.  Gerade  die 
jetzt,  und  zwar  bei  allen  Partheien,  vorzugsweise  hochgeachteten  Bestimmungen 
wurden  in  der  Versammlung  mit  äusserster  Heftigkeit  angegriffen,  und  konnten 


1)  Ein  nicht  uninteressantes  Beispiel  der  Benützbarkelt  solcher  Verhandlungen  ist 
folgendes.  In  dem  bekannten  Streite  über  die  Frage ,  ob  die  jetzige  Bundcsver- 
fassung ein  Vertrag  unter  den  einzelnen  Staaten  als  solchen ,  oder  ein  vom  ge- 
sammten  Volke  der  V.  St.  ausgehendes  Gesetz  sei,  stützen  sich  die  Verthcidiger 
der  letzteren  Ansicht  gerne  auf  die  Eingangsworte:  „We,  the  People  of  the 
ü.  S.";  und  fragen,  ob  nicht,  wenn  die  Verfassung  in  der  That  ein  Vertrag  zwi- 
schen den  verschiedenen  Staaten  wäre,  diese  und  zwar  einzeln  als  Paciscenten 
hier  aufgeführt  sein  müssten?  Man  sehe  z.  B.  Story,  Commenlaries ,  Bd.  I, 
S.  318  fg.  Nun  ergiebt  sich  aber  aus  den  Protocollen,  dass  allerdings  der  erste 
Entwurf  die  Namen  der  dreizehen  einzelnen  Staaten  besonders  aufführte,  und  dass 
dieselben  nur  aus  dem  Grunde  weggelassen  wurden,  weil  zur  Zeit  noch  nicht  ge- 
wiss war,  ob  alle  Staaten  beitreten  würden,  und  man  es  also  nicht  für  zweck- 
mässig erachtete,  die  Nameti  solcher  in  die  Urkunden  aufzunehmen,  welche  viel- 
leicht gar  keinen  Antheil  nehmen  würden.  Vgl  Calhoun,  Disquis.  on  govern- 
ment,  S.  133  fg.  —  Hiermit  soll  übrigens  keineswegs  die  —  sicherlich  falsche 
and  verderbliche  —  Meinung  unterstützt  werden,  dass  wirklich  die  Verfassung 
ein  Vertrag  und  kein  Gesetz  sei;  sondern  vielmehr  nur  darauf  hingewiesen  sein, 
wie  leicht  eine  blose  Auslegung  der  Worte  eines  Gesetze»  ohne  Berücktigung 
der  Geschichte  seiner  Entstehung  zu  falschen  Sätzen  führt,  welche  dann  dem 
Gegner  wenigsten»  den  Schein  einer  »chlagenden  Widerlegung  verschaffen.  Und 
zwar  ist,  wie  eben  diese»  Beispiel  beweist,  die  Gefahr  utn  so  grösser,  Jo  »cbarf- 
äwiiger  der  Ausleger  an  sich  ist.  Die  wahren  Gründe  sehe  man  a.  B.  in  Wal- 
ker*»  latroduction  to  American  law,  Ed.  2,  S.  65. 
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von  den  Föderalisten  nur  mit  grosser  Mühe  durchgesetzt  werden.  Die  demo- 
kratische Parthei  hat  somit  nicht  ehen  grosse  Ursache  auf  den  Anfang  ihrer 
Geschichte  stolz  zu  sein;  und  es  dürften  sich  wohl  auch  in  anderen  zersplit- 
terten und  daher  zu  Bundcseinriclitungcn  genöthigten  Ländern  die  Anhänger 
der  Staatenunabhängigkeit  ein  Beispiel  an  diesen  Vorgängen  nehmen. 

Zweitens  ist  natürlich  das  schon  mehr  belobte  Werk  von  Curtis  von 
der  höchsten  Wichtigkeit  für  die  Kenntniss  der  Hergänge  bei  der  Verfassungs- 
gründung. Allerdings  führt  der  bis  jetzt  allein  erschienene  erste  Band  die 
Geschichte  nur  bis  zum  Zusammentritte  der  Versammlung  von  1787;  allein 
sclion  eine  solche  treffliche  Erörterung  der  geschichtlichen  Grundlagen  ist  ein 
unschätzbares  Mittel,  zum  richtigen  Verständnisse.  Je  genauer  die  einzelnen  Fra- 
gen erörtert  sind,  deren  Unlösbarkoit  zu  einer  Aenderung  der  bestehenden 
Verfassung  zwang,  desto  uuzweifelhaftor  tritt  auch  der  ursprüngliche  Sinn  der 
neuen  Bestimmungen  hervor,  und  desto  sicherer  ist  der  Ausgangspunkt  für  die 
Auslegung  und  spätere  Entwicklung.  Natürlich  wird  der  Verfolg  der  Ai'beit 
noch  weiteres  unmittelbar  Wichtiges  beifügen. 

Endlich  liegen  einige  dogmatische  Werke  vor,  welche  theils  die  Nothwen- 
digkeit  einer  verstärkLcn  und  richtig  geordneten  Ccntralgewalt  im  Allgemeinen, 
theils  die  Nichtigkeit  der  einzelnen  in  dem  Verfassungs-Entwurfe  von  1787 
vorgeschlagenen  Bestimmungen  nachweisen.  Und  zwar  war  namentlich  eines 
dieser  Werke  nicht  blos  trefflich  für  den  unmittelbaren  Zweck  berechnet,  son- 
dern ist  überhaupt  eine  der  ausgezeichnetsten  Erscheinungen  in  der  ganzen 
staatsrechtlichen  und  politischen  Literatur. 

Mehr  die  allgemeinen  Seiten  der  Frage  behandelt  (der  spätere  Präsident) 
J.  Adams  in  seiner  „Vertheidigung  der  Verfassung  der  V.  St.  ').  Sein  Werk 
zerfällt  in  drei  verschiedene  Bestandtheile.  Erstens,  in  eine  Schilderung  vieler 
freier  Verfassungen  alter  und  neuer  Zeit.  Zweitens,  in  die  Widerlegung  eines 
älteren  englischen  Schriftstellers,  Nedham,  welcher  einer  einheitlichen,  d.  h. 
nicht  in  mehrere  Abtheilungen  getrennten,  Vollcsvertretung  das  Wort  redet. 
Drittens,  in  die  Empfehlung  einer  sog.  gemischten  Verfassung  mit  Gegengewicht 
der  Gewalten,  und  eine  Prüfung  der  amerikanischen  Einrichtungen  nach  die- 
sem Maasstabe*  Der  Zweck  aber  war  ein  doppelter.  Einer  Seits  eine  Be- 
ruhigung einfiussreicher  Stimmen  in  Europa,  welche  über  die  Republikanisirung 
Amerika's  (wohl  nicht  ohne  Grund)  ängstlich  waren.  Anderer  Seits  ein 
Zuspruch  zur  vollkommenen  Durchführung  der  aufgestellten  Lehre  in  den  Ver- 
einigten Staaten  selbst.  —  Die  Arbeit  war  sehr  geeignet,  durch  die  reiche 
Gelehrsamkeit  und  überhaupt  durch  wissenschaftliche  Auffassung  einen  günstigen 


1)  Adams,  J. ,  Defense  of  the  Constitution  of  government  of  the  U.  S.  I— IIL  Lond., 
1786 — 88.  —  Ein  Auszug  hieraus  ist:  Defense  des  constitutions  americaines,  ou 
de  la  necessitc  d'une  balance  dans  les  pouvoirs  d'un  gouvernement  libre.  Avec 
des  notes  de  Mr.  de  la  Croix.  I.  IL     Par.,  1792. 
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Eindruck  zu  machen.    Ein  Vorwurf  roher  Unordnung  und  wilder  Freiheitsbe- 
strebungen konnte   nicht  Stich   lialtcu   gegen  einfe  so   gründliche  Bildung    und 
umsichtige  Erwägung;  und  mau  durfte  wohl  Gutes  erwarten  von  einem  Volke, 
unter  dessen  anerkannten  Ftihrern  Männer  wie  der  Verfasser  waren.    Auch  ist 
zuzugeben ,   dass  die  dem  Ganzen   zu  Grunde  liegende  Lehre  von  dem  Gleich- 
gewichte der  Gewalten,   so  falsch,   gezwungen  und  oberflächlich  sie  auch  jetzt 
erscheinen  mag,  in  jener  Zeit  als  die  richtige  galt.     Durch  Montesquieu  zuerst 
für  England  aufgestellt  und  dort  mit  Eifer  crgriifeu,   beherrschte  sie  die  Wis- 
senschaft und  war  auch  von  den  praktischen  Politikern    als  unbestreitbar  an- 
erkannt.   'Ein  Beweis,   dass  sie  in   den   neuen  Einrichtungen   nicht  nur  nicht 
verletzt  sei,  sondern  hier  sogar  erst  ihre  vollständige  Ausbildung  erreicht  habe, 
war  somit  von  grosser  Bedeutung,  und  gewährte  Ueberzeugung  und  Beruhigung. 
Adams  hat   also  unzweifelhaft   durch   dieses  Buch  seinem  Vaterlande  im  Aus- 
lande genützt,  im  Lande  selbst  aber  zur  weitereu  Durchführung  des  Begonnenen 
und   zur  Ausdehnung  auf  einen   allgemeinen  Bundesstaat   viel  beitragen.    Für 
die  spätere  Zeit  hat  dasselbe  aber   einen  grossen  Theil  des  Werthes  verloren. 
Man  hat  einsehen  gelernt,   dass  die  Angelpunkte  einer  repräsentativen  Demo- 
kratie und  die  Wirkungen  eines  Bundesstaates  wesentlich  andere  sind.    Dem- 
gemäss  ist  denn  auch  das  Werk  ziemlich  in  Vergessenheit  geratlien,  und  haupt- 
sächlich nur  noch  von  Bedeutung  als  eine  geschichtliche  Urkunde  über  die  Be- 
schaffenheit von  Mänucni  und  Gedanken  bei  der  Gründung  der  Bundesverfassung. 
Von  noch  weit   grösserer  Bedeutung   für  die  Geschichte  des  Ursprunges 
der  Verfassung,  ja  selbst  von  einem  für  alle  Zeit  bleibenden  wissenschaftlichen 
Werthe   ist  dagegen  die  berühmte,    mit    dem  Titel   „Föderalist"     bezeichnete 
gemeinschaftliche  Arbeit  dreier  der  ausgezeichnetsten  Staatsmänner  Amerika's  *). 
Seit  seinem  ersten  Erscheinen  gilt   das  Werk  als  eine  der  ersten  Zierden  der 
Literatur  des  Landes,   und  es  hat  sich    auch  sein  Ruf   und  seine  Benützung 
längst  über  Europa  verbreitet.     Zu  einem  vollen  Verständnisse  der  Eigenthüm- 
lichkeit  ist  übrigens  nothwendig,  dass  wohl  unterschieden  werde  zwischen  dem 
unmittelbaren  Zwecke  und  Nutzen ,  und  dem ,  ursprünglich  gar  nicht  beabsich- 
tigten, bleibenden  Werthe   für  Wissenschaft    und  Leben.  —    Als  der  Entwurf 
der  Bundesverfassung  im  Jahre  1787   in  Philadclpliia   berathen  war,  und  es 
sich  nun  von  der  Annahme   derselben  durch  das  Volk   handelte,    fand  sowohl 
ihr  Grundgedanke  (der  Bundesstaat),  als  eine  Reihe  von  einzelneu  Bestimmun- 
gen vielfachen  Zweifel  und  Anstoss;  und  nichts  war  unsicherer,  als  ob  sich  die 
öffentliche  Meinung  schliesslich   für   den   kühnen   Versuch   entscheiden    würde. 
Da  verbanden    sich    drei   Mitglieder    der  Versammlung  von  Philadelphia  zur 


1)  The  Fcdcralisl  on  the  new  ConsUtaüon,  written  in  thc  year  1788,  by  Hamilton, 
Madison  and  Jay.  —  Die  Zahl  der  Ausgttbcn  ist  sehr  beträchtlich,  und  na- 
mentlich enliiallcn  die  späteren  (z.  B.  die  in  liatlowcU,  182G,  erschienenen)  manche 
erst  später  aufgefundene  Aufsätze.  £•  besteht  auch  eine  französische  Ueberse- 
tzoDg:  Le  F^d^raliste.  L  II.  Par.,  1192. 
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gemeinschaftlichen  Empfehlung  des  vorgelegten  Entwurfes  und  zur  Widerlegung 
der  Einwürfe;    und    zwar   Alexander  Hamilton,    ursprünglich   Rechtsge- 
lehrter,    während     des    Krieges    Washington's    vertrauter    Adjutant,     später 
erster    Finanzminister    des  Bundesstaates,    unzweifelhaft   der   begabteste    aller 
amerilianischen  Staatsmänner;  James  Madison,   ein  seit  langen  Jahren 
durch  Eifer,    Umsicht   und  grössere   Auffassung   ausgezeichnetes   Mitglied   des 
Congresses,  später  Präsident  der  Vereinigten  Staaten;  endlich  John  Jay,  einer 
der  ersten  Rechtsgclehrten  des  Landes,  bald  Vorsitzender  des  obersten  Bundes- 
gerichtes.    Sie  vertheilten  die  einzelnen  Fragen  unter  sich,    und  machten,  an- 
fänglich unter  gemeinschaftlich  angenommener  Bezeichnung,  ihre  Aufsätze   in 
einem  Tagblatte  bekannt.     Die  Wirkung  war   ausserordentlich;   und  unzweifel- 
haft haben    die  Erörterungen    der    drei  Männer   mehr  zur  Annahme  der  Ver- 
fassung beigetragen,  als  irgend  etwas,  was  sonst  in  der  Sache  geschrieben  und 
gesprochen  wurde.     In  so  ferne   also  bleibt   immer  der  Föderalist  (so  nämlich 
wurde  die  Gcsammtarbeit  genannt)  nicht  nur  eine  der  merkwürdigsten  geschicht- 
lichen Urkunden  Amerika's,  sondern  noch  mehr  eigentlich  eine  gi*osse  That.  — 
Allein  das  Werk  hat  auch  noch  eine  zweite,    eine  wissenschaftliche  Bedeutung. 
Die  Theilnahme   au    der  vortrefflichen   Arbeit   erlosch  nämlich  nicht   mit  der 
unmittelbaren  Veranlassung;    sondern  es  bildeten  die  gesammelten  und  seitdem 
in  kaum  zählbaren  Auflagen  immer  wieder  gedruckten  Abhandlungen  bald  eine 
der  berühmtesten  und  benütztesten  theoretischen  Schriften  über  das  amerikani- 
sche Staatsrecht.     Der  Föderalist  gilt  auch  jetzt  nicht  nur  bei  derjenigen  Parthei, 
welche  einer  möglichst  kräftigen  Bundesgewalt  zugeneigt  ist,    als  eine  Art  von 
politischem  Evangelium,   dessen  Sätze  kaum  einen  Zweifel  unterliegen  können; 
sondern  auch  die  Gegner  erkennen  ihn  als  eine  Macht,  welche  die  emstlichste 
Beachtung  verdient.     Beides   nun  gewiss   in  vielen   und  wichtigen  Beziehungen 
mit  vollem  Rechte.     Es  wäre   sehr  schwer,   eine  umsichtigere  und  scharfsinni- 
gere Darlegung    des  Grundgedankens  und  der  wesentlichen  Einrichtungen   der 
amerikanischen  Verfassung  zu  geben,  wie  dieselben  zur  Zeit  ihrer  Gründung 
gedacht  und  gewollt  waren ;  und  es  ist  geradezu  unmöglich,  mit  grösserer  Klar- 
heit zu  sprechen.     Namentlich  Hamilton  beweist  eine  staunenswerthe  Gabe  ge- 
meinverständlicher und  doch  gründlicher  und  gedankenreicher  Darstellung.    Die 
Erörterung  erstreckt  sich  auch    stofflich  über  die  wichtigsten  Punkte.     Freilich 
wird  die  Berechtigung  der  Demokratie  im  xVllgemeinen  und  der  repräsentativen 
Form  derselben  im  Besonderen  kurzweg  vorausgesetzt,  und  nicht  erst  erwiesen ; 
um  so  genauer  ist  denn  aber  ihre  Anwendung  auf  die  Bundesverfassung  erläu- 
tert.    Die  Nothwendigkeit  einer  förmlichen  Staatsgewalt  und  Regierung,  anstatt 
eines  blosen   Vertrages;    die  Unerlässlichkeit   einer  Seits   und  Unschädlichkeit 
andererseits  einer  bedeutenden  Beschränkung  der  einzelnen  Gliederstaaten;  die 
Zweckmässigkeit    einer  Spaltung  der  Vertretung  in  zwei  Versammlungen,   und 
zwar  nicht  blos  zum  Zwecke  einer  reichlicheren  und  ruhigeren  Berathung,  son- 
dern hauptsächlich    zur  Verhinderung    einer   völligen  Beseitigung  der  einzelnen 
Gliederstaaten  durch  die  Kopfzahl;  die  Räthlichkeit  eines  einheitlichen  Hauptes 
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der  Verwaltung  und  der  für  dasselbe  vorgeschlagenen  Befugnisse ;  die  Wichtigkeit 
und  Ausführbarkeit   eigner,   namentlich    auch  zur  Bewahrung   der  Verfassung 
bestellten,  Bundesgerichte:    diese  und  ähnliche  Fragen  werden  im  Föderalisten 
erwogen  und  entschieden,  und  ihre  Erörterung  kann  noch  heute  als  durch  ihn 
abgeschlossen  betrachtet  werden.    Es  ist,  mit  Einem  Worte,    ein  vortreflFlicher 
Commentar  über  den  ursprünglichen  Sinn   der  Bundesverfassung;   und   es  sind 
dessen  Ansichten  um  so  mehr  zu  beachten,  als  die  Verfasser  auch  Miturheber 
der  von  ihnen  erläuterten  Urkunde  waren,    und   sie  somit,   bewusst  und  unbe- 
wusst,   die  wirkliche  Absicht  des  Gesetzgebers  mittheilen.  —     Bei  dieser  dop- 
pelten, sicherlich  nicht  kleinen,  Anerkennung  muss  jedoch  eine  nüchterne  Kritik 
stehen  bleiben,  und  er  heisst  sowohl  der  Wahrheit  zu  nahe  treten,  als  schliess- 
lich den  Verfassern  selbst  schaden,  wenn  man   dem  Werke  Eigenschaften  zu- 
schreibt,  welche  es  nicht  hat,   und  die  seine  Urheber  selbst  am  wenigsten  für 
dasselbe  in  Anspruch  nehmen.     Der  Föderalist   ist  weder  eine  wissenschaftlich 
untadelhafte  allgemeine  Theorie    sei  es  der  repräsentativen  Demokratie,    sei  es 
einer  Bundesverfassimg ;  noch   ein   praktisch  ausreichendes  System  des  jetzigen 
positiven  Bundesrechtes  der  Vereinigten  Staaten.    Was  nämlich  das  erstere  be- 
trifft, so  ist  keineswegs  Alles  theoretisch  richtig,   was  die  drei  grossen  Staats- 
männer vortragen.    Vor  Allem  war  es  gar  nicht  ihre  Aufgabe,  abstracte  Wal^r- 
heit  zu  lehren ,  sondern  vielmehr  die  besten  Gründe  für  einen  bestimmten  vor- 
liegenden Plan  geltend  zu  machen.    Dieser  Plan   war  nun  aber  kein  theoreti- 
sches Gebäude,   sondern  vielfach  durch  äussere  Verhältnisse  bestimmt    Dem 
mussten  sich  denn  auch  die  Empfehlungsgründe  anschliessen.    Auch  ist  aus  den 
Verhandlungen   der  Verfassungsvorschlagenden  Versammlung    sattsam  bekannt, 
dass  keineswegs  alle  von  dieser  gefassten  Beschlüsse  die  Zustimmung  der  Ver- 
fasser des  Föderalisten,  namentlich  Hamilton's,  hatten;   so   dass,   wenn   diese 
ihre  persönlichen  Ansichten  vorzutragen  gphabt  hätten,  ohne  Zweifel  manchfach 
Anderes  von  ilmen  gelehrt  worden  wäre.    Ueberdiess    aber  hat  die  Erfahrung 
nicht  wenige  Theorieen  der  Verfasser  als  unrichtig  nachgewiesen.   Gar  Manches 
hat  sich  anders  entwickelt  und  hat  andere  Folgen  geliabt,  als  sie  es  sich  dach- 
ten und  vortrugen.    Es  sind  in  der  Bundesverfassung  Anwendungen  von  B ech- 
ten gemacht  worden,  welche  weder  Freund  noch  Feind  zur  Zeit  der  Annahme 
im  Auge  hatten;  so  z.B.  hinsichtlich  der  Entlassung  der  Bundesbeamten  durch 
den  Senat.    Die  Wahlen    zu    den   höchsten  Bundesämtern  werden   thatsächlich 
auf  eine  ganz    verschiedene  Weise  vorgenommen,  als  der  Wille  der  Urheber 
der  Verfassung  war.    Die  in  den  einzelnen  Staaten  viel  weiter,  als  unmittelbar 
nach  der  Lostrennung  von  England,  entwickelte  Demokratie  hat  auch  auf  den 
Bund  mittelbare  Einwirkungen,  welche  keineswegs  beabsichtigt  waren;  wie  denn 
z.  B.  die  Ernennung  der  Bundesrichter  auf  Lebenszeit  jetzt  mehr  und  mehr  als  eine 
Eigenthümlichkcit  erscheint.    Durch  die  immer  schroffere  Spaltung  der  Staaten 
In  freie  und  in  Sklavenstaatcn  hat  das  Zahlenverhältniss  in  den  beiden  Häusern 
des  Congresses  eine  Bedeutung  und  einen  Zusammenhang  erhalten,  welche  bei 
der  GrflDdong  der  Verfassung  gar  nicht  in  Berechnung  kamen.    Und  so  noch 
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Anderes.  Hieraus  ergiebt  sich  denn  von  selbst,  dass  in  allen  diesen  Bezie- 
hungen die  allgemeinen  Sätze  des  Föderalisten  nicht  richtig  oder  besten  Falles 
wenigstens  nicht  vollständig  sind.  Nichts  ist  gewisser,  als  dass  seine  begabten 
Urheber  zuerst  die  seit  ihrem  "Werke  gemachten  Erfahrungen  zu  reichlichen 
Berichtigungen  ihrer  Ansichten  benützt  hätten.  Noch  weit  weniger  aber  kann 
der  Föderalist  als  ein  ausreichendes  System  des  praktisch  gültigen  Bundes- 
rechtes betrachtet  werden.  Hierzu  gehörte  vor  Allem  die  Einreihung  der  seit 
der  Annahme  der  Verfassung  ausgebildeten  Gesetzgebung.  Fehlen  doch  im 
Föderalisten  selbst  die  wichtigen  von  dem  ersten  Congresse  beschlossenen  Zu- 
sätze zur  Verfassung;  von  der  ganzen  Organisation  des  Bundesstaates  und 
allen  späteren  Bestimmungen  und  Einrichtungen  gar  nicht  zu  reden.  Ausser- 
dem versteht  sich  von  selbst,  dass  im  Laufe  so  vieler  Jahre  eine  Menge  von 
einzelnen  Fragen  aufgetaucht  und  durch  bestimmte  Vorgänge  und  Aussprüche 
zuständiger  Behörden  entschieden  worden  sind,  auf  welche  auch  der  scharf- 
sinnigste Ausleger  vor  jeder  Erprobung  des  Gesetzes  im  Leben  nicht  kommen 
konnte.  Man  vergleiche  zu  dem  Ende  nur  den  stofflichen  Inhalt  des  Werkes 
von  Story.  —  Fasst  man  dieses  Alles  zusammen,  so  ergiebt  sich  wohl  als 
Endurtheil,  dass  allerdings  der  Föderalist  nicht  nur  geschichtlich,  sondern  auch 
als  Auslegungsmittel  unschätzbar  ist;  und  dass  er,  wissenschaftlich  und  schrift- 
stellerisch, zu  den  ersten  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Staatswissenschaften 
gehört :  dass  er  aber,  abgesehen  von  theoretischen  Mängeln,  unter  den  Systemen 
des  positiven  Rechtes  keine  bedeutende  Stelle  einnimmt.  Und  es  wird  somit 
auch  seine  volle  Rechtfertigung  finden,  wenn  er  im  Vorstehenden  unter  ge- 
schichtlichen Quellen  aufgeführt  ist.  Die  Anfänger  des  Bundesstaates  haben 
alle  Ursache,  ihn  so  hoch  zu  stellen,  als  sie  es  thun;  nur  müssen  sie  sich 
hüthen,  ihn  auch  zu  Zwecken  zu  benützen,  zu  welchen  er  nicht  ausreicht. 
Wer  aber  kann  unter  solchen  Umständen  das  Werk  ohne  ein  Gefühl  der  De- 
muth  wegen  Begränzung  der  menschlichen  Kraft  in  die  Hand  nehmen?  Wenn 
Männer  von  der  ungewöhnlichen  Begabung,  wie  die  Verfasser  des  Föderalisten, 
nicht  im  Stande  waren,  die  Eigenschaften  und  Wirkungen  ihres  eigenen  wohl- 
erwogenen, Jahre  lang  erörterten  Werkes,  —  der  Bundesverfassung,  —  auch 
nur  für  die  Dauer  der  nächsten  Generationen  vollständig  und  richtig  zu  er- 
fassen: so  darf  sich  in  der  That  Keiner  mit  dauernder  Vortrefflichkeit  einer 
Unternehmung,  oder  mit  unveränderter  Zufriedenstellung  durch  eine  Schrift 
schmeicheln. 

d)  Geschichte  des  Staatenbundes. 
Ein  so  anziehendes  Schauspiel  die  Geschichte  der  wirthschaftlichen ,  sitt- 
lichen und  politischen  Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten  auch  ist,  so  einfach 
und  ruhig  ist  die  Geschichte  des  Bundesrechtes,  nachdem  dasselbe  erst  einmal 
feststand.  Der  Einbruch  gewaltsamer  Ereignisse,  welcher  allerdings  eiuigemale 
durch  die  Leidenschaft  geographischer  Abtheilungen  des  Landes  drohte ,  ist  im- 
mer noch  glücklich  abgewendet  worden.  Ebenso  sind  keine  nennenswerthen 
Umgestaltungen    in  den  Satzungen   des  Bundesstaates  auf  dem  Wege  der  Ge- 
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setzgebuDg  vor  sich  gegangen.  In  jetzt  fast  siebzig  Jahren  wurde  mit  der  Ver- 
fassung nur  eine  einzige  Veränderung  vorgenommen ,  und  zwar  nur  in  einer 
Formvorschrift.  Im  Uebrigen  hat  sich  das  System  durch  Entwicklung  der  Ge- 
setzgebung, Handhabung  der  Regierung  und  Entscheidung  der  richterlichen 
Gewalt  ruhig  entwickelt  und  befestigt.  Seine  verschiedenen  Theilc  sind  sämmt- 
lich  allmählig  ins  Leben  getreten,  und  wenn  sie  auch  zum  Theile  thatsächlich 
andere  Wirkungen  erzeugen,  oder  in  anderem  Geiste  gehandhabt  werden,  als 
die  Gründer  beabsichtigten;  so  ist  wenigstens  die  rechtliche  Grundlage  unange- 
tastet geblieben.  Als  die  bedeutendste  Veränderung ,  welche  seit  der  Gründung 
des  Bundesstaates  eingetreten  ist,  erscheint  die  Vermehrung  des  Gebietes  über 
das  Mehrfache  des  ursprünglichen  Umfanges  durch  den  glücklichen  Kauf  des 
Missisippi  -  Thaies  von  Frankreich  und  die  verschiedenen,  weniger  löblichen, 
Erwerbungen  ehemals  spanischer  Besitzungen.  Allein  auch  diese  Ausdehnung 
und  die  dadurch  möglich  gewordene  grosse  Vermehrung  der  Gliederstaaten 
hat  keine  Umgestaltung  eines  Grundgesetzes  zur  Folge  gehabt;  vielmehr  war 
schon  im  Bundesacte  eine  solche  Vergrössening  der  Gliederzahl  vorgesehen. 
Und  was  endlich  die,  allerdings  zuweilen  hochgehenden.  Wogen  des  Parthei- 
geistes betrifft,  so  haben  zwar  die  in  jedem  Bundesstaate  naturgemässen  ent- 
gegenstehenden Richtungen  der  Freunde  und  der  Gegner  einer  starken  Bundes- 
gewalt in  den  Vereinigten  Staaten  vom  ersten  Anfange  um  die  Herrschaft  ge- 
rungen, bald  uutei'liegend  bald  Sieger;  aber  beide  haben  sich  des  Gesetzes  als 
Waffe  bedient,  und  nur  eine  Abschattung  der  Auslegung  nicht  der  Gedanke 
desselben  selbst  war  zwischen  ihnen  im  Streite. 

Dieser  glückliche,  selbst  in  England  nicht  in  demselben  Grade  ruhige, 
Verlauf  der  Dinge  giebt  denn  nun  freilich  der  Geschichte  des  öffentlichen  Rech- 
tes in  den  Vereinigten  Staaten  während  dieser  Zeit  keine  ausserordentlichen  Er- 
eignisse zu  melden,  und  sie  erscheint  sehr  einförmig  und  wenig  spannend  im 
Vergleiche  mit  dem,  was  von  den  europäischen  Reichen,  z.  B.  von  Frankreich, 
zu  berichten  ist.  Natürlich  theilt  auch  die  Literatur  diesen  Charakter.  Ihre 
Aufgabe  ist  eine  verhäJtnissmässig  sehr  leichte  und  einfache.  In  Ermanglung 
grosser  Umwälzungen,  welche  nur  Ruinen  früherer  Rechtszustände  übrig  las- 
sen, und  verschiedener  schnell  sich  folgender  und  mit  Mühe  in  einander  zu 
fügender  Systeme  kann  hier  nur  von  einer  allmählig  sich  auf  derselben  Grund- 
lage entwickelnden  und  höchstens  in  bestimmten  Grenzen  schwankenden  Ge- 
setzgebung, von  den  persönlichen  Leistungen  der  Führer  und  den  Bestrebun- 
gen der  Partheien  auf  enge  umschriebenen  Kampfplätzen,  endlich  von  der 
Feststellung  einzelner  streitiger  Rechtsfragen  die  Rede  sein. 

Es  ist  allerdings  noch  zu  erwarten,  was  etwa  ein  begabter  Sachkenner 
aus  diesem  Stoffe  zu  machen  vermag;  denn,  wie  Oberhaupt  keine  amerikani- 
Bche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  besteht,  so  ist  insbesondere  auch  dieser 
-neueste  Zeitabschnitt  noch  nicht  in  diesem  Sinne  bearbeitet;  und  bis  jetzt  be- 
sitzen wir  nur  die  unverarbeiteten  Quellen  in  Obergrosser  Zahl,  Lebensschilde- 
rnngen  berühmter  Männer,   Reden  derselben,   allgemeine,  mehr  oder  weniger 
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verarbeitete,  geschichtliche  und  statistische  Darstellungen,  endlich  kaum  einen 
Anfang  von  politischen  Denkwürdigkeiten.  —  Nachstehende  Bemerkungen  wer- 
den einen ,  wenn  auch  nicht  ganz  vollständigen ,  Begriff  von  diesem  Theile  des 
Büchervorrathes  geben. 

Wie  in  jedem  constitutionellen  Staate,  so  bilden  auch  in  dem  amerikani- 
schen Bundesstaate  zweierlei  Gattungen  von  Quellen  die  unentbehrliche  Grund- 
lage jeder  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  öffentlichen  Rechtes:  verlässige 
und  vollständige  Ausgaben  der  Gesetzestexte,  und  die  Verhandlungen 
der  Regierung  mit  der  volks vertretenden  Versammlung,  sammt 
den  Protokollen  der  letzteren  und  deren  Beilagen.  —  Für  beiderlei  Bedürf- 
nisse ist  in  den  Vereinigten  Staaten  reichlich  gesorgt. 

Was  zuerst  die  Gesetzessammlungen  betrifft,  so  müssen  sie  wieder 
in  zwei  Abtheilungen  gebracht  werden. 

Eine  Anzahl  von  Werken  begreift  lediglich  die  Grundgesetze,  ohne 
die  spätere  Einzelgesetzgebung  zu  berücksichtigen.  Diese  enthalten  also  ausser 
der  Verfassungsurkunde  und  ihren  späteren  Zusätzen  die  auf  die  Begründung 
der  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit  sich  beziehenden  Actenstücke.  Aus- 
serdem aber  sind  fast  immer  auch  noch  die  Verfassungen  sämmtlicher  einzelner 
Gliederstaaten  beigefügt.  Letzteres  hat  denn  auch,  ausser  der  praktischen  Bequem- 
lichkeit zu  vielen  Zwecken,  eine  allgemeine  Berechtigung,  weil  die  Bundesacte 
eine  Reihe  von  gebietenden  und  verbietenden  Vorschriften  für  die  einzelnen 
Staaten  enthält,  deren  allseitige  richtige  Befolgung  muss  nachgesehen  werden 
können  *). 


1)  Eine  vollständige  Aufzählung  aller  Ausgaben  der  amerikanischen  Grundgesetze 
wäre  eben  so  überflüssig,  als  für  mich  unmöglich.  Es  bestehen  deren  sehr  viele, 
zum  Theile  an  ganz  entfernt  liegenden  und  unbekannten  Orten  gedruckte;  und  es 
genügt  natürlich  einige  der  besseren  und  zugängliciieren  zu  kennen.  Dagegen  ist 
die  Bemerkung  wohl  an  der  Stelle ,  dass  der  Besitz  keiner  einzelnen,  weder  älte- 
ren noch  neueren,  Ausgabe  für  alle  Zwecke  ausreicht,  theils  wegen  der  bestän- 
digen Vermehrung  der  Zahl  der  Ghederstaaten  und  somit  der  Grundgesetze,  theils 
■wegen  der  häufigen  mit  den  bestehenden  Verfassungen  vorgenommenen  Verän- 
derungen. So  sind  denn  die  früheren  Sammlungen  unbrauchbar  für  deu  neuesten 
Stand  der  Dinge,  die  neueren  aber  enthahen  die  frühere  Gestaltung  der  Grund- 
gesetze nicht.  Zu  einer  vollständigen  Einsicht  bedarf  man  also  Ausgaben  aus 
verschiedenen  Zeitabschnitten.  Solche  sind  denn  z.  B.:  The  Constitution  of  the 
U.  S. ,  according  to  the  latest  amendmenls.  Phil,  1791.  (Enthält  die  Unabhängig- 
keitserklärung, die  Bundesverfassung  und  die  Verfassungen  von  14  Staaten,  wie 
solche  beim  Beginne  des  Bundesstaates  -waren.)  Constitutional  law:  comprizing 
the  Declaration  of  Independence  .  .  Wash.,  1820,  (giebt  die  Bundesgrundgesetze 
und  die  Verfassungen  von  23  Bundesstaaten ,  worunter  aber  die  Revision  von 
Massachusetts  von  1820  nicht  ist.)  The  Constilutions  of  the  several  States  in  the 
Union,  embracing  theDeclar.  of  Indep.  etc.  By  J.  R.  Bigelow,  N.  York,  1848,  (ent- 
hält also  weder  die  neuesten  Revisionen  von  Ohio,  Maryland  und  Indiana,  noch 
die  Verfassungen  von  Wisconsin  und  Californien.)  —  Eine  deutsche  Uebersetzung 
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Die  einfachen  Gesetze  des  Bundesstaates  werden  nach  jeder  Sitzung 
des  Congresses  amtlich  bekannt  gemacht.  Bequemer  zum  Gebrauche  sind  aber 
natürlich  die  grösseren  Sammlungen  derselben,  welche  theils  mit  Inhaltsverzeich- 
nissen versehen,  theils  nach  Gegenständen  geordnet  sind.  Auch  ihrer  ist  eine 
ziemliche  Anzahl  vorhanden  ^). 

Höchst  umfassend  sind  diejenige;!  Schriften,  welche  die  Verhajidlun- 
gen  des  Congresses  und  die  Mittheilungen  der  Bundesregierung 
an  denselben  Enthalten.  Sie  zerfallen  in  verschiedene  Abtheilungen:  1)  die 
amtlichen  Sitzungs  -  Protokolle  beider  Häuser  des  Congresses,  nur  die  Thatsa- 
chen  und  Beschlüsse,  nicht  aber  auch  die  Ideen  der  Mitglieder  enthaltend^); 
2)  die  von  jedem  der  beiden  Häuser  besonders  zum  Drucke  geförderten  Acten- 


sämmüicher,  zur  Zeil  der  Herause^abe  des  Buches  bestehenden  Verfassungen  sind : 
Die  Verfassungen  der  V.  St  Nordamerika's ,  übers,  von  G.  H.  Engelhard.  I.  IL 
Franiif.,  1834.  Wenigstens  die  Bundes  -  Grundgesetze  finden  sich  in  den  allge- 
meinen Verfassungs- Sammlungen  von  Dufau,  Duvergier  et  Guadet  (Col- 
lect, des  conslit.,  Par.,  1823  fg.,  I— VI)  und  von  Schubert  (Verfassungs-Urkunden 
und  Grundgesetze,   Königsbg.,  1848,  Bd.  I) 

1)  Zu  den  besten  Samminngen  der  Bundesgeselze  gehören :  Laws  of  the  U.  S.  of 
America.  Wash.,  publ.  by  Bioren,  Duane  and  Weightman.  I — V,  1815;  und  VI — 
X.,  Wash.,  von  verschiedenen  Herausgebern,  bis  1845  reichend.  —  Laws  of  the 
U.  S.  Ed.  by  J.  Slory,  I-III;  IV  and  V,  ed.  by  Sharswood,  Bost.,  1848.  —  Uni- 
ted States  Statutes  at  large  from  1789  to  the  present  üme,  ed.  by  R.  Peters.  Pu- 
blish.  under  direction  of  Congress.  I — X.  Bost.,  1847  —  51.  (Vom  Congrcssc  gut- 
geheissen  und  mit  amtlichem  Glauben  versehen.  Bd.  I — V  enthält  die  Gesetze  über 
allgemeine  Gegenstände  von  1789 — 1845;  Bd.  VI,  die  Private  Acts  aus  dieser 
Zeil;  Bd.  VIF,  die  Verträge  mit  Indianern;  Bd.  VIII,  die  Verträge  mit  fremden 
Machten;  Bd.  IX,  Gesetze  und  Verträge  voa  1845—1851;  Bd.  X,  ein  vortreffliches 
Register.  Die  Fortsetzung  erfolgt  jährlich.)  —  Einen  nach  Gegenstanden  geordneten 
Auszug  giebt:  Gordon,  Digest  of  the  laws  of  the  U.  S.  BosL,  1852.  Frühere 
ähnliche  Bearbeitungen  sind  von  Graydon  (1813)  und  IngersoU  (1825). 

2)  Die  Protokolle  des  Congre-sses  sind  in  folgender  Weise  gedruckt: 

Das  Journal  of  the  Housc  of  Rcpresentalivcs  of  the  U.  S.  beginnt  mit  dem 
4.  März  1789  und  bildet  für  jede  Session  des  Congresses  einen  eigenen  Band 
mit  Register.  Von  den  Jahren  1789 — 1815  besteht  ein  zweiter  Abdruck  in  9 
Bänden. 

In  gleicher  Weise  ist  das  LegislaUve  Journal  of  the  Senate  of  the  U.  8.  be- 
schafTcn;  und  auch  hier  besteht  ein  späterer  Wiederabdruck  der  Protokolle  von 
1789—1815,  und  zwar  in  5  Bänden. 

Das  Executive  Journal  of  the  Senate  ist  anfänglich  gar  nicht  in  Druck  gelegt 
worden.  Im  J.  1829  aber  wurden  die  zur  VeröfTentiichung  geeigneten  Theile 
von  1789  an,  in  3  Bänden,  bekannt  gemacht.  Seit  dieser  Zeit  bilden  die  nicht 
geheim  gehaltenen  Executiv-Prolokolic  einen  Anhang  des  Legislative  Journal.  — 
Die  zur  VeröfTentiichung  gar  nicht  geeigneten  Aufzeichnungen  sind  nur  in  Hand- 
•ehrifl  vorbanden  und  nur  den  amtlich  Berechtigten  zagänglidi. 
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Stücke*);  3)  endlich  die  von  beiden  Häusern  gemeinschaftlich  bekannt  gemach- 
ten Urkunden  "*).  Ausserdem  ist  noch  für  eine  ausführliche  Mittheilung  der 
mündlichen  Verhandlungen  gesorgt,  nicht  blos  durch  die  Tagblätter,  sondern 
durch  eigene  fortlaufende  Werke  ^). 

Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es,  dass  alle  diese  Sammlungen,  so 
umfassend  sie  sind,  lediglich  nur  den  Bundesstaat  betreffen.  Die  den  Gegen- 
ständen nach  ähnlichen  und  dem  Umfange  nach  kaum  geringeren  Quellenwerke 
über  das  öffentliche  Recht  der  einzelnen  Staaten  sind  anderwärs  zu  besprechen. 

Von  den  Lebensgeschichten  einflussreicher  Staatsmänner 
aus  der  Zeit  des  Bundesstaates  war  ein  beträchtlicher  Theil  schon  bei  den 
Geschichtsquellen  der  früheren  Zeitabschnitte  zu  nennen.  So  die  Mittheilungen 
über  die  grossen  Führer  während  des  Unabhängigkeitskrieges  und  bis  zur 
Gründung  der  Union;  also  über  die  Washington,  J.  Adams,  Hamilton,  Jeffer- 
son.  (S.  dieselben  oben,  S.  540,  Note  3.)  Ihnen  sind  denn  aber  noch  die 
Lebensbeschreibungen,  Schriften  und  Reden  mancher  später  erst  auf  die  Bühne 
Getretener  beizufügen.  Ohne  Zweifel  wird  die  Zahl  dieser  Werke  noch  sehr 
vermehrt  werden,  da  einige  der  bedeutendsten  Männer  erst  kürzlich  geschieden 
sind  und  die  Sammlung  ihrer  Hinterlassenschaften  und  die  Schilderung  ihrer 
persönlichen  Bestrebungen  und  Erlebnisse  erst  vorzunehmen  ist.  Schon  jetzt 
aber  liegt  manches  Bedeutende  vor.    So  die  Sammlung  der  Reden  und  Schriften 


1)  Jedes  der  beiden  Häuser  des  Congn^csses  lässt  in  jeder  Sitzung  eine  grosse  Menge 
von  Actenslücken  aller  Art  drucken,  zunächst  einzeln,  dann  aber  in  Bande  ge- 
sammelt und  mit  Registern  versehen.  Es  besteht  jedoch  in  so  ferne  ein  Unter- 
schied zwischen  den  Sammlungen  beider  Häuser,  als  die  Abgeordneten  ihre 
Druckschriften  in  zwei  Abiheilungen  zerfallen,  nämlich  in  Ausschussberichle  sammt 
deren  Beilagen,  und  in  die  übrigen  Schriflen;  während  der  Senat  keine  Trennung 
vornimmt  —  Ausser  diesen,  in  Octav  gedruckten  „Documenten",  werden  für 
jedes  Haus  die  Bills  und  Beschlüsse  in  Folio  gedruckt.  —  Es  bestehen  auch^ 
verschiedene  Inhaltsverzeichnisse  über  grössere  Abschnitte  dieser  Sammlungen. 

2)  Hierher  gehört  denn  namentlich  die  grosse  Sammlung  der  „State  Papers",  in  21 
Folibänden,  und  2  späteren  Ergänzungsbänden ,  auf  Beschluss  des  Comgresses  im 
J.  1831  gedruckt  Dieselbe  geht  bis  zum  Beginne  des  Bundesstaates  hinauf,  ist 
nach  den  Gegenständen  eingclheilt,  und  enthält  sämmtliche  der  besondern  Auf- 
bewahrung für  würdig  erachteten  Actenslücke  jeder  Art.  Spätere  Fortsetzungen 
sind  leicht  anzuschliessen  und  auch  beabsichtigt.  Die  Abiheilungen  sind:  Aus- 
wärtige Verhällnisse,  4  Bde;  Indische  Angelegenheiten,  2  Bde;  Finanzen,  3Bde; 
Handel  und  Schulfahrt,  2  Bde;  Militärsachen,  2  Bde;  Marine,  1  Bd.;  Post.^l  Bd.; 
öffenlliche  Ländereien,  5  Bde;  Forderungen,  1  Bd  ;  Vermischtes,  2  Bde. 

3)  Eines  derselben  sind  die  Congressional  Debates.  Es  beginnt  das  Werk  mit  der 
Verfassung  im  J.  1789  und  geht  jeden  Falles  bis  1836.  Ob  weiter,  und  von  wel- 
chem Werlhe  es  ist,  vermag  ich  nicht  anzugeben.  Ein  anderes:  Register  of  De- 
bates in  Cougress  beginnt  mit  dem  Jahre  1823 — 24,  (Ite  Sess.  des  18.  Congres- 
ses).    Wichtig  ist  namentlich  auch  der  „Congressional  Globe"  seit  1833. 
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Webster's*);  die  von  dem  Heimathsstaate  Calhoun's  angeordnete  Zusam- 
menstellung seiner  Arbeiten');  die  Lebensgescbichte  Story's,  von  seinem 
Sohne  glücklich  erzählt^);  ein  gleiches  Werk  über  J.  Jay*);  Spark's  Leben 
von  Morris  *). 

Allgemeine  geschichtliche  Bearbeitungen  dieses  Zeitabschnit- 
tes sind  natürlich  in  Menge  vorhanden.  Es  haben  sich  jedoch  nur  wenige  ein 
höheres  Ziel  gesteckt,  so  dass  sie  als  sichere  und  ausgiebige  Quelle  einer  staats- 
rechtlichen Auffassung  dienen  könnten.  Zu  diesen  gehört  denn  namentlich  für 
den  ersten  schwierigen  Anfang  des  Bundesstaates  das  oben  (S.  540,  Note  3) 
bereits  genannte  "Werk  von  Pitkin;  ferner  Bradford's  Geschichte  der  Bun- 
desregierung •).  Ausserdem  wäre  es  nicht  gerecht,  die,  über  eine  lange  Reihe 
von  Jahren  sich  erstreckende  und  für  den  nächsten  Gebrauch  sehr  dienliche 
Sammlung  des  „American  annual  Register"  nicht  zu  erwähnen. 

Sehr  zahlreich  sind  die  statistischen  Arbeiten  über  die  Vereinigten 
Staaten.  Wenn  nun  auch  ein  bedeutender  Theil  ihres  Inhaltes  für  das  öffent- 
liche Recht  von  keiner  Bedeutung  ist,  so  dienen  doch  manche  Abschnitte  der- 
selben als  taugliche  Uebersichten  der  Zustände,  wie  sich  dieselben  zu  be- 
stimmten Zeiten  aus  den  Staatsgesetzen  und  Anstalten  entwickelt  hatten,  und 
sie  mögen  somit  immerhin  als  Beiträge  zum  vollen  Verständnisse  betrachtet 
werden.  Es  wird  genügen  hier  kurzer  Hand  auf  die  bedeutendsten  dieser,  zum 
grossen  Theile  weit  verbreiteten,  Werke  hinzuweissen ;  also  auch  die  Schriften 
von  Ebeling');    Pitkin»);     Seybert  »);     Bristed");     Warden  »»); 


1)  The  Speeches,  forensic  arguments  and  diplomatic  papers  of  D.  Webster,  with 
a  nolice  of  his  life  by  E.  Everett  1-VI.     Best.,  1853. 

2)  Calhoun's  Works.  Ed.  by  R.  K.  Cralle.  I-IV.     Columb.  (S.  C),  1852. 

3)  Life  and  lellers   of  J.  Story,  by  his  son  W.  W.  Story.   I.  II.   Bost.,  1851. 

4)  The  life  of  J.  Jay,  wilh  selcclions  of  his  letters  and  papers  by  his  son  W.  Jay. 
I.  U.  N.-York. 

5)  The  Life  of  Gouverneur  Morris,  with  scIecUons  from  bis  papers  and  correspon- 
pence,  by  Jared  Sparks.  1— III.  1832. 

6)  Bradford,  A.,  History  of  the  Federal  Government     Bost,  1840. 

7)  Ebcling,  Die  V.  St  von  Nordamerika.  I— VII.  Hambg.,  1793—1816.—  Ein  vor- 
treffliches, mit  der  genauesten  Sachkennlniss  gearbeitetes  Werk,  welches  nament- 
lich auch  über  die  Vervv'allungseiarichlungen  der  einzelnen  Staaten  nirgends  soiut 
zu  findenden  Anfscbluss  gicbt 

8)  Pitkin,  T.,  Statistical  view  of  tbe  commerce  of  the  U.  S.  Ed.  2.  N.York,  1817; 
ed.  3,  1835. 

9)  Bristed,  J.,  The  retoorces  of  the  U.  S.  N.York,  1818. 

10)  Seybcrt,  A.,  Statisücal  annals  of  the  U.  S.  frora  1789—1818.  Philad.,  1818,  4. 
—  Et  besteht  ancb  ein  französischer  Auszug. 

11)  Warden,  I).  B.,   Slaüstical ,   historical   and  polilical  account  of  tbc  U.  S.  I-Dl. 
Edinb.,  1819.    Eine  französische  Ucbersetzung  in  5  Bdcn  vom  J.  1818. 
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Morse*);  Mac  Gregor^).  —  Auch  ist  hier  der  Ort  an  die  verschiedenen, 
theils  jährlich,  theils  in  unbestimmten  Zwischenräumen  erscheinenden  Schriften 
zu  erinnern,  welclie  Nachrichten  über  die  neuesten  Zustände  und  Ereignisse 
sowohl  des  gesammten  Bundes  als  der  einzelnen  Staaten  in  gedrängter  Kürze 
mittheilen,  und  welche  in  Ermanglung  anderer  ausführlicher  Quellen  zur  Er- 
haltung einer  allgemeinen  Kenntniss  der  Dinge  ganz  tauglich  sind'). 

Ein  mit  grosser  Vorsicht  zu  gebrauchender,  aber  durch  keine  andere 
Quelle  ersetzbare  Gattung  von  staatlichen  Schriften  sind  die  eigenen  Denk- 
würdigkeiten hervorragender  Personen.  Jeder  weiss,  wie  viel  wir  in  der 
Kenntniss  der  französischen  und  auch  der  englischen  Staatszustände  den  Me- 
moiren von  Kriegs-  und  Staatsmännern  verdanken.  Ohne  Zweifel  wird  sich 
allmählig  auch  in  Amerika  diese  Art  an  Enthüllungen  ausbilden.  Bis  jetzt 
jedoch  ist  nur  erst  ein  Anfang  gemacht;  aber  allerdings  ein  bedeutender.  Es 
sind  diess  die  Denkwürdigkeiten,  welche  der  langjährige  Senator  von  Missouri 
Th.  H.  Be  n  1 0  n  nach  seinem  Rücktritte  vom  öffentlichen  Leben  bekannt  zu  machen 
angefangen  hat  *).  Er  war  lange  einer  der  Führer  der  demokratischen  Parthei 
im  Senate  und  namentlich  der  Vertraute  Jackson's,  dessen  stürmische  Verwal- 
tung er  auf  das  eifrigste  untei-stützte.  Sein  Werk  umfasst  die  Jahre  1820 — 50, 
und  giebt  eine  sehr  ausführliche,  allerdings  nicht  leidenschaftslose  Darstellung 
der  von  ihm  selbst  erlebten  Ereignisse.  Man  sieht  sehr  hinter  die  Coulissen 
in  Betreff  der  Beweggründe  und  Mittel;  und  wenn  das  Buch  auch,  wie  diess 
persönliche  Denkwürdigkeiten  freilich  dürfen,  alles  nur  im  Gesichtspunkte  der 
Congressstadt ,  namentlich  der  Senates,  und  ganz  besonders  noch  in  dem  des 
Verfassers  auffasst,  so  dass  die  Ereignisse  nur  in  einem  bestimmten  Stadium 
ihrer   Entwicklung   vorüberziehen :  so    ist  doch  sehr   viel    daraus  zu  ersehen. 
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Vor  Allem  tritt  der  Gegensatz  von  Nord  und  Süd,  und  der  der  freien  und 
der  Sklavenstaaten  auf  das  anschaulichste  entgegen;  eben  so  die  Folge  der 
Eifersucht  unter  den  Bewerbern  um  die  Präsidentenstelle.  Die  sittliche  Ach- 
tung vor  Einzelnen  und  Partheien  wiid  freilich  nicht  eben  sehr  gesteigert,  und 
wer  etwa  in  der  Demokratie  nur  Beweggründe  reiner  Vaterlandsliebe  und  Be- 
rücksichtigung des  Volkes  zu  sehen  erwartet,  wird  sich  getäuscht  finden.  Gut 
geschrieben  ist  das  Buch  nicht;  auch  hat  der  Verfasser  wohl  kaum  den 
Zweck  erreicht,  sich  selbst  ein  Ehrendenkmal  zu  setzen;  allein  Beides  ist  für 
den  Leser,  welcher  das  innere  Treiben  und  die  wirklich  bewegenden  Federn 
einer  repubhkauischen  Regierung  kennen  lernen  will,  sehr  gleichgültig,  und 
eine  zahlreiche  Nachfolge  auf  der  hier  eröffneten  literarischen  Bahn  sehr  zu 
wünschen.  Solche  Commentare  zu  Verfassungsurkunden  und  Gesetzen  sind 
eben  so  wichtig,  als  streng  wissenschaftliche. 

2.    Das  bestehende  Recht. 

Eine  tüchtige  Bearbeitung  des  geltenden  Bundesrechtes  ist  nicht  nur, 
selbstredend,  praktisches  Bedürfniss  in  den  Vereinigten  Staaten,  sondern  es 
hat  auch  das  Bestehen  eines  demokratischen  Bundesstaates  ein  allgemeines 
Interesse  für  die  "Wissenschaft  und  für  die  Lebensrichtungen  anderer  Länder. 
Daher  denn  leicht  zu  erklären  ist,  dass  nicht  blos  in  Amerika  selbst  eine 
Reihe  von  Schriftstellern  sich  diese  Aufgabe  in  weiterer  und  engerer  Begren- 
zung gestellt  hat,  sondern  auch  in  Europa  vielfache  Versuche  zur  Darlegung 
der  merkwürdigen  Erscheinung  gemacht  worden  sind.  Wenn  dabei  dem  In- 
länder der  grosse  Vortheil  der  unmittelbaren  Anschauung  und  der  leichten 
Benützung  aller  Quellen  zur  Seite  steht,  so  hat  der  Fremde,  zu  wenigstens 
einigem  Ersätze,  eine  unbefangenere  Auffassung  und  Freiheit  von  Partheinein- 
fluss  zu  beanspruchen.  In  der  Natur  der  Sache  aber  liegt  es,  dass  eine  aus- 
gebildetere Literatur  in  Untersuchungeir  über  die  Grundlagen,  in  Systeme  und 
in  Erörterungen  über  einzelne  Gegenstände  zerfällt. 

a)   Erörterungen  der  Grundlagen. 

Eine  vollständige  Untersuchung  des  "Wesens  der  amerikanischen  Verfas- 
sung hat  einen  dreifachen  Gegenstand:  den  rechtlichen  Gedanken  der  reprä- 
sentativen Demokratie  an  sich;  die  Natur  eines  Bundesstaates;  und  die  An- 
wendung jener  Staatsform  zu  diesem  Zwecke.  Bemerkungen  über  nur  die  eine 
oder  die  andere  dieser  Aufgaben  mögen  an  sich  ganz  richtig  und  geistreich 
sein;  allein  sie  genügen  nicht  zu  einer  vollständigen  und  richtigen  Einsicht, 
sie  verfehlen  gerade  die  eigenthümliche  Besonderheit. 

Es  ist  schwer,  in  einer  Ucbersicht  über  diesen  Zweig  der  Literatur  das 
richtige  Maass  zu  halten.  Die  Zahl  Derjenigen,  welche  über  die  Grundlagen 
der  amerikanischen  Einrichtungen   gelegentliche  Bemerkungen  gemacht  haben, 
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ist  unübersehbar.  Hat  es  sich  doch  kaum  Einer  der  endlosen  Reisebeschreiber  ver- 
sagt, seine  Betrachtungen  sei  es  über  die  Principien  sei  es  über  einzelne  zu  Tage 
tretende  Wirkungen  anzustellen ;  von  den  eben  so  zahlreichen  Verfassern  allgemeiner 
politischer  Erörterungen  nicht  zu  reden.  Es  wäre  nun  Danaidenarbeit,  alle  diese 
Ansichten  zu  sammeln  und  zu  ordnen;  obgleich  ganz  Richtiges  und  auf  Beobach- 
tung Gegründetes  darunter  sein  mag.  Eine  Auswahl  muss  getroffen  werden. 
Am  besten  ist  es  wohl,  solche  Schriften,  aber  auch  nur  solche,  aufzuführen, 
welche  sich  eine  derartige  Erörterung,  und  zwar  zum  Behufe  einer  richtigen  Ver- 
ständniss  des  bestehenden  Rechtes,  zur  ausschliesslichen  Aufgabe  gestellt  haben. 
Dieser  sind  nun  so  gar  Viele  nicht.  Dass  sie  fast  alle  von  Ausländern  ver- 
fasst  sind,  darf  nicht  Wunder  nehmen,  da  auch  für  sie  die  Begreifung  einer 
von  den  heimathlichen  Zuständen  und  Lebensvorschriften  sehr  verschiedenen 
und  doch  so  vielfach  gepriesenen  Erscheinung  Bedürfniss  ist. 

Ihrer  Aufzählung  und  Beuitheiluug  sind  erst  einige  allgemeine  Bemer- 
kungen voranzuschicken.  —  Die  Ausgangspunkte  aller  Erörterungen  über  das 
Wesen  des  bestehenden  Staatsrechtes  der  Vereinigten  Staaten  sind,  wie  eben 
erwähnt,  die  Ergründuugen  des  rechtlichen  Gedankens  der  Demokratie  und 
der  Natur  bleibender  Staatenverbindungen.  So  einfach  nun  beide  Begriffe  zu 
sein  scheinen,  so  zeigt  doch  eine  nähere  Betrachtung,  dass  beide  staatliche  Ge- 
staltungen in  sehr  verschiedener  Weise  aufgefasst  werden  können. 

Was  die  Volksherrschaft  betrifft,  so  ist  einmal  möglich,  von  der  allge- 
meinen menschhchcn  Gleichheit  und  Gleichberechtigung  auszugchen,  und  hier- 
auf denn  alsbald  den  Anspruch  Aller  an  Mitregierung  des  Staates  und  die 
Entscheidung  nach  dem  Willen  der  Mehrheit  zu  knüpfen;  wobei  denn  wieder 
die  zwei  grossen  Verschiedenheiten  einer  reinen  Demokratie,  d.  h.  der  Regierung 
mittelst  einer  allgemeinen  Volksversammlung,  und  einer  repräsentativen  Volks- 
henschaft  durch  gewählte  Stellvertreter  und  Beauftragte  bestehen.  Zweitens 
kann  man  auch  unter  Demokratie  nur  die  gemeinschaftliche  Regierung  der 
vollberechtigten  Bürger  verstehen,  unter  diesen  dann  aber  nur  Diejenigen 
begreifen,  welche  gewisse,  nicht  Jedem  zustehende  gesetzliche  Eigenschaften 
besitzen,  so  dass  die  Zahl  der  zur  Theilnahme  am  Staatswillen  Berechtigten 
nur  einen  Theil  der  Gesammtbevölkerung  beträgt.  Die  berechtigenden  Eigen- 
schaften können  dann  übrigens  verschiedener  Ai't  sein;  z.  B.  Abstammung, 
Vermögen,  Wohnsitz,  u.  s.  w.  Drittens  endlich  ist  Demokratie  auch  dann  vor- 
handen, wenn  das  Volk  nach  seinen  verschiedenen  Interessen  und  Lebensstel- 
lungen in  entsprechende  Abtheilungen  zerfällt,  der  Staatswille  aber  nur  mittelst 
Theilnahme  der  Träger  dieser  kleinen  Kreise  gebildet  wird.  —  Es  bedarf 
nicht  erst  eines  Beweises,  dass  nicht  nur  die  letzten  rechtlichen  Grundlagen, 
sondern  auch  die  praktischen  Folgerungen  wesentlich  andere  sind,  je  nachdem 
von  dem  einen  oder  dem  andern  dieser  Begriffe  der  Demokratie  ausgegangen 
wird;  und  dass,  wenn  es  sich  von  Erforschung  des  Wesens  einer  bestimmten 
concreten  Demokratie  handelt,  man  sich  dieser  Verschiedenheit  genau  bewusst 
sein  muss,    damit  nicht  Unklarheit  in  der  Gesammtauffassung  und  Verwirrung 
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im  Urtbeile  entstehe.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  nun  unzweifelhaft  von 
dem  ersten  Augenblicke  ihrer  Trennung  von  England  an  die  Demokratie  in  dem 
ersterwähnten  Sinne  genommen  werden.  Schon  die  Eingangsworte  der  Unab- 
hängigkeitserklärung, welche  den  Satz  aufstellen,  dass  alle  Menschen  frei  und 
gleich  geboren  werden,  beweisen  dicss.  Natürlich  niuss  denn  also  auch  diese 
Auffassung  bei  der  Feststellung  des  bestehenden  positiven  Rechtes  angewendet 
werden ;  und  es  ist  logisch  ganz  richtig,  wenn  in  der  Richtung  dieses  Gedankens 
weiter  und  weiter  zu  den  Folgerungen  geschritten  wird.  Ebenso  einleuchtend 
ist  aber  auch,  dass  zu  einer  vollkommen  wissenschaftlichen  Begreifung  ein  Be- 
wusstsein  der  beiden  übrigen  Möglichheiten  einer  Demokratie  nöthig  ist ,  da- 
mit durch  den  Gegensatz  das  Wesen  einer  allgemeinen  gleichen  Berechtigung 
und  der  Entscheidung  lediglich  nach  Kopfzahl  recht  klar  zur  Anschauung 
komme. 

Ebenso  ist  eine  grosse  Verschiedenheit  unter  den  bleibenden  Staatenver- 
bindungen.   Die  deutsche  Wissenschaft  hat  die  beiden  Hauptgattungen  mit  der 
Bezeichnung  „Bundesstaat"  und  „Staatenbund"  versehen,   und   die  Benennung 
so  wie  ihr  Verständniss   ist  bei  uns  von  der  Lehre   in    das  Leben  getreten. 
Als    Bundesstaat    bezeichnet    man    aber    bekanntlich    diejenige    Vereinigung 
von  Staaten,  über  welcher   eine   gemeinschaftliche  Regierung   mit  allen  dazu 
nothwendigen  Rechten  und  Organen  besteht,  so  dass  die  Selbstständigkeit  und 
namentlich   die    völkerrechtliche    Souveränetät    der   einzelnen    theilnehmcnden 
Staaten  sehr  geschmählert  ist,  und  eine  durchgehende  Theiinng  der  Regierungs- 
rechte zwischen  ihnen   und   der  oberen  Gesammtgewalt  stattfindet.    Ein  Staa- 
tenbund dagegen  ist  eine  völkerrechtliche  Verbindung,   durch  welche  sich  eine 
Anzahl  souverän  bleibender  Staaten  zu .  einzelnen  gemeinschaftlichen  Sichenings- 
maassregeln  verabredet,  ohne  dass  sie  aber  desshalb  eine  höhere  Gewalt  über 
sich  anerkennen  oder  ihrer  Souveränetät  im  staatsrechtlichen  oder  völkerrecht- 
lichen Sinne  sich  begeben.  —  Die  Vereinigten  Staaten  haben,  in  der  Confödcration 
von  1781,  mit  einem  blosen  Staatenbunde  begonnen;  der  schlechte  Erfolg  hat  sie 
aber  veranlasst,  mittelst  der  Verfassung  von  1789  zu  einem  förmlichen  Bundesstaate 
überzugehen.  Es  sollte  nun  nicht  erst  der  Bemerkung  bedürfen,  dass  nur  bei  einer 
genauen  Festhaltung  der  beiden  Begriffe  eine  Einsicht   in  das  Wesen  des  jetzt 
gesetzlich   bestehenden  Zustandes  und   eine  Entwicklung   richtiger  Rechtssätze 
über  das  gegenseitige  Verhältniss  des  Bundesstaates  und  der  einzelnen  Glieder- 
staaten möglich  ist;  und  dass  man  nur  zu  völliger  Verwirrung  des  Rechtsbewusst- 
seins  und  möglicherweise  zu  ungesetzlichem  Widerstände  und  Umsturz  kommen 
kann,   wenn   die  Theorie  einer  ganz  andern  Verbindungsart  angewendet  wer- 
den will. 

Sind  die  im  Vorstehenden  aufgestellten  Sätze  ricBtig  utid  die  gemachten 
Forderungen  erfüllbar,  —  und  Beides  wird  kaum  bestritten  werden  wollen,  — 
so  ist  man  wohl  zum  Tadel  über  die  Art  berechtigt ,  wie  bis  jetzt  die  so  wich- 
tigen und  ansprechenden  Untersuchungen  über  die  Grundlagen  des  amerikanischen 
Staatsrechtes  angestellt  worden  sind.  Nicht  etwa,  dass  es  manchem  der  Schrift- 
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steller  an  Geist  und  an  Scharfsinn  fehlte;  vielmehr  zeichnen  sich  gerade  hier 
einige  glänzende  Erscheinungen  durch  diese  Eigenschaften  aus :  aber  auch  nicht 
ein  Einziger  nimmt  dje  wissenschaftlich  beherrschende  Stellung  ein,  welche 
ihm  seine  Untersuchungen  sehr  .erleichtert,  diesen  aber  zur  vollen  Wahrheit 
verholfen  hätte.  Hinsichtlich  des  Principes  der  Demokratie  betrachten  sämmt- 
liche  Ausländer,  ohne  irgend  eine  Ausnahme,  die  Eegierung  Aller  nach  einfacher 
Kopfzahl  nicht  blos  (was  sie  wirklich  ist)  als  die  Grundlage  des  bestehenden 
Kechtes,  sondern  auch,  stillschweigend,  als  die  einzige  mögliche  Art  der  Volks- 
herrschaft. Damit  aber  versagen  sie  sich,  selbstredend,  nicht  nur  die  scharfe 
Bezeichnung  der  besonderen  Eigenthümlichkeit  Amerika's ;  sondern  auch  die 
Möglichkeit  einer  Auffindung  von  durchgreifenden  Hülfsmitteln ,  wenn  sie  mit 
den  Folgen  des  bestehenden  Gedankens  nicht  zufrieden  sind.  Die  amerikani- 
schen Schriftsteller  allerdings  haben,  ohne  Zweifel  durch  unmittelbare  Einsicht 
in  manche  üble  Seite  der  Wirklichkeit  zum  Nachdenken  gedrängt,  umfassen- 
dere Untersuchungen  über  das  Princip  der  Volksherrschaft  angestellt;  bei  ihnen 
treten  jedoch  andere,  weiter  unten  näher  zu  bezeichnende,  Umstände  der  rich- 
tigen Lösung  entgegen.  Was  aber  gar  die,  denn  doch  wahrlich  so  nahe  lie- 
gende, Unterscheidung  unter  den  beiden  Arten  von  Staatenbündnissen  betrifft, 
so  ist  sie  durchaus  von  Allen  verkannt  worden  oder  doch  wenigstens  unberück- 
sichtigt geblieben.  Selbst  da,  wo  sich  am  Ende  die  ganze  Beweisfühiimg  um 
diesen  Unterschied  dreht,  ist  das  Wort  nicht  ausgesprochen  und  der  Begriff 
nicht  scharf  aufgestellt. 

Die  Aufzählung  der  einzelnen  Schriften  geschieht  am  besten  nach  der 
Nationalität  der  Verfasser,  da  sich  die  Gesichtspunkte  grossentheils  danach 
bestimmen. 

Nicht  eben  sehr  viel  Bedeutendes  haben  die  Engländer  geliefert.  Zu 
einer  Erörterung  der  Bundeseinrichtungen  haben  sie  in  ihren  heimath- 
lichen  Zuständen  keine  Veranlassung,  und  so  bleibt  denn  dieser  wichtige  Theil 
der  Untersuchungen  bei  Seite  liegen.  Dagegen  beschäftigen  sie  sich  allerdings 
mit  der  Demokratie ;  und  namentlich  suchen  sie  die  Folgen  aufzufinden,  welche 
die  Einführung  dieser  Regierungsform  bei  einem  im  Ganzen  nach  englischem 
Rechtsbewusstsein  lebenden  Volke  hervorgebracht  hat,  und  die  nun  bestehen- 
den Unterschiede  zwischen  den  demokratisch-amerikanischen  und  monarchisch- 
englischen Einrichtungen  aufzufinden.  —  Am  frciesten  und  umfassendsten  fasst 
ohne  Zweifel  Lord  Brougham  —  in  seiner  Encyklopädie  der  Staatswissen- 
schaften *)  —  den  Gegenstand  auf.  Doch  kann  auch  ihm  das  Lob  einer  voll- 
ständigen Erledigung  und  wissenschaftlichen  Beherrschung  nicht  zugetheilt  wer- 
den. Abgesehen  davon,  dass  selbst  er  den  Bundesverhältnissen  keine  nennens- 
werthe  Aufmerksamkeit  schenkt,  untersucht  er  auch  den  Gedanken  der  Volks- 


1)  S.  Lord  Brougham's  Politieal  philosophy,  Bd.  IH,  S.  18  fg.     Näheres  über    das 

Werk  im  Ganzen  oben,  S.  140. 
▼.  Mohl,  Staatswissenschaft  I.  36 


552  ^^  Staatsrecht  der  Vereiiüftea  Staaten  von  Nordamerika. 

herrscha^t  nicht  umfassend  und  giundsätzlich.  Er  nimmt  die  Regierung  der 
Zahlenmehrlieit  einfach  als  das  Princip  dieser  Staatsform  an,  und  beschäftigt 
sich  nur  mit  der  Anwendung  der  Repräsentation  auf  die  Demokratie;  also  mit 
einer  Frage  zweiter  Linie.  In  diesem  Kreise  nun  freilich  giebt  er  sehr  bcher- 
zenswerthe  Erörterungen.  Vorerst  überhaupt  einen  Nachweis,  dass  nur  in  dieser 
Form  die  Demokratie  in  einem  grossen  Laude  und  bei  einem  zahlreichen  Volke 
überhaupt  möglich  sei;  sodann  scharfsinnige  und  bestimmte  Regeln  über  die 
Handhabung  dieser  Einrichtung  in  der  Demokratie  und  zu  ihren  Zwecken. 
Aus  dieser  engen  Auffassung  ergiebt  sich  denn  natürlich  auch,  dass  die  Scliil- 
derung  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  als  eines  Beispieles  des  reprä- 
sentativ-demokratischen Bundesstaates  viele  Lücken  hat,  und  zwar  gerade  in 
den  wichtigsten  Punkten.  —  Und  noch  weniger  erreichen  die  übrigen  englischen 
Schriftsteller  das  Ziel.  Eigentlich  liegt  ilmen  sämmtlich  nur  daran,  den  Unter- 
schieden zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  recht  deutlich  zu  ma- 
chen. Dass  sie  in  der  Regel  dabei  die  aus  dem  Bestehen  eines  monarchi- 
schen Principes  und  einer  mächtigen  Aristokratie  angeblich  erwachsenden  Vor- 
theile  mit  Wohlgefallen  hervorheben,  liegt  in  der  Natur  der  Sache;  und  in  so 
ferne  es  immer  nützt,  auch  die  Schattenseiten  einer  Staatsform  zu  kennen,  ist 
diese  Neigung  immerhin  nicht  ohne  Verdienst.  In  den  Vereinigten  Staaten 
freilich  wird  sie  mit  vielem  Missmuthe  aufgenommen.  Es  sind  aber  nament- 
lich die  Schriften  von  Ouseley  *),  Aiken  ^)  und  Tremenhere  3),  welche 
hier  in  Betrachtung  kommen.  —  Ersterer  ist  der  billigste,  und  sucht  ein  richtiges 
Urtheil  über  die  amerikanischen  Verhältnisse  und  Einrichtungen  zu  begründen, 
namentlich  thatsächlich  unrichtige  Darstellungen  in  verbreiteten  englischen 
Werken,  z.  B.  Reisebeschreibungen,  zu  berichtigen.  Von  grosser  Tiefe  und 
Gedankenfülle  ist  er  freilich  nicht.  —  Aiken  legt  hauptsächlich  Gewicht  auf  die 
Vorzüge  der  erbmonarchischen  Regierung  im  Gegensatze  mit  den  Folgen  des 
amerikanischen  Wahlsystemes.  —  Tremenhere  endlich  ist  zwar  mit  den  amerikani- 
schen Zuständen,  und  namenthch  mit  den  Folgen  der  immer  weiter  gehenden 
demokratischen  Entwicklung,  wohl  bekannt,  und  macht  auch  über  die  Uebel- 
st&nde  der  letzteren  sehr  richtige  und  umfassende  Bemerkungen :  allein  es  fehlt 
doch  auch  bei  ihm  an  einer  klaren  Einsicht  in  die  ganze  staatsrechtliche  Ge- 
staltung der  Vereinigten  Staaten.  Durch  den  Mangel  einer  bestimmten  Unter- 
scheidung des  föderativen  und  des  particularen  Theiles  derselben,  und  durch 
die  allzustarke  Hervorhebung  des  erstem  Bestandtheiles  entsteht  Undcutlich- 
keit  über  die  Ursachen  und  Wirkungen,   so  wie  über  Umfaag  und  Bedeutung 


1)  Onteley,  W.  Gore,   Remarks  on  the  Statistics  and  poUtical  Insütutions   of  the 
ü.  S.    Lond.,  1832. 

2)  Aiken,   P.  F.,  Vergleichende  Darstellungen  der   Consütuüonen  Grossbrilannien« 
nnd  der  V.  St.    Bearbeitet  von  F.  J.  Clement.    Lpz.,  1844. 

3)  Tremenhere,  H.  S. ,  The  Constitution  of  the  ü.  S.  compared    wiUi    oui    own 
Lond.,  1854. 
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der  besprochenen  Missstände.  Ueberdiess  ist  der  Verfasser  so  vorzugsweise 
von  der  neueren  Eichtung  der  amerikanischen  Demokratie  betroffen ,  dass  er 
die  löblichen,  und  zum  Theile  bewundernswerthen  Seiten  der  Einrichtungen 
und  Thatsaclien  ganz  übersieht.  Und  da  er  namentlich  von  der  Möglichkeit,  die 
Volksherrschaft  auch  auf  eine  andere  Grundlage  als  die  der  einfachen  Zalilen- 
mehrheit  zu  stellen,  keinen  Begriff  hat,  so  erscheinf  ihm  der  ganze  Zustand 
und  der  Gang  der  Dinge  über  die  Gebühr  schwarz  und  hoffnungslos.  Seine 
Vermuthuug,  dass  schliesshch  und  vielleicht  bald,  die  Gewaltherrschaft  der 
Menge  in  die  Gewaltherrschaft  eines  Einzelnen  umschlagen  werde,  werden  ohne- 
dem Wenige  theilen.  Es  mag  sein,  dass  der  Missbrauch  des  Massengrund- 
satzes die  gebildete,  einsichtige  und  besitzende  Minderheit  irgend  wann  einmal 
zur  Verzweiflung  und  damit  zur  offenen  Auflehnung  treibt:  nichts  ist  aber  we- 
niger nothwendig,  und  selbst  weniger  wahrscheinlich,  als  dass  gerade  eine  mo- 
narchische Dictatur  das  Ergebniss  sei. 

Den  Franzosen  muss  man  einräumen,  dass  sie  die  Aufgabe  grösser  stellen, 
und  somit  richtiger  lösen.  Die  Frage  der  Freiheit  und  Gleichheit  nimmt  sie  jeden 
Falles  an  sich  schon  sehr  i  u  Anspruch ;  und  wenn  auch  allerdings  keiner  ihrer 
Schriftsteller  die  ganze  Frage  von  der  Demokratie  ins  Auge  fasst,  sondern  auch 
sie  nur  —  hierin  theils  ihrer  vaterländischen  Erinnerungen  folgend,  theils  sich 
an  die  bestehenden  Zustände  in  Amerika  anschliessend,  —  die  Massenherrschaft 
und  deren  Folge  kennen:  so  geschieht  es  doch  mit  grösserem  üeberblicke  über 
die  weltgeschichtliche  "Wichtigkeit  der  Sache,  und  nicht  blos  im  Vergleiche  mit 
europäischen  Zuständen.  Ebenso  hat  zwar  für  sie  eine  Bundeseinrichtung  keine 
unmittelbare  Bedeutung  im  Leben;  allein  dennoch  nehmen  sie  in  ihrem  lebhaf- 
ten Geiste  und  bei  der  Lust  an  allgemeinen  staatlichen  Erörterungen  mehr 
Antheil  an  der  Frage. 

Es  gehörte  eine  Umwälzung  von  Europa  dazu,  um  es  möglich  zu  machen, 
dass  der  ehemalige  Erbe  Neapels  Achilles  Murat,  als  zeitweiser  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten,  ein  Buch  ^)  über  die  staatsrechtlichen  Grundsätze  die- 
ses Landes  schreiben  und  diese  mit  Begeisterung  empfehlen  konnte.  Weder 
ein  Aufenthalt  in  den  Freistaaten,  noch  die  eigenen    demokratischen  Ansichten 


1)  Murat,  A.,  Exposition  des  prineipes  du  gouvernement  republicain,  tel  qu'il  a  ele 
perfecUonnc  en  Amcrique.  Par.,  1S33.  Eine  deutsche  Uebersetzung  u.  d.  T. : 
Darstellung  der  Grundsätze  der  republikanischen  Regierung,  -wie  dieselbe  in  Ame- 
rika vervollkommnet  worden  ist.  A.  d.  Franz.  Braunschw.  u.  Lpz.,  1833.  — 
Es  mag  gestattet  sein,  hier  die  staatsrechtlich  nicht  eben  ganz  einfache  Frage 
aufzuwerfen,  ob  es  ein  zum  Bürger  der  V.  St.  Aufgenommener,  welcher  be- 
kanntlich bei  seiner  Naturalisation  nicht  nur  den  Vereinigten  Staaten  Treue  gelo- 
ben, sondern  auch  jede  Abhängigkeit  und  Treue  gegen  einen  andern  Staat  eidlich 
abschwören  und  dabei  noch  ausdrückhch  auf  jeden  erblichen  Titel  und  Rang 
verzichten  muss,  (s.  Acten  von  14,  April  1802  und  26.  März  1804,)  später  wie- 
der in  seine  alten  Verhältnisse  und  Vorrechte  zurücktreten  kann? 
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waren  ihm  an  der  Wiege  gesungen;  auch  mag  füglich  dahin  gestellt  sein  wie 
weit  die  letztern  wirkliche  innere  üeberzeugung  waren ,  oder  eine  Frucht  der 
Erbitterung  gegen  das  europäische  Königthum,  welches  den  Verfasser  aus  sei- 
ner Mitte  ausgestossen  hatte.  Gegenständlich  genommen  kann  die  Arbeit  nicht 
zu  den  schlechten  gezählt  werden.  Mit  Verständniss  ist  das  föderative  und  das 
demokratische  Element,  so  wie  deren  Verbindung  zu  der  bestehenden  Verfas- 
sung untcrscliieden  und  abgesondert  besprochen;  und  viele  Bemerkungen  zeu- 
gen von  Beobachtungsgabe  und  UrtheiJ,  Doch  geht  ein  Uebelstand  durch  das 
ganze  Buch.  Es  werden  beständig  bittere  Seitenblicke  auf  die  europäischen 
Zustände  gewoifen,  und  die  Möglichkeiten  einer  Verpflanzung  demokratischer 
Einrichtungen  in  die  diesseitigen  Fürstenthümer  erwogen.  Hierbei  zeigt  sich 
nun  aber  nicht  nur  ein  schwaches  Verständniss  der  europäischen  Verhältnisse; 
sondern  es  werden  auch  zuweilen,  was  nachtheiliger  ist,  die  amerikanischen 
Zustände  und  Einrichtungen  schief  dargestellt  oder,  um  Raum  für  die  Angriffe 
zu  gewinnen,  oberflächlich  behandelt.  So  aber  verliert  die  Schrift  einen  be- 
stimmten Character.  Ftir  eine  staatsrechtliche  Erörtening  der  Grundlagen  ist 
sie  nicht  genug;  für  eine  politische  Flugschrift  zu  viel. 

Ein  höchst  bedeutendes,  man  darf  wohl  sagen  ein  classisches,  "Werk  sind 
Tocqueville's  Erörterungen  über  die  amerikanische  Demokratie^).  Aufge- 
schreckt durch  die  langsame  aber  unwiderstehliche  Entwicklung  des  demokra; 
tischen  Geistes  in  Europa,  so  wie  betroffen  darüber,  dass  Niemand  sich  dieser 
Bewegung  zu  bemächtigen  und  sie  zu  zügeln  verstehe,  untersuchte  der  Verfasser 
die  Zustände  in  den  Vereinigten  Staaten  und  deren  Ursachen,  um  sich  ein  Ur- 
theil  über  den  wahrscheinlichen  Gang  der  Dinge,  so  wie  über  deren  vortheil- 
hafte  und  nachtheilige  Seite  zu  bilden.  .Mit  Recht  machte  die  Schrift  grosses 
Aufsehen  durch  Selbstständigkeit,  Tiefe  und  gesunden  Geist;  und  ihr  noch 
junger  Urheber  wurde  fortan  den  Ersten  unter  den  Staatsgelehrten  beige- 
zählt. —  Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Abtheilungen,  deren  erste  die  staatliche 
Seite  der  Demokratie  erörtert,  die  andere  ihre  Folgen  für  die  Gesittigung  ins 
Auge  fasst.  Natürlich  ist  hauptsächlich  die  erste  für  den  vorliegenden  Zweck 
von  Bedeutung.  Mit  klarer  Einsicht  in  das  Wesen  der  Aufgaben  geht  denn 
aber  der  Verf.  von  der  Schilderung  der  Demokratie  in  den  Vereinigten  Staaten 
aus;  schreitet  von  da  zur  Darlegung  der  thatsächlichen  Bundesverhaltnisse; 
und  schliesst  mit  der  Erörterung  der  Folgen  dieser  verbundenen  Grundlagen. 
Allerdings  fasst  auch  dieser  bedeutende  Staatsgelehrte  die  Frage  der  Demo- 
kratie nicht  in  ihrem  vollen  Umfange  auf,  sondern  nur  so,  wie  sie  sich  ihm  in 
den  Vereinigten  Staaten  unmittelbar  darstellt.  Allein,  auf  diese  amerikanische 
Volksberrschaft  beschränkt,  sind  seine  Untersushungen  vortrefflich.  Die  Ab- 
stammung aus  dem  englischen  und  namentlich  puritaniscl^en  Sinne  der  Ein- 
wanderer ;  die  Entwicklung  in  den  Kolonieen ;   die  Beseitigung  jeder  aristokra- 


1)  Tocqae Tille,  A.  de,  De  la  D^mocraüe  en  Amöriqne.  I.  D.  £d.  4,  Par.,  1836. 
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tischen  Beimischung  bei   der  Lostrennung  von  England;    endlich   das   bestän- 
dige   "Wachsen    seit   dieser  Zeit,   und  die    folgerichtige  Ausbildung,    sind    mit 
eben  so  viel  Kenntniss  als  Scharfsinn  dargelegt.    Ebenso  beweist  die  Schilde- 
rung der  aus  der  Demokratie  hervorgegangenen  und  anderer  Seits  wieder   zu 
ihrer  Kräftigung  dienenden  Staatseinrichtungen   in    Gemeinde,   Grafschaft  und 
einzelnem  Staate  feinste  Beobachtung   und  grtlndliche  Beschäftigung  mit    dem 
Gegenstande.    Namentlich   sind  in  diesem    Abschnitte   des  Buches  einige    der 
hauptsächlichsten   praktischen  Einrichtungen    der    repräsentativen   Demokratie 
meisterhaft  erörtert;    so  die  Vertheilung  der  Gewalt  unter  Viele;   die  Beseiti- 
gung einer  centralisirten  Verwaltung  bei  vollständiger  Centralisation  der  Staats- 
gewalt in  der  Gesetzgebung ;  die  Erhaltung  der  Verfassung  und  selbst  der  Ver- 
fassungsmässigkeit der   Gesetze   durch  die  Gerichte,  u.  s.  w.    —   Nicht   ganz 
dasselbe  Lob  verdient  die  Untersuchung   tiber  das  Bundeswesen  an  sich.    Sei 
es  dass  der  Verf.  sich  zu  einseitig  nur  um  die  demokratische,  nicht  aber  auch 
genugsam  um  die  federalc  Seite  der  Einrichtung  bekümmert ;  sei  es,  was  wahr- 
scheinlicher ist,    dass  er    sich  überhaupt   mit  dem  Studium  der  verschiedenen 
Bundesarten,  ihrer  Bedingungen  und  Wirkungen  wenig  beschäftigt  hatte,  und  ihm 
somit  die  wesentlichsten  Punkte  undihre  Bedeutung  nicht  recht  klar  waren:  seine 
Darstellung  ist  etwas  mager  dem  Stoffe  nach,  und  lässt  manche  der  wichtigsten 
Fragen  ganz    unberührt.     Sicher  ist    auch   hier   vieles  ganz  Richtige    gesagt, 
z.  B.  über  die  Verschiedenheit   der  beiden  Häuser  des   Congresses,    über    die 
Stellung    des    Präsidenten,    welche    wesentlich   von   der  eines  constitutionellen 
Monarchen  verschieden  sei,  über  die  hohe  Stellung  und  die  grosse  Wichtigkeit 
des  obersten  Gerichtshofes,  u.  s.  w. ;  allein  gerade   den  Fragen,   welche  jeder 
in  einem  Staatenbündnisse  Lebende  vor  Allem  ins  Auge  fassen  wird,  nämlich 
den  Bestimmungen  über  die  Regierungsmacht  der  Einheit  im  Gegensatze  gegen 
die  Gliederstaaten ,  wird  nicht  die  volle  Aufmerksamkeit  geschenkt.   Hier  muss 
anderwärts  Ergänzung  gesucht  werden.  —  Vortrefflich  sind  dagegen  wieder  die 
Erörterungen  über  die  staatlichen   und  gesellschaftlichen  Folgen  der  Demokra- 
tie im  Bundesstaate.     In  der  einen  Hälfte  der  ersten  und  in  der  ganzen  zwei- 
ten Abtheilung  des  Werkes  wird  diesen  Wirkungen   nach   allen   Seiten  und  in 
allen  menschlichen  Beziehungen  nachgespürt;    und  gerade  der  in  diesen  Bezie- 
hungen gezeigte  Geist  und  Scharfsinn  hat  dem  Verfasser  den  allgemeinen  und 
lauten  Beifall  verschafft.    Allerdings  betrifft  ein  grosser  Theil   der  hier  vorge- 
tragenen Thatsachen  und  Bemerkungen    andere  Lebensverhältnisse,   als  staats- 
rechtliche;  allein   auch  diese  letzteren  haben  ein  zum   Theile   überraschendes 
Licht  erhalten,  und  es  ist  nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  das  richtige  Verständniss 
der  Folgen  des  demokratischen  Principes  für  die  Bundeszustände  auf  Tocque- 
ville's  Erörterungen  zurückgeführt  wird.    Er  hat  die  wahre  Strömung  des  öffent- 
lichen Lebens  in  den  Vereinigten  Staaten  nachzuweisen  verstanden;  und  nament- 
lich hat  er  das  Verdienst,    bis  zur  Gewissheit  klar  gemacht  haben,    dass  dem 
Bundesstaate  keineswegs,  wie  man  in  Europa  gewöhnlich  annahm,    vom   Ein- 
brechen aristokratischer  oder  monarchischer  Richtungen  Gefahr  des  Untergan- 
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ges  drohe,  sondern  vielmehr  im  Gegenthcile  von  einer  üeberstürzung  des 
demokratischen  Geistes.  Die  Ansichten  Tocqucville's  sind  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  keineswegs  sämmtlich  mit  Gunst  aufgenommen  worden,  wie  sich 
dieses  bei  der  grossen  Empfindlichkeit  der  Amerikaner  gegen  jeden  Tadel 
ihrer  heimathlichen  Zustande  gar  wohl  erklärt;  und  es  mag  auch  wohl  sein, 
dass  der  Ausländer  einzelne  Erscheinungen  falsch  aufgefasst  oder  ihnen  eine 
übertriebene  Bedeutung  zugeschrieben  hat.  Allein  es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  sein  Werk  zu  denjenigen  gehört,  welche  am  deutlichsten  und  am  tiefsten 
in  die  Gründe  der  staatlichen  Zustände  und  in  die  Bedingungen  der  einzel- 
nen Einrichtungen  einführen.  Wäre  die  schwierige  Lehre  der  Staatenbünd- 
nisse mit  mehr  Verständniss  und  positiver  Kenntniss  behandelt,  so  läge  hier 
ein  vollendetes  Meisterwerk  vor. 

Nicht  sowohl  wegen  des  bereits  Geleisteten,  als  wegen  der  eröffneten 
Aussicht  auf  Umfassendes  und  Gründliches  ist  unter  den  französischen  Unter- 
suchungen noch  einer  kleinen  Schrift  von  Laboulaye')  Erwähnung  zu  thun. 
In  geistreichen  Andeutungen  werden  die  hauptsächlichsten,  namentlich  die  erfreu- 
lichen, Seiten  der  Vereinigten  Staaten  aufgezeigt;  und  wenn  —  wie  hoffentlich 
bald  der  Fall  ist  —  diesem  Vorgänger  das  ausführliche  Werk  folgt,  so  wird 
ohne  allen  Zweifel  eine  neue  reife  Quelle  der  Einsicht  in  das  öffentliche  Recht 
Amerika's  erschlossen  werden.  Dass,  wie  es  beinahe  scheint,  hier  die  löb- 
lichen Folgen  der  dortigen  Zustände  werden  hauptsächlich  berücksichtigt  wer- 
den, kann  als  Vervollständigung  nur  dankbar  erkannt  werden. 

Eine  gar  geringe  Ausbeute  an  Untersuchungen  über  die  Grundlagen  des 
amerikanischen  Staatslebens  bietet  die  deutsche  Literatur;  indem  hier  nur 
Ein  Werk  zu  nennen  ist,  und  dieses  kaum  mit  Recht.  Bekanntlich  hat  näm- 
lich F.  von  R  a  u  m  e  r  seinen  Schilderungen  auswärtiger  staatlicher  Zustände,  wie 
er  diese  bei  kürzerem  oder  längerem  Aufenthalte  in  den  Ländern  selbst  an- 
schaute, auch  eine  Beschreibung  der  Vereinigten  Staaten  beifügt  ').  Dieselbe 
theilt  nun  alle  Vorzüge  und  Schwächen  seiner  früheren  Schriften  dieser  Art. 
Auf  der  einen  Seite  steht  allgemeine  Vorbereitung  durch  umfassende  Gelehr- 
samkeit, wohlwollende  Geneigtheit  das  Gute  anzuerkennen,  rührige  Umschau 
nach  Neuem  und  Bezeichnendem,  gefällige  Darstellung;  auf  der  andern  Seite 
freilich  auch  Begütigung  mit  dem  Nächstliegenden,  Uebcrscliätzung  der  gerade 
im  Gange  begriffenen  Ereignisse  und  Gedanken,  Bestreben  nach  Billigkeit  mit- 
telst schaukelnder  Anerkennung  von  Gründen,  und  Gegengründen.  Von  einem 
scharfen  Eindringen  in  die  tiefer  liegenden  Ursachen  und  von  einem  Durchblicken 


1)  Laboulaye,  £.,  De  la  Consüluüon  ami^ricaine,  et  de  rutiiit^  de  son  ^tude.  Par., 
1850. 

2)  Raamer,  F.  v. ,  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  I.  II.  Lpz. ,  1845. 
Auch  ins  Englische  übersetzt  nnter  dem  Titel:  America  and  the  amcrican  People, 
by  W.  W.  Turner. 
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der  couventionellen  Verkleisterungen  und  Heucheleien  ist  da  keine  Rede.  Und 
wenn  namentlich  auch  die  Schrift  über  die  Vereinigten  Staaten  eine  beifällige  Auf- 
nahme in  dem  nach  Lob  begierigen  Lande  gefunden  hat:  so  ist  diess  wohl 
eben  dem  etwas  vei*waschenen  Hin  -  und  Herreden  über  Gutes  und  Böses ,  so 
wie  der  gläubigen  Annahme  von  Selbstlob  und  Vertheidigung  zuzuschreiben. 
Der  berühmte  Geschichtschreiber  hat  es  sich  in  der  That  etwas  leicht  gemacht. 
Es  ist  bei  ihm  weder  von  einer  gründlichen  Untersuchung  der  Eigenthümlich- 
keiten  der  amerikanischen  Volksherrschaft  die  Rede,  (deren  Auffindung  gerade 
ihm  wohl  möglich  gewesen  wäre;)  noch  auch  nur  von  einer  scharfen  Begrei- 
fung der  Bundeseinrichtungen  und  ihrer  Wirkungen  für  die  Gesammtheit  und 
für  die  Einzeln-Staaten ,  (welche  dem  Deutschen  vor  Allem  nahe  lag.)  Neue 
Aufschlüsse  können  also  weder  den  Amerikanern  über  das  Wesen  ihrer  Zu- 
stände geworden  sein;  noch  vermögen  wir  schliesslich  ein  anderes  staats- 
wissenschaftliches Ergebniss  aus  den  langen  Auseinandersetzungen  über  Ge- 
schichte und  Recht  zu  ziehen ,  als  den  Beweis ,  dass  mit  repräsentativer  Demo- 
kratie zu  regieren,  und  dieselbe  keineswegs  gleichbedeutend  sei  mit  Gesetz- 
losigkeit und  Unordnung.  Diess  ist  nun  aber  keine  neue  Entdeckung;  und  es 
lässt  sich  nicht  verkeimen ,  dass  z.  B.  Tocqueville  seine  Reise  über  das  Meer 
zu  einem  tieferen  Einblick  in  die  wahren  Zustände  des  Landes  und  die  Ur- 
sachen derselben  benützt  hat. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig,  von  den  amerikanischen  Schriftstellern 
zu  berichten.  Es  sind  deren  keineswegs  viele.  Wenn  nämlich  —  wie  diess 
oben,  aus  hoffentlich  guten  Gründen,  geschehen  ist,  —  Adams  und  der  Föde- 
ralist einer  anderen  Abtheilung  zugewiesen  werden,  so  sind  nur  noch  Taylor, 
Calhoun  und  Lieber  ')  zu  nennen,  von  welchen  freilich  letzterer  nicht  durch 
Geburt  wohl  aber  durch  vollständige  Einlebung  dem  Lande  angehört.  Die 
Bedeutung  von  wenigstens  zwei  derselben  ersetzt  übrigens  die  Zahl;  und  es 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  hier  die  Einheimischen  den  Fremden  enschie- 
den  überlegen  sind.  Diess  aber  ist  nicht  etwa  eine  innere  Nothwendigkeit  bei 
allgemeinen  Fragen.  Einem  mit  den  nöthigen  Vorkenntnissen  ausgerüste- 
ten Ausländer  stehen  bei  einer  Untersuchung  der  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Grundlagen  eines  Landes  ganz  bedeutende  Vortheile  zur  Seite.  Wenn 
er  nämlich  auch  mit  den  Eiuzelnheiten  nicht  vollständig  vertraut  sein  kann, 
zuweilen  den  Zusammenhang  oder  die  Tragweite  eines  Verhältnisses  falsch 
auffasst,  und  nicht  durch  praktisches  Bedürfniss  zur  Erforschung  der  Gründe 
von  Uebelständen  gedrängt  ist:  so  hat  er  den  frischen  Gesammteindruck  für 
sich,  aus  welchem  ihm  die  Eigenthümlichkeiten  scharf  entgegentreten;  ferner 
die  aufklärende  Vergleichung  mit  Verschiedenartigem ;    endlich  das  Bedürfniss 


1)  Möglicherweise  wäre  hier  auch  noch  aufzuführen:  Grimke,  F.,  Consideralions 
upon  the  nature  and  tendency  of  free  Institutions.  Cincinn.,  1848.  Ich  habe  aber 
dieses  Werk  mir  nicht  verschaffen  können. 
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sich  das  Wesen  des  Neuen  und  Auffallenden  klar  zu  machen.  Der  bisher 
ausgesprochene  Tadel  über  die  ungenügenden  Untersuchungen  der  Fremden 
war  somit  sicher  kein  ungerechter;  und  diess  um  so  weniger,  als  sie  sich  ge- 
rade in  denjenigen  Eigenschaften  von  den  Amerikanern  übertreffen  lassen,  in 
welchen  sie,  die  Ausländer,  sich  hätten  auszeichnen  können,  nämlich  in  der 
Selbstständigkeit  und  Eigenthümlichkeit  der  Auffassung. 

Am  geringsten  dürften  Taylor's  Untersuchungen  über  die  Grundlagen 
der  Verfassung ')  anzuschlagen  sein.  Der  Verfasser  gehört  zu  den  unglück- 
lichen Politikern,  welche  Freiheit  nur  von  einer  Schwächung  der  Staatsgewalt 
und  Einhaltung  der  Vei-fassung  nur  von  einem  häufigen  Wechsel  aller  Organe 
des  Gemeinwillens  erwarten;  und  welche  nicht  einsehen,  dass  für  einen  Bun- 
desstaat, der  Erfahrung  aller  Zeiten  gemäss,  die  Gefahr  nicht  in  der  über- 
grossen Macht,  sondern  vielmehr  in  der  Unzulänglichkeit  sei  es  der  Rechte 
sei  es  Mittel  zur  Gehorsamserzwingung  liegt.  Von  diesem  falschen  Standpunkte 
aus  spricht  er  denn  bittern  Tadel  über  fast  alle  Grundlagen  der  Bundesverfas- 
sung aus,  und  weissagt  Umsturz  und  Willkürherrschaft  aus  denselben.  So 
z.  B.  sieht  er  den  Untergang  der  Freiheit  in  der  sechsjährigen  Wahlzeit  der 
Senatoren,  namentlich  verbunden  mit  der  vierjährigen  Amtszeit  des  Präsiden- 
ten; indem  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  ein  sechs  Jahre  sitzender  gesetzgeben- 
der Körper  verdorben  werde,  gerade  sechsmal  grösser  sei,  als  bei  einem  blos 
einjährigen.  Femer  ist  ihm  die  Ueberlassung  des  Oberbefehles  über  das  Heer 
an  den  Präsidenten  ein  unfehlbarer  Grund  einstiger  Unterjochung  durch  ein 
ehrgeiziges  Staatsoberhaupt.  Und  so  noch  Anderes  mehr.  Unter  Urtheilsfähi- 
gen  ist  nun  aber  wohl  nicht  der  mindeste  Zweifel,  dass  die  wirklichen  Gefah- 
ren gerade  in  entgegengesetzter  Richtung  liegen. 

Dass  Calhoun's  umfassende  Abhandlungen  über  Regierung  im  Allge- 
meinen und  über  die  Bundesverfassung  insbesondere  ^)  höchst  bedeutende  Ar- 
beiten sind,  wird  auch  Derjenige  nicht  in  Abrede  ziehen,  welcher  die  Ansichten 
des  grossen  südlichen  Staatsmannes  nicht  theilt.  Es  spricht  sich  in  denselben 
ein  grosses  wissenschaftliches  Tahnt  und  eine  höchst  scharfsinnige  Logik  aus; 
wobei  nicht  übersehen  werden  darf,  dass  die  Arbeiten  nicht  einmal  die  letzte 
vollendende  Hand  des  Verfassers  erhalten  haben. 

Die  erste  der  beiden  Abhandlungen,  „eine  Untersuchung  über  Regierung" 
benannt,  ist  zwar  sehr  allgemein  gehalten,  und  hängt  mit  dem  Hauptgegenstande, 
der  Erörterung  der  Grundlagen  des  Bundesstaates,  nur  als  Vorarbeit  zusam- 
men; ist  aber  an  sich  höchst  merkwürdig,  theils  wegen  der  grossen  Kunst,  mit 


1)  Taylor,  J.,  Inqairy  into  the  principles  and  policy  of  the  U.  S. 

2)  Calhoan,  J.  C. ,  A  disqaitition  on  GovernmeDl,  and  a  dibcourte  on  the  Consti- 
talioD  and  Government  of  the  U.  8.  Ed.  by  B.  R.  Cralla.  Cobrnib.,  tS62.  Aach 
lüa  erster  Band  der  „Werke"  Calhoan't. 
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welcher  hier  allgemeine  Sätze  aufgestellt  werden,  welche  später  ihre  unmittel- 
bare Anwendung  auf  praktische  Fragen  finden  sollen,  theils  wegen  der  von  der 
gewöhnlichen    amerikanischen   Anschauung    vollkommen    abweichenden   Lehre 
von  dem  "Wesen  und  der  inneren  Berechtigung  der  Demokratie.    Die  Theorie 
von  der  Entscheidung  durch  blose  Mehrheit  ist  hier  nämlich  vollkommen  auf- 
gegeben, und  es  wird  vielmehr  von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  die  Annahme 
einer  völligen  Gleichheit,  und  somit  Gleichberechtigung,  aller  Menschen  unhalt- 
bar   und  dieselbe   nur  die  Veranlassung  zu   roher  Gewalt  der  Menge  und  zu 
Unterdrückung  aller  in  der  Minderzahl  befindlichen  Rechte  und  Interessen  sei. 
Da  nun  aber  die  Aufgabe  des  Staates  darin  bestehe,  Macht  für  die  Regierung 
und  Freiheit  für  die  Bürger  zu  schaffen,  so  müsse  die  Verfassung  jedem  Rechte 
die  Möglichkeit  der  Geltendmachung  verschaffen.  Diess  aber  sei  nur  zu  bewerk- 
stelligen, wenn  zu  den  Beschlüssen    der  Staatsgewalt  alle  thatsächlich  vorhan- 
denen Bestandthnile  des  Volkes  zusammenwirken,    und  namentlich  jeder  Min- 
derheit   das    Recht    eines    verhindernden   Widerspruches    (ein   Veto)   zustehe. 
Eine    solche  Zusammenstimmung   (concurrent   majority)  sei    allerdings  in    der 
Demokratie  möglich,  obgleich  schwierig  einzurichten.  —  Die  Beurtheilung  dieser 
Lehre  fällt  sehr  verschieden  aus,  je  nachdem  man  sich  auf  den   praktischen 
oder  einen  wissenschaftlichen  Standpunkt  stellt.  In  ersterer  Beziehung  leuchtet 
ein,  dass  sie  eine  vollkommene  Umwälzung  der  ganzen  rechtlichen  Grundlage 
der  Demokratie,  so  wie  diese  bisher  in  den  Vereinigten  Staaten  aufgefasst  und 
und  in  ihren  Folgerungen  immer  weiter  ausgebildet  wurde,  beabsichtigt.    Diess 
ist  denn  ein  kühnes  Unternehmen;  doppelt  so  in  den  Vereinigten  Staaten,   wo 
eine    Abweichung   von    dem  allgemein   Angenommenen   so    schwer  hält;    und 
nichts  ist  unwahrscheinlicher,  als  dass  die  neue  Lehre  alsbald  Anwendung  fin- 
den wird.     Nicht  nur  würde  sie  eine  grosse  Veränderung  in  allen  Einrichtun- 
gen der  Volksvertretung  und  in  der  ganzen  Organisation  der  Gesetzgebung  zur 
Folge  haben,  wozu  gewiss  ein  grosser  Entschluss  gehört;   sondern  sie  ist  auch 
lieb  gewordenen  Gewohnheiten  und  stolzen  Ueberzcugungen  zuwider.    Die  bis- 
herige Auflassung  der  Volksherrschaft,   welcher  gemäss  Jeder  eine  Stimme  in 
Staatsangelenheiten  hat,   blos  weil  er  vorhanden  ist,   jede  Stimme  so  viel  gilt, 
als  eine  andere,  und  somit    schhesslich  nur  die  Mehrheit  entscheidet,    ist  un- 
zweifelhaft ganz  in  Fleisch   und  Blut  des  amerikanischen  Volkes  übergegangen. 
Auch  kann  in  der  That  nicht  geläugnet  werden,    dass  dieselbe  durch  die  Ver- 
herrlichung   der  natürlichen  Gleichheit  dem  Selbstgefühle   der  Menge    schmei- 
chelt, und  durch  ihre  scheinbare  Einfachheit  dem  Verständnisse  derselben  ge- 
recht liegt.    Eine  Aufgebung  derselben  gegen  eine  Theorie,  welche  den  Stimmen 
nur  eine  relative  Bedeutung  giebt  und  dem  Willen  der  Mehrheit  Zügel  anlegen 
will,  kann  somit  offenbar  nur  durch  eine  allgemeine  Zustimmung  der  Wortfüh- 
rer oder  durch  die  entschiedensten  praktischen  Nachtheile  der  jetzigen  Grund- 
sätze allmähhg  bewerkstelligt  werden.    Zu  jener  ist  nun  aber  bis  jetzt  wenige 
Aussicht;  und  diese  sind  wenigstens  der  Menge  bis  jetzt  keineswegs  einleuch- 
tend.   Hierzu  kommt  noch,  dass  Calhoun  durch  eine  scharfsinnige  Anwendung 
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seiner  Lehre  zu  Gunsten  der  möglichst  grossen  Selbstständigkeit  der  einzelnen 
Staaten  gerade  von  den  Anhängern  des  Bundesstaates,  bei  welchen  er  unter  andern 
Umständen  vielleicht  Beifall  erhalten  hätte,  grundsätzüchen  Widerspruch  zu  er- 
warten hat.  Man  mag  somit  wohl  dem  Urtheile  zustimmen,  welches  tlber  Cal- 
houn  häufig  gefällt  wurde,  nämlich  dass  er  zu  viel  Metaphysiker  sei.  Etwas 
unpraktisches  hat  er  jeden  Falles  hier  gelehrt.  Damit  ist  aber  freilich  nicht 
gesagt,  dass  seine  Lehre  auch  wissenschaftlich  keine  Beachtung  verdiene.  Im 
Gegentheile  ist  sie  auf  diesem  Felde  sehr  merkwürdig.  Es  bedarf  nämlich 
nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  der  scharfsinnige  Staatsmann  durch  sein  Nach- 
denken tlber  die  letzten  Gründe  der  Volksherrschaft  und  über  die  Folgen  der 
Ausübung  dieses  Rechtes  zu  einer  gesellschaftlichen  Auffassung  des 
Staatslebens  und  zu  Forderungen,  welche  der  natürlichen  Gliederung  der  Be- 
völkerungen entsprechen,  gekommen  ist.  Diess  ist  nun  aber  von  grosser  Be- 
deutung für  die  Lehre  von  der  Gesellschaft,  welche  nicht  nur  hier  im  Allge- 
meinen —  und  je  unbeabsichtigter  es  ist,  um  so  bemerkenswcrther  —  eine 
weitere  Bestätigung  und  Stütze  erhält;  sondern  deren  Sätze  gerade  in  Bezie- 
hung auf  diejenige  Staatsform  angewendet  werden,  auf  welche  sie  am  schwie- 
rigsten zu  passen  schienen.  Die  Wirkungen  im  Leben  überhaupt  und  in  den 
amerikanischen  Zuständen  insbesondere  mögen  also  sehr  unwahrscheinlich, 
jeden  Falles  sehr  ferne  sein;  für  die  Ausbildung  der  politischen  Wissenschaf- 
ten ist  liier  etwas  Bedeutendes  geleistet.  Dabei  sei  noch  auf  einen  merkwür- 
digen Umstand  aufmerksam  gemacht.  Schon  bisher  ging  der  Satz,  dass  eine 
Verfassung  zum  Schutze  der  Minderheiten  gegen  ein  gewaltthätiges  üebergewicht 
der  Mehrheit  diene,  vielfach  in  pohschen  amerikanischen  Verhandlungen  wie  eine 
Art  von  Gespenst  um.  Derselbe  war  aber  offenbar  nicht  nur  ohne  Zusam- 
menhang mit  dem  gewöhnlich  aufgestellten  Principe  der  Mehrheitsberechtigung, 
sondern  so  recht  eigentlich  im  Widerspruche  mit  demselben,  und  nur  aus 
einem  Instincte  nicht  aber  aus  klarer  logischer  Beweisführung  hervorgegangen. 
Die  Theorie  Calhoun's  bringt  ihn  nun  plötzlich  in  seine  richtige  Verbindung, 
giebt  ihm  allgemeine  Begründung,  und  zeigt  eine  praktische  Ausführbarkeit. 
Auch  dieses  hat  zunächst  lediglich  nur  eine  theoretische  Bedeutung;  allein  es 
ist  doch  immer  interessant  zu  sehen,  wie  ein  Satz ,  welcher  seit  langem  verein- 
zelt und  fremdartig  unter  einer  ganz  verschiedenartigen  Gedankenreihe  stand, 
durch  eine  Aendening  in  der  Lehre  unerwartet  Zusammenhang  und  richtige 
Bedeutung  findet. 

Eine  unmittelbare  und  eine  grosse  Wichtigkeit  für  das  amerikanische 
Staatsleben  hat  nun  aber  die  zweite  Abhandlung  Calhoun's.  Sic  ist  nämlich 
eine  ausführliche  Vertheidigimg  des  „Staatenrechts-Systcmes"  gegen  die  Theorie 
eines  beherrschenden  Bundesstaates.  Der  Verfasser  sucht  den  Beweis  dafür, 
dass  nach  richtiger  Theorie  die  einzelnen  Staaten  dem  Bundesstaate  gleich- 
sldicn,  nicht  aber  ihm  untergeordnet  seien,  und  dass  sie  mittelst  der  Bundes- 
verfassoDg  mir  bestimmte  einzelne  Rechte  vertragsmässig  überlassen  haben, 
keineswegs    aber    von    dem-  gesammten  Volk  ein    höherer   Staat  in   seiner 
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Machtvollkommenheit  geschaffen  worden  sei,  theils  geschichtlich,  theils  durch 
Auslegung  der  Worte  des  Grundgesetzes  zu  führen.  Seiner  Ansicht  nach  liegt 
die  Gefahr  für  die  Vereinigten  Staaten  nicht  in  einer  Unzui-eichenheit  der  Bun- 
desgewalt, sondern  gerade  im  Gegentheile  in  der  allzugrossen  Machtanhäufung 
bei  derselben;  welche  erzeugt  werde  theils  durch  eine  ungerechtfertigte,  unter 
dem  Vorwande  der  nothwendigen  Ausführungsmittel  vollführte  Anmassung  der 
Bundesbehörden,  theils  durch  die  dem  Bunde  stets  sichere  Zustimmung  der 
Mehrzahl  der  Bundesstaaten,  aus  deren  Abstimmung  die  jedesmalige  Regierung 
desselben  hervorgehe.  Zur  Beseitigung  dieser  Unterdrückung  der  Einzelnstaa- 
ten und  der  schliesslich  drohenden  Gewalt-  und  Militärherrschaft  sei  offenbar 
ein  grösserer  Schutz  der  Schwächeren  nöthig,  dieser  aber  nur  in  dem  Veto  zu 
finden,  welches  jedem  Gliederstaate  gegen  die  Beschlüsse  des  Bundes  zustehe. 
Der  Einwand,  dass  im  Falle  eines  Widerspruches  zwischen  Bund  und  Einzeln- 
staat  gesetzlich  die  Bundesgerichte  zu  entscheiden  haben,  und  somit  ein  sol- 
ches Veto  rechtlich  unmöglich  sei,  wird  durch  die  Behauptung  beseitigt,  dass 
diese  durch  die  Congressacte  von  1789  den  Bundesgerichten  übertragene  Zu- 
ständigkeit verfassungswidrig  und  nichtig  sei ;  die  Frage  aber,  auf  welche  Weise 
die  bei  einer  solchen  Gleichberechtigung  des  Bundes  und  der  Staaten  entste- 
henden Streitigkeiten  entschieden  werden  sollen,  durch  Hinweisung  auf  eine 
allgemeine  Abstimmung  des  Volkes  iu  allen  einzelnen  Staaten  (in  der  Form 
der  Entscheidung  über  eine  Verfassungs-Veränderung)  beantwortet.  Zur  theo- 
retischen Begründung  dieser,  zum  Theile  höchst  auffallenden,  Sätze  wird  dann 
aber  eben  die  oben  bezeichnete  Theorie  von  der  Demokratie  und  von  der  Be- 
rechtigung der  Minderheiten  geschickt  venveiidet.  Schliesslich  ist  zur  „Wie- 
derherstellung der  ächten  Verfassung"  verlangt:  die  Zurücknahme  der  gesetz- 
lichen Bestimmung,  nach  welcher  die  Bundesgerichte  zuständig  erklärt  seien 
in  allen  Streitigkeiten  über  Bundesgesetze  und  Verfassung;  die  Zurückführung 
der  Geldgewalt  des  Congresses  auf  die  engsten  Grenzen,  damit  nicht  durch  die 
Art  der  Steuern  (nämlich  durch  Zölle)  in  das  Recht  der  einzelnen  Staaten  ein- 
gegriffen werde;  die  Beschränkung  des  Präsidenten  auf  die  ihm  in  der  Ver- 
fassung ausdrücklich  zugetheilten  Rechte  und  ünterssagung  der  nicht  genann- 
ten Ausführungsmittel  (!) ;  endlich  bessere  Wahl  des  Präsideuten  und  Viceprä- 
sidenten.  Auch  in  dieser  zweiten  Abhandlung  weicht  also,  wie  man  sieht,  Cal- 
houn's  Auslegung  der  Grundlagen  des  öffenthchen  Rechtes  der  Vereinigten 
Staaten  entschieden  ab  von  der  herrschenden  Ansicht;  und  auch  hier  muss 
zwischen  wissenschaftlicher  und  praktischer  Bedeutung  der  aufgestellten  Mei- 
nung unterschieden  werden.  Nur  ist  freilich  das  Verhältniss  dieser  beiden 
Würdigimgsmaassstäbe  gerade  das  entgegengesetzte  von  dem  bei  der  oben 
erwähnten  Lehre  stattfindenden.  Wenn  nämlich  an  ein  praktisches  Eingehen 
in  jene  neue  Auffassung  der  Demokratie  gar  nicht  zu  denken  war,  so  ist  da- 
gegen die  Lehre  von  der  Selbstständigkeit  der  Einzelstaaten  einem  nicht  unbe- 
deutenden Theile  des  amerikanischen  Volkes  ganz  genehm.  Namentlich  in 
den  südlichen  Staaten  ist  die  Abneigung  gegen  eine  starke  Bundesgewalt  sehr 
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verbreitet.    Diesem  spricht    nun  Calhoun  in    der  vorstehenden  Beweisführung 
ganz  nach  dem  Herzen.    Und  tiberwiegt  auch  sicherlich,   und  lioffentlich,  bei 
der  Mehrzahl  bewusst  oder  instinctmässig  das  Verlangen  nach  kraftvoller  Ein- 
heit, und  ist  somit  wohl  geringe  Aussicht  auf  eine  Durchführung  der  von  dem 
Wortführer  des  Südens  ausgesprochenen  Ansichten  und  Forderungen,  so  haben 
sie    doch   immerhin    eine   grosse  praktische    Bedeutung,    weil    sie     allerdings 
auf  Anhänger  rechnen  können  und  zur  Bestärkung  dieser  in  ihren  Auffassungen 
mächtig  beitragen  werden.    Ganz  anders  stellt  sich  dagegen  die  Sache,    wenn 
der  wissenschaftliche  Wcrth    der  vorgetragenen  Lehre  in  Betrachtung   kommt. 
Ein     solcher     ist    ihr    abzusprechen ,    sowohl    als    Versuch    einer   Auslegung 
der   positiven   Bundesgesetze,    denn    als  rein    staatswissenschaftliches  System. 
Unzweifelhaft  nämlich  widerspricht  diese  Theorie  der  „Staatenrechte"  der  Ge- 
schichte der   Entstehung    des  jetzigen   Bundesstaates  und  den  nachweisbaren 
Absichten  des  Gesetzgebers.     Die  zu  ihren  Gunsten  angewendeten  Erklärungen 
des  Grundgesetzes  sind  zwar  sehr  scharfsinnig ,  allein  durch  und  durch  sophi- 
stisch.  Das  Bedürfniss  des  Lebens  und  die  Erfahrung  aller  Zeiten  und  sämmt- 
licher  sonstiger  zersplitterter  Länder  spricht  gegen  blose  Staatenbünde  und  zu 
Gunsten  starker  Bundesstaaten.    Endlich  hat  in   den  Vereinigten  Staaten  die 
übergrosse   Mehrzahl   des  Volkes  von  Anfang  an  die  entgegengesetzte  Ansicht 
gehabt   und    die  Verfassung   in  diesem  Sinne  angenommen.    Eine  Verwendung 
der  Lehre  Calhoun's  zur  Erklärung  des  Bundesrechtes  wäre  somit    eine  offen- 
bare Misshandlung   und  Verkehrung   desselben.     Und   nicht  günstiger  ist  von 
ihr  zu  urtheilen  von  reiij  wissenschaftlichem  Standpunkte  aus.     Nichts  steht  in 
Erfahrung  und  Theorie  fester,  als  dassein  schlaffer  Staatenbund  nichts  taugt, 
indem  er  seinen  nächsten  Zweck,  die  Sicherung  nach  Aussen,  verfehlt,  im  Innern 
aber  zahlreiche  gerechte  Wünsche  unerfüllt  lässt.    Eine  solche  mangelhafte  Ge- 
staltung als  die  allein  richtige  und  mögliche  darzustellen,  ist  unverzeihlich ;  dop- 
pelt in  einem  Lande,  welches  die  Einsicht  und  das  Glück  gehabt  hat,  sich  aus 
solcher  Halbheit  und   Verkommenheit  noch    eben  zu  rechter  Zeit   zu  retten. 
Calhoun  lässt  sich  in  der  That  von   einem  grossen  sittlichen  Fehler  nicht  frei- 
sprechen.    Seine  ganze  Theorie  verdankt,  wie  bereits  bemerkt,  ihren  Ursprung 
lediglich  dem  Bestreben  der  südlichen  Staaten,   sich  von  den  Bundesbeschlüs- 
sen unabhängig  zu  halten,  weil  diese,   erzeugt   und  gestützt  durch  die  nörd- 
lichen und  westlichen  Staaten,   ein  Schutzzollsystem    feststellen;    hauptsächlich 
aber,  weil  möglicherweise  Eingriffe  in  die  Sklaverei  geschehen  könnten.    Dieser 
letztere  Grund,  welcher  auch  gar  nicht  verhehlt  wird,  ist  nun  aber  ein  so  widri- 
ger,  dass   die   ohnedem  sehr  unstaatsmännische  Bestrebung  nach  Schwächung 
der  Bundesgewalt  die  aller  entschiedenste  Verwerfung  verdient  —   Mit  dieser 
Verwerfung  ist  denn  aber  eine  unumwundene  Anerkennung  grossen  Talentes 
in  Auseinandersetzung  der  falschen  Lehre,   sogar  das  Zugeständniss  einzelner 
*ichtiger  Bcweisfahrungen  gar  wohl  vereinbar.    Calhoun  zeigt  sich  in  der  gan- 
zen Arbeit  als   eine   geistige  Kraft  erster  Grösse,   und  sein  Buch  bleibt  ein 
höchst  merkwOrdiges  Erzeugniss.    Nicht  nur  ist  es  immer  belehrend  zu  sehen. 
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dass  die  Grundlagen  der  staatlichen  Zustünde  Amerika's  auch  von  einer  ganz 
anderen  Seite  aufgefasst  werden  können,  als  von  der  im  Leben  und  in  der 
Wissenschaft  gangbaren;  sondern  es  werden  auch  manche  Erscheinungen  und  Be- 
strebungen der  Wirklichkeit  begreiflicher ,  und  Blicke  in  eine  wenigstens  mög- 
liche Zukunft  eröifnet. 

Eine  ebenfalls  bedeutende  Arbeit  ist  Lieber's  Untersuchung  über  bür- 
gerliche Freiheit  und  Sell)stregierung  in  den  Vereinigten  Staaten ');  und  zwar  ist 
hier  Lob  ohne  Beimischung  von  Tadel  zu  spenden.     Allerdings  umfasst  der  Ver- 
fasser nicht  die  gesammte  Grundlage  der  amerikanischen  Staatszustände,  indem  er 
sich  auf  die  Erörterung  des  demokratischen  Principes  beschränkt.     So  weit  er  aber 
geht,  spricht  sich  ein  im  allgemeinen  und  im  staatlichen  Wissen  gelehrter,  ruhig 
prüfender  und  mit  sehr  gesundem  politischen  Sinne   begabter  Mann   aus.     Der 
Zweck  des  Werkes  ist,  das  Wesen  der  amerikanischen  Freiheit  zu  begreifen  und  da 
Rathschläge    zu    knüpfen.      Mit    Recht    unterscheidet    es   vor  Allem  zwischen 
dem  Begriffe  der  Freiheit,   wie  ihn  die  Griechen  und  Römnr  (als  Antheil  am 
Gemeinwesen)  auffassten,  von  dem  Sinne  der  Neueren,  welche  persönliche  ünbe- 
schränkthcit  durch  den  Staat  verlangen.     Bei   den  letzteren  stellt  er  nun  aber 
wieder    die   französische   und    die  englische  Auffassung   gegenüber.     Während 
das  Ziel  der    ersteren  nur  allgemeine    Gleichheit  und  allgemeines  Stimmrecht 
sei,    und  sie  sich  damit  begnügen  neben   der  manchfachsten  Beeinträchtigung; 
verlangen  die  letzteren  möglichst  grosse  Unbcschrünktheit  der  Person  in  sachli- 
chen und  geistigen  Beziehungen,  errichten  manchfache  Schranken  zur  Bewahrung 
gegen  staatliche  Gewaltthätigkeit,  und  geben  dem  Volke  die  Leitung  seiner  un- 
mittelbaren Angelegenheiten  selbst  in  die  Hände.     Diese    englische  Auffassung 
der  Freiheit  sei  denn  auch  auf  die  Amerikaner  übergegangen,  von  ihnen  aber 
in  Folge    der  Einfükrung  der  Demokratie  noch  in  manchen  wichtigen  Punkten 
erweitert  und  grundsätzlich   gereinigt  worden.     Es  werden  nun   die  einzelnen 
Punkte  der  persönlichen  Unbeschränkthcit,  der  Schutzmittel  und  der  Selbstre- 
gierung erörtert,   daran  aber  —  und    diess  ist   die  praktische  Bedeutung  des 
Buches  —  die   Lehre  geknüpft,    dass   die  Selbstregierung  in   der  Demokratie 
durch  feste  und  genau  durchgearbeitete  Einrichtungen  vor  Unordnung ,  Ueber- 
stürzung   und  schliesslichem  Untergange  bewahrt  werden^  müsse.     Es   ist  hier 
also  die  Demokratie,   wie  sie  thatsächlich  in  den  Vereinigten  Staaten  vorliegt, 
anerkannt ,    und  nicht  etwa  der  Versuch  gemacht ,    ihr  eine  andere  Grundlage 
unterzuschieben;   vielmehr  wird  sie  in  ihre  staatsrechtlichen  Bestandtheile  zer- 
legt imd  die  Bedeutung  eines  jeden  derselben  für  ein  zufriedenstellendes  Leben 
im    Staate   gewürdigt.     Die  Bewahrung  vor  einer  gewaltthätigen  Massenherr- 
schaft aber,  welche  offenbar  auch  dieser  Staatsgelehrte  als  eine  mögliche  Aus- 
artung der  Demokratie  erkennt  und  als  eine  der  Gefahren  Amerika's   fürchtet, 
wird  in  der  Begründung  fester  Formen  und  bestimmter  Geschäftszuständigkei- 
ten für  die  demokratischen  Thätigkeitskreise  gesucht.     Dass  diese  Auffassung 


1)  Lieber,  F.,  On  civil  liberty  and  self-government.     I.  II.     Philad.,  1853. 
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eine  an  sich  vollkommen  richtige  ist ,  wird  kaum  in  Z^Yeifel  gezogen  werden 
wollen ;  und  nur  did  Frage  kann  entstehen ,  ob  das  Mittel  vollstilndig  genügt. 
Die  in  der  amerikanischen  Demokratie  sich  immer  merklicher  entwickelnde 
Richtung  zur  Schwächung  des  Einflusses  der  Staatsbehörden  und  zur  Uebcrtra- 
gung  möglichst  vieler  Rcgicrungshandlungcn,  namentlich  der  Aemterbosetzungen, 
auf  die  Menge,  wird  durch  diese  feste  Ordnung  ihrer  Organisation  gar  nicht 
berührt ,  also  auch  nicht  in  richtigen  Schranken  gehalten.  Es  wäre  somit, 
scheint  es,  eine  zweite  Aufgabe  noch  zu  lösen  gewesen,  nämlich  die  Bezeich- 
nung der  Gegenstände,  welche  zweckmässig  der  demokratischen  Selbstregierung 
zustehen,  und  derjenigen,  welche  nach  Erfahrung  und  Theorie  besser  den  all- 
gemeinen Organen  des  Staatswillens  zufallen.  Bei  einer  solchen  Erweiterung 
wäre  denn  auch  eiue  Ausdehnung  der  Erörterungen  auf  die  Bundesverhältnisse 
sehr  an  der  Stelle,  und  würde  deren  Bedeutung  für  die  richtige  Einsicht  in 
die  Grundlagen  des  ganzen  staathchen  Lebens  sehr  erhöhen. 

b)  Systeme  des  Bundesrechtes. 

Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  eine  an  und  für  sich  so  merkwür- 
dige und  zu  gleicher  Zeit  für  ein  grosses  Volk  und  einen  mächtigen  Staat  gül- 
tige Rechtsordnung,  wie  die  des  amerikanischen  Bundesstaates  ist,  vielfache 
systematische  Bearbeitung  gefunden  hat.  Sowohl  das  praktische  Bedürfniss 
des  Landes,  als  die  Aufmerksamkeit  der  Fremden  geben  immer  wieder  aufs 
neue  Veranlassung.  Und  es  erklärt  sich  damit  auch,  dass  sowohl  einheimische 
als  auswärtige  Rechtsgolehrte  sich  die  Aufgabe  gestellt  haben.  Natürlich  ha- 
ben bei  einer  solchen  auf  genauer  Kenntniss  der  thatsächlichen  Zustände  und 
der  Gesetze  beruhenden  Arbeit  die  ersteren  grosse  Vortheile ,  und  es  übertref- 
fen daher  auch  ihre  Schriften  die  der  Ausländer  an  Fülle  des  Stoffes  und  an 
Eingehen  auf  die  Einzelnheiten,  während  diese  zum  Theile  eine  richtigere 
Systematik  in  Anspruch  nehmen  können. 

Zuerst  hat  der  Holländer  Dunbar  den  Versuch  gemacht*).  Derselbe  ist 
nicht  missglückt,  wenn  man  die  kurze  seit  der  Einführung  der  Bundesverfas- 
sung verflossene  Zeit  in  Betracht  zieht.  Der  Hauptinhalt  besteht  allerdings 
aus  Stücken  des  Föderalisten ;  allein  die  geschichtliche  Einleitung  ist  vom  Verr 
fasser.  So  weit  also  die  Auslegung  der  Verfassungsurkunde  aus  sich  selbst 
und  bei  noch  unentwickelter  Gesetzgebung,  weniger  Uebung  im  Leben  und 
kaum  beginnender  Thätigkeit  der  Bundesgerichte  eine  Uebersicht  über  die 
Grundsätze  und  Einrichtungen  geben  kann,  ist  diess  hier  geleistet.  Das  Buch 
scheint  übrigens  wenige  Verbreitung  gefunden  zu  haben. 

Weit  geringer  ist  die  Arbeit  Puglia's^),  wie  es  scheint  eines  in  den 
Vereinigten  Staaten  angesiedelten  Italieners.    Mit  naivem  Staunen  entwickelt  er 
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die  Nothweiidigkeit  und  Vortrefflicliheit  eines  Bundesstaates,  und  bespricht 
kraft  -  und  saftlos  einige  der  Hauptgrundzüge.  Das  Büchlein  ist  kaum  des 
Nennens  werth,  und  ein  Zweck  desselben  nicht  zu  entdecken. 

Jeden  Falles  mit  grösserer  Sachkeuntniss  und  wenigstens  juristischem 
Verständnisse  scheint  der  amerikanische  Rechtsgelehrte  Tücke r,  in  seiner 
Umarbeitung  Blackstone's  nach  dem  einheimischen  Rechte  >),  die  Bunderverfas- 
sung erörtert  zu  haben.  Wenigstens  finden  noch  die  neuesten  Schriftsteller 
seine  Ansichten  einer  Beachtung  werth.  Es  ergiebt  sich  freilich  aber  auch 
aus  den  gegen  ihn  vorgebrachten  Einwendungen,  dass  er  der  unrichtigen  und 
verderblichen  Lehre  der  Gegner  eines  kräftigen  und  unmittelbar  aus  dem  Volks- 
willen hervorgegangenen  Bundesstaates  ist.  Er  begründet  den  Bund  auf  einen 
Vertrag  der  einzelnen  Staaten  unter  sich,  und  setzt  ihn  dadurch  rechtlich  zu 
den  Staatenbünden.    Ein  eigenes  System  hat  er  nicht  geliefert. 

Unter  solchen  Umständen  erschien  es  denn  dem  Verfasser  des  gegen- 
wärtigen "Werkes,  als  ihm  der  Gebrauch  einer  reichhaltigen  (jetzt  au  das  Har- 
ward  College  gekommenen)  Sammlung  von  Schriften  über  die  Vereinigten  Staaten 
und  der  Rath  erfahrner  amerikanischer  Geschäftsmänner  zu  Gebote  stand, 
nicht  allzu  unbescheiden,  sich  an  einer  umfassenden  Darstellung  des  Bundes- 
staatsrechtes zu  versuchen*).  Nur  die  erste  Hälfte,  das  Verfassungsrecht  ent- 
haltend, ist  jedoch  erschienen.  —  Falls  etwa  eine  Zwischenzeit  von  mehr  als 
dreissig  Jahre  einen  Schriftsteller  zu  einem  Urtheile  über  eine  Jugend  -  Arbeit 
befähigt,  so  mag  denn  ausgesprochen  sein,  dass  einer  vollständig  genügenden 
Leistung  allerdings  der  Mangel  an  unmittelbarer  Anschauung  und  wenigstens 
einzelner  Külfsmittel  entgegenstand;  dass  ferner  zur  Zeit  der  Abfassung  der 
Schrift  die  sachliche  Entwicklung  des  amerikanischen  Bundesrechtes  durch 
Gesetzgebung,  Richtersprüche  und  maassgebende  Vorgänge  lange  den  jetzigen 
Stand  nicht  erreicht  hatte;  endlich,  dass  dem  jungen  Verfasser  die  politische 
und  staatsrechtliche  Durchbildung  abgieng,  welche  ihm  eine  beherrschende 
Uebersicht  über  die  weltgeschichtliche  und  weltrechthche  Bedeutung  des  Bun- 
desstaates und  eine  schai'fe  Auffassung  der  Grundgedanken  und  ihrer  verschie- 
denen Auffassungen  gegeben  hätte.  Die  Darstellung  'hält  sich  daher  auch 
mehr  im  Aeussern  und  streng  Gesetzhchen;  mid  manche  wichtige  Frage  ist 
nicht  erörtert.  Dennoch  wäi'e  es  unwahre  Bescheidenheit,  wenn  der  Verf. 
seine  Arbeit  als  eine  gänzlich  misslungene  und  aus  welcher  diesseits  des  Meeres 
nichts  zu  lernen  gewesen  wäre,  bezeichnete.  Auch  jetzt  noch  findet  er  die 
Anlage  im  Wesentlichen  passend;  das,  in  der  Gewohnheit  deutscher  Wissen- 
schaft entworfene,  System  richtiger,  als  die  gewöhnlich  so  formlose  Anordnung 


1)  Das  Werk  ist  in  Philadelphia  1803  in  fünf  Bänden  erschienen.     Es  ist   mir  nicht 
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der  früheren  und  späteren  amerikanischen  Werke ;  die  Darstellung  einfach  und 
deutlich.  Kurz,  weit  entfernt  den  Versuch  für  ein  Meisterwerk  ausgeben  zu 
wollen,  (wozu  nicht  weniger  als  alle  Bedingungen  fehlten,)  findet  er  auch  keinen 
Grund,  die  Unternehmung  desselben  zu  bedauern.  In  Ermangluag  nicht  nur 
einer  besseren,  sondern  überhaupt  irgend  einer  systematischen  Arbeit  über  das 
Recht  der  Vereinigten  Staaten  war  das  Buch  seiner  Zeit  immer  zu  brauchen; 
und  es  hätte  vielleicht  sogar,  so  wie  es  nun  eben  ist,  eine  grössere  Beachtung 
gefunden,   wäre  es   die  Arbeit  eines   schon  bekannten  Schriftstellers   gewesen. 

Wie  dem  nun  aber  auch  sein  mag,  jeden  Falles  war  es  hohe  Zeit,  dass 
endlich  auch  die  Eingebornen  eine  selbstständige  Darstellung  ihres  vaterländi- 
schen Rechtes  für  ihre  eigenen  Bedürfnisse  und  nach  der  ihnen  geläufigen  An- 
schauung übernahmen.  Dass  sie  dazu  vollkommen  befähigt  waren,  bewies  gleich 
der  erste  Versuch ;  und  dass  solche  Arbeiten  einem  wirklichen  Bedürfnisse  be- 
gegneten, zeigt  die  bedeutende  Anzahl  von  Schriften  aller  Art,  welche  in  ra- 
scher Folge  erschienen,  sobald  nur  das  Eis  einmal  gebrochen  war. 

Zuerst  trat  W.  Rawle*)  mit  einer  ziemlich  ausführlichen,  für  eine  all- 
gemeine Bekanntschaft  mit  dem  Bundesrechte  und  als  Einleitung  in  gründliche- 
res Studium  ganz  gut  berechneten  Schrift  hervor.  Ihre  Brauchbarkeit  ist  nicht 
nur  durch  eine  spätere  Auflage,  sondern  auch  durch  die  beständige  Rück- 
sicht bewiesen,  welche  alle  Schriftsteller  über  öffentliches  Recht  bis  auf  diesen 
Tag  ihren  Ansichten  widmen,  endlich  durch  die  vielseitige  Empfehlung  zur 
Benützung  von  Seiten  jüngerer  Rechtsbeflissener.  Die  systematische  Ord- 
nung kann  zwar  nicht  gelobt  werden,  wie  diess  bei  den  Rechtsgelehrten 
von  engUscher  Bildung  häufig  der  Fall  ist ;  allein  die  Erklärung  der  einzelnen 
Verfassungsbestimmungen  ist  deutlich,  schlagend  und  von  richtigem  politischen 
Tacte  geleitet.  Ohne  Hinneigung  zu  übertriebenem  Föderalismus  hält  der 
Verfasser  doch  den  Grundgedanken  des  Bundesstaates  fest,  wie  er  sich  aus  der 
Geschichte  der  Entstehung  darstellt.  Zuweilen  werden  wichtige  Steitfragen 
ausführlich  erörtert.  Dass  die  Bestimmungen  über  die  Bundesgerichte  unver- 
hältnissmässig  ausführlich  dargestellt  sind,  mag  die  nächste  Bestimmung  des 
Buches  für  angehende  Rechtsgelehrte  erklären  und  entschuldigen. 

Auf  wesentlich  verschiedene,  kaum  aber  als  zweckmässig  zu  betrach- 
tende Weise  löst  der  auf  Rawle  zunächst  folgende  amerikanische  Schriftsteller, 
B.  L.  Oliver*),  die  Aufgabe.  Er  liefert  nämlich  ein  Werk,  welches  auf 
eine  wunderliche  Weise  in  der  Mitte  steht  zwischen  einer  gemeinfasslichen 
Erörterung  der  staatsbürgerlichen  Rechte  der  einzelnen  Bundesbürger  und  einer 
die  gesammte  Verfassung  des  Bundesstaates  umfassenden  rechtsgclchrtcn  Ca- 
suistik.  Es  kann  somit  nicht  von  systematischer  Vollständigkeit  und  untadel- 
haftcr  logischer  Anordnung  die  Rede  sein;   auch  ist   es   auf  grosse  geschicht- 
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liehe  Gelehrsamkeit  abgesehen :  wohl  aber  ist  Bedacht  genommen  auf  die  Her- 
vorhebung der  im  wirklichen  Leben  hauptsächlich  bedeutenden  Fälle  und  auf 
deren  bestimmte  Entscheidung.  Der  Ausdehnung  nach  ist  die  Behandlung  sehr 
ungleich.  Während  einzelne  Fragen  höchst  ausführlich  behandelt  werden,  sind 
andere  an  sich  eben  so  wichtige  und  rechtlich  nicht  minder  schwierige  kurz 
gehalten  oder  ganz  übergangen ;  wohl,  weil  sie  augenblicklich  keine  Tageswich- 
tigkeit hatten.  Die  ausgezeichnetsten  Eigenschaften  des  Verfassers  sind  dialec- 
tische  Gewandtheit,  logische  Schärfe  und  Kenntniss  der  streitigen  Fragen;  da- 
gegen geht  ihm  der  tiefere  wissenschafthche  Sinn  und,  wie  es  scheint,  auch 
eine  allgemeinere  Bildung  ab. 

Rasch  folgten  nun  eine  ganze  Reihe  von  Schriften,  deren  Zweck  mehr 
eine  gemeinfassliche  Uebersicht  über  den  Organismus  des  Bundesstaates  und 
seine  einzelnen  Einrichtungen,  als  eine  tiefgehende  Erörterung  der  Grundlagen 
und  streitigen  Rechtssätze  war.  Weniger  somit  für  die  Wissenschaft,  als  für 
das  Bedürfniss  der  Menge  oder  der  Studirenden  berechnet,  verdient  doch  mehr 
als  Eine  derselben  eine  anerkennende  Hervorhebung.  So  der  sich  strenge  an 
den  Text  der  Verfassungs- Urkunde  anlehnende  Commcntar  derselben  von  J. 
Bayard').  Das  zunächst  für  Vorlesungen  bestimmte  Handbuch  vonDuer*); 
ein  durch  gesunde  staatsmännische  Auffassung ,  reichen  und  gedrängten  Inhalt, 
endlich  Klarheit  der  Darstellung  sehr  vortheilhaft  ausgezeichnete  Schrift,  deren 
Verbreitung  auch  in  Eurnpa  sehr  nützlich  wäre.  Ferner  die  durch  Einfachheit 
und  Deutlichkeit  der  Darstellung  sehr  ausgezeichnete  systematische  Uebersicht 
von  P.  Du  Ponceau^),  zunächst  für  die  Studirenden  der  Rechtsschule  in 
Philadelphia  bestimmt.  Die  kurze,  gemeinfassliche  Uebersicht  von  Moul- 
ton*).  Endlich  mag  hier  noch  gleich  die,  ebenfalls  für  die  grössere  Lesewelt 
bestimmte,  mehr  statistische  und  geschichtliche  als  streng  rechtswissenschaft- 
liche Schilderung  der  staatUchen  Einrichtungen  des  Bundes  und  der  Einzel- 
staaten von  M  a  s  0  n  ^)  erwähnt  werden. 

Während  auf  diese  Weise  für  die  Bedürfnisse  des  Bürgers  im  Allgemei- 
nen mehr  und  mehr  gesorgt  wurde,  bereiteten  sich  aber  auch  die  gründlich- 
wissenschaftlichen,   dem  ausgebildeten  Rechtsgelehrtcn  und  dem   Staatsmannc 


1)  Bayard,  J.,  Brief  exposition  of  the  Consülulion  of  the  U.  S.,     Philad.,  1833. 

2)  Duer,  W.  A.,  Outlincs  of  the  conslitutional  jurisprudence  of  the  U.S.  New- York, 
1833. 

3)  Du  Ponccau,  P.  S.,  A  brief  view  of  Ihe  Consüluüon  of  the  U.  S.    Philad.,  1834. 

4)  Moulton,  K.  K.,  Guide;  Commenlarics  on  the  Consülulion  of  the  U.  S.  1834. — 
Eine  zu  ähnlichem  Zwecke  bestimmte  kleinere  Schrift  von  Story  wird  unten  er- 
wähnt werden.  Auch  besteht  noch:  Tucker,  H.  G. ,  Lectures  on  constilutional 
law,  for  the  use  of  the  Law-Class  of  the  Universily  of  Virginia.  Ich  kenne  das 
Buch  nicht. 

5)  Mason,  Ch.,  An  elementary  treatise  on  the  strucfure  and  Operations  of  the  Na- 
tional and  Slate  Governments.     Bost.,  1842. 

V,  M  0  h  I ,  Staatswissenschaft.   I.  ßy 
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gentigenden  Werke  vor,  welche  eine  Zierde  niclit  nur  der  amerikanischen,  son- 
dern der  Literatur  fiberhaupt  sind,  und  diese  Art  von  Schriften  zunächst 
wohl  abschliessen. 

Das  erste  derselben  ist  die  Darstellung  des  Bundesrechtes  in  dem  be- 
rühmten, das  gesammte  amerikanische  Recht  umfassenden  Systeme  des  Kanz- 
lers Kent  von  New-York ').  Der  Natur  der  Sache  nach  ist  es  hier  mehr  um 
die  genaue  Feststellung  der  Grundsätze,  als  um  die  Erörterungen  derEinzeln- 
heitea  zu  thun;  jenes  wird  denn  aber  auf  eine  meisterhafte  Weise  erreicht. 
Wie  sich  Kent's  grosses  Werk  überhaupt  durch  Schärfe  der  Begriffe,  Deut- 
lichkeit der  Darstellung ,  vollständige  Eintheilung-  des  Stoffes ,  vor  allem  aber 
durch  ehrenhaften  Sinn  und  acht  wissenschaftlichen  Geist  auszeichnet:  so 
auch  der  der  Bundesverfassung  gewidmete  Theil.  Die  Glanzpunkte  sind  die 
Geschichte  der  Bundcsverfassung,  in  welcher  unter  Anderen  die  sämmtli- 
eben  früheren  Versuche  zu  einer  Einigung  der  noch  englischen  Koloniecn  und 
die  Unterschiede  der  drei  Bünde  der  selbstständig  gewordenen  Staaten,  (während 
des  Krieges,  unter  dem  Vertrage  von  1781,  und  unter  der  jetzigen  Verfassung,) 
dargelegt  und  hinsichtlich  ihrer  rechtlichen  Begründung  erörtert  werden;  so- 
dann die  Abhandlung  über  die  Bundesgerichtsbarkeit.  Es  soll  nicht  gesagt  sein, 
dass  nicht  Einiges  zu  wünschen  übrig  bleibe.  Theils  hätten  doch  manche  Tbeilc 
des  Bundesrechtes  eine  ausführlichere  Berücksichtigung  verdient ;  theils  wäre 
in  die  Gründe  der  grossen  Streitfragen  tiefer  einzugehen  gewesen.  Allein  das 
Ganze  ist  eine  höchst  achtungswcrthe  Leistung.  Dass  Kent  entschiedener  Fö- 
deralist ist,  kann  Niemand  wundern,  welcher  die  wissenschaftliche  und  die 
staatsmänuischc  Berechtigung  der  beiden  grossen  Ansichten  erwägt.  Die  be- 
deutenden Reciitsgelehrten  Amerika's  bekennen  sich  alle,  mit  seltener  Ausnahme 
einiger  Südländer,  zum  Föderalismus. 

Eine  zweite  treffliche  Arbeit  ist  die  Darstellung  des  Bundesrechtes  in 
in  Walk  er 's  Einleitung  In  das  amerikanische  Recht  ^).  Hier  sind^  nach  Vor- 
ausschickung der  nöthigsten  allgemeinen  staatsrechtlichen  Begriffe  und  ge- 
schichtlichen Vorkenntnisse,  die  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  in  gros- 
sen Zügen  dargestellt,  mit  wunderbarer  Klarheit,  entschiedener  Bestimmtheit, 
und  mit  beständiger  Beifügung  der  aus  der  Auslegung  der  Gesetzeswerke  oder 
aus  der  Natur  der  Sache  folgenden  Gründe.  Es  ist  kaum  mögUch ,  die  Fol- 
gerungen eines  Grundsatzes  mit  grösserer  Gedrängtheit  und  schärferer  Abhe- 
bung von  einander  zu  geben.  Kein  Wort  ist  hier  zu  viel,  und  der  Stoffreich- 
thum  der  kurzen  Abschnitte  ist  staunenswerth.  Von  grossem  Werthe  —  und 
um  so  grösserem,  als  diese  Benützung  der  Verhandlungen  des  Gesetzgebers  zum 


1)  Kent,  J.,   Commentarics  on  american  law.    I— IV,  Ed.  7.    New-York,  1851.  — 
Das  Boodesrecht  ist  in  Bd.  I,  S.  200—445  abgehandelt. 

2)  Walker,  T.,  lutroducUoD  to  american  law.  Cinncin.,  1837;  Ed.  2,  1846. 
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richtigen  Verständnisse  des  Gesetzes  in  der  englischen  Rechtsbehandlung  nicht 
Sitte  ist,  —  erscheint  namentlich  auch  die  jedem  Abschnitte  beigegebene  Ueber- 
schrift  über  den  Gang  und  Inhalt  der  einschlagenden  Verhandlung  in  der  ver- 
fassunggebenden Versammlung  von  1787.  Auch  dieser  bedeutende  Mann  ist 
ein  entschiedener  Anhänger  eines  kräftigen  und  genugsam  berechtigten  Bun- 
desstaates, Wenn  aber  überhaupt  das  Werk  von  Walker  auf  dem  Bücher- 
brette keines  Mannes  fehlen  sollte,  welchem  es  um  eine  klare  und  zuverläs- 
sige Uebersicht  über  das  amerikanische  Recht  überhauiit  zu  thun  ist:  so 
namenthch  auch  nicht  bei  dem  Staatsgelehrten  wegen  der  staatsrechtlichen 
Abtheilung  desselben. 

So  trefllich  aber  die  vorgenannten  Arbeiten  auch  sein  mögen,  die  Palme 
haben  sie  dennoch  dem  Werke  J.  Story's^)  zu  lassen.  Dass  dessen  System 
Ues  Bundesrechtes  nicht  nur  das  erste  Werk  seiner  Gattung,  sondern  überhaupt 
eine  der  besten  Bearbeitungen  des  positiven  öffentlichen  Rechtes  irgend  eines 
Landes  und  in  irgend  einer  Sprache  ist,  wird  mit  ungctheilter  Stimme  aner- 
kannt. Nicht  nur  in  seinem  Vaterlande,  sondern  auch  in  Europa  ist  der  Ruhm 
des  Verfassers  weit  verbreitet  und  festbegründet.  Seine  zahlreichen  sonstigen 
rechtsgelehrtcn  Schriften  haben  unzvveifeliiaft  auch  ihre  grossen  Verdienste;  na- 
mentlich ist  das  umfassende  Werk  über  internationales  Privatrecht  (Conflict  of 
laws)  durch  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  gleich  ausgezeichnet,  und  hat  sich 
denn  auch  seinen  Weg  in  der  Welt  gebahnt:  allein  das  Bundesrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  übertrifft  sie  doch  alle  an  Vollendung  der  Form,  so  wie  an  in- 
nerer Sicherheit  und  Abgeschlossenheit  der  Lehre.  —  Es  ist  ohne  Zweifel 
wohl  der  Mühe  werth,  eine  etwas  genauere  Schilderung  des  bedeutenden  Bu- 
ches zu  machen.  —  Der  erste  Band  ist  zur  Hälfte  mit  einer  Schilderung  der 
Zustände  vor  Annahme  der  jetzt  gültigen  Verfassung  gefüllt ,  theils  also  mit 
einer  kurzen  Beschreibung  der  Verfassungen  aller  einzelnen  alten  Staaten,  theils 
mit  einer  Geschichte  der  Lostreuuung  von  England  und  des  verunglückten  Staa- 
tenbundes. Von  da  an  läuft  die  Darstellung  des  gültigen  Rechtes  durch  den 
Rest  des  Werkes.  Dieselbe  beschränkt  sich  übrigens  ausschliesslich  auf  die 
Verfassung  des  Bundes ;  die  ganze  Verwaltung  mit  der  sämmtlichen  auf  sie  be- 
züglichen Gesetzgebung  bleibt  völlig  unberücksichtigt.  In  jenem  Ki-eise  wird 
aber  die  Reihenfolge  der  Verfassungsurkunde,   mit  wenigen    Ausnahmen  ,   als 


1)  Story,  J. ,  Commentaries  on  the  Constitution  of  thc  U.  S.,  with  a  preliminal  rc- 
view  of  the  const.  history  of  the  Colonies  and  Slales  before  the  adoplion  of  the 
Consülulion.  I— III.  Bost.,  1833;  Ed.  2,  I.  II.  Bost.,  1851.  —  Der  Verfasser 
selbst  hat  zwei  Abkürzungen  bearbeitet:  Commentaries  abridged  by  the  author 
for  the  üse  of  Colleges.  Bost.,  1833,  (ungefähr  auf  Driltheil  zusammengedrängt, 
namentlich  durch  Weglassung  aller  Anmerkungen;  sodann:  Constitutional  class 
book.  Bost.,  (eine  ganz  kurze  Uebersicht.)  —  Eine  gute  französische  Ueber- 
setzung  von  Odent  (Par.,  I.  IL,  1846)  hat  Bemerkungen  des  Ueberselzers;  eine 
deutsche  von  B  u  s  s  (Freibg.,  1844)  dagegen  Lücken. 
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Leiterin  genommen.  Die  Bchandlungsweisc  ist  immer  die  gleiche.  Bei  jedem 
einzelnen  Gegenstände  wird  zuerst  die  allgemeine  Bedeutung  und  die  Richtig- 
keit der  Bestimmung  erörtert ;  hieran  reiht  sich  die  innere  Geschichte  der  Ent- 
stehung, namentlich  in  den  verschiedenen  Versammlungen,  welche  die  Verfas- 
sung berathen  haben ;  endlich  folgt  eine  sehr  ausführliche  rechtswissenschaft- 
liche Auslegung.  Letztere  ist  denn  ebenmässig  durch  Gleichartigkeit  der 
Behandlung,  Schärfe  der  Logik,  richtiges  politisches  Gefühl  und  gesundestes 
Urtheil  ausgezeichnet.  Die  Berücksichtigung  der  Meinungen  Anderer  ist  reich- 
haltig, oft  überraschend  schlagend  und  scharfsinnig.  Mit  Einem  Worte,  sehr 
selten  verlässt  man  einen  Abschnitt  ohne  mit  dem  Verfasser  übereinzustimmen 
und  vollständig  von  ihm  befriedigt  zu  sein.  Dass  derselbe  Föderalist  ist, 
braucht  kaum  erst  gesagt  zu  werden ;  und  es  zeigt  sich  diess  namentlich  in 
der  ErörteiTing  der  Frage  über  das  rechtliche  Wesen  des  Bundes.  Auf  das 
entschiedenste  tritt  Story  der  Lehre  entgegen,  welche  in  der  Verfassung  nur 
einen  Vertrag  zwischen  den  einzelnen  Staaten  erblickt;  und  er  vertheidigt  viel- 
mehr die  Ansicht,  dass  der  Bund  ein  von  dem  gcsammten  souveränen  Volke 
gegi-ündeter  Staat  sei,  welcher  also  auf  seiner  eigenen  Grundlage  ruhe,  seinen 
eigenen  Zweck  habe,  namentlich  aber  auch  die  nöthigen  Mittel  zu  seiner  Er- 
haltung und  zu  Erfüllung  seiner  Aufgaben  besitze,  selbst  da,  wo  dieselben  etwa 
nur  stillschweigend  gegeben  seien.  Bei  jeder  Gelegenheit  wird  die  Nothwendig- 
keit  und  der  Nutzen  des  Bundesstaates  hervorgehoben,  und  als  Gegensatz  auf 
die  Schmach  und  das  Elend  des  früheren  Staatenbundes  verwiesen.  Uebrigens 
geschieht  diess  mit  Würde  und  Ruhe.  Das  Werk  ist  nichts  weniger  als  eine 
Partheischrift ;  sondern  es  hält  nur  folgerichtig  eine  Ueberzeugung  fest,  welche 
überdiess  die  rechtlich  und  staatsmäniiisch  richtigere  ist.  Dass  Jefferson  gele- 
gentlich scharf  augefasst  wird,  ist  bei  dessen  auf  Schwächung  der  Bundesgewalt 
und  auf  die  Herrschaft  der  Kopfzahl  ausgehenden  Lehren  eben  so  begreiflich, 
als  verdient.  —  Man  mag  somit  vielleicht  wünschen,  dass  es  dem  Verfasser 
gefallen  hätte,  auch  die  Verwaltungseinrichtungen  des  Bundes  zu  beleuchten, 
und  dass  er  die  innere  Geschichte  der  einzelnen  Rechtssätze  regelmässiger  be- 
achtet hätte;  auch  möchten  die  allgemeinen  Betrachtungen  Ober Bundeseinrich- 
tnngen  umfassender  und  tiefer  sein:  allein  das  Werk  ist  immer  ein  höchst  be- 
deutendes und  lässt,  so  weit  es  geht,  keine  gerechte  Forderung  unbefriedigt. 

Als  ein  Anhang  zu  den  Systemen  über  das  Bundesrecht  dürfen  schliess- 
lich wohl  auch  noch  diejenigen  Schriften  genannt  werden,  welche  zwar  nicht 
der  Form ,  allein  doch  der  Sache  nach  die  Mehrzahl  der  wichtigsten  Rechts- 
und Streitfragen  umfassen,  und  die  rechtliche  Feststellung  derselben  nachwei- 
sen. Es  sind  diess  vor  Allem  die  amtlichen  Berichte  über  die  Sprüche  des 
obersten  Gerichtes   der  Vereinigten  Staaten   in  Verfassungsfi-agen  *);   die  aus- 


1)  Der  oberste  GerichUbof  der  V.  St.  hat  die  höchst  zweckmässige  EinrichtUDg,   die 
MilUicilaog    seiner  Entscbcidunj^cn   und    der    zu    ihrer  Begräadung  abg[Cgebcncn 
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führlichen  Begründungen  der  von  einem  langjährigen  Vorsitzenden  dieses  Ge- 
richtshofes gegebenen  Abstimmungen  in  solchen  Fällen  *) ;  endlich  die  Samm- 
lung sämmtlicher  von  den  Bundes  -  Staatsanwälten  für  die  Präsidenten  anf  deren 
Verlangen  erstatteten  Gutachten  in  zweifelhaften  Reclitsfragen  vom  Beginne  der 
Verfassung  bis  zum  Jahre  1841  ^).  Allerdings  enthalten  alle  diese  Schriften 
zunächst  nur  Stoff  für  die  eigentliche  wissenschaftliche  Bearbeitung;  allein  sie 
sind  von  der  höchsten  Bedeutung,  wie  aus  nachstehenden  Bemerkungen  erhel- 
len mag.  —  Was  zuerst  die  Sammlungen  der  Urtheile  anlangt ,  so  betreffen 
diese  allerdings  nicht  blos  und  nicht  einmal  vorzugsweise  staatsrechtliche  Fra- 
gen ;  auch  kommen  natürlich  nicht  alle  Sätze  und  Einrichtungen  des  Bundes 
zu  gerichtlicher  Verhandlung :  allein  die  oigcnthümliche  Zuständigkeit  der  Bun- 
desgerichte, und  namentlich  des  obersten  Gerichtshofes,  bringt  doch  eine  Menge 
von  wichtigen  Gegenständen  vor  sie,  und  zu  ihrer  Entscheidung.  Vor  Allem 
besteht,  wie  in  England,  in  den  Vereinigten  Staaten  keine  Verwaltungsjustiz; 
alle  in  das  öffentliche  Recht  einschlagenden  Streitigkeiten  kommen  somit  vor  die 
Gerichte.  Sodann  huldigt  die  Verfassung  bekanntlich  der  Theorie  von  der  Ge- 
waltentheilung. Es  sind  also  die  Gerichte  nicht  nur  der  Verwaltung,  sondern 
selbst  der  Gesetzgebung  wenigstens  in  so  ferne  völlig  coordinirt,  dass  sie  nur 
die  Verfassung  über  sich  erkennen,  und  namentlich  gegenständlich  verfassungs- 
widrige, wenn  schon  formell  ganz  richtig  zu  Stande  gekommene,  Gesetze,  als 
unverbindlich  betrachten  können  imd  müssen,  somit  denselben  durch  Nichtan- 
wendung im  einzelnen  Falle  Bedcutuug  und  Kraft  entziehen.  Diese  Stel- 
lung bringt  denn  natürlich  jedes  irgendwie  anfechtbare  Gesetz  bald  vor  ihren 
Stuhl.  Endlich  haben  die  Bundesgerichte  auch  noch  dasselbe  Verwerfungßrecht 
in  Beziehung  auf  die  Gesetze  aller  einzelnen  Staaten,  in  so  ferne  diese  der  Ver- 
fassung des  Bundes  nicht  widersprechen  dürfen.  Die  Anwendung  dieser  Zu- 
ständigkeit ist  aber  nichts  weniger,    als  blosse  Theorie,   sondern   kommt  sehr 


Meinungen  der  Richter  nicht  dein  Zufalle  und  vielleicht  ungenügenden^  Privat- 
unternehmern zu  überlassen  ,  sondern  dazu  einen  eigenen  bezahlten  Berichter- 
statter zu  ernennen.  Die  Sammlung  wird  nach  dem  Namen  der  jeweiligen 
Berichterstatter  in  einzelne  Reihenfolgen  getheilt,  und  besteht  jetzt  aus  folgenden 
Abtheilungen:  Dallas,  Reports  of  the  Supremc  Court  of  Ihe  U.  S.;  von  1790 — 
1800,  4  Bde.,  (enthält  nur  weniges  Staatsrechtliches.)  —  Cranch,  Reports, 
1801—1815,  9  Bde.  —  Wheaton,  Reports.  1816—27,  12  Bde.  —  Peter, 
Reports,  1828—43,  16  Bde.  —  Howard,  Reports,  1840—49,  11  Bde.  — 
Eine  bequeme  Privalarbeit  ist:  Peter,  Condensed  Reports  contained  in  Dallas 
—  Wheaton,  6  Bde. 

1)  Marshall,  J.,  Writings  upon  the  Federal  Constitution.    Bost..  1839. 

2)  Official  Opinions  of  the  Altorneys-General  of  the  U.  S.,  advising  the  President  and 
Heads  of  Departements ,  from  the  coramencement  of  the  Government  down  to 
1841;  compiled,  with  notes  by  B.  T.  HaU.  I— V.  Wash.,  1852.  —  Ich  kenne 
diese  Sammlung,  welche  nothwendig  sehr  wichtige  Beiträge  zur  inneren  Geschichte 
des  Bundesrechtes  enthalten  muss,  leider  nicht  aus  eigener  Ansicht. 
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oft  in  der  Wirklichkeit  vor.     Von  welcher  Bedeutung  also  die  Sprtlche  des 
Obersten  Gerichtes  sammt  den  Entscheidungsgründen  der  Richter  für  das  ge- 
sammte  Bundesrecht  sind,    füllt    in  die  Augen.   —     Die  Sammlung    der  von 
Marshall,  dem  berühmten  Freunde  und  Lebensbeschreiber  Washington's,  ab- 
gegebenen Abstimmungen    und  Entscheidungen   ist   eine   handbare  Zusammen- 
stellung ans  den  allgemeinen  Sammlungen.    Sie  enthält  seine  sämmtlichen  Aus- 
sprüche über  Verfassungsfragen,   (in   einem  Anhange  auch  die    von    anderen 
Mitgliedern  des  Gerichtes,  z.  B.  von  Story,  zunächst  ausgearbeiteten,  an  wel- 
chen er  aber  einen  unmittelbaren  Anthcil   hatte;)    und    ist  desshalb  von  be- 
sonders hohem  "Werthe,  weil  es  Marshall  hauptsächlich  war,   welcher  durch 
seine   feste,  dem  Gedeihen  und  der  Kraft    des   Bundes    günstige  Ansicht  die 
Handhabung  der  Verfassung  in  das  Geleise  brachte.    Diese  Rechtsausführungen 
sind  also   eine  Fundgrube   von  Belehning   über  die  schwierigsten  Fragen   und 
eine  höchst   dankenswerthe  Anleitung  zu  streng  logischem    und  staatsmännisch 
richtigem  Gebahren  mit  einem  Grundgesetze ;  so  dass  sie  nicht  blos  für  ameri- 
kanische   Staatsgelehrte    Bedeutung  haben.       Die    strenge,  klare  Logik;    das 
beständige  Bewusstsein  des  Hauptzweckes ;  die  Beherrschung  der  zur  Entschei- 
-dung  beitragenden  Nebenfragen  und  Analogieen ;  der  so  zusagen  naive  Scharf- 
sinn;  die  ehrenhafte  Gesetzlichkeit  jder  Gesinnung;  die  ungetrübte  verfassungs- 
mässige Atmosphäre  erklären  hinreichend  die  fast  abgöttische  Verehrung,  welche 
Marshall  in  seinem  Vaterlande  geniesst.      Gegen    solche    Eigenschaften    ver- 
schwindet denn    eine    gelegentliche  Breite,  übergrosse  Berücksichtigung  eines 
untergeordneten  Punktes,   oder  nicht  ganz  technisch    bestimmte   Formulirung 
eines  JBatzes  *). 

d)  Schriften  über  einzelne  Gegenstände  des  Bundesrechtes. 
Eine  grosse  Anzahl  von  staatsrechtlichen  Monographieen  kann,  aus  mehr 
als  Einem  Grunde,   in  Amerika  noch  nicht  vorhanden  sein;    und  es  wäre  thö- 
rigt,   dieses  zu  tadeln.     Dennoch  fehlt  es  an  solchen  keineswegs  ganz,   und 
einzelne  verdienen  immerhin  eine  Auszeichnung. 

a)UeberGesetzgcbung. 
In  jedem  repräsentativen  Staate  ist  bei  der  Abfassung  von  Gesetzen, 
ganz  abgesehen  von  ihrem  eigentlichen  Inhalte,  eine  doppelte  äusserliche  For- 
derung zu  befriedigen.  Einmal  müssen  in  den  berathenden  Versammlungen 
üebereilungen  oder  Gewaltthätigkeiten  der  Mehrheiten  verhindert  und  muss 
allen  Mitgliedern  die  Ausübung  ihrer  Rechte  gesichert  sein.  Zweitens  ist,  falls 
die  Verfassung  die  gesetzgebende  Gewalt  gegenständlich  beschränkt  hat,  die 
Zuständigkeit  genauestens  einzuhalten.      Zur  Bewerkstelligung    des  Ersteren 


1)  Eine  nähere  Nachweisung  über  den  sachlichen  Inhalt  des  Werkes ,  also  über  die 
einzelnen  Verfassungsfragen,  ist  von  mir  seiner  Zeil  gegeben  worden  in  der  Zeil- 
schriA  für  answ.  Kcchtsw.,  Bd.  XII,  H.  3. 
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dienen  die  Geschäftsordnungen  der  Versammlungen,  und  gute  Erläuterungs- 
und Ergänzungs- Schriften  über  dieselben;  die  sichere  Beobachtung  der  Grenz- 
linie aber  wird  wesentlich  erleichtert  durch  eine  genaue  theoretische  Erörte- 
rung aller  einschlagenden  Fragen.  —  Diess  gilt  denn  natürlich  auch 
für  die  Vereinigten  Staaten;  ja  hier  selbst  in  erhöhtem  Grade;  Die  ge- 
naue Beobachtung  der  Geschäftsordnungen  ist  um  so  nöthiger,  weil  den 
Mehrheiten  der  gesetzgebenden  Versammlungen  keine  auf  eigene  Rechte  fus- 
sende  Gewalt  gegenüber  steht,  welche  ein  unordentlich  oder  gewaltthätig  zu 
Stande  gekommenes  Gesetz  kurzweg  verwerfen  könnte.  Eine  strenge  Einhal- 
tung der  Zuständigkeit  aber  ist ,  und  zwar  sowohl  im  Bunde  als  in  den  Ein- 
zelnstaaten, durch  die  bereits  besprochene  Berechtigung  de?  Geriehte,  verfas- 
sungswidrige Gesetze  nicht  anzuwenden ,  unvermeidlich  gemacht.  So-  sind 
also  nicht  blos  die  Geschäftsordnungen,  sondern  auch  die  beiden  eben  ange- 
deuteten Gattungen  von  Schriften  hier  besonders  nöthig. 

Dass  überall,  sowohl  für  die  Congresshäuser  als  für  die  Versammlungen 
der  Staaten,  Geschäftsordnungen  bestehen,  versteht  sich  von  selbst;  und  nur 
das  mag  bemerkt  werden,  dass  die  Regeln  des  englischen  Parliaraentes  durch- 
gängig genau  befolgtes  Vorbild  sind.  Nur  in  einzelnen  Punkten  haben  sich 
in  Amerika  eigenthümliche  Gewohnheiten  ausgebildet.  Aber  auch  an  Litera- 
tur über  das  formelle  Verfahren  so  wie  über  die  sachhche  Zuständigkeit  der 
gesetzgebenden  Körper  fehlt  es  nicht  ganz,  wenn  gleich  grosser  Reichthum 
bis  jetzt  nicht  vorhanden  ist. 

Von  Erläuterungsschriften  über  das  formelle  Vorhaben  sind  haupt- 
sächlich zwei  zu  nennen.  —  Vor  Allem  die  Arbeit,  welche  Jefferson  zur 
Reglung  der  Geschäfte  des  Senates  unternahm,  als  er  den  Vorsitz  in  dem- 
selben antrat,  und  die  durch  ihre  Zweckmässigkeit  eine  weite  Verbreitung  und 
auch  bei  vielen  anderen  bcrathenden  Versammlungen  Anwendung  gefunden 
hat  *).  Im  Wesen thchcn  liegen  die  Bestimmungen  und  Gewohnheiten  des  eng- 
hschen  Parliamcntes ,  namentlich  des  Unterhauses,  zu  Grunde;  daher  denn 
auch  vielfache  Berufungen  auf  die  englischen  Schriftsteller,  z.  B.  Hatsell ;  allein 
die  eigenthümlichen  amerikanischen  Regeln  sind  natürlich  auch  berücksichtigt. 
Methode  und  DeutUchkeit  lässt  nichts  zu  wünschen  übrig;  dagegen  dürfte  die 
Erörterung  der  verschiedenen  möglichen  Anwendungen  eines  Satzes  ausführ- 
licher sein ;  und  in  einzelneu  Punkten  ist  die  Schrift  sogar  veraltet,  indem  sich 
neuere,  wenn  auch  nicht  eben  sehr  bedeutende,  Gewohnheiten  gebildet  haben.  — 
Keinen  Mangel  in  diesen  Beziehungen  bietet  die  spätere  Schrift  von  Cushing*) 


1)  Jefferson,  Th.,  A  manual  of  parliamentary  practicc.     For  the  use  of  the  Senate 
of  the  U.  S.     Wash.,  1820.  —     Eine    deutsche  Ueberselzung   von  Henning  er- 

'  schien  in  Berlin,  1819,  u.  d.  T. :    Handbuch  des  Parlamenlarrcchtcs ,    od.  Darstel- 
lung des  Verfahrens  u.  s.  w. 

2)  C  u  s  h  i  n  g  ,  L.  S.  ,    Manual  of  parliamentary  practice.    Ed.  13.    Bost. ,  1853.  — 
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dar,  welche  daher  auch  jetzt  vielfach  gebraucht  wird.  Sie  geht  sehr  in's  Ein- 
zelne hinsichtlich  der  verschiedenen  Bchandlungs  -  Stadien  und  -Regeln,  und 
giebt  auch  die  Gründe  und  Vortheile  für  das  Verfahren,  wo  es  nothig  ist,  an- 
Ordnung  und  Bestimmtheit  sind  anzuerkennen ;  dagegen  ist  die  Darstellung  et- 
was schwerfällig,  weil  zu  abstract  gehalten.  —  Zunächst  ist  also  das  Genti- 
gende  geleistet ;  doch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  keine  der  beiden  Anwei- 
sungen zu  regelrechter  Gesetzesabfassung  in  Gründlichkeit,  Vollständigkeit  und 
gefälliger  Form  auch  nur  entfernt  an  das  meisterhafte  englische  Werk  von 
May  über  parlamentarisches  Recht  hinreicht. 

Nicht  ganz  so  gut  ist  es  mit  der  theoretischen  Erörterung  der  Grenzen 
der  Gesetzgebung  bestellt.  Zwar  liegt  hier  das  umfassende  Werk  von  Fitch 
Smith  über  das  Recht  zur  Gesetzgebung,  deren  Umfang  und  Auslegung 
vor  *).  Allein  es  giebt  dasselbe  zu  mancherlei  Ausstellungen  gegründete  Ver- 
anlassung. Abgesehen  nämlich  von  der,  wie  es  scheint,  nicht  eben  bemer- 
kenswerthen  staatlichen  Befähigung  des  Verfassers  und  von  seiner  ächteugli- 
schen  juristischen  Unmethode,  führt  das  Buch  vielen  unnöthigen  Ballast  mit 
sich  durch  den  Abdruck  der  Bestimmungen  sämmtlicher  amerikanischer  Ver- 
fassungs  -  Urkunden  über  die  Gesetzgebung  und  die  staatsbürgerlichen  Rechte, 
und  durch  eine  endlose  Casuistik  in  Betreff  der  Auslegungsregeln.  Sodann  ist  die 
allgemeine  Geschichte  der  Gesetzgebung  lächerlich  unvollständig.  Endlich  sind 
die  über  die  verfassungsmässigen  Grenzen  der  Gesetzgebung  aufgestellten  Sätze  bis 
zur  völligen  Unausführbarkeit  beengend.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass 
nichts  von  dem  Verfasser  zu  lernen  sei.  Immerhin  lesenswerth  ist  die  Unter- 
suchung der  allgemeinen  Frage  über  die  rechtlichen  Grenzen  der  Gesetzgebung 
(die  sogenannte  parlamentarische  Allmacht),  wo  die  Meinungen  vieler  englischen 
Schriftsteller  auf  bequeme  Weise  zusammengestellt  sind;  femer  die  ausführ- 
liche Erörterung  über  die  verfassungsmässige  Beschränkung  des  Gesetzgebungs- 
rechtes des  Congresses,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der  Bundesangelcgenhei- 
ten,  als  in  Betreff  der  Einzelnstaaten;  endlich  die,  allerdings  nur  Bruchstücke 
liefernde  und  zu  viel  auf  die  besonderen  Bestimmungen  des  Staates  New -York 
Rücksicht  nehmende,  ähnliche  Bcsprechuug  des  Gesetzgebungsrechtes  der  Ein- 
zelnstaaten. Kann  man  auch  keineswegs  immer  mit  dem  Verfasser  gehen,  so 
regt  doch  eine  so  umfassende  Besprechung  des  wichtigen  Gegenstandes  zum 
eignen  Nachdenken  an.  Die  Grundsätze  von  der  Gründung  der  Staaten  durch 
den  beliebigen  Willen  des  Volkes  und  von  der  Begrenzung  ihrer  Rechte  auf 
das  ihnen  ausdrücklich  übertragene  Maass  erscheinen  hier  in  bedeutenden, 
keineswegs   blos  nutzenbringenden  Folgerungen.     Nachdem   aber   das   Thema 


Deutsch  u.  d.  T. :     Handbuch  der  parlamentarischen  Praxis.    A.  d.  Engl  von  B« 
Rölker.     Hambg.  n.  N.-York,  1852, 
1)  Fitch  Smith,    J. ,    Commcntarics  on  Statute  and  coustituUonal  law  and  stalutary 
and  coostitational  construction.    Albany,  1848. 
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einmal  in  Behandlung  genommen  ist,  wird  es   auf  die  Dauer  an  weiteren  und 
wohl  auch  an  besseren  Besprechungen  nicht  fehlen. 

ß)   Ueber    Bundesgerichte. 

In  wie  ferne  die  Bundesgerichte  nicht  blos  eine  Anstalt  zur  Herstellung 
der  Rechtsordnung  unter  Privaten  sind^  sondern  eine  wesentlich  staatsrecht- 
liche Stellung  einnehmen,  ist  wiederholt  schon  angedeutet  worden.  Offenbar 
ist  denn  eine  genaue  Kenntniss  ihrer  Einrichtung  und  Zuständigkeit  ein  we- 
sentlicher Bestandtheil  des  Studiums  des  Bundesrechtes.  Eine  solche  vermitteln 
nun  aber  nicht  nur  die  sämmtlichen  Systeme,  sondern  es  sind  auch  eigene 
Monographieen  dazu  bestimmt.  Du  Ponceau*),  Sergeant^),  Conk- 
ling*)  und  neuerlich  Law*)  haben  sich  ausführlich  mit  dem  Gegenstande  be- 
schäftigt. Aus  eigener  Kenntniss  kann  nur  über  Sergeant's  Werk  hier  berich- 
tet werden.  Es  zerfällt  dasselbe  in  zwei,  äusserlich  übrigens  nicht  ge- 
trennte ,  wesentlich  verschiedene  Bestandtheile :  in  eine  Abhandlung  über  die 
Zuständigkeit  und  die  Verfahrensweise  der  Bundesgerichte ;  und  in  eine  Ai't 
von  Commentar  zu  der  Bundcsverfassung,  in  welchem  eine  Reihe  von  einzel- 
nen Rechtsfragen  besprochen  wird.  Letztere  Erörterungen  wollen  eben  nicht 
viel  besagen ,  und  sind  weder  sehr  reichhaltig ,  noch  von  einem  höheren  Ge- 
sichtspunkte ausgehend.  Dagegen  ist  die  Darstellung  der  Gerichtsbarkeit  des 
Bundes  sehr  gründlich,  mit  offenbarer  Sachkenntniss  imd  mit  richtigem  Begriffe 
von  dem  zu  Grunde  liegenden  Gedanken  abgefasst. 

Zu  einer  vollständigen  Begreifung  der  Stellung  der  Bundesgerichte  mögen 
übrigens,  neben  den  theoretischen  Schriften,  auch  namentlich  noch  zwei  merk- 
würdige Verhandlungen  im  Congresse  beitragen.  Die  eine  über  den  Gesetzesent- 
wurf, durch  welchen  alsbald  nach  der  Annahme  der  Bundesverfassung  die  ganze 
Einrichtung  der  Bundesgerichte  geordnet  werden  sollte,  und  welcher  mit 
sicherer  Hand  und  in  grossen  Zügen  die  Aufgabe  löste ') ;  die  andere  aber, 
als   nach  der  Gelaugung  Jefferson's  zur  Präsidentschaft    die    nunmehr    herr- 


1)  Du  Ponccau,  P.  S.,  The  Jurisdiction  of  Ihe  Courts  of  thc  U.  S.  Wilh  a  sketch 
of  the  national  judiciary  powers  exercised  prior  lo  the  adoption  of  the  Federal 
Constilulion,  by  Th.  Sergeant.    Phil.,  1824. 

2)  C  0  n  k  11  n  g ,  A. ,  Treatise  on  the  Organisation  ,  Jurisdiction  and  praclice  of  the 
Courts  of  the  U.  S.     Ed.  2.     New-York,  1842. 

3)  Sergeant,  Th. ,  Conslilulional  law.  Bring  a  view  of  the  practice  and  Jurisdic- 
tion of  the  Courts  of  the  U.  S.,  and  of  constitulional  points  decided.  Ed.  2.  Phi- 
lad.,  1830. 

4)  Law,  D.,  Jurisdiction  and  powers  of  the  U.  S.  Courts,  and  the  rules  and  practice 
thereof.     New-York,  1852. 

5)  Diese  Verhandlung  ist  zu  finden  in  dem  oben,  S.  545,  Anmerk.  1)  angeführten 
„Congressionfil  Register"  von  Lloyd. 
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sehende  antiföderalistische  Parthei  die  Zahl    der  Richter  alsbald  wieder  ver- 
minderte >). 

y)   Uebcr  Staatsanklagen. 

In  Folge  einer,  wohl  nicht  ganz  glücklichen,  Kachahmung  der  englischen 
Einrichtungen  ist  auch  in  dem  amerikanischen  Bundesstaate  die  Anstellung  von 
Staatsanklagen  gegen  öffentliche  Beamte  (impeachment)  dem  Hause  der  Reprä- 
sentanten, die  Richterstelle  aber  dem  Senate  übertragen.  So  oft  nun  auch, 
wie  natürlich,  bei  hochgehenden  Partheileidenschaften  Drohungen,  mit  Anklagen 
bin  und  her  geworfen  werden :  so  selten  kommt  doch  in  der  Wirklichkeit  eine  vor ; 
und  es  gereicht  sicher  der  staatlichen  Bildung  des  Laudes  zur  Ehre,  dass  sie 
in  allen  bisher  vorgekommenen  Fällen  nicht  gegen  politische  Gegner  und  nicht 
wegen  politischen  Verhaltens  angestellt  worden  sind,  sondern  lediglich  wegen 
wirklicher  oder  wenigstens  vermutheter  gemeiner  Vergehen'*).  —  Eigene 
theoretische  Werke  über  das  Recht  imd  das  Verfahren  bei  Staatsanklagen 
scheinen  nicht  zu  bestehen;  dagegen  sind  die  gesammten  Verhandlungen  bei 
einigen  der  vorgekommenen  Processe  gedruckt  5). 

J)Ueber  völkerrechtliche  Verhältnisse. 

Es  war  allerdings  Washington's  Rath,  die  Vereinigten  Staaten  sollen  es 
sich  zum  unverbrüchlichen  Grundsatze  machen ,  mit  jedem  anderen  Volke  in 
Frieden  zu    leben  und  sich  nicht   in    die  europäischen  Händel    zu  mischen. 


1)  Debates  in  Ihe  Congress  of  the  U.  S.  "on  the  bill  for  repcaling  thc  law  for  Ihc  .  . 

Organisation  of  the  Courts  of  the  U.  8.     Alb.,  1802. 

2)  Es  sind  bis  jetzt  nämlich  nur  folgende  Staatsanklagen  im  Bereiche  des  Bundes, 
(^weilerc  allerdings  in  einzelnen  Staaten,)  vorgekommen  .  1)  Im  J.  1797  gegen 
den  Senator  W.  Blount,  auf  Hochverrath,  wegen  unbefugter  Feindseligkeilen  ge- 
gen spanische  Besitzungen.  Der  Senat  erklärte  sich  für  unzuständig ,  weil  ein 
Senator  kein  „public  officcr"  sei,  2)  Im  J.  1804  gegen  den  Bezirksrichter  der 
V.  St.  J.  Pickering,  wegen  Vergehen  im  Amte  und  Trunkenheil.  Der  Angeklagte 
wurde  des  Amtes  entselzL  3)  Im  J.  1804—5  gegen  das  Mitglied  des  Obersten 
Gerichtes  W.  Chase,  wegen  Amtsvergehen.  Es  erfolgte  Freisprechung,  weil  nur 
absolute  Mehrheit  für  die  Schuldigerklärung  zu  Stande  kam.  4)  Im  J.  1830  ge- 
gen den  Richter  P  e  c  k ,  welcher  auch  freigesprochen  wurde.  —  Auch  in  den 
Bundesstaaten  ist  bis  jetzt  nur  Eine  Verurtheilung,  eines  Richters  in  Louisiana,  er- 
folgt 

3)  Proceedings  on  thc  impeachment  of  W.  Blount.  —  Trial  of  S.  Chase  beforc  the 
Senate.  1.  II.  Wash.,  1805.  —  Report  of  thc  trial  of  J.  H.  Peck  on  an  im- 
peachment by  the  H.  of  R.  Ed.  by  A.  J.  Slansbury,  Bost.,  1833.  —  Die  Pro- 
tocoUe  des  als  Staatsgcrichlshofes  sitzenden  Senates  sind  zu  finden  als  Anhang 
zu  dem  Legislative  Journal  desselben;  und  zwar  die  über  die  drei  ersten  Fälle 
geführten  in  Bd.  III.  des  zweiten  Abdruckes  des  Scnats-Joumals,  das  ProtocoU  des 
vierten  Falles  im  Journal  von  1831—31  ^ 
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Auch  ist  dieser  Rath  im  "Wesentlichen  befolgt  worden.  Allein  es  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  ein  selbstständiger ,  zu  grösserer  und  grösserer  Macht 
gelangender,  und  allmählich  nicht  nur  seiner  Kraft  bewusster,  sondern  auch 
zu  immer  weiterem  Umgreifen  geneigter  Staat  sich  auf  die  Dauer  nicht  in  dieser 
Passivität  halten  kann.  Gar  bald  wurden  die  Vereinigten  Staaten  durch  die 
Ansprüche  und  zum  Theile  durch  die  Misshandlungen  fremder  Mächte  zum 
Handeln  genöthigt.  Die  tausendfachen  Nentralitätsfragen  bei  einem  allgemei- 
nen Weltkriege,  die  Ansprüche  der  Engländer  auf  "Wegnahme  flüchtiger  Ma- 
trosen von  amerikanischen  Schiffen,  und  noch  Anderes  brachten  sie  in  Zwie- 
spalt und  endlich  selbst  in  Krieg.  Dann  kamen  ihre  eigenen  grossen  Länder- 
erwerbungen; erst  durch  friedlichen  Kauf,  dann  durch  erzwungenen  Kauf, 
hierauf  durch  mehr  als  zur  Hälfte  gewaltsame  und  ungerechte  Aufnahme  be- 
nachbarter Provinzen  anderer  Staaten,  endlich  durch  offenen  Krieg.  Mit  dem 
Kraftgcfülile  wuchsen  die  eigenen  Forderungen;  kam  der  Satz:  Amerika  aus- 
schliesslich für  die  Amerikaner;  erwachte  die  Lust,  aufständischen  Bevölkerun- 
gen zu  freistaatlicher  Regierung  zu  helfen.  Der  immer  weiter  ausgedehnte 
und  ins  Riesenmässige  wachsende  Handel  verlangte  Stützpunkte  an  den  Küsten 
und  auf  den  Inseln  ferner  Meere,  Einmischung  in  die  Händel  und  in  die  Abge- 
schlossenheit Ostasiens;  brachte  Zusammenstösse  mit  anderen  Handelsstaaten 
wegen  Einflusses,  Schutzes,  Vorrechtes  in  fremden  Ländern;  die  Nachbarschaft 
mit  englischen  Nebenländern  gab  nicht  abreissende  Gelegenheiten  zu  Streitig- 
keiten über  Grenzen,  Fischereien.  So  sind  denn  die  Vereinigten  Staaten  mit 
und  ohne  ihre  Schuld,  mit  und  ohne  ihren  "Willen  allmählig  tief  in  alle  denk- 
baren völkerrechtlichen  Verwicklungen  hineingekommen,  und  haben  schon  in 
einer  grossen  Menge  von  Fällen  Grundsätze  aufgestellt  und  Handlungen  vor- 
genommen. 

Diess  alles  aber  sind  nur  Kleinigkeiten  gegen  das,  was  nach  aller  mensch- 
licher Wahrscheinlichkeit  noch  kommen  muss.  Je  weiter  sich  einer  Seits  die, 
von  dem  Stolze  des  ganzen  Volkes  getragene,  Neigung  entwickelt,  eine  be- 
herrschende und  ausschliessende  Stellung  in  Amerika  selbst  einzunehmen, 
auf  der  andern  Seite  aber  die  Entfaltung  der  Macht  der  Vereinigten  Staaten 
auch  in  anderen  Welttheilen  zunimmt:  in  desto  häufigere  und  desto  ernstere 
Verwicklungen  mit  den  älteren  Mächten  muss  der  Bundesstaat  kommen.  Jahr- 
hundertalte Gewohnheit,  verletzter  Stolz,  endlich  selbst  Furcht  werden  die  Ei- 
nen zum  Widerstände  und  zu  verzweifelten  Vertheidigungskämpfen  drängen; 
die  Anderen  aber  wird  ihr  Bewusstsein  immer  steigender,  überwältigender 
Macht,  ihre  nicht  eben  um  die  Mittel  verlegene  Gewinnsucht,  ihre  unruhige 
Thätigkeit  zu  immer  herrischerer  Sprache  und  zu  mehr  und  mehr  gewaltsamen 
Eingriffen  bringen.  Die  internationalen  Folgen  einer  mächtigen,  eitlen,  sich 
selbst  über-,  alle  Andern  unterschätzenden  Demokratie,  werden  sich  dann  gross- 
artiger entfalten;  namentlich  werden  die  Gewaltthätigkeiten  einer  verwöhnten 
öffentlichen  Meinung,  die  Ränke  der  Partheien  und  die  Bemühungen  um  die 
Volksgunst  von  Seiten   der  Bewerber  um   die    grossen  Stellen,  das  Bedürfuiss 
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eine  gefährdete  Beliebtheit  zu  retten ,  die  regelmässige  Verwechslung  von  Vor- 
theil  und  Recht,  ganz  neue  Beweggründe  für  völkerrechtliches  Auftreten  ab- 
geben. Nichts  wäre  kindischer,  als  von  einer  Demokratie  Mässigung,  Billig- 
keit -und  Rechtsgefühl  im  Verhältnisse  zu  anderen  Staaten ,  namentlich  zu  Für- 
stenthümem ,  zu  erwarten.  Die  einzige  Möglichkeit  eines  anderen  Verlaufes  ist 
eine  Zersplitterung  des  Bundes  in  feindselige  und  sich  gegenseitig  schwächende 
Bruchstücke.  Auf  diesen  Verlauf  der  Dinge  zu  zählen,  ist  aber  kein  zureichen- 
der Grund. 

Unter  diesen  Umständen  sind  denn  Schriften,  welche  über  das  bisherige 
Verhalten  der  Vereinigten  Staaten  in  völkerrechtlichen  Beziehungen  Auskunft 
geben,  von  grosser  Bedeutung;  schon  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  wegen, 
noch  mehr  aber  um  des  Blickes  in  die  Zukunft  willen.  Leider  ist  eine  bis  auf 
die  neueste  Zeit  reichende  tüchtige  Geschichte  oder  eine  umfassende  kritische 
Würdigung  der  bisherigen  Ereignisse  und  Gnindsätze  noch  nicht  vorhanden. 
Selbst  das  Material  ist  nicht  so  weit  herab  gesammelt,  als  es  möglich  und  wün- 
schenswerth  wäre.  Somit  hat  man  sich  denn  mit  der  ganz  tüchtigen,  aber 
freilich  schon  mit  dem  Genter  Frieden  schliessenden  Geschichte  der  Diplomatie 
der  Vereinigten  Staaten  von  Lyman  Spalding  und  mit  dem  theils  nicht  so 
weit,  theils  wenigstens  nicht  viel  tiefer  herabgehenden  Urkundensammlungen 
von  Gebhard,  und  den  „Staatsschriften"  und  den  Vertragsammlungen  zu  be- 
gnügen »). 

"Wenn  die  Veriiältnisse  zu  den  Indiern  ebenfalls  als  völkerrechtlich 
betrachtet  werden  wollen,  so  ist  hier  auch  der  Ort  zu  bemerken,  dass  so- 
wohl Sammlungen  der  Gesetze  nnd  Verordnungen  über  diese  Verhältnisse,  und 
zwar  von  den  ersten  Zeiten  der  Kolonieen  an ') ,  theils  Zusammenstellungen 
der  von  den  Vereinigten  Staaten  mit  den  indischen  Stämmen  geschlossenen 
Verträge  *)  vorhanden  sind.  Der  Gegenstand  ist  kein  erfreulicher;  weder  so 
lange  die  Indier  mächtig  genug  sind,  einen  blutigen  und  grausamen  "Widerstand 
zu  leisten,  noch  wenn  sie  von  der  übermächtigen  Gesittigung  und  Zahl  der 
"Weissen  aus  dem  Lande  ihrer  Väter  immer  weiter  gegen  "Westen  in  den  Un- 
tergang gedrängt  werden.  Allein  hier  hat  mau  den  Vereinigten  Staaten  doch 
oft  grosses  Unrecht  gethan.  Es  ist  Naturgesetz,  dass  der  "Wilde  vor  der  Ge- 
sittigung zurückweicht;  die  Erde  ist  besser  zur  Wohnung  von  Millionen  gebil- 
deter und  wohlhabender  Menschen,   als  zum  Jagdgrunde  einiger   nakter  Jäger 


1)  lieber  diese  Werke  s.  oben  in  der  Lileralnr  des  Völkerrechtes,  S.  350.  Ueber  die 
„State  Papers"  auch  noch  S.  655,  Not  2). 

2)  Laws  or  the  Colonial  and  Ihc  State  Governments  rcl.  to  Indians  and  Indian  af- 
fairs  from  1663 — 1831 ,  with  an  appendix  containing  the  Proceedings  of  the  Con- 
gress  of  Conredcration.  Wash. ,  1832.  —  Law  and  regalations  rcl.  to  Indian  af- 
fairs.     Wash.,  1826. 

3)  Aach  die  Sammlungen  der  Verträge  mit  den  Indianern  sind  bereits  genannt,  oben 
S.  461,  Note  4. 
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verwendet ;  endlich  haben  die  Vereinigten  Staaten  grosse  Snmmen  für  die  Län- 
dereien der  Indianer  bezahlt.  Wenn  also  auch  viel  Unrecht  mit  unter  gelaufen 
sein  sollte,  das  Ganze  war  nicht  zu  vermeiden,  und  ist  nicht  zu  beklagen. 

()   Rechts-Wörterbücher. 

Die  in  England  vielfältig  im  Gebrauche  stehenden  Rechtswörterbücher, 
also  alphabetisch  geordnete  Sammlungen  von  kürzeren  oder  ausführlicheren 
Erörterungen  über  einzelne  Gegenstände  des  Rechtslebens,  haben  auch  in  den 
Vereinigten  Staaten  Nachahmung  gefunden.  Gewöhnlich  auf  ein  englisches 
"Werk  solcher  Art  gegründet  enthalten  sie  die  den  Landesgesetzen  entsprechen- 
den Aenderungen  und  Zusätze;  und  da  sie  —  obgleich  keineswegs  ausschliess- 
lich —  auch  staatsrechtliche  Fragen  abhandeln,  so  sind  wohl  die  bekanntesten 
derselben  auch  hier  zu  nennen  *).  Von  einem  eigentlich  wissenschaftlichen 
Werthe  ist  natürlich  nicht  die  Rede. 

IL    Das  Recht  der  einzelnen  Staaten. 

Man  wäre  wohl  berechtigt,  eine  reiche  Entwicklung  des  Territorial- 
staatsrechtes —  sei  es  nun  des  allgemeinen,  alle  einzelnen  Bestandtheile  um- 
fassenden ,  sei  es  des  besonderen,  nur  Ein  Buudesglied  behandelnden  —  da  zu 
en\'arten,  wo  allmählig  mehr  als  dreissig  abgesonderte  Staaten  entstanden  sind. 
Dennoch  ist  dem  nicht  so.  Eine  solche  Literatur  besteht  bis  jetzt  in  den  Ver- 
einigten Staaten  nur  in  den  ersten  Anfängen. 

Was  das  allgemeine  Territorialstaatsrecht  betrifft,  also  die  Zusammen- 
stellung aller  derjenigen  Einrichtungen  und  Rechtssätze,  welche  in  sämmtlichen 
(oder  doch  vielen)  einzelnen  Gliederstaaten  bestehen,  die  geschichtliche  und 
vernünftige  Begründung  ihrer  Allgemeinheit,  die  Auszeichnung  ihrer  bedeutend- 
sten Abweichungen:  so  scheint  nicht  einmal  der  Gedanke  einer  solchen  Wissen- 
schaft bis  jetzt  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  bestehen.  Von  einem  Werke, 
welches  auf  diesem  Gedanken  und  auf  der  Grundlage  ausgedehnter  Studien  der 
Geschichte,  Gesetzgebung  und  Gewohnheit  beruhte,  ist  wenigstens  diesseits  des 
Meeres  nichts  bekannt ').     Man  darf  sich  wohl  hierüber  wundern,  und  die  Er- 


1)  Bouvier,  J. ,  Law  diclionary,  adapted  to  Ihe  Conslilulion  and  Laws  of  Ihe  U.  S. 
of  A.  and  of  the  several  States  of  the  Union.  I.  11.  Ed.  3.  Philad.,  1852.  — 
Burrill,  A.  M.,  A  new  Law  Dictionary  and  Glossary,  containing  füll  definilions 
of  the  principal  terms  .  .  compiled  on  the  basis  of  Spelman's  Glossary.  I.  IL 
N.  York,  1850.  —  HoUhouse,  New  Law  Diclionary.  Ed.  2.  Bost.,  1850. 
(Unbedeutend.) 

2)  Selbst  das,  in  manchen  Beziehungen  so  trefTliche,  Werk  T.  Walker's,  Inlroduc- 
tion  to  american  law,  (s.  über  dasselbe  oben,  S.  578)  befasst  sich  nur  einer 
Seits  mit  dem  Bundesrechte,  anderer  Seils  mit  dem  gemeinen,  d.  h.  in  allen 
Staaten  der  Union  geltenden  Straf-,  Civil-  und  Process-Rechte.  Das  allgemeine 
Staatsrecht  der  Staaten  ist  gar  nicht  beachtet,  obgleich  es,  selbstredend,  nicht  mit 
dem  Bundesrechle  zusammenfällt. 
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schciuung  als  einen  Beweis  von  noch  geringer  wissenschaftlicher  Entwicklung 
der  Rechtswissenschaft  in  den  Vereinigten  Staaten  hetrachten.  Der  Gedanke 
liegt  in  der  That  so  nahe;  das  Bedtlrfniss  eines  solchen  "Werkes  für  ein  un- 
ruhiges und  beständig  ortwechselndes  Volk  scheint  so  gross  zu  sein :  dass  man 
kaum  begreift,  wie  die  Aufgabe  nicht  schon  längst  gelöst  ist.  Und  wie  leicht 
wäre  die  Ausführung  im  Vergleiche  z.  B.  mit  dem  allgemeinen  deutschen  Ter- 
ritorialstaatsrechte !  Die  Gleichheit  der  Verfassungen  und  Gesetzgebungen  der 
amerikanischen  Bundesstaaten  ist  eine  bei  weitem  grössere  und  grüudlicliere,  als 
diess  bei  den  deutschen  Staaten  der  Fall  ist;  abgesehen  davon,  dass  die  Einwir- 
kungen des  Bundesrechtes  in  das  Rechtsleben  der  einzelnen  Staaten  weit  um- 
fassender und  tiefer  gehend  sind,  als  die  wenigen,  zufälligen  „besonderen 
Bestimmungen"  der  deutschen  Bundesacte.  Die  Verfassungen  der  neu  ent- 
stehenden Staaten  werden  genau  nach  dem  Muster  der  bereits  bestehenden 
entworfen,  letztere  zum  Theile  geradezu  abgeschrieben.  Die  beständige  Ver- 
mischung der  Einwohner  aller  Staaten  verbreitet  nothwendig  in  allen  Tbeilen 
der  Union  dasselbe  Rechtsbewusstsein.  Ueberdiess  ist  schliesslich  das  englische 
common  law  überall  die  Grundlage  des  Rechtes,  auch  wo  dieses  die  öflfentlichen 
Verhältnisse  berührt.  —  Hier  ist  also  noch  ein  ungeheures  Feld  belohnender 
Thätigkeit  offen.  Ob  denn  unter  der  grossen  Zahl  von  rechtsgebildeten  Deut- 
schen, welche  allmählig,  durch  Gründe  aller  Art,  in  die  Vereinigten  Staa- 
ten getrieben  worden  sind,  sich  Keiner  einer  solchen  Arbeit  unterzieht?  Ihre 
Ausbildung  in  unserem  gemeinen  deutschen  Rechte  befähigt  sie  offenbar  vor 
allen  Anderen  dazu. 

Bis  jetzt,  so  scheint  es  wenigstens,  hat  man  sich  in  dem  ganzen  Gebiete 
des  allgemeinen  nordamerikanischen  Territorialstaatsrechtes  mit  dem  Bruch- 
stücke eines  Werkes,  welches  unverbundenen  Stoff  sammelte,  und  mit  einer 
tabellarischen  Zusammenstellung  der  Verfassungen  zu  begnügen.  —  Ersteres 
ist  Griffith's,  durch  den  Tod  des  Verfassers  unterbrochene,  Sammlung  von 
Nachrichten  über  die  gesetzlichen  Einrichtungen  der  sämmtlichen,  zur  Zeit  der 
Erscheinung  des  Buches  bestehenden,  einzelnen  Staaten  *).  Das  Werk  hat 
"Werth,  weil  das  Gegebene  auf  Mittheilungen  bedeutender  Rechtsgelehrter  in 
allen  Staaten  beruht,  somit  ganz  zuverlässig  ist.  Freilich  ist  Vieles  indessen 
verändert  worden  durch  Umgestaltungen  der  Verfassungen,  neue  Gesetze,  u.  s.  w. 
Die  nicht  erschienenen  zwei  ersten  Bände  sollten  Bundesrecht  enthalten.  — 
Weit  unbedeutender  scheint  Smith's  Tabellenwerk  zu  sein.  Auch  bei  uns  be- 
stehen bekanntlich  dergleichen  Uebersichten;  allein  mit  Ausnahme  einer  obcr- 
jSächlichen  ersten  Zurechtfiudung  haben  sie  noch  keinem  Menschen  etwas  genützt 


1)  Griffith,  W.,  Uw  Register  of  Ihe  ü.  S.  UI  und  IV.  BurUngton,  182Z  (Bd.  I 
und  It  sind  nicht  erschienen.) 

2)  Smith,  Comparativc  view  of  tbe  ConsUtutions  of  the  several  States  wilh  each 
olhcr ,  and  with  that  of  the  U.  S.  Ed.  2,  1822.  •—  Ich  kenne  das  Buch  nur  aus 
den  Urlhcilen  Anderer. 
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Fast  noch  kläglicher  ist  es  mit  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des 
öffentlichen  Rechtes  der  einzelnen  Staaten  bestellt.  Nicht  ein  einziger 
von  allen  besitzt  eine  systematische  Darstellung  seines  Staatsrechtes ;  und  selbst 
Monographieen  scheinen  sehr  selten  zu  sein,  wenn  überhaupt  welche  bestehen. 
Es  ist  dieser  Zustand  aber  offenbar  noch  unbegreiflicher,  als  der  Mangel  einer 
alle  Staaten  umfassenden  Rechtsdarstellung.  Einer  Seits  liegen  die  Quellen 
vollkommen  klar  und  für  Jeden  zugänglich  vor,  in  den  Protokollen  der  ver- 
fassunggebenden und  der  gesetzgebenden  Versammlungen,  den  Berichten  der 
Staatsstellen  an  diese  Versammlungen,  den  Gesetzen  ').  Anderer  Seits  bedurfte 
es  gar  keiner  wissenschaftlichen  Abstraction ,  keines  ausgedehnten  Studiums ; 
war  keine  schwierige  Methode  und  keine  ausgedehnte  geschichthche  Forschung 
zu  gewältigen.  Der  Gedanke  lag,  bei  der  unzähligen  Menge  von  Büchern  aus 
allen  Zeiten  und  Ländern  über  positives  Staatsrecht  eines  einzelnen  Landes,  so 
gar  nahe.  Und  dass  in  Amerika  eine  Bearbeitung  weder  wissenschaftliches  noch 
praktisches  Bedürfniss  sei,  wird  doch  auch  wahrlich  Keiner  behaupten  wollen. 
Man  möchte  die  amerikanischen  Rechtsgelehrten  eben  so  schelten  über  die 
Vernachlässigung  ihrer.  Aufgabe ,  als  sie  beneiden  um  dieses  jungfräuliche  und 
doch  so  leicht  zu  bearbeitende  und  dankbare  Feld  schriftstellerischer  Thätigkeit. 

So  wie  nun  aber  einmal  die  Dinge  stehen,  sind  über  das  Staatsrecht  der 
einzelnen  Staaten  nur  Bruchstücke  oder  unverarbeiteter  Stoff  zu  benützen. 

Als  Bruchstücke  nämlich  mögen  etwa  die  Anweisungen  für  die 
Amtsführungen   der  Grafschafts-  un  d  Gemeinde -B  eamten    be- 


1)  Die  Zahl  und  der  Umfang  der  Quellen-Schriften  für  die  einzelnen  Staaten  ist  be- 
reits so  beträchtlich,  dass  es  Thorheit  wäre,  hier  auch  nur  den  Versuch  einer 
Aufzählung  zu  machen.  Es  ist  nicht  ein  einziger  Slaat,  welcher  nicht  seine  eigene 
Gesbtzsammlung  hätte,  (selbst  Wisconsin,  ja  Oregon  besitzen  bereits  solche;) 
in  vielen  sind  schon  rcvidirle  Ausgaben  derselben  vorhanden.  Ebenfalls  in  ahen 
Staaten  sind  Sammlungen  der  gerichtlichen  Entscheidungen,  Reports,  an- 
gelegt; in  den  älteren  Staaten  sogar  ganze  Reihen  von  Werken  dieser  Art,  zum 
Theile  aus  20  —  30  Bänden  bestehend,  (für  den  Staat  New-York  allein  betrugen 
im  J.  1853  die  verschiedenen  Werke  dieser  Art  zusammen  über  160  Bände.) 
Auch  diese  Berichte  sind  aber  von  Wichtigkeit  für  das  öffentliche  Recht.  Sodann 
sind,  fast  in  allen  Staaten  wenigstens,  die  Piotocolle  der  gesetzgebenden 
Versammlungen  gedruckt;  zum  Theile  hinaufgehend  bis  in  die  Zeil  des  Be- 
freiungskrieges, somit  ebenfalls  von  sehr  grossem  Umfange.  Endlich  sind  die  Mit- 
theilungen der  Staatenregierungen  verhältnissmässig  nicht  weniger  zahl- 
reich und  ausgedehnt,  als  die  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  selbst.  Unter 
diesen  sind  aber  höchst  belehrende  und  vortrefflich  gearbeitete  geschichthche  und 
statisüsche  Arbeiten.  —  Mit  Einem  Worte ,  die  Masse  ist  zwar  so  gross ,  dass 
schon  jetzt  ein  einzelner  Mensch  nicht  im  Stande  ist ,  dieselbe  in  allen  Staaten  zu- 
mal zu  gewaltigen ;  allein  der  Stoff  zur  Bearbeitung  je  des  einzelnen  Staatsrechtes 
—  aus  welchen  zusammen  denn  auch  eine  allgemeine  Uebersicht  gewonnen  werden 
könnte  —  ist  so  gut  oder  besser  vorhanden,  als  irgendwo  in  der  Welt. 
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trachtet  werden,  wie  deren  in  vielen,  ohne  Zweifel  in  den  meisten,  Staaten 
bestehen.  Sic  sind  freilich  nur  ein  kleiner  Theil  des  Verwaltungsrechtes,  und 
somit  ein  sehr  unbedeutender  Beitrag  zum  Ganzen;  doch  sprechen  sie  in  dop- 
pelter Beziehung  an.  Einmal  an  sich,  weil  dadurch  eine  deutlichere  Einsicht 
in  die  berühmte  örtliche  Selbstregierung,  namentlich  der  nordöstlichen  Staaten 
gewonnen  wird.  Sodann  in  ihren  Unterschieden  von  den  ursprünglichen  eng- 
lischen Einrichtungen.     Von  Wissenschaft  ist  da  freilich  nicht  die  Rede  *). 

Der  unverarbeitete  Stoff  aber  besteht  ausser  den  Verfassungen  und  Ge- 
setzen ,  hauptsächhch  aus  zweierlei  Arten  von  Urkunden.  —  Einmal  aus  den 
eben  so  zahlreichen  als  umfassenden  Berichten  und  Actenstücken,  welche  in 
sämmtlichen  einzelnen  Staaten  der  Volksvertretung  von  den  verschiedenen  Be- 
amten regelmässig  vorgelegt  werden.  So  also  z.  B.  über  den  Zustand  des  ün- 
terrichtswesens ,    der  Gefängnisse,   der  öffentlichen  Bauten,  über  Gegenstände 


1)  Ich  gebe  gerne  zu,  von  diesen  Fragmenten  einer  Bearbeitung  des  Tcrritorialstaats- 
rechles  auch  nur  eine  sehr  fragnieutarische  Kenntniss  zu  haben;  und  selbst  diese 
erstreckt  sich  in  der  Regel  nicht  weiter,  als  auf  die  Titel.  Um  jedoch  einen  Be- 
griff von  dieser  Art  von  Büchern  zu  geben,  mögen  nachstehende  beispielsweise 
genannt  sein.  Vermont:  Griffith,  W.,  Trealise  on  Jurisdiction  of  Justiccs  of  the 
Peace.  BurLngt.,  1813.  —  Massachusetts:  Heard,  F.  F.,  Treatise  upon  the 
authority  and  duty  of  Juslices  of  the  Peace.  Ed.  3.  Bost.,  1853.  —  New -York: 
Backus,  J.,  Digest  of  law  rcl.  to  the  duties  of  Sheriff,  Coroner  and  Constable. 
N.York.,  1812.  Watson,  W.  H.,  Treatise  on  the  law  rel.  to  the  office  and  duty 
of  Sheriff.  N.Y.,  18.34.  Allen,  0.,  Tlie  duües  and  liabihües  of  Sheriff.  N.Y.,  1S4G. 
Hayden,  Ch.,  The  law  and  practice  of  the  Justice  of  the  Peace.  N.Y.,  s.  a. 
Water  man,  Th.  N.,  Trealise  on  the  civil  Jurisdiction  of  the  Justice  of  the  Peace. 
N,Y.,  184G.  —  New -Jersey:  Ewan,  J. ,  New-Jersey-Juslice.  A  treatise  on  tlie 
Office  of  the  J.  of  the  P.,  Sheriff,  Coroner,  Conslahle.  Ed.  4.  N.Y.,  1847.  —  Penn- 
sylvanien:  M'Kinny,  Pennsylvania  Justice  of  the  Peace.  Ed.  2.  Pliilad.,  1852. 
—  Oliio,  Indiana  und  Kentucky:  Gwynne,  A.  E. ,  Practical  trealise  on  the 
law  of  Sheriff  and  Coroner ,  wilh  forms  and  references  to  tlie  Slales  of  0.  J. 
and.  Kentucky.  —  Der  einzige  Versuch  einer  übersichtlichen  Bearbeitung  dieser 
örtlichen  Verwaltung  (abgesehen  etwa  von  den  Schilderungen  in  Ebeling's  Be- 
schreibung von  Nordamerika  und  von Tocqueville)  ist  gemacht  in:  Bc^chard,  Lois 
muoicipales  des  republiques  de  la  Suisse  et  des  Etats-Union.  Par,  1852.  Allein 
es  ist  wenig  damit  gewonnen.  Dass  der  Verfasser  wenig  für  das  Versländniss  dei 
schweizerischen  Gemeindewesens  geleistet  hat,  ist  bereits  oben,  S.  494,  bemerkt. 
Ist  nun  aoch  das,  was  er  über  die  örtliche  Verwaltung  in  den  Vereinigten  Staaten 
miltheiU,  somit  über  die  Towns,  die  Cities  und  die  Counties,  etwas  ausfülirlichcr 
und  eingehender:  so  hat  er  doch  auch  hier  nur  eine  trockene  Aufzählung  der  den 
einzelnen  Beamten  gesetzUcb  zustehenden  Rechte  aus  den  Gcsclzen  abgeschrieben, 
and  zwar  wieder  nur  von  einem  oder  zwei  der  östlichen  Staaten.  Hierdurch  er- 
hält man  aber  weder  ein  lebendiges  Bild  der  Gestaltung  des  Systcmcs  in  der 
Wirklichkeit ,  noch  auch  nur  eine  gründliche  Einsicht  in  die  rechtliche  Stellung  der 
verschiedenen  Behörden. 
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des  Gerichtswesens ,  des  Staatshaushaltes  u.  s.  w.  Der  Umfang  dieser  Mitthei- 
lungen ist  in  den  grösseren  und  älteren  Staaten  ganz  erstaunlich ;  und  natürlich 
dem  entsprechend  auch  die  Ausführlichkeit  des  Inhaltes.  Allein  um  so  noth- 
wendiger  wäre  eine  Bearbeitung.  —  Zweitens  aber  aus  den  Protokollen  der 
zur  Entwerfung  oder  Abänderung  von  Staaten-Verfassungen 
einberufenen  Versammlungen  (Conventions.)  Da  beinahe  sämmtliche 
Staaten  nicht  nur  bei  ilirer  Lostrennung  von  England  oder  bei  ihrer  ersten 
Gründung  sich  Verfassungen  gegeben  haben,  sondern  auch  ein  gi'osser  Theil 
derselben  später  Abänderungen  entweder  wirklich  vorgenommen  oder  wenigstens 
solche  berathen  hat:  so  ist  die  Zahl  der  Älittheilungen  über  Verfassungsver- 
handlungen sehr  bedeutend  ^).  Dieselben  sind  nun  von  der  höchsten  Wichtigkeit 
sowohl  für  die  Kenntniss  des  geltenden  Rechtes,  als  auch  in  allgemeiner  staats- 
rechtlicher Beziehung.  Einmal  ist  es  immerhin  ein  sehr  interessantes  Schau- 
spiel, der  Bildung  eines  ganz  neuen  Staates  durch  bcwussten  Willen  und  unter 
ausführlicher  systematischer  Besprechung  aller  einzelnen  Pimkte  zuzusehen. 
Diese  verfassungberathenden  amerikanischen  Versammlungen,  deren  Beschlüsse 
sodann  dem  gesammten  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt  werden,  sind  eine 
thatsächliche  Widerlegung  der  Behauptung  von  Haller  u.  s.  w.,  dass  die  Grün- 
dung eines  Staates  durch  Vertrag  aller  Theilnehmenden  noch  niemals  vorge- 
kommen und  eine  ganz  unzulässige  Fiction  falscher  philosophischer  Lehre  sei. 
So  thörigt  es  allerdings  ist,  diesen  Ursprung  in  solchen  Staaten  anzunehmen, 
welche  geschichtlich  auf  andere  Weise  entstanden  sind ;  und  so  völhg  ungeheuer- 
lich z.  B.  der  Versuch  Acherley's  ist,  die  englische  Verfassung  auf  eine  Reihe 
von  Verträgen  zu  stellen,    welche  unter  dem  Vorsitze  des  „Britannus"  mittelst 


1)  Ich  kann  übrigens  nur  nachfolgende  näher  bezeichnen:  Proceedings  of  the  Con- 
vention of  Pennsylvania,  that  formed  the  Constitution  of  Pennsylvania,  "witli 
the  Charter  of  W.  Penn  and  the  Const.s  of  1776  and  1790.  Harrisb.,  1825.  — 
Debates  and  Proceedings  of  the  State  Convention  of  Virginia,  1829—30. —  Deba- 
tes  of  the  Convention  of  North- Carolina,  raet  at  Raleigh,  in  1835.  Ral.,1836. 
—  Döbates  of  the  Convenüon  of  Louisiana  in  1845.  —  Debates  and  Proceedings 
of  the  Convention  for  the  revision  of  tlic  Const  of  the  State  of  New-York.  Al- 
bany,  1846. —  Journal  of  the  Convention  of  New-Jersey,  1844.  —  Report  of 
the  Debates  of  the  Convention  of  California  on  the  formation  of  the  State  Con- 
stitution in  1849.  By  R.  Rosse  Brown,  Wash. ,  1850.  (Die  Versammlung  war 
in  Montcrey;  allein  es  befand  sich  dort  noch  keine  Druckerei.)  —  Official  report 
of  the  Debates  and  Proceedings  of  the  State  Convention  in  1853  to  revise  the  Const. 
of  the  Commonwealth  of  Massachusetts.  I— III.  Bost.,  1853.  (Auch  die  Ver- 
handlungen der  beiden  früheren  verfassunggebenden  Versammlungen  von  1779 — 
1780  und  1820  sind  später  amttich  bekannt  gemacht  worden:  Journal  of  the  Con- 
vention for  framing  a  Const.  of  Government  for  Massachusetts.  1779 — 1780.  Bost., 
1832.  —  Journal  of  the  Debates  and  Proceedings  of  the  Convention  of  Delegates 
chosen  to  revise  the  Constitution,  1820-21.  Ed.  2.    Bost.,  1853.) 
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.pariamentarisclier  Verhandlungen  abgeschlossen  worden  seien :  so  liegt  hier  in 
Amerika  die  Thatsachc  nalvt  und  unbestreitbar  vor.  Und  es  kann  die  recht- 
liche Bedeutung  des  Vorganges  in  keiner  Weise  vermindern,  dass  die  auf  solche 
Weise  gegrflndetc  Staaten  Mitglieder  eines  Bundes  sind  und  über  dessen  Ver- 
fassung jetzt  nichts  mehr  zu  beschliessen  haben,  und  dass  sich  die  neuen  Grund- 
gesetze lediglich  innerhalb  des  Grundgedankens  einer  bestimmten  einzelnen 
Staatsform  halten  und  halten  müssen.  Die  Frage  ist  ja  nur:  ob  es  möglich 
sei,  überhaupt  einen  Staat  aus  Nichts,  d.  h.  aus  bisher  völlig  unverbundenen 
Bestandtheilen ,  durch  freie  Uebereinstimmung  aller  Betheiligten  zu  gründen? 
Diese  Frage  erhält  aber  eine  klare  Antwort.  Zweitens  aber  sind  namentlich 
die  in  den  letzten  Jahren  abgehaltenen  Versammlungen  dieser  Art  dcsshalb 
höchst  belehrend,  weil  sich  in  ihnen  die  logische  Fortentwicklung  des  demo- 
kratischen Principes  mit  unwiderstehlicher  Folgerichtigkeit  und  Kraft  geltend 
macht.  Natürlich  ist  der  Inhalt  der  Berathungen  von  sehr  verschiedenem  Wer- 
the,  je  nachdem  die  Versammlung  in  einem  der  älteren  und  gesittigteren  Staaten 
zur  Abänderung  des  bestehenden  Gesetzes  bestimmt  und  zu  dem  Ende  mit  den 
tüchtigsten  und  gebildetsten  Männern  besetzt  ist;  oder  ob  sie  in  einer  kaum 
den  Indianern  abgenommenen  Wildniss  zur  Gründung  eines  ganz  neuen  Staats- 
wesens gehalten  und  aus  den  wunderlichen,  theils  rohen  theils  sittlich  zweifel- 
haften Abgeordneten  von  Hinterwäldlern  besteht.  Während  unter  jenen  vol- 
lendete Staatsmänner  und  Redner  auftreten,  und  manche  ihrer  Erörterungen  den 
schönsten  Erscheinungen  in  der  Staatswissenschaft  zuzuzählen  sind;  ist  hier 
freilich  ausser  etwas  Ueberlieferung  aus  den  älteren  Gegenden  und  gesundem 

Menschenverstände  nichts  zu  finden. 
* 
Nachstehende  Bemerkungen  werden  einen  Begriff  von  den  beiden  End- 
punkten der  staatlichen  Bildung  in  den  Vereinigten  Staaten  geben.  Die  Ver- 
handlungen zur  Gi*ündung  des  Staates  Californien  zeigen  die  in  den  ersten 
Anfängen  eines  demokratischen  Staates  wirkenden  Ansichten  und  Kräfte;  in  der 
zur  Vornahme  von  Aenderungen  in  der  Verfassung  von  Massachusetts  ein- 
berufenen Versammlung  aber  stehen  sie  auf  dem  Höhepunkte  der  jetzigen  demo- 
kratischen Bildung. 

Californien  gieng  nicht  durch  den  Zwischenzustand  eines  „Territoriums". 
Nach  der  Eroberung  war  es  zunächst  von  den  Vereinigten  Staaten  nur  militä- 
risch besetzt  worden;  als  sich  aber  in  Folge  der  Entdeckung  des  Goldes  eine 
Schaar  Abentheurer  aus  allen  Ländern  der  Erde  dahin  stürzte,  wurde  die  Be- 
völkerung plötzlich  so  gross,  dass  die  Bildung  eines  eigentlichen  Staates  nach 
den  Grundsätzen  des  Bundes  möglich  und  nöthig  war.  In  Gemässheit  einer 
Aufforderung  der  militärischen  Befehlshaber  wählten  die  Einwohner  Abgeordnete 
zur  Entwerfiing  einer  dem  gesammten  Volke  zur  Annahme  vorzulegenden  Ver- 
fassung. Die  Zusammensetzung  der  Versammlung  entsprach  ganz  der  cigeu- 
thttmüchcn  Beschaffenheit  der  Bevölkerung.  Sie  bestand  aus  einigen  schlauen, 
gold-  und  ehrgeitzigen,  wie  es  scheint  sittlich  zum  Theile  mehr  als  verdächtigen 
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Advocaten ;  rohen  und  unwissenden  Splittern  aller  möglichen  Zustände ;  endlich 
einigen  Mexicanern  spanischer  Abkunft,  offenbar  weit  den  ehrcnwerthesten  unter 
Allen,  aber  im  Nachtheile  durch  Unkenntniss  der  Sprache,- und  als  Neueroberte 
von  den  eingedrungenen  Amerikanern  wenig  beachtet.  Die  Versammlung  trat 
in  Montercy,  einer  ärmlichen  Ansiedlnng,  in  welcher  nicht  einmal  eine  Drucker- 
presse war,  zusammen,  entschlossen  in  kürzester  Zeit  ihre  Aufgabe  zu  lösen,  um  so 
bald  als  möghch  wieder  zu  einträglicheren  Beschäftigungen  zurückzukehren,  und 
über  die  wesentliche  Grundlage  der  neuen  Scliöpfung  ohnedem  ganz  einver- 
standen, Dass  eine  möglichst  entwickelte  Demokratie  zu  gründen  sei,  unterlag 
keinem  Zweifel;  ebenso  wenig,  dass  die  jüngsten  in  den  Vereinigten  Staaten 
zu  Stande  gebrachten  Verfassungen,  als  die  in  Freiheitsrechten  am  weitesten 
gehenden,  die  besten  Muster  seien:  und  so  kam  es  denn,  dass  die  Versamm- 
lung in  unglaublich  kurzer  Zeit  über  die  Grundsätze  ins  Reine  kam,  (z.  B.  fast 
sämmtliche  staatsbürgerliche  —  Grund  —  Rechte  in  Einer  Abendsitzung  fest- 
stellte ,)  und  nur  über  unmittelbar  ins  Leben  einschlagende  Fragen  längere  Ver- 
handlungen pflog,  so  über  die  Taggelder,  die  Wahlbezirke,  die  Zulassung  frei- 
gelassener Sklaven  u.  s.  w.  Die  Verhandlungen  wurden  mit  leidlichem  Anstand^ 
und  mit  der  jedem  Amerikaner  beiwohnenden  Kenntniss  parlamentarischer  Ge- 
schäftsformen geführt;  die  Reden  waren,  und  so  weit  allerdings  nicht  nach 
Landessitte,  von  keiner  unerträglichen  Länge ;  nur  gelegentlich  brach  etwas  Hinter- 
wäldlerthum  durch.  Dagegen  war  die  stoffliche  Behandlung  unglaublich  dürftig. 
Dass  eine  solche  Versammlung  nicht  in  tiefe  rechtsphilosophische  Erörteningen 
oder  gründliche  politische  Darlegungen  von  Erfahrungen  anderer  Zeiten  und 
Länder  eingieng,  ist  eben  so  natürlich,  als  es  au  sich  zweckmässig  war;  allein 
etwas  mehr  Unbefangenheit  in  der  "Würdigung  der  eigenen  Lebenserfahrungen 
und  einige  Kenntnisse  der  alltäglichsten  staatlichen  Sätze  hätte  man  doch  er- 
warten dürfen.  Die  Naivität  der  Unwissenheit  geht  zuweilen  et\yas  weit;  so 
unter  Anderem,  wenn  der  Gelehrte  der  Versammlung  sie  versichert,  der  Writ 
of  Habeas  Corpus  finde  sich  schon  in  „the  first  Justinian."  —  Allein,  wie 
dem  nun  immer  sein  mag :  die  naturwüchsigen  Gesetzgeber  brachten  in  wenigen 
Wochen  eine  Verfassung  zu  Stande,  welche  nicht  schlimmer  und  nicht  besser 
war;  als  die  der  meisten  übrigen  Bundesstaaten;  das  Volk  nahm  sie  an;  die 
ganze  Staatsmaschine  kam  ohne  Anstand  in  den  Gang.  Die  Zustände  sind, 
freihch  auch  jetzt  noch  in  Californien  etwas  wild  und  unsicher;  und  die  neu 
gegründete  Staatsgewalt  ist  weder  in  sehr  zuverlässigen  Händen,  noch  sehr  kräf- 
tig und  geordnet:  allein  man  muss  billigermaassen  den  ganz  ausserordentlichen 
Verhältnissen  Rechnung  tragen,  und  unläugbar  bessert  sich  auch  das  Rechts- 
leben allmählig.  Kurz,  ein  Staat  ist  durch  allgemeine  Zustimmung,  ohne  alle 
andere,  als  rein  thatsachliche,  vorgängige  Einrichtungen,  mitten  in  der  Wildniss 
zu  Stande  gekommen;  der  Grundsatz  der  Volksherrschaft  in  seiner  weitesten 
Ausdehnung  ist  gewählt  worden  und  lässt  sich  im  Leben  leidlich  anwenden; 
praktischer  Sinn  und  Freiheitsgewohnheit  haben  auch  ungebildete  oder  sonst 
wenig  geeignete  Männer  zu  einem  Werke  befähigt,  an  welchem  anderwärts  die 
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Ersten  der  gebildetsten  Völker  gescheitert  sind,  freilich   bei  mehr  Schwierig- 
keiten, aber  auch  bei  viel  grösseren  Mitteln. 

Eben  so  bedeutend,  nur  freilich  in  anderen  Beziehungen,  ist  der  jüngste 
Versuch  Massachusetts.    Schon    zweimal   seit   der   Lostrennung   von  England 
hatte  dieser  Staat,  der  Sitz  der  höchsten  Bildung  und  der  ehrenhaftesten  Sitten- 
strenge  in  Amerika,   seine  Verfassung   verändert;    das  letztemal  im  J.  1820. 
Dennoch  wurde  eine  neue  Verbesserung  gewünscht,   dem  Volke  vorgeschlagen 
und  endlich ,  nach  einigen  Zurückweisungen,  von  diesem  auch  die  Bildung  einer 
Versammlung  genehmigt,   welche  ihm  Verbesserungsvorschlüge   machen  sollte. 
Allerdings  gieng  der  Volksschluss   nur    mit   geringer   Stimmenmehrheit   durch 
(mit  66,416  gegen  54,112  Stimmen);  das  reiche  und  conservative  Boston  war 
neuen  Versuchen  entschieden  abgeneigt.    Die,   selw   zahlreiche,  Versammlung 
trat  am  4.  Mai  1853   zusammen,    und   brachte   bis  zum    1.  August   ihre  Be- 
schlüsse in  der  Form  von  acht  bestimmt  ausgearbeiteten  Aenderungs-Vorschlä- 
gen  zur  bestehenden  Verfassung  zu  Stande.    Die  Arbeit  war  allerdings    verge- 
bens; denn  sämmtliche  Anträge  wurden  bei  der  im  ganzen  Staate  veranstalteten 
allgemeinen  Abstimmung  einzeln   verworfen,  freilich   mit  nicht  grossen  Mehr- 
heiten.    Etwa  60 — 67,000  Stimmen  waren  für  die  Annahme ;  kaum  über  68,000 
waren  für  die  Ablehnung.    Trotz  dieses  Misslingens   sind  jedoch  die  Verhand- 
lungen im  höchsten  Grade    ansprechend   und  belehrend ;  und  es  ist  sehr  dan- 
kenswerth,  dass  sie  iu  solcher  Ausführlichkeit  amtlich  mitgetheilt  worden  sind*). 
Es  ist  unmöglich ,    anders  als  mit  hoher  Achtung  vor    der   grossen  Begabung, 
der  staatlichen  Durchbildung  und  den  vielfachen  Kenntnissen  mancher  Mitglieder 
zu  reden;  und  Alles  in  Allem   genommen  macht  diese   Demokratie   eines  der 
alten  und  am  weitesten  vorgeschrittenen  amerikanischen  Staaten  einen  sehr  gu- 
ten Eindruck.    Auch  es  ist  nicht  etwa  blos  die,   allerdings  sehr  ausgebildete, 
Kunst  der  Rede,    welche  einnimmt;   sondern    die  Reife   der  Gedanken    und 
des  "Wissens.    Zwar   ist  ein  merklicher  Unterschied   zwischen   den   nicht   nur 
weit  rascheren  und  zu  Versuchen  geneigteren,  sondern  auch  offenbar  an  allge- 
meiner und  an  staatlicher  Bildung  zurückstehenden  Führern  der  vordrängenden, 
ultrademokratischen  Parthei ,  bei  welchen  selbst  gelegentliche  Spuren  von  Roh- 
heit und  Ungezogenheit  vorkommen ;  und  den  weit  gewiegteren  und  staatsmänni- 
scheren Hauptrednern  der  Conservativen.    Männer  wie  der  V.  St.  Senator  Choa- 
tes,  der  Oberstaatsanwalt  Uallett,  die  Professoren  Greenleaf  und  Parker,  einige 
der  früheren  Statthalter,  namentlich  aber  der  begabte  imd  dabei  ebenso  mu- 


1)  Der  Umfang  dieser  Protocollc  ist  freilich  kein  geringer.  Die  drei  Bände  betragen 
nicht  weniger  aU  2831  Seilen  Lexicon-Octav ,  in  doppelten  Kolumnen  mit  sehr 
kleinem  Drucke;  also  den  Inhalt  voa  wenigstens  sechs  bis  acht  gewöhnUchcn  Bau- 
den. Nur  der  Umstand,  dass  die  doch  nicht  ganz  drei  Monate  dauernde  Versamm- 
lung fast  tägUch  zwei  lange  Sitzungen  hielt,  erklärt  eine  solche  Ausdehnung  der 
Verhandlungen. 
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thige  als  besonnene  Advocat  Dana,  würden  jeder  gesetzgebenden  Versammlung 
der  Welt  zur  Zierde,  gereichen.  —  Die  einzelnen  verhandelten  Fragen  zu  be- 
sprechen, ist  hier  nicht  der  Ort;  auch  versteht  sich  von  selbst,  dass  dieselben 
nicht  etwa  die  Grundlage  des  Staatslebens  betreffen.  Nicht  nur  stand  natürlich 
fest,  dass  überhaupt  eine  repräsentative  Demokratie  in  Massachusetts  zu  be- 
stehen habe;  sondern  auch  der  eingeführte  Staatsorganismus  war  in  der  Haupt- 
sache nicht  in  Frage  gestellt.  Die  Aenderungsvorschläge  betrafen  nur,  einen 
Theiles,  eine  gleichere  Vertheilung  der  Volksvertretung,  indem  diese  jetzt  nicht 
nach  der  Kopfzahl,  sondern  nach  Gemeinden  (towns)  geschieht,  welche  im  Innern 
des  Staates  ungleich  weniger  bevölkert  sind,  als  an  der  altbewohnten  und  han- 
deltreibenden Küste;  andern  Theiles  die  Einführung  der  in  anderen  „mehr 
vorgeschrittenen"  Staaten  bereits  bestehenden  Weiterentwicklungen  der  Demo- 
kratie, also  Wahl  der  Richter,  Beseitigung  des  Staatsrathes  des  Statthalters, 
Ernennung  sämmtlicher  Verwaltungsbeamten  vom  Statthalter  an  durch  allge- 
meines Stimmrecht  u.  s.  w.  Ausserdem  noch  eine  Reihe  von  untergeordneten 
einzelnen  Punkten.  Am  belehrendsten  sind  die  Verhandlungen  über  diejenigen 
Fragen,  welche  die  logische  Entwicklung  des  demokratischen  Gedankens  her- 
beiführte, in  so  ferne  sich  daraus  nicht  nur  die  Tragweite  des  Principes  erken- 
nen lässt,  sondern  es  auch  interessant  ist  zu  sehen,  wie  sich  gelegentlich  theils 
die  Scheue  vor  Unausführbarem  und  Schädlichem,  theils  Partheirücksichten 
der  vollen  Folgerichtigkeit  zu  entziehen  suchten.  Namentlich  war  die  vorzugs- 
weise demokratische  Parthei  in  zwei  Fällen  in  grosser  Verlegenheit.  Einmal, 
um  einer  gleichen  Vertheilung  der  Mitglieder  des  Repräsentantenhauses  zu  ent- 
gehen und  die  herkömmliche  Wahl  nach  Gemeinden  zu  erhalten,  weil  jene, 
offenbar  allein  folgerichtige,  Bestimmung  eine  Anzahl  von  Stellen  von  den  klei- 
nen Gemeinen  auf  die  grossen  Städte  übertragen  hätte,  in  welchen  sie  geringe- 
ren Einfluss  hat.  Zweitens,  um  dem  für  die  Weiber  geforderten  Stimmrechte 
zu  entgehen,  welches  mit  Nothwendigkeit  aus  ihren  Vordersätzen  folgte,  und 
doch  ihrer  staatlichen  Einsicht  zuwider  war.  Aber  auch  die  Erhaltenden  waren 
in  häufigem  Nachtheile,  weil  sie  dem  Satze  nicht  zu  widersprechen  wagten, 
dass  das  Volk  in  der  Demokratie  nicht  blos  die  Quelle  der  Staatsgewalt  und 
zu  einer  in  seinem  Sinne  und  unter  Verantwortlichkeit  gegen  dasselbe  han- 
delnden Regierung  berechtigt  sei,  sondern  auch  an  der  Leitung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  so  weit  als  immer  möglich  unmittelbaren  Antheil  zu 
nehmen  habe.  Die  Frage :  ob  sie  denn  dem  Volke  misstrauen  ?  wurde  ihnen 
bei  jeder  Gelegenheit  als  ein  Medusenhaupt  entgegengehalten.  Es  unterliegt 
kaum  einem  Zweifel,  dass  allmälilig  die  diessmal  noch  nicht  erlangten  vol- 
len Folderungen  des  Gedankens  der  Volksregierung  auch  im  Massachusetts 
werden  durchgeführt  werden ;  allein  nicht  minder  wahrscheinUch  ist  es,  dass  — 
in  einer  freilich  nicht  zu  bestimmenden  späteren  Zeit  —  die  Ergebnisse  dieser 
Staatsauffassung  zu  einer  Prüfung  der  obersten  Grundsätze  nöthigen.  Nicht 
etwa,  dass  eine  Aufgebung  der  Demokratie  an  sich  irgend  zu  erwarten  stünde ; 
wohl  aber  scheint  es  nothwendig,  den  Grundsatz  zur  Anerkennung  zu  bringen, 
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dass  auch  in  der  Demokratie  die  Ausübung  von  staatlichen  Functionen,  na- 
mentlich des  Wahlrechtes,  nicht  blos  ein  Recht,  sondern  ein  öffentlicher  Auf- 
trag sei,  welcher  nur  von  den  dazu  Tauglichen  vorgenommen  werden  könne; 
aod  eine  richtige  Beurtheilung  der  zur  guten  Führung  eines  Amtes  nöthigen 
Eigenschaften  durch  eine  eigene  Kenntniss  von  Menschen  und  Geschäften  be- 
dingt, daher  nur  in  Beziehung  auf  örtliche  Stellen  von  der  Gesammtheit  der 
Bürger  zu  erwarten  sei.  —  Leider  allerdings  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  nur  entweder  ein  grosser  Unfall  oder  eine  lange  fortgesetzte  Reihe  von 
sehr  fühlbaren  Üebelständen  die  üeberzeugung  von  der  Unrichtigkeit  der  jetzi- 
gen Auffassung  so  allgemein  verbreiten  und  so  stark  machen  wird,  dass  sie 
auch  Wirkung  erhält.  Das  eben  ist  das  Unglück,  dass  in  einer  Demokratie 
eine  friedliche  Beschränkung  des  Regierung.sprincipes  weit  schwieriger  zu  be- 
werkstelligen ist,  als  in  jeder  andern  Staatsform,  weil  sie  nur  von  einer  Einsicht 
der  grossen  Menge  in  ihre  eigene  Unfähigkeit  und  in  die  bisher  gemachten 
Fehler  ausgehen  kann.  Ein  mit  eindruckmachender  Gewalt  drängender  ausser- 
halb des  Regierungsprincipes  stehender  Wille,  —  wie  z,  B.  in  der  Monarchie  der 
Volkswille  oder  der  Einfluss  eines  mächtigen  Standes  sein  kann  —  besteht  ja  hier 
nicht.  Zur  Erzeugung  einer  demüthigcnden  Selbsterkenntniss  und  zum  Ent- 
schlüsse einer  Aufgebung  bisher  geübter  Rechte  gehört  nun  aber  tiberall  viel; 
am  meisten  aber  sicher  in  der  Volksherrschaft,  wo  die  Lehre  von  einer  fast 
mysteriösen  Befähigung  die  Menge  und  von  einer  ewigen  Berechtigung  dersel- 
ben zur  Selbstregierung  durch  die  Schmeicheleien  der  Bewerber  um  Gunst 
und  Einfluss  zum  förmlichen  Glaubensartikel  gemacht  ist. 


Die  vorstehende  Uebersicht  ist  nicht  ganz  vollständig,  also  auch  nicht 
ganz  richtig.  Allein  sie  mag  hoffentlich  als  Ausgangspunkt  ftlr  eine  künftige 
Vervollständigung  und  als  Anfang  einer  Geschichte  dienen;  und  überdiess  schon 
selbst,  wie  sie  nun  auch  beschaffen  ist,  einen  Begriff  davon  geben,  dass  jen- 
seits des  Meeres  nicht  nur  ein  in  vielen  Beziehungen  wunderbares  und  merk- 
würdiges Reich,  sondern  auch  bereits  eine  Bereicherung  der  Wissenschaft  ent- 
standen ist.  Es  darf  als  nichts  Geringes  angesehen  werden,  dass  in  den 
Vereinigten  Staaten  wenigstens  die  Grundlage  zur  Ausfüllung  einer  grossen  Lücke 
in  dem  Gesammtgebiete  der  Staatswissenschaften  gelegt  ist.  Die  bestehenden 
Einrichtungen  Europa's  bringen  es  mit  sich ,  dass  bei  uns  das  öffentliche  Recht 
und  die  Politik  einer  der  hauptsächlichsten  Formen  der  neuzeitlichen  Staats- 
aoffassong  —  mit  cmziger  Ausnahme  der  kleinen  Schweiz  —  keine  Bearbei- 
tung finden.  Wenn  denn  die  amerikanische  Literatur  vorzugsweise  auf  dieses 
Feld  gewiesen  ist,  so  hat  sie,  ausser  ihrem  unmittelbaren  Nutzen  für  das  Land 
und  das  Leben,  auch  noch  eine  allgemeinwisscnschaftlichc  Aufgabe.  Ihre 
jetzigen  Anfänge  beweisen  aber  bereits,  dass  sie  mit  der  Zeit  dieselbe  zu  erfüllen 
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gesonnen  und  geeignet  ist.  Uns  aber  liegt  ob,  diese  Bereicherung  des  mensch- 
lichen Denkens  und  Wissens  nicht  unberücksichtigt  zu  lassen,  sondern  mit  offe- 
nem Sinne  und  unbefangener  Anerkennung  die  Rückzahlung  anzunehmen, 
durch  welche  Amerika  seine  von  der  alten  Welt  erhaltene  geistige  Ausstattung 
zu  ersetzen  beginnt.  Allerdings  erweitert  sich  dadurch  das  Gebiet,  in  wel- 
chem unsere  Staatsgelehrten  und  Bücherkenner  heimisch  sein  sollen ;  allein  die 
Wissenschaft  ist  ja  kein  faules  Ruhekissen,  sondern  findet  ihren  Hauptreiz  und 
ihre  beste  Belohnung  in  immer  lebendiger  Thätigkeit  und  weiterem  Vordrin- 
gen.   Nur  der  gelehrte  Handwerker  denkt  anders. 
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